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gerichtliche   Beweis 


nach 


mosaisch -talmndischem  Rechte. 


Ein  Beitrags 


/.ur 


KeoDtoiss  des  mosaisch -talmudischeo  CrimiBal- 

uDd  CivilrechtSt 

Nebst   einer   Untersuchung 

'  über 

die  Preussisclie  Gesetzgebung  hinsichtlich  des  Zeugnisses 

der  Juden. 


Von 


Dr.  ^.  /rankrl, 

Oberrabbiner. 


Berlin,  1846. 

Vorlag    von    Veit    &    Comp. 


Vorwort. 


Der  Kampf  um  Gleichheit  der  Rechte,   um  Aiierkennuag 
des  Juden  ab  berechtigten  Sohnes  des  Vaterlandes  ist  bis 
Eur  Erschöpfung  gefuhrt:  es  wurde  mit  erprobten  Waffen 
gefochten,  wurden  die  Gregner  von  einer  Position  aus  der 
andern   verdrängt;    und  hat  sich   dennoch  kein   Sieg   er- 
geben ,  so  liegt  die  Schuld '  allein  an  dem  ungleichen  Ge- 
biete, auf  welchem  man  sich  bewegt:  der  Judo  stehet  auf 
dem  geistigen  Boden   des  Rechts  und  ihm  gegenfiber  er- 
hebt sich  als  Gegnerin  die  materielle  Macht.     Neue  Grunde 
sind    schwerlich   mehr    vorzubringen:    neue    Bestrebungen 
durften    nur    zum    Selbstaufgeben,    zur    feilen  Kriecherei 
fuhren;  das  Recht  muss   in  sich   ein  Bewusstsein  tragen^ 
es  will  als  Recht  anerkannt  werden;  Ooncessionen ,  direkt 
oder  indirect,  bewähren,  dass  man  an  seinem  Rechte  ver- 
zweifle,  die   Ueberzeugung,    dass   es   ein  gutes  sei,   nie 
gehabt  habe.     Doch  wie  die  Gesetzgebungen  sich  hier  zu- 
recht finden  mögen,    was    sie  dem   gerechten  Verlangen 
entgegensetzen.  Eines  ist  das  unbestritten  vermieden  wer- 
den muss:  Ungleichheit  vor   dem   Gesetze.     Gerechtigkeit 
ist  ehi  zu   heiliges  Palladium    jeder    Staatsverfassung   ab 
dass  esaus  Rucksichten  oder  Vorurtheilen  verletzt  werden 
durfte;  in  einem  Theile  angetastet  ist  die  innere  Harmonie 
der  Rechtsnormen  aufgelöst.     Auch  hier  sind  noch  manche 


'     IV 

Schwächen  zu  überwinden,  sind  noch  man^ie  verwitterte 
Unterlagen,  die  die  alte  Zeit  zurückgelassen  zu  entfernen, 
und  je  weniger  die  heutigen  Gesetzgebungen  dem  Fana- 
tismus Einfluss  auf  die  Legislation  gestatten,  desto  leb- 
hafter muss  dem  hohen  Gebote  der  Gleichheit  vor  dem 
Gesetze  Folge  geleistet  werden. 

Einer  solchen  Unebenheit  zu  begegnen  war  das  Ziel 
der  von  mir  im  Jahre  1840  veröfTentlichten  Monographie 
„die  Eidesleistung  der  Juden  in  theologischer  und  histo- 
rischer Beziehung  ^^  die  eine  formelle  Verletzung  der  Ge- 
rechtigkeit hinsichtlich  des  Juden  nachwies.  Das  gegen- 
wärtige Werk,  das  mit  jenem  in  inniger  Verbindung  stehet, 
weiset  auf  eine  andere  wunde  Stelle  hin:  die  materielle 
Verletzung  der  Gerechtigkeit.  Der  Jude  wird  in  manchem 
Staate  theilweise  von  der  Fähigkeit  Zeugniss  abzulegen 
ausgeschlossen:  wird  selbst  an  der  Statte  des  Rechts  ihm 
sHun  Vorwurf  gemacht,  dass  er  Jude  sei!  Unter  den 
deutschen  Gesetzgebungen  tritt  in  dieser  Hinsidit  die  Preus- 
sische  am  prägnantaten  hervor,  und  fand  ich  in  ihr  die  eigent- 
liche Veranlassung  zur  Besprediung  dieses  Gegenstandes. 
Die  Preussiache  Gesetzgebung  zeigt  sich  z^^ar  bis  auf 
einige  alte  Spuren  fern  von  Intoleranz,  vermeint  aber  die 
Ausnahmsgesetze  hinsichtlich  der  Zeugenhabilität  der  Ju- 
den in  den  jüdischen  Gesetzen  selbst  begründet,  und  wurde 
sie  auch  durcli  ein  Missverständniss,  das  nicht  ihr  zur 
Last  gelegt  werden  kann,  dahin  geleitet.  Die  Aufgabe 
musste  also  sein,  die  jüdischen  Gesetze  selbst  sprechen  zu 
lassen  und  ihre  ganze  Doctrin  mögliclist  treu  zu  erörtern. 
Zu  diesem  Zwecke  hätte  zwar  die  Lehre  vom  Zeugen- 
beweise genügt^  allein  diese  Lehre  enthält  erst  im  Zu- 
sammenbange mit  den  anderen  Beweisarten  ihre  VervoU- 
ständigung,  und  so  entstand  in  mir  der  Gedanke  die  Lehre 
vom  gerichtlichen  Beweise  nach  mosaisch  -  talmudischem 
Rechte  wiederzugeben. 
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Und  hierzu  bot  sich  auch  noch  von  der  \vie»senschaft- 
liehen  Seite  ein  gewichtiger  Grund  dar.  Dan  talmudiscBe 
Recht  wurde  noch  keiner  Bearbeitung  gewürdigt:  die 
schwachen  Anfange  eines  Seiden  wurden  bald  aufge- 
geben; und  man  flüchtete  sicli,  wenn  man  sich  durch  die 
Praxis  gedrängt  sah,  zu  J.  D.  Michaelis  ,, mosaisches 
Recht ^^9  und  wai^  auch  Mendelsso hn^s  ,, Ritualgesetze 
der  Jirden^^  nur  ein  zu  unzulänglicher  Nothbedarf.  Aber 
sehen  wir  auch  von  der  seltenem  Praxis  ab,  so  ist  doch 
das  eigentliche  Kennzeichen  der  wissenschaftlichen  historischen 
Forschung,  dass  sie  den  Manifestationen  des  menschlichen 
Cieistes  in  den  verschiedenen  Phasen  nachgehen,  die  in 
Zeit  und  Raum  aus  einander  liegenden  Bestrebungen  in 
emem  Brennpuncte  zusammenfassen  und  aus  ihm  die  Ent- 
Wickelung  des  Menschen  erkennen  will.  Mit  welcher 
Sorgfalt,  mit  welchem  unermüdlichen  Eifer  wird  der  Ent-^ 
ziiTerung  eines  dem  Alterthume  angehörenden  Denkmals, 
einer  von  da  herstammenden  Inschrift  obgelegen:  und  das 
talmudische  Recht,  das  nicht  etwa  versteinerte  Mumien 
oder  incrustirte  Schriftzuge  sondern  nach  dem  den  Juden 
characterisirenden  Scharfsinn  eine  geistige  lebendige  Aus- 
beute verspricht,  sollte  ganz  unaugebauet  bleiben,  von  ihm 
wäre  nicht  mancher  Gewinn  für  die  Rechtswissenschaft  zu 
hoffen?  Wenigstens  muss  doch  die  Nichterwähnung  eines 
Rechts,  das  durch  mindestens  zwei  Jahrtausende  Vielen 
Norm  und  Regel  war  eine  fühlbare  Lücke  in  der  Geschichte 
der  Rechtswissenschaft  zurücklassen!  In  diesem  Werke  konn- 
ten zwar  nur  einige  schwache  Andeutungen  gegeben  und 
nur  manche  Zweige  des  talmudischen  Rechts  hervorge- 
hoben werden:  aber  auch  in  ihnen  schon  gewahrt  man 
eine  eigentbümliche  Verschmelzung  des  Characters  des  rö- 
mischen und  des  deutschen  Rechts :  „  die  mit  strenger  Con- 
sequeiUB  durchgeführte  Folgerung  aus  einem  Grundsatz,  und 
die  die  Lebensverhältnisse  würdigende  Billigkeit,  die  ver- 
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mittelnd  zwisdien  das  strenge  Reclit  und  die  Forderungen 
der  Menschlichkeit  tritt  ^^  (Mittennaier  Grundsätze  des  ge- 
meinen deutschen  Privatrechts}.     Und  sind  auch  diese  her- 
vorstechenden Zuge  sowohl  im  mosaischen  Rechte  selbst  — 
worüber  an  mehreren  Seiten  dieses  Werkes  —  als  in  der 
Lage  des  jüdischen   Volkes   zur  Zeit  als  das  talmudischc 
Recht  sich  fortbildete  gegründet,   so  erregt  die  trotz  des 
härtesten  Druckes  ungetrübte  Geistesstärke,  das  Gefühl  des 
Rechtb,  das  trotz  des  empörendsten  Unrechts  von  aussen  sich 
in  seiner  ganzen  Kraft  erhielt,  die  Beharrlichkeit  mit  der 
dem  Studium  obgelegen   wurde,  die  rege  lebendige  Gei- 
stesthätigkeit,   die  auch   die  schwersten  Leiden   nicht  nie- 
derzudrücken vermochten,  nicht  minder  Bewunderung;  und 
bietet  schon   dieses   viel  Interesse,   zu  erkennen,   wie  ein 
gedrücktes  zerstreutes  Volk  seine  Rechts-   und   nicht  nur 
Gewohnheitsnormen  hatte,   nicht  etwa  nach   den  Sprüchen 
einiger  Aeltesten  bei  vorkommenden  Fällen,  sondern  nach, 
aus     einer    Rechtslehre    und    Rechtsprincipien    fliessenden 
Vorschriften    gerichtet    wurde.    —     Eine   andere    bemer- 
kenswerthe  Erscheinung   ist    hier  der   in   seiner  Reinheit 
durchgeführte  Accusationsprocess.    Dieser  Erscheinung  wird 
unsere  Zeit  wohl  um  so  mehr  ihre  Aufmerksamkeit  schen- 
ken, als  sie  selbst  ein  mächtiger  Drang  treibt  das  Inqui- 
sitionsverfahren zu  verlassen  und  zum  Anklageprocess  zu- 
rückzukehren.     Kann  auch   nicht  behauptet  werden,   dass 
das  talmudische  Recht  dieses  Princip  mit  Bewusstsein  auf- 
gefasst,   dass  es   ihm   klar  als  ein  Abstractes,  Objectives 
vorgeschwebt , und  es  sich  hierüber  eine  wissenschaftliche 
Theorie  ausgebildet  habe,  so  spricht  sich  gerade  hierin  die 
Lebendigkeit,  die  innere^ Nothwendigkcit  aus,  über  die  man 
irich  nicht  Rechenschaft  zu  geben  wusste,   da  ein  Gegen- 
satz nicht  existirte,   keine  Antithesis   flarauf  hinwies,  dass 
mau  eine   Thesis    die  erst  der  Begründung  bedürfe,  auf- 
stelle.    Es  wird  die  Poesie  erst   dann  nach  Regeln  zer- 
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gliedert,  wefin  der  räsoniiir^dc  Verstand  den  lebendigen 
Erguss  des  Gefälils  verdrängt  hat  und  er  in  ihm  das 
Kunstgebilde  erforsehen  will:  nur  nachdem  das  Recht 
durch  verschiedene  Phasen  gegangen  und  man  Vergleiche 
anstellt,  wird  nach  dem  Geiste  jeder  Phase  geforscht  und 
gelangt  erst  dieser  Geist  gleichsam  zur  Selbsterkenntnisse 
Das  Alterthum  konnte  nadi  der  Natärlichkeit  des'Accusa*- 
tionsverfahrens  nur  dieses  allein  erfassen  j  dieser  Process 
war  ihm  gtddisam  ein  Gewohnheitsrecht,  war  ihm  noch 
mehr:  innere  Noth wendigkeit. 

lieber  die  Anordnung  des  Werkes  habe  ich  hier 
weni^  2u  erwähnen,  da  die  Anmerkungen  das  Nähere 
besagen.  Der  Beweis  ist  in  kurze  Paragraphe  gebracht, 
die  durch  Anmeri^ungen  erklärt  sind:  der  Leser  hat  hier*- 
durch  einen  Ueberbllck  über  das  Ganze  und  stehet  ihm 
auch  jede  einzelne  Norm  klar  vor  Augen.  Weder  das 
Eine  noch  das  Andere  wäre  auf  synthetischem  Wege,  der 
vorhergehenden  ausführlichen  Besprechung  mit  angefugtem 
Resultate,  m  erreichen  gewesen.  Ein  ähnliche^  Verfahren 
hat  Bekneider  in  seiner  Lehre  vom  rechtlichen  Beweise 
eingeschlagen:  seine  prädse  Weise  gibt  ihm  einen  Vorzug 
vor  den  wem  auch  grundlichen  Schriften  eines  Tavern aar, 
Globig  u.  A.  Ueber  ^die  scharfsinnigen  Bemerkungen 
-Webers  bringt  der  letzte  Titel  Manches;  die  zweite 
Auflage  mit  den  Anmerkungen  von  Hefftor  kamen  mir 
erst  nach  AbdrudL  dieses  Werkes  zur  Hand,  ich  fand  je- 
doch hierin  nicht  Veranlassung  meine  Ansicht  zu  wider- 
rufen. —  Mit  vieler  Verehrung  nenne  ich  hier  noch 
Mittermaier,  aus  dessen  Beweis  ui^d  Strafrecht  idi 
reichhaltige  Belehrung  schöpfte. 

Die  zweite  Section  der  Einleitung  habe  ich  einem 
groissaii  Tbeile  nach  in  dem  von  mir  redigirten  Journal 
,9  Zeitschrift  für  die  religiösen  Interessen  des  Judenthums^^ 
als  Probe  niedergelegt:  die  günstige  Beurtheilung ,  die  sie 
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bei  mehreren  Gelehrten  erfuhr,  diente  mir  als  Aufmun- 
derung. 

Vielleicht  ist  diese  Arbeit  in  dem  einen  Theile,  wo 
sie  die  Preussische  Gesetzgebung  bespricht  schon  in  die- 
sem Augenblicke  überflüssig  geworden ,  und  wurde  ich 
mich  dessen  freuen.  Dem  Vernehmen  nach  soll  auch  in 
den  alten  Provinzen  Preussens  das  mündliche  Verfahren 
eingeführt  werden;  und  hierdurch  würde  natürlich  die  Cri- 
minal- Ordnung  (deren  Revision  ohncdiess  schon  lange  in 
Aussicht  stehet)  eine  Umänderung  erfahren,  die  auch  auf 
die  Gesetze  hinsichtlich  der  Zeugenfähigkeit  der  Juden  sich 
erstrecken  dürfte.  Ueberhaupt  dürfte  vielleicht  auch  von 
der  rigorosen  Consequenz  der  Beeidigung  der  Zeugen  mit 
der  allmäligen  Verbreitung  der  OelTentlichkeit  und  Münd- 
lichkeit —  wenn  auch  das  französische  und  englische  Recht 
sie  beibehalten  —  etwas  abgegangen  werden.  Die  neue- 
ren Gesetzgebungen  räumen  doch  nicht  Alles  dem  Zeugen 
ein^  sondern  muss  erst  deren  Aussage  durch  andere  Um- 
stände unterstützt  werden:  in  diesem  ZusammentreflTen  nun, 
so  wie  in  der  genauen  Erforschung  und  dem  sirengen 
Verhör  liegt  der  eigentliche  Schwerpunct;  und  dürfte  die 
eiserne  Regel  des  canonischen  Rechts ,  dass  ohne  Eid  kein 
Zeugnifls,  unter  manchen  Umständen  verlassen  werden. 
Diese  Regel  führt ,  wie  im  Werke  besprochen  wird,  man- 
die  Inconvenienzen  herbei  und  zwingt  zuweilen,  um  nicht 
in  den  Widerstreit  des  Eides  mit  Eid  zu  verfallen,  zur 
Umgehung  des  Rechts.  Toscypa  hat  gewagt  mit  einem 
rationellen  Beispiele  voranzugehen,  das  wohl  Nachahmung 
verdient. 

Dresden,  im  Juni  1846. 

XHrankeL 


S31iileltang^« 


l^e  Tonuglichsie  Auffabe  der  Gesetzgebung  ist  Sicher- 
steUtmg  des  Lebens  und  Eigenthumes  jedes  Mitglied«  der 
Stattsgeseliscbaft  gegen  ungerechten  Eingriff.  Selbst  jene  Stsats- 
fonoii  die  das  iDdividaum  mit  seinem  persönlichen  und  sachli- 
chen Rechte  in  einem  Einselnen,  der  ijen  Schlnss  der  staatli- 
chen Einheit  bildet  —  dem  Despoten  —  aufgehen  lässt,  er- 
kennt da,  wo  die  untergeordneten  Sphären  nicht  mit  dieser 
Monas  coUidiren,  das  natürliche  Recht  des  Individuums  an, 
and  verleihet  ihm  Schutz  durch  Gesetze  und  deren  Voli- 
streclcer^).  —  Der  vorsetzliche  Eingriff  in  das  Recht  eines 
Andern  ist  Verbrechen,  dessen  Grösse  nach  dem  durch 
diesen  Eingriff  Temrsachten  Verlust  beurtheilt  wird.  Jedes 
Verbrechen  hat  eine  doppelte  Wirkung;  es  liegt  in  ilmi  ein 
Frevel  gegen  das  Individuum,  an  welchem  das  Unrecht  verlebt 
wurde,  femer  ein  Eingriff  in  die  Sicherheit  der  zu  einem 
Ganzen  sich  vereinigenden  und  gegenseitige  Unverietzbarkeit 
sich  verbürgenden  bürgerlichen  Gesellschaft.  —  Dem  Verbre- 
dien  folgt  Strafe:  nebst  der  Restitution  des  verursachten 
Sdiadens  —  wenn  er  noch  zu  ersetzen  ist  —  wird,  um  den 
Verbredier  selbst  von  weiterm  Vergeben  abzuschrecken,  und 
Ihn  mschädlich  zu  machen,  fenier  um  den  böfen  Willen,  der 
auch  In  Anderen  zu  solcher  Thatausserung  erwachen  konnte 
n  unterdrücken  **) ,  das  Verbrechen  an  dem  Vermögen  oder 
der  Freiheit  oder  ^em  Leben  des  Verbrechers  geahndet. 


"*)  Vgl  MfmttsfMieu  Etprii  de»  loU  3»  I.  d,  9.   Gaiu  Erbrecht  S.  GS. 
^*^  YgL  weiter  «las  Aosfvbrliche  über  das  Strafprindp. 
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Das  Recht  eines  Individuums  an  seinem  Eigenthume  kann 
auch  durch  ein  vermein tlicii  ihm  gegcniibcrsteliendes  Recht 
geföhrdet  werden:  der  Anspruch  eines  Reclits  tritt  einem 
andern  entgegen  inid  erklärt  es  entweder  als  unbegründet  oder 
als  aufgehoben.  Hier  wird  also  die  eigentliche  Aufgabe  sein, 
das  wirkliche  Recht  vom  Scheinrechte  zu  unterscheiden.  Zwar 
ist  die  betrügerische^  der  Unwahrheit  sich  bewusste  Behaup- 
tung eines  Scheinrechts,  eui  Verbrechen ;  doch  wird,  wo  Recht 
und  Recht  sich  einander  gegenübertreteu  imd  jeder  Behaup- 
tende im  Recht  zu  sein  vermeint  oder  es  mindestens  scheint, 
das  Gesetz  sein  vorzüglichstes  Ziel  in  der  Ermittelung  des 
eigentlichen  Rechts  erblicken.  Diese  Behauptung  sich  entge- 
genstehender Rechte  und  deren  Ermittelung  bildet  den  Civil- 
process,  die  Ermittelung  des  Verbrechens  den  Criminal- 
process. 

Auch  beim  Criroinalprocease  stehet  an  sich  ein  Recht  dem 
andern  gegenüber;  denn  das  natürliche  Recht  jedes  Individuums 
an  seinem  Leben,  seiner  Freiheit,  seinem  Vermögen  kann  auch 
dem  Verbrecher  nicht  abgesprochen  werden.  Aber  es  wird 
das  Individuum  in  dem  Masse,  wie  es  an  dem  Rechte  eines 
Andern  (Privatverbrechen)  oder  an  dem  besondern  der  Gesammt- 
schaft (Staatsverbrechen)  *)  frevelt,  seines  Rechtes  verlustig, 
und  hierauf  basirt  sich  die  Zulässigkeit  der  Strafe,  als  deren 
Grundlage  eine  freiwillige  Verzichtleistung  um  ao  weniger  an- 
genommen werden  kann,  als  die  Strafe  sich  zuweilen  hinaus 
über  das  Gebiet  des  willkürlichen  Schaltens  über  sich  selbst 
erstreckt  (wie  Todesstrafe  ff.),  und  der  Versieht  hier  ein  Frevel 
gegen  ein  höheres  göttliches  Recht  wäre.  —  Um  so  unab- 
weisbarer wird  aber  die  Forderung,  dass  dem  individuellen 
Rechte  des,  eines  Verbrechens  Beschuldigten  die  Gewissheit, 
dass  er  dieses  Rechtes  sich  verlustig  gemacht  und  der  Bestra- 
fung anheimfalle,  entgegentrete.  Eine  Muthmassung,  ein  Ver- 
dacht kann  daher  nicht  genügen;  das  Recht  zu  bestrafen  ist 
ia  diesem  Falle  iweifelhaft,    das   entgegengesetzte   Recht  des 


•)  Jedea  Verbrechen  ist  eigentlich  ein  Staatsverbrechen,  ein  Frevel  gegen 
die  Gesammtheit,  die  wie  oben  bemerkt  —  hierdurch  gefährdet  ist;  doch 
waltet  noch  die  besondere  Rücksicht  vor ,  inwiefern  es  unmittelbar  gegen 
d«n  Staat,  dessen  Grundgesetz« ,  Bestehen,  Oberhaupt  vl  s.  w.  gerichtet 
ist,  und  dient  hiorflr  die  Benennimg  Staatsverbrechen. 


fndlTidnumfli  aber  gewfi(«i,  luid  es  wftrde  also  dieses  gewisse  Redit 
nlchl  durch  jenes  sweffethafte  k<inneii  aufgehoben  werden.  Auch 
wtMle  hierdurch  das  Strafgesetz  seinem  eigentlichen  Ziele,  der 
Sicherheit  der  Gesellschaft,  direct  entgegenarbeiten;  denn  wann 
wire  jedes  Mitglied  in  sdnem  natörlichen  Rechte  mehr  geßihr- 
det,  als  wenn  auf  Verdacht  Strafe  erfolgte^  Muthmassnng 
hinreichte  um  Leben  und  Freiheit  anzutasten ! 

Der  Verhingung  der  Strafe  muss  also  Gewissheit  Tor- 
aosgehen,  und  «war  in  doppelter  Hinsicht:  Gewissheit  des  be- 
gangenen Verbrechens  (der  Thatsache  nach  ihren  strafbaren 
Umständen)  nnd  Gewissheit  ftber  die  Person  des  Verbrechers 
(des  TiiSters).  Dass  nur  auf  solche  Gewissheit  Bestrafung  erfolge^ 
isl  nicht  minder  eine  dringende  Forderung  der  Gerechtigkeit 
ala  jene^  dass  das  Unrecht  bestraft  werde;  und  je  entfernter 
eine  Cksetzgebung  von  Willkür  und  Despotismus  ist^  desto  gebie« 
terischer  dringt  sie  auf  Gewissheit  fftr  jede  Art  des  Verbre- 
chens« Diese  Forderung  miisste  aber^  wenn  sie  sich  in  sol- 
chem Grade  geltend  mactien  wollte,  dass  ntnr  die  der  mathe- 
matisciien  Evidens  sich  nähernde  unmittelbare  Anschauung  des 
Richters  als  Grewissheit  anzusehen  sei,  znriickgewiesen  wer- 
den; nur  in  höchst  seltenen  FfiUen  würde  hierdurch  das  Straf- 
gesetz xur  Anwendung  kommen  und  der  eigentliche  Zweck, 
die  Siclierheit  der  Gesellschaft ,  ganz  rerloren  gehen.  Die 
onmitteUNire  Anschauung  des  Richter«  muss  also  durch  Wahr- 
nehmungen Anderer  und  sonstige  Hinweisungen  auf  Verbrechen 
und  Tliater  ersetzt,  und  die  durch  manche  hieran  gekniipfte 
Schlüsse  gewonnene  Gewissheit  als  solche  (absolute)  betrach- 
tet werden. 

Diese  auf  Wahrnehmungen  und  Hinweisungen  gegrtodete  Ge- 
wissiieit bildet  dengerichtlichen  Beweis  im objectiven  Sinne. 
Hier  drftckt  Beweis  das  Resultat  der  Wirkungen  ans^  die  in  der 
Seele  des  Richters  (Beurtheilcnden)  durch  eineii  natürlichen 
Schlosa  ans  den  Wahrnehmungen  und  Hinweisnngei»  henrorge- 
hen  ^).  Die  WahVnehmungen  und  Hindeutnngen  selbst  bil- 
den die  Ursachen,  sind  die  Beweismittel,  Beweis  im  sub- 
Jecthren   Sinne,   nnd  es   erhält  also  der  Beweis  eine  doppelte 


*)  BenthaiDy  Theorie  des  gerichtUcheti  Beweises,    deaische  Ueberse- 
tsong,  S.  11. 


Bedeutung,  je  nachdem  er  auf  daa,  was  die  Gewisalieil  her- 
Torbringl  oder  auf  die  hervorgebrachte  Gewiitaheit  bezogen 
wird  ^).  Der  objective  Beweis  ist  nur  dann  vollständig,  wenn 
genügende  Beweismittel  sur  Herrorbringung  der  Gewissheit 
in  der  Seele  des  Richters  vorliegen;  aber  es  bedarf  eines 
grossen  Masses  der  Urtbeilsitraft,  um  das  richtige  Verhältniss 
der  Gewissheit  zu  den  Beweismitteln  aufzufinden,  durch  einen 
scharf  abgegrenzten  Causalnexus,  der  Ursache  die  ihr  adäquate 
Wirlcung  zu  vindiciren.  Der  Beweis  in  der  Bedeutung  „Beweis- 
mittel^^ ist  ein  als  wahr  angenommener  Thatumstand,  der  zum 
Beweggrunde  dienen  soll,  das  Dasein  oder  Nichtdasein  eines 
anderen  Thatum^tandes  aus  ihm  zu  folgern  '^*) ;  Gewissheit  wird 
daher  nur  dann  entstehen,  wenn  1)  genügende  Gründe  für  die 
Annahme  der  Walirheit  des  frühem  Thatumstandes  vorliegen; 
2)  eine  solche  enge  unmittelbare  Verbindung  zwischen  diesem  be- 
kannten und  jenem  auf  dem  Wege  des  Schlusses  zu  erkennenden 
Thatumstande  sich  findet,  dass  sie  sich  wie  Ursache  und  Wirkung 
zu  einander  verhalten.  Aber  eine  solche  ist  oft  sehr  schwierig 
imd  die  Gewissheit  ulc1|t  selten  nur  eine  subjective.  Es  werden 
zuweilen  Ursache  und  Wirkung  mit  Ueberspringung  eines  mittle- 
ren Gliedes  zu  einander  in  Verbindung  gebracht :  ein  Verfahren, 
das  als  die  Quelle  der  meisten  menschlichen  Irrthümer  anzu* 
sehen  ist  Es  ¥rird  aber  auch  zuweilen  der  Schein  der  Wahr- 
heit für  Wahrheit  genommen,  und  bleibt  hierdurch  die  Gewiss- 
heit, selbst  bei  logisch-richtiger  Verbindung  der  Ursache  und 
Wiikung  nur  subjectiv,  da  der  Ursache,  aus  welcher  man  die 
Wirkung  abzuleiten  vermeint,  eine  vollkommene  Begründung 
abgehet.  Der  Richter  kann  also  nur  nach  der  genauesten 
Abwägung  der  Richtigkeit  der  Beweismittel  und  des  Zusam- 
menhanges, in  welchem  sie  mit  der  Wirkung  —  der  Gewiss- 
beit  —  stehen,  den  Beweis  als  vollgültig  anerkennen;  und  es. 
haben  daher  im  Misstrauen  gegen  die  menschliche  Schwäche 
manche  Gesetzgebungen  Vorschriften  entworfen,  nach  welchen 
die  genügende  Begründung  der  Ursachen  und  der  mit  ihnen 
enge  zusammenhängenden  Wirkung  zu  beurtheilen  sei,  welche 
Gonstatirte   Beweismittel  also   vorausgehen,   und    welcher  Grad 


'*')  Mtttennaier,  Lehre  Tom  Beweise  S.  66. 
**)  BenUuiBi  a.  a.  O. 


der  GewiMhelt  ihnen  beigelegt  werden  soll.  Auf  diese  Weise 
bildet  sich  die  gesetsliche  Beweistheorie  sowohl  far 
den  Criminal-  als  Civilprocess. 

Die  Bestimmuug,  was  Torzuglich  im  Criminalprocess  ais 
Beweismittel  gelte,  stehet  in  nächstem  Zusammenhange  mit  dem 
Geiste,  der  die  Institutionen  der  gansen  Gesetzgebung  durch- 
wehet. So  wie  die  Idee  des  Rechts  sich  nach  den  verschie- 
denen Staatsformen  verschieden  ausprägt  *)  und  das  positive 
Recht  die  Incamation  des  Naturrechts  ist,  die  es  unter  diesco 
Ufflstandea  und  Begriffen,  unter  diesen  zeitlichen  und  räumli- 
chen Einflüssen  annehmen  musste,  so  spiegelt  sich  der  Geist 
dieses  positiven  Rechtes  in  dem  Beweise,  der  Grundlage  jedes 
richterlichen  Urtheils,  ab.  Wo  das  Recht  nicht  in  einer  Ver- 
nunftgemässheit  seine  Begründung  finden  kann,  sondern  sie  auf 
einen  höheren  ausserweltlichen  Willen  zurückzuführen  gezwun- 
gen iat^  wird  auch  nicht  der  Beweis  ausschliesslich  in  dem 
natürlichen  Znsammenhange  der  Ursache  und  Wirkung  ge- 
sucht werden.  Der  Befehl  der  Gottheit  allein  ist  der  Ausfluss 
des  Rechts ;  darum  wirkt  sie  auch  unmittelbar  zur  Entdeckung 
der  Schuld  ein,  und  berechtigt  das  von  ihr  gegebene  Zeichen 
zur  Bestrafung,  fordert  eigentlich  hierzu  auf.  Nach  den  Ge« 
setzen  der  Hindu  wird  der  Zeuge,  dem  in  den  näclisten  sie- 
ben Tagen  nach  der  Ablegung  seiner  Aussage  ein  Unglück 
widerfahrt,  als  ein  falscher  Zeuge  bestraft;  auch  wird  die 
Wahrhaftigkeit  des  Zeugen  erprobt,  indem  der  Richter  ihn 
Feuer  halten  oder  unter  Wasser  tauchen  lässt  **).  Aus  einem 
nicht  minder  unklaren  Begriffe  der  Ueben^acliung  des  Rechts 
durch  die  Gottheit  gingen  die  Ordalien  hervor,  die  schon  den 
Griechen  nicht  unbekannt  waren  ♦♦♦)  und  in  der  Feuer-,  Was- 
ser- und  Abendmalprobe,  dem  geweiiUen  Bissen,  dem  Baar- 
rechte,  dem  Zweikampfe    und    anderen   Proben   des   Mittelai- 


*)  Dieieft  bat  Montesquieu  in  dem  vorbenannten  Werke  trefflich  nach- 
gewiesen.   Vorzüglich  ist  hier  zu  vergleichen  das  5.  und  6.  Buch. 

**}  Menü  B.  8.  $•  106.  114.   Dentsche  Uebersetzung  von  Hüttner. 

*^)  Vgl.  Sophocles  Jntigone  V.  264.  265.  Ueber  andere  Ordalien  bei 
6m  Griechen  vgl.  L.  C,  yalckenaer  de  Kitihu»  in  jurondo  a  veitribnu 
H^raeis  maxime  et  Graecia  ohtervatiff  p.  65  seq. 
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ien  *)  ihre  Höhe .  erreichten.  —   Von  Binflusa  auf  den  Beweit 
Ui  ferner  die  Staatsfornoi^je  nachdenoi  sie  dem  monarchischen 
oder    dem    demolcratischen    Principe    angehört.      Im    monarchi- 
schen Staate  wird  der  Fürst  als    dessen  Mittelpunct  betrach- 
tet und  ist  in  ihm  die  eigentliche  Staatsgewalt  reprasentirt ;  die 
andere  Staatsgewalt,  das  Volk,  erscheint  hier  als  secundar  **). 
Bei  Gefahren  also,  die  den  Staat  bedrohen,   unter  denen  das 
Majestitsverbrechen  hier  als  eine  der  ersten  angesehen  werden 
muss ,  wird  in  einer  solchen  Verfassung  zuweilen  weniger  auf  das 
oben  gedachte  Recht  des  Individuums  als  auf  die  Sicherheit  des 
Staates  und  seines  Repräsentanten  Rücksicht  genommen,  und  auf 
manches  Beweismittel,    das  in  anderen  Fällen  als   ungenügend 
betrachtet  wird,  Werth  gelegt  ♦♦♦).  —  Das  Gegen theil  hienon 
geiwahrt  man  in    dem  Staate ,    wo    das    demokratische  Princip 
and  hierdurch  die  Berücksichtigung  der  individuellen  Freiheit 
ikberwiegt.    Hier  wird  der  Beweis  sehr  erschwert,  und  es  ist  ein 
Gnmdzng  der    englischen    peinlichen    Cresetzgebung,    dass    sie 
nicht  nur   auf   Selbstgestandniss    nicht    dringt,    sondern    sogar 
davon  abzuhalten  versucht  f).    Man  wollte  die  persönliche  Frei- 
heit   des    Bürgers  dem  Königthum   (den  königlichen  Richtern) 
gegenüber  sichern,  vermeinte  sie  aber,  so  Selbstgestandniss  als 
Beweis  gälte,  gefährdet,  da  der  Richter  durch  manche  Mittel, 
die  leicht  In  Gewaltmassregeln  ausarten,   auf  Selbstgestandniss 
hinarbeiten  könnte  (vgl.  Anhang  zum  zweiten  Capitel  der  An- 
merkungen), und  der  Bürger  hierdurch  der  Willkür  ausgesetzt 
wäre  f-j-).      Noch    bedeutender    tritt    die    Verschiedenheit    des 
Beweises  nach  dem   Principe  des  Strafprocesses  henor,  ob  es 

♦)  Das  Ausföhrliche  hierüber  bei  C.  Tittmann,  Geschichte  der  deiitächcn 
Strafgeictee  S.  Id2<-163. 

♦♦)  Mmtesquiw  l  L  2.  4,  u.  a.  a.  O,  Jedoch  gilt  dieses  nur  von  der 
streng  monarchiächen  Form. 

***)  Vgl.  Preutfftische  Criiniual-Ordnung  §.  358.  (Der  „revidirte  Ent- 
wurf des  Strafgesetzbuches  für  Preussen,  Berlin  1841"  hat  diesen  Para- 
graph weggelassen.) 

i)  Vgl.  Cottu,  die  peinliche  Rechtspflege  lo  England,  deutsch  über- 
setzt von  Hurnthal,  S.  163. 

++)  So  nach  Benthao»  a.  a.  O.  S.  283.  Vgl.  hingegen  Ä.  M.  PkiUipps 
treati$e  »n  tke  law  of  evidenec  p.  86  se<|.  —  Ueber  Selbstgestandniss 
überhaupt  in  accuaatorischem  (und  daher  auch  dem  englischen)  Strafpro- 
cesse  vergl.  i»citer  II. 


inqobitaiisch  oder  accusatorlscb  sei,  ob  nämlich  der  Richter 
die  Beweise  aufzufinden  und  vom  Verdachte  zur  GeWissheit 
zu  gehingen  bestrebt  ist,  oder  ob  die  Auldage  mit  bestimm! 
auftretender  Behauptung  gemacht  wird.  Und  bei  der  accu- 
satorischen  Form  selbst  nimmt  der  Beweis  eine  verschiedene 
Gestaltung  an,  je  nachdem  materielle  oder  formelle  Wahrheit 
gesucht  wird,  ferner  je  nadidem  die  Beurtheiluiig  der  Gültig- 
keit des  Beweises  reclitsgeiehrten  Richtern  oder  mehreren  aus 
der  Mitte  des  Volkes  hierzu  gewählten  Männern  überlassen 
ist  (vgl.   weiter  11). 

Bei  der  Forschung  über  den  Beweis  nach  mosaisch-tal- 
modischem  Rechte  muss  also  der  Geist,  welcher  dieses  Recht 
durchdringt,  die  Verfassung,  aus  welcher  es  hervorgegangen, 
das  Princip,  auf  weiches  m  ihm  der  Process  begründet  ist, 
aufgefasst  werden,  damit  sich  hieraus  ergebe,  welche  Beweisart 
in  ihm  zur  allgemeinen  Geltung  kommen  musste,  und 
welchem  Beweise  nur  eine  bedingt  gültige  Kraft  beige- 
legt werden  konnte.  Doch  muss  vorher  der  Begriff  mosaisch- 
talmudisch  nach  seiner  doppelten  Bedeutung  aufgefasst  werden. 
Mosaisches  und  talmudlsclies  Recht  sind  in  einander  verwebt; 
letzteres  verhalt  sich  zu  ersterm  wie  eine  Folge  zum  Gege- 
benen^ und  schllesst  sich  ihm  in  zweierlei  Weise  an:  als  For^ 
schung,  es  will  das  mosaische  Recht  erklären  und  bildet 
liierzu  gleiclisam  den  Commentar;  dann  als  Fortbildung, 
wobei  es  jenes  als  Grundlage  ansiebt,  auf  die  es  weiter  fort- 
baut,  und  diesem  gemäss  die  einfachen  Grundziige  zu  einer 
reichhaltigen  Fülle  verarbeitet.  Bei  der  Forschung  oder  viel- 
mehr Erklärung  geht  es  zuweilen  mit  freiem,  aber  noch  häu- 
figer mit  wenig  kritischem  Geiste  zu  Werke:  das  geoffenbarte 
Gesetz  gilt  ihoi  als  Canon,  dessen  erste  Ursache  zu  ergrün- 
den nicht  so  seiner  Aufgabe  gehört;  es  verzichtet  daher  auf 
den  Totalüberblick  und  das  Aufsuchen  der  zu  Grunde  liegen- 
den ursprüqglichen  Idee.  Freier  tritt  das  talmudische  Recht 
in  der  anderen  Hingeht,  als  Fortbildung,  auf;  hier  nimmt  es 
durch  äussere  Ginffüsse  des  Lebens  gedrängt  die  mannigfach- 
sten Gestaltungen  au,  durchläuft  die  versclüedensten  Bildungs- 
phasen, und  hält  nur  von  fern  sich  an  das  mosaische  Recht, 
SHcbi  die  Idee  zu  erfassen  und  sie  durch  Analogien  und  De- 
dwtimea  auf  vorliegende  Fälle^  auf  erneute  Zeit-  und  Lebens- 
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luntUnde  anwendbar  sti  machen  (vgl.  weiter).  —  Wenn  also 
in  der  Forschung  über  mosalsch-talniudisches  Uecht  das  mosaische 
Recht  selbst  nur  in  der  Au ffassungs weise  des  taira.  Rechts 
und  wie  es  mit  diesem  zu  einem  Ganzen  zusammenwuchs, 
berücksichtigt  werden  kaiui,  so  wird  man  doch  oft  unwillkür- 
lich veranlasst  es  in  seiner  Absolutheit,  sowohl  seinem  ganzen 
Inhalte  nach  als  in  manchem  einzelnen  Gesetze,  zu  betrachten, 
und  die  in  ihm  vorwaltende  Idee  fern  von  üusserer  Zuthat 
zu  erfassen.  Und  da  erhebt  sich  denn  oft  die  Frage,  wie 
verhält  sich  Manches  nach  reut  mosaischem,  wie  nach  seinem 
Zusammenflusse  mit  dem  talm.  Rechte:  eine  Frage,  die  beim 
Beweise  auf  mancher  Seite  bedeutsam  hervortritt. 

Ehe  wir  nun  daher  auf  die  Einzelnheiten  des  Beweises 
eingehen,  richten  wir  unsere  Aufmerksamkeit: 

L  Auf  den  Geist  des  mosalsch-talmudischen  Rechtes,  wobei 

wir    auch    einen    Blick    auf    die    mosaische    Verfassung 

werfen ; 

II.  auf  die    in    diesem    Rechte   gütige    Gerichts-    und  Pro- 
cessform. 

Und  da  das  talmudische  Recht  sicli  nicht  als  ein  aus 
einem  Gusse  hervorgegangenes  Gesetzbuch  gibt,  sondern  aus 
Meüiungen,  die  den  verschiedensten  Zeiten  angehören,  zusam- 
mengeflossen ist,  darum  müssen  auch  berücksichtigt  werden: 

III.  die  Quellen  des  tahnud.  Rechts. 


Moscdsck'talmudisches  Recht. 

Es  ist  ein  charakteristisches  Zeichen  der  mosaischen  Ver- 
fassung, dass  sie  als  eine  göttliche  Gesetzgebung  sich  ankün- 
digt: der  Wille  Gottes  steht  als  Träger  der  Staats-  und  Rechts- 
vorschriften oben  an,  durchdringt  die  Einzelnheiten  der  öffent- 
lichen und  Privatierhältnisse.  Man  hat  hieraus  den  Vorwurf 
ableiten  wollen,  dass  im  Mosaismus  das  Recht  nicht  seine  Selbst- 
ständigkeit erlangt,  da  es  nicht  das  Product  der  zum  Bewusst- 
sein  ihrer  selbst  und  des  Rechtsbegriffes  gekommenen  Vernunft 
ist,  sondern  erst  durch  ein  Aeusseres,  durch  die  Religion  gesetzt 
wird,  und  durch  sie  erst  die  verschiedenen  Kreise  der  Gesell- 
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Bchtft,  die  Person,  die  Familie  u.  s.  w.  ihre  Berechtigiuig 
erhalten  *y  Aber  gehet  man  anf  diesen  Wilien,  wie  er  in  den 
Gesetzen  sich  manifestirt,  näher  ein,  so  seigt  sich  dieser  Vor- 
wurf ais  sehir  einseitig.  Im  Mosaismus  spricht  nicht  der  abso- 
lute Wille,  der  das  Aufgehen  des  eigenen  Rechtsbewnsstseins 
Tor  einem  höheren  Machtspruche  heischt,  sondern  die  Im  Men- 
schen schlummernden  Ideen  von  Wahrheit  imd  Recht  sollen 
geweckt  und  su  dessen  Bewusstsein  gebracht  werden;  das  Recht 
ist  hier  nicht  ein  äusseres  willkürliches  Moment,  sondern  hat 
seine  innere  Noth  wendigkeit,  findet  seine  Berechtigung  im  mensch- 
lichen Geiste:  durch  die  göttlichen  Vorschriften  tritt  es  ins 
Bewusstsein  über.  Es  zeigt  sich  hier  dasselbe  Verhältniss,  wie 
bei  den  im  Mosesthume  verkündeten  Wahrheiten  über  Gott; 
sie  wurden  geoffenbart  und  doch  sind  sie  nicht  ein  Aeusseres, 
Aufgedrungenes,  sondern  die  im  Menschen  dunkle  Ahnung  er- 
wacht durch  sie  zum  Leben,  zur  Klarheit.  Darum  gehet  hier 
auch  kein  Kreis  vor  dem  Höheren  der  Gottheit  auf:  Gott  ist 
zwar  Gesetzgeber,  Oberhaupt  des  Staates,  aber  Regent  und 
Volk  stehen  hier  nicht  einander  in  ihren  Rechten  gegenüber, 
sondern  es  fliesst  das  Recht  ron  Gott,  als  der  Urquelle  des 
Rechts,  das  in  ihm  die  höchste  Idealität  erreicht,  aus,  und 
durchdringt  alle  Sphären,  bildet  das  Substrat  aller  Verhältnisse: 
seine  Ausübung  ist  Gottesverehrung  und  stehet  sogar  —  wie 
an  vielen  Stellen  ausgesprochen  wird  —  über  der  sogenannten 
rein  religiösen  Handlung.  Im  Mosaismus  ist  das  Recht  im- 
manent, und  hierin  liegt  sein  wesentlichstes  Merkmal  vor 
anderen  Gesetzgebungen,  in  so  fern  sie  sich  als  göttlich  aus- 
geben« Diese  haben  überhaupt  die  Selbstsucht  der  Götter 
zum  Ausgangspuncte;  die  Götter  kümmern  sich  um  den  Men- 
sdien,  weil  sie  von  ihm  Opfer  und  Anbetung  verlangen,  und 
wie  rie  denn  auch  nach  dem  Massstabe,  wie  sie  verehrt  wer- 
den, Ihre  Lieblinge  unter  Menschen  und  Völkern  haben  ^*). 
Daher  liegt  auch  nur  in  Unterwerfung  die  Verpflichtung 
ZOT  Rechtserfüllung  ***);  vor  dem   Willen  der  höheren  Mächte 


'^)  Gans,  Erbrecht,  T.  Theil,  S.  62  fip. 
♦♦)  Vgl.  Ilias  4,  43—56.  und  a.  a.  O. 

*^*)  So  bei  vielen  Rechtsgesetzen  des  Menü  und  der  Zendavesta,  die 
f&r  Ihre  Befolger  reine  Religionsgeietse  sind. 


i. 
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— -  an  dem  sie  selbst  aber  ab  einem  RechUwUlen  nicht  ge- 
booden  sind  —  schwindet  die  Freiheit  des  Menschen;  das 
Motiv  ist  wie  im  despotischen  Staate  Furcht  *) :  und  es  erreicht 
diese  Unterwerfung  ihren  Culminationspunct  im  Menschenopfer 
—  dem  tiefsten  Rechtseingriffe ;  es  muss,  wo  es  den  Göttern  gilt, 
jedes  natürliche  Recht  aufhören.  Anders  in  der  mosaischen 
Cksetzgebung,  wo  das  Recht  nicht  nur  als  mit  dem  Willen  Got- 
tes zusammenhangend,  sondern  als  ihm  inhärirend  und 
sein  eigentlichstes  Wesen  bildend  sich  manifestirt.  Gott  liebt 
das  Recht  und  kann  seihst  nicht  darüber  hinausgehen  ^*) ;  die- 
ses wäre  ein  Widerspruch  in  seinem  Wesen.  —  Die  Rechts- 
gesetze sind  also  im  Rechtsprinclpe  selbst,  in  der  Sittlichkeit 
und  der  freien  Achtung  vor  dem  Wahren  und  Outen  begrün- 
det, sie  Terbleiben  auf  dem  Rechtsboden,  leiten  ohne  auf  das 
Religionsgebiet  hinüberzusehlagen  ihre  Legitimität  aus  der  Idee 
des  Rechts  ab. 

Diese  innere  Anerkennung  des  Rechts  tritt  in  der  Form 
des  Staates  her?or,  die  hier  eine  repubiicanische  ist,  während 
die  alten  auf  Offenbarung  sich  stützenden  Gesetzgebungen 
(Mena,  Zenda?asta)  nur  einen  Staat  mit  monarchischen  For- 
men kennen.  Denn  da  in  ihnen  die  letzte  Ursache  des  Rechts 
In  Unterwerfung  unter  den  Willen  der  Gottheit  liegt  und  vor 
dieser  selbst  jedes  Recht  aufgehet,  so  wird  diesem  Begriffe 
gemäss  der  niedere  Kreis  von  dem  je  höheren  verdrängt.  Das 
Recht  Ist  also  nicht  ein  in  allen  seinen  Puncten  cohärirendea 
organisches  Ganze,  eine  in  sich  verschlungene  Kette,  die  von 
der  Hütte  des  Bettlers,  von  der  persönlichen  Freiheit  des 
Indhiduums  bis  hinauf  zum  Throne  sich  zieltet,  sondern  es 
bildet  nur  einen  losen  Zusammenhang  von  verschiedenen  sich 
abstufenden  Rechten,  dessen  Gipfel  der  Fürst  einnimmt. 
Darum  hier  der  leichte  Uebergang  zum  despotischen  Staate, 
wo  vor  dem  Kreise  des  Herrschers  —  nach  dem  Urtypus  der 
Unterwerfung  unter  die  Götter  —  jeder  andere  aufgehet,  und 
aar  das  Recht  der  Götter  stehet  noch  höher.  Die  mosaische 
Staatsform  hingegen  musste  eine   repubiicanische  sein.    Gott  ist 


*)  Montesquieu  1.  1.  3.  9. 

**)  So  an  vielen  Stellen  der  heil  Schrift,   vgl.  Genesis  18,    19.  25. 
Deutcronoin.,  Psalm,  und  Propheten  sind  voU  von  diesem  Gadanken. 
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dl»  imaichibare  Oberhaupt,  aber  aus  seinem  Wesen  fliessl 
4aa  Recht,  vnd  so  kam  auch  das  des  Einzelnen  zu  seiner 
Anerkennung,  konnte  von  keinem  andern  verdrängt  werden'*'); 
hier  gibt  es  nicht  Sph&ren  der  Rechte,  sondern  nur  eine 
Sphäre  des  Rechts.  Der  Monarchismus  konnte  also  hier 
nicht  Begünstigung  finden  und  war,  da  er  in  den  alten  Verfas- 
snngeu  sich  so  häufig  dem  Despotismus  näiiert,  gaua  gegen  den 
Gdst  dieser  Oesetsgebung;  daher  auch  im  mosaischen  Staate 
die  Monarchie  von  den  Einsichtigeren  stets,  mit  WiderwUteo 
anruckgewiesen  wurde  **).  —  Diese  innere  Berechtigung  deft 
Rechts  mantfestirl  sich  noch  merklicher  auf  einer  andern 
Seite.  Da  Se  Gesetze  von  einem  unsichtbaren  idigegenwärti- 
gen  Oberhaopte  vorgeschrieben  sind,  von  dessen  Auge  daa 
Gefietz  nie  unbewacht  bleibt  und  dem  jede  Nichterfiillus^ 
offenbar  ist,  so  dürfte  zu  folgern  sdn,  dass  in  Fällen,  w# 
der  Richter  nicht  zur  Entdeckimg  eines  verübten  Verbrechens 
gelangen  kann,  dieser  göttliche  Gesetzgeber  unmittelbar  ein* 
greife^  ea  entweder  aufdecke  oder  nach  seiner  Verbindung  mit 
dem  Staate  es  unmittelbar  bestrafe.  Aber  weder  das  Bfaet 
noch  das  Andere-!  Diese  Gesetae  sind  nur  die  dem  Menschen 
sum  Bewusstseiu  gebrachten,  in  ihm  verborgen  liegenden  Rechts- 
ideen,  die  natürUche  Entwickelung  des  Rechtsgefühis,  zu  der 
ihm  durch  diese  Gesetze  verhelfen  wird  und  die  nun  sein 
ganzes  Eigenthum  werden.  Er  selbst  soll  daher  über  sie  wachen 
und  sie  ausführen,  keine  Intervention  der  Gottheit  findet  Statt 


^)  Die  asiatisch  despotischen  Staatsverfassungen  werden  aach  aus  dem 
patriarchalischen  Verhältnisse  hergeleitet.  Das  Familienhaapt  ist  Herr 
üb«r  Leben  und  Tod  seiner  Angehörigen ;  diese  Beziehung  warde  auf  daa 
Staataoberhaapt  übertragen.  Aus  derselben  Ansicht  mag  sieh  auch  der 
Begriffüber  die  willkürliche  Herrschaft  der  Götter  herausgebildet  haben :  die 
FamilieEigenthum  des  Familienvaters,  das  Menschengeschlecht 
fitgentbum  der  Gottheiten.  Die  Persönlichkeit  des  Menschen  kommt 
also  nicht  sum  Bewusstsein;  die  Famiüenglieder  sind  Sachen  des.  Oberhaup- 
ties,  die  Unterthanen  Sachen  der  Herrscher,  die  Menschen  die  der  Götter. 
IiB  mosuschen  Rechte  ist  die  Wilikürlichkeit  aufgehoben,  selbst  derSclave 
int  Person,  seine  Ermordung  wird  mit  Tod  bestraft,  und  die  Verletzung 
desselben  ziehet  dessen  Freilassung  nach  sich. 

**)  Vefgl.  I.  Samuel  c.  8.  Sehr  viel  Gewicht  liegt  in  den  Worten 
(12,  12  das.):  „Ihr  sprechet  ein  König  soll  uns  regieren;  aber  der  Ewige 
eaer  Gott  ist  doch  euer  Kdaig.'«    Vgl.  auch  Hosea  18,  11. 
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Hier  also  ein  umgekehrtes  Verhaitniss  zti  anderen  Gesetz^- 
bungen;  bei  ihnen  ist  das  Recht  ein  Aeusseres,  durch  den 
Willen  der  Götter  Gesetztes,  darum  greifen  sie  unmittelbar 
ein,  theils  durch  Bestrafung  des  Schuldigen  —  es  Terfolgen 
den  Orest  die  Erinnyen  — ;  theils,  wie  oben  bemerkt  wurde, 
durch  Aufdeckung  der  Schuld.  Im  mosaischen  Rechte  bleibt 
sowolil  Bestrafung  als  Entdeckung  im  Gebiete  des  Menschli« 
chen.  Nicht  greift  ein  unmittelbar  der  That  folgendes  gött- 
liches Strafamt  ein,  wenn  auch  die  Gottheit  den  von  Men- 
schen nicht  bestraften  Bösewicht  nicht  ungestraft  lässt;  noch 
kennt  dieses  Recht  den  übernatürlichen  Beweis.  In  den  Orda- 
lien  gilt  letzterer  als  vollkommenes  Beweismittel  (classischer 
Beweis),  entscheidet  für  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Ange- 
klagten, an  dem,  so  er  nicht  die  Probe  bestehet,  die  gesetz- 
liche Strafe  vollführt  wird  *).  Das  mosaische  Recht  kennt 
keine  Ordalie,  selbst  bei  der  Probe  des  bittern  Wassers  bei 
der  des  Ehebruches  Verdächtigen  (Num.  c.  6),  —  ein  Fall, 
der  übrigens  nicht  in  das  stricte  Recht  gehört  —  verursacht 
nicht  der  schlimme  Erfolg  eine  richterliche  Ahndung,  gilt 
er  nicht  als  Zeichen,  dass  diese  Frau  als  des  Ehebruches 
überführt  mit  Tod  (wie  sonst  beim  Adulterium)  zu  bestrafen 
sei,  sondern  es  reducirt  sich  die  Bestrafung  auf  diesen  schlim- 
men Erfolg  selbst,  der  auf  ausserordentlichem  Wege  und  nur 
bei  dem  vorgedachten  Falle  allein  eintritt. 

Aus  der  Betrachtung,  dass  hier  die  Rechtsvorschriften 
ganz  im  Rechtsprincipe  wurzeln  und  die  Gottheit  nur  auf  sie 
binleiten  will,  die  Ueberführung  so  wie  die  Ausführung  aber  durch 
menschliche  Mittel  und  menschliche  Richter  allein  bewerkstel- 
ligt werden  soll,  ergibt  sich  ferner,  dass  die  mosaische  Reclitsgc- 
setzgebung  nicht  eine  theokratische  genannt  werden  kann'^'^). 


'*')  So  galt  bei  der  Ordalie  [d^  glühenden  Eisen«  ff.  die  Venehrung 
aU  Zeichen  der  Schuld,  und  wurde  an  dem  hierdurch  aU  Verbrecher  Er- 
kannten die  gesetzliche  Strafe  vollzogen.  Bei  einem  Kampfgerichte  zwi- 
sehen  den  Grafen  Gero  und  Waldo  unter  Kaiser  Otto  II.  erklärte  sich 
Waldo,  als  er  durch  einen  heftigen  Schlag  seines  Gegners  zu  ßoden  ge- 
streckt wurde ,  für  unfähig  zum  weiteren  Kampfe  und  wurde  auf  ßefehl 
des  Kaisers  sogleich  durch  den  Scharfrichter  hingerichtet.  Tittmann  S.  157, 
Anmerkung. 

**)  Es  wurde  von  jeher  viel  darüber  gestritten,  ob  überhaupt  die  mosai- 
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Aber  auch  Ton  der  kirchlichea  Verfusung,  die  mao  in  neaerer 
Zeit  TOD  maochcr  Seite  dem  Staate  geben  will,  ist  die  moaai- 
Bche  Gesetsgebung  weit  entfernt.  Die  Kirclie  hat  ihrem  eigent- 
lichen Wesen  nach  uiclit  Rechtgeaetze,  sondern  Tugend- 
Torschriften,  sie  weiset  auf  das  Jenseits  hin  und  stehet 
über  den  irdisclien  Besiehungen  nach  deren  Wirklichkeit.  Sie 
kann  daher  nicht  för  den  Staat  Norm  werden,  sondern  nur 
für  ihn  vorbereiten,  indem  sie  das  Sittengeseta  zur  lebendigen 
geistigen  Anschauung  bringt  und  jene  höhere  Freiheit  entwi- 
ckelt, die  sich  in  der  Besiegung  der  Selbstsucht,  in  der  Un- 
terordnung des  Einzeininteresses  unter  das  Wohl  des  Ganzen, 
in  der  freiwilligen  Ternunftigen  Achtung  vor  dem  Gesetze  kund- 
gibt Tritt  die  Kirche  l>ei  ihrer  Behauptung,  dass  ihr  Reich 
von  Jenseits  sei,  als  Gesetzgeberin  auf,  so  verfallt  sie  in  einen 
Widerspruch  mit  sich  selbst,  da  sie  doch,  durch  Setzung  der 
Tugend  an  die  Stelle'  des  Rechts,  das  Aufgeben  vieler  mensch- 
lichen Verhaltnisse  verlangt.  Im  Christenthume  kommt  daher 
das  Recht  nicht  zu  seiner  eigentlichen  Berechtigung;  die  per- 
sonliche Freiheit,  deren  Beachtung  in  Anderen  hier  zwar  als 
erhabene  Tugend  anempfohlen  wird,  gelangt  nicht  zum  Durch- 
brnch,  da  im  Individuum  selbst  das  Aufgeben  des  eigenen 
Rechts  beharrlich  gefordert  wird.  Das  Christenthum  ist  nach 
aelnem  Wesen  eine  Religion  der  Demuth,  sie  schreibt  Unem- 
pfindlichkeit  gegen  Beleidigungen,  ein  fast  übernatürliches  Nach- 
geben bei  Eingriffen  vor;  die  Demuth  soll  also  das  person- 
liche Recht  und  die  individuelle  Freiheit  überwiegen:  die  Basis 
ist  Unrecht  ertragen.  Der  Staat  hingegen  will  Geltend- 
machung des  Rechts,  das  sich  in  ihm  als  Substantielles,  in 
sieh  selbst  Bedingtes  setzt  und  als  befruchtendes  Princip  den 
Kreii  der  Persönlichkeit,  der  Familie,  der  Gesellschaft  durch- 
zMiet:  seine  Grundlage  ist  Unrecht  abwenden.  In  der 
Basis  des  Christenthums  scheint  übrigens  ein  Widerspruch  zu 


sehe  Staatsverfaisong  eine  Theokratie  an  nennen  sei ;  vgl.  n.  Andr.  J.  D.  Mi- 
cbaelia,  bmm.  Recht»  I.  ThL  $.  35.  C.  Th.  Welcker,  die  letzten  Grande  von 
Radit,  Staat  und  Strafe,  8.  379—306.  Wir  befchränken  nat  hier  auf  die 
RechtaverfiMsung;  und  da  diese  nicht  als  eine  theokratiache  angesehen  wer- 
den kann,  ao  verlieren  anch  die  Grunde,  die  man  für  die  Theokratie  (et- 
nsQ  übrigens  oft  siiasTentandenm  Begriff)  belsobringen  pflegt,  viel  Toa 
threm  Gewichte. 
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liefen.  Ei  wird  gefordert  Unrecht  sn  ertrugen  nnd  nfeht 
Unrecht  zu  thun.  ^ird  ein  Princip  des  Rechts  anerlonnt  — 
denn  nnr  nach  diesem  findet  ein  ^^Unreclit  thim^  statt  —  so 
miiss  es  seine  ungctiieilte  Geltung  haben;  das  freiwillige  Un- 
rechtertragen,  wie  es  Matth.  5,  38.  39.  anempfohlen  wird, 
ist  ein  Aufgeben  des  Rechts;  und  welche  Veranlassung  liegt 
hieran  an  sich  selbst  vorl  Hat  das  Recht  einen  höheren  LJr- 
Sprung  —  und  dieser  muss  ihm  zugestanden  werden,  da  ich 
es  in  einem  Andern  ehren,  ihm  kein  Unrecht  thun  soll  — 
warum  mit  der  Forderung  zurücktreten,  dass  es  auch  in  mir 
geehrt  werdet  —  Aber  weil  das  Recht  zuweilen  in  Uebergriif 
ausartet,  und  die  Grenze,  wo  die  verschiedenen  einander  gegen- 
fiberstehenden  Rechte  sich  berühren ,  oft  verkannt  wird  ^), 
darum  wird  dieses  Aufgeben  zur  Tugendpflicht  gemacht.  Staat 
und  Cbristenthum,  ihrem  Ausgange  nach  sich  widersprechend, 
können  nur  neben  einander  bestehen;  das  Cbristenthum  bil- 
det eine  Schutzwehr  gegen  das  zuweilen  zu  weit  ausgedehnte 
Princip  des  Staates,  will  abwehren  den  Uebergriff  des  Rechts, 
kann  aber  keinenfalls  das  Fundament  des  Staates  machen;  ein 
christlicher  Staat  scheint  eine  Begriffsverwirrung'^^).  — 
Einen  ganz  verschiedenen  Charakter  hat  die  mosaische  Gesetzge- 
bung; sie  ist  eine  för  das  Diesseits,  für  den  Menschen,  wie  er  mit 
seinen  Anlagen  und  seinem  naturlichen  Rechte  sich  auf  Erden 
bewegen  soll,  berechnete  Staats-  nnd  Rechtsverfassung.  Dem 
praktischen,  in  seiner  natürlichen  Sphäre  handelnden  Menschen 
wird  die  Weise,  wie  er  sein  Recht  und  das  Anderer  wahren 
soll,  Torgezeiohnet;    eine   duldende  nnd  resignirende  Passivität 


*y  Hobbes  «teilte  die  Hypotheie  auf,  sclion  im  Natorzastande  sei  der 
Mensch  als  im  Kriegszustände  mit  Anderen  anzusehen.  Montesquieu  meint, 
das  Eintreten  in  die  Gesellschaft  erwecke  einen  natürlichen  Kriegszustand, 
da  jedes  Individuum  die  Yortheile  der  Gesellschaft  für  sich  acquirircn  will. 
Esprit  des  loix  L.  /.  eh.  2.  3. 

**)  Das  Christenthum  buchstäblich  anfgefasst  kann  auch  neben  sich 
den  Staat  nicht  bestehen  lassen  nnd  rousa  ihn,  wie  die  Quäckersectirerei 
^eigt,  mit  seinen  Fordemngen  des  Rechts  negieren.  Der  Anachoretismus 
iü  daher  eine  consequente  Fortbildung  der  einseitigen  Auffassung  des  Chri- 
stenthums.  —  Da  der  christliche  8taat  in  neuester  Zeit  eine  grosse 
Läierator  herrorgemfen  bat,  die  wir  nicht  aa  TergrÖsscm  gedenken,  so 
brechen  wir  hier  ab. 
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wird  nicht  beabrfdiiigt,  daher  Iceine  Herrorhebnng  der  Tngead 
mit  Hertlidrfickiing  des  Rechts.  Hingegen  mnsste  nach  der  Per- 
aönlichkeit  des  Geaetigebers^  in  welclieni  sich  Tagend  und  Reclit 
vereinigen,  auch  die  Tagend  aar  Geltung  kommen  j  die  moaai- 
ache  Verfassung  hat  daher  zwei  coordinirte  Factoren :  Tagend 
(Sittlichkeit,  Ethik)  und  Recht.  Die  menschiiche  Gesetzge- 
bung kann'  nidit  tber  die  Gesinnung,  die  ihr  unerkennbar  und 
undurchdringlich  ist,  Vorschriften  erlassen,  sie  bleibt  nur  bei 
den  insseren  Verhiltntssen  stehen  uud  ihr  Ziel  ist  ausschliesslich 
die  Kcherlieit  der  bürgerlichen  Gesellschaft.  Selbst  die  Ar^ 
mengesetse  der  neuem  Zeit  haben  nicht  in  der  MUdthiiti|^ 
keit,  sondern  in  dem  durch  einen  überhand  nehmenden  Pku- 
perismns  bedrohten  Sicheriieitszustande  ihren  Ursprung,  datier 
sie  nur  zu  oft  den  Abdruck  der  Harte  —  bekannt  aind  die 
in  England  dar&ber  erhobenen  Beschwerden  —  an  sich  tra- 
gen. Die  mosaische  Gesetzgebung,  als  ein  Ausfluss  dessen,  der 
Gesinnung  und  Handlung  kennt  und  überwacht,  dringt  auf  die 
Heiligung  der  Gesinnung  und  der  ihr  entsprechenden  Hand- 
lung; daher  Vorschriften  wie:  „du  sollst  nicht  deinen  Bruder 
hassen  in  deinem  Herzen,  sollst  dich  nicht  rüchen  und  Groll 
nachtragen,  sollst  dem  Armen,  der  Wittwe  und  der  Waise 
Ton  dem  Deinigen  mittheilen  u.  dgl.  m.  (Tgl.  Levit.  19.  und 
Deuteron,  an  vielen  Stellen)  ^).  Tugend  und  Recht  stehen  hier 
also  nicht  einander  gegenüber,  kein  Princip  wird  erscliüt- 
tert  sondern  nur  die  strenge  Consequenz  gemildert.  Die  Tu- 
gend zwingt  hier  nicht  das  Recht  zum  Aufgeben  seiner  selbst, 
die  eigene  Persönlichkeit  erliege  nicht  unter  dem  Drucke 
der  Tugend;  aber  auch  das  Gottliche  im  Menschen  werde 
nicht   durch   die  aufs    Aeusserete   getriebene   Behauptung   des 


^  AqcIi  in  anderen  alten  Gesetzgebungen  wird  zwar  nicht  das  Gebiet 
des  Rechts  streng  von  dem  der  Tugend  geschieden«  Doch  hat  auch  hier 
das  mosaisdie  Gesetz  sein  charakteristisches  Merkmal ;  jene  machen  manche 
Tdgeiidplllcht  zur  Rechtspilicht  (wie  'Z.  B.  die  Dankbarkeit  bei  den  alten 
Parsern),  das  mosaische  Gesetz  hingegen  macht  eigentlich  nur  die  Tugend 
cor  Gewissenspflkht,  tber  deren  Brf&llung  aber  der  unsichtbare  Richter, 
▼or  dcn^  T^Mid  ond  Recht  gleich  wägen ,  wacht  Ferner  Terbleiben  Jene 
aken  L^iislationen  nor  bei  Handlungen  der  Tugend;  das  nosaisoka 
Gesetz  gehet  auch  auf  die  Cresinnung  (da  aoUst  deinen  Bruder  nicht  haiaeni 
nicbt  Groll  nacktragen  ff.)  diu 


L 
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Rechts  Teniiditet.  Das  Recht  wird  swtr  nach  seiaer  Strenge 
aufgefltellt,  aber  ea  werde  durch  die  Tugend  gemildert;  beide 
im  Menschen  schlummernden  höheren  Kräfte  sollen  durch  den 
Hauch  des  Gesetzes  sich  zu  einer  innem  harmonischen  Verbin* 
düng  vereinigen. 

Wir  gehen  nach  diesen  Bemerkungen  auf  den  Geist  des 
mosaischen  Crimlnalrechts  über.  Die  Gesetzgebung  liündigt 
sich  als  eine  höhere  von  Gott  ausgehende  (durch  ihn  zum 
Bewusstsein  gebrachte)  an.  Gott  stellt  an  der  Spitze  der 
Gesetze,  und  so  musste  auch,  die  sogenannte  religiöse  lieber- 
tretung,  die  Sünde  gegen  Gott,  hier  als  Verbrechen  namhaft 
gemacht  werden.  Doch  zeigt  sich  bei  genauerm  Forschen, 
dass  der  Bestrafung  durch  die  Staatsbehörde  (Gericht)  nur 
jene  Verbrechen  unterlagen,  die  jede  natürliche  Staatsrer- 
fassung  als  die  Grundlage  des  Staates  zerstörend  und  die 
Bande  der  menschlichen  Gesellschaft  auflösend ,  erkennt  und 
als  solche  bestraft.  Die  eigentliche ,  durch  Menschen  aus- 
zuführende Todesstrafe  erfolgt  auf  Götzendienst,  Läste- 
rung 6ottes,  wohin  auch  Sabbatentweihung  zu  bezie- 
hen Ist,  da  die  Sabbat feier  die  Anerkennung  des  Herrn  als 
Schöpfers  des  Weltalls  ausspricht  *).  Im  mosaischen  Staate, 
wo  Gott  der  Gesetzgeber  und  das  Bekenntniss  der  Einheit 
Gottes  die  Grundlage  der  Staatsrerfassuug  bildet,  sind  diese 
Verbrechen  als  Hochverrath  und  Beleidigung  der  Maje- 
stät anzusehen.  Todesstrafe  lUTolvirt  ferner  freche,  die 
Bande  der  Sittlichkeit  durchnagende  Unzucht  (Sodoroiterei, 
Incest,  Ehebruch),  und  endlich  Handlungen,  die  den  völligen  Um- 
sturz des  Rechts  herbeiziehen,  als  Mord,^  Menschenraub. 
Verbrechen  hingegen,  die  im  natürlichen  Staate  das  Staatswohl 
nicht  unmittelbar  geRhrden,  werden  auch  hier  nur  als  mittel- 


*)  Vgl.  Michaelis,  mos.  R.  4.  Tbl  §.  195.  5.  Tbl.  $.249.  Mendelsohn 
Jerasalem  S.  1 18.  JSs  ist  übrigens  Ton  selbst  begreiflich,  dass  das  Sabbat- 
gesetz,  da  es  aaf  die  Anerkennung  hindeutet,  nicht  als  ein  nationales  nar 
sondern  auch  als  religiöses  zu  betrachten  ut;  so  wie  überhaupt  nach  der 
Person  des  Gesetzgebers  Religiöses  und  Nationales  sich  hier  oft  begegnen, 
oad  Jenes  zwar  die  Form  des  letztem  annimmt,  aber  doch  seine  eigent- 
liche nie  SU  tilgende  Verbindlichkeit  in  der  absoluten  von  äusseren  Verhält- 
niiseo  abgesehenen  Beziehoog  su  Gott  hat,  namiich  in  der  Religion. 
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bar  mit  der  StaatsrerfaranD^  xusammenhSngenil  befrachtet  nnd 
behilt  die  Gottheit  tich  die  BestralVin^  vor;  denn  da  sie  nur 
dureh  den  Un^horsam  gegen  den  Willen  des  göttlichen  6e- 
aetsgebers  sich  mm  eigentlichen  Verbrechen  gestalten,  so  fal- 
len sie  allein  dem  Gebiete  der  Religion  anheim,  über  die  Gott 
richtet'*').  —  Das  mosaische  peinliche  Recht  überschreitet 
also  nicht  den  Kreis  einer  natürfichen  Staats-  und  Rechtsfer* 
fassung. 

Auch  der  eigentliche  BegriiT  Ton  Verbrechen  und  Strafe 
tritt  uns  hier  klar  entgegen;  und  stehet  unter  den  alten  Ge- 
setzgebungen daa  mosaische  Recht  allein  auf  der  Höhe  der 
Rechtserkenhtnfss,  die  Tom  Individuellen  zum  Allgemeinen  auf- 
steigend das  durch  das  begangene  Verbrechen  dem  Staate, 
der  ganten  Gesellschaft  zugefugte  Unrecht  im  Auge  beliSlt. 
Dieses  zeigt  sich  besonders  bei  niherer  ErwSgung  dos  Gesichts- 
punctes,  aus  welchem  das  mosaische  Recht  den  Mord  betrach- 
tet nnd  ihn  bestraft  wiesen  will.  Die  alten  Gesetzgebungen 
erblicken  in  dem  Morde  eigentlich  nur  ein  Privat  verbre- 
chen und  ywar  nach  einer  doppelten  Seite:  gegen  den  Er- 
mordeten und  gegen  die  Familie,  der  derselbe  angehorte.     Nach 


*)  Auf  die  Verbote,  die  wir  r  e  11  g!  5  s  e  nennen,  ist  mit  Ansnabme  de«  Sab- 
bats dnrcbgehend  die  Strafe:  Anarottang  (f^^);  eine  Bestrafung,  die  wie 
•na  Lerit  20,  4.  5.  deutlich  hervorgebet  („wird  daa  Volk  dea  Landea  —  die 
Gemeinde — abwenden  seine  Augen  Ton  dem  Manne  und  ihn  nicht  umbrin- 
gen, ao  werde  ich  ihn  ausrotten  ff/'),  aicb  die  Gottheit  Torbehält,  und  spricht 
diese  Stelle  deutlich  gegen  die  Meinung  einiger  Gelehrten  (Michaelis  m.  R. 
$•  237.  Geaenina  Wörterbuch  Radix  ms),  die  unter  Aosrottung  eine  durch 
Menschen  anssnf&hrende  Todesstrafe  verstehen  wollen.  Auch  heisst  ea 
nirgendai  Ihr  aollet  ausrotten,  wird  die  weltliche  Behörde  nie  hiermit,  wie 
bei  der  Steinigung  ff.,  beauftragt,  sondern  wo  je  diese  Bestrafung  auf  ein 
Sobject  sorfiei^bezogen  wird,  ao  ist  es  die  Gottheit,  welche  spricht:  „ich 
werde  anarotten.*'  Femer  heisst  es  stets  bei  schwereren  Verbrechen  t  tT!Q 
rrT  (er  soll  getodtet  werden),  und  ist  hier  nie  tTO  allein  ala  Strafe  aus- 
gesprochen,  während  hingegen  sich  nur  bei  den  leichteren  rn^  ohne  wei- 
tem Zosafir  findet.  Dieses  tritt  selbst  bei  dei^  Incesten  Levit.  20.  deutlich 
berror:  Sodomiterei,  Unzucht  mit  der  Mutter,  Pädastrie  ff.  hat  rrffp  nma 
fneeat  mit  einer  Täteriichen  oder  mütterlichen  Tante,  Halbschwester  ff.  hat 
tro  aar  Folge.  Die  Einwendung,  dasa  Bxod.  31,  14.  15.  htnsn  und  niQ 
tacfp  neben  einander  folgen,  ist  unbedeutend,  da  hmssi  ein  allgemeiner 
Begriff  ist,  und  also  auch  ntm  rvie»  wenn  dieses  xur  näheren  Bestimmung 
bfamitritt,  einschliesst. 
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dem  patriarchalischen  VerliiltnisRe  nimlich  bildet  jede  Familie 
einen  in  sich  abgeschlossenen  kleinen  Staat;  durch  den  Mord 
eines  Gliedes  geschieht  dem  Ganzen  Abbruch,  ^ird  seine  Macht 
verringert,  erleidet  die  Familie  einen  äusserlichen  Verlust.  In 
der  griechischen  Mythe  verfolgen  daher  nach  dem  ersten  Ge- 
sichtopuucte  die  Erinnyen  des  Erschlagenen  den  Mörder  *\ 
die  unterirdischen  Götter  übernehmen  an  dessen  Stelle  die 
Rache  und  verlangen  eine  Sühne,  die  auch  bei  einem  unvor- 
»atzlichen  Morde  geleistet  werden  muss"^*);  so  lange  dieses 
nicht  geschehen,  ist  der  Mörder  verunreinigt,  und  darf  nicht 
die  heiligen  und  öffentlichen  Stätten  betreten  **^).  Es  bricht 
nun  zwar  schon  die  Ahnung,  dass  der  Mord  eine  Beleidigung 
gegen  die  Götter  sei,  durch -i*);  doch  trat  er  noch  immer  nicht 
aus  dem  Kreise  des  Privatverbrechens  hieraus:  die  Bache,  die 
der  Bluträcher,  gewöhnlich  der  nächste  Anverwandte  des  Er- 
mordeten, übernahm,  musste,  wenn  der  Getödtcte  vor  seinem 
Hinscheiden  dem  Mörder  die  Strafe  erlassen  hatte,  nmterblei- 
ben  *{--{-).  Es  konnte  aber  Kuch  der  Bluträcher  selbst  ein  Löse- 
geld annehmen  und  wurde  hierdurch  auf  die  Blutrache  ver- 
zichtet f ff).  Hier-  kommt  die  Rücksicht  vorzüglich  zur  Gel- 
tung, dass  die  Familie  durch  den  Ausfall  eines  ihrer  Glieder 
Schaden  erlitten  habe;  der  Erschlagene  wird  also'  als  Sache 
betrachtet.  Uebrigens  lag,  weil  der  Mord  nur  als  Privatver- 
brechen angesehen  wurde,  die  Bestrafung  nicht  dem   Gerichte 


*)  Plato  (Lepea  Dialog,  9.  p.  865)  bewahrt  die  Sage  auf,  dass  der 
gewaltsam  ermordete  Freie  (der  Sctave  gelangt  selbst  in  Plato's  idealer 
Republik  noch  nicht  zur  Anerkennung  als  Mensch,  vgl.  p.  868  (T)  bei  dem 
Anblick  des  ruhig  lebenden  Mörders  mit  Zorn  erfüllt  sei,  und  tief  erschüt- 
tert und  aufgeregt  schreckt  er  denselben  u.  s«  w. 

**^  Ueber  diese  Sühne,  die  hilastisch  und  kathartisch  war  (piatio  et 
luttratio)y  vgl.  O.  Müller,  Aeschyios  Eumeniden  S.  138  ff. 

♦♦♦)  Vgl.  Plato  p.  866.  870. 

f)  So  vorzüglich  bei  Plato,  und  scheint  er  auf  dessen  Gesetz  über 
den  Selbstmord  (p.  873)  einigen  Einfluss  zn  haben,  wobei  jedoch  noch 
mehr  die  den  Alten  natürliche  Verachtung  der  Feigheit  vorwaltet. 

ff)  Demasthenea  adv,  Pantenetum  p.  983.  20 :  ovÖh  yap,  av  a  ntc&mv 
ovroff  äqiij  tov  tpovov  nfflv  ziXtVT^aai  top  ÖQdcovta^  ovötvl  vtiv  koutmv 

iif>  Die  bekanate  noiinj.  Vgl.  hierüber  mehr  bei  Müller  a.  a.  O. 
8.  145. 
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ob}  der  Mörder  konnte  sicli  lelbst  verbannen,  ehe  er  Tor  Ge- 
riebt gestellt,  wurde;  diese  Verbannung  war  aber  nicht  eine 
gesetsliche  Strafe,  da  das  Gericht  nie  (es  sei  denn  bei  poli- 
tischen Verbrechen)  auf  Verbannung  crltannte.  Nur  wenn  von 
den  Verwandten  des  Erschlsgeuen  der  Mörder  Tor  Gericht 
gefordert  wurde,  schritt  dieses  ein  und  erkannte  auf  Tod  '•').  — 
Das  Torejrwähnte  Privat-  und  Sacliverhältniss  tritt  noch  sicht- 
barer bei  den  alten  Genua  neu  lienor,  wo  der  Mord  dutch  das 
Werigeld  vergütet  wurde  ^^);  eine  Einrichtung,  die  sich  bis 
sn  den  Carolingem  erhielt  ***),  Aeluiliches  erblicken  wir  im 
Koran  f ),  und  wird  bei  den  Africani^chcn  Muselmännern  noch 
lieute  ^8  Strafrecht  in  solcher  Weise  geübt  ff).  —  Wie  gani 
andere  nach  dem  mosaischen  Rechte!  Der  Mord  nimmt  hier 
die  Stellung  ein,  die  das  Rechtgprincip  ihm  suweisen  muss: 
ein  gegen  den  Staat,  der  die  Garantie  für  das  Leben  jedes 
Individuums  übernommen  hat,  begangenes  Verbrechen.  Darum 
heisst  es  ausdrücklich:  „Ihr  dürft  kein  Lösegeld  nehmen  für 
den  Mörder,  .der  des  Todes  schuldig  ist,  sondern  er  muss 
getödtet  werden^^  (Numer.  35,  81.);  femer:  „Ihr  sollet  nicht 


*)  So  ergibt  es  sich  aus  Plato  a.  a.O.  und  überhaupt  aus  dem  Blut- 
bann  der  alten  Griechen  (worüber  Manches  bei  O.  Müller  Euiuenidenj,  der 
i:orzäglich  hinsichtlich  des  Exils,  das  Mehrere  eine  gerichtliche  Strafe 
'wähnten,  oiissverstanden  wurde.  Der  Mörder  mosste  sich  exiliren,  weil  Nie- 
inand  mit  ihm  als  einem  Verunreinigten  umj^ehen  konnte.  Mehreres  hier- 
über wird  ein  Aufsatz  in  der  in  der  Vorrede  gedachten  Zeitschrift;  y^der 
Blotbann  der  Hebräer  und  Griechen*'  bringen. 

**}  Tittmann  a,  a.  O.  S.  7.  Bei  den  Germanen  war  also  vorzüglich 
der  zweite  Gesichtspnact  yorherrschend:  der  Verlust  der  Sache  sei  za 
ersetzen.  Da  .aber  dieser  Verlust  nach  dem  altgermanischen  Heerwesen 
auch  den  Kdaig  (Heerführer)  oder  den  Staat  mittraf,  so  niusste  ein  Theil 
der  Strafe  an  diesen  erlegt  werden.      Tacitus  de  mor.  Germ,  c.  12. 

**^  So  nach  den  Saiischen,  Ripuarischen,  Alemanischen  u.  a.  Geset- 
zen.   Ticcmann  S.  36. 

f)  Snra  2.  V.  175:  „Gläubige!  es  ist  euch  verordnet  die  Wiederrer- 
^Itung  beim  Morde:  Freien  für  Freien,  Sclaven  für  Sclaven,  Weib  für 
Weib.  Wem  aber  der  Anverwandte  vergibt,  der  mag  gezwungen  werden 
nach  dem  was  recht  ist,  und  es  soll  ihm  eine  Geldbusse  nach  Billigkeit 
aufgelegt  werden.  Diese  Milde  und  Barmherzigkeit  kommt  von  euerm 
Herrn." 

ff)  Vgl.  Ktude$  aur  la  loi  hfusulmane  (rit  de  Malek)  Ugislation  cri- 
mimtlUy  pQf  M.  B,  Ftncenl,  ParU  1842.    Das  Nähere  im  zweiten  Anhang. 
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Terracht  machen  das  Land,  worin  ihr  seid;  denn  das  Blut  (die 
Blutschuld)  macht  verrucht  das  Land,  und  das  Land  wird 
nicht  g^es&hnt  für  das  Blut,  das  darin  vergossen  wurde,  es  sei 
denn  durch  das  Blut  dessen,  der  es  ver^ossen^^  (das.  V.  33.). 
Hier  wird  also  ausdrücklich  gesagt,  dass  „das  Land  Terrucht 
werde,^^  der  Staat  selbst  durch  Blut,  durch  Mord  verfalle: 
dieser  also  nicht  als  ein  Verbrechen  an  dein  Ermordeten  allein 
oder  als* ein  nur  der  Familie  zugefügter  Schaden  betrachtet 
werde,  sondern  als  eine  Versündigung  an  dem  Lande, 
an  dem  Staate,  da  dessen  innere  Bande  zerstört  werden, 
und  das  Ueberhandnehmen  solclier  Frevelthat  dessen  ^nzliche 
Auflösung  herbeiführen  müsste.  Daher  findet  kein  Lösegeld 
Statt,  und  entbindet  auch  nicht  die  Verzeihung  des  Ermorde- 
ten oder  die  des  Bluträchers;  denn  das  an  der  Allgemeinheit 
begangene  Verbreclien  ist  zu  bestrafen.  Die  Vollstreckung 
dieser  Strafe  überlässt  zwar  das  mosaische  Recht  dem  Blut- 
rScher:  „er  soll  umbringen  den  Mörder,  wenn  er  Ihn  begeg- 
net.^ Hierin  musste,  wie  schon  von  mehreren  Seiten  bemerkt 
wurde,  den  Zeitbegriffen  nachgegeben  werden,  da  es  als  die 
heiligste'  Pflicht  und  Ehrensache  der  überlebenden  Verwandten 
betrachtet  wurde,  den  Erschlagenen  an  seinem  Mörder  zu  rä- 
chen *).  Dieses  Gefühl  äussert  sich  bei  jedem  uncivilisirtcn 
oder  erst  in  den  Kreis  der  Civilisation  tretenden  Volke  mit 
solcher  Heftigkeit,  dass  jeder  Versuch  es  ganz  zu  unterdrü- 
cken vergeblich  wäre  und  jedes  dagegen  aufgestellte  Verbot 
auf  Nichtbeachtung  greifen  würde.  Macht  sich  doch  vom  Neuen 
in  unserer  weit  vorgerückten  Zeit  eine,  aus  minder  edlen  und 
natürlichen  Motiven  hervorgehende  Blutrache,  das  Duell,  gel- 
tend, und  es  vermag  kein  Gesetz  Einhalt  zu  thun!  —  Doch 
da  die  Bestrafung  nicht  Sache  des  Bluträchers  allein  war,  son- 
dern, wie  obige  Stellen  beweisen,  eigentlich  die  des  Staates, 
so  scheint  schon  aus  diesem  Umstände  hervorzugehen,  dass  eine 
gerichtliche  Untersuchung  stattgefunden  (wie  es  auch  die  spätere 
lalmudische  Interpretation  annimmt) ,'' und  wird  dieses  zum  Theile 
durch  die  Schrift  selbst  bestätigt,  da  es  heisst:  „Wenn  Jemand 


*)  Auch  nach  Plato  (1.  1.  p.871)  liegt  zunächst  dem  Verwandten  ob, 
den  Mörder  vor  Gericht  zu  fordern,  und  thut  er  dieies  nicht,  so  zieht  er 
•ich  den  Zorn  der  Gotter  zo. 
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einen  Meosdien  ermordet,  soll  mtn  den  Mörder  umbringen 
nach  der  Aussage  sweier  Zeugen;  ein  Zeuge  aber  kann  nicht 
aussagen  ff/^  (das.  V.  30.);  der  Mörder  fiel  also  eigentUcli 
erst  dann  reditmassig  In  die  Gewalt  des  Blutrachers,  wenn 
ihm '  sein  Urtheii  Tom  Gerichte  gesprochen  worden  war  (vgl. 
besonders  Deuter.  19,  11).  Bekannt  ist  übrigens,  dass  bei 
einem  unvorsitzilchen  Todtsclilag  der  Tliater  durch  die  Zu- 
lluchtsstitte  (Num.  33)  vor  dem  Bluträcher  sichergestellt  wurde: 
und  war  also  dem,  was  das  Geseti  nicht  aufsuheben  Termochte, 
wenigstens  Einhalt  gethan. 

Es  treten  noch  andere  höchst  bedeutsame  Momente  her- 
vor, die  auf  die  Wärdigimg  des  eigentlichen  Rechtsprincipes 
hinweisen.  Nath  dem  mosaischen  Rechte  findet  vor  dem  Ge- 
aetae  keine  Exemtion  Statt.  Der  Hohepriester  ist  nicht 
minder  ala  der  Laie  der  ganzen  Strenge  dea  Gesetxes  unter- 
worfen. «Auch  schutst  nicht  eine  heilige  Statte,  ein  ge- 
welhter  Ort  vor  Bestrafung.  „Wenn  Jemand  seinen  Nächsten 
vorsatsUch  mit  Hinterlist  umbringt,  so  sollst  du  ihn  von  mei- 
nem  Altare  weg  sum  Tode  führen^^  (Exod.  21,  14.).  In  den 
Gesetsgebungen ,  die  den  Mord  nur  als  ein  Privatvjsrbrechen 
ansehen  und  die  Bestrafung  in  dem  Motiv  der  Rache  seine 
Rechtfertigung  findet,  musste  als  natürliche  Folge  die  Rache 
weichen,  wenn  der  Verfolgte  sich  in  den  höheren  Schuta  der 
Gottheit  begab:  diese  breitete  schirmend  ihre  Flügel  aus;  vor 
ihr  musste  die  Leidenschaft  des  Sterblichen  zurücktreten,  ihre 
Statte  war  ein  unverletzbares  Asjl^).  Auch  der  Unterschied 
des  Standes,  das  Verhaituiss  des  Freien  zum  Unfreien,  des 
Priesters  zum  Laien  u.  s.  w.  verschaffte  bei  dieser  Ansicht 
des  Prlvatverbrechens  eine  gewisse  Idemnitat  **).  Das  mosai- 
sehe  Recht,  das  bei  dem  Verbrechen  nicht  nur  die  verletzte 
Person  sondern  die  verletzte  Gerechtigkeit  im  Auge  hat,  musste 


^)  Die  Heis^le  sind  im  Alterthmn  and  im  Mittelalter  (\m  füdlichen 
Italien  sogar  bis  auf  die  neueste  Zeit)  sehr  hftafig. 

**)  Die  Ciesetse  des  früheren  Mittelalters  über  den  Mord  eines  Un- 
Dreien  sind  b^annt  (and  noch  heate  in  manchen  L&ndem  gültig);  vergt. 
Httmann  an'  mehreren  Stellen.  Nach  dem  Memi  VIIL  380.  kann  ein  Bra- 
■ine,  -wenn  er  aach  alle  erdenklichen  Verbrechen  begangen,  niemals  ams 
Leben  gebracht  werden ;  so  wie  überhaapt  die  Strafe  sich  nach  dem  Stande 
des  Bel^digeffs  ond  Beleidigten  richtet. 
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solche  Unterschiede  zurückweisen;  der  Mord  ist  ein  an  der 
Gesammtheit,  ein  an  dem  Gesetz  begangner  Frevel;  und  da 
Gott  selbst  nach  seinem  Wesen  der  höcliste  Schützer  und 
Wächter  der  Gerechtigfkeit  und  des  Gesetzes  i^t,  so  k^knn  die 
Gesetzlosigkeit  an  seiner  Stätte  am  wenigsten  Schutz  finden 
und  bei  dem  Frietiter  nicht  ungeahndet  bleiben.  —  Als  fer- 
nere  Folge  des  eigentlichen  Reclitsprincipes  im  Mosaismus  er- 
scheint auch  die  Anerkennung  der  Persönlichkeit  des  Menschen, 
der 'beim  Verbreclien  in  keinem  Verhältnisse  als  Sache  betrach- 
tet wird.  Dem  Vater  stehet  daher  hier  kein  Recht  über  Leben 
und  Tod  seiner  Kinder  zu  '*') ;  der  Herr  wird  bei  dem  Morde 
seines  Solaven  mit  Tod  bestraft  **).  Es  bleibt  ferner  die  Strafe 
nur  bei  dem  Verbrecher  stehen,  und  nicht  können  Unschul- 
dige, wie  nahe  sie  auch  mit.  ihm  ?erwandt  seien,  zur  Mitlei- 
denschaft herbeigezogen  werden;  „dicht  sollen  Eltern  wegen 
Kinder  oder  Kinder  wegen  Eltern  hhigerichtet  wercTen  (Deu- 
teron. 24,  16.)***). 


'*')  Dem  patriarchalischen  Verbältniss  gemäss  (vgl.  oben  S.  11  Anmerk.) 
▼eriugte  das  Xlf.  Tafslgesetz,  dass  dem  Vater  das  Recht  zukomme  seinen 
Sohn  ins  Gefangniss  zu  werfen,  zu  geissein,  ihn  gefesselt  zu  ländlicher  Ar- 
beit anzuhalten,  ihn  sogar  zu  todten  {iav  ts  ttQYttVy  iav  rc  (laCTiyovv^ 
idv  TB  difffiiov  inl  twv  xorr'  äyqov  Egyrnv  natix^tVy  ^dv  rt  anoxTivvvai 
•  WQoaiQfjxaL,  Diony*»  Halicarnan.  L.  2.  c.  26.);  und  bestimmt  Tab.  IV, 
Frag.  2.:  Si  paler  filium  ier  venumdedit,  filius  a  patre  liber  csto.  — 
Das  mosaische  Recht  tritt  diesem  harten  Verhältnisse  entgegen;  über 
Leben  und  Tod  seiner  Kinder  hat  der  Vater  durchaus  nicht  zu  schal- 
ten,  eben  so  wenig  ^ber  die  Freiheit  seines  Sohnes.  (Michaelis  §.  83  fabelt 
zwar  viel  davon,  dass  der  Sohn  nie  von  der  väterh'chen  Gewalt  loskam, 
ohne  einen  triftigen  Beweis  dafür  zu  bringen)  Nur  hinsichtlich  der  Fret- 
beit  der  Tochter  stand  dem  Vater  manches  patriarchalische  Recht  zu,  das 
aber  durch  mehrere  Beschränkungen  wieder  gemildert  ist.  Vgl.  Exod.  31,  7  ff. 
Mehreres  hierüber  in  emem  Beitrage  zum  mosaischen  Eherechte. 

*♦)  Exod.  21,  20.  nach  vielen  Commentatoren.  Jedenfalls  ist  hier  eine 
hart«  Bestrafung  vorgeschrieben,  und  für  körperiiche  Verletzung  des  Scla- 
vcn  ist  V.  26.  27.  dessen  Frdlassung  bestimmt :  Vorschriften,  weiche  wel- 
ter das  Alterthum  nicht  kennt.  Das  romische  Recht  sagt  als  Regel  (§.  1. 
Instit  1.  8.):  ^,4pud  omnes  peraeqve  prenies  animadvertere  possumun,  rfo- 
minia  in  BtrvoR  vilae  tiecisquß  potesiatem  fuistCj^*  welches  erst  durch  An- 
toniniM  Pius  ($.  2.  ibid.)  gemildert  wurde. 

***)  Dieses  fiir  das  weltliche  Geriebtauf  Grund  der  rechtliclien  Institu- 
tion.   Dass  nach  dem  Decalog  G  o  1 1  die  Sündeo  der  Eltern  an  den  Kindern, 
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Forschen  wir  weiter  nach  der  Straftheorie  im  mosaisclien 
Rechte,  nadi  Zweck  luid  Rechtsgriind  der  Strafe,  so  wird  auch 
hier  nicht  der  absolute  Wille  bei  den  in  den  Kreis  des  uatür- 
Jiclieu  Staates  fallenden  Verbrechen  als  letzter  Grund  hiu^- 
stellt,  sondern  wird  an  vielen  Stellen  die  Strafe  aus  einem 
Rechtsprincipe  abgeleitet,  welches  zwar  häufig  verkannt  wurde, 
in  neuerer  Zeit  aber  wieder  zu  Geltung  gekommen  ist.  Nach 
dem  mehrfach  .(Exod.  Lerit.  Deuteron.)  vorkommenden  Spruch 
„Leben  Air  Leben*^  sclieint  die  Wiedenergeltungstheorie  obenan 
zu  stehen,  das  mit  Vorsatz  begangene  Unrecht  soll  dem  lliä- 
ter  wieder  angethan  und  hierdurch  das  Unrecht  gutgemacht 
werden  *).  Aber  es  wurde  von  mehreren  Seiten  eingewendet, 
dass  dieser  Zweck  keinesfalls  erfüllt  werde,  und  man  yielmehr 
Uebel  auf  Uebel  häufe  (A.  ist  umgebracht  worden^  uud  nun 
soll  es  auch  B.  werden;  also  ein  neuer  Mord).  Bleiben  wir 
aber  bei  dem  abstracten  Begriflfe  Verbrechen  stehen.  Verbre- 
chen ist,  abgesehen  von  dem  verletzten  Individuum,  eine  Ver- 
letzung der  Gerechtigkeit;  diese  erlitt  —  um  auf  einen  ge- 
wöhnlichen BegriiT  zurückzugehen  —  einen  Schaden ;  es  wurde 
ein  Unrecht  begangen,  an  die  Stelle  des  Rechts  dessen  Nega- 
tion —  Unrecht  —  gesetzt      Und  dieser  Schaden  wirkt  durch 


dem  dritten  und  vierten  Geschlecht  ahndet,  gehört  nicht  hierher,  und  hat  nach 
den  Rieisten  Krklärem  seine  moralische  Begründung,  vteii  Eltern  ihre  Sün- 
den—  Fehler  —  häufig  auf  ihre  Kinder  vererben,  und  die  göttliche  Ahndung 
Besserung  herbeiführeu  will.  Nur  Deuteron.  13,  13  IT.  findet  eine  allge- 
meine Bestrafung  statt,  welches  aber  mehr  als  eine  Art  Abwehr  des  Mono- 
theismus gegen  den  Polytheismus,  zu  dem  das  Volk  sich  so  sehr  hinneigte, 
ersdieint,  und  also  als  eine  ausserordentliche  Massregel  bei  der  Gefahr  den 
(auf  den  Monotheismus  gegründeten)  Staates ,  ungefähr  wie  die  heutigen 
Martialgesetse,  zu  betrachten  ist. 

^)  Kant,  metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre,  S.  196.  197« 
fetellte  dieses  Princip  der  Strafe  wieder  auf.  Die  Einwendung:  „dass  dann 
die  blosse  "Wirkung  der  That,  abgesehen  von  der  Vor-  oder  Unvorsätzlich- 
keit  den  Massstab  abgeben  musste^^  (Welcker  a.  a.  O.  S.  198)  scheint  sehr 
unerliebiich ;  Wiedervergeltung  ist  nicht  Schadloshaltung  des  Beschä- 
digien,  soadera  wie  Kant  sich  a.  a.  O.  ausdrückt:  „das  Priucip  der  Gleichheit 
(im  Stande  de*;  Züngleins  an  der  Wage  der  Gerechtigkeit),  sich  nicht  mehr 
auf  die  eine  als  auf  die  andere  Seite  hinzuneigen.  Also  was  für  ein  unver- 
ackaldet  Uebel  du  einem  Andern  Zugefügt ,  das  thust  du  dir  selbst  an 
u.  t.  w/'  Piesea  Verrücken  des  Züngleins  liegt  aber  nur  im  Vorsatz,  die- 
ser nacbl  das  Verbrechen  (vgl.  Anbang  zum  zweiten  Cap.  der  Anmerk.) 
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die  Ver«nla88iing  des  Verletzcrs  noch  weiter  fort;  bewahrt 
seine  That,  dass  das  Recht  ungerügt  beeinträchtigt  werden 
darf,  so  wird  durch  solches  Beispiel  in  Vielen  die  über  die 
Grenzen  des  Rechts  hinaufigehende  sinnliche  Lust  die  Ober- 
hand behalten ,  da  das  moraiische  Gefühl,  der  in  der  Sittlich- 
keijt  begründete  Abscheu  vor  dem  Bösen  dort,  wo  verderb- 
lifche  Thaten  ihm  Hohn  sprechen,  nicht  hinlängliche  Garantie 
bietet.  Die  Verderbliclikeit  des  bösen  Beispiels  wird  aber 
durch  die  Bestrafiuig  des  Verbrechers  aufgehoben;  der  Staat 
gibt  durch  sie  sein  Missfallen  an  der  Verletzung  des  Rechts 
zu  erkennen,  und  stellt  hierdurch  die  durch  das  begangene 
Verbrechen  verminderte  Ehrfurcht  vor  dem  Gesetze  wieder 
her.  Dieser  Zweck  der  Strafe ,  die  Wiederherstellung  der 
Ehrfurcht  vor  dem  Gesetze  ist  ganz  dem  höciisten  Principe 
der  Gereclitigkeit,  Ersatz  des  Schadens,  so  er  gut  ge- 
macht werden  kann,  gemäss;  und  hierin  liegt  auch  der 
unabweisbare  Rechtsgrund*  Der  Verbrecher  Ist  ein  Verletzer 
der  Gerechtigkeit,  hat  ihr  einen  Schaden  zugefügt  (die  Ehr- 
furcht vor  ihr,  ihre  Heiligkeit  entweihet);  dieser  Schaden  wirkt 
fort,  wächst  immer  mehr  an  (die  Heiligkeit  des  Rechts  wird 
durch  die  von  dem  Verbrecher  augeregte  Entweihung  ver- 
mindert); darum  wird  Ersatz,  durch  den  die  Verletzung  des 
Rechts  wieder  gutgemacht  und  dessen  Beaclitung  wieder  her- 
gestellt werde,  abgefordert  *),  Dieser  Zweck  wird  zwar  häufig 
durch  Abschreckung  ausgedrückt,  welche  zwar  von  selbst 
ans  der  Wiederherstellung  der  Gerechtigkeit  folgt,  aber  doch 
nicht  jenen  Begriff  ganz  erschöpft.  Auch  trägt  In'er  nicht  die 
Strafe  den  Charakter  der  Raclie,  die  nicht  den  Wiederersatz 
des  zugefügten  Nachtheiles  sondern  die  Befriedigung  des  auf- 
geregten beleidigten  Gefühls  beabsichtigt.  Die  Strafe  wird 
sich  aber  dalier  auch  fem  von  qualvollen  Martern  halten;  sie 
will  nur  die  Achtung  vor  dem  Rechte  herstellen  und  wird 
also  bei  Verfolgung  dieses  vernunftgemässen  Zweckes  die  Ge- 
setze der  Menschlichkeit,  so  weit  sie  mit  ilim  vereinbar  sind, 
nicht  aus  den  Augen  verlieren.  Selbst  die  qualificirte  Todes- 
strafe kann  nur  insofern  ihre  Rechtfertigung  finden,  als  in 
dem  aussergewöhnlichen  Verbrechen  sich  eine  ungemeine  Ver- 


*;  VgL  Hegel«  Grundlimea  der  Philoaopbie  des  RechU,  $.  96—104. 
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achtmig  (Enlheiliguiig)  des  Sechts  auMpricfal,  und  es  einer 
grotsen  Genu^unng  bedarf,  um  diese  Verletzung;  ^t  sa 
machen;  aber  die  Genugthuung  soll  nie  in  Barbarei,  deren 
eigentliches  Motiv  Rachsucht  ist,  ausarten  *).  ~r  Betrachten  wir 
die  Grunde,  die  in  der  mosaischen  Gesetzgebung  an  verscliie- 
denen  Steilen  fQr  die  Strafe  angegeben  werden.  An  einer 
Seite  heisst  es:  „Blut  (der  Mord)  verunreinigt  das  Land  ff/^ 
(Nnmer.  35,  33};  von  den  Verbrechen  der  Unsittilchkeit  wird 
gesagt:  „sie  sind  ein  Greul  und  der  Ewige  hat  ihretwegen 
die  fr&hem  Bewohner  des  Landes  verworfen^  (Levit.  20,  22; 
23);  bei  auszuführender  Bestrafung  heisst  es  an  mehreren  Or- 
ten: „das  Volk  soll  hören  und  sich  furchten  und  nicht  fre- 
ventlich handeln''  (Deuteron.  17,  13.  19,  20.  21,  21);  endlich 
wird  sehr  hiufig  gesagt:  „du  sollst  das  Böse  aus  deiner  Mitte 
ausräumen.^'  Vergleicht  man  diese  Stellen  untereinander,  so 
spricht  sich  in  ihnen  das  vorgedachte  Princip  nach  Zweck  und 
Rechtsgrund  aus.  Durch  das  Verbrechen  wird  das  Land  ver- 
unreinigt, entfremdet  ihr  euch  euerm  Gott,  da  die  Bande  des 
Rechts  und  der  Sittlichkeit  sich  auflösen.  Das  eigentliche  Ver- 
brechen liegt  also  in  der  Verletzung  der  in  Gott  repräsentir- 
ten  Gerechtigkeit  und  Sittenreinheit '^^);  „das  Böse  soll  aus- 
geräumt werden,^'  so  wird  die  Verletzung  (die  Entweihung) 
gesiihnt,  und  auf  das  Concrete,  auf  den  gewöhnlichen  Begriff 
übertragen:  „das  Volk  wird  hören  und  sich  furchten  und  nicht 
mehr  freveln :''  die  Gerechtigkeit,  die  Ehrfurcht  vor  ihr  wer- 
den wieder  hergestellt;   dieses  ist   die   eigentliche  Wiederver- 


*)  Nach  der  Präventionstheorie  (Grolman,  criminftlistMche  RechUwis- 
Müfchaft  $.  10 — 19)  könnte  die  qoalifidrte  TodeMtrafe  nicht  stattfindea. 
Nach  dieser  Theorie  i«t  der  Zweck  der  Strafe,  der  Androhung  künftiger 
Verbrechen,  die  von  diesem  Verbrecher  nach  Matsatab  seiner  bisherigen 
flandliiBg  mit  Recht  präsumirt  werden,  zuvorzukommen;  aber  hierzu  bedarf 
es  nicht  der  erhöhten  Todesstrafe.  Vgl.  Feaerbach :  Ist  Sicherung  Zweck 
der  Strafe?  in  Grohnans  Bibliothek  für  die  peinliche  Rechtswissenschaft 
1.  ThL  2.  Stfick. 

'*''*')  Auch  aus  den  Worten  „ich  venvarf  desshalb  die  Völker,  die  vor 
euch  waren  ff/'  ist  zu  erkennen,  dass  das  Strafbare  nicht  sowohl  in  der 
Verletzung  des  geoffenbarten  Gesetze«  (dieses  war  doch  jenen  Völkern 
nicht  geworden!),  sondern  in  der  Verletzung  der  dem  Menschen  innewoh* 
nenden  Sittlictikeit-  und  Gerechtigkeitsid^e  liege:  das  Gesetz  will,  wie 
oben  S.  9  erwähnt  wurde,  sie  zum  klaren  Bewosstsein  bringen. 
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geliung  y  die  dem  Rechte  der  Sittlichkeit  schuldige  Genug- 
thuung  *),  Daher  kennt  ferner  die  mosaische  Gesetzgebung, 
da  nicht  Rache  das  Prhiclp  der  Strafe  ist,  auch  durch  Mar- 
tern erschwerte  Todesstrafe  nicht  ^*). 

Wenden  wir  uns  zu  den  Nichteapi tal verbrechen,  so 
bleibt  hier  das  mosaische  Recht  Jiaufig  auf  dem  Boden  der  Privat- 
verletzung und  versetzt  Manches,  was  lieutigen  Tages  als  Ver- 
brechen betrachtet  wird ,  in  die  Classe  der  (nach  unseren 
Begriffen  zu  nennenden)  Polizeivergehungen  oder  gar  der  Civil- 
klage,  so  wie  wieder  manches  Poiizeivergehens  gar  nicht  Er- 
wähnung gethan  wird.  Eine  richtige  Würdigung  der  Umstände 
jener  Zeit  gibt  den  Massstab  an  die  Hand,  nach  weichem  diese 
Verordimngen  zu  beurtheiien  sind.  Betrachten  wir  vorerst  das 
Verbrechen  hinsichtlich  des  Eigen  th ums.  Es  ist  bekannt,  dass 
bei  einem  kaum  aus  dem  Naturzustande  heraustretenden  Volke 
der  Diebstahl  nicht  als  Verbrechen,  als  Eingriff  in  ein  Recht 
angesehen  wird;  der  Begriff  des  Mein  und  Dein  stellet  bei  ihm 
noch  nicht  fest,  ihm  scheint  es  nicht  unbillig,  dass  der  Arme 
sich  einen  Theil  der  Güter  des  Reichen  verschaffe  (ein  Begriff, 
der  auch  dem  modernen  Communismus  zu  Grunde  liegt). 
Bin  Weiser  Gesetzgeber  kann  aber  das  nur  als  Verbrechen 
erklären,    was  nach  dem  Volksbegriffe  dafür  angesehen  wird; 

*^  Also  ganz  wie  Kant  ei  unter  dem  Bilde  des  Züngleins  an  der 
Wage  der  Gerechtigkeit  ausdrückt.  Durch  das  Verbrechen  wird  die  Waage 
aus  dem  Gleichgewicht  gebracht ;  die  Strafe  stellt  es  wieder  her. 

**)  Die  Todesstrafen  im  mosaischen  Rechte  ^ind:  Hinrichtung  (wahr- 
scheinlich darch  das  Schwert)  und  Steinigung.  Diese  Strafe,  die  wie  Mi- 
chaelis 6«  Thl.  S.  24  behauptet,  keine  sehr  achmerzhafte  sein  8oll(?),  ist 
'  iai  Morgenlande  als  der  Ausdruck  des  allgemeinen  Volksunwillcns  gebrauch* 
üch  (im  Koran  ist  häufig  der  gesteinigte  Satan,  wozu  viel  von  den 
Commentatoren  gefabelt  wird,  aber  wahrscheinlich  so  viel  als  der  ver- 
achtenswert he  Satan,  dem  Jeder  einen  Stein  nachwirft,  bedeutet): 
and  bat  auch  Plato  beim  £Uernmorde  die  Steinigung  (Leg.  p.  873).  Nur 
bei  zwei  Fällen  des  Incests  kommt  Verbrennung  vor,  die  aber,  da 
sie  so  selten  erscheint,  hier  ein  aussergewöhnlichcs  Verbrechen,  das  ciue 
aussergewöhnliche  Strafe  erforderte,  muthmassen  lässt.  So  hat  auch  der 
Code  p4nal  Art.  13.  86.  Abhauen  der  rechten  Hand  und  Uiiiricbtung, 
also  Marter  and  Todesstrafe  zugleich,  bvi  zwei  ausserordentlichen  Verbre- 
chen (Majestätsverletzang  und  Elternmord).  Michaelis  §.  235  meint  übri- 
gens, dass  das  Verbrennen  an  dem  entseelten  Leichnam  vollzogen  wurde, 
welches  aber  sehr  zu  bezweifeln  ist. 


27 

das  wesenlUchste  Merkmai  des  StrafrecliU  ist,  das«  die  Borger 
es  nicht  als  den  Ausfliiss  eines  despotischen  blutgierigeu  Wil- 
lens sondern  als  ein  ihren  Begriffen  des  Ucchts  entsprechen« 
des  anerkennen  und  achten  lernen:  das  Strafrecht  sei  der 
Ausdruck  des  allgemeinen  Bewusstselns.  Der  Gesetzgeber  wird 
daher  bei  einem  Standpunkte  wie  dem  vorhergedachten  mehr 
die  Unsicherheit,  den  materiellen  Schaden  als  das  Verbrechen  beim 
Dlebstalil  im  Auge  behalten ;  und  so  findet  es  sich  auch  im  mosai- 
schen Recht  Dieses  spricht  seine  Missbilligung  über  den  Dieh- 
•tahi  aQs(Decaiog  8);  die  Strafe  ist  aber  ^doppelter  Ersatz^^  (Exod. 
22, 6),  „und  wenn  Jemand  einen  Ochsen  oder  ein  Lamm  stiehlt, 
und  es  schlachtet  oder  verkauft,  so  muss  er  für  das  Rind 
fonf,  für  .das  Lamm  ?icr  Stück  zahlen''  (das.  21,37).  Dieser 
Ersatz  wird  jedoch  mit  aller  Sirenge  eingefordert  und  bürgt 
die  Person  des  Diebes  dafür :  hat  er  nicht  zu  bezahlen,  so  wird 
er  fiir  seinen  Diebstahl  verkauft  (das.)  *).  Diebstahl  mit  nacht- 
liciiem  Einbrüche  macht  den  Dieb  rechtlos:  bringt  man  ihn 
um,  so  ist  seinetwegen  keine  Blutschuld  (Exod.  22,   1). 

Von  solchem  Eingehen  auf  Zustand  und  Begriffe  des 
Volkes  zeigt  auch  die  Strafe  für  eine  an  dem  Köiper  des 
Nichsten  verübte  Gewaltthätigkeit.  Bei  einer  Schlägerei,  wo- 
durch Jemand  bettlägerig  wird,  bezahlt  der  Schläger,  wenn 
kein  Udordschlag  dabei  vorgefallen,  Versäumnisskosten  und  Heil-- 
mittel  (Exod.  21,  18.  19.);  bei  der  in  einem  jugendlichen 
Volke  natüriichen  Reizbarkeit  liegt  in  solchem  Aufbrausen  kejia 
schweres  Vergehen.  —  Sehr  streng  ist  aber  das  Gesetz,  wenn 
Jemand  einen  Andern  an  einem  Leibesgliede  (vorsätzlich)  be- 
schädigt; hier  heisst  es:  ,iAuge  für  Auge,  Zahn  für  Zahn, 
Hand  für  Hand,  Fuss  für  Fuss  ff.''  (Exod.  21,  24.  u.  a.  a. 
Stelle).  Dieses  jus  talionis  ist  bei  allen  alten  Völkern  hiei- 
misch  gewesen,  und  entspricht  ebenfalls  ganz  dem  einfachen 
Charakter   eines  erst  in  seiner  Bildung  bcgriffcueu  Volkes  **). 


*')  Für  den  Refub  wird,  wahrscheinlich  weil  er  selten  war,  die  Strafe 
nicht  erwähnt;  das  Verbot  vgl.  Levit.  19,  13.  u.  a.  a.  O.,  und  scheint 
die  Bestrafung  dem  Ermessen  des  Richters  anhcimgestellt  gewesen  zu  sein. 

**)  So  hatte  es  auch,  wie  bekannt,  die  Solonische  Gesetzgebung  (vgl. 
Diog,  LaerL  h  1.  §.  57),  und  das  XIT.  Tafelgesetz  (si  memhrum  rupit,  ni 
tum  eo  pacity  talio  etfo,  vgl.  §.  7.  Tnst.  4.  4).  Bemerkenswerth  ist  auch 
ein  Bruchstück  aus  Cato  bei  Priscian.    Art,  grammat,  L.  6  t  Si  quU  mem- 
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Im  mosaischen  Rechte  ist  bei  dieser  sich  mehrmals  wiederho- 
lenden  stehenden  Formel)  die  ganz  einem  Adagium  ahnlieh 
siehet,  von  mancher  Seite  sehr  in  Zweifei  gezogen  worden, 
ob  hier  eine  wirkliche  Wiederver^tung  ^melnt  sei.  Es  ist 
hier  das  auf  Wledervergeltun^  gegründete  PHncip  der  Strafe 
(vgl.  oben)  ausgesprochen,  und  wird  dem  Richter  angedeutet, 
wie  er  die  Grösse  eines  solchen  Verbrechens  und  die  entspre- 
chende Bestrafung  zu  erkennen  habe  '*').  Jedenfalls  muss  zuge- 
standen werden,  dasa  es  von  dem  Beschädigten  abhing,  sich 
mit  dem  Beschädiger  auf  eine  andere  Weise  abzufinden  **). 
Das  Gesetz  hat  hier  nicht,  wie  früher  beim  Morde  9,du  sollst 
nicht  Lösegeld  nehmen,^^  oder  wie  es  bei  einem  andern  Ver- 
gehen, wo  eine  Unsittlichkeit  bestraft  wird,  heisst:  „du  sollst 
die  Hand  abhauen,  dein  Auge  soll  nicht  schonen  (Deuteron. 
25,  12)***). 

Das  mosaische  Gesetz  verbreitet  sich  minder  über  Inju- 
rien; für  diese  bedurfte  es  ebenfalls  nach  dem  Standpunkte 
des  Volkes  keiner  besonderen  Gesetze.  Das  göttliche  über 
alle  alten  Gesetzgebungen  hervorragende  Princip  der  Anerken- 
nung der  Menschenwürde  und  der  Schonung  des  Nebenmen- 
schen war  in  den  Worten  ausgesprochen :  „Liebe  deinen  Nächsten 
wie  dich  selbst;  hasse  nicht  deinen  Bruder  in  deinem IIerzen^^(Ley. 
19^  17. 18.);  und  hierin  lag  die  Abmahnung  gegen  Beleidigungen  f). 
(Selbst  bei  der  Realinjurie  Deuteron.  24,  11  scheint  die  Strafe 
sich  mehr  auf  das  Unzüchtige  als  auf  die  Injurie  zu  beziehen  ff.) 


hrmm  rupit  ovl  os  f regit j  talione  proximus  agnattu  uleiscitur  (abo  aach 
Mer  eine  Art  Blotrache  der  Verwandten);  doch  wird  an  der  Echtheit  dte- 
aar  Stelle,  Inwiefern  sie  sich  auf  das  XII.  Tafelgesetz  bezieht,  gezweifelt. 
Vgl.  Dirksen,  Zwölf  Tafel- Fragmente  S.  517. 

*^  So  meinen  es  die  Rabbinen,  vgl.  weiter,  und  mehrere  christliche 
Biegeten,  wie  CUrictu  zu  Exod.  21,  21.  Barbeyrac  in  Crotium  de  Jure 
belli  et  pacis,  L,  1.  c.  2.  $•  8. 

♦♦)  Vgl.  MichaeUs  5.  Thl.  §.  240—243,  vgl.  auch  Joseph.  Jntiquitt. 
L.  4.  c.  8.  §.  35. 

***)  Selbst  hier  wollen  die  Rabbinen  nur  Geldstrafe  verstehen. 

f)  Auch  das  englische  Gesetz  kennt  nicht  Verbalinjurien.  Homthal 
bei  Cottu  a.  a.  O.  S.  194. 

ff)  9»^<^n  *^^  2^®i  Männer  mit  einander  schlagen,  und  die  Frau  des 
Bioen  ergreift  den  Andern  bei  dem  SchamgUed.'* 
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Bbensowenig  kann  die  fakche  Aussage  des  Mannes,  ,,er  habe 
bei  seiner  Frau  nicht  die  Jüngerschaft  gefunden^^  (das.  22, 
13.  14),  als  Verbalinjurie  angesehen  werden;  diese  Aussage 
cntlialt  eine  Capitalanldage,  da,  wenn  sie  richtig  befunden  wird, 
die  Fraa  am  Leben  büssen  muss  (das.  V.  20),  und  wird  liier 
also  nicht  die  Injurie  sondern  die  Caiumnia  bestraft.  Dass 
ferner  das  FInchen  den  Eitern  (Exod.  21,  17),  Fluchen  der 
Obriglceit  oder  dem  Fürsten  (das.  22,  27)  nicht  su  den  Ver- 
balinjurien gebort,  bedarf  kaum  der  Em  ähnung;  eine  derartige 
Verfetsung  der  Ehrfurcht  gegen  Eltern  und  Obrigkeit  ist  nicht 
eine  PriTatbeleldigung  sondern  ein  Verbrechen  an  dem  Allge- 
meinen, und  mnsstc  Torzüglich  in  einer  der  patriarchalischen 
Verfassung  so  nahen  Zeit  ein  solches  Vergehen  gegen  Eltern 
höchst  strafbar  erscheinen. 

Sdir  elnfadi  tritt  neben  der  mosaischen  Criminalgesett- 
^ebung  das  Civürecht  auf.  Das  Hinausschreiten  derOesetie 
ober  die  Verhiltnisse ,  unter  welchen  das  Volk  lebte  und  in 
denen  es  Terbldben  sollte,  hatte  diese  Gesetze  unbrauchbar 
gemacht.  Der  mosaische  Staat  ist,  wie^nan  es  an  seiner  gan* 
zen  Richtung  erkennt,  auf  Agricuitur  gegründet;  die  Civilge- 
setze  sind  daher  nicht  für  einen  commerciellen  Verkehr  be- 
rechnet, TCrbreiten  sich  nicht  über  schriftliche  Verträge,  über 
-Tausch  und  Handel,  sondern  verbleiben  bei  den  agrarischen 
und  den  mit  ihnen  zunächst  rerbundenen  Verhältnissen.  So 
werden  nur  bei  dem  Verkaufe  von  Grundstücken  mehrfache 
Bestimmungen  aufgestellt  (Levit  c.  25);  über  den  Verkauf 
Ton  Mobilien  hingegen  verbreiten  sich  ausser  der  allgemeinen, 
Ton  der  religiös-moralischen  Seite  ausgesprochenen  Vorschrift 
„kein  Unrecht  zu  thun  in  Mass  und  Gewicht^^  (das.  19,  35. 
36.  Deuteron.  25,  14.  15)  keine  besonderen  Gesetze.  Das 
Ciribecfit  handelt  femer  Ton  dem  an  Feldern  augerichteten 
Schaden  durch  Abweiden  des  Viehes  oder  durch  uuTorsichti- 
gen  Brand,  über  sonstigen  Schaden  durch  nachlässige  Beauf- 
sichtigung des  Viehes  (Tgl.  über  diese  Punkte  Exod.  c.  22), 
femer  über  Sclaven,  deren  Behandlung  und  deren  Freilassung 
(das.  c  21.  Levit.  c.  25.  Peuteron.  c.  15);  auch  liier  also 
Gesetze,  die  mit  dem  Agrarischen  in  nächster  Verbindung  ste- 
hen; endlich  (Exod.  c  22)  Manches  über  Deposita  und  Aus- 
leihungen (ebenfalls  zumeist  in  obiger  Beziehung).  —  Die  agra- 
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rlacliG  Gesetigebnn^  konnte  auch  den  Verkauf  ?on  Grund- 
atücken  nicht  begünstigen^  denn  da  Handel  niclit  getrieben 
wurde  und  bIcIi  daher  keine  Aussicht  auf  Gewinn  und  Empor- 
achwingen  durch  commercieile  Unternehmungen  darbot,  so  hätte 
der  Verkäufer  bald  seinem  gänzlichen  Ruin  entgegengehen  müs- 
sen, und  es  drohte  die  Gefahr,  dass  das  Nationnivermögen 
—  der  Grundbesitz  —  in  die  Hand  einiger  Reiclien  zusam- 
menfliesse.  Die  unpractische  Idee  der  Gütergemeinschaft  hilft 
solchem  Uebelstand  nicht  ab ;  das  Gesetz  beugte  auf  eine  andere 
Weise  vor:  ein  bleibender  Verkauf  fand  selten  Statt  (nur  bei 
Hausern  in  Städten  nimlich  [Le?it.  25,  29.  30],  weil  der 
Stadter  eher  Mittel  zu  einem  Aufkommen  findet) ;  der  Verkauf 
War  eigentlich  nur  eine  Verpachtung,  denn  im  Jobeljahre  ging 
das  verkaufte  Feld  an  den  Verkäufer  zurück  (das.).  —  Dasselbe 
Motiy  scheint  auch  bei  dem  Erbgesetze  hervorzutreten: 
das  Eigenthum,  das  nur  in  Feldern  bestand,  ging  auf  den 
Sohn  über,  auf  die  Tochter  al)er  dann,  wenn  kein  Sohn  da 
war;  die  vielfache  Parcellirung  hätte  bei  der  geringen  Aus- 
sicht auf  Verraehruiu^des  Vermögens  bald  gänzliche  Verar- 
mung herbeigeführt  '*'). 

Unter  den  vorbezeichneten  einfachen  UmständcMi  bedurfte 
es  keiner  weitläufigen  Verordnungen  über  Mi  et  he,  Pacht,  Dar- 
lehen fi*. ,  keiner  Vorschriften  üher  Documente  und  wie  sie 
bestätigt  werden;  die  in  der  entwickelten  Gesellschaft  häufigen 
Complicationen  waren  unbekannt.  Auch  der  Process  musste 
nach  der  Einfachheit  der  vorkommenden  Fälle  sehr  einfach 
sein.  Die  Richter,  die  im  Namen  Gottes  Reclit  sprachen  und 
nach  seinen  Gesetzen  richteten,  waren  hier  mehr  als  je  in 
einer  andern  Gesetzgebung  zur  strengsten  Gerechtigkeit  und 
Unparteilichkeit  verpflichtet  (vgl.  vorzüglich  Deuteron.  C.  1  und 
sonst  an  vielen  Orten).  In  zweifelhaften  Fällen  entschied  der 
Eid  (B2xod.  22,  7),  dessen  Heiligkeit  nach  seinem  positiven 
Elemente   hier    auf  erhabene  Weise  hervortritt  ♦♦).    —     Auch 


*)  Da  diese  Ideen  allgemein  bekannt  sind,  verbreiteo  wir  uns  hierüber 
nicht  weiter,  und  verweisen  anf  Montesquieu  l.  I.  L.  5.  ehap.  5.  Michae- 
lis mosaische«  Recht  §.  7^  7& 

**)  Vgl.  unsere  Eidesleutoog  8,  8  ff. 
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im  Civilreihte  gehen  fibrigens  Recht  und  Tngeiid  Hand  la 
Hand;  wenn  von  einer  Seite  befohlen  wird:  ^wenn  du  das 
Kleid  deines  Nächsten  pfändest,  sollst  du  es  ihm  bei  Sonnen- 
untergang surüd(geben,  denn  dieses  ist  seine  einzige  Bedeckung, 
seine  Hülle  für  seinen  Leib,  worauf  soll  er  scblafen?^^  (Exod. 
22,  25.  26)  —  ferner :  „wenn  du  Geld  leihest  dem  Armen,  sei  ihm 
nicht  wie  ein  Schuldherr  (dan.  V.  24)  u.  dgl.  mehr,  so  wird 
dort,  wo  das  Recht  an  sich  bedrohet  ist,  die  strengste  Gerech- 
tigkeit sur  Pflicht  gemacht:  „du  sollst  den  Armen  nicht  ver- 
schonen in  seinem  Streite^^  (Exod.  23,  3);  „du  sollst  nicht 
Nachsicht  haben  mit  dem  Armen  und  nicht  schonen  den 
Reichen;  mit  Gerechtigkeit  sollst  du  deinen  Nächsten  richten^ 
(LcTit  19,  15). 

Wir  betrachten  nun  noch  mit  einem  Ueberblick  die  mo- 
saischen Crimioal-  und  Ci?ilgesetze.  Sie  erhalten  ihre  formelle 
Heiligung  durch  Gott  als  Gesetsgeber;  ihren  Innern  absoluten 
Werth  haben  sie,  weil  sie  von  dem  Gott  der  Gerechtigkeit 
und  der  Wahrheit  ausgehen.  Sie  verbleiben  daher  ^  in  der 
Beaiehung  des  Menschen  sum  Menschen  auf  der  Stufe  der 
sittlichen  Erkenntniss,  die  durch  sie  zum  Bewusstsein  kommt. 
Das  Recht  ist  seinem  eigentlichen  Wesen  nach  heilig;  es  dringt 
der  Gott  der  Gerechtigkeit  auf  dessen  Yollfuhrung  und  über- 
wacht es  selbst.  Er  ist  aber  auch  der  Gesetzgeber:  er  hat 
dieses  Recht  in  Gesetzen  ausgesprodien,  hat  in  ihnen-  die  ab- 
stracto Idee  verwirklicht  und  sie  dem  Menschen  naher  gebracht; 
ihre  Heiligkeit  durch  seinen  Ausspruch  gelioben.  In  der  Ueber- 
tretung  Hegt  also  ein  Frevel  gegen  den  Gott  der  Gerechtig- 
keit, der  allwissend  und  allgegenwärtig  die  ungerechte  That 
durchschaut,  und  sie  verwirft,  und  der  durch  seine  Gesetie 
xnr  Ausführung  und  Ausübung  des  Rechts  auffordert;  daher 
die  Uebertretung  auch  zugleich  eine  Beleidigung  gegen  den 
höchsten  Gesetzgeber.  —  Die  Ausführung  nnd  Ueberwachung 
des  Rechts  bleibt,  weil  es  dem  Menschen  selbst  nach  seinem 
Wesen  innewohnt,  menschlichen  Richtern  ohne  irgend  eine  gött- 
liche Einmischung  überlassen.  Die  Mahnung  gegen  Eingebungen 
der  Willkür  liegt  in  der  Erinnerung:  der  höchsten  Richter  sei 
Gott,  der  Wahrer  der  Gerechtigkeit;  in  seinem  Namen  spre- 
chen die  Richter  und  nach  seinen  Gesetzen  richten  sie:  Gott 
•elbst  ist  gegenwärtig,  der  Richter  ist  der  Vertreter  der  von 


32 

Gott  BO  nachdrucklfch  empfohlenen  Gerechifffkcit  *).  —  Wird 
nicht  auf  Erden  Gercchtiglteit  ^enbt<,  so  drohet  die  Gottheit 
mit  ihrem  Zorn  (Exod.  22,  21--28);  durch  allgemeine  Unge- 
rechtigkeit wendet  sich  der  Herr  vom  Lande  und  Tom  Volke,  das 
hierdurch  seines  Schutzes  unwürdig  ist,  ab,  und  löset,  wie  die  Pro- 
pheten an  unzahligen  Stellen  verkünden,  seinen  Bund  mit  ihm  auf  ^'*'). 


*^  Vgl  Deuteronom.  c.  1.  Ps.  82.  und  sonst  sehr  häufig. 
**)  Wir  iDüs«en  hier  noch  die  eigentbOmliche  Stellung  des  Meineides 
im  mosaischen  Rechte  besprechen,   das  für  ihn  keine  weltliche  Strafe  hat. 
Bleiben  wir  vorerst  bei  dem  gemeinen  Strafrecht  stehen,  das  auf  den  Meineid 
harte  Bestrafung  folgen  lässt  (Festungsarbeit  u.  dgl),  so  kann  diese  nicht 
als  Kirchenbusse  angesehen  werden,  da  eine  solche  nicht  in   dem   Befugr 
nisse  des  Staates  liegt,  sondern  sie  ist  durch  den  dem  Meineid  zu  Grunde 
liegenden  Betrug  bedingt  (das  dsterreichiscbe  Gesetzbuch  §.  178a.  fQhrt 
auch  in   der  That  den  Meineid  unter  der  Categorie  „Betrug*^  an);   der 
Richter  wurde  durch  die  Anrufung  des  Schworenden  bei  Gott  (durch  den 
Eid)  zum  Vertrauen  veranlasst,  auf  diesem  Wege  sollte  die  Wahrheit  ge- 
funden werden  und  die  Gerechtigkeit  die  letzte  beruhigende  Burgschaft  er- 
halten ;  durch  den  Meineid  wird  dieses  Vertrauen  aufs  schändlichste  hinter- 
gangen und  wird  mit  der  .Gerechtigkeit  selbst  ein  frivoles  Spiel  getrieben. 
Hingegen  ist  die  Rücksicht,  durch  die  auf  den  Meineid  festgesetzte  Strafe 
von  demselben  abzuschrecken,  mne  secundäre,  und  noch  weniger  durfte  der 
gegen  Gott  begangene  Frevel  als  das  vorzüglichste  Motiv  der  Bestra- 
fung in  Anschlag  kommen  (vgl.  Eidet»leistung  S.  4. 43).    Einen  andern  Stand- 
punkt nimmt  der  Meineid  im  mosaischen  Rechte  ein.  Wenn  auch  die  Ausführung 
des  Gesetzes  menschlichen  Richtern  übertragen  ist,  so  stammt  es  doch  von 
Gott  her  und  er  überwacht  es  und  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Gerech- 
tigkeit ;  der  Richter  spricht  Recht  im  Namen  Gottes,  der  hier  nicht  getrennt 
erscheint  und  erst  zum  Eide  herbeigerufen  wird,  sondern  der  unsicht- 
bar den  Vorsitz  fuhrt  und  dem  das  Gegentheil  von  dem  bekannt  ist,  wozu 
ihn  der  Schwörende  anruft.    Hier  ist  also  die  Entweihung  Gottes  das  vor- 
züglichste Moment,  der  Hohn  gegen  die  Gottheit,  für  welchen  die  mensch- 
liche Bestrafung  nicht  das  rechte  Mass  finden  würde  (Todesstrafe  zu  hart, 
andere  Strafe  nicht  dem  Verbrechen  ensprechend) ;  die  Gottheit  behalt  daher 
sie  sich  selbst  vor:    „der  Ewige  wird  nicht  ungestraft  lassen,  wer  seinen 
Namen   falsch   ausspricht*'    (Decalog  3.  Gebot).  —    Mehrere   vorzügliche 
Rechtslehrer  der  Neuzeit  (Konapak,  Grolmann,  Feuerbach)  sind  noch  der 
Meinung,  das«  der  Staat  die  Strafe  des  Meineides  der  Gottheit  allein  über- 
lassen müsse.     Dieses  scheint  aber  für  die  allgemeine  Staatsverfassung  un- 
richtig;   der  heutige   Staat   setzt  sich  als   vemunftgemässes  Institut  und 
beansprucht  weder  eine  gottliche  Gesetzgebung  noch  ziehet  er  eine  gött- 
liche Bestrafung  in  seinen  Codex;   er  kann  daher  dieses  auch  nicht  hin- 
sichtlich des  Meineides,  den  er  eigentlich  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  eines 
bürgerlichen  und  nicht  eines  religiösen  Unrechts  betrachten  muss. 
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An  das  mogaltche  Recht  sehKeral  sich  dai  lalmadlgche  ao. 
Ba  bildet  la  jenem  den  Cooimeutar  und  macht  keinen  Ansprach 
auf  Selbatatättdigkeit;  vermochte  also  an  aich  nicht  die  Lfkckeii 
dea  moaalachcn  Rechta  auasufüUen:  es  hatte  einen  en^en  nicht 
SU  nbenchreitenden  Kreis  von  vorn  herein  vorgeseichnet.  Aber 
daa  Leben  trieb  ea  nber  dieae  Be^ensun^  in  weitere  Bahnen 
hinaiia.  Zwar  gingen  an  dem  Criminalrechte  diese  Forderungen 
dea  Lebens,  die  nach  den  ZeitverliilUiiasen  nicht  Befriedigung 
finden  konnten,  apurioa  vor&ber;  deato  prignanter  war  aber  ihr 
Einflnss  auf  daa  Givilredit^  und  es  entsland  hier  eine  theil- 
weise  neue,  mit  alten  Elementen  verhiUulssmassig  nur  scliwach 
geschwängerte  Schöpfung.  Einige  Rückblicke  auf  den  weitem 
geachichtlichen  Gang  dea  mosaischen  Rechta  und  das  Verliiitnisa 
einer  ajj^tem  Zeit  sn  ihm  werden  hierüber  Aufschluss  geben. 
Durch  die  ErwUiiung  eines  Königs  (L  Samuel,  c  10) 
wurde  die  Staatsform  verändert,  und  ging  die  an  vier  hundert 
Jahre  bestehende  Republik  '*')  in  eine  Monarchie  über.  Diese 
Veränderung  musste  sich  auch  hinsichtlich  des  mosaischen 
Rechts  fühlbar  machen.  Zwar  wurde  ea  nicht  abgeschafll, 
der  König  lebte  unter  dem  Gesetze  '^*)  und  musste  nach  ihm 
Recht  sprechen ;  allein  das  Königthum  rief  nothwendig  manche 
Bestimmungen  ins  Leben,  die  eine  Republik  nicht  kennt.  Es 
trat  jetat  ein  Unterthanenverhältniss  ein:  und  mit  ihm 
entstand  manche  neue  Classe  von  Staatsverbrechen,  als  Ver- 
letaung  der  Majeatät,  verweigerter  Gehorsam,  Aufruhr;  und 
wie  oft  entsdiied  die  Willkür  der  Könige  und  ging  ihr  Despo- 
tismus weit  über  daa  Gesetz  hinaus!  Doch  wirkte  es  selbst 
unter  den  schlechten  Königen  scheinbar  fort  und  wagten  sie 
nicht  ganz  ihre  Despotenlaune  an  dessen  Stelle  au  setzen;  — 
Achab  atebet  an,  dem  Nabot  (I.  Kön.  c.  21)  seinen  Weinberg 
offen  zu  entreissen  und  nimmt  zu  einer  falschen  Anklage  seine 
Zuiludil  — :  und  es  trat  sein  Eliifluss  sehr  wohlthätig  hervor 
bei  Königen,  die  einiger  messen  ihm  zu  hören  gepeigt  waren; 
Uer  wfr  ea  ein  Ilemmniss  gegen  die,  morgenländische  Fürsten 


' « 


*)  Dieter  Zeitraan  für  die  Republik  ergibt  sich  aat  I.  K5n.  6,  1. 

^^)  V^.  Denteron.  17,  14  ff.  Die  über  die  Authenticitet  dieser  Stelle 
afbabenen  Kwelfel  indem  nlcbu  an  der  Behauptung,  dass  der  Regent  auf 
das  Gesetz  verpflichtet  war  und  unter  ihm  stand. 
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behemckende  EängelNiBg  der  Lddei»eliaft,  undl  e«  mftcble  sich 
teibtt  bei  MajesÜtsTerbrechea  die  milde  Gerechtigkeit  der  alteo 
6efletS£;ebtinf  geltend  *)»  —  Auch  die  einfachen  CivilTerord- 
Qongen  der  alten  Zeit  waren  in  der  Folge  nicht  ausreichend. 
Die  Verhältnlsae  des  Verkehra  hatten  sich  mit  der  fortschrei- 
tenden EiUtwickelung  des  Volkslebens  erweitert,  und  erheischten 
aeue  Normen.  So  hatte  sich  s^bon  unter  den  Richtern  eine 
Art  RaUfication  bei  Einlösung  und  Tausch  festgestellt  (Ruth 
4f  7);  sur  Zeit  des  Propheten  Jeremias  wird  der  Verkauf 
durch  Docuroente  und  Zeugen  bekräftigt  (Jerem.  32,  9  ff.); 
nnd  es  haben  sich  diesem  analog  wahrscheinlich  noch  andere 
Rechtsverhältabse  und  neue  peinliche  Verordnungen  heraus- 
gebildet '^^).  Das  Stillschwelgen  der  Geschichte  widerlegt  eine 
solche  Vermuthung  nicht;  der  Geschichtschreiber  war  lon  dem 
Referate  über  die  unaufhörlichen  Spaltungen  im  Innern  des 
Reiches  und  die  sich  stets  erneuenden  Kriege  lu  sehr  über- 
wiltigt,  als  dass  er  noch  ein  Auge  für  die  Gesetae  des  Frie- 
dens haben  konnte ;  auch  Hess  *  ihn  nicht  der  trübe  Anbllcir 
des  häufigen  Unrechts  bei  der  nur  sdiwach  sich  geltendma- 
chenden Gerechtigkeit  rerwellen. 

Wir  gehen  nun  über  die  Zeit  des  ersten  Tempels  weg, 
Jn   welcher   sich  \Me   feindselige  Elemente   gegen   die  Aner- 


*)  Joas,  K5ciig  in  Jebsda,  war  tob  VerachwSrem  umgebracht  worden. 
Ah  leio  Sohn  sur  Regi«mag  kam,  Uesa  er  die  Verachwdrer  hinrichten,  aber 
nicht  ihre  Kinder,  ,,80  wie  et  im  Bache  der  Lehre  Moses ,  die  der  Ewige 
befohlen,  heisstt  „„Es  sollen  nicht  Eltern  getödtet  werden  wegen  Kinder 
u.  s.  w."  (I.  Kdn.  14,  6).  Es  ist  dieser  Fall  um  so  bemerkenswertber, 
ab  bei  ^em  derartigen  Majestätsverbrechen  (KSnigsmord)  die  alten  Staa- 
ten (und  auch  manche  neuere)  die  Kinder  der  Verbrecher  mit  in 
die  Strafe  sogen ,  und  fuhren  wir  hierf&r  das  römbche  Gesets  L.  5. 
S.  1.  C.  9.  8.  an,  obachoo  dasselbe  römische  Recht  sonst  festsetzt:  ihi 
esse  poenam,  «61  et  moxia  est.  fVoptngiiof ,  notos  familiareB  procul  m 
taimmnia  nibmovemut ,  gicof  reoi  t celerw  t ocietot  uon  faeit.  Nee  enim 
9dfiniUuvel  omiciHa  nefarivm  crfmen  admKttt  (L.  22.  C.9.47.).  Die  mosai- 
sche Institution,  die  nach  ihrer  repeblicanischen  Form  dgentlich  auf  solche 
P&Ue  nicht  berechnet  war,  wirkte  auch  hier  ein. 

**)  Manche  wollen  nach  Sprw.  6.  31  „wird  er  (der  Dieb)  erwischt, 
so  bezahlt  er  siebenfach*'  eine  Veränderung  der  fr&beren  Strafordnung  hin* 
aichUich  des  DiebsUhb  (vgl.  oben)  wahrnehmen  (Michaelis  ThL  6.  $.  286). 
AUein  die  Zahl  sieben  ist  im  Hebriischen  wie  bekannt  ein  hjpecboliscfasr 
Aasslruck  für  die  Vielheit 
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kenoung  der  moMlicben  BeclitererfiistuiBg  geltend  niaehten,  ab: 
da»  Ringen  dea  Honolheianina  mit  dem  Polythelsmaa,  der  Kampf 
einer  reinen  Gottearereliriuig  mit  der  grob  sinnlichen  Neigung 
und  den  rohen  Begriffen  dea  Volka  und  aeiner  Konige,  daa 
orientalisGlien  Herrscbem  naturliehe  Verlangen  aich  derUnterwer- 
fong  unter  das  Oeaets,  dessen  erster  ünterthau  hier  eigentlich 
der  König  war  und  durch  das  Jedermann  die  Richterwage  fiber 
aeine  Handlungen  In  der  Hand  hielt,  lu  entliehen.  Ist  es  auch 
eine  Toreilige  Annahme,  dass  der  Mosaismus  ganz  erloschen 
und  er  sich  nicht  noch  in  vielen  seiner  Institutionen  neben 
dem  Polytheismus  und  zwar  selbst  bei  vielen  Auhfingcm  des 
letztem  forteriialten  liabe^);  wefsen  auch  wie  oben  Beispiele 
nach,  daaa  die  mosaiache  Rechtaverfassung  noch  manchen 
fiinflnaa  übte ,  ao  war  aie  doch  durch  die  vielen  Ge- 
waitthitlgkeMcn  der  Könige  und  der  Grossen  untergraben, 
und  acheInt  aie  nur  in  manchen  Crewohnhdtsrechten,  in  schwa- 
chen Traditionen  fortgelebt  zu  haben.  —  Desto  krifliger  pul- 
airte  aber  der  Hosalaroua  und  seine  Rechtsverfassung  In  den 
Adern  dea  neuen  Staates,  den  die  aus  dem  babylonischen  Exil 
Zurückkehrenden  gründeten;  der  regste  Eifer  för  den  Glauben 
war  in  ihnen  durch  die  erfahrenen  Leiden  geweckt  worden, 
und  aie  erbliditen  daa  Bestehen  und  Wohl  des  Staatea  aua- 
achlieaalich  In  der  Anhinglichkeit  an  das  Gesetz.  Auch  war 
der  nene  Staat  nach  der  Stellung,  die  er  einnahm,  ziemlich 
zmn  Triger  der  moaaischen  Gesetzgebung  geeignet.  Er  hatte 
zwar  keine  politische  Freiheit,  Judaa  war  den  Persern  tri- 
butbar; aber  die  Politik  der  alten  Eroberer  imd  Herrscher 
erblickte  nicht  in  den  besiegten  und  durch  die  Macht  der 
Waffen  unterworfenen  Provfaizen  einen  organischen  Zuwacha 
ihrea  Lindergebieta,  das  durch  ein  inneres,  das  Ganze  bele- 
bendes Princip  zu  einem  in  sich  gegliederten  und  durch  Einen 
Lebenagedanken  dea  Geaetze«  imd  dea  Rechta  getragenen  Staata- 
korper  aich  geatalte,  sondern  es  genügte  dem  Eroberer  die 
firwcitemng  aeiner  (peraönlichen)  Macht,  und  dass  seinem 
Willen  der  Tribut  und  die  Mannschaft  des  unterjochten  Voi- 
kea  zu  Gebote   stehe.     Iliermit    war    dem    Despotismus,    der 

*)  Btaribar  gsdcnken  wir  an  ainem  aodero  Orte  naiicbe  Beweise  zu 
nafem. 
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den  gelbtttücbiigen  Willen  de«  Hemcheri,  in  dem  jeder  andere 
Wille  aufgehet,  als  das  Geprige  seines  Wesens  trigt,  Genüge 
geleistet.  Der  Herrscher  übernahm  niclit  mit  der  Eroberung 
auch  die  Sorge  für  das  Wohl  der  neuen  CJnterthanen,  —  war 
doch  das  Unterthanenwohl  selbst  in  dem  eigentlichen  Staate 
nur  Ton  untergeordnetem  Range!  —  sondern  er  wollte  seinen 
Ruhm  und  seine  Gewalt  vergrössem.  Aber  diese  Selbstsucht 
despotischer  Eroberer  hat  fdr  die  CJnterworfencn  den  Vorthcil, 
dass  ihre  Gesetzverfassung  vor  Eingriffen  und  gewaltsamen 
Umünderungen  geschützt  bleibt.  So  behaupteten  bei  der  Völ- 
kerwanderung  die  römischen  ProTinsen  den  ungestörten  Besitz 
ihrer  Gesetze,  und  griffen  die  Eroberer  nicht  in  deren  pein- 
liche und  civilrechtliche  Jurisdiction  ein  '*');  und  auch  die  Per- 
ser Hessen  den  Juden  ihre  heimatliche  Verfassung,  so  sie  nur 
den  Tribut,  den  ein  Pascha  einliolte  und  sich  nebenbei  wohl 
manche  Erpressung  und  Willkürlichkeit  erlaubte,  entrichteten  ^'*'). 
Der  jüdische  Staat  war  daher  nach  seinem  Innern  betrachtet 
eine  Republik,  und  kam  das  göttliche  Gebot  nun  erst  zu  seiner 
wahren  Geltung,  die  es  friiher  durch  den  Conflict,  in  welchen 
das  Königthum  zu  ihm  getreten  war,  nicht  erlangen  konnte. 
Man  hielt  wieder  den  Gedanken  fest,  Gott  sei  der  Gesetzge- 
ber; und  wendete  diese  Gesetze  auf  die  bürgerlichen  Verhält- 
nisse an.  Die  zurückkehrenden  Exulanten  mnssten  überdiess 
ganz  gesetzlos  sein,  wenn  sie  sich  nicht  an  die  mosaische 
Legislation  hielten.  Zur  Entwerfung  eines  neuen  Gesetzbu- 
ches mochten  die  mit  Ungemach  aller  Art  kämpfenden  Colo- 
nisten  schwerlich  Müsse  haben,  noch  sich  dazu  gedrungen  füh- 
len; und  würde  auch  ein  neues  Gesetzbuch  sich  so  schnell 
Eingang  verschafft  haben,  oder  sollte  man  es  vorziehen,  bei 
jedem  vorkonunenden  Falle  ein  neues  Gesetz  zu  entwerfen?  — 
Die  mosaische  Gesetzverfassung  fand  aluo  gerade  unter  der 
Perserherrschaft  die  günstigsten  Umstände  für  ihre  Entwicke- 
lung;  selbst  die  Abhängigkeit  war  nach  dem  losen  Zusammen- 
hange, in   welchem  die  Provmzen  mit  dem  Hauptlande  standen. 


*)  So  zeigt  et  hinlänglich  das  Breviarium  Alariciannm;  vgl.  ferner 
SUmondi,  Hhioire  de$  r^publique»  ttaiieniiet,  T.  1. 

**)  fön  solche!  Verhältoisf  §  teilt  sich  in  den  historischen  Hagiographen 
ond  Joteph,  Aniiquitt  L,  21  c.  1— 8  dar. 
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nicht  ftthtlMr^  und  befinden  fleh  die  Juden  in  demsdlien  (ja  viel* 
Mehl  in  einem  noch  gikustigern)  Verhiltniflse  wie  die  Ljdi- 
•clien  und  Ueinasintischen  Provinien,  die  ebenfftlis  ihre  innere 
geseliliche  Organisation  nicht  aufgegeben  hatten. 

Aber  wenn  auch  der  Geist  der  alten  Gesetigebung  die 
Staatarerfassung  und  die  Rechtaformen  durchdrang,  so  hatten 
dach  das  frühere  Recht  ein  sum  Tlieil  su  weites,  snm  Theil 
SU  enges  Gebiet  für  die  Verhaitnisse  und  BegriflFe  der  Gegen* 
wart  Durch  die  in  der  Mitte  zwisclien  der  Zeit  der  mosai- 
schen Gesetzgebung  und  jener  Epoche  iiegenden  Indifferens 
▼ieier  Jalurhunderte  war  an  sich  die  Verblndnngslcette  an  meli- 
reren  Seiten  abgerissen,  und  lEonnte  die  Verständigung  füir 
manches  der  Gegenwart  gam  fem  Liegende  nicht  mehr  gefun- 
den werden  *)•  Aber  auch  die  Verschiedenheit  der  Begriffe 
bradite  Manches  aus  der  fr&hem  Zeit  nicht  snr  Ausfuhrung. 
So  scheint  die  Blutrache  viel  Ton  der  Heftiglceit,  in  der  wir 
sie  au  den  Zeilen  Mosis  erbiic|[en,  Terloren  au  hallen,  und 
wurde  Aber  den  Mörder,  wie  aus  den  xwar  aus  einer  spatem 
Epoche  lierr&hrenden,  aber  an  eine  frühe  Vergangenheit  anknü- 
pfenden ReditSTerordnuugen  an  ersehen  ist,  gerichtlich  abge- 
nrtheilt  *'^).  —  Auch  die  strenge  Betraf ung  des  widertpan- 
stigen  Sohnes  (Deuteron.  21,  18  ff.)  scheint  nicht  zur  Ausübung 
gekommen  zu  sein'^'^^);  das  patriarchalische  Verhaitniss  mochte 
Tiel  fon  aeiner  Harte  verloren,  und  die  von  demseibeu  den  Eltern 
eingeriumte  (obschon  im  MosaismUs  seiir  begrenzte)  Herrscher- 
autoritat  aich  in  eine  Beziehung  der  Liebe  umgewandelt  haben, 
das  einem  solchen  harten  Verfahren  nicht  Raum  gab  f).  —  Nicht 


*)  Wir  filhren  beispielsweise  an  Lerit  19,  26.  nnd  Talm,  Synhedrin 
f.  65w  Selbst  der  alten  Septoaginta  zu  diesem  Verse  war  schon  die  eigea- 
UiQibIicIm  Bedeotong  verloren  gegangen. 

^*)  Von  Zufluchisst&dten  für  den   nnvorsätalicben  Morder  finden  wir 
für  die  Zeit  des  sWeiten  Tenapels  keine  Erwähnung  in  dem  Gescbichtswerke 
des  Josephos;    doch   scheinen  sie  nach  einem  gescbicbtiichen  Referat  der 
Büschna,  Moceol.  f.ll«,  das  in  seiner  Einfachheit  das  Zeichen  derAothen- 
tkit&t  an  sich  trägt,  anch  im  zweiten  Tempel  existirt  zu  haben. 

***)  y^^  S^mkedr in  71,  welches  auf  die  Zeit  des  zweiten  Tempels 
SB  besieheii  sein  dürfte. 

f )  Auch  das  SdaTenverbäitoiss  soU  eine  grosse  Veränderung  erlitten 
haben,  und  konnte  kein  freier  Einbeimischer  sieb  sum  SoUveo  verkaufen 
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mluder  konnte  ntch  der  Verschiedenheit  der  Veriialtiiisse  man- 
ches Gesetz  nicht  Biir  Ausfiihning  liommen,  und  liebon  wir  die 
Jobeleinrichtung  hervor,  die  Zuriickgabe  des  erkauften  Grund- 
eigenthums  an  den  frühern  Besitzer  '*').  Die  mosaische  Gesetz- 
gebung, die  von  der  Gütergleichheit  ausgegangen  war,  und 
jedem  Bürger  gleichen  Anspruch  und  Besitz  bei  der  Verthei- 
lang  des  Bodens  in  dem  eroberten  Lande  zugestand,  konnte 
mit  Recht  fordern,  dass  Jedem  das  Seinige  verbleibe  und  der 
Besitz  nicht  in  die  Binde  Weniger  zusamroenfliesse.  Die  aus 
dem  Etil  Zurückkehrenden  hingegen  konnten  eine  solche  Ver- 
theilung  nicht  anstellen;  sie  waren  nicht  unumschränkte  Herrn 
des  Bodens,  sondern  sie  hatten  eine  gewisse  Steuer  abzu- 
tragen (Nehemias  5,  3),  und  hing  also  der  Erwerb  von  den 
mitgebrachten  Geldmitteln  ab.  Ueberhaupt  kann  nicht  in  einem 
Lande,  das  einen  alljährlichen  grossen  Tribut  zu  entrichten 
Jiat,  Gütergleichheit  und  Zurückgabe  statt6nden ;  diese  befördern 
■ur  einen  mfissigcn  gldchförmigen  Wohlstand  aber  keinen  Reich- 
thum,  in  einem  tributpflichtigen  Lande  aber  Ist  nach  der  Staats- 
ieonomie  wünschenswerth,  dass  in  mancher  Hand  sich  bedeu- 
tende Mittel  sammehi  und  zur  Zeit  der  Noth  (wie  z.  B.  wenn 
von  dem  Tributsherm  aussergewöhnliche  Forderungen  gemacht 
werden)  sich  ergiebige  Hülfsquellen  finden  '^^)« 

Kam  also  die  mosaische  Gesetzgebung  nicht  ganz  zur 
Ausführung,  so  musste  sich  wieder  auf  der  andern  Seite  das 
Unzureichende  des  alten  Gesetzes  für  viele  in  der .  Neuzeit 
uothwendig  hervortretende  Rechts verlialtnisse  fühlbar  machen, 
und  diese  Lücken  mussten  ausgefüllt  werden.  Bleiben  wir  bei 
dem  Criminalrecht  stehen.     An  die  EutwickeluQg  der  Mensch- 


oder hierzu  wegen  Diebttahles  (vgl.  oben)  verkanfl  werden,  vgl.  Eraekin 
f,  29a.  32b.  (Nehem.  3,  25.  kann  nicht  hierher  bezogen  werden :  die  Verhält- 
nlsie  waren  noch  nicht  geordnet,  and  war  es  überhaupt  ein  Schritt,  zu  weU 
oheoi,  wie  dort  bitter  geklagt  wird,  die  ^usserste  Noth  trieb). 

*)  Vgl.  Tülmmd   L  l  Maimonide$  de  Schemita  et  Jobtl  c.  10.  S    8. 

^)  Auch  das  auf  d'e  Gütergleichheit  gegründete  Gesetz,  dass  die 
erbende  Tochter  nur  In  ihrem  Stamme  heirathen  darf(Numer.  36),  wurde 
^^  gegenwärtigen  Lage  gemäss  als  nicht  verbindend  erklärt  und  soll  sich 
daran  ein  Volksfest  geknüpft  haben  (^Taanit  30,  woselbst  es  aber  auf  noch 
frühere  Zeiten  bezogen  zu  werden  scheint).  Auch  wurden  in  späterer  Zeit 
die  Töchter  zum  Theil  erbfähig,  worüber  w«ter. 
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bell  kü^U  »ich  tb  MtfiriidM  Folg«  die  Entwidieliiiig  im 
Verbrechens ;  mil  der  steigenden  Cullur  nimmt  das  Laster  neue 
ForoMO  an,  und  dringt  sleli  iu  Tielfacher  Gestalt  in  die  erwei- 
lerlea  iHirgerUchen  Verliiltnisae.  Der  Naturmensch  Icennt  we- 
nige Bed&rfhisse  und  findet,  da  deren  Befriedigung  nicht  fem 
liegt,  seltner  Gelegenlieit  über  sie  liinausBugehen.  Aach  smd 
seine  Verbrediett  nicht  das  Weric  lialter,  auf  schnöden  Vor- 
theil  sielender  Berechnung,  sondern  das  Ergebniss  schneller 
momentaner  Aufwallung,  deren  er  nach  der  Ileftigkdt  und 
Frische  seines  Gefühls  nicht  Heister  werden  kann.  Daher  Je 
ilter  die  Verfkssung  eines  Volkes,  desto  weniger  kennt  sie  ehi 
Geseti  gegen  schlauere  Verbrechen;  es  hat  noch  Alles  einen 
Charakter  der  OffenhetI,  der  Mörder  tritt  mit  der  tödtcnden 
Waffe  aehieni  Opfer  gegenüber.  —  Die  moeabche  Gesetxge- 
bung  tbttt  neler  Verbrechen  gar  nicht  Erwähnung,  die  nach 
der  weitem  Entfaltung  der  gesellschaftlichen  Veriiiltnlsse  in 
der  Zeit  des  «weiten  Tempels  nothwendig  auftauchten.  So 
kennt  jene  nur  den  qualiflcurlen  Todtschlag;  die  Abstufungen, 
die  bis  dahin  fBbren,  der  mittelbam  Mord  durch  Anstiltung 
und  Anreisnng,  durch  Complot  und  überdachte  Böswilligkeit, 
so  wie  andere  derartige  raffinlrte  Verbrechen  waren  jenem  frii-- 
ben  Zeitaller  fremd.  Den  Criminalrecht  stand  also  manche 
neue  Qestnitnng  bevor;  und  schien  die  Schrift  selbst  fftr  sol- 
chen Fall  vorgesehen  und  die  Berechtigung  hieraü  eüigeriumt 
so  haben«  „Wenn  dir  (heisst  es  Deuteron.  17,  8.  9)  ehie 
Sache  unbekannt  ist  liir  den  Rechtsfall  iwischen  Blut  und  Blut, 
swiscben  Recht  und  Recht,  swischen  Schaden  und  Sehaden 
von  den  Streitsachen  in  deinen  Thoren,  so  mache  dich  auf 
und  gebe  nach  dem  Orte,  den  der  Ewige  dein  Gott  erwählen 
wild,  und  begib  dich  zu  den  Priestern,  den  Leviten,  oder  dem 
Richter,  der  In  denselben  Tagen  sein  wird,  und  frage  sie 
und  «le  werden  dir  sagen  den  Spruch  des  Rechts.^  An  die 
Stelle  des  Richters  tmt  nur  Zeit  des  sweiten  Tempels  der 
hSebste  Gerichtshof  (vgl.  weiter  IT.),  und  waren  seine  De- 
eisioaen  in  sweifelhaften  Fällen  bindende  Normen. 

Diese  Decisionen  wirden  sich  wahrscheinlich  bei  weiterer 
Anbildong  neben  dem  geoffenbarten  (canonischen) 
Bnehte  su  einem  positiven  Rechte  gestaltet  haben;  aber 
es  traten   swei    gewiditige  Elemente   dieser  AudiiMung   und 
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natiirgenilsten   Entwickelang   des  Crimtnalreclits  hindernd  ent- 
gegen- 

Schon  in   der    ungemeinen  Heilighaltuug  de«    geoffenbar- 
ten Gesetses.  lag  ea,    dasa  neben  ihm  keine  neue  Verordnung 
sa    groaaein  Anaehen  gelangen    konnte.      Daa    alte  Gesetz   war 
die   Scliutzwehr,    unter    der    allein    man  aich    gesichert    hielt; 
ana  Ihm    allein    leitete    man  die  Hegeln    für    das  Leben    nach 
aelnen  yerschiedenen  Verhältnissen  ab^  und  suchte  es  nach  allen 
Richtungen    in   seiner  Integrität  aufrecht  zu  erhalten      Durch 
dieses  Streben   zog    sich   aber  auch  der   einheitliche  Gedanke, 
jede  Verordnung    auf   das    Gesetz    selbst    zuräckzuHihren  und 
ihr  nur  dann  normale  Geltung  zuzugestehen,  wenn  sie  in  dem 
Wesen   des  Gesetzes    oder  in   seinem  Buchstaben  Begründung 
fand,    und    also    durch    nahe    oder   ferne  Beziehung   mit    ihm 
znaammenschmolz.     Verordnungen  hingegen,  denen  eine  solche 
Weihe  abging  und  die  allein  in   den  Umständen,    in  den  Be- 
dürfnissen der  Gegenwart  ihre  Rechtfertigung  hatten,  erlangten 
zwar  fiir  diese  auftauchenden  Fälle  Gültigkeit;  und  es  mochte 
der  in  späterer  Zeit  ausgesprochene  Grundsatz:  „das  Gericht 
kann^  wenn  Umstände  es  erheischen,  Todes-,  GeSssel-  und  Geld- 
strafe auferlegen,    wenn  auch  die  Sdirift  sie  nicht    verhängt^ 
(Jebamot  00),    schon    früher    anerkannt    worden    sein.      Aber 
Gesetzeskraft   erhielten    Verordnungen    solcher   Art    nicht;    sie 
waren  nur  transttorisch  nnd  war  die  folgende  Zeit  nicht  an  sie 
gebunden.     Die  Autorität  der  Offenbarung  drückte  jedes  Gesetz 
neben  ihr  nieder. 

Vielleicht  würde  aber  detmoch  die  in  der  öff*entliclien 
Sicherheit  tief  begründete  Forderung  der  Vervollständigung  der 
Criminalgesetzgebnng  dieses  Hemmniss  beseitigt,  und  sich  hierzu 
den  Weg  durch  Assimilation  und  Anknüpfung  an  das  geoffeii- 
barte  Gesetz  gebahnt  haben;  ein  Verfahren,  das  in  der  übli- 
chen freien  Auifassungs-  und  Deutungsweise,  die  der  Schrift 
die  mannigÜEichaten  Gestaltungen  abzugewinnen  wusste,  viele 
Rrleiehternng  gefunden  hätte.  Aber  es  trat  zu  dem  formel- 
len Hindernisse  noch  ein  materielles  hinzu c  die  Theilnng 
der  Staatsgewalt  in  zwei  Staatskörper.  Und  hierin 
lag  ein  noch  schwerer  zu  beseitigendes  llinderniss,  als  diese 
Staatskörper  sich  oft  feindlich  einander  gegenüberstanden  und 
mit  eifersüchtigem  Blicke  jede  Machterweiterung  überwachten. 
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Nach  der  Beaiegang  der  tyritchen  Könige  aas  der  Seleu- 
cidendynastie,  deren  einer,  AnticM:hiit  Bpiphmes,  durch  gewaii« 
•ame  Eingriffe  in  die  religiösen  Verhiltnisse  das  Land  lu 
blatigem  Anfmhr,  der  mit  der  Uuabliingiglcelt  vom  auswirti- 
gea  Jeehe  endigte,  gereitst  hatte,  wandelte  sich  der  Staat  in 
eine  in  dem  Hanse  der  Maccabaer,  deren  anfopfemder  Tapfer- 
keit er  seine  Freiheit  yerdanlcte,  erbliche  Monarcliie  um.  Also 
wieder  mosaische  Gesetsgebnng  nnd  Monarcliie  nebeneinander; 
doch  wie  verschieden  -  waren  jetzt  die  religiösen  und  staatli- 
chen Verhiltnisse  von  denen  detf  ersten  Tempels!  Damals  war 
Mosaismus  ein  leerer  Name,  dem  Volke  unverstindlich  und 
wenig  bekannt,  und  stand  daher  der  Monarchie,  -  die  ihn  hinflg 
ignorirte,  nicht  hinderlich  im  Wege.  Jetzt  war  der  Staat  bis 
In  die  untersten  Kreise  von  der  mosaischen  Gesetzgebung  durch* 
drungen,  Ar  ihre  Erhaltung  hatte  man  das  Aeusserste  gewagt, 
fftr  de  das  tbeuerste  Blut  verspritat,  ohne  sie  hatte  das  Leben 
keinen  Werth,  sie  war  der  Hebel  an  der  errungenen  Freiheil 
gewesen,  dnrch  sie,  durch  die  Begeisterung  zu  welcher  sie  ent- 
flammte, war  die  Unabhängigkeit  erkämpft  worden.  Die  ITebcr- 
wachung  dieser  Gesetzgebung,  die  Grundlage  und  Paliadiaai 
des  Staates  bildete,  wurde  nicht  dem  Monarchen  anvertraut, 
da  sie  ak  seinen  Interessen  widerstrebend  in  seiner  Hand  zn 
aehr  gefiUirdet  war;  sondern  lag  diese  Sorgfalt  dem  (schon  flrft- 
her  bestehenden)  obersten  Gerichtshof,  Synhedrinm  genannt 
(vgl.  weiter),  ob.  Der  König  bildete  demnach,  so  weit  die 
Criminai-  nnd  Civilvorschrlften  der  alten  Geaetzgebung  reich- 
ten,  nur  eine  secundSre  Staatsgewalt;  hingegen  stand  er  In 
den  nach  dem  Drange  der  Zeit  neu  auftauchenden  Verhilt- 
■iaeen,  för  die  die  mosaische  Gesetzgebung  keine  Bestimmun- 
gen hatte,  an  der  Spitze  der  Staatsverwaltung,  und  äbte  hier 
unumscfarinkte  Gewalt.  Beim  aufmerksamen  Forschen  in  den 
bei  Josephus  Flavius  und  den  talmudischen  Quellen  enthalte- 
nen Nachrichten,  gewahrt  man  folgendes  Verhältniss  zwischen 
dem  Wirkungskreise  des  Synhedriums  und  dem  des  Königs. 
So  weit  daa  Gesetz  reichte,  war  das  Synhedrinni  die  höchste 
Instanz;  seinem  Ausspruche  musste  selbst  der  König  sich  fugen. 
Daa  Sjnheddum  war  legislativ  und  administrativ  zu- 
gleich: es.  deducirte  aus  der  mosaischen  Gesetzgebung,  was 
aus    ihr   ala    natürliche   Conaequenz    folgte,    und    dem    daher. 
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weil  es  nicht  Neuerung  war,  gleiche  Kraft  mit  dem  Oesetse 
vladicirt  wurde;  und  es  lag  auch  die  Administration  der  Ge- 
setze in  der  Haud  dieses  höchsten  Gerichtshofes  und  der  klei- 
nen, in  seinem  Geiste  handelnden  Gerichtshöfe  (vgl.  weiter). 
Da  aber  die  mosaische  Legislatur  nur  gegen  innen  gerichtet 
ist,  so  war  auch  seine  Wirksamkeit  auf  diesen  Kreis  beschrankt 
In  der  Hand  des  Königs  lag  die  Administration  der  äusseren 
Angelegenheiten:  das  Recht  über  Eingehen  von  Bündnissen, 
Ikber  Krieg  und  Frieden  *)  stand  dem  König  au.  Der  König 
war  natürlich  diesem  gemäss  auch  befugt  die  Armee  aus  den 
Landesgebomen  auszuheben:  das  Gesetz  wollte  zwar,  dass  er 
sieht  viele  Pferde  (Reiterei)  halte  (Deuteron.  17,  18);  aber 
dieses  konnte  auf  den  Kriegszustand  nicht  Anwendung  finden  **). 
Dasselbe  Yerhaltniss  galt  auch  in  Ansehung  der  Steuern,  von 
denen  die  alte  Republik  keine  Ahnung  hatte:  sie  kannte  nicht 
•tehende  Heere  sondern  nur  Aufgebote;  und  die  Richter, 
die  zuweilen  an  die  Spitze  des  Staates  traten,  sahen  in  die- 
atm  Ehrenamte  den  hochaten  Lohn  für  ihre  republicanische 
Tügeiid.  —  Die  Könige,  die  also  eine  ziemlich  ausgedehnte 
Macht  besaaaen^^'^),  mussten  den  obersten  Gerichtshof,  der 
unahhingig  ihnen  gegenüber  stand  und  dem  sie  selbst  zum 
Theii  unterworfen  waren,  sehr  unbequem  finden  f ),  und  darauf 
bedacht  aein,  ihn  in  mancher  Weise  zu  beschränken.  Aus 
dem  alten  Gebiete  der  Geaetz-  und  Rechtsadministration  konnte 
er  zwar  nicht  Terdrängt  werden :  das  Synhedriom  war  mit  dem 
Gesetze  susammeoverwachsen  und  das  Volk  erblickte  in  ihm 
den  Wächter  und  Bewahrer  des  heiligsten  Nationalgutes;  hin- 
gegen mochten  Ihm  die  Könige  die  Jurisdiction,  die  ihre  Be- 
gründung nicht  im  alten  Gesetze  fand,  streitig  machen  und 
aie  ihrem  Tribunale  vindlcircn. 


*)  Zwar  Mrill  die  MUchna  (ßunhedrin  3.  20.),  dasi  das  Synhedriuni  auch 
über  Krieg  entscheide;  doch  scheint  eine  solche  Autorität  ihm  nicht  Ton 
den  Königen  zuerkannt  worden  sa  sein. 

♦♦)  Synkedrm  f.  2!b. 

***)  Bs  kann  an  sie  nicht  der  Massstab  der  Lacedäinoniscben  Könige, 
die  in  jedem  Zweige  der  Verwaltung  unter  der  Aufsicht  der  Ephoren  stan- 
den, gelegt  werden. 

f)  Das  Synhedrium  sah  sich  auch  durch  mehrfach  entstandene  Rei- 
bungen endlich  veranlasst ,  die  Jurisdiction  über  die  Könige  aufzugeben. 
Vgl.  weiter  Anmerk.  zu  $.  8. 
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In  diesem  CoMflide  und  dem  beEcichneten  herabdrücken* 
iea  Cregengewicht  ist  das  eigenüidie  Hinderuim  wahnanelb' 
men,  das  weder  eine  Visrvielfalligniig  der  Verordnungen  des 
Sjnhedrlums,  nodi  eine  naturgemäaae  Ausbildung  des  Criminai- 
reehts  gestaltete.  Aber  docb  rerblleb  dem  Synhedrinm  eine 
bedeutsame  legislatiTiC  Function:  die  oben  bemerkte  natärlidie 
Ableitung,  die  sich  zur  Interpretation 'der  Gesetse  erwei- 
terte. Es  entstehen  bei  jedem  geschriebenen  Gesetze,  der 
Nachwelt,  der  Manches  von  dem  Geiste  der  frühem  Zeit  Ter» 
loren  gehet,  Zweifel;  und  da  oft  der  Buchstabe  vielfache  Deii* 
tungen  sulisst,  so  bräpft  sich  an  ihn  je  nach  der  eigenthün- 
liehen  Auffassung  die  verschiedenste  Auslegung.  Der  grosso 
Geriditdiof  war  Autoritit  *) :  er  war  zwar  an  dem  Erlasse 
neuer,  mit  der  Sdirift  nicht  in  Verbindung  stehender  Verord- 
nungen behindert;  aber  das  Recht  der  Interpretation  konnte, 
da  sie  das  Gesetz  selbst  betraf,  ihm  nicht  streitig  gemacht 
werden.  VIde  auf  solche  Interpretation  gegründete  Bestim« 
mongen  sind  uns  in  der  Mischna  (Tgl.  weiter  III.)  aufbewahrt 
Zwar  fehlt  hiufig  die  Angabe  der  Zeit,  und  werden  zuw^en 
diese  früheren  Bestimmungen  mit  den  spater  daran  geknöpftes 
Discusslonen  so  in  einander  verwebt,  dass  die  Spur  des  altem 
Urspranges  fast  ganz  verwischt  ist;  doch  zeigt  sich  dem  kri- 
tlsdien  Blicke  an  vielen  Seiten  ein  unverkennbar  hohes  Alterthua, 
und  fflsn  gewahrt  mehrere  Facta  und  Gerichtsformen,  die  uns 
in  die  Tiefen  des  diese  Gerichtshöfe  leitenden  Geistes  ein- 
fikhren  und  fkiier  die  hier  geltende  Process-  und  Stnifforai 
manches  Licht  verbreiten  *^). 

Minder  interessant  an  praktischen  Resultaten  ist  die  wei- 
tere Fortbildung  des  Criminalrechts  nach  Anfliebung  der  pein- 
ildwn  Jurisdiction.  Die  Gerichtsbarkeit  über  Leben  und  Tod 
ha4tc  adwn  vieralg  Jahre  vor  der  Auflösung  des  Staates  auf- 
gehört ^^^),  und  wurde  nun  das  mossische  Crlminalrecht  ein 
Gegenstand    der   specnlatlven   Erörterung,   ohne   dass   für  die 


^)  Vgl  Chmgiga  I6b.    Bierher  bt  auch  in  besiehen  Synkedrin  12.  86 

*^)  Yilr  werden  an  mehreren  Stellen  diesei  Werkes  auf  manche  nähere 
Brdrterong  zarflckkommen. 
4^)  9pkhedrim  41a. 
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Resultate  sidi  ein  Feld  der  Aotübung  darbot.  Zur  Erkliniiif; 
dieses  Phsnomens  muss  ein  Moment  hervor^lioben  werden,  das 
einen  wesentlichen  Factor  in  der  Entwiclcelung  des  Judenthums 
bildet:  das  Verdienstliche,  das  man  in  der  Erforschung  desGesetses 
erbliclite.  Die  Schrift  selbst  macht  an  vielen  Steilen  das  Gesets- 
iiudfum  zur  Pflicht:  ,,du  sollst  darüber  nachdenken  Tag  und 
Nacht, ^^  5, du  sollst  darüber  sprechen,  wenn  du  zu  Hause 
aitiest  und  auf  dem  Wege  gehest  u.  s.  w.^  Dieses  Studium  soll, 
wie  der  erste  Anblick  zeigt,  die  Kenntniss  der  Ausübung  der  Ge- 
aetse  zur  Folge  haben,  und  zielt  also  seine  Anempfehlung  auf 
eine  practische  Richtung.  'Aber  auch  der  tiefer  liegende  Zweck 
darf  nicht  übersehen  werden:  durch  öftere  B^chäftigung  mit 
dem  Cresetze,  durch  die  Richtung  der  geistigen  Thätigkeit  auf 
dasselbe  erstand  dem  Gesetze  selbst  ein  Gewinn  an  inteusirer 
Liebe  und  Anhänglichkeit;  und  so  setzte  sich  die  Speculation 
■b  Selbstzweck,  trat  auch  da  faenor,  wo  sie  nicht  durch  ein 
iusaerea  Bedürfniss  bedingt  war  und  In  unmittelbarer  Verbin- 
dung mit  dem  Leben  stand.  Diese  Speculation  beschäftigte 
sich  mit  dem  Gesetze  nacli  seiner  formellen  Seite;  sie  setzte 
rieh  die  Erklirung  der  Ausübung  desselben  zum  Ziele  und 
hatte  also  das  Practische  des  Gesetzes  zur  Unterlage.  Sie 
nahm  daher  nicht  jenen  phantastisch-mystischen  Charakter  an, 
der  aus  morgen-  und  abendländischen  Philosophemen  zusam- 
mengeflossen sich  in  Alexandrien  Geltung  Terschaifte,  und  von 
dem  nicht  nur  der  Geist  der  Schrift  sondern  auch  das  Gesetz 
allmüig  verdrängt  und  auf  Symbole  herabgesetzt  wurde,  die 
ebenfalls  ihren  Ursprung  In  griechischen  Ideen  hatten.  — 
Aber  weil  aich  die  Forschung  in  den  engen  Dimensionen  der 
formellen  Auffassung  des  Gesetzes  bewegte  und  der  Verstand 
in  ihr  eine  überwiegende  Potenz  bildete,  so  verfiel  sie  nach 
der  analysirenden  Function  dieser  Geisteskraft  in  Zergllede- 
mug  find  Auffindung  aller  möglichen  Fälle,  knüpfte  an  das 
Gesetz  wieder  neue  Zweifel  an  und  trieb  zuweilen  die«  Fol- 
gerungen bis  auf  die  äusserste  Spitze.  So  wurde  die  Specu- 
lation durch  sich  selbst  getragen;  sie  ging  zwar  von  der  Schrift 
ans,  wurde  -  aber  durch  diese  Verstandesoperation  in  weite  Bah- 
nen hiaausgetrieben  und  suchte  zuletzt  wieder  den  Anhalt  in 
der  Schrift,  den  sie  zuweilen  nur  durch  entfernte  Deutung 
finden    konnte.    ~    .Ein   vorzüglich    weites   Feld   bot   sich  ihr 
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wA  dem  Gebiete  der  nieht  mehr  gangbaren  Gesetse  dir.  Ei 
kt  das  charaeteristiüche  Merkmal  des  nach  aeineu  Formen  co»- 
atmireoden  Veratandea,  daaa  die  von  ihm  geaetzten  Fälle  nicht 
•elften  anaaer  dem  Kreiae  aller  Ereigniaae  liegen;  aber  er  kehrt 
Biiweilen  yon  der  Wirklichkeit  gemahnt  aua  dicaem  äich  aelbat 
Verlieren  inrftck,  richtet  aein  Auge  auf  daa  Leben,  auf  dear 
aeu  Erfahrungen,  die  ihm  daa  Unanwendbare  aeiner  Gonatroe- 
tionen  xeigen,  and  wendet  aich  dem  Realen  lu.  Dieae  Abmab- 
nu^^  fand  die  apatere  Forachung  über  daa  moaalache  Crimt- 
nalrecht  nicht;  die  peinliche  Gerichtabarkeit  hatte  aufgehört, 
man  aticas  alao  nicht  auf  den  Contraat  der  abstracten  Theorie 
mit  der  Wirklichkeit;  daa  Criminali'echt  wurde  zwar  fortge- 
bildet, aber  die  dem  Realen  aich  anachlieaaende  Fortentwlcke- 
long  wird  hiufig  rermiaat.  Noch  weniger  kann  in  dieaer  api- 
tem  Periode  eine  VerTollatandigung  dea  Criminalcodex ,  eine 
Anaf&ilung  der  durch  daa  Fortrucken  der  Zeit  entatandenea 
Lücken  erwartet  werden;  die  Aufgabe  der  Speculation  war 
allein  die  Erklirung  und  Erforachung  dea  geofTenbarten  Geaetaea, 
lo  nnabhingigeff  poaiti?en  Beatimmungen  fand  man  aich  in  kei- 
ner Weiae  gedrungen,  da  kein  j&diachea  Tribunal  Aber  eigent- 
liche Criminalfalle  aprach  ^).  —  Ea  ergeben  daher  diese  al- 
teren Forachungen  nur  wenig  practiache  Reaultate;  doch  bie- 
ten ale  von  Seiten  dea  Geiatea,  der  aicli  In  ihnen  über  Ver- 
brediea  und  Strafe  ausapricht,  manchea  Intereaae,  und  legen 
aie  mandiea  Zeugniaa  von  dem  in  ihnen  waltenden  Gerechtig- 
keitaainne  ab.  Wir  laaaen  die  una  erhaltenen  Verordnungen  der 
groaaen  Gerichtdiöfe,  dife  aua  alten  Facta  hervorgehenden  Re- 
aoltate  (vgL  weiter  HL)  und  dieae  apateren  Forachungen  unter 


^y  Daher  Maachet  nnvoükoaiBien  und  anscheinend  ungerecht  im  talam- 
diicbea  Rechte,  und  wurden  hierauj  die  liebloeesten  Aoccholdigangen  ab- 
gdeitet.  Aber  es  wurde  übersehen ,  dass  das  talmudiscbe  Recht  nur  bei 
dem  mosaischen  Gesetze  stehen  blieb  und  es  nach  seiner  Weise  fortbildete^ 
auf  Verordnungen  aber,  die  über  das  Gesetz  hinausgingen,  sich  gar  nicht 
dimiassen  hatte;  daher  also  sein  Lossprechen  (llOfei  wie  s.  B.  bei  einem 
adtteibaren  Morde,  Cholin  f.  16  und  in  anderen  Fällen),  IteinesfaUs  eine 
Strallosijskmt  ausdrüclcen  will.  Bei  der  Wiederherstellung  der  peinlichea 
Ocricfatsbaricelt  würde  man  hier  durch  Verordnungen  die  Strafe  bestimmt 
Inben«  Bf aimonides  hat  in  solchen  FäUen  gewöhnlich :  „aber  der  Kdnig  bat 
diese  Frerelthatea  au  bestrafen/'  d.  L  das  Gesetz  bestimmt  hier  nichts,  und 
hat  alao  der  König  diese  Fülle  vor  sein  Tribunal  (wie  oben)  an-  dehen. 
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ilem  Nuneo  ialmiidisches  Criminalrecht  lusimmen,  tind 
heben  einiges  Characterisiische  .ans  der  Zeil  der  Aaaübnng  der 
peinliclien  Jurisdiction,  so  wie  ans  den  späteren  Ansichten  hervor. 
Sowohl  bei  den  Gerichtshöfen  als  in  der  nachherigen 
Forsclinng  über  Criminalrecht  galt  der  Grnndsatx:  die  To- 
desstrafe werde  nur  selten  ausgeübt;  die  Forschung 
giogaogarso  weit:  die  Todesstrafe  völlig  aufzuheben. 
Ea  wird  nämlich  berichtet:  ^der  Gerichtshof,  der  je  in  einem 
Zeiträume  tou  sieben  Jahren  eine  Todesstrafe  vollziehet,  wird 
ein  verderbender  (mörderischer)  genannt  *y^  Diese  Sentenz 
tritt  als  Norm  ans  der  Zeit,  wo  die  peinliche  Gerichtsbarkeit 
geübt  wurde,  henor  und  gibt  zu  erkennen,  wie  vorsichtig  die 
Gerichtshöfe  in  der  Fallung  eines  Todesnrtheils  waren.  Zwei 
Autoren,  die  nicht  lange  nach  Aufhebung  der  peinlichen  Juris- 
diction lebten,  erklaren  an  derselben  Stelle  geradezu,  dass, 
wenn  sie  im  Synhedrinm  gesessen  hätten,  ein  Todesurtheii 
nie  wäre  gesprochen  worden:  worauf  aber  ein  anderer  Autor 
entgegnet,  dass  durch  eine  solche  Schonung  das  Blutvergiessen 
zumeist  wäre  vermehrt  worden  (d.  h.  die  Straflosigkeit  hätte 
den  Reiz  zum  Verbrechen,  zum  Morde  ff.  geweckt).  —  In 
dieser  Discusaion  liegt  der  Principienstreit,  der  auch  in  unse- 
ren Tagen  so  iebliaft  auftauchte  und  noch  immer  seiner  end- 
lichen Ausgleichung  entgegensieht«  Das  mosaisdie  Recht  hat 
imatreitig  Todeastrafe;  und  sie  war  in  jener  Zeit,  wo  Gefäng- 
nisse und  andere  Strafitnatalten  unbekannt  waren  und  überhaupt 
nach  der  Organisation  des  Staates  niclit  stattfinden  konnten, 
zu  dessen  Bestehen  sowohl  als  zur  Heillghaltung  des  Rechts 
nothwendig.  Ein  Töllig  anderer  Gesichispimkt  bietet  sich  dar, 
wo  der  Verbrecher  auf  andere  Weise  unschädlich  gemacht  und 
dennoch  der  Gerechtigkeit  ihre  Genugthuung  gegeben  werden 
kann :  in  einem  ausgebildeten,  Absperrungsorte  und  andere  der- 
artige Anstalten  enthaltenden  Staate.  Hier  entstehet  die  Frage, 
ob  nicht  durch  lebenslängliche  Einkerkerung  des  Verbrechers 
die  Gerechtigkeit  die  genügende  Satisfaction  erlange,  und  durch 
solche  Bestrafung  ihr  verletztes  Ansehen  wieder  hergestellt 
werde;  ob  nicht  solche  Ahndung  hinreiche,  um  die  in  d<mi 
bösen  Beispiele  liegende  Aureizung  zu  vernichten  und  von  der 


*)  Maoni  t  7a. 
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NadMihniiiiig  d«  Verbrecbeni  abiutdireckenl  Denn  es  komittt 
▼•a  der  andern  Seite  lu  erwi^es,  das«  die  aclinell  endende 
Hinricfatnag  oft  dem  ^roaten  Haufen  mehr  lum  Scliaaaptel 
■b  rar  AbschreclLung  dient,  und  mancher  Bösewicht  durch  aie 
.noch  mehr  in  aeinen  Voraitzen  bestärkt  wird  u.  s.  w.  Eis 
moas  femer  die  Unsicherheit  der  menschliciien  Erkenntniaa  und 
dte  Beacfarinktheit  der  irdisclien  Einsicht  in  Betracht  kommen: 
ca  wirdnicht  aeiten  Wahracheinlichkeit  mit  Gewiaa- 
helt  Terweehaelt,  ikird  zuweilen  dorch  übereilten  Schiuaa  man- 
chem Beweise  mdir  Kraft  xu^chrieben  als  in  ihm  liegt)  oder 
der  nicht  hinlingUch  begründete  Beweis  ala  ^ollatindig  (claasisdi) 
angenommen;  und  ea  befleckt  aich  die  Juatis  mit  Mord*). 
—  Die  jftdiachen  Gerichtshöfe  waren  der  Todesstrafe  abge- 
neigt; man  stellte  ein  ungemein  strenges  Examen  über  die 
Beweiae  an  (TgL  weiter),  so  daaa  aie  nur  aeiten  in  einem 
ao  Uaren  Lidite  hervortraten,  daaa  die  im  Geaetze  rerfBgte 
Todeaatrafe  rerhangt  werden  konnte.  Und  da  daa  Geaetz  aelbat 
eine  atrcnge  Prfifbng  dea  Beweisea  zur  Pflicht  maclit  (worüber 
weiter),  ao  Cnd  rieh  liinrdciiender  Grund,'  die  Seltenheit  der 
Todesstrafe  geaetslidi  ra  rechtfertigen.  Aber.ea  muaste  auch 
der  Forderung  der  Gerechtigkeit,  den  Schiddigen  zu  bestra- 
fen und  hierdurch  für  die  Sicherheit  der  Gesellschall  zu  aor- 
gen,  Gcnlkge  geleistet  werden;  und  hier  tritt  eine  höchst  merk- 
wflfdlge  Bestimmung,  f&r  die  aich  im  moaaiachen  Strafrecht 
kein  Anksipfungaponkt  findet,  ^  und  die  also  ab  selliatatiindige 
Verordnwng  zu -iieaeichnen  iat,  lienror.  ,,Wer  ohne  Zeugen 
(d.  L  dme  hinünglicben  unwiderlegbaren  Beweis)  einen  Mord 
iiegeiiet,  den  qperrt  man  in  ein  engea  jGeflngniaa  bei  qparaa- 
mer  Kaat  an  Brod  und  Waaaer  ^^y*'  Die  Todeaatrafe  konnte 
demnach  Teraeltaamt   und  der  atrangen  Prüfung  dea  Beweiaea 


^}  Gagen  die  Todesstrafe  yorzuglich  Beccaria  in  §&ntr  belcannien 
Utarift  „fiber  Vcrbrecfaea  ond  Strafen  (if«t  dditti  e  dtU^  p9m€f  deatsche 
UebaBMtoang  rm  BergkX  1.  TU.  8. 168  ff.,  2.  TU.  S.65ft.,  wo  von  d«B 
üebewatier  Tiele  SchrifUteiler  fdr  and  gegen  die  Todesstralft  anfefühit 
werden.  In  neuester  Zeit  hat  n.  A,  Z5pfl  die  UazwackBiässigkeit  der 
Tadaaitcafa  tieiprachen. 

**)  Symktd,  81b  y  TgL  weiter.  IHeae  Varordnong  Terdient  an  so 
gr8s|era  Beacktang,  als  de  allein  dch  erhaken,  and  nch  aar  Gesetaai^ 
kraft  erhob. 
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freier  Lauf  gelassen  werden;  daher  wurde  der  Gerichtahof, 
der  die  Vollfuhmnf;  der  Todeaatrafe  öfter  in  einem  gewissen 
Zeiträume  wiederholte,  als  blutdürstig  angesehen:  und  behaup- 
ten endlich  jene  zwei  Autoren,  sie  hätten  die  Todesstrafe 
(durch  sehr  erschwerendes  Verhör)  Töllig  abgeachafft  DiesQ 
Behauptung  dürfte  um  so  weniger  ala  das  m&ssige  Spiel  einer 
unpractiachen  Speculation  lu  betrachten  sein,  als  einer  die^r 
Autoren,  R.  Akiba,  ein  eifriger  Anhänger  des  einen  grossen 
Aufstand  leitenden  Bar-Kochba  war.  Ea  hatten  sich  näm- 
Hell  die  "Juden  mit  ungemeiner  Erbitterung  und  Hartnäckig- 
kdt  gegen  Hadrian  und  das  römische  Joch  erhoben,  und  er- 
blickten sie  in  diesem  Bar-Kochba  einen  Messias,  durch  den 
aie  ihren  Staat  neu  zu  gründen  und  ihre  Unabhängigkeit  wie- 
der lu  erlangen  hofften  ^).  Diese  Hoffnung  theiltc  nicht  nur 
der  gedachte  Akiba,  aondem  er  betrieb  den  Aufstand  mit  dem 
lebhaftesten  Eifer  und  hatte  sogar,  um  ihm  eine  grosse 
Ausdehnung  zu  geben,  die  weitesten  Reisen  unternommen  *^), 
Br  rechnete  also  auf  Erfolg  und  eine  neue  Hersteilung  des 
Reiches;  und  sollte  demnach  aeine  Behauptung,  die  Todes- 
strafe abzuschaffen,  practische  Gültigkeit  erlangen.  An  ihre 
Stelle  würden  nämlich  andere  entsprechende  Strafen  getreten 
•ein,  auf  deren  Auseinandersetzung  aber  der  Autor  sich  weni- 
ger einlässt,  da  liier  nur  das  Princip  der  Abschaffung  der 
Todeaatrafe  auagesprocheu  werden  soll.  Ihm  wird  nun  aber 
von  einem  andern  Autor  daa  entgegengeaetzte  (und  noch  in 
den  neueren  Strafgesetzgebungeu  anerkannte)  Princip  entgegf  n- 
gdialten,  dass  nur  Todesstrafe  allein  ein  genügendes  Abschrek- 
kunga-  und  Sicherungsmittel  sei,  andere  Strafen  hingegen  die 
In  dem  begangenen  Verbrechen  liegende  Verlockung  zum  Böaen 
nieht  genugaam  hintertreiben. 

Neben    dieser    Verseltsamung   der  Todesstrafe  zeigt  die 


*)  Ueber  diesen  AoCitand  rgl.  Aiidraich  Rabba  su  Reha  2,  %  Syn- 
bedr.  93b.  Dio  Cauiui  29,  13.  14.  —  Rappoport  Kereai  Chemed  ö.  und 
7.  Tbl.  JoBiy  Geschichte  der  Israeliten,  3.  Tbl.  S.  242  ff.  Robinson, 
Palästina  im  Jahre  1838,  2.  Thl.  8.  198-205. 

*^)  Ueber  seine  Reisen  sehr  häufig  im  Talmud.  Sie  hatun  sich  bis 
Africa  erstreckt  9  und  standen  wahrscheioKch  mit  dem  anter  Trajan  in 
Cyrene  aosgebrochenen  Aufstand  der  Juden  (vgL  Dio  Cassius  28,  32)  in 
Zusammenhang. 
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InterpreMlon  der  Strtffetetie  und  das  Strafrerfahren  einen 
eif^enihümlichen,  meist  humanen  Character.  Das  Gesetz,  nadi 
welciienr  ^ie  Frau,  über  die  der  Mann  Kla^e  fnhrt,  er  habe 
bei  ilir  idcht  die  Janffernschaft  fefnnden,   gesteinigt   werden 

• 

soll  (Deuteron.  22,  20.  21.),  wurde  daliln  erkifirt,  dass  der 
Mann  dnrch  Zeugen,  welche  aussagen,  dass  sie  als  Jungfrau 
wilivend  ihres  Brautstandes  Duzudit  getrieben,  seine  Klage 
erharte:  sonst  hat  die  Klage  in  cnminaliatisclier  Hinsicht  kda 
Gewieht^).  —  Ebenso  wurde  das  Gesetz,  dass,  wenn  eine 
Priestertochter  sich  durch  Unzucht  entweihet,  sie  TerbrannI 
werden  aoü  (Lerit.  21,  0.),  auf  einen  Khebmeh,  den  sie  als 
Braut  ^'^)  oder  ^nach  Anderer  Meinung)  als  Gattin  begangen 
b^t*"^«),  gedeutet f).  Auch  der  Dolus,  der  in  der  Schrift 
zttwdien  mil  der  Culpa  zusammenzulaufen  scheint,  wurde  tob 
den  grossen  Cterichtshöfen  niher  begrenzt  und  in  der  specn- 
latiren  Strafrechtalehre  weiter  Terarbeitet  ff). 

Bei  den  Verboten,  die  die  Schrift  mit  Ausrottung  bedro- 
het, trat  eine  gerichtliche  Todesstrafe  nicht  ein  f ff ).  Bei  Ver- 
bofen, deren. Bestrafung  nicht  ausdrücklich  beigerugt  ist,  wurde 
Geisselung,  die  .In  neimunddreissig  Riemenhieben  bestand,  anr 
gewendet ffff);  hierbei  wurde  aber  die  strengste  Rücksieht 
auf  diei-  Letbeacottstitution  des  Verbrechers  genommen,  und 
wurde  die  Strafe   auf  daa  Mass   herabgesetzt,   daa    er,    ohne 


*)  So  aügeaieln  fn  IWiscbna  imd  Täfmad  ton  der  Utesten  b!f  auf  d!^ 
spftteila  2eit;  jt^  jHlodi  Ketuhöt  f.  64a. 

**)  Der  BfantsUnd  wurdo  in  früherer  Zeit  fjetst  Alcht  mehr  gebraach- 
lich)  h&  den  Juden  darch  ein  feierliches  Angeldbniis  eingegangen,  und 
hatta  er  sehos  Vifeits  mit  dem  ehelithen  VerhältnisM  gemein. 

*^*)  Vgl.  Hgnhßdr.  60,  -^ 

f)  Auch  dieses  gilt  allgeaehi  im  ganzen  talmoditcbeA  Oriminalrecht 
▼M'der  frihesten  bis  auf  die  «patesteZeitt  die  niehlrerlobte  Prie«tertoch^ 
ter  wird  idbbt  mit  dem  Tode  bestraft;  und  e#  d&rfte  mit  Recht  ans  die- 
ser AJIgcaMiagQltigfceit  auf  elie  frühe  ihr  su  Grunde  liegende  Praxis  ge- 
seblosaea  wteden. 

ff)  Das  Ausführliche  hierüber  Anhang  zukn  2.  Cap.  der-Anmerkangen. 

fff)  pie  Ausrottung  ist  eine  Strafe  |  die  sich  die  Gottheit  Torbehält 
(f^^oben  8.  17).  Ob  jedoch  hiei:.  Qeisselung  stattfinden  soll,  Tergl  die 
Tarscbiedenen  Autoren,  Maee^t  I3h*  23(|. 

f fff )  Afbcoot  f.  2a.  Josqph,  AwHquiU,  1.  4.  c  8.  S-  21*23.  Corinth« 


ÖO 

iuB  f&r  fein  Leb«Q  irgend  eine  Gefahr  darmiM  caMehe,  er- 
Ingen  konnte  *). 

Die  Wiedervergellung  bei  körperlichen  Verletzungen  wurde 
nuf  eine  tten  Schaden  entaprecheade  und  dem  Verletzten  zu 
entrichtende  Geldentachadigung  bezogen  **). 

Auch  über  daa  Strafverfahren  wurde  Manchea  in  aol- 
diem  Sinne  featgesetzt  Die  mosaiaohe  Geaetzgebang  hat  an 
fielen  Steilen:  ^^r  aoll  getodtet  werden/*'  ohne  die  Todes- 
alrafe  anzugeben,  an  anderen  Stellen  wird  Verbrennung  (in 
Bwei  Fällen),  oder .  Steüiigung  genannt.  Die  Gerichtahofe  wie- 
aen  ,, Verbrennung  auf  einem  Scheiterhaufen*^  zurück,  und 
interpretirten  eine  innere  Verbrennung  der  Eingeweide  durch 
eingegoaaenea  glühendes  Blei;  sie  leitete  der  in  der  spatern 
fhrklänuig  auagesprodienaGnuidaata:  ,,y,da  aoUat  deinen  I^ich- 
alea  lieben  wie  dich  •elbst,*'^^  anche  ihm  daher  die  Todesart 
in  erleichtem*'*'  ***),  —    Bei  der  Steinigung  slieaa  man  vorher 


*}  Maceot  ibid,  (Die  Strafe  darch  Rlemenhiebe  ist  in  der  ZendaTesta 
iehr  hStifig,  nnd  wird  hU  zu  einer  tchaudererregenden  Höhe  —  bis  auf 
Tavsende  aogiar  —  getrieben.  \fji  Kleuker,  Zendavesta  1.  ThI.  S.  228^ 
Ml,  86(9  D.  a.  m. ;  ja,  et  werden  wMti  anwiasentifdie  Vergehen  mit  Riemenhie- 
bui  bestraft^  vgL  S.  317.  Im  talnadif  eben  Strafrecht  i»t  daa  Maximum  39,  and 
l&Mi  ea  noch  überdieaa  Eucksicht  auf  die  Korperconstitutioa  def  zu  Bestrafen« 
den  eintreten:  eine  Räcksicht,  die  erst  der  hnmanc  Geist  neuer  Legislatio- 
nen beachtete,  den  alten  aber  unbekannt  war/  Diese  Strafe  ist  aber  auch 
qnr  für  wisaentlicbea  Tbun;  onwiaientlichea  wird  nicht  bestraft.  Diese« 
ist  Axiom  im  Ulmudiscben  Rechte,  vgL  auch  Mammanid.  d^S^ked.  g.16, 
4.  (In  seiner  Erklärung  aar  Mischoa  Sckahbot  %  iat  oficnbar  dn  Verse- 
ben, das  er  selbst  inire  Bia  3,  14.  verbessert.) 

**)  Auch  dieses  durchgehends.  Die  Foiacfanng  (0«balCmis83)sncbK 
es  aus  Gründen,  die  gegen  das  ju»  talionu  sprechen,  su  beweisen,  Tgl. 
ancb  AfatMaiU  Bialeitung  nn  Seraän.  93b.  —  Dieaer  Punkt  bildete  übri- 
gens lange  eine  ControTersa  swiscben  den  8ehnftgelehrten  imd  den  »mi- 
dacaem.  Letstere,  aa  dem  Buchstaben  haltend,  wollten  das  jmt  talhmU 
nach  seiner  gaaien  Rigorosität,  Hand  für  Hand  u.  a.  w  ;  es  drang  aber 
die  Meinung  der  Schriftgdehrten  durch,  nnd  machte  sie  sich  allgemein  gal- 
taod.    Megiimt.  TaotUt  c.  4. 

♦♦♦)  Auf  diesen  Sprach  wird  h&ufig  im  TVac«.  Synhed,  u.  a.  a.  O. 
aorückgekommen,  and  findet  man,  wenn  man  Ton  der  Weise  dtt  Talmuds 
Verse  als  Beweisstellen  anzuführen  abstrahirt,  den  Grondsats  ausgespro- 
cben,  dasa  nach  gegen  den  Verbrecher  MenscUicbkeit  beobachtet  werden 
mtMMty    nnd    das   Menschliche  in  ihm  zu  beachten  sei.     Sehr   tretfÜche 
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ftai  Verbredior  vob  einem  erhdhtea  Orte  benb,  «o  dtit  er 
•cheii  TOT  der  Steiniguag  beliubt  war.  Andere  Todetstrafen 
waren  Bnlbtaptnng  und  Erdretaehm^  *).  >-  Beseichnend  ist, 
daaa  man  dem  Verbrecher  einen  mit  Weihrauch  gewUrsten 
Bedier  Wein  bei  aeinem  letaten  Ganfe  trinken  iieaa,  daaa  er 
weniger  die  ScIireGicniaae  dea  Todes  fßhie  **). 

Im  Geiate  der  moaaischen  Oeaetsgebung,  die  eine  durch 
Qnalen  Termehrte  Strafe  nicht  biUlgte  (vgl.  oben),  bestimmt^ 
die  Forachung,  daaa,  wenn  Jemand  mehrere  Verbrechen  began- 
gen,  auf  deren  einea  Geiaaelung,  auf  daa  andere  Todesstrafe 
erfolgt,  nur  die  letxtere  allein  (und  swar  ohne  irgend  eine 
Schirfong)  voOf&hrt  werde  **"*).  Man  ging  hierbei  aogar  ao 
weit»  daaa  man  (auf  Grund  der  Schrift)  annahm,  daaa  aelbat, 
wenn  eine  Beaciiadlgung  an  dem  Vermögen  bei  einem  todea- 
wirdige»  Verbreclicn  atattgefunden  (ea  hat  i.  B.  Jemand  daa 
Hana  aeinea  \Nichs(en  angesiindet,  und  ihn  in  den  Flammen 
umlcommen  iaaaen),  nel>en  der  Todesstrafe  nl<iit  richterlich 
auf  Scbadeneraati  gedrungen  werde;  doch  iat  der  Thiter  omh 
raliach  hiermn  Terpfliphtet  f ). 

Wir  acliiieasen  hier  mit  der  Bemeri^ung,  daaa,  büclct  man 
auf  die  Tlieorie  dea  talmiidiachen  Strafrecbts,  ao  scheint  ea 
sehr  atrenge:  ea  aetit  liiufig  auf  minder  bedeutende  Verbre« 
dien  Todeaatoafe;   aber   diese   Strafe   kommt   nur   unter  aebr 


hicfBiif  bofigficba  Lehren  vad  Vafardnangtn  sind  abeaialb  la   TWicCnf; 
SfMkedr.nnd  iittteot  zvl  fiodon. 

*)  Ueber  die  Todesarten  Sj^nhed,  f.  45 -63.  Pie  Saddac&er  icbdaen 
auch  b^  der  TodeMtrafe  der  Verbrennung  sich  an  den  Buchstaben  gehal- 
ten an  haben  (9)  9  das.  f •  5S.  —  Kreustgung  war  Ton  den  Griechen  und 
Rdnern  barlbergekoniaMn  and  TerMUigten  sie  all  wellen  grauMme  Könige: 
daa  talniodifehe  Recht  kennt  aicfal  diese  Strafe.  IMe  Krenzigong  Jesn 
warda  niobt  nach  tahaudischeai,  sondern  nick  röndschein  Rechte  ToUführ^ 
Tgl.  welter  II. 

**)  Sgnktd,  43,  wo  erzahlt  wird,  dass  die  yomebmen  Frauen  zu  Jero- 
salen  dteseo  Wein  värabreichen  Hessen)  vgl.  auch  Matth.  37,  34. 

>»«*)  Kthihoi  37;    Moeeoi  13. 

f )  Jrclii6at  dfJh.  Baba  Koma  a7b.  ^iiÄedrra  9b.  Ueber  msfraliscba 
Varpflichtang  Babä  MMzia  91a.  —  Das  ReaulUt  des  talmodischen  speca-: 
latiren  Criminalrechts  Ist,  dass  ein  Verbrechen  nicht  zweifach  geahndet 
werden  soll,  Afae^f  4.  u.  a.  a,  O.  Üeber  Geisselung  und  Geldstrafe  Tgl. 
das.  femtfr  Ketüiot  32.  Ciolih  81b.  n.  a.  a.  O.  (aber  nur  in  richterlicher 
Unsiefat^  iin  afaraiUclMr  wie  oben). 
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enchwerenden  Bediogongen  sur  Autfnhruiig ,  und  bleibt  abo 
die  Wirklichkeit  weit  hinter  der  durch  die  «bslracte  Forschung 
luerktnnten  Strafe  ziiriick.  Wenn  obrigens  ^iese  abstracte  For- 
schung mit  dem  Aufhören  der  peinlichen  Geriditsbarkeit  jede 
Bedeutsamkeit  für  das  Criminalrecht  verlor,  so  hatte  sie  doch, 
behält  man  das  höcliste  Ziel  der  Criminalgesctagebung,  den 
Gesetzen  Achtung  au  Terschaffen,  im  Auge,  ihren  practiKchen 
Werth,  da  sie  nach  diesem  Ziele  gestrebt  und  es  auch  zum 
Theile  erreicht  hat.  Es  erkeimen  alle  denkenden  Rechtsleh- 
rer, dass  Strafe  ein  Uebel  sei;  und  wie  glücklich  wäre  der 
Staat,  wenn  die  Rechtsidee  in  jedem  seiner  Bürger  zur  Gel- 
tung käme,  und  es  nicht  der  von  fern  drohenden  Strafe  zur 
Abwehr  des  Unrechts  bedürfte!  Doch  ein  solcher  Staat  ist  ein 
noch  nirgends  erreichtes  Ideal ;  die  Autonomie  des  Reclils  dringt 
bei  der  Menge  nicht  durch,  das  Gesetz  an  sich  hat  für  sie 
nicht  bedeutende  Kraft,  und  so  muss  ihm  von  aussen,  durch 
Androhung  von  Strafen  imd  durch  deren  Vollziehung,  dazu  ver- 
bolfen  werden.  Die  mosaische  Gesetzgebung  hat  hier  einen 
bedeutenden  Vortheil.  Sie  kündigt  sich,  wie  oben  bemerkt 
wurde,  als  eine  göttliche  an,  und  wenn  sie  auch  hinsichtlich 
des  Rechts  auf  natürlichem  Boden  bleibt  und  die  Ueberwa- 
chung  Menschen  anhelm  stellt,  so  sind  die  Gesetze  doch  nicht 
arfnder  durch  göttliche  Autorität  gehoben  und  ist  das  Verge- 
hen gegen  sie  ein  Vergehen  gegen  die  Gottheit  Wo  nun  eine 
ricfateriiche  Bestrafung  nicht  erfolgt,  weil-  sie  ausser  dem  Kreise 
der  Wirksamkeit  des  weltlichen  Gerichts  liegt)  bleibt  das  Ver- 
brechen in  seiner  Intensität  als  Sünde  gegen  Gott,  und  tritt 
er  zur  Ahndung  des  misachteten  Gesetzes  auf.  Und  hier 
schwindet  jede  Aussicht,  dass  das  Verbrechen  verborgen  blei- 
ben und  der  Strafe  entgehen  werde:  es  ist  daher,  da  die 
iSottheit  selbst  die  Gesetze  überwacht,  sowohl  das  Bewusstsein 
der  Schuld  als  der  Gedanke,  dass  die  Strafe  nicht  ausbleibe, 
ungemein  drückend.  So  lange  ai^  der  religiöse  Sinn  im  Volke 
lebt  und  die  Achtung  vor  diesen  geoffenbarten  Vorschriften 
aufrecht  erhält,  wird  das  Verbreclien  geflohen:  die  Reli- 
gion lehrt  es  verabscheuen,  und  was  der  innere  Rechtssinn 
nicht  vermag,  wird  an  der  Hand  des  als  göttlich  und  heilig  ge- 
achteten Geseta^es  erlangt  werden.  Durch  die  Forschung,  der 
das  Gesetz  das  Höchste   war   und  an   dessen  Erkenntnisa   sie 
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ihre  ganie  Thitigkeft  teilte,  warde  diete  Heilighaltuitg  beor- 
dert. Die  Zoerkennoiif  der  Strafe,  die  Gott  anheimg^cBtellt 
wurde,  die  ErlcenntniM,  dus  diese  Handlung^  sAndliaft  sei  und 
Gott  missfaiie,  iibte  bei  der  in  allen  Gemäthem  lebenden  und 
den  uiisichtbareu  Rlditer  stets  Tergegenwärtigenden  Anhanglicli- 
keil  und  Verehrung  f&r  das  Geseta  einen  unberechenbaren 
Eindmck  anf  den  Willen  und  auf  das  Thiin.  Diese  nioralt- 
sche  Wirkung  brachte  die  mosaische  und  talmndische  Crfmf- 
naigesetzgebnng,  selbst  ala  sie  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit 
sich  begeben  hatte,  hervor:  ja  es  Tersehwanden  wie  die  Ge- 
achichte  seigt  voraQgllch  seit  der  Zeit,  wo  man  mit  Zu  er- 
kenn ung  der  Strafe  sich  begnOgte,  die  Cspitäkerbrechen  bei 
den  Juden,  so  wie  auch  die  sn  ihnen  anerkannte  Keuschheit 
und  die  Sdtenheit  fleischlicher  Vergehen  ein  Product  dieses 
Verfahrens  Ist;  und  blieb  also  die  specnlative  Forschung  nicht 
ohne  pnctiscbe  Eluvrirkung  anf  Recht  und  Sittlichkeit 

Reiclier  als  das  Criminalrecht  ist  das  talmüdische  Cl Tü- 
re cht  an  practisehen  Resultaten.  Die  Civilgerichtsbarkeit 
wurde  auch  nach  Aufhebung  der  peinlichen  Jurisdiction  gcttbt; 
und  Terblieb  bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  allge- 
mein in  Kraft,  die  meisten  morgenländisclien  Gemeinden  hat- 
ten sich  noch  heute  an  sie.  Ausser  dem  religiösen  Character, 
den  das  Recht  angenommen  hatte  (vgl.  weiter),  wirkten  noch 
andere  Uraaclien  x4  dieser  femern  Beibehaltnng  des  Clvilrechts 
mit  Jede  unterdHIckte^  wegen  des  Glaubetts  in  ihren  Rech- 
ten gekrankte  Confession  sucht  ihre  Bekenner  den  Unterdrückern 
gegenüber  durch  ein  gemeinschaftliches  Band  zusammen  zu  hal- 
ten, will  daher  in  ihrem  Schosse  die  Zwietracht  erdrücken 
und  jeden  Zwiespalt  zwischen  ihren  Mitgliedern  schlichten; 
dm  wenn  er  sich  hinaus  erstreckt  die  Confession  selbst  an 
Achtung  verliert  und  man  hieraus  neuen  Stoff  zum  Vorwurfe 
und  zur  Verspottung  abholt  (denn  es  wird  in  solchem  felnd- 
seiige«  Zustande  gewölmlich  der  Confession  zugerechnet,  was 
die  Schuld  des  Menschen  ist),  andrerseits  aber  ihre  Anhinger 
sich  nach  aussen  einander  feindlich  gegenüberstehen  und  daa 
allgemeioe  Band  lockern  *).     In   den  Zeiten,   wo  die  Gesetze 


*)  Vgl,  Corinth.  6,  1—7,  wo  Paalns  die  Corinther  ermahnt,  ihre  StreU' 
ti|^eit«a  unter  sich  und  nicht  bei  Auswärtigen  ausxamacben. 
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d€0  Judea  gioi  ausser  dem  Zusamineubuige   mit  dem  Staate 
ateUtea  mid  sein  Bekeantniss,    dem    man    mit    allem    Abscheu 
bege^ete,  ihn  zum  Aosgestossenen  machte,  musste  man  daher 
ka  Interesse  der  Erhaltung  und  Ehrenrettung  des  Judenthums 
darauf   dringen,    dass    alle  Processe    innerhalb  der  Confession 
verhandelt    werden    und   ilire  Rechtslehre    die  Norm    für   ihre 
Bekenner  sei     Es   Isg    aber    auch  bei   der  mangelhaften  Ge- 
richt^pflege  der  römischen  Proconsulen,  so  wie  bei  dem  spa- 
ter bis  zu  den  Tribunalen  verbreiteten  Vorurtheile  und  finsterm 
Bdigionshas^e  *)   im  Vortheile    der   jüdischen  Partelen    selbst, 
Ton  Richtern  aus  ihrer  Mitte,    denen  sie  die   tiefiite  Achtung 
Tor  dem  Rechte  zutrauen  konnten,  gerichtet  zu   werden.     Die 
Competena  dieser  jüdischen  Gerichte  war  durch  Edicte  römi- 
scher ^^)  und  deutsclier  Kaiser  ***)  anerkannt,  und  standen  sie 
auch  bei  Nichtjiiden  in  solchem  Ansehen,  dass  diese  noch  im 
fünften  Jahrhunderte  zuweilen  Ihre  Processe  vor  jüdische  Ge- 
ridite  brachten  f).    —    Das  Civilrecht  hatte,  also  einen  practi- 
sehen  Boden«    wurde  durch  das  Leben    vor  Excentricität  be- 
wahrt  und   In    die  Grenze   der  Wirklichkeit   zurückgedrängt. 
Es  musste  nun   aber  in   zweifacher  Hinsicht   an   Ausdehnung 
gewinnen   und    weit   über  das   mosaische  Gesetz    hinsusgehen. 
Dieses  beriihrt  nur  mit    kurzen  Worten    manche  Verhältnisse, 
die  In  späterer  Zeit  sich  weit  verzweigten  und  nsch  den  ver- 
schiedensten  Richtungen  ausliefen,   schwelgt  aber  ganz   über 
andere,   die  durch  die    fortschreitende  Entwickelung   und   den 
erweiterten   Verkehr  neu    entstanden  waren  und  in  die  inner- 
sten Fugen  des    Lebens  eingriffen.     Dem  talmudischen   Recht 
^ar  also  seine  doppelte  Wirksamkeit  vorgezeichnet:  es  verbrei- 
tete sich  über  die  ciTÜrechllichen  Verordnungen  des  mosaischen 
Rechts  als  ein  geoffenbarteii,  und  suchte  die  weiteren  Auslaufe 
und   Verzweigungen    durch   Analogien    und    Subsunitionen    auf 


*)  AeussemogMi  diesM  HassM  avch  auf  den  Rechtsgebiete,  vgl.  Bi- 
desleistuog  $.  96  ff. 

♦^  L.  8.  C.  1.  9.  u.  a,  a.  O.  — 

♦♦♦)  So  sagt  eine  in  der  Zeitschrift  „Orient**  3.  Jahrgang  Nr.  47  ab- 
gedrockte  Urkunde  Helnrichf  III.  Tom  Jahre  1090:  Quod  si  Jüdaei  litem 
jnter  le  aut  causam  hahuerint  dUcernendamy  a  suit  paribu$  et  non  ab 
alienU  eonviucantur  et  Judiceutur, 

t)  Vgl.  Eidesleistung  8,  40  Anmerk. 
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dwidbe  surackBMfiUiTCii;  es  mastte  aber  auch  bei  deo  Rechte- 
verhilteiaseii^  die  ent  die  Neuzeit  eraeugt  hatte,  aelbatati»» 
dig  bciTortretea.  Wir  bef e^en  ako  hier  positiven  Rechts- 
geaetsen,  im Gegcosatse stt deD  canoniachen  (geoffeabarten); 
aie  sndieii  sich  iwar  mitMnter  durch  Erklirnng  manches  Schrift- 
aoadmckes  an  die  Offenbarung  aniuklammem,  doch  haben  aie 
ihre  eigendiche  G&ltigkeit  in  sidi,  in  dem  diese  Verhältnisse 
beurtheüenden  Rechtssinne  (also  in  manciier  Hinsicht  natirli- 
chea  Recht). 

Bei  einem  niliem  Eingehen  durften  die  Kreise  des  geof« 
fiebbarten  und  des  positiven  Rechts  ungefähr  in  folgender  Weise 
lu  beseichaen  sein:  das  Object  des  geoffenbarten  Rechts  bil« 
del  Bumeist  ein  verletites  RechtsTerhaltniss,  ein  Ver- 
kMii  des  Jemand  an  einem  besessenen  Rechte  erleidet  ^);  das 
Okjeetdea  positiven  Rechtsist  aumeist  die  Erwerbung  eines 
Rechts,  dem  ein  beiderseitiger  Wille  (V^ertrag)  vorausgeht  *^). 
Jenes  wurde  durch  die  daran  gekniipfte  Forschung,  die  viele 
andere  Fille  hineinxog,  erweitert,  fortentwickelt;  dieses  bildet 
ifl  vieler  Hinsicbt  eine  neue  Schöpfung.  Letsteres  bespricht 
avsAhrtidi:  dieAeqofsitlon  von  beweglichem  und  unbewegt!- 
diemGute^Pacht^^*)  und  Miethe,  Hypotheken,  Kauf  und 
Verkauf,  Association  und  andere  derartige  privatrechtliche 
Vcrhitlnisse.  Dieses  Recht  ist  aua  verachiedenartigen  Elementen 
gnaammengafloaaen ;  ea  verliert  aich  theila  in  AltherkömmB«- 
chea  -f),  Ihdls  wurde  Manches  von  den  Rechten  der  Nationen, 

^)  So  die  Verordnongen  über  anserichtete  Schauen  durch  Abweiden, 
PeoertbraMt,  über  Diebatahl,  Abhandenkomnien  der  Deposita.ff. 

**)  üVie  die  fogleich  zu  erwAhnenden  Spedea  zeigen.  Betrachtet  man 
femer  die  Kbge,   sa  liad   dort  grdMtentlieib  acfionet  in  rciUy  hier  im 


***)  Zu  nntencbeiden  tod  deai  oben  erwähnten  Pacht  bis  zum  Jobet. 
Hier  kaadelt  es  sich  am  die  Art  der  Pacht,  om  die  Verpflichtung,  die  der 
Picbter  oder  Verpichter  hat,  n.  s.  w. 

.  f )  S*  s.  B.  die  Aeqairition  bei  MoMlien,  indem  der  Empfanger  die 
Sache  an  fleh  aiehet  Dieses  weiset  auf  eine  Zdt  hin,  wo  Geld  noch  we- 
niger faa  Umiaaf  war  und  der  Handel  Mch  mehr  auf  Austausch  beschrinitta 
(daher  aoah  diese  Art  der  Acquisition  (yv^hn)  noch  häufig  im  tahnodischen 
Radite).  Dieses  an  sieh  Ziehen  scheint  f&r  die  spätere  Zeit  nur  dne  tra-' 
«UCta  sjraiftoliea  gewesen  zu  sein.  Andere  Arten  der  Traditio  longa  man^^ 
kMüi  mmnm  kommen  nicht  vor  im  talmadiichen  Rechte*  —  Vgl.  auch  wd* 
tev  ibcff  &  K^Uiha. 
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unter   denen   die   Juden   lebten,   der  Griechen^),    Römer  ^^) 
und  Perser  ***)  aufgenommi^n.     Doch  behiell   iiierbei  das  tai- 


*)  Hierfür  sprechen  nicht  nur  allgeiueine  Aufdruck«,  ivie  *pTr)^ 
ditf^fjx^  Te«tameut,  «u^k  <^vij  (Kauf,  Kaufcontract),  «ondern  e«  wird  mao- 
cber  Terminus  ausschliesslich  iin  Geiste  des  griechischen  Rechts  aufgefasst. 
So  wird  *^n*^X  ganz  in  der  technischen  Bedeutung  de«  vitod^rjxT]  genom- 
men, ein  Pfand,  anf  welchem  dem  Gläubiger  ein  Recht  zustehet  (Jut  in  re, 
▼gl.  Meier  urtd  Schömann,  der  Attische  Procestf,  S.  504,  505,)  das  Faust- 
pfand  (ivixvQOv,  pignus)  ist  öC'='r-. 

**)  Vgl.  >^citer. 

t**^  Das  alt4}er8ische  Civürecht  ist  uns  nur  sehr  wenig  bekannt;  die 
wenigen  Notizen  aus  der  Zendavesta,  Herodot  (1,  137.  138)  und  der  ro- 
manhaften Cyropädie  des  Xenophon  sind  anf  das  Strafrecht  oder  die  allge- 
meine Moral  zu  beziehen.  Ebenso  dfirftig  ist  bei  den  wenigen  Nachrich- 
ten von  Tdvernier  und  Cbardin  unsere  Kenntnisf  dei  neupersiacben  Rechte. 
—  Im  Talmud  wird  Manches  aua  dem  persischen  Hechte  zur  Zeit  der  3af  • 
amniden  angeführt ,  welches  als  oberflächlich  und  nach  der  gegenwärtigen 
Sachlage  richtend,  ohne  auf  die  ferneren  Beziehungen  einzugehen,'  charac- 
tef^irt  wird,  Tgl.  Baha  Kamm  58b.  Schebuot  34b.  Als  persisches  Recht 
wird  angefahrt,  das«,  wenn  der  Sohuldner  ein  Haus  als  Hypothek  verschreibt, 
der  Gläubiger,  bi«  die  Schuld  entrichtet  ist,  darin  wohnen  kann.  Haha 
Jlesta  73b.  —  Wenn  Jemand  für  den  Schuldner  bürgt,  so  kann  aiob  der.  Glau- 
biger zuerst  an  jenen  (den  Bürgen)  halten.  Baha  Batra  173.  (Auch  der  MuJ- 
kata  [die  türkische  Rechtslehre]  befolgt  diesen  Grundsatz ,  vergl.  Hammer- 
Pnrgstall,  Wiener  Jahrbücher  der  Literatur,  102.  Band,  S.  21,  vgl.  auch  L.  5, 
C.  8, 41).  —  Wenn  ein  Richter  in  seinem  eigenen  Proceste  vor  Gericht  belangt 
fvird«  so  verliert  er,  selbst  wenn  er  unschuldig  befunden  wird,  die  Fähigkeit, 
ferner  Richter  zu  sein.  Baba  Batra  58a.  —  Die  an  den  Ufern  der  Flüsse  liegen- 
den Grundstücke  erstrecken  ihr  Recht  bis  in  den  Fluss,  so  weit  ein  Pferd  hinein- 
zugehen vermag  (der  eigentliche  Ausdruck:  K'^'a  m^td  "«nÄnx  '^'b'Q  ^P  bis  zum 
Balsvoll  des  Pferdea  mit  Wasser).  Baha  Mttia  lOÖo.  ^  Zur  Usucapio 
bedarf  ea  des  Zeitraums  von  vierzig  Jahren.  Baba  Batra  55a.  —  Ver- 
fügungen über  Kopfsteuer  (schon  unter  dem  Namen  Charag  [x:i^2])und 
Grundsteuer  vgl.  Baba  Batra  1.  1.  Gittin  58.  Die  Weise  und  Erbebung 
der  Grundsteuer  [Taska  (Kp&Zd)  genannt]  zeigt  das  Eigeuthum  de«  Bodens 
eigentlich  nqr  als  Lehn.  —  Es  ist  zwar  nioht  mit  Gewissbeit  anzugeben, 
was  das  talmudische  Recht  aus  dem  persischen  in  sich  aufgenommen;  doch 
dürfte  es,  nachdem  sich  die  Sassaniden  Babylon  und  Mesopotamien,  wo 
viele  judische  Schuleq  blühten,  unterworfen  hatten,  schwerlich  ganz  des- 
aen  Einflüsse  entgangen  sein  (welches  aber  nur  für  den  babylonischen  Tal- 
mnd  —  vgl.  weiter  Hl.  —  anzunehmen  ist).  So  dürfte  die  sehr  befrem- 
dende Lehre,  dass  bei  einem  Verkaufe  auch  bei  der  lis  eine  Willensbe- 
Stimmung  sUtlfindeo  kann  ^Baba  Batra  47  fiT.),  aus  in  Persiea  herrschen- 
den  Verhältnissen  hergenommen  sein  (doch  bespricht  selbst  das  römische 
Recht  nicht  die  erzwungene  Einwilligung  bei  einem  Verkaufe,  vgl.  D.  4. 9j, 
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«■dkche  Recht  »ichttdcatoweiiifer  aeio»  Selbcftttindigkeii;  E§ 
•iiid  hier  nicht  nur  die  Normen,  die  wir  in  anderen  alten 
Rechtolebrcu  wiederOnden  ^),  in  eigenthümlicher  Weiae  Terar- 
bellet*^),  sondern  ial  aelbsl  die  Enliehnunf^  xu  beiweifeln, 
ao  wie  überhaupt  die  Annahme  mehr  als  problematisch  ist| 
dasa  bei  einem  Zusammentreffen  mehrerer  Gcsetse  Terschie* 
dener  unter  denselben  Bedingnn^en  sich  geltend  machender 
Geaetigcbungen  eine  aus  der  andern  abgeholt  habe.  Was  die 
Nachwelt  als  ein  der  Geiüchichte  verfallenes^  dem  Volksgeiate 
und  dem  Volkswiiien  der  Gegenwart  wideratrcbcndes  Recht 
analehet«  hatte  in  den  Ansichten  und  Verhaltnissen  dea  Zell* 
alters,  im  welchem  ea  entstanden,  in  den  damaligen  geaellachaft- 
Uchcn  Biorichtungen  und  Berührungen,  In  dem  Verkehr  jener 
Zeit .  und  dem  Contact  sich  gegenüber  stehender  Interessen 
seinen  tiefgewunelten  Grund,  und  rousste  daher  in  mancher 
BesiehOng  aua  den  Schranken  eines  Parlicularrechts  treten.  -^ 
Auch  auf  die  Juden  übten  nothwendigerwelse  die  Rechtsrer* 
hiltnisoe  dea  Volkes,  unter  welchem  aie  lebten ,  Klnfluss.  Man 
— -^—       ■  .  .  .    i 

^)  Pa  von  dea  alteo  Geseixgebungea  nor  d^  f ^mifclie  volUtiüidig  be- 
kannt uif.90  werden  wir  hier  diese  Vorzugs weice  herausheben. 

♦♦)  So  %.  B.  die  Specificatfon  $.  25.  26.  J.  2.  1.  L.  7.  g.  7.  L.  12. 
g.  I.  U  24.  L.  26.  D.  41.  L  Terglicben  mit  Baba  Koma  f.  66.  05  ff. 
Bemerkcnswertb  ist,  dass  die  im  römischen  Rechte  angenommene  Untef- 
scbeidmig«  ob  die  Specict  wieder  auf  die  frühere  ursprüngliche  Materie 
sorfickgebracbt  werden  könne  (J.  1.  L),  erst  von  späteren,  zumeist  unter 
persischer  Herrschaft  lebenden  talmudischen  Autoren,  denen  das  römische 
Recht  fem  lag ,  deutlich  ausgefprochen.  wurde  (inmnb  ^Tim  *^tt}  Babm 
tCmmaX,  L)  ;  der  jerusalcmische Talmud  schweigt,  so  viel  dem  Verfasser bekanot 
iat  (vgl.  ad  Joe.  vid  Gittin  22b.),  hierüber  (vgl.  weiter  III.).  Das  römi* 
•che  Recht  weiss  übrigens  nicht  von  dem  im  talmudischen  Recht  eine  be- 
deiitsome  Potenz  bildende  triK*^*^  (d.  i.  wenn  der  Eigenthümer  die  Hoffnung 
ao%ibt,  die  Sache  wieder  zu  erlangen),  so  wie  wieder  das  talmudische 
Rocht  nicht  den  Unterschied  kennt,  den  das  römische  Recht  macht,  ob  der 
8|p6oificant  Beaitser  eines  Theiles  der  Materie  sei.  Die  beiden  Rechte  ver- 
hkrtu  nach  verschiedenen  Principien  und  haben  ganz  verschiedene  Bestim- 
«rangen.  —  Pas  §.  29.  J.  2.  1.  angeführte  XII.  TafelgcseU:  „iVc  quü 
tiguum  iäienum  medibus  9uU  fonjmuctum  tximtre  cogatur^  kommt  auch 
GÄlllfi  55,  aber  nicht  als  Recht,  sondern  als  Connivenz  vor;  den  Nachsats 
Mted  dm^wm  pro  €o  pretlcft^.  (ibid.)  kennt  das  talmudlsche  Recht  nicht. 
Dia  rigorose  Schule  Schamarw  woUte  übrigens  diese  Connivenz  nicht  gelten 
lassen ,  ood  soll  mit  Niederreissung  des  Hauses  der  Balken  zurückgegeben 
werden  (das.). 
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wurde  dUndh  dlie  ianere  Berfthrang  ciif  neue  Rtchttfillc 
«ufraerkmn,  et  lernten  die  Parteien  Manches  >b  ein  ihnen 
luvteiiendes  Recht  ansehen,  dass  sie  frdher  als  ein  solches 
nicht  beac)iteten  oder  auf  das  es  bei  dnfscheren  Verhiltnis- 
sen  gar  nicht  ankam  *),  Was  nun  das  talmudische  Recht  mit 
den  römischen  am  meisten  gemein  hat,  sind  die  Rechts- 
fille;  dieselben  Materien  werden  oft  hier  und  dort  bespro- 
chen, ond  bilden  die  Unterlage,  auf  die  die  Rechtsideen  ange* 
wandt  werden.  Diese  Gemeinschaftlichkeit  der  Materie  lag 
hi  den  Verhiltnissen,  den  Bedürfnisse»  der  Zeit,  und  es  tra^ 
fen  auch  auf  gleiche  Welse  bedingt  manche  Rechtsbestlmmun- 
gen  snsammen;  so  wie  auch  dorch  den  Verkehr  der  nnter 
vnd  mit  den  Römern  Idbenden  Juden  und  den  tigiichen  ~Ge* 
brauch  Manches  von  selbst  herübergekommen  sein  mag ,  wie 
dieses  bei  einer  derartigen  Berührung  eines  Volkes  mit  einen 
andern  fast  unausweichbar  tat.  Aber  es  weichen  in  noch  meh« 
Tcren  und  fast  In  den  meisten  Fallen  diese  Rechtsbestimmun- 
gen Ton  einander  ab,  und  beweisen  deutlich,  dan  nicht  eine 
Rechtslehre  von  der  andern  abgeholt.  So  ist  die  Hypothek 
des  talmudischen  Redits  eine  gans  andere  als  die  des  romi- 
schen **)j  ditergiren  sie  in  den  Obligationen  und  Servituten  ^**% 


^)  So  wird  1.  B.  bei  erweiterter  Civilisation  durch  angebiafte  Bevöl- 
kenmg,  enges  ZosaBMienwohnen  u.  dgl.  mit  grösserer  Sorgfalt  auf  Servl* 
toten  gehalten,  imd  eotstehen  deren  gans  neue  Arten,  £e  früheren  Geschledn 
tem,  denen  es  bei  einer  dünnen  BeTÖlkernng  und  Aaseina ndenrobnen  auf 
viele  derartige  Berechtigungen  gar  nicht  anliam,  ganz  unbekannt  waren. 

**)  Jost,  Geschichte  der  Israeliten,  4.  ThI.,  Anhang  S.  240  meint: 
^der  Ansdmck  lerrnftis  ist  *rQ?t7  fast  in  allen  Arten  der  Serritoten.^ 
AUein  ^32^9  gehört  offenbar  in  die  Hypothek  (die  itoi  tahnndischen  Rechte 
eine  ganz  eigene  Gestaltung  hat) :  für  Servttot  gibt  es  im  talmodischea 
Rechte  keinen  besondem  Avtdnick. 

'^**)  Ueber  Hjrpotheken  und  Obligationen  Manches  weiter  im  3.  Ab- 
schnitt Ueber  Servituten  handelt  Baha  Batra  c.  1.  2.  und  c.  3  f.  58 — 60. 
(yasos  im  eigentlichen  Sinne  kommt  es  hier  nicht  vor  $  Matmoniil.  handelt 
hierfiber  ab  unter  dem  Titel  „tnsav  [über]  Kachbam^^.  Es  werden  tu- 
meist  besprochen  die  strvitt.  praediorum  urhanümm^  weniger  die  BerviH* 
praed.  nitficomm  (vgl.  hierüber  Manches  Bahm  Bairo  99.  Giflm  &9.  60). 
Das  talmudische  Recht  hat  für  die  meisten  Serritiiten  gans  andere  Bestim« 
mmgen  als  das  römbche  Recht;  übergehet  viele  Servituten,  die  dieses  er- 
wähnt, und  hat  andere,  die  das  römische  Recht  nicht  kennt,  vgl  obige 
Abschnitte  mit  pr.  g.  1.  3.  J.  3.  3.  D.  8.  3.  3.  —  Bemerkenswerth  ist, 
dass  manche  Servituten  des  romischen  Rechts  erst  von  späteren,  «nter 
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•bo  ia  iem  vorzOgGchslen  Theilen  des  Rechts.  Es  aiiiMte 
fibilgeiM  nach  der  divergirenden  Geiutesrichtung  dei  Orienlm-* 
len  und  Occidenttlen  seihst  das-,  was  etwa  das  talmudisohe 
Recht  aus  dem  römischen  aufgenommen,  ht  ihm  in  gana  ande« 
rer  Weise  gestaltet  und  ausgeprägt  werden.  Den  Forschungs- 
gang des  Orientalen  characterisirt  Scharf» in u  und  Leben- 
digkeit der  Auffassung;  er  wird  In  seinen  Rechtsbestimmun« 
gen. weniger  Ton  einem  Principe,  anf  das  er  die  untergeord- 
neten Fiile  tjurnckfikhrt,  geleitet  als  tou  der  Frische  seine« 
Verstandes,  der  in  die  yerborgenen  Falten  des  vorliegenden 
Recfatsfalles  einzudringen  und  ihm  manche  neue  Seite  abzu- 
gewinnen sucht:  daher  denn  auch  eine  freiere  von  der  Last 
der  Regeln  weniger  niedergedrückte  Geistestliitigkeit  *).  Den 
Occidentalen  liezeiclinet  Tiefsinn,  er  will  eine  universelle 
Auffassung,  sucht  einen  systematischen  Znsammenhang  und 
die  ZnrQckf&hrung  auf  ein  Princip:  er  bildet  also  das  Recht 
SU  einem  harmonischen  Ganzen  aus,  während  es  bei  Jenem  nur 
ans  unter  sich  unzusammenhangenden  Tlieilen  besteht.  Es  muss- 
len  abo  adbat  die  aus  einem  gemeiiischaftliclien  Centnun  aoa- 
lanfeBden  Radien  des  römischen  und  talmndischen  Rechts  rieh 
In  ungemeinen  Abständen  von  einander  entfernen  **) ;  das  talmn- 
discbe  Recht  verarbeitete  das  Fremdartige  nach  seiner  Eigen- 


peraif dMr  Hamdiaft  lebenden  talpudischea  Aatoren«  die  (wie  vorber  b»-- 
Berkt)  Jenes  Recbt  gar  nicht  kannten,  besprochen  wurde,  und  die  frftba« 
reo  Autoren  dieier  Servituten  entweder  gar  nicht  oder  nur  schwach  erw&h* 
oen«  Vgl.  Baba  Batra  i.  8  über  $ervUu$  onerh  ferendi  und  tigni  immi^ 
t€mdi^  femer  über  servit,  »tilicidii  das.  und  f.  58,  über  aervU.  projJDin 
endi  f.  fö. 

*)  So  z.  B.  das  bekannte  Urtbeil  Salo^ons  (i.  Kon.  3.).  £in  abeod- 
lindiflcher  Richter  wird  schwerlich  zu  einem  solchen  Indicium  seine  Zun 
flocht  oehmen,  noch  das  darauf  gegründete  Urtheii  als  in  sich  gerechtfer- 
tigt aaseben.  Die  frappanten  witzigen  Gedankensprünge,  durch  welche 
orientalische  Richter  der  Wahrheit  auf  die  Spur  lu  kommen  sucb^  und 
nach  ihnen  abnrtbeilen,  sind  aus  den  Reisebeschreibungen  über  das  Mor* 
gealaatf  bekannt:  in  Europa  verfolgt  der  Richter  ganz  andere  Nonnen. 
Wir  werden  weiter  bei  der  Mtggo  diesen  Einfluss  näher  kennen  lernen. 

**)  Zwar  ist  auch  der  talmudische  Civilprocess  auf  «nige  Grundprin- 
dpien  zurückzuführen,  vgl.  weiter  III.;  doch  gehet  dem  talmudischea 
Rechte,  wenn  ee  auch  vielleicht  an  Geistesschärfe  das  römische  Recbt  über^-; 
ragt,  doch  das  Systematische  desselben  ab,  und  war  es  erst  der  spätem 
Zeit  vorjbehalten  einen  m  sich  gegliederten  Codex  zu  liefern;  vgl.  weiter* 
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Ihümlichkeit,  Tertobroelite  ei  durch  einen  geistlgeo  Cenient 
mit  «einen  Be^^rilffen,  und  so  gestaltete  sich  durch  diese  Wie- 
derreijungung  nuch  das  Fremdartige  lu  einer  selbstsUndigen 
Consequens  des  einheimischen  Rechts  *). 


*)  B«  mbu  auch  bemerict  werden,  dau  sich  Icein  lateinif  eher 
Rechtsterniinas  im  talmudiscben  Rechte  findet,  während  nicht  nargrie- 
diiacbe  Recbtaaasdrücke  sich  hier  eingebürgert,  sondern  aach  ganz  im  Sinne 
des  griechisciien  Rechts,  wie  oben  angedeutet  wurde,  gebraucht  werden.  — 
Jost  bat  a.  a.  O.  4.  Tbl.,  S.  114  und  Anhang,  S.  338  ff.  das  taknudische 
Recht  anders  aufgefasst,  scheint  aber  —  ohne  dass  seinem  Verdienste  um 
die  jüdische  Geschichte  nahegetreten  werden  soll  —  hier  nicht  genug  tief 
eingegangen  zu  sein.  Ueber  seine  Deutung  des  *ri^^  wurde  oben  gespro- 
chen ;  er  hält  sich  überhaupt  zu  sehr  an  die  äussere  AehnKchkeit  des  Aus- 
druckes. So  fuhrt  er  an,  das  talmudische  Recht  unterscheide  nach  den 
römischen  Rechte  fnttiu»  pendente»  und  pereepH;  aber  das  talmudische 
Recht  hat  nur  /Hict.  pend,  und  aeparati:  fruet,  pereepti  (ygL  L.  13, 
D.  7.  4.  und  die  interessante  Rechtsfrage  L.  12.  $,  5.  D.  7.  1.)  sind  ihm 
unbekannt.  JBs  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  JtTeftt&of  51  a.  Sckehuot 
43  (welches  auch  Jost  selbst  nicht  anführt)  nicht  hierher  gehört.  —  Ret 
99mmumi§  soll  femer  nach  Jast  sein  Qr«3VTn*nn:  aber  weder  kommt  Im 
talmndiachen Rechte  dieser  Aosdruck  für  eine  Sache  vor  (er  ist  im  talma-r 
dischei\  Rechte  ein  ortlicher,  Benennung  für  Strasse,  im  Gegensatze  zu 
flWrvniP  dem  Hause  u.  s.  w.),  noch  ist  der  römische  Begriff  der  ret 
e&mmuni8  (air,  aqua  proflutnt  et  mart  e%  per  hoc  liliora  marin.  L.  % 
$.  1.  D.  1.  8.  $.  1.  J.  2.  1.)  im  talmadischen  Rechte  herrschend;  und  nur 
Matmoflijffet,  der  doch  gewiss  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  abgeholt(!), 
führt  zur  YenroltstSndigQng  Gestla  c.  6.  §.  13.  aqua  profluens  als  re$ 
communis  an,  und  zwar  nach  einer  ziemlich  fem  liegenden  Stelle  (rgt. 
Maggid  Mitehna  das.,  femer  Maimonid»  Sechija  c.  1.).  —  Nicht  minder 
unbegründet  ist  die  nach  dem  römischen  Rechte  dem  talmudischen  Rechte 
aufgedrungene  Kintheilung  der  res  nulliut  und  res  derelictae:  das  talmn- 
dlsche  Recht  kennt  beide  nur  unter  dem  Begriff  ^pfiri;  hingegen  ist  VIK^ 
dem  römischen  Rechte  unbekannt  (vgl.  oben ,  ferner  g.  48.  J.  2.  1.  Nicht 
hierher  gehört  D.  49.  15).  —  Sehr  auffallend  ist,  wie  Jost  nüTPa  mit 
mdjunctio  benennen  konnte.  Adjonction  ist  die  enge  Verbindung 
zweier,  Terschiedenen  Bigenthümem  zugehörigen  Gegenstände,  so  dass  sie 
nicht  mehr  Ton  einander  getrennt  werden  können.  Das  römische  R^cht 
beziehet  hierher  das  Einweben  eines  einem  Andern  gehörenden  Stoffes, 
z.B.  Purpurs,  in  mein  Gewand  {§,  26.  J.  2.  1.);  das  Aoftragen  eines  Ge- 
mäldes auf  eine  fremde  Tafel  (g.  34  J6ifi. ,  Tgl.  auch  die  dortige  interes- 
sante Rechtsfrage):  wer  wollte  dieses  unter  dem  ^a*trTS  des  taimndischen 
Rechts  Torstehen?  Und  handelt  überhaupt  das  talmudische  Recht  in  solcher 
Weise  Ton  der  Adjunetion?  —  Zu  letzterer  gehört  femer  nach  römischem 
Rechte  das  Bauen ,  Säen  auf  dem  Boden  eines  Andern;  und  auch  hierfür 
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Durch  die  Anksfipfmig  an  die  moeaischeii  Gcfetse,  die 
iwnnglich  bei  der  FortentwiGkeluiig  des  geoffenbarten  Rechte 
eich  Tieifach  fand  und  auch  bei  dem  poeitlren  Rechte  durch 
Analoge,  Anlehnung  ff.  geaucht  wurde,  behielt  daa  talmodisdbe 
Recht  eine   religiöse  Färbung  bei.     Gott   wurde   noch  ferner 


ptLui  keinesfallf  nüTPa.  und  ftimmt  ebeoio  weoig  aber  diesen  Pankt  das 
tslmodisclie  Recht  (vgl.  Baba  Mezia  101.  jer.  Talmvd,  Bahu  Koma  )5b. 
Mmmom.  1.  I.  c.  10)  mit  dem  rdmischen  Rechte  (Tgl.  $.  30-^32.  J.  I.  I.) 
safsmmeii.  DsMelbc  ist  auch  über  die  zu  der  Adjunctiqn  su  rechnend« 
svulsio  (wenn  ein  Fluss  ein  Stück  Laild  von  einem  Grundstück  losreissl^ 
nnd  es  an  ein  einem  Andern  zugehöriges  Grundstück  ansetzt)  zu  bemer- 
ken: and  handelt  auch  hierüber  das  talmudische  Recht  (Bafra  Mtzia  100b) 
in  ganz  anderer  Weise  als  das  rdmische  Recht  ($.  21.  J.  I.  I.  L.  7.  %,  % 
D.  41.  1.).  —  Wenn  femer  Jost  sagt:  ^was  die  Rabbinen  dabei  (über 
Pacht  und  Mieihe)  in  Erwägung  ziehen,  siehe  Baku  Mezia  Ftrek  Hammt" 
hdkhtl^  vf elcbes  last  abgeschrieben  aus  älteren  römischen  Quellen  mit  Ueber- 
tragnng  der  Worte  und  Anordnung  der  Stellen,*'  so  ist  sehr  zn  bedauern, 
dass  diese  Qoelled  nicht  angegeben  wurden.  Der  erwähnte  Perek  bespricht 
die  Pacht  von  Feldern,  und  ist  hier  zuvörderst  Ton  dem  co/omct  j^ariiariuM 
(^apQy  der  Pachtpreis  ein  aliquoter  Theil  der  Emdte)  die  Rede :  vergleicht 
■an  lüsTmit  die  römischen  Quellen,  L.  25.  $.  6.  D.  19.  2.,  so  mnss  man 
gestehen,  dass  das  talmudische  Recht  nicht  aus  dem  römischen  Rechte  (das 
noch  übefdiess  sehr  arm  ist)  „abgeschrieben,**  und  es  eine  ganz  andere 
„Anordaang  der  Stellen**  hat.  Selbst  der  Ausdruck  vis  major y  diviam^ 
Ofov  ^la  (D.  1.  L)  findet  sich  nicht  im  taimndischen  Rechte,  sondern  bat 
dieses  tWra  Tdb*  and  nach  ganz  anderen  Begriffen  ab  das  römische  Recht 
(TgL  Bmhm  Mmtia  105b).  Ferner  wird  das.  gehandelt,  wo  der  Pachtpiels 
ia  Mar  Quantität  von  Früchten  bestehet  (*nain)»  und  auch  hier  in  ganz  mh 
derer  Waise  wie  das  römische  Recht  (vgL  L.  8.  C.  4.  66.)  |  und  was  dia 
Raphytlieasis  anbelangt,  so  kommt  sie  in  diesem  Perek  gar  nicht  and 
eaderswo  .(Tgl.  GiUin  471),  J^nöa  Batra  4€ib)  in  ganz  anderer  Weise  als 
kk  röaiisfhsn  Rechte  zur  Besprechung.  Ueberhaupt  betrachtet  das  röaifc- 
ache  Recht  „Miethe  und  Pacht  {locatio  et  eoadn^Uo  rerum)^^^  welches  sich  absc 
nicht  anf  Perek  Hammkabhel  beschränkt,  von  ganz  anderen  Gesichtspunk- 
taa»  und  hat  andere  Bestimmung«!  als  das  römische  Recht  VgL  famer 
fiber  Eechtsausdrücke  unsere  früher  gedachte  Zeitschrift,  1.  Jahrg.  S.  283. 
—  Jost,  den  die  durch  ihn  erst  gründlicher  angebaute  jüdische  Geschichta 
gsaofM«  in  Anspruch  nahm,  mochte  vielleicht  auf  diesen,  der  eigeatlicbsa 
Geschichte,  etwas  femer  liegenden  Gegenstand  nicht  seine  ganze  Anfineric- 
Ht  rerwenden  können.  —  Eine  Vergleichung  der  Beziehung  des  eanm^ 
Rechts  zum  röaiischfn  und  des  talmudischen  zum  römischen  Recht 
dicfte  noch  mehr  die  Unabhängigkeit  des  talmadlschen  Tom  römischen  Reciita. 
klar  SMchen,  und  selbst  ihr  Begegnen  (wie  bei  der  UsQcapioo)  aas  den 
im  Text  angegebenen  Ursachen  abholen. 
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alt  der  obente  Wahrer  imd  Wichier  des  Reeliifl  angesehen: 
diesem  lag  in  der  Idee  der  Oerechtigkeit  aelbst,  als  deren  Ver- 
treter die  Gottheit  in  der  heil.  Schrift  vielfach  erscheint,  und 
ile  aufa  heiligate  bewahrt  wiesen  will  (vgl.  obert);  nnd  ea  gab 
a«ch  die  Grundlage  dea  talraüdiachen  Rechts,  die  mosaische 
Gesetzgebung,  eine  Berechtigung  hierzu.  Das  talmudische  Recht 
^ehet  aber  keinesfalls  darauf  aus,  jede  seiner  Rechtsbestim- 
mungen  Ton  Gott  abauleiten:  und  ist  es  sich  auch  der  Ein* 
theilimg  in  geoffenbartea  und  positives  Recht,  wie  sie  hier 
angenommen  wurde,  nicht  bewusst,  so  erkannte  ea  doch  dent- 
Jlch,  dass  Vieles  Meinung  der  Rechtslehrer  sei,  nnd  nicht 
seine  Legitimation  aus  der  Schrift  ableite^).  Aber  es  behielt 
in  seiner  Gesammtheit  einen  religiösen  Cluiracter  bei,  da 
ea  sich  an  das  Geoffenbarte  anschloss,  und  es  gana  in  sich 
aofnahm  '^*).  —  I^s  taimndische  Civilrecht  kennt  auch  Ver- 
ordnungen aus  alter  Zeit,  die  es  sogar  aus  der  Epoche  der 
ersten  Eroberung  dea  Landes  durch  Josua  herleitet:  sie  sind 
meistens  agrarischen  und  forstlichen  Inhalts  **^).     Unter  ande* 


^)  Der  Taloaud  beruft  sich  in  «einen  Discuasionen  fiber  das  Civilrecht 
wir  selten  auf  die  Tradition. 

^^)  Das  Verhältniss  des  talmndischen  Rechts  so  den  mosaischen  Ge- 
setzen, in  so  weit  es  sie  erklärt  oiid  erweitert,  ist  dasselbe,  ^ie.  das  durch 
die  ri^mtschen  Rechtfgelehrten  (und  späteren  Glossatoren)  erweiterte  röni- 
•dbe  Recht  zu  den  Leg.  XU,  T^httl.,  ediela  praHürum  u.  s.  w.  Aber  daa 
rtaiache  Recht  eathfilt  auch  Vieles,  das  aus  diesen  Quellen  nur  schwach 
oder  gar  nicht  hergeleitef  werden  kann,  und  durch  spätere  Verhältniiaa 
Uaeiogetragen  werden  musste;  doch  verziclitete  das  römische  Recht  nichts^ 
dealoweaiger  nicht  anf  sich  selbst,  und  bestand  nach  seiner  Groodlaga 
noch  weiter  als  solches  fort.  Dasselbe  Verhältniss  zeigt  sich  nun  auch  bei 
deai  nosaisch-talmodischeai  Rechte  trotz  der  positiven  (im  Gegensatze  zo 
der  geoffenbarlen)  Seile  desselben. 

'  ^*^)  ^^-  ^*^  Ktmm  81.  Sie  weisen  Ihrem  ganzen  Inhalte  nach, 
da  sla  ntbr  auf  ländliche  Verhaltnisse,  gi^^sstentheils  Bezog  haben,  und  com* 
mertieHer,  so  wie  anderer  bei  weiterer  Clvilisirong  sich  aufdrängender 
Berihrungen  nicht  erwähnen,  auf  eine  frflheZeit  bin:  und  dürften  sie  also 
Jodenlilis  bei  der  Besetzung  dea  Landes  ins  Leben  gerufen  worden  sein. 
Nor  acfaeini,  dass  man  den  Ekizog  unter  Rsra  mit  dem  unter  Josna  ver^ 
drechselt  habe,  nnd  ea  uü  ersterer  statt  letzterer  zo  setzen.  Zu  dieser 
Afuiahme  berechtigt  aach,  dass  (das.)  manche  dem  Bsra  zogeschriebene 
Anonlnungeo  berichtet  werden,  die  aber  ganz  unerheblich  sind.  Die  JBr* 
wähnang  Bsra*»  hierbei  scheint  anf  der  angedeuteten  Verweduekmg  so 
beruhen. 
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rea  alteo,  weoQ  auch  nicht  go  frühen  Einrichtunfen  ist  die 
der  Morgenpbe,  Ketuba  (eianatio  propier  nuptias)  ^oannt,  lier- 
Tonuhebeo.  Die  Schrift  schweigt  &ber  diese  (der  Brintigam 
scheint  seine  Braut  durch  Geschenke  an  den  Vater  erworben 
SU  haben);  und  wird  auch  hinsichtlich  der  Wittwe  nicht  Er- 
wahnuDg  gethan.  Aber  schon  in  der  frühem  Zeit  des  iwei» 
ten  Tempels  wurde  es  Sitte,  der  Frau  eine  Ketuba  von  200 
8u8  *)  au  Tersclireiben,  die  sie  im  Falle  der  Scheidung  oder 
beini  Absterben  des  Gatten  einsufordem  hatte  **).  Hieran 
knihpfte  sich  (in  spaterer  Zeit)  noch  manche  andere  Verpflich- 
tung gegen  die  Wittwe;  und  sicherte  su  Jerusalem  so  win 
auch  In  Galiläa  der  Gatte  der  Gattin  lu:  ,,du  sollst  durch 
deinen  gansen  Witlwenstand  in  meinem  Hause  wohnen,  und 
aus  meinem  Vermögen  Alimente  beliehen^  ^^^) ;  und  ging  die* 
ses  in  ein  Recht  über,  so  dass  es  dieser  Zusicherung  gar 
nicht  mehr  bedurfte  f).  —  So  änderte  aich  auch  Manclies 
hinsichtlich  der  Erbfähigkeit  der  Tödhter.  An  die  Stelle  der 
frühem  Geschenke  des  Bräutigams  an  den  Vater  trat  im  Ge- 
gentheile  die  Mitgift,  die  die  Frau  dem  Manne  subrachte. 
Starb  nun  Jemand  und  liinterliess  unverheirathete  Töchter,  so 
bduunen  sie    bei    ihrer  Verheiratbung   den  sehnten  Theil  des 


^)  Der  Sas  nach  Einiger  Meinung  der  vierte,  nach  Anderer  der  secha« 
Mhate  Theit  eiiiea  Schekel,  vgl.  H.  Mcker^  Ketuhot  t  11»  Die  Prieater 
▼anchriebea  gewöhnlich  Tierhandert  Sua  (jifelii6ot  12). 

**)  Daaa  dieaer  Gebrauch  der  Kttuhm  alt  aei,  gehet  aui  dem  UoMtasde 
benror,  dasa  achon  Sinon  6efi  ^chetaeh^  Schwager  dea  Alexander  Jannal 
(170 — 130  Tor  der  gewöhnlichen  Zeitrechnung),  die  Ketuba  alt  Langbeite- 
bsadsa  Torland  und  isanche  Verbesferongen  traf,  TgL  Ketuhol  82b  jer, 
Tai.  JTetaM  dOa.  Gana  Erbrecht  (1.  ThI.,  8.  143)  aucht  aua  Unkennt- 
siss  frflhem  und  spftlem  Sprachidoma  der  Ketuba  griechbchen  Ur- 
sprang  zu  Tindiciren.  Aber  man  erkennt  bei  niherm  Eingehen,  daaa 
die  nach  der  Schrift  gewöhnlich  dem  Vater  gegebenen  fünfzig  Schekel 
(=200  Sua)  sich  durch  das  Zurücktreten  der  patriarchaliachen  Verhältnis«« 
k  die  Ketuba ,  die  Morgengabe  an  die  Frau ,  umgewandelt  hatten ,  vgl. 
KHmhmi  lOa.    Auf  welchen  achwachen  Füssen  übrigena  Gana  atehe,  erkennt 

achon  daraus,  dasa  er  tt^airo  von  donatio  ableitet  und  hier  die  röml« 
dsa  wahmlBiaty  wfthrend  doch  lehoa  Esechiel  16 ,  36.  •■ms  for- 


♦«■)  JTefafrof  52b. 

t)'  in  Jndia  alcherte  dsr  Mann  aar  aar  „da  aoHst,  IMa  <Ba  Erben  cur 
die  Ketuba  auasahlen,  in  mebem  Hauae  wohnen  IT.''  (das.)* 
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SBTÜckgebllebeiien  Vermögens^);  «ach  mmsten  sie  kh  dahin 
(oder  bis  su  eriangfter  Grossjahrigkeit) ,  selbst  mit  Hintaii- 
Setzung   der  Söhne  **)^  alimentirt  werden  ***). 

Wir  können  hlcr^  ohne  su  weit  in  die  taimndische  Rechts^ 
lehre  einzugehen,  selbst  die  Hauplnooniente  des  positiven  tal- 
raudischen  Civilrechts  nicht  naher  bezeichnen;  und  erwähnen 
nur,  dass,  da  es  manche  Anlehnungen  und  Analogien  aus  der 
lieiL  Sbhrift  suchte,  es  mitunter  eine  andere  Richtung  nahoi 
als  es  auf  dem  Wege  der  ganz  unabhängigen  juristischen  Schlnss* 
weise  eingeschlagen  haben  würde.  Dieser  EInfluss  des  geof- 
Icnbarten  Gesetzes  tritt  vorzüglich  in  Adhäsionsfällen  her* 
vor,  wenn  nämlich  die  Norm  ins  Criminal-  und  Civilrecht  zu- 
gleich einschlägt.  Auf  dem  Gebiete  des  CriminBlrechts,  -wel- 
dies,  wie  oben  bemerkt,  dem  Leben  entrückt  war,  hatte  die 
Speculation  mehr  Raum, -und  erging  sich  nicht  selten  in  un- 
nnsfihrbare  Folgernngen ;  ond  dieses  wirkte  zuweilen  auf  das 
adhärirende  Clvilrechtllche  hemmend  ein.  Die  Lehre  vom  Zea- 
genbeweis  wird  hierzu  manchen  Beleg  liefern.  — -  Eine  andere 
Art  der  Adliäslon  entspringt  ans  der  dem  Mbsaismus  eigen- 
thümlichcfi  Grundlage  «des  Rechts  "und  der  Tugend  (vgl. 
oben).  Wo  min  das  Civilrecht  an  das  Gebiet  der  Tugend  (und 
hierdurch  an  die  Religion)  streift,  verlor  es  Manches  an  der 
scharfen  juristischen  Ausbildung.  So  zeigt  es  sich  z.  B.  bei 
der  Vormundschaft  f  )•  Das  mosaische  Recht  hat  über  dieselbe 
kein  Gesetz;  hingegen  wird  häufig  in  sehr  llebevoUer  Weise 
der  Waisen-  gedacht,   dass  man  sie  nicht  unterdrücke,   Ihrer 


*)t  Jbid*  68s.  Gans,  der  überbaapt  oicht  asi  den  QueUeo  al 
tet  .zo  haben  sckjeiat,  irrt  ongemein,  indem  er  (a.  a.  O.)  diesen  zehniep 
Tkeil  auf  die  Aliiaen^riDig  (wahrscbeiuUch  durch  den  Ausdruck  noS^ 
irregeleitet)  bezog. 

**)  Ihid.  43.  108.  Baba  Bßtra  139. 
.  ♦♦♦)  Ketuhot  ö2b. 

f)  Quellen. hierfür  MCetuhoi,  CUtinj  Baha  Mtzia  auf  roebreren  Seiten. 
Uaim^nidfM  Nachloi  o.  10.  12,  Cbotchen  Hammüchpat  c  290.  Wir  fuh- 
ren hier  nur  die  Tutel  an;  das  ialmudisch«  Recht  kennt  auch  die  Curai^ 
doch  in.  ganz  aqdereo  VerhäUniüsenund  i^;  anderer  Weise  als  das  rotuh^ 
sehe  Recht,  vgl.  Baba  Mezia  38.  Maim.  1.  1.  c.  7.  8.  Chosch,  Hammmh- 
pat  c.  285,  mit  Dig,  27,  10.  49,  15.  —  Ueber  Cura  über  Wahnainnice  und 
G^tesscbwaebe  Ketuhot  48.  Maimomid.  Meekira  29, 4.  Chotoh,  HamfoUch. 
236,  20.  390,  27. 
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mit  milden  Gaben  gedenke  ff.  Das  talinudisGlic  Hecht  abstra- 
liirtc  aus  diesen  iMahnungen,  dass  man  sich  der  Waisen  anneh- 
men soll^  und  gründete  hierauf  eine  vollständige  Lehre  über 
die  Vormundschaft.  Als  oberster  Grundsatz  gilt  daher:  das 
Gericht  ist  der  nalürliche  Vormund  der  Waisen  *),  und  iibcr< 
nimmt  es  (wenn  nicht  der  Vater  einen  Vormund  ernannt  hiit; 
entweder  selbst  die  Vergällung  des  hinterlassenen  Vermögens 
oder  bestellt  hierzu  einen  erprobten  redlichen  Mann  **).  tlti 
folgen  nun  Verwaltungsregeln  für  den  Vormund  ♦♦♦),  aber  es 
wird,  da  Gott  Vater  der  Waisen  und  Wahrer  des  Rechts  ist, 
dem  Vormund  vertraut,  dass  er  sich  an  sie  halten  werde; 
und  es  bedarf  daher,  wenn  er  etwas  zum  Vortheil  der  Wai- 
sen unternimmt  (veräussert,  ankauft  if.j,  nicht  erst  der  An- 
zeige beim  Gerichte  und  dessen  Erlaubnis»  f).  —  Bei  been- 
digter Vormundschaft  (Grossjährigkeit  der  Mündel)  legt  der 
vom  Gericht  ehigesetztc  Vormund  ff)  nicht  einen  Rechenschafts- 
bericht (ein  solcher  mit  rechtmässigen  Belegen  mochte  über- 
haupt in  früherer  Zeit  sehr  selten  sein),  sondern  einen  Kid 
ab,  dass  er  treu  verfallet  liabe:  eine  Appellation  an  das  reli- 
giöse Gefühl  (\gl.  weiter  2.  Abschnitt;  Eid).  Und  so  wird 
überhaupt,  da  sich  der  Waisen  annehmen  eine  In  der  Religion 
begründete  und  von  ihr  sehr  empfohlene  Tugendpflicht  ist, 
viel  Gewicht  auf  die  Heiligkeit,  die  sie  nach  dem  mosaischen 
Gesetze  In  Jedermann  behaupten  soll,  gelegt,  wird  hier  noch 
mehr  die  Tugend  als  das  strenge  Recht  zu  Hülfe  gerufen. 
Und  aucfi  hier  hat  abermals  diese  Verpotenzirung  des  Rechts 
zur  Tugend  treffliche  Früchte  getragen:  und  mit  welcher  Zart- 
heit,   mit  welcher   Gewissenhaftigkeit  wird  gegen  Waisen  ver- 


*)  Maimon.  1.  I.  c.  10.  §.  5.    Chosch,  ilammischp,  §,  ]. 

♦♦)  Maimon.  §.  6.  Chosch.  Harn,  §.  2.  Die  GIohsq  das.  bemerkt,  dasH 
in  manchen  Fällen  das  Gericht  einen  Vormund  setzen  muss,  um  nicht  Klü- 
ger ond  Richter  in  einer  Person  zu  sein  (vgl.  auch  §.  3.  J.  1.  21.,  von 
wo  der  Autor  dieser  Glosse  wohl  nicht  abgeholt).  Einen  Zwang  zur  Tutol 
kennt  übrigens  das  talmudischc  Recht  nicht. 

^**)  Maimon.  und  Chosch.  Mischp, 

f )  Wird  aber  ein  gegründeter  Verdacht  gegen  den  Vormand  rege,  dass 
er  das  Pnpillengut  antaste,  so  wird  ihm  die  Vormundschaft  abgenommen. 
Maimon,  c.  10.  §.  7.    Chosch.  Mischp.  §.  5. 

tf)  Vgl.  Giitin.  52.  und  Cho$ch.  Mischp,  1.  1.  §.  16.  und  6'{of0e  das. 
Mehrere«  x<reiter  zu  §.  80. 
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fahren   uiicl   das   ilincii  Geliörendc  grö^stenlliciJä  mit  der   gross- 
teil   Gewissctiliaftigkeit  verwaltet ! 

II. 

Mosaisch'ialmudische  Geikhln-  inul  Proccss- 

faiin. 

Nach  dem  wesentliclien  Kiiifliisse,  den  der  Procesa  nacli 
i^cnicn  Verschiedenen  Ornndfornien,  dem  Accusations-  und  Inqiii- 
t-itionsTcrraliren  auf  den  Deweis  übt,  muss,  ehe  wir  au  den 
Beweis  gelten,  die  im  mosaiscli-talniudiscliem  Hechte  vorkom- 
mende Proccsgform   erörtert   werden. 

Wir  wollen  vorerst  die  Anordnung  der  Gcriclite,  wie  sie 
zusammengesetzt  und  von  yicm  sie  installirt  waren,  kennen  ler- 
nen, und  hierbei  zugleich  unsere  Aufmerksamkeit  auf  die  zur 
Pflege   des  Strafrechts    competenten   Gerichtskörper  wenden. 

Das  mosaische  Uecht  spricht  sich  über  Criminalgerichtc 
nirgends  ausführlich  aus,  sagt  aber:  ,,Uichter  und  Aufseher 
sollst  du  dir  setzen  in  allen  deinen  Thoren,  die  der  Kuige 
dein  Gott  dir  gibt  nach  deinen  Stämmen,  und  sie  sollen  rich- 
ten das  Volk  mit  Gcreclitigkeit^^  (Deuteron.  16,  18).  Nach 
dem  *dortigen  Zusammenliange  scheint  zwar  dieses  Gesetz  sich 
mehr  auf  Civilrichter  zu  beziehen;  doch  heisst  es  auch  1)ei 
Criminalfdllen  häuflg:  „Du  sollst  den  Mann  oder  die  Krau  hin- 
ausführen zu  deinen  Thoren^^  (in  den  Thoren  war,  wie  Ire- 
kannt,  der  Sitz  des  Gerichts) ;  „man  soll  Ihn  bringen  zu  den 
Aeltesten  seiner  Stadt  ff.  ;*^  es  entschieden  demnach  die  gewöhn- 
lichen Ortsricliter  auch  über  Verbrechen.  Aus  wie  viel  Uich- 
tern  das  Gericht  zusammengesetzt  sein  soll,  und 'ob  sie  durch 
besondere  Gesetzkundc  sich  die  Qualification  zu  ihrem  Amte 
erwerben  mussten,  wird  nirgends  erwähnt;  doch  wurden  diese 
Richter  trsp^  (Aelteste,  seniores)  genannt,  und  in  jener  einfa- 
chen Zeit,  wo  nicht  Bücherkunde  sondern  Erfahrung  die  Reife 
des  Geistes  gab,  lag  im  erlangten  Alter  die  Bürgschaft  Tür 
Besonnenheit  und  genaue  Abwägung  des  UrthelU.  Waltete 
bei  diesem  Gericlite  ein  Zweifel  ob,  so  erholte  man  sich  von 
dem  Orte,  den  Gott  erwählt  hatte,  bei  den  Priestern  oder  dein 
(an  der  Spitze  der  Republik  stcheaden)  Richter  Auskunft  (Deu- 
teron.  17,  8.  9):  CS  gab  also  eine  Art  obersten  Gerichtsliofes, 
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dessen  Function  in  Belehrung  (AuBkuTiHgcheD)  bestand;  dorli 
fand  nicht  eine  Appellation  an  ihn  ge^en  den  Ansspriicli  t\v^ 
Gerichts  statt  *).  —  Das  Gericlit  wurde  öffentlic!!  in  den 
Thoren  gehegt;  und  scheint  es  (nach  I.  Kon.  21,  0  if.)  vor- 
siigllch  an  Tagen,  wo  das  Volk  zusammenkam,  geliaiten  wor- 
den zu  sein.  Das  Verfahren  war  miindiich  *^);  der  Ankingrr 
trat  dem  Angeklagten  gegenüber,  oder  vielmehr  ihm  zur  Rech- 
ten (vgl.  Ps.  109,  6.  Zachnrias  3,  1);  letzterer  vertheidigtc 
sich  seihst,  Anwalte  kannte  man  nicht  ***).  —  Zu  den  Zeiten 
der  Könige  sprachen  diese  zuweilen  Recht  (vgl.  weiter),  wel- 
ches aber  nicht  selten  in  Wilikiir  und  Despotismus  ausartete; 
doch  scheint,  dass  bei  Majcstätsverbreclien,  da  der  König  hier 
selbst  Partei  war,  der  Spruch  dem  Volksgcrichtc  übertragen 
wurde  7).  Unter  den  besseren  Königen  erscheinen  in  der 
Person  der  Leviten  (vgl.  I.  Cliron.  23,  4.  26,  29.  11.  Chron. 
34,  13)  rechtsgelehrte  Richter;  über  ihre  Function  wird  wei- 
ter Anfschluss   werden. 

Von  wichtigerer  Bedeutung  ist  das  Richterinstitut  zur 
Zeit  des  zweiten  Tempels.  Zwar  felilen  über  den  Gericlits- 
zustand  in  Palästina  unter  der  Perserherrschaft  alle  Nachrich- 
ten; hingegen   bildete   sich  unter  der  darauf  folgenden   Syrer- 


♦)  Sigonias  (Hc  Tiepvhlica  fhhraeor,)  will  aw»  der  oben  erwähnten 
Stdle  dai  Recht  der  A|^ellation  gegen  das  OrtsgerichU  ableiten;  allein 
die«e  Stelle  besagt  ofTenbar  nur  das,  was  wir  im  Texte  angeführt:  die 
Auskunft  in  zweifelhaften  Fällen.  Auch  wäre,  wie  weiter  dargethnn  wer- 
den wird,  eine  solche  Appellation  im  grellsten  Widerspniche  mit  dorn  Prin- 
dpe  des  mosaischen  Processes.  —  Dass  das  talmudischc  Strafrecht  keine 
Appellation  kennt,  ist  unbezweifelt. 

♦♦)  Manche  Gelehrte  (Michaelis,  de  Wette  u.  A.)  meinen  zwar  Job. 
3t,  85.  Spuren  eines  schriftlichen  Verfahrens  wahrzunehmen.  Mlein  dort 
tritt  dichterisch  Job  mit  dem  Bewusstsein  seines  Rechts  vor  die  Welt  hin, 
aad  fordert  Jedermann ,  auch  die  Abwesenden  auf,  ihn  zu  widerlegen. 
l>aber  „hier  ist  mein  Zeichen"  (Urkunde  meiner  Unschuld) ....  möge  mein 
WU«BMcber  seine  Klage  aufschreiben  (und  mir  sie  selbst  aus  der  Ferne 
anMfascken)." 

♦^)  JesaiB  1,  17.  weiset  so  wenig  wie  Job  29,  12  (wie  de  Wette 
Ar^lologie  §.  176  meint)  auf  Anwälte  hin.  Beide  Stellen  sind  in  Bezug 
nalUchter  zu  deuten;  die  Richter  sollen  sich,  wie  dieses  das  Gesetz  selbst 
vMfidk  empfiehlt,  der  Wittwen  nnd  Waisen  annehmen. 

+)  So  gehet  aus  I.  Kön.  c.  21  hervor,  wo  Nabot  der  Gottes-  und 
Kfaigittftening  angeklagt  wird. 
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liorrscliafl  der  unter  dem  Nanieii  Synhedrium  | •■'"."fin:*]  *)  bc- 
I^aniite  oberste  (weriditisliof  zu  Jerusalem^  dem  die  liöc1i«(o 
Gericlitsbarkeit  ankam.  An  der  Spit'/c  dieses  Synhedritinis 
stand  in  früherer  Zeit  der  jedesmalige  Hohepriester;  von  der 
Zeil  der  Maccabäer  an  nahm  ein  durcli  freie  Wahl  ernannter 
Präsident  (Naai)  nebst  einem  Gericlit8\orstelier  {Ab-Uet-I)ht^ 
Mcepräsidenten)  den  Vorsitz  ein  **\      Das  Synhedrium  bestand, 

♦)  Synliedriom  ist  eine  griechische  Bcneiinunj;;  der  Arcopnp  zu  Athen 
wurde  auch  cvvibgiov  genannt  (vgl.  INleior  mid  »Srhömaiin  a.  a.  O.  S,  I3(J); 
hrl  späteren  griechischen  Schriftstellern  heisst  der  römische  Senat  cwiiiQiov 
(vgl.  Dio  Cussius  T.  1.  p.  216.  T.  4.  p.  306  C(/.  Sturz  ii.  a.  a.  O.).  Bei 
»1er  Untersuchung  über  die  Zeit  der  Gntstehung  mancher  Aeniter  und  Wfit- 
don  in  der  Periode  des  zweiten  Tempels  ist  die  Benennung  ein  \^ichtige8 
Kriterium.  Die  unter  persischer  Herrschaft  crcirten  Aerotcr  hahen  pcrsi» 
sehe  Bezeichnungen;  so  ^275/?2"":5<  ",."3  u.  a.  m.  —  Hingegen  weisen  gric"- 
(Inschc  Benennungen  auf  eine  Zeit  hin,  wo  griechischer  Kinfluss  sich  gel- 
tend gemacht;  vgl.  "j-p-Vrp  xa-OoAtxoj,  "fii'.l^a  ßovXivrtjg  (plurnl).  (Sehr 
bedeutsam  ist  b*.ST'*-B,  welches  ebenfalls  an  eine  griechische  Institution  er- 
innert, und  für  das  nur  eine  Aehnüchkeit  in  der  TtQoßolrj  aufzufniden  ist. 
■Mehr  hierüber  an  einem  andern  Orte  ) 

♦**)  Ueber  die  Entstehung  des  Syidiedriums  herrscht  grosses  Dunkel. 
Der  Talmud  betrachtet  als  Vorbild  für  das  Synhedrium  den  Numer.  !], 
]6.  24.  erwähnten  Senat  von  sieben/ig  Aeltesten,  an  deren  Spitze  IVIoses, 
in  diese  Zahl  nicht  mit  eingerechnet,  stand  (%iiAcff,  f.  2),  und  nimmt  (viel- 
leicht nur  als  ein  Mnemosynon  für  spätere  BegrifTe  und  Zustande)  auch  für 
die  Zeit  des  ersten  Tempels  das  Fortbestehen  de«  Synhedriums  an;  wel- 
cher Meinung  auch  manche  christliche  Gelehrte  (vgl.  Sigonius  1.  I.  L.  5. 
c.  6.  Uclandi  Aniiquiit,  P.  2.  c.  7)  beitraten.  Allein  das  gänzliche  Still 
schweigen  in  den  historischen  Büchern  der  heil.  Schrift  hierüber,  so  wie 
dass  die  für  Recht  und  Gerechtigkeit  so  heftig  eifernden  Propheten  nie 
seiner  Erwähnung  thun  und  die  Ausübung  des  Rechts  stets  auf  die  Könige 
und  die  Grossen  zurückbeziehen,  deutet  daraufhin,  dass  dieses  Institut 
erst  dem  zweiten  Tempel  angehöre.  Zunz  (Gottesdienstliche  Vorträge, 
S.  37)  versetzt  dessen  Entstehen  unter  den  maccabäischen  Fürsten  und 
Hohepriester  Simon.  Aber  der  Beweis,  wcldicn  er  aus  I.  Maccab.  14,  9. 
hierfür  anführt,  ist  sehr  schwach,  da  dieser  Vers  nur  eine  antithetische 
Nachbildung  aus  Klgl.  5,  14.  ist.  (Der  Verf.  von  I.  Maccab.  liebt  über- 
haupt bibliscbc  Nachbildungen,  vgl.  14,  8.  mit  Ezechiel  34,  27.  V.  J4,  mit 
I.  Kön.  5,  5.  und  noch  mehr  in  den  früheren  Kapiteln.)  —  Jedenfalls  zeigt 
aber  die  Benennung  (s.  vor.  Anmerk.),  dass  das  Synhed.  nicht  über  die  grie- 
chische Herrschaft  in  Palästina  hinausgehe.  Forschen  wir  nun  genauer, 
«0  gibt  schon  der  Chronist  H.  Oiron.  19,  8.  1).  in  ziemlich  deutlichen 
Umrissen  das  Bild  des  grossen  Synhedriums ,  da  er  zu  Jerusalem  einen 
obersten  Gerichtshof  aus  Priestern,  Leviten  und  Familienbäuutern  mit  einem 
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diese  zwei  Vorsteher  mit  eiiigcscliiosseii ,  aus  ein  und  sieben- 
zi^  durch  Gelehrsamkeit  und  Ansi'heii  hervorrag^enden  ]\1i(glie- 
dern    ).    Seinen  Sit.;  halte   dieser  Gvriclitshof  in   einem  grotiseii 

Präsidenten  (dem  IfülujprieAter,  v.  II)  an  der  Spitze  bestehen  lasst.     Der 
fromme  Kifer  dos   Chroiiistun,   {lottesilienstlidie   und   ondere  religiöse  Kin- 
riühtungen  hervurzuhebcn    und   8ie  bei   ihrem   unbekannten    ljrsprnn;;e  au( 
frühere   Zeit   zurückzuführen,   sein  Gefaüen,   den   guten  Künii^on   aus  dem 
Uausc  Duvid's  die   beitmoglicbsten  Verdienste  zu  vindiciren,  iicss   ihn  die 
Institution  der  Gegenwart  auf  den  König  Josafut,    von  dessen  getrolTeneii 
Anordnungen    für  Rechtöpllcgc  durch  Iluhepriestcr  und   Leviten  Nachricli- 
ten  vorlagen,  zurückfuhren.      Nun  lebte  aber  der  Chronist,  wie  Znnz  (das. 
S.  32)  nacligewiesen,    ungefähr  im  Anfange  des  zweiten  Jahrhunderts  der 
Seien  eidischen  Aera;    damals  also  bestand  schon  das  8ynhedrium,   und  i^t 
dessen  Beginn  in  die  Zeit  zu  setzen,  In  welcher  durch  Alexander  und  die  ihm 
folgenden  Ptolemüer-  und  Suleucidcndynastien  Vorderasien  heftig  erschüttert 
wurde.    Auch  Palästina  empfand  tief  die  Folgen  der  neuen  Umwiltzungen, 
und  es  bedurfte,  um    die  innere  (religiöse)  Selbstständigkeit  zu  be^vahren, 
^nes  festen,  Lehre  und  Recht  überwachenden  Körpers;  dieser  bildete  sich 
in  dem  Syubedrium,  an  dessen  Spitze,  wie  aus  SIrach  50,  4.  5  so  \%ic  aus 
Cbron.  a.  a.  O.  zu  el-sehen  ist,  der  Hohepriester  stund.     Das  Synhedrium 
scheint  durch  die  unwürdigen  Hohepriester  zur  Zeit  des  Maccabäeraufstan- 
dcs  (Tgl.   H.  Maccab.)   sich  aufgelöst    zu   haben.      Nachdem  das   syrische 
Joch    abgeschüttelt  war,   wurde    das  S^'uhedrium  vom  Neuen    constituirt; 
man  wollte   aber  den   Chasmonäern,    die  schon  Fürsten   und  Hohepriester 
'waren,  nicht  die  ganze  Gewalt  in  die  Hände  legen:   und  so  standen  \on 
nun  an  der  Nasi  und  der  Ab-Bet-Din  an  dessen  Spitze.     Hierauf  weiset 
auch  die  Truditionskette  der  Präsidenten  und  Gerichtsvorstehcr  j4bot  c.  I. 
(Tgl.  auch  Ckagiga  16a,  und  hierzu  Zunz  8.57  Anmerk.)  hin.     Es  dürfte 
nun-  für  die  Gerichtsbarkeit  zur  Zeit  des  zweiten  Tempels  sich  Folgendes 
ergeben.     Unter   Perserherrschaft  scheint,    wie   aus  Josephus  an  mancher 
Stelle  -hervorgeht,  der  Hohepriester  als  Präsident  der  Republik  betrachtet 
worden  zu  sein;  in  ihm  conccntrirte  sich  gewissermassen  die  Staatsgewalt, 
und  bildete  er  (vielleicht  mit  einem  ihm  zur  Seite  stehenden,  jedoch  nicht 
ganz  unabhängrgen  Coliegium)  das  höchste  Gericht,, wozu  ihm  nach  Deu- 
teron. 17,  8.  9.  die  Befugnis«  zukam,     (lieber  das  Verhältnis«  der  s.  g.  Syna- 
g9gtt  magna  ist  zu  wenig  bekannt,  um  etwas  hierüber  angeben  zu  können.) 
Zur  Zeit  der  Scleucidendynastie  ist  diese  Gewalt  des  Uohepricsters  schon 
bcschrinkt;   er  stehet   nur  an  der   Spitze  des  obersten  Gerichtshofes;  in 
der  Maccabäercpoche  endlich  erlangt  dieser  Gerichtshof  seine  völlige  Selbst- 
atiiMÜgkeit ,  und  ernennt  seine  Präsidenten  durch  freie  Wahl, 

.♦)  Dieser  Gerichtshof  wurde  aber  nicht,  wie  zuweilen  irrthömlich  an- 

gfiÜbrt  wird,  aus  Priestern  gebildet:  er  konnte  ganz  aus  nich  priesterli- 
MitgUedern  bestehen;  man  hielt  es  nur  für  wQnschenswerth, 
einige  Priester  und  Leviten  Mitglieder  seien  {Maimonid.  de  Synhed» 

C  %  S'  2.  nach  Sifri).    Dass   die   Hohepriester  Präsidenten  des  Synhcd. 
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Saale  iiu  TompcJ,  Lischcat  Hoggasit  genannt,  und  hielt  täg- 
lich Sitzung  ^).  Neben  diesem  grossen  Synhedrium  zu  Jeru- 
salem beslauden  in  anderen  Städten  kleine  Synhedricn  ^^\  die 
je  aus  dl  ei  und  zwanzig  Mitgliedern,  mit  einem  (in  diese  Zahl 
eingeschlossenen)  Präsidenten  an  der  Spitze,  zusammengesetzt 
waren.  Ucber  die  Errichtung  dieser  kleinen  Synhedricn  ver- 
lugte das  grosse  Synhedrium  ^^*).  Uei  den  kleinen  Synhedrien  , 
soll  es  auch  mehrere  Ueihcn  Auscultatoren  gegeben  haben,  die 
zwar  ohne  höhere  Aufforderung  nicht  stimmberechtigt  waren, 
aber  vorziiglich  bei  Capitairällen  an  der  Discussion  Theil  nah- 
men 7).  Zu  einem  Todesurtheile  bedurfte  es  einer  3Iajorität  von 
zwei  Stimmen;  bei  den  kleinen  Synlicdrien  mussten  eigentlich 
dreizehn  Richter  das  Scluildig  aussprechen  \\)*  Niemand  wurde 
ungehört  (oder  abwesend)  \erdammtf-}-f);  auch  wurde  das  Ver- 
dammungsurtheil  nicht  an  dem  Tage,  an  welchem  der  Fall  ver- 
handelt wurde,  gesprochen,  sondern  es  schrieben  zwei  Gerichts- 
Hchi eiber  die  abgegebenen  \erurtheilcndcn  und  absoiutorischen 
Meinungen  nebst  den  Gründen  auf;  den  andern  Tag  kamen 
die  Richter  wieder  zui»ammen,  und  wurde-  bei  einem  etwaigen 
Widerspruche  der  Stimmende  durch  die  \on  dem  Gerichts- 
^chreiber    geführte  Tabelle    an    seine    gestrige    Meinung    erin- 

gewcscn,  ibC  nach  vor.  Anmerk.  auf  die  vormaccabäische  Zeit  zu  beschrän- 
ken ;  und  fügen  wir  noch  hinzu,  dass  in  der  bei  Joseph,  Aniiquiit,  L.  20. 
c.  10.  angeführten  Keihefolge  der  Hohepriester  kein  Naoic  der  in  der  oben- 
erwähnten Tabelle  Abot  1.  genannten  Präsidenten  ff.  (mit  Ausnahme  Simon 
des  Frommen,  der  aber  der  vormaccabäischen  Zeit  angehört)  vorkommt. 
(Auch  Kaiphas  im  N.  T.  erscheint  nicht  als  Präsident,  sondern  nur  als 
Hohepiiester,  der  mit  dem  Syuhedriam  (¥)  im  Einverständnisse  handelt.) 

^)  An  Ruhe-  und  Feiertagen  wurde  in  einem  academischcn  Saale  im 
Tempel  Sitzung  gehalten.     Synhed,  8öb.    Maimonid,  1.  1.  c.  3.  §.  1. 

**)  Auch  zu  Jerusalem  befanden  sich  zwei  kleine  Synhedricn.  Ibid.  86b. 

*^*)  Ibid,  2a.  Atich  auf  die  histallirung  der  einzelnen  Mitglieder  übte 
das  grosse  Synhedrium  manchen  Einfluss,  so  wie  es  sich  auch  aus  diesen 
kleinen  Synhedricn  ergänzte.  Ibid.  83b.  —  Der  Ursprung  letzterer  dürfte 
auf  die  Zeit  zurückzuführen  sein,  als  der  römische  Feldherr  Gabinlus  Palä- 
stina in  fünf  Oberlaiidsgcrichte  (c/s  nivta  avvodoos.  Joseph.  Bellum  Juc/ai- 
cum  1,  1.  8.)  theilte. 

+)  Synhed,  37a. 

it)  lhid\  2a.  40a. 

ft+)  Dieses  kehrt  als  Axiom  an  unzähligen  Stellen  des  Talmuds  wie- 
der; vgl,  auch  Johannes  7,  51. 
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nert  *).  Die  Vcrhamlliiiig  war  mündlich  ♦♦)  und  offeiitlicli  *♦♦), 
und  stand  dem  Angeklagten  das  weiteste  Vertlieidigiingsreclit  zu. 
Er  wurde  ermahnt^  sich  nicht  einsrhüchtern  zu  lassen ;  und  selbst 
wenn  er  beim  Flinausfehen  zur  'Richtstätte  einen  neuen  Vertlieidt' 
gungsgrund  'angab,^  wurde  er  z\im  Gericlito  znrückgerülirt^  dass 
dieses  dessen  Haltbarkeit  prüfe  f ).  Ueberhaupt  herrschte 
der  Grundgedanke  Tor^  dass  das  Gericht  nicht  soMohl  auf 
Bestrafung  des  Schuldigen  als  auf  Schutz  des  Angeklagten  vor 
einem  etwa  an  ihm  zu  begehenden  Unrecht  sehie  Aufmerksam- 
keit richten  müsse:  ,^Die  Gemeinde  (das  Gericht)  soll  suchen 
zu  retten^^  ist  ein  unzähligemal  vorkommendes  Axiom  des  tal- 
niudischen  Straf  rechts  f  \ 

Wir  kehren  nach  dieser  kurzen  Skizze  zur  Untersuchung  über 
das  Princip  des  mosaisch-talmudischen  Proce^ses  zurück,  und  wol- 
len hier  iu  einigen  Umrissen  die  Basis  der  Ocffentiichkeit  und  iMünd 
lichkeit,  so  wie  des  Gegensatzes  hiervon,  des  heimlichen  und  schrift- 
lichen Verfahrens,  verzeichnen.  Wir  gellen  zurück  auf  das  Anklagc- 
und  fnqnisilionsprincip,  dass  diese  Grundtage  bildet,  und  im  Cti* 
minalprocessc  zu  seiner  eigentlichen  wichtigen  Bedeutung 
kommt  ff).  Nach  dem  Anklageprincip  muss,  \^ic  schon  der 
Name  besagt,  eine  bestimmte  Anklage  vorliegen:  es  tritt  ein 
Anklager  offen  und  mit  Gewisslieit  mit  einer  Beschuldigung 
auf,  und  ist  der  Angeklagte  bestrebt  sie  zurückzuweisen.  Klä- 
ger und  Beklagter  sind  hier  in  einem  Kampfe  vor  dem  Uicli- 
ler   begrtflTeü;   und   ist  nach  dem  Ausdrucke   eines  geistreichen 


♦)  S^nhed.  37a. 

.♦♦)  Ibid,  3"2b. 

**♦)  So  gehet  ei  deutlich  aus, der  Joseph.  Antiquitt,  L.  14.  c.  9.  §.  4. 
angeführten  Processverhandlung  gegen  Herodes,  so  wie  aus  dem  Processc 
Jesu  hervor;  vgl.  auch  Synhedr.  30a.  37a.     Mchreres  hierüber  weiter. 

f)  Ibid,  42b.  Auch  ging  ein  Herold  vor  dem  Vernrtheilten  her  und 
rief  aus:  N.  N.  ist  auf  Aussage  der  Zeugen  N.  N.  wogen  des  Verbrechens 
N.  verurthcilt  worden:  wenn  Jemand  etwas  zu  seiner  Vertheidigung  vor- 
tubringen weiss,  der  komme  und  sage  es  (/6id.  43a). 

tt)  üebcr  Anklage-  und  Tnquisitionsprincip  und  das  Verhaltni!;s  der 
Oeffentlirhkeit  ff.  dazu  vgl.  Mittermaier,  die  L'fehre  vom  Beweise  im 
8trafprocesse  §.  3.  und  an  anderen  Stellen.  In  neuerer  Zeit  sind  viele 
Schriften  und  Broschüren  über  diese  Tagesfragc  erschienen.  Wir  haben 
Mer  vcrsncht,  den  Leser  in  einer  gedrängten  Ueberslcht  mit  den  Resulta- 
ten dieser  Forschungen  bekannt  zu  machen. 
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Scliriflstellcrs  *)  das  Gemülli  des  UicLters  der  Kampfplatz,  ia 
bo  fern  jede  Partei  ihn  zu  überzcngcn  sucht,  und  auf  ihn  als 
eine  passive,  den  Eindrücken  der  Rede  und  Gegenrede  oifen 
stehende  Kraft,  mit  allen  Mitteln  wirken  will.  Es  ficht  nun 
liier  gleichsam  Mann  gegen  Mann:  der  Ankläger  ist  der  An- 
greifende,  der  Angeklagte  der  Abwehrende;  von  Tortur  und 
»n deren  gewaltsamen  Massregeln,  so  wie  von  Suggestionen,  um 
den  Angeklagten   zum  Geständnisse  zu  bringen,   kann  liier  nicht 

0 

die  Rede  sein:  soll  doch  der  Richter  durch  die  Parteien  selbst, 
durch  die  Beschuldigung  und  deren  Entkräftung,  durch  Beweise 
und  Gegenbeweise  i'iberzeugt  werden:  durch  Tortur  u.  s.  w. 
\\ürden  dem  Angeklagten  sehie  Waffen  entrissen  werden,  wiirdc 
der  Richter  von  vorn  lierein  sich  für  den  Ankläger  erklären, 
also  das  schon  voraussetzen,  was  erst  der  Ankläger  durch  seine 
Anklage  beweisen  will  *♦).  —  Da  nun  dieser  Kampf  vor  dem 
Richter  vorgehen  soll,  so  muss,  >vie  sich  von  selbst  versteht, 
dieses  Verfahren  mündlich  sein;  die  Kraft  der  Ueberzeu- 
gung  liegt  in  dem  lebendigen,  ausgesprochenen  Worte.  Auch 
\ erlangt  dieses  Princip  Oeffentlichkeit:  der  Ankläger  tritt 
mit  Bestimmtheit  auf,  er  darf  also  nicht  die  OefTentliclikeit 
scheuen;  und  soll  dieser  Kampf,  da  er  von  so  wichtigem  In- 
teresse fi'ir  die  bürgerliche  Gesellschaft  ist,  vor  den  Augen 
Aller  ausgefochten  werden.  —  Anders  nach  dem  Inquisi- 
t  io  US  princip.  Hier  gehet  der  Process  von  keiner  bestimm- 
ten Anklage  aus:  es  liegt  für  sie  keine  Gewissheit  vor,  son- 
dern sie  wird  erst  gesucht,  weil  gegen  ein  Indiiiduum  ein 
^larker  Verdaclit  rege  geworden  ist,  und  es  strebt  nun  ein 
"lom  Staate  angestellter  Inquirent  von  einzelnen  vorliegenden 
Anfängen  zu  grösseren  Anhaltspunkten  aufzusteigen,  bis  er  bei 
Gewissheit  anlangt.  Zu  diesem  Zwecke  werden  viele  Ver- 
höre angestellt,  werden  die  Aussagen  des  Inculpaten  (Angeschul- 
digten) gegen  einander  gehalten,  wird  endlich  auf  Selbstgeständ- 
iilss,  als  den  äussersten  Grad  der  Gewissheit,  hingearbeitet; 
und   es   werden   al^o  liier  erst    durch  die    durch    längere   Zeit 


*)  Carmignani  delle  leggi  della  sicurezza,  bei  Mittermaier  a.  a.  O. 
S.  32. 

^^)  Diese  Voraussetzung  wäre  um  so  ungerechter,  aU  gegen  sie  die 
allgemeine  moralische  Annahme,  die  der  Angeklagte  für  sich  hat,  „Jeden 
für  gut  zu  halten,  bis  das  Gcgcntheil  erwiesen  ist''  streitet 
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sich  liinzieliciiden  Verhöre  die  Matenalicn  aufgefunden:  daher 
muss  dieses  Verfahren  schriftlich  sein.  Aber  auch  heim- 
Heb:  man  tritt  hier  noch  mit  keiner  positiven  Behauptung 
hehor;  das  öffeutlicbe  Verfahren  wäre  eine  ungemeine,  nicht 
SU  rechtfertigende  Verletzung  des  Beschuldigten.  Auch  liegt 
ea  in  der  Natur  dieser  Processform,  in  welcher  so  viel  auf  die 
Aussage  des  Inculpaten  ankommt  und  auch  das  mindeste  Mo- 
ment neue  Bestand theile  liefern  soll,  dass  die  Verhöre  Ton 
allen  äussern  Einflüssen  frei  bleiben  und  der  Beschuldigte  sich 
mit  dem  inquirirenden  Richter  allein  befinde. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  zur  Schonung  der  jedem  Indi- 
viduum zukommenden  persönlichen  Freiheit  die  Anklageform  die 
angemessenste  sei.  Hier  wird  nicht  auf  einen  Verdacht  die 
Ehre  und  Freiheit  eines  Mitgliedes  der  Gesellschaft  gefährdet, 
wird  nicht  die  Thätigk'eit  eines  Menschen  durch  längere  Zeit 
sich  hinziehende  und  im  Dunkeln  gepflogene  Verhöre  gehemmt, 
und  ihm  hierdurcli  oft  ein  unersätzlicher  Schaden  an  Ge- 
Bundhelt  und  Vermögen  zugefügt.  Es  liegt  aber  auch  im 
Auklageproccss  sowohl  für  die  Aufklärung  der  Wahrheit  als 
für  die  Integrität  der  Gerechtigkeit  eine  grosse  Garantie,  da 
der  Richter  nicht  durch  die  kalte,  leblose,  oft  Zweideutigkei- 
ten enthaltende  Schrift,  sondern  durch  das  von  der  Gottheit 
dem  Menschen  angewiesene  Mittel  der  Mittheilung,  die  Sprache, 
mit  dem  Angeklagten  (und  ^em  Ankläger)  in  Verbindung  tritt ; 
hier  ferner  der  Mienenausdruck ,  manche  unwillkürlich  sich 
kundgebenden  Empfindungen  manchen  tiefen  Einblick  thun  las- 
sen, was  durch  die  sogenannten  Geberdenprotocollc  nicht  ersetzt 
Verden  kaim ;  endlich  sich  in  der  Oeflentlichkeit  eine  Schutzwehr 
gegen  vorsätzlichen  Irrthum  des  Richters,  gegen  die  das  Licht 
■cheuende  Ungerechtigkeit  findet.  Je  höher  also  bei  einem 
Volke  die  individuelle  Freiheit  gehalten  wird,  desto  gesiclier- 
ter  ist  die  Bewahrung  des  Anklageverfahrens,  und  kommt  es 
also  vorzüglich  in  der  demokratischen  Verfassung  zur  Geltung. 
—  Hingegen  tritt  mit  der  Ausbildung  und  Vollendung  des 
monarchischen  Staates  das  Inquisitionsverfaliren  mehr  hervor. 
Da  nämlich  der  Anklageprocess  eine  bestimmte  Beschuldigung 
vonn^setzt,  luid  wo  diese  fehlt  eine  richterliche  Untersuchung 
nidit  eingeleitet  werden  kann,  so  nimmt  das  Verbrechen  die 
Gestalt  eines  Privatverbrechens,  und  die  Bestrafung  die  einer 
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Privatrache  an:  tersichtet  der  Verletzte  auf  die  Anklage,  ao 
bleibt  die  Tliat  ungestraft.  Wie  dieses  aber  dem  Gnin(ll)e< 
griffe  des  Staates  widerspricht,  und  im  Verbrechen  ein  gt'^eii 
ihn  begangenes  und  von  ihm  zu  ahndendes  Unrecht  liegt;  wurde 
schon  oben  dargethan.  Von  dem  Staatsoberhaupt  also,  dem 
die  Verpflichtung,  die  Gerechtigkeit  zu  überwachen,  obliegt, 
mnss  im  Interesse  des  Allgemeinen  die  Verfolgung  des  Ver- 
brechens ausgehen;  dieses  rauss  aufgesucht  und  erforscht  wer- 
den, und  der  Staat  durch  hierzu  bestellte  Beamte  mit  der 
Klage  auftreten,  die  natürlich  in  ihrem  Beginne  nicht  von  Ge- 
wissheit^  wie  im  Anklageprocess,  ausgehen  kaim,  sondern  sie 
erst  durch  fortgesetzte  Untersuchung  finden  will.  —  Au 
diese  Afotivirung  des  fnqnisitionsverfahrens  knüpft  sich  noch 
eine  andere.  Im  monarchischen  Staate  bilden  die  politischen 
Verbrechen  einen  ausgebreiteten  Zweig  der  Vergeliungen,  und 
ist  hier  der  Staat  selbst  der  unmittelbar  verletzte  Tlieil.  Da 
nnn  aber  in  dem  weiten  Kreise  des  durch  viele  Individuen 
gebildeten  Staatskörpers  das  politische  Verbrechen  vielfache  Ge- 
legenheit sich  zu  verbergen  findet,  und  der  den  Staat  vertre- 
tenden Gewalt  die  Allgegenwart  abgehet,  sie  also  nur  in  höchst 
seltenen  Fällen  mit  Gewissheit  hervortreten  kann,  so  muss 
sie  durch  Verfolgung  der  Spuren  des  Verbrechens  Gewiss- 
heit zu  erlangen  streben. 

In  der  mosaischen  Staatsverfassung,  die  den  bürgerlichen 
Verhältnissen  nach  eine  democratische  (republicanische)  war, 
lag  ^on  selbst  das  Anklageprincip  involvirt:  und  musste  also 
da» Gerichtsverfahren  mündlich  und  öffentlich  sein.  Aber 
wir  nehmen  auch  bei  weiterm  Eingehen  hier  ein  Crincip  wahr,  wel- 
ches in  seinen  Grundzügen  mit  dem  des  Geschwornengerichts 
bedeutende  Aehnlichkeit  hat,  so  wie  auch  m  der  That  der 
mosäiseh-talmudischeStrafprocess  sich  sehr  dem  englischen  nähert, 
in  welchem  das  Institut  der  Jury  das  vorzüglichste  Moment 
bildet  *).     Zur  genauem  Erkenntniss  wollen  wir  die  Ausgangs- 


'^)  Der  englische  Strafprocess  geht  ebenfallfl  von  dem  Principe  aus, 
dem  Angeklagten  die  Vertheidiguog  zu  eHeicbtern,  und  es  soll  der  Gericlits- 
hof  als  sein_  Vertheidiger  erscheinen.  Vgl.  Zentner,  das  Geschwornengp- 
richt  S.  196.  217,  Vor  Beginn  der  Untersudiung  vor  der  Jury  sagt  der 
GerithUsclireiber  (goaler):  Gott  gebe  euch  eine  glückliche  Befreiung (Ood 
gice  you  a  good  dcUvretnent)^  so  wie  überhaupt  Richter  und  Advocaleii 
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punkte  des  Geschwornengericlits  erforeclien  und  hierauf  auf 
die  Debereiu(»timmuDg,  die  sich  swincheii  ihm  und  dem  mosaiHch« 
tfilmudi^chen  Rechte  findet,  eingehen.  Man  unterscheidet  bei 
jedem  Straf gerichtoverfahren  zwei  wesentliche  Punkte:  die  That- 
frage  und  die  Rechtsfrage.  Jene  begreift  in  sich  die  Unter- 
suchung über  That  und  Thäter  (ob  A.  wirklich  durch  Mord 
das  Leben  verloren  ff.,  ferner  ob  der  der  Vollfiihrung  des 
Mordes  bezuchtigtc  B.  wirklich  der  Thäter  sei):  sie  hat  es 
also  Torziiglich  mit  dem  Beweise  zu  thun,  hat  zu  prüfen,  in 
wiefern  die  Aussage  der  Zeugen  oder  andere  Anzeichen  (Indi- 
cieo)  auf  That  und  Thäter  hinweisen,  "welches  Gewicht  ihnen 
bciaulegeu  sei,  welche  Qewissheit  sie  hervorbringen  u.  s.  w.  — 
Die  Rechtsfrage  hingegen  untersucht,  welche  Strafe  das  Gesetz 
tuf  das  durch  die  Lösung  der  Tliatfrage  ermittelte  Verbre- 
cheu  setzt.  Das  gewichtigere  Moment  ist,  wie  sich  bei  eini- 
gem Nachdenken  zeigt,  die  Tliatfrage;  durch  sie  soll  das  Ver- 
brechen constatirt,  soll  über  dasselbe  und  die  Beziehung  des 
Angeklagten  zu  ihm  Gewissheit  werden,  und  erst,  wenn  diese 
Grundlage  gesichert  ist,  kann  das  Gesetz  —  die  vorgeschrie- 
beae  Bestrafung   —   seine  Anwendung  finden. 

Zur  Entscheidung  der  Rechtsfrage  bedarf  es,  wenn  das 
Gesetzbuch  umfassend  ist,  und  erst  die  genaue  Bekanntschaft 
mit  Ulm  die  Befähigung  gibt  zu  unterscheiden,  unter  "welche 
Categorie  ein  Verbrechen  falle,  rechtsgelehrter  Richter :  Män- 
ner, die  der  Gesetzkunde  obliegen,  und  sich  durch  Nachden- 
ken und  genauere  Bekanntschaft  mit  dem  Gesetze  die  Fertig- 
keit es  auszulegen  und  zu  erkläi*en  erworben  haben.      Ilinge- 


faelbst  die  des  Anklägers)  den  Ängcklogten  ermahnen,  sich  zu  vertheidigen 
(vgl.  Cottu  a.  a.  O.  S.  145.  146.).  —  Bemerkeniswerth  iät,  dass  wenn  der 
rechtsgelehrlo  Richter  das  dem  Angeklagten  günstige  Urtlieil  der  Jury 
•ori^tig  findet,  dasselbe  dennoch  verbleibt,  es  sei  denn,  dass  die  Jury  auf 
eiiie  einfache  Aufforderung  des  Gerichtshofes  das  Verdict  ändern  will;  ist 
aber  das  Urtheil  der  Jury  dem  Angeklagten  ungünstig,  so  hat  der  Rich- 
ter, wenn  es  ihm  unrichtig  scheint,  das  Recht,  die  Vollziehung  aufzuschie- 
ben and  nach  vorgängiger  Berathuug  mit  den  Richtern  der  königlichen 
Gcricht*bank  (Court  of  King's  bench)  den  Fall  dem  Könige  zur  Begnadi- 
gung vorzulegen  (vgl.  die  oben  angeführten  Autoren).  Und  so  will  es  auch 
dal  taimudische  Recht:  das  Gericht  muss,  wenn  em  Grund  sich  dazu  fin- 
det, das  verdammende  Urtheil  zurücknehmen  j  kann  aber  nicht  das  absolu- 
torische  aufheben  (Synhedr,  32a). 
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gen  drangt  «ich  bei  der  Tliatfrage  die  gewichtige  Envägiiiig 
auf,  ob  nicht  hier,  wo  es  darauf  ankommt  zu  beurthellc;i,  in 
weicliem  Verliültnisec  eine  Aussage  oder  ein  Anzeiclien  zu  einem 
Vorgange  stehe  und  wvelches  Licht  es  dariiber  Tcrbrcite^  der 
gewöhnliche,  gesunde  Mensclienverstand  hinreiciiel  Diese  Frage 
wird  vorziiglich  beim  Anklageprocess  rege:  hier  liegt  eine  be- 
stimmte Anklage  vor,  die  der  Beschuldigte  zurückweist^  und 
es  soll  entschieden  werden,  welche  Partei  gewichtigere  Griinde 
darlegt  und  ob  sie  in  dem  Nichtbetheiligten  (dem  Richter) 
Ucbcrsengung  hervorbringen;  sollte  die  Ueberzcugung  nicht- 
gelehrter  Richter  nicht  competcnt  genug  sein,  da  es  doch  im 
Grunde  nicht  erst  der  Gelehrsamkeit,  sondern  nur  des  gesun- 
den, dem  aligemeinen  Menschenverstände  eignen  Urtheiles  zu 
einer  solchen  Entscheidung  bedarf  1  Ks  muss  zwar  zugestan- 
den werden y  dass  der  Einzelne,  das  Individuum  sehr  dem 
Irrthume  unterworfen  ist;  seine  Geisteskräfte  sind  häufig  in'cht 
ijmfassend  genug,  um  einander  gegenüberstehende  Gründe  nach 
ilirem  ganzen  Gehalte  zu  prüfen;  auch  vermag  der  Einzelne 
selten  seinem  Urtheile  die  vollständige  Objectivitüt  zu  geben, 
dass  er  nicht  seiner  selbst  unbewusst  von  dunklen  Kindrücken 
beherrscht  werde,  sich  von  Mitleid  oder  Abscheu  bcstocfien 
zu  dieser  oder  jener  Pnrtei  hinneige  ^  für  den  Anklüger  oder 
den  Angeklagten  sich  eingenommen  fühle.  Allein  wenn  dieses 
Urtheil  von  Vielen  zugleich  ausgesprochen  wird,  wenn  eine 
grössere  Anzahl  von  Individuen,  deren  Character  erprobt  ist 
und  denen  man  Besonnenheit  des  Urtheils  zutrauen  kann,  in 
ilirer  üeberzeugung  übereinstimmen,  so  liegt  in  dieser  Har- 
monie des  Urtheils  eine  Bürgschaft  gegen  Irrthum  und  vor- 
gefasste  Meinung. 

Auf  diese  Ansicht  gründet  sich  das  Institut  des  Geschwor- 
nengerichts  —  Jury  —  kraft  dessen  Männer  aus  dem  Volke, 
nichtgelehrte  Richter,  über  die  Thatfrage  entscheiden.  Seinen 
Namen  Geschwornengericht  hat  es  von  dem  früher  in 
Deutschland  und  England  allgemein  verbreiteten  Gebrauch,  die 
aus  dem  Volke  zu  solcher  Entscheidung  gewählten  Männer 
auf  die  redliche  Erfüllung  ihrer  Pfticht  schwören  zu  lassen*^; 


*)  Die  Beeidigung  der  Beiaiizer  oder  Schöffen  (acahiiii)  kommt  schon 
in  den  Capitularien  vor.  Vgl.  Tittoiann  a.  a.  O.  S.  66.  Die  Kideähcifer  sind 
nicht  hierher  zu  rechnen. 
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dem  Principe  nach  aber  ist  es  so  alt  wie  das  Anklageverfah- 
ren^  aus  welchem  allein  es  aucli  nur  henorgehcn  konnte.  Die 
alten  Germanen  »o  wie  Griechenland  nnd  Rom  hatten  Itichter 
aus  dem  Volke;  hei  er^tercn  nahm  die  ganze  Volksversamm- 
lung an  dem  L^rtlieile  Ai>^heii  *)^  bei  Griechen  und  Römern 
bildete  gewöhnlich  ein  Ausschuss  aus  der  Mitte  des  Volkes 
das  Geschworncngericht^  wie  es  mit  mancher  Modiücation  noch 
Iti  neueren  Staaten  üblich  ist  **).  Audi  wurde  häufig  die 
Rechtsfrage  von  der  Thatfrage  nicht  streng  gesondert^  und 
urtheilten  die  aus  dem  Volke  gewählten  Richter  über  beide 
Fragen   zugleich  ""'*), 

Das  Gescliwornengcricht  hat  wie  das  Anklage  verfahren 
das  demokratische  Princlp  zur  Basis  und  gewülirt  der  persön- 
lichen Freiheit  ungemeine  Garantie.  Die  Richter  —  Geschwor- 
neu  —  Kind  hier  nicht  von  der  Staatsgewalt  ernannt,  sondern 
^om  Volke  erwählt  und  treten  wieder  bald  in  dessen  Mitte 
zurück  7).  Sie  sind  also  unabhängig  von  dem  Einflüsse 
der  Staatsregierung  -[j) ;  auch  darf  man  sich  bei  ihnen  um  so 
mehr   der   Unparteilichkeit  versehen,    als  sie  von  der  öireutü- 


*)  Tacitua  de  moribus  Germ.  c.  11:  Si  displicuit  sententia  fremttu 
aaperngnttir;  $in  placuit  framean  concutiunt, 

**)  Ver^;!.  Feuerbach,  Betrachtungea  über  das  Geflchwornengericht 
8.  12. 

♦*♦)  Feuerbach  S.  13.  Mitlermaier  a.  a.  O.  S.  10.  Nach  Welcker 
(8taatslexicon,  Artikel  Jury  S.  38)  entschieden  in  Deutschland  hu  tief  in 
daa  18.  Jahrh.  Geschworne  über  That-  und  Rechtsfrage  zugleich. 

f)  Die  Geschwornen  werden  (ur  die  jedesmaligen  Assisen,  die  in  Eng- 
land zweimal  des  Jahres  (Cottu  S.  84),  in  Frankreich  viermal  des  Jahres 
gehalten   werden  (Zentner  S.  243)  neu  gewählt      In  England  bilden  die 
Geachworncn  ein  wahrhaftes  V^olksgcricht :    es   verfertigen  die  Constabics 
alljährlich  (zu  Michaeli»)  eine  Liste  alier  in  ihrer  Gemeinde  befindlichen, 
die  Befähigung   zu   Geschwornen   habenden  Einwohner.    (Die  Befähigung 
bestehet  in  einem  gewijtsen  Alter  und  einem  jährlichen  Einkommen  u.  s.  w.) 
Dlcae  Listen  werden  öCfentiich  ausgehängt,  dann  an  den  Oberconstablc  ge- 
«codct,  der  aus  ihnen  eine  Hauptliste  verfertigt,  aus  welcher  letzterer  der 
fiberif  eine  Anzahl  als  Geschwome  auswählt  und  sie  einberuft;  vgl.  Cottu 
8.  96  ff.    In  Frankreich  übt  die  Regierung  einen  zu  grossea  Einfluss  auf 
^am  Zusammensetzung  der  Jury,  und  sind  die  Geschwornen  häufig  Creatu- 
ICD  der  Regierung.    Zentner  S.  255  IT. 

•f-f)  Dieses  ist  von  vorzüglichster  Wichtigkeit  bei  Anklagen  über  poli- 
tfache  Verbrechen.     Vgl.  Mittermaier,  Beweis  S.  lOö. 
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dien  Meinung  ül^crwRclii  werden,  und  deren  Urthcil  ihnen  sclir 
wichtig  erscheinen  mii8A,  da  sie  nicht  standige  sondern  nur 
zeitweilige  Richter  sind,  und  die  Verachtung  ilirer  Mitbürger 
für  etwaige  ungcreclite  Urtheile  ilinen  bei  ihrem  Zunickt reten 
in  ihre  friJheren  Verhältnisse  sehr  fühlbar  sein  würde  *),  End- 
lich liegt  in  der  grossem  Anzahl  dieser  Richter  auch  eine 
Gewähr  für  die  Richtigkeit  ihres  Ausspruchs;  das  Geschwor- 
uengericht  besteht  nämlich  gewöhnlich  aus  zwölf  MitgliedcrMi 
die  entweder  Alle  (wie  in  England)  oder  von  denen  aclit  (wie 
in  Frankreich)  in  dem  Verdammungsurtheile  übereinstimmen 
müssen  **).  Wesentliche  Mcrkm^nlc  des  Geschwornengerichts 
sind:  1)  Gegen  das  Urtheii  der  Gcschwornen  findet  keine  Ap- 
pellation statt;  denn  da  die  Gescliwornen  den  allgemeinen  ge- 
sunden Menschenverstand  reprasentiren  ^  an  wen  soll  nun  wei- 
ler  appellirt  werden*?  ♦♦♦)  2)  Die  Gcschwornen ' geben  keinen 
Gnmd  für  ihr  Urtheil  ab,  denn  sie  sprechen  nach  ihrer  iunern 
Ueberzeugung,  nach  dem  Kindrucke,  den  die  Anklage  und  die 
Beweismittel,  so  wie  die  Vertlieidigimg,  auf  sie  gemacht.  3)  Die 
Gescliwornen  sind  an  keine  Beweistheorie  gebunden,  d.  i.  es 
linden  hier  nicht  Regeln  statt,  welche  Beweise  als  überzeugend 
(vollständig  2  classisch)  gelten  und  welche  als  ungenügend  zu 
betrachten  sind:  die  Ueberzcugung  der  Gcschwornen  muss  hier- 
über   entscheiden  f  )•    —    Es    hat    aber  aus   diesen  Merkmalen 


*)  Dieser  Grund  icheint  aber  ziemlidi  ongenugcnd,  da  hier,  wie  ron 
den  Gegnern  geltend  gemacht  wird,  die  Einschüchterung,  die  gerade  in  der 
OefTentlichkeit  liegt,  zu  >fvenig  berücksichtigt  ist,  und  dass,  wenn  die  ofTent- 
liehe  Meinung  sich  für  oder  gegen  den  Angeklagten  ausgesprochen  hat,  s\e 
auf  das  freie  Urtheil  des  Geschwomcn,  der  eben,  weil  er  wieder  bald 
in  sein  früheres  Yerhättniss  zurücktritt,  eher  auf  sie  zu  hören  geneigt  ist, 
hemmend  einwirkt. 

*♦)  Mittermaier  S.  101,  107.  —  Eine  andere  Garantie  liegt  in  dem 
Recosatlonsrecbte :  der  Angeklagte  so  wie  der  Kläger  kann  nämlich  die 
gegenwärtigen  Gesdiwomen  bis  auf  eine  gewisse  Anzahl  zurückweisen, 
wenn  er  irgend  eine  Parteilichkeit  aus  Feindschaft  gegen  sich  ron  ihnen 
fürchtet.     Cottu  S.  148  ff.  Mittermaier  S.  108. 

♦♦♦)  Nur  wenn  eine  Partei  meint,  dass  die  Jury  die  Formen  verletzt, 
so  kann  sie  auf  Cassation  des  Urtbeils  antragen:  und  kommt  dann  der 
Recbtsfalt  vor  eine  andere  Jury. 

f )  Doch  hat  die  Jury  manche  durch  Gewohnheit  geheiligte  Regeln  für 
den  Beweis;  in  England  sind  sie  im  common  law  begründet,  in  Frankreich 
hat  der  Code  d'lmiruction  manche  derartige,  wenn  auch  unvollständige  Vor- 
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selbst  das  Gesell wornengericht  die  stärksten  Anreclitun^en  ge- 
funden, und  wurden  viele  Zweifel  gegen  die  Ueclitmässigkeil 
seines  Urllieils  erhoben.  Das  Urllieil,  wurde  vor  Allem  ein- 
gewendet, gehe  inelir  aus  dunklen  Begriffen,  aus  einem  Instincie 
gleichsam  hervor  *)  und  nicht  ans  klarer  Ueberzeugung,  da 
die  Geschwornen  von  dieser  Hcbersengung  keine  Rechenschaft 
ablegen  und  sie  nicht  abzulegen  wissen.  Und  wie  kann  über- 
haupt durch  einen  seiner  ]\atur  nach  einseitigen  Eindruck  das 
Urtheil  begründet  werden?  Es  können  die  Geschwornen,  wenn 
viele  Zeugen  in  einem  Processe  auftreten  und  verschiedenar- 
tige Ueweise  zusammenkommen,  die  zlussagen  und  die  angege- 
benen Umstände  nicht  ganz  auffassen,  noch  die  Einzcinheiten 
so  genau  zusammenlialten,  dass  sie  ihnen  gegenwärtig  seien 
und  sie  nicht  von  einigen  hervorragenden  Umständen,  die  gerade 
in  ihrem  Gedächtnisse  auftauchen,  sich  bestimmen  lassen  und 
diesem  Eindrucke  sich  hingeben;  es  gehet  ihnen  ferner,  da 
sie  nicht  ständige  und  rechtsgelehrte  Richter  sind,  sowohl  die 
Erfahrung  als  die  vorbereitende  Tlieorie  ab,  nm  wesentlichen 
Beweis  von  unwesentlichem  lu  scheiden,  den  Schein  von  Wahr- 
heit zu  trennen,  dem  augenblicklichen  Einflüsse  zu  widerste- 
hen n.  s.  w.  '*'*).  Was  nun  den  ersten  Einwurf  anbelangt,  so 
wird  entgegengehalten,  dass  d^r  Geschworne  sein  Urtheil  auf 
eine  Summe  von  WahrscheinlicMeiten  giündet,  von  deren  jeder 
einzelnen  er  sieh  nicht  Rechenschaft  abzulegen  weiss  und  die 
auch  einzeln  für  sich  betrachtet  nicht  Ueberzeugung  verscltafr 
feu;  aber  sie  bringen  in  ihrer  Gesammtheit  in  dem  Ge- 
schwornen Gewissheit  hervor,  eine  Evidenz,  die  auf  einer  festenV 
ionern,  moralischen  Ueberzeugung  beruht  ***),  Man  wendet 
zwar  audi  hiergegen  ein,    dass   selbst  die   lebendigste  iimere 

ftchriften.  Vgl.  Mitlcroialer,  Beweis  S.  39.  HO.  uod  deAieo  StrafverfBli- 
ren  1.  Tbl.  S.  99. 

*)  Eh  berufen  «ich  auch  wirklich  mehrere  englische  und  franzosifche 
Anpreiser  des  GeBchwomengerichts  aaf  einen  Wahrheitsinstinct;  aber 
mit  Recht  wendet  Feuerbach  a.  a.  O.  ein,  ein  Instinct  sei  nur  wollend 
und  begehrend,  aber  nicht  erkennend. 

****)  Die  ausführlichen  Gründe  gegen  das  Geschwornengericht  vgl.  bei 
Feaerbach  a.  a.  O ,  Bischof  in  seiner  Schrift,  Fonk  und  Hamacher  l.  Tbl« 
V.  A.  —  Vertheidiger  des  Geschwornengerichts:  Mittermaier,  Zentner, 
WeJcker  a.  a.  O.  u.  A. 

♦♦♦)  Vgl.  Canard  bei  Feuerbach  S.  129. 
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Uebcrzeugtin^  keine  Rurgschaft  für  Wahrheit  und  Riclitigkcit 
fst'i');  aber  es  wurde  hier^  wie  %yfr  glauben,  ein  anderes  nocli 
gewichtiges  Moment  übersehen:  die  Uebercinstimniuifg 
vieler  Personen  In  dieser  innern  Ueberzeiigung.  In  einer 
solchen  Uebereinstimmung  liegt  eine  an  Evidenz  grenzende 
Gewissheit:  und  vermögen  menschliche  Kräfte,  wenn  nicht  wie 
in  der  Mathematik  von  abstracten  Begriffen  ausgegangen  wird, 
mehr  als  solche  Gewissheit  dort,  wo  nicht  unmittelbare  sinn- 
liche Wahrnehmungen  vorliegen,  zu  ermitteln?  Tfat  denn  je 
der  rechtsgelehrte  Richter,  wenn  er  nicht  selbst  Augen- 
zeuge war  (was  in  den  seltensten  Fällen)  volle  E>idcnz,  und 
muss  er  sich  nicht  auch  mit  an  Evidenz  annähernder  Gewiss- 
heit beruhigen  **)?  —  Audi  die  Behauptung,  dass  den  (le- 
•«chwornen  die  Klarheit  über  die  vorgebrachten  Beweise,  Um- 
stände u.  s.  w.  abgehe,  ist  mindestens  In  ihrer  Allgemeinheit 
nicht  ganz  richtig.  Es  liegt  vor  Allem  in  dem  Totalcindrucke, 
den  die  Verhandlungen  auf  den  Geschwornen  machen,  die  vor- 
siiglichste  Grundlage  seines  Urthells,  und  auf  sie  basirt  sich 
die  innere  üeberzeugung***;.  Der  Geschworne  selbst  kann  ferner 
bei  den  Verhandlungen  Fragen  an  den  Zeugen  richten,  nach  genauer 
Auskunft  forschen,  Manches  schriftlich  anmerken ;  der  Präsident 
des  Gerichtshofes  resumirt  die  ganze  Verhandlung  mit  allen  erör- 
terten Umständen  und  Aussagen,  und  wenn  die  Geschwornen 
sich  hierauf  zurückziehen,  so  discutiren  sie  selbst  unter  einan- 
der über  den  vorliegenden  Fall  und  rufen  sich  also  gegensei- 
tig das  Nähere  und  Einzelne  zuri\ck.  Scheinen  übrigens  noch 
immer  die  von  vielen  Schriftstellern  und  Rechtsgelehrten  ge- 
theilten  Bedenken  nicht  ganz  beseitigt  f),  so  dürften  wenigstens 
fiir  den  reinen  Anklageprocess,  wie  ihn  das  Alterthum  kannte, 
diese  Einwendungen  sehr  an  ihrem  Gewichte  verlieren.  Im 
reinen  Anklageprocess  wird  nicht  nach  materieller  Wahr- 
heit d.  i.  nach  der  Constatirung  der  That  und  des  Thäters 
durch  äussere  Beweise,  durch  vom  Richter  aufgesuchte  Beweis- 


*)  Feuerbach  a.  a.  O.  S.  135.  r 

**}  Canard  hat  diesen  Schritt  weiter  (die  Rücksicht  auf  die  Ueber- 
einstimmung) nicht  gethan  und  bleibt  blos  bei  dem  einzelnen  Geschwornen 
stehen^  daher  ihn  l^euerbach  (wie  oben)  mit  Recht  widerlegt. 

***)  Vgl.  Canard  a.  a,  O. 

t)  Vgl.  die  früher  bemerkten  Autoren. 
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mittel  geforscht,  sondern  es  wird  allein  an  der  formellen, 
moralischen  Wahrheit  gehalten,  an  dem  Eindrucke,  den  die 
gegenn artige  Verhandlung  auf  die  Richter  piacht.  Daher  kennt 
das  Alterthum  nicht  den  Beweis  durch  ricliterliclien  Augen- 
schein, durch  Sachverständige  u.  s.  w.;  sondern  bleibt  lediglich 
hei  den  ron  den  Parteien  vorgebrachten  Behauptungen  und 
Beweisen  stehen  '*').  'liier  findet  also  keine  Complication  der 
Beweismittel  statt,  und  wird  die  Ucbersicht  durch  deren  An- 
häufung nicht  erschwert:  es  verliert  daher  der  Eindruck  nichts 
an  der   nöthigen  Klarheit. 

Es  darf  aber  auch  von  der  andern  Seite  nicht  übersehen  wer- 
den,  dass  das  Inquisitioiisverfahren  manche  der  an  dem  obigen  Ver- 
fahren geriigten  Gebrechen  theilt,  und  ihm  die  Klarheit  in  einem 
noch  bedauerlichem  Grade  abgeht.  Dem  Inquirenten  liegt  die  Auf- 
gabe ob,  die  Schuld  zu  ermitteln,  die  Beweise  dafür  herbeizuschaf- 
fen, den  Spuren  des  Verbrechens  nachzugehen,  in  der  Aus- 
sage des  Beschuldigten  fernere  Materialien  aufzusuchen;  er 
ermittelt  also  die  Thatsacho,  und  es  entscheidet  dann  ein 
anderer  Richter  —  das  Criminalcollegium  — ,  inwiefern  der 
Beweis  aufgefunden  sei.  Es  wurde  schon  oben  bemerkt,  wie 
dem  entscheidenden  Uicliter  Vieles  und  Wesentliclics  verloren 
gehet,  da  er  nicht  nach  eigner  Wahrnehmung  urtheilt,  son- 
dern durch  Anderer  Augen  sieht  und  durch  die  kalte  leblose 
Schrift  hört.  Aber  noch  unsicherer  sclieint  die  Erforschung 
und  Herstellung  der  Thatsache  durch  den  Inquirenten.  Dieser 
hat  eine  doppelte  Verpflichtung:  er  muss  Alles,  was  auf  That 
und  Thäter  hinweist,  sorgfältig  verfolgen ;  aber  er  soll  zugleich 
mit  Eifer  jedem  Anzeichen  der  Schuldlosigkeit  des  Incrimi- 
flirten  nachgehen,  alle  sich  zu  dessen  Gunsten  irgend  darbie- 
tenden Beweiae  aufsuchen:  und  vereinigt  also  der  Inquireut  in 
sich  das  Amt  des  Anklägers  und  Vertheidigers  zugleich. 
Eine  solche  Objectivität  wird  aber,  da  eine  Thätigkeit  nach 
zwei  Seiten  verlangt  wird,  und  der  Richter  nicht  i'ibcr  den 
Parteien  steht,    sondern  selbst  zwei  Parteien  bildet,  in 


*)  Der  reine  ADklageprocesSy  wie  er  oben  im  Texte  bezeichnet  ist, 
fand  nar  im  Alterthum  sUtt;  selbst  das  englische  Strafverfahren  führt  nicKt 
Mehr  das  Princip  ganz  durch  und  hat  manche  Beimiichung  vom  laqoisi- 
tiensprocesse.  Vgl.  Mittermaier  S.  37. 
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den  meisten  Fallen  vergebens  gcsuelit  werden;  und  liegen 
vollends  manche  scheinbar  gegriindetc  Andeutungen  gegen  den 
Beschuldigten  vor,  so  wird  dieses  Gleichgewicht  der  Geistes- 
thätigkeit  gestört:  es  wiegt  dann  zum  Nachtheile  des  Inculpa- 
tcn  jene  andere  Uichtung  vor,  die  dessen  Widerstand  nicht 
gehörig  wiirdigt,  sie  als  Halsstarrigkeit  ansieht,  und  Selbstge* 
standniss,  das  (wie  oben)  im  Inquisitionsprocesse  als  die  äusserste 
Gewissheit  crxielt  wird,  häufig  durch  ungercchie  Mittel  (Fol- 
ter, körperliche  Bestrafung,  Entziehung  der  Nahrung  IT.)  be- 
werkstelligen will.  Und  dieser  Missbrauch  wird  durch  das 
heimliche  Verfahren  —  die  natürliche  Folge  des^nquisiti- 
onsprocesses  —  noch  mehr  befördert;  und  wie  viele  andere 
Nachtheile  entspringen  noch  liberdiess  aus  dieser  Heimlichkeit! 
Der  Angeschuldigte  kennt  nicht  seine  Angeber  (und  die  Denun- 
ciation  schleicht  doch  mit  ihrem  Lügengewebe  gern  im  Fin- 
Stern!),  er  kennt  nicht  die  Anschuldigungszeugen  und  es  bleibt 
daher  seine  Vertheidigung  mangelhaft  u.  s.  w.  *).  Zwar  wird 
die  Nothwendigkeit  des  Inquisitionsverfahrens  aus  der  Verpflich- 
tung des  Staates  das  Verbrechen  zu  erforschen  und  zu  be- 
strafen abgeleitet;  und  kann  solches  nicht  von  der  Privatklage 
abhängig  gemacht  werden.  Allein  wird  durch  eine  weise 
Staatser^iehung  dahin  gewirkt,  dass  die  Bürger  von, dem  Geiste 
der  Gesetze  und  ihrer  Trefflichkeit  durchdrungen,  in  ihnen 
die  Schutzwehr  der  FVeiheit  uiid  des  Bestehens  der  Gesell- 
schaft erblicken,  und  deren  Verletzung  als  eine  Beeinträchti- 
gung des  theuersten  Gutes  ansehen,  dann  erstehet  dem  Ver- 
brechen in  jedem  Bürger  ein  Anklager,  erblickt  Jedermann  in 
dem  %^ft\\  das  Gesetz  begangenen  Unrecht  ein  Unrecht  gegoii 
sich  selbst:  und  schweigt  auch  Jener,  den  die  Folgen  des 
Verbrechens  zunächst  trafen,  so  kommen  Andere  der  Verpflich- 
tutag  nach,  es  der  gerechten  Strafe  zu  überliefern.  Von  die- 
sem Gesichtspunkte  ausgehend  hielten  mehrere  alte  Gesetzge- 
bungen Jedermann  zur  Angabe  des  Verbrechens  verpflichtet  '^^), 


*)  Sehr  scharf  bezeichnet  Feuerbach  selbst  a.  a.  O.,  S.  37  ff ,  und  In 
,  seinen  Betrachtungen  über  Oeifentlichkeit  und  Mündlichkeit  1.  Thi.,  S.  147, 
die  Nachtheile  des  Inqubitionsverfahrens. 

^*)  ^gl-  Filangieri,  System  der  Gesetzgebung  (deutsche  Übersetzung, 
Aospach  1786)  3.  Tbl.  S.  13.  14. 
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lind  ficlieint  noch  das  lienügc  englische  Strafgcricliisrerfaliron, 
das  nicht  von  Staats  wegen  dem  Verbrechen  nachforscht  *)^  die- 
sen  Gesichtspunkt  festzuhalten  **). 

Wir  gehen    nun  auf  den  mosaisch-talmudischen  Strafpro- 
CQSS   zurück    und    gewahren  hier  allenthalben   die  Anktageform. 
Hie  Schrift    iässt  den  Ankläger   entweder    in    der  Person    des 
Verletzten   (wie  Deuteron.  22^   13.)  oder  in   den   Zeugen  (und 
dieses  am  häufigsten)  ***)  auftreten^    und  muss   also  eine   be- 
stimmte Beschuldigung  vorgebracht  werden:  daa  Gericht  sucht 
i^eder  das  Verbrechen   auf,  noch   hält  es  sicli  an  einen    Ver- 
dacht, um  den  Verdächtigen  zur  Inquirirung  zu  zielten.      Dass 
nicht  die  Idee  der  Privatrache   und    dass  das   Verbrechen   nur 
ein  Unrecht  gegen   den  Verletzten  sei   diesem  Verhältnisse  sein 
Elitstehen  gegeben,  geliet  schon  aus  der  Stellung,  den,  wie  wir 
oben  erkannt,  der  Mord  im  mosaischen  Rechte  einnimmt,  her- 
vor,   und    wiirde   überhaupt    eine    solche  Idee    der  Natur    des 
mosaischen  Strafrechts  widersprechen.      Dieses  bezeichnet  näm- 
lich viele  Handlungen  als  Capilalverbrechen,  die  nichts  mit  der 
Verletzung  eines  Nebenmenschen,    eines    gewissen    Individuums 
gemein   haben:  so  die  Sabbatentweihung,  Sodomie,   Dintsriiandc 
\u  a.      Und  auch  hier,  wo  nicht  Privatrachf^  zur  Anklage  treibt, 
werden  nicht  vom  Gerichte  (oder  einem   öffentlichen  Ankläger) 
die  Spuren    aufgesucht,    und  wird   nicht  die  Erforschung  ein- 
geleitet:   wer   tritt    also    hier  als  Ankläger  auf?  —     Aber  es 
fühlte  Jedermann  durch  die   Elirfurcht  vor  dem  Gesetze,    die 


♦)  Cottu  S.  144.   Mittermnier  S.  37. 

**)  In  manchen  neueren  auf  das  Accusationsprliicip  basirten  CriminHl- 
geaetzgebangen  leitet  ein  hterza  vom  Staate  verordneter  Ankläger  (Staatn- 
anwalt)  die  Erforschung  des  Verbrechens  und  des  Thäters  ein,  stellt  die 
Anklage  nnd  nimmt  die  Anzeige  über  begangene  Verbrechen  entgegen.  Oh 
der  Angeklagte  wirklich  in  den  Anklagestand  zu  versetzen  sei  entscheidet 
eio  CriminalcoUegium  (in  Frankreich  die  „Anklagekammer,''  welche 
aas  f&nf  Richtern  bei  geheimer  Sitzung  bestehet,  also  auch  hier  im  Nach- 
theil gegen  England,  wo  eine  Jury  [die  s.  g.  Grand  Jury]  über  die 
Veraetzong  in  den  Anklagestand  entscheidet  i  vgl.  Cottu  S.  138.  144.  203). 
Der  Process  (Thatfrage)  kommt  hierauf  vor  die  Jury  (in  England  vor  die 
kleine  [petty]  Jury);  and  sind  also  hier  durchgehonds  fnquircnt  nnd  Ver- 
tbeidig<*r  von  einander  getrennt. 

*♦*)  Die  Schrift  erwähnt  selten  eines  Anklägers,  sondern  hat  grGssten- 
tbelU  },aaf  die  Amissa ge  zweier  Zeugen  soll  iT." 

6* 
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nach  dem  ganzen  Characier  dec  mosaischen  Gesetzgebung  als 
einer  götllichen  in  der  Brust  eines  jeden  Bürgers  tiefe  Wur- 
zehi  schlagen  musste,  sich  zur  Anklage  verpflichtet,  und  er- 
blickte in  dem  Verbrechen  eine  Verletzung  *).  —  Eine  wei- 
tere Consequenz  des  Anklageprincips  im  mosaischen  Rechte  ist, 
dass  die  Aellesten  das  Gericht  ausmachten,  also  eine  Jury  nach 
heutigen  Begriffen  bildeten;  nur  entschieden  sie  nach  der  Ein- 
fachheit des  Gesetzes  über  That-  und  Rechtsfrage  zugleich. 
In  der  späteren  Zeit,  als  das  Gesetz  schon  weitere  Entwicke- 
lung  erfahren  und  manche  neue  Bestimmung  aufgenommen 
haben  mochte,  treten  die  Leviten  auf;  sie  standen  wahrschein- 
lich als  rechtsgelehrte  Richter  den  Volksgerichten  zur  Seite  **). 

—  Es  findet  ferner  dem  eigentlichen  Charakter  des  Geschwor- 
nengerichts  gemäss  keine  Appellation  im  mosaischen  Rechte 
statt,  und  wird  über  manche  dem  heutigen  Gerichtsverfahren 
fremde   Erscheinung  hierdurch   Aufschiuss  ***). 

Noch  deutlicher  tritt  das  Anklageprincip  im  talmudischen 
Rechte  hervor:  der  Process  wird  allgemein  als  durch  Zeugen 

—  Ankläger  —  eingeleitet  dargestellt  Hingegen"  scheint  an 
scharfer  Consequenz  hier  Manches    verloren:    das    talmudische 

Recht  hat  kein  Geschwornengericht,  sondern  es  tritt  ein  Ge- 
richtshof von  drei  und  zwanzig  Richtern  an  dessen  Stelle,  der 
mündlich  und  öffentlich  verhandelt.  Man  könnte  diese  Form 
eine    aus    dem    Anklage-  und    Inquisitionsverfahren    gemischte 


*)  Bei  der  Beschuldigung,  dass  eine  ganze  Stadt  oder  ein  Individuum 
sich  dem  Götzendienste  ergeben  (Deuteron.  13,  13  ff.,  17»  3  ff*) 9  scheint 
zwar  dem  Gerichte  die  Erforschung  zur  Pflicht  gemacht  (vgl.  13,  15. 
17,  4):  allein  auch  dort  ist  es  nicht  die  Aufsuchung  des  Verbrechens,  wird 
nicht  der  Beschuldigte  zum  Verhöre  gezogen ,  um  aus  seinen  Aussagen 
gegen  ihn  eine  Anzeige  zu  finden,  sondern  es  wird  die  Erforschung  in  dem 
Sinne  anempfohlen,  dass  die  Richter  die  möglichste  Gewissheit  sich  ver- 
schaffen sollen,  worauf  17,  4  hinweist r  „auf  die  Aussage  zweier  Zeugen 
soll  der  Schuldige  umgebracht  werden  und  nicht  auf  die  eines  Zeugen  ff  *^  Bs 
bilden  also  auch  hier  wie  überall  nur  Zeugen  den  Beweis,  und  wird  nur 
durch  sie  „die  Wahrheit  der  Sache'*  (V.  4.  das.)  erkannt. 

**)  Ob  sie  ausschliesslich  über  die  Rechtsfrage  entschieden,  oder 
überhaupt  den  Gerichten  berathend  an  die  Hand  gingen,  ist  bei  den  spär- 
lichen Nachrichten  nicht  za  erörtern. 

***)  So  befonders,  wie  weiter  dargethan  werden  wird,  über^den 
Beweis. 
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Processform,  wie  sie  in  manchen  Staaten  vorkommt*)^  nen- 
nen; nur  entscheiden  hier  in  mündlicher  Verhandlung  alle  Rich- 
ter iiber  That-  und  Rechtafrage  zugleich  ^^).  Doch  zeigt  sich 
bei  tieferm  Forschen ,  dass  diese  jüdischen  Gerichtsliöfe  den 
meisten  Grundbedingungen  des  Geschwomengerichts  entsprachen, 
und  sich  in  ihnen  aliein  nach  den  Umständen,  die  die  Zeit 
ihres  Bestehens  begleiteten,  die  hinlängliche  Sicherheit  für  die 
Individuelle  bürgerliche  Freiheit  darbot.  Es  hatte  sich  näm- 
lich unter  den  flasmonäern  die  frühere  republicanische  Staats« 
form  in  eine  monarchische  Umgewandelt;  und  übten  manclie 
Fürsten,  wie  Alexander  Januai,  Herodes,  einen  grenzenlosen 
Despotismus.  Wie  schwach  das  Institut  des  Geschwomenge- 
richts einer  derartigen  Herrschergewalt  gegenüber  sei,  wie  seine 
Grundform  durch  sie  zerstört  und  es  auf  einen  leeren  Namen 
reducirt  werde,  zeigt  —  um  von  den  letzten  Zeiten  Roms  zu 
schwelgen  —  die  Veränderung,  die  die  Jinry  in  Frankreich  im 
Jahre  1808  erlitt,  und  durch  welche  sie  nicht  nur  i^iel  von 
Ihrer  ursprünglichen  Gestalt  verlor,  sondern  zu  einem  Werk- 
zeuge des  Absolutismus  herabgewürdigt  wurde  ***).  Und  die 
franzosische  Jury  war  durch  die  Staatsverfassung  (von  1793) 
gesichert;,  wie  konnte  sie  nun  erst  dort,  wo  kein  Grundgesetz 
ihr  Bestehen  aussprach,  von  einem  Despoten  umgangen  und 
endlich  ganz  aufgehoben  werden!  Hingegen  war  das  Ansehen 
des  Synhedriums  eben  so  unantastbar  wie  das  der  Herrsclier. 
Das  Synhedrium  bildete  eine  von  den  Monarchen  unabhängige 
Staatsgewalt,  die  denselben  das  Gleichgewiclit  hielt.  Die  pein- 
liche Gerichtsbarkeit  des  Synhedriums  war  also  ein  Damm  gegen 
ungerechte  EiugrifTe;  und  da  es  Zur  Aufnahme  in  dieses  Col- 
legium  weder  der  Bestätigung  der  Fürsten  bedurfte,  noch  deren 


^  Vgl.  Mittermaier  S.  40  fl. 

**)  Nach  dem  baierschen  Gesetzentwurf  von  1831  enificheideu  aus 
dem  Collegium  von  neun  angestellten  (recbtsgelehrten)  Richtern  fünf  übei* 
dia  That-,  vier  über  die  Rechtsfrage..  Die  Einwürfe  hiergegen  vgl.  Mit- 
tennaier  S.  96  ff. 

***)  So  ist  das  Inslructionsverfahren  (die  Voruntersachung),  die  ein 
TOB  Staate  angestellter  Richter  leitet,  geheim  und  schriftlich.  Ebenso  das 
Verfahren  der  Änklagekammer,  die  ebenfalls  aus  angestellten  Richtern 
beatehi.  Ferner  hängt  die  Zusammensetzung  der  Geschworneuliste  sehr 
TOD  der  Regierung  ab;  vgl.  Coltu  S.  203.  Zentner  a.  a.  O. 
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Gunst  oder  Ungunst  irgend  einen  Einfluss  auf  die  amtliche 
Stellung  der  Synhedrialmitglieder  äusserte,  so  waren  diese  Ge- 
richtshöfe echte  Volksgericlite  und  kam  ihnen  das  unbedingteste 
Vertrauen  entgegen.  Und  liegt  docli  liierhi  gerade  der  bedeu- 
tendste Vorzug  des  Geschworueugerichts,  dass  in  ihm  die 
Richter  nicht  von  Uiicksichten  gegen  Vorgesetzte  und  llöliere 
geleitet  werden,  dass  das  Volk  sich  bei  ihrer  Entscheidung 
beruhigt  und  überhaupt  die  öffentliche  Meinung  sich  für  sie 
ausspricht  *),  —  Ein  anderer  oben  erwähnter  Vorzug  des  Ge- 
schwornengerichts ,  die  grössere  Anzahl  der  Richtenden,  fand 
sich  hier  in  noch  grösserem  Masse  als  in  der  Jury  der  Neu- 
zeit. Diese  bestellt  gewöhnlich  aus  zwölf  Mitgliedern ;  das 
Synhedrium  hatte  deren  drei  und  zwanzig,  wovon  bei  einem 
Verdammungsurtlieil  Meuigstens  dreizehn  übereinstimmen 
mussteu  **).  Endlich  leitete  die  unmittelbare  mündliche  Ver- 
handlung mit  dem  Ankläger  Und  Angeklagten,  so  wie  die  Dis- 
cussion  von  drei  und  zwanzig  Richtern  zur  genauesten 
Erwägung  und  Einsicht  über  die  That-  und  Rechtsfrage:  uud 
trat   also    die  innere  Ueberzeuguu^  hier  zum  klaren,  lebendi- 


*)  Daher  kennt  auch  nicht  das  talniudische  Strafverfahren  das  Rccu- 
sationsrecht;  man  vertraute  diesen  Richtern,  da  sie  der  Staatsgewalt  ge> 
geniiber  standen ,  vollständig.  Selbst  in  England ,  wo  dieses  Recht  als 
Bollwerk  für  die  persönlich«  Freiheit  hingestellt  ist,  soll,  weil  die  Gescliwor- 
nenliste  mit  grosser  Vorsicht  entworfen  wird  und  also  nur  die  erprobte- 
sten Männer  als  Geschworne  erscheinen,  die  Recusation  selten  sein,  hn 
Obei  hause,  wo  über  die  Pairs  in  Criminalsachen  gerichtet  wird,  fnidet  eine 
Recusation  gar  nicht  statt.   Cottu  S.  151.  231  ff. 

*^)  Hierdurch  ist  also  sowohl  der  an  der  englischen  Jury  so  häufig 
gerügten  Alangelhafligkcit ,  dass  alle  Glieder  im  Verdammungsurtheile 
übereinstimmen  müssen,  als  der  Veranlassung  zu  diesem  Gesetze  vorbeugt. 
L>ie  argemeine  Uebereinstimmung  ist  bei  einem  CoUegium  selten  zu  finden; 
und  wie  soll  also,  wenn  nur  eine  Stimme  widerspricht,  das  Urtheil  der 
andern  Mitglieder  ungültig  sein?  Allein  da  die  englische  Verfassung  für 
den  Schutz  des  hidividuums  so  grosse  Sorge  trägt,  so  wurde,  da  die  An- 
zahl der  Richter  sich  auf  zwölf  beschräiikt ,  auf  der  andern  Seite  zur 
Sicherheit  des  Angeklagten  die  Uebereinstimmung  verlangt.  Das  talmudi- 
sche Recht  hat  eine  grosse  Anzahl  Richter,  drei  und  zwanzig  (der  Grund 
für  diese  Zahl  wird  Synhcdr.  2a.  angegeben,  scheint  aber  mehr  historischer 
Natur  zu  sein) :  daher  bedarf  es  keiner  allgemeinen  Uebereinstimmung,  son- 
dern genügt  die  Majorität  von  drei  (eigentlich  zwei)  Stimmen. 


87 

^en  Bewusstscin  iiher ''').  Eine  Appellation  fand  aiicli  hier 
nicht  statt;  denn  obsclion  recht^gelchrte  Richter  sprachen^  und 
nicht  der  allgemeine,  gesunde  iVlenschenTer^tand  allein  aondeni 
auch  die  Wissenschaft  repräsentirt  wurde,  so  hob  sclion  das 
mündliche  Verfahren,  bei  welchem  die  Reden  und  Gegenreden 
der  Parteien  nicht  protocollirt  wurden,  die  Appellation  auf,  da 
der  obern  Behörde  die  Unterlagen  zur  Revision  des  Processes 
fehlen  mussten^^);  auch  mochte  bei  einem  so  zahlreich  be- 
setzten Tribunal  und  wo,  was  nur  irgend  zu  Gunsten  des  Au- 
geklagten spracli,  herrorgesucht  wurde  ***)^  eine  Revision  und 
Prüfung  des  Urtlieils  von  Seiten  der  obern  Behörde  (und  die- 
ses ist  der  Z>»eck  der  Appellation)  überflüssig  erscheinen.  — 
Nur  in  einem  wesentlichen  Punkte  weichen  diese  Gerichtshöfe 
von  dem  Geschwornengerichte  ab:  es  bildete  sich  eine  gesetz- 
liche Beweistheorie,  die  an  die  mosaische  Vorschrift  anknüpfte, 
und  wurde  also  der  Ausspruch  der  innern  Ueberzeugung  sehr 
bescinrankt  f) ;  doch  scheint  man  zur  Zeit  der  Ausübung  der 
peinlidien  Gerichtsbarkeit  die  spateren  engen  Grenzen  der 
Theorie  noch  nicht  gekannt  zu  haben  und  behauptete  die 
Praxis  manche  freiere  Bewegliclikelt  f -]*). 


*)  Da  das  talmudlsclie  Recht  da«  Anklageverfall ren  strenge  beibehält, 
and  in  dem  Synhedriuin  die  eigentlichste  Garantie  g<>g6n  monarchische  ESin- 
flujwe  bot,  so  fallen  die  Einwürfe  weg,  die  man  gev^ohnlich  über  die  Ent- 
scheidung der  That-  und  Rechtsfrage  durch  rechtsgclehrte  Richter  oder 
durch  eine  Theilung  des  Collegiums  (wie  im  bairischen  Entwürfe)  erhebt. 

**)  Es  wird  noch  jetzt  von  vielen  rechtsgelehrten  Schriftstellern  an- 
genommen, dass  nach  dem  Anklageverfahren  eiue  Appellation  nicht  statt- 
finden kann.  Vgl.  jedoch  dagegen  Mittermaier  lui  neuen  Arcliiv  des  Cri- 
minalrecbts  1843,  1.  Stück. 

***^  Man  kann  in  dieser  Hinsicht  auf  das  talmudische  peinliche  Ge- 
richtsverfahren die  treffenden  Worte  Feucrbach^s  über  die  englische  Cri- 
rainalgerichtÄVcrfassung  anwenden :  „es  ist  ihr  Zweck  and  Geist ,  das 
Schwert  der  Gerechtigkeit  i^o  fest  in  seine  Scheide  zu  klemmen,  dass  es 
nur  mit  grösster  Mühe  selbst  gegen  den  Schuldigen  gezogen  werden  kann.*' 

f )  Zwar  scheint  überhaupt  bei  einem  Tribunal  rechtsgelehrter  Richter 
eine  gesetzliche  Beweistheorie  unerlässHch  (vgl.  Mittermaier  S.  120  (f.); 
allein  nach  der-  im  Texte  nachgewiesenen  Gestaltung  und  dem  Standpunkte 
de«  Synhedr.  fallen  bei  genauer  Prüfung  die  meisten  (das.)  angeführten 
Grflnde  für  eine  solche  Notliwendlgkeit  weg. 

ff)  Hierüber  weiter  das  Ausführliche.  Zu  merken  ist  übrigens,  dass 
auch  der  englische  Gcschwibrnc  sich  streng  hält  an  das  commoft  fair ,  das  Rc* 
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Wir  erwähnen  mm  noch  Manches  über  das  Civil^erichis- 
▼erfahren,  wobei  ebenfalls  die  Miindlichkeit  den  ITauptfactor 
bildet,  an  den  Oeifcntlichkeit  und  Volksthiimlichkeit  sich  rei- 
het: und  hierdurch  die  Vortheile  einer  baldigen  Entscheidung 
mit  denen  eines  unpartciisclien  Rechtsspruches  verbunden  wer- 
den. Hinsichtlich  des  mosaischen  Rechts  wurde  schon  oben 
die  Vorschrift:  ,,Richter  und  Aufseher  sollst  du  dir  setzen  If.*'^ 
angeführt,  wobei  bemerkt  wurde,  dass  dieses  ronüglich  auf 
Civilgerichte  su  bezielien  sei.  Ueber  ihre  Zusammensetzung 
80  wie  über  die  Processform  in  Civllsaclien  schwelgt  hier  die 
Schrift;  doch  sclieint  aus  einer  andeni  Stelle  (Deuter.  I,  12.) 
hervorzugehen,  dass  die  Ricliter  vom  Volke  gewüliU,  also  durch 
dessen  Vertrauen  zu  diesem  Amte  berufen  wurden.  —  Als 
durch  Samuel  der  gesunkene  Staat  wieder  gehoben  wurde,  die 
Lehre  durch  die  angelegten  Prophetenschulen  eine  neue  Batiis 
erhielt,  und  das  Volk  allinälig  zur  Erkenntniss  und  Auffassung 
des  Monotheismus  und  des  Gesetzes  gelangte,  gewann  aucli 
die  Rechtspflege  einen  neuen  Aulschwung.  An  drei  Orten  (zu 
Bet-El,  Gilgal  und  Mizpa)  wurde  von  Samuel  alljährlich 
Gericht  gehalten  (l.  Sam.  7,  16)  ♦).  —  üeber  die  Gerichls- 
form  zur  Zeit  der  Könige  liegen  ebenfalls  nur  geringe  Spuren 
vor.  Die  Civilgerichtsbarkeit  ging  (wie  wir  es  auch  oben  bei 
der  peinlichen  Jurisdiction  wahrnahmen)  an  die  Könige  und 
Grossen  über,  und  sprach  der  König  (oder  hatte  er  wenig- 
stens eine  solche  Verpflichtung)  jeden  Morgen    das   Recht  ^*). 


geln  für  den  Beweis  angibt  —  Wir  fuhren  hier  noch  an,  daif,  nach  der  Be- 
merkung mehrerer  Gelehrten  über  den  Process  Jesu,  mit  der  Umwandlung 
Palästina'«  in  eine  römische  Provinz  die  That-  und  Rechtsfrage  von  dem 
jüdischen  Gericht,  über  die  Vollziehung  der  Todesstrafe  und  die  Art  der 
Vollziehung  von  den  römischen  Statthaltern  entschieden  wurde.  Der  Talmud 
weiss  nur  von  der  vierzig  Jahre  vor  Zerstörung  des  Tempels  erfolgten  gänzli- 
chen Aufliebung  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  Synkedr,  4a;  vgl.  auch 
Jost  a.  a.  O.  2.  Thl.,  Anhang  S.  82  ff. 

*)  Man  nimmt  hier  manche  Aehnlichkeit  mit  den  altdeutschen  März- 
and  Maigerichten  wahr.  Ob  auch  über  Staatsangelegenheiten  verhandelt 
wurde,  ist  bei  der  weiten  Bedeutung  des  :itv  (das.)  schwer  zu  ermitteln. 

♦♦)  Vgl.  Jerem.  21,  12.  22,  2.  3.  Hosea  ö,  1.  Jesaia  1,  23.  Micha 
7,  3.  u.  a.  O.  —  Die  Volksgerichte  mochten  übrigens  nicht  ganz  aufge- 
hört haben,  und  kamen  vor  den  König  wahrscheinlich  nur  die  grösseren 
Proccsse.     Hingegen  findet  man  für  richterliche  Function  der  Priester 
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Da88  das  Wesen  des  Rechts  häufig;  litt,  und  die  von  der 
Schrift  so  driiig^end  anempfohlene  Unparteilichkeit  und  Unbe- 
stechlichkeit verloren  gegangen  -  war,  ist  aus  den  Propheten, 
aus  ihrer  bitteni  Geisselung  der  Grossen  und  Richter  wegen 
der  überhand  nehmenden  Verkäuflichkeit  des  Reclits,  genug- 
sam SU  ersehen. 

Wir  wenden  uns  zum  Civilgerichtsrerfahren  nach  talmu- 
dischem Rechte.  Es  gibt  ständige  Tribunale  (Bet-Diii)  von 
drei  gelehrten  Beisitzern  $  doch  bilden  je  drei  Männer  aus  dem 
Volke  (unter  denen  ein  Rechtsgelehrter)  *)  einen  Gerichtshof, 
dem,  sobald  eine  Partei  sich  an  ihn  gewendet,  auch  die  andere 
Partei  Rede  stehen  muss  **).  Dieses  Tribunal  wird  nach  sei- 
ner eigentlichen  Form  auf  folgende  Weise  zusammengesetzt: 
jede  der  Parteien  wählt  einen  Richter,  diese  beiden  von  den 
Partei^  gewählten  Richter  wählen  einen  dritten,  mit  dem  zu- 
sammen sie  das  Gericht  bilden  ***),  liier  tritt  mit  einigen 
Modificationen  das  Institut  der  Schiedesgerichtef)  hervor. 


keine  Spar  in  dieser  Zeit,  and  gehörte  aUo  das  Rechtsprechen  nicht  za 
iBirem  Amte. 

^)  Tur  Choschcn  Mischpat  c,  3. 

**)  Synkedr.  2a  ff.  Geständnisse  vor  einem  solchen  Tribunal  haben 
die  Kraft  eines  gerichtlichen  Geständnisses  {Choschen  Mischpat  1,  1.;  vergl. 
weiter  2.  Titel) ;  auch  können  hier  Processe  über  Geldausleihung,  Verträge 
Q.  8.  w.  yerhandelt  werden.  Hingegen  ist  zum  Spruche  über  Geldstrafen 
(wie  bei  Diebstählen,  Verwundungen  ff.  nach  dem  mosaischen  Rechte)  nur  ein 
Tribunal  von  drei  gelehrten  Richtern,  die  die  Semicha  erhalten  haben,  befugt 
(^Synhedr,  /.  L  Maimonid.  I.  I.  c.  4.  §.  8).  Diese  Semicha  bestand  in 
der  Approbation  eines  Lehrers,  der  wieder  seine  Anericennung  von  einem 
frühem  Lehrer,  ableitete,  und  so  wurde  die  Semicha  bis  auf  Moses  hinaaf- 
bezogen  (vgl.  Maimonid,  1.  I.  §.  1).  Nach  der  wörtlichen  Bedeutung  ist 
Semicha  „Handauflegung'*  (nach  Numer.  27,  18.  23.);  aber  es  bedurfte 
aolcher  nicht  (und  war  sie  auch  nicht  gebräuchlich),  sondern  bestand  das 
Wesen  der  Semicha  in  der  Approbation  der  Gelehrsamkeit  des  mit  ihr  zu 
Belehnenden  (Maimonid,  1. 1,  §.  2).  ^Die  Semicha  wurde  übrigens  nur  in  Palä- 
stina ertheilt  und  hat"  schon  vor  mehr  als  vor  tausend  Jahren  aufgehört; 
daher  über  Straffälle  nur  beschränkt  auch  von  den  gelehrten  Tribunalen 
gesprochen  werden  kann  {Ibid,  §.  9.  Cho$ch,  Mischp.  c.  1).  'Auch  zur  Bin- 
satsang  in  ein  streitiges  Besitztbam  ist  nur  das  rechtsgelehrte  Tribunal  be- 
^HSt;  vgl.  Ketubot  97b.  Baba  Me%ia  32a. 

♦*♦)  Synhedr,  21a. 

f)  Uebcr  Schieds-  und  Friedensgerichtc  vgl.  Welckcr,  Staatslexicon 
TW.  6.  14. 
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Zwar  entsctieidet  bei  dem  Torgenannten  Tribunale  niclit  das 
(ffiitdi)nken  der  Richter,  sondern  ninss  ihr  Spruch  seine  IMoti- 
\iru()g  in  den  Rechtsgesetzen  haben,  und  ist  er  daher  rechts* 
kräftig;  doch  ist  die  Zusammensetmng  dieses  Gericlits  Ver- 
trags massig  und  kommt  es  hierin  wesentlich  mit  dem  Schie- 
drsgerichte  iiberein,  dass  es  von  den  Parteien  gewählt  ist,  sie 
alfio  ihr  Recht  in  ihm  vollkommen  vertreten  sehen  und  au  ihm 
Vertrauen  fassen  '*').  —  Kiu  anderer  characteristischcr  Zug 
der  talmudischca  Gerichte  ist,  dass  sie  eine  wesentliche  Auf- 
gabe darin  erblicken,  sich  als  Friedensgericht  zu  consti- 
tuiren.  Es  liegt  de\n  Richter  ob,  die  Parteien  zu  einem  gilt- 
liehen  Vergleiche  aufzufordern  und  sie  zu  bewegen,  dass  sie 
durch  thellwcisen  Verzicht  auf  ihr  Recht  sich  einigen.  Selbst 
wenn  schon  der  Richter  einsieht,  auf  welche  Seite  sich  das 
Recht  neige,  spll  er  noch  einen  giitlichen  Ausgleich  herbeizu- 
führen suchen  **);  denn  die  strenge  Gerechtigkeit  erbittert 
und  es  scheidet  die  unterliegende  Partei  mit  llass  und  Groll, 
hingegen  gewinnt  selbst  die  im  Recht  sich  befindende  Partei 
das,  was  durch  theil weises  Aufgeben  verloren  geht,  an  Frieden, 
Einheit  und  Beschwichtigung  auf  der  andern  Seite  '^**)»  Der 
Versuch  eines  Vergleiches  wird  iibrigens  da  zur  gebieterischen 
Pflicht,  wo  einer  Partei   ein   Eid  zuerkannt  wurde  f). 

Das    ständige    Ortsgeiicht  hält   Sitzung  an    gewissen  Ta- 
gen f-{),   und   it^t  auf  Vorladung  durch  den  Gerichtsdiener  die 


♦)  Synliedr   l.  l.    Tut  Chosch.  Mischp,  c.  13. 

**)  Ein  froherer  Autor  meint  zwar  (Synhedr.  6b),  dass  in  diesem 
Falle  der  Vergleich  eine  Beeinträchtigung  des  Rechts  sei,,  und  daher  nicht 
vorgeschlagen  werden  darf.  Doch  wird  ihm  von  vielen  anderen  Autoren 
widersprochen ,  und  die  im  Text  angegebene  Norm  ist  die  allgemeine. 
Maimon.  l,  l.  c   22.  g.  4.    Chosch.  Mischp,  c.  Jil. 

♦*♦)  Synhedr.  I.  l.  „Wann  verbindet  sich  Recht  und  Güte?  Durch 
den  Vergleich."  Vgl.  ferner  Chosch.  Mischp.  c.  12.  Sema  Anmerk.  9.  — 
Nach  einer  bedauerlichen  Zeitrichtung,  die  in  alle  Disciplinen  das  christ- 
liche Moment  hineinzudrängen  sucht,  werden  auch  an  dem  Recht  Experi- 
mente solcher  Art  gemacht,  und  will  man  von  mancher  Seite  den  Friedens- 
gerichten auf  Grund  der  „christlichen  Moral,  die  Versöhnlichkeit  und  Frie- 
den gebietet'^  Eingang  verschaiTen.  Aber  auch  die  verschrieene  „talmu- 
dische  Moral*'  predigt  solche  Grundsätze  und  —  sie  fuhrt  sie  aus. 
.  +)  Chosch.  Mischp.  c.  J2.  §.  2. 

ff)  Nach  einer  alten   Ordnung  (die  von  Gsra  sich  herschreiben  soll) 
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Partei  verpflichtet  ror  ihm  zu  erscheinen  ''').  Die  Mitglieder 
eines  solchen  Gerichts  müssen  iiiclit  nur  durch  Gelehrsamkeit, 
sondern  auch  durch  ihren  tadellosen,  uneigennützigen  Charac- 
ter  hervorragen  und  das  Vertrauen  des  Volkes  geaiessen  **). 
Die  VerpfliclitiHig,  Recht  zu  sprechen,  hat  übrigens  jeder 
Ilcchtsgelehrte  ^^^),  so  sich  die  Partei  aii  ihn  sendet  und 
kein  gelehrterer  Richter  im  Orte  lebt  f).  Bei  Schuldfor- 
dermigen  kann  der  ^Kläger  mit  Uebergehung  des  Ortsgerichts 
die  Gegenpartei  vor  ein  gelehrteres  und  in  allgemeinerm  An- 
sehen stehendes  Gericht  belangen,  und  muss  diese  ihm  dahin 
folgen  ff) ;  jedoch  untersucht  erst  die  Ortsbehörde,  ob  die  Klage 
einigen  Grund  habe  f-H*).      Ist  das  Ortsgericht  in  Zweifel  über 


am  Montag  aiid  Donnerstag  (Uaba  Komma  8'2a);  doch  hängt  dieses  ganz 
von  dem  Gerichte  nb.    Tiir  Chasch.  Mhchp,  /.  /. 

*)  Baba  Kamma  113a.     Chosch,  Mischp.  11,  1. 

**)  Sifri  zu  Deuteronom.  1,  12;  vgl.  Maimonid,  I.  1.  c.  22.  §.  Z  die 
treflliche  Auseinandersetzung  der  Qualification  zu  einem  Richter.  —  Das 
Tribunal  selbst  ist  empfehlenswerther ,  je  mehr  Mitglieder  es  zählt.  Ibid, 
c.  3.  S.  13. 

***^  Dieser  Ausdruck  ist  jedoch  nicht  ganz  adäquat,  da  die  talmudi-  # 
acbe  Rechtsgelehrsanikcit  nicht  einp  besondere  Disciplin  bildet,  sondern  nur 
einen  Theil  der  theologischen  Gelehrsamkeit  ausmacht. 

f)  Doch  kann  er  in  dem  Falle,  dass  eine  der  Parteien  gewaltthatig 
ist,  und  er  sich  Von  ihr  Verfolgung  zuziehen  würde,  den  Rechtsspruch  ab- 
lehnen (Synhedr,  6b).  In  wiefern  die  Parteien  dem  einzelnen  rechtsge- 
lehrten  Richter  Rede  stehen  müssen,  vgl.  Synhedr,  da;  in  späterer  Zeit 
wurde  hierauf  gänzlich  verzichtet.  Chosch,  Mischp.  c.  3.  §.  2.  Glosse« 
In  welchem  Falle  der  Richter  bei  einem  falschen  Spruche  zum  Schaden- 
eraatze  verpflichtet  ist,  wird  Synhedr.  33  und  Mfasi  das.  Maimonid.  1.  L 
c  6.  Chosch.  Mischp.  c.  25.  weitläufig  behandelt.  (Aber  himmelweit  ver- 
•cbieden  von  dem  Judex  qui  litem  auam  facit  des  römbehen  Recht«  L.  6. 
D.  60.  13.) 

f^)  Synhedr,  31b.  Maimonid.  I.  1.  c.  6.  §.  7.  9.  Chosch.  Mischp, 
c  14.  §.  1. 

-|^)  Ob  nämlich  der  Kläger  kein  Chicaneur  sei,  und  den  Beklagten, 
mn  von  ihm  Geld  zu  erpressen,  mit  einer  Citation  bei  einem  entfernten 
Gerichte  bedrohe.  Tur  Chosch.  Mischp.  ibid,  Glosse.  —  In  späterer  Zeit 
(13.  Jahrb.)  ist  man  dahin  übereingekommen,  dass  keine  Partei  die  andere 
■lit  Uebergehung  des  Ortsgerichts  zu  einem  andern  Gerichte  vorladen  kann 
(vgl.  Or  serua  bei  iict  Josef  1.  1.).  Nach  einer  noch  spätem  Einrichtung 
bildet  dac  Ortsgerlcbt  zugleich  ein  Distriktsger  icht,  und  gehören  alle 
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einen  zu  gebenden  Bescheid,  so  wird  der  Rechtsfali  an  ein 
Iiöheres  (gelehrteres)  Gericht  verschickt;  die  Entscheidung  wird 
dann  den  Parteien  \oo  der  Ortsbehorde  mitgetheilt  *),  Appel- 
lation gegen  den  Ausspruch  eines  Gerichts  an  ein  höheres 
Gericht  ßudet  statt;  doch  niuss  die  von  der  ersten  Instanz 
zur  Zal'hnig  venirlheilte  Partei  die  Summe  sogleich  deponi- 
ren  ♦*).  —  Jeder  Rechtsspruch  wird  unentgeltlich  ertheilt***). 
Die  Verhandlung  ist  mündlich  f )  und  stehetf  die  Parteien 


F^amilien  und  Gemeinden,  die  einen  gemeinschaftlichen  Gottesacker  haben, 
zu  einem  Distrikte.    Responsa  J.  hserlein  65  (16.  Jahrb.). 

♦)  Chosch.   Misehp,  c.  14.  §.*  I. 

♦♦)  Chosch.  Misehp,  ibid.  §.  1.  und  §.  4.  Glosse.  Nach  Sana  An- 
merkung 27  ^ird  die  Summe  sogleich  der  Gegenpartei  ausgezahlt  (die, 
wenn  das  grössere  Gericht  für  den  Beklagten  entscheidet,  das  Geld  wieder 
zurückerstatten  muss).  Kinen  eigentlichen  Instanzenzug  im  heutigen  Sinne 
findet  man  im  talmudischen  Rechte  nicht;  vgl.  was  ober  den  talmodischcn 
Criminalprocess  bemerkt  wurde. 

***)  Da  die  Rechtslehre  einen  Theil  der  Theologie  bildet,  so  ist  der 
Rechtsspruch  eigentlich  nur  eine  Auskunft,  die  Jedermann  verpflichtet  ist 
zu  geben.  „Jeder  für  Lohn  ertheilte  Rechtsspruch  ist  nngültig*^  sagt  die 
Mischnä  (Bechorot  29a).  Da  es  aber  nicht  selten  g^chah ,  dass  mancher 
Gelehrte  von  seinem  Handwerke  abgerufen  wurde,  um  einen  Rechtsspruch 
zu  ertheilen  (vgl.  Kctubot  105a;  das  Gesetzstudium  war  nämlich  nicht  eine 
eigne  Profession,  sondern  Jedermann  war  verpflichtet,  sich  damit  zu  be- 
fassen), so  wnrde  gestattet,  dass  er  für  sein  Versäumniss  einigen  Ersatz 
bekomme  {Ketuhot  ibid.):  wer  aber  kein  bestimmtes  Gewerbe  treibt,  der 
muss  unentgeltlich  Recht  sprechen  {Chwteh,  Misehp.  c.  9.  §.  5).  Ueber 
den  Gehalt  der  ständigen  Gerichte,  als  der  grossen  und  kleinen  Synhedrien  ff. 
herrscht  vieles  Dunkel;  nur  von  den  wMter  zu  erwähnenden  legislativen 
Richtern  zu  Jenisalcm  wird  (Ketubot  ibid.)  berichtet^  dass  sie  aus  dem 
Tempelschatze  besoldet  wurden.  Im  8.  Jahrh.  wurde  die  Einrichtung  ge- 
troffen, dass  in  jeder  Gemeinde  eine  Cassc  errichtet  wurde,  zu  welcher 
jeder  Hausvater  beisteuerte  und  aus  der  das  ständige  Gericht  seinen  Ge- 
halt bezog  {Chofich.  Misehp,  c.  9.  §.  3).  —  In  welchem  Gegensatze  die- 
ses ganze  Verfahren  mit  anderen  Gesetzgebungen,  wie  z.  B.  der  athenien- 
sischen,  stehe,  wo  die  Parteien  vor  Allem  vor  Beginn  des  Processes  die 
Gerichtsgelder  (Prytanieeu)  erlegen  mussten  (vgl.  Meier  und  Schomann 
a.  a.  O.  S.  603),  so  wie  mit  dem  koatspieligeu  Processgange  neuerer  Zeit, 
ist  leicht  lu  beurtheilen. 

+)  So  allenthalben,  und  ist  hierauf  der  ganze  talmudischc  Process 
basirt.  Selbst  in  den  Fällen,  wo  eine  Partei  vom  Erscheinen  beim  Gericht 
dbpenairt  ist,  schickt  dasselbe  eine  Deputation  (die  Gericbtsactuarien)  zu 
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cinauder  gegenüber  und  tragen  ihre  Grunde  dem  Gerichte  vor^). 
Auf  bciderseitigea  Verlangen  der  Parteien  werden  ihre  vorge- 
bracliten  Behauptungen  und  Einwendungen  von  einem  Gcriclita- 
Schreiber  sclirlftlich  aufgenommen  **).  Die  Parteien  können 
sich  nicht  durdi  Anwaile  vertreten  lassen  ***);  doch  kann  der 
Kläger  einen  Bevollmächtigten,  dem  er  das  klagbar  gewordene 
Ohjcct  (die  Schuld  if.)  cedirt,  an  seiner  Stelle  zum  Gerichte 
senden  ****).  —  Der  Richter  darf  nicht  eine  Partei  in  Abwe- 
senlieit  der  andern  anhören,  da  er  hierdurch  leicht  zu  deren 
Gunsten  gesummt  werden  könnte  f).  Er  darf  ferner  niclit 
der  Partei  durch  Fragen  und  Andeutungen  zur  Einrede  ver- 
helfen ff) ;  ist  aber  die  Partei  niclit  vermögend  ihre  von  dem 
Richter  .als  gegründet  anerkannte  Einrede  in  einen  gehörigen 
Zusammenliaug  zu  bringen,  so  soll  der  Richter  ihr  nachhel- 
fen ftf);  doch  muss  dieses  mit  grösster  Vorsicht  geschehen, 
damit  er  nicht  als  Vertreter  der  Partei  ersclieine  [  {•  1 1 ).  Es' 
wird  der  Partei  zur  Beibringung  der  Beweise  eine  Frist  (von 
dreissig  Tagen)  gestattet  fffff);  ist  bis  dahin  der  Beweis  nicht 

derselben  (Chosch,  Mischp.  c  124)  und  auch  die  andere  Partei  kann  die- 
ser Verhandlung  beiwohnen  (S^ma  das.  Anroerk.  3).  Treffend  bemerkt  ein 
oachtalmudischer  Autor  (Isaak  ben  Scheschet  Respons,  298):  „Aus  dem 
mündlichen  Vortrage  der  Parteien  stellt  sich  zuweilen  dem  Richter  das 
Wahre  und  Falsche  der  Klage  und  der  Gegenrede  heraus:  die  schriftliche 
Eiogabe  aber  sucht  oft  unter  rhetorischem  Schmucke  die  Lüge  zu  verber- 
gen. Die  Rabulisterei  hat  freies  Spiel,  und  man  lasst  sich  von  Anderen 
Dicht  nach  der  Wahrheit,  sondern  wie  es  zum  Nutzen  ist,  die  Klage  oder 
Einrede  aufsetzen' ff/' 

*}  Doch  kann  (nach  späterer  Einrichtung)  durch  beiderseitige  Ueber- 
^kunft  der  Process  auch  schriftlich  geführt  werden.  Chosch,  Mischp. 
c  13.   S*  ^'  Glosse. 

*^)  Baba  Batra  I67b.    Chosch.  Mischp.  l  1. 

***)  Tur  Chosch.  Mischp.  c.  17.  (vgl.  auch  R.  Ascher  zu  Scfte- 
frttot  30). 

♦♦♦♦)  Chosch.  Mischp.  c.  122.  123.  Die  Form  der  Vollmacht  vgl. 
c  123.  §.  4;  doch  wird  auch  dieses  nur  beschrankt  gebilligt,  c.  123.  $.  15. 
Glosse  das.  —  Uthei  Dohnetscher  und  anderes  hierher  Gehörende  vgl. 
weiter. 

f )  Sehehuoi  31a. 

ff)  Ibid.  Chosch.  Mischp.  c.  17.  §.  8. 

tit)  '*«d.  S.  9. 

ff tt)  ibid. 

fffff)  Synhedr.  31a.   Chosch,  Mischp.  c.  21.  S-  1- 
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beigcbrarlif ,  so  wird  ilas  Urthcil  geiiproclieii  und  auf  Besah- 
hing  oder  Eid,  je  iiacli  der  Natiir  dc8  Torliogenden  HeclitsfaU 
les,  erkannt  ♦).  —  Der  Reclitssprucli  nird,  naclidem  die  Par- 
teien abtreten  **)  und  die  Hicliter  liieriiher  discutiren,  nach 
Mehrheit  der  Stimmen  gefallt  ♦*♦).  Daa  Urtheil  wird  hierauf 
den  wieder  eintretenden  Parteien  bekannt  gemacht  und  auf 
Verlangen  schriftlich  abgefasst  -{-). 

Das  talmudische  Recht  führt  nach   dieser  Darstellung  den 
Clvilprocess  ganz   auf  das  Anklageprincip  znriick.      Zwar  bildet 
überhaupt  die  Anklage,  wie   verscliieden   auch  die  Ansicht  iiber 
die   Criminalgerichtsform   sei,    die  alleinige  Basis  des  Cin'lpro- 
cesses.      Denn   da    der  Civilprocess    nicht  ein   Vergehen,    son- 
dern  ein  zweifelhaftes   Recht  zum   Object  hat,  so   wird,   wenn 
kein    Kläger    auftritt,  von   Staats   wegen    nicht    geforscht;   und 
findet  auch  hier  Verzichtleistung  statt,  da  Jedermann   mit  sei- 
nem Gute  schalten    kann.      Aber  es  tauchen  in  den  verscliie- 
denartigen  geticllschaft liehen  Verhältnissen  und  den  daraus  ent- 
stehenden   Collisionen  viele  Beziehungen*  auf,   iiber  die  zu  ur- 
theilen    es    einer    grossen   Uebung    und    des    Vertrautseins   mit 
den  verschiedenen  Abstufungen  dieser  Verhältnisse  bedarf,  wie 
es  bei  dem    Nichtrcchtsgelehrten   selten    gefunden    wird.      Das 
Geschwornengericht    wird    daher   selbst    von    seinen    eifrigsten 
Vertheldigern  als  nicht  geni'igend  für  den  Civilprocess  erkannt  ff); 
da  der  allgemeine,  gesunde  Verstand  allein  nicht  in  die  unend- 
lichen Nuancen  einzugehen   und    den    Ariadnefaden   In    diesem 
Labyrinthe  der    Abstufungen    aufzufinden   vermag.      Aber    mit 
der    Beschränkung   auf   rechtsgelehrte    Rjchter   trat    auch    das 

'*')  Das.  Doch  ist  c^ese  Frist  nicht  eine  absolute  FriststeHung  (percm- 
torivm  fatale) ;  ^i^ird  der  Beweis  spater  gebracht,  so  wird  er  angenommen, 
und  das  Urtheil  restituirt. 

♦♦)  Synhcdr.  3la. 

***^  Sowohl  lossprechend  als  verurtheilend.   Ibid.  32a. 

*{•)  Ibid.  29a.  30a.  Doch  werden  hier  nicht  die  Meinungen  der  einzel- 
nen Richter,  dass  z.  B.  zwei  verurtheilten  und  einer  lossprach,  angeführt, 
sondern  wird  blos  der  Rechtsfall  und  das  Urtheil  schriftlich  eingehändigt; 
vgl.  Synhcdr.  30a.  Maimonid,  1.  1.  c.  22.  §.  8.  Chosch,  Mischp.  c.  19. 
S.  2.   und  Glosse  zu  c.  14.  §.  4. 

ff)  ^gl-  Zentner  S.  327.  Doch  spricht  in  England  die  Jury  auch  in 
Civilfällen. 
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schriftliche  Verfuhren  ein;  und  welche  Gestalt  hekam  hier- 
durch  der  Procestt,  in  welchen  Misscrcdit  verGel  er  Iieitn  Volke, 
mit  welchem  Widerwillen  wird  8ein  langsamer  Gang  ^on  Jeder- 
mann angesehen.  Ks  wird  im  Verlaufe  des  Pruccsses  durch 
den  Schriftenwechsel  so  wie  durch  die  Vertreter  der  Parteien 
(Advocaten)  oft  das  hcstc  Uecht  zweifelhaft,  die  l)auer  des 
Processen  reibt  das  Vermögen  der  Parteien  auf  und  ziehet 
sich  zuweilen  über  ihre  Lebenszeit  hinaus;  die  Gerichtskosten 
übersteigen  nicht  selten  die  Höhe  des  ganzen  Streitobjects,  so 
dass  selbst  der  gewinnende  TJieil  sich  noch  im  Verlust  befin- 
det und  ihm  der  einzige  Trost  bleibt:  er  habe  sein  Uecht 
beliauptet!  —  Wenn  die  talmudisclic  Processform  zu  einfach 
scheint  und  nicht  allen  Anforderungen  eines  nach  allen  Dimen- 
sionen geregelten  Gerichtsganges  entspricht,  so  liegt  auf  der 
Bildern  Seite  ein  bedeutender  Vortheii  in  seinem  stricten  V^er- 
bleiben  bei  der  Anklageform,  in  der  unmittelbaren  Berührung 
der  Parteien,  in  dem  bald  zu  erfolgenden  Spruclie  des  Rich- 
ters und  der  dadurch  herbeigeführten  schnellen  Beendigung 
des  Processes.  Dieses  mag  wohl  auch  die  Veranlassung  ge- 
wesen sein,  dass  römische  ünterthauen  um  dem  langsamen, 
tödtenden  schriftlichen  Processe  auszuweichen  *)^  iJire  Streitig'- 
keiten  vor  jüdischen  Gerichten  ausmachten,  welches  Chr^sosto- 
mus  als  eii\  llöllenwerk  verschrie  **)^  ohne  zu  ahnen,  wo  der 
Sitz  des  Uebels  war. 

Dieses  nun  ist  das  Gesammtbild-  des  talmudischen  Cl^il- 
gerichtsverfahrens ,  das  nicht  auf  den  vagen  Schwhigen  der 
Speculation  nur  getragen  wird,  sondern  eine  reale  Basis  hat, 
da  die  civilgerichtliche  Praxis  sich  bis  zum  vorigen  Jahrhun- 
dert herabzog.  Wir  können  hier  auf  eine  historische  £nt- 
Wickelung  nicht  eingehen  und  bemerken  nur,  dass  sich  mehrere 


*)  Nach  dem  alten  römischen  Rechte  ^urde  der  Process  von  dem 
PfAtor  eingeleitet  und  dem  Judex  zur  weitern  Untersuchung  der  Thatum- 
ftinde  überwiesen;  dieses  Gerichtsyerfahron  hörte  in  späterer  Zeit  aaf. 
Vgl.  Glüek^  Commentar  zu  den  Pandecten  6.  Thl.  §.  499.  ff,  ( Litiscontes- 
tation.).  Thybaut,  System  des  Pandecten-Rechts,  1.  Thl.  S.  475.  C.  L. 
Qmld$€hmU  über  Litiscontestation  und  Einreden. 

**)  Homilia  i.  advcrsus  Judaeos,  Vgl.  die  Stelle  in  unserer  Eideslel- 
steog,  Sw  iO.  Vgl.  ferner  üaba  Mezia  69a,  wo  auch  in  Babylon  der  Procesa 
Toa  Nicfatjudea  vor  jüdischem  Gerichte. 
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Daten  aus  der  Zeit  des  zweiten  Tempels  erhalten  hahen.  Die 
Jerusalemitauer  bedienten  sich  häufig  der  obenerwähnten  nicht- 
ständigen Gericlite:  es  Mird  erzählt*).,  dass  die  Eiusichts- 
Tolleren  zu  Jerusalem  sich  nur  mit  bekannten  (erprobten) 
Männern  zu  einem  Tribunal  constituirten.  Auch  geben 
schon  Autoren  des  zweiten  Jahrhunderts  Bestimmungen  über 
das  Schiedsgericht  **) ,  und  erscheint  dieses  Institut  als  ein 
altes^  allgemein  bekanntes.  —  Das  miindlichc  Verfahren  so  wie 
die  wesentlichen  damit  verbundenen  Formen  haben  ebenfalls 
ihren  friihern  Ursprung.  Es  wird  den  Einsichtsrolleren  zu 
Jerusalem  nacherzählt,  dass  sie  die  Partelen,  nachdem  diesel- 
ben ihre  Gründe  ff.  Torgebracht,  bei  der  richterlichen  Discus- 
sion  abtreten  Hessen '^*^).  üeberhaupt  schreiben  noch  andere 
Rechtsformen  sich  aus  Jerusalem  her,  welche  auf  eine  scru- 
pulöse  Genauigkeit  weisen.  —  So  unterschrieben  die  Einsichts- 
Tolleren  sich  nur  dann  als  Zeugen,  wenn  sie  wussten,  wer  der 
Nebenzeuge  sei  (ob  von  gutem  Character);  zu  Jerusalem  be- 
zeichnete man  bei  Kauf-  und  anderen  Contracten  nicht  nur  den 
Tag,  sondern  auch  die  Stunde  des  Kaufes  ff.  f ).  —  Auch 
scheint  zu  Jerusalem  ein  Gesetzgebungstribunal  für  civil  recht- 
liche und  polizeiliche  Verordnungen  niedergesetzt  gewesen  zu 
seiil  ff).     Manche  angefochtene  Meinungen  der  (wie  es  scheint; 


♦)  Synhedr,  23a. 

♦♦)  Synhßdr.  23a. 

♦*♦)  Ibid. 

t)  Ketubot  93. 

f  i)  ^gl-  *^*^»  104  b,  105  a.  Nicht  wenig  Bemerkens wcrth  sind  die  daselbst 
angeführten  „Söhne  der  Hobepriester^S  die  über  verschiedene  Verordnungen 
anderer  Meinung  sind.  Welches  Tribunal  bildeten  diese  „Söhne  der  Hohe- 
priester** und  wie  fanden  sie  sich  zusammen,  da  es  doch  je  nur  einen  Hoheprie- 
ster gab?  Aber  es  bestand,  wie  aus  12  b  ibid,  hervorgeht,  ein  Bet-Din  (Tribu- 
nal) für  Priester ,  und  wird  berichtet  über  manche  CiTileinrichtung,  die  diese 
unter  sich  trafen.  (Vielleicht  wurde  auch  hier  gewöhnlich  über  Civilstreitig- 
keiten  der  Priester  entscliieden,  über  Tempel-  und  Opferangelegenbeiteo  Rath 
gepfik>gen  u.  dergl.m.  [vgl.  auch  Ro$ch  Uaschana  22  a];  doch  man  darf  nicht  an 
ein  mit  besonderen,  einem  priveligirten  Stande  zu  Gute  kommenden  Vorrechten 
niedergesetzten  Gericht,  wie  etwa  die  geistlichen  Gerichte  im  canonischen 
Rechte  oder  die  Adelsgerichte,  denken ;  es  wurde  sclion  oben  (S.  21)  bemerkt, 
dass  das  mosauMÜie  Recht  keine  Exemtion  k^nne.)  An  der  Spitze  dieses  Bet- 
Din,  das  von  den  Priestern  für  ihre  Angeiegeaheiten  niedergesetzt  war,  stand* 
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Prisfdcaten  dieses  Tribunals  sind  nach  dem  Namen  ihrer  Au- 
toren uns  aufbewahrt^);  andere  Gesetze  hatten  allgemeine 
Gültigkeit  erlangt:  und  da  sie  ins  Leben  allentlialben  ubergiu« 
gingen,  so  Tergass  man  über  dem  Gesets  selbst  den  Autor 
und  den  Gerichtshof,  der  es  erlassen  hatte  **)^  und  so  blieb 
der  Nachwelt  die  Zeit  seines  Entstehens  unbekannt. 

Quellen  des  talnmdischen  Rechts. 

Eine  unabweisbare  Bedingimg  der  gründlichen  Auflassung 
des  talmudischen  Rechts  bildet  die  Erforschung  der  Quellen, 
aus  ^denen  es  floss,  da  dieses  Recht  ursprünglich  niclit  in  der 
Gestalt  eines  gegliederten  Codex,  sondern  in  aphoristischen, 
an  vielen  Orten  zerstreuten  Lehrmeinungeu  auftritt.  Das  Ver- 
hältniss  des  talmudischen  Rechts  zum  mosaischen  Ist  durch 
den  eines  Commentars  zu  seinem  Texte  keinesfalls  erschöpft; 
es  hatte  sich  in  den  Wirbel  der  weitesten  Speculation  hinein- 
geworfen und  wuchs  mit  unauflialtsamer  Gewalt  zu  einem 
reissenden  Strome ,  bei  dessen  Mündung  man  schwer  den 
Rückweg  zu  der  Quelle  zu  finden  vermag.  Doch  bekam  es 
aeinen  ersten  Anstoss  nicht  sowohl  vom  Bewusstsein  der 
Rechts forschunff  als  von  dem  der  für  sehr  verdienstlich 
gehaltenen  Bibel forschung;  nur  machten  sich  nach  dem 
früher  Bemerkten  durch  das  sich  immer  mehr  entfaltende 
Leben  viele  neue  Rechtsbestimmungen  nothwendig,  die  entwe- 
der einen  wenn  auch  nur  entfernten  Anhalt  in  der  mosaischen 


wie  allem  Vermuthen  nach  antanehmen  ist,  der  Hohepriester,  und  scheinen 
die  Beisitzer  dieses  Gerichts  in  Bezug  zu  ihrem  mit  der  höchsten  priesterlichen 
Würde  bekleideten  Präsidenten  „Söhne  der  Hohepriester^^  genannt  worden  zu 
sein  (eine  Benennung,  die  nach  den  frühem  Verhaltnissen,  wo  man  auf  die  Be- 
miehangen  der  Höheren  und  Niederen  oft  den  Namen  „Vater**  und  „Sohn*' 
fibertmg,  nichts  befremdendes  haben  dürfte).  Und  so  wäre  denn  unter  dem 
Namen  „Söhne  der  Hohepriester**  das  Bet-Din  der  Priester  gemeint. 

'*')  Ibid.  Nach  Rappoport  (Zunz  Gottesd.  Vortr.  S.  37)  lagen  die  CiTil- 
praeetae  vorzüglich  dem  Ab-Bet-Din  ob ;  doch  hat  R.  nicht  die  nähere  Motivi-* 
rang  gegeben. 

**)    Vgl.  Vorwort    zu    unseren   „Vorstudien    zu    der  Septnaginta. " 

8.  xni. 

7 
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Gcfictzgebnug  fanden  oder,  wie  wir  es  häufig  beim  Civilrechtc 
wahrnehmen,  als  sclbststäodig  auftraten.  —  Das  talmudischc 
Recht  zeichnet  sich  durch  eine  sehr  prägnante  Geistesscliarfe 
vor  anderen  roorgenlandischen  Gesetzgebungen  ans  *) ;  das  Cou- 
crete  biUlet  den  StoiT^*),  und  wird  nach  den  verschietlensten 
Ansichten  und  Geistesrichtungen  verschieden  behandelt.  In 
dieser  IVIeinungsfluctuation  konnten  aber  durch  den  spätem 
Mangel  oberster  Gerichtshöfe  die  Rechtsnormen  nicht  zur  Fixi- 
rung  Kommen,  -und  war  der  Geistesthätigkeit  des  gelehrten 
Richters  ein  ungemein  offenes  Feld  gelassen.  Doch  wurden, 
je  weiter  die  Zeit  lierabrückte,  festere  Grundlinien  verzeich- 
net, und  es  gewann  das  Civilrecht  sowohl  durch  manche  Prin- 
ripien  ***)  als  durch  practische  Anwendung  und  fleissige  üehand- 
lung  allmälig  an  Consistenz.  Und  hierdurch  waren  die  ersten 
Bedingungen  zur  Feststeilung  eines  Codex  erfüllt. 

Aber  die  Nothwendigkeit  eines  Codex  rousste  im  Grunde 
nitr  für  das  Civilrecht  empfunden  werden.  Die  peinliche  Ge- 
richtsbarkeit hatte  bald  aufgehört,    und  es  blieb  die  Dearbei- 


*)  Ja  den  älteren  morgenländischen  Legislationen,  wie  im  Mcnu  und 
in  der  Zendavesta  sind  die  Rechtsverhältnisse  nach  den  frühen  socialen 
Zuständen  ganz  einfach.  Bedeutender  tritt  die  Geistesoperation  in  dem 
durch  maselmännische  Gelehrte  bearbeiteten  koranischen  Rechte  hervor, 
das  schon  weit  vorgerückte  bürgerliche  Beziehungen  zu  berücksichti- 
gen hatte.  Das  koranische  Recht  hat  in  der  Behandlungsweise  dieses  mit 
dem  talmudischem  Rechte  gemein,  dass  es  sich  auf  für  göttlich  gehaltene 
Aussprüche  zurückbezog,  sie  als  seinen  Ursprung  ansah,  nach  denen  es 
8iY:h  weiter  fortbildete;  an  scharfsinniger  Auffassung  stehet  es,  wie  sich 
aus  einer  Vergleichung  manches  bei  Muradgea  d*Oho9son  und  in  den  9rie- 
ncr  Jahrbüchern  für  Literatur  Angeführten  zeigt,  hinter  dem  talmudischem 
Rechte  zurück.  Aber  das  Geschäft  der  mahomedauischen  Gelehrten  war 
noch  schv\ieriger  als  das  der  talmudischen  Lehrer,  da  der  Koran  nur  ge- 
legentlich einige  Rechtssätze  aufstellt  und  also  s^r  wenige  Anhalts* 
puiicte  bietet. 

♦♦)  Vgl.  oben  S.  59. 

^^^y  So  bilden  die  Hauptfactoren  des  tahnudischen  Civilprocesies :  a)  das 
Axiom  der  Fortdauer  eines  Rechts  oder  ursprünglichen  Zu- 
standes  (npTn);  b>  das  theilweisc  Kingestäodniss  (rspisn HTi^) ^ 
c)  der  Beweis  aus  der  zu  Gebote  stehenden  besseren  Ein- 
rede *\^*^^),  Auf  die.se  drei  Principien  sind,  wenn  man  noch  Zeugenaus- 
sage nach  §§.79.  88.  J24.  hinzurechnet,  fast  die  meisten Decialonen  zu- 
rückzuführen. Vrgl.  weiter  2.  Abschnitt. 
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tiing  des  Criminalrochts  nur  ein  Sioft  der  Forsclniiig :  gehörte 
olleiii   der  Seliiile  an.      Hier  drSngte  also  kein  practisciies  Be- 
di'irfni«9  znr  Bearbeitung  eines  Codex:  auch  würde  die  Specu- 
lalion  niclit  anf  Ihr  Recht  tiber  ihn  hiiiauszngehen  Terzichtet 
liaben,  und  musste  sie,  so  lange  sie  sich  als  Selbstzweck  be- 
trachtete (Tgl.  oben),  sich  zur  Behauptung  ihrer  Freiheit  ein 
weites  Feld  der  Geistesthätigkeit  bewahren.      Ein  solcher  Codex 
würde  ferner    auch  sehr    an  Unvollstandigkeit  gelitten   haben: 
denn  da,    wie  früher  bemerkt  wurde,  durch  den  Abgang   der 
peinlichen    Jurisdiction    die  Forschung    sich    im  Criminalrecht« 
innerhalb  der  Grenzen  des  alten  mosaischen  Gesetzes  hielt  und 
die    ausserhalb    desselben    liegenden  Verbrechen   und   Strafver- 
lialtnisse,    als    zu    ihrem  Ressort    niclit    gehörend,    unbeachtet 
Hess,    so    würde  sich  hier  eine    ungewöhnliche  Lücke  fühlbar 
gemacht  haben.   —    Von    um    so    grösserm  Interesse  ist  aber 
hier  die   historische   Forschung,   die   zu    der    frühen   Zeit 
als    noch  das   jüdische  Gericht    über  Leben  und  Tod   sprach^ 
hinaufsteigt,    imd   zu  ermitteln  sucht,    was   dieser  Zeit  ange* 
höre.      Von    diesem,  wenn  auch  nur    mit  grosser  Anstrengung 
durch  Hülfe  der  Critik  zu  erringenden  Standpunct,  wird  man- 
cher Einblick  In  den  Geist  des  frühern  practischen  Strafrechta 
gewonnen  werden.     Es  wird  aber  die  critische  Forschitng  nicht 
nur  Ton    oben    herab    das  Geschichtliche   entwickein,    sondern 
wird  sie  anch  den  Rückweg  antreten  und  in  den  Ergebnissen 
der  Speculation  selbst  manches  ihnen  zu  Grunde  liegende  gc< 
schichtliche  Moment  erkennen:  die  Allgemeinheit,  mit  welcher 
mitunter  ein  Satz   gleichsam  als  Axiom    hingestellt  wird^    gilt 
ihr    als    Anzeichen    ehies    frühen    Ursprunges,    und    sie   wird 
was  einst  dem  Leben  angehörte  sondern  von  der  Ziithat   der 
sich   selbst   überlassencn  Reflexion.    —    Von   nicht  so    bedeu-^ 
tender   Wichtigkeit    ist   die    historische  Forschung  hinsichtlich 
des  Civilrechtsr   dieses   wurde    ausgeübt,    und    traten  seine 
Normen  aus  dem  Gebiete  der  Speculation  in  die  Wirklichkeit 
über;  sie  haben  also  ihre  geschichtliche  Geltung  in  sich  selbst. 
Doch  behält   die  historische  Forschung  hier  den  Werth^   der 
ihr  in  der  Geschichte  jeder  RecbtsTerfassung  eingerlumt  wirdi 
sie  verfolgt  den  Entwickelungsgang  des  RechtSi  erkennt  unler 
welchen  Ort-  und  Zeiteinflüssen   sieb  die  NormcA  gartdteteii^ 
wie  das  Gegebene  susgebildet  wurde,  welche  Behsndlnngsweisil 
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es  erfahren  und  in  welcher  Conscqucnz  sich  die  spateren  Ge- 
setze an  die  früheren  angeschlossen. 

Als  die  vorzüglichste  Qnelle  des  talmudischcn  Rechts  (fftr 
das  mosaische  natürlich  der  Pentateuch)  ist  die  Misch  na 
anzuseilen.  Dieses  ist  eine  im  zweiten  Jahrh.  gew.  Zcitr. 
von  R.  Jehtida  Hannaei  veranstaltete  Sammlung  der  Lehren 
und  Meinungen  früherer  Autoren  *).  Die  mit  Namen  in  die- 
ser Sammlung  als  Autoren  von  Lehrmeinungen  angeführten 
Lehrer  reichen  nidit  weit  ühcr  hundert  Jahre  vor  der  Zerstö- 
rung des  Tempels  hinauf**};  hingegen  werden  sehr  häu6g  Sätze 
ohne  Benennung  eines  Autors  gegeben^  denen  die  Critik  in 
Erwägung  anderer  sich  an>  sie  anschliessenden  und  schon  auf 
eine  weite  Entwickelung  In'nweisenden  Lehren  ein  hohes  Alter 
zuerkennt;  und  zeigen  vorzüglich  Sentenzen  in  Gestalt  von 
Gnomen  auf  ganz  frühen^^  vielleicht  über  die  Maccabäerepochc 
hinaus  sich  erstreckenden  Ursprung  ***).  Diese  Sammlung  zef- 
fällt  in  sechs  Abtheilungen,  deren  jede  wieder  mehrere.  See- 
tioncn  (Tractate)  hat.  In  der  vierten  Abtheilung  bespricht 
eine  Ilauptsection,  die  wieder  in  drei  Sectionen,  die  ^^Tliore^^ 
{Babot)  genannt,  zerfallt,  das  Civilrecht:  zwei  andere  Sectio- 
iien,  Synhedrin  und  Maccot  ^  besprechen  das  Strafrecht  und 
das  Richterhistitut.  Doch  werden  hier  niclit  reine  Normen 
nur  aufgestellt,  .sondern  auch  die  Controversen  der  ver- 
schiedenen Autoren  aufgenommen,  über  die  selten  ein  Endur- 


'^)  Die  IVlischna  erlitt  zwar  noch  manche  spätere  Zusätze;  doch  iät 
ihre  eigentliche  Redaction  das  Werk  des  vorerwähnten  R.  Jehuda.  Von 
einer  noch  fübrern  IMischna  HilleVs  und  A.  j4kihä*»  besitzen  wir  blos  die 
Namen;  sie  wurden  wahrscheinlich  durch  jene  spätere  und  vollständigere 
des  R.  Jehuda  verdrängt.  Ueber  die  Etymologie  des  Wortes  Mlschna 
wird  viel  gestritten;  doch  gehört  diese  Untersuchung  nicht  hierher. 

**^  Hillely  der  älteste  dieser  Autoren,  lebte  nm  diese  Zeit.  Ahoi  c.  1. 
sind  zwar  sehr  frühe  Autoren  angeführt  (so  Simon  der  Fromme^  im  drit- 
ten Jahrhundert  vor  der  gewöhnlichen  Zeitrechnung)  5  aber  es  werden  nur 
ethische  Sentenzen  von  ihnen  niitgetheilt.  (Nur  von  einem  Autor  des 
zweiten  Jahrhunderts,  Jose hcn  Joeser ,  werden  Ediot  8,  4.  drei  Lehrsätze 
angeführt.  Ueber  Simon  ben  Schetach  weiter  in  den  Anmerkungen  zu  den 
Paragraphen).  Auch  die  Chagiga  17b  angeführte  frühere  Meinungsverschie- 
denheit Mt  nicht  von  besonderm  Gewichte. 

***)  Als  solche  Gnomen  erscheinen  Berackot  1,  l.  Schabbat  1,  1.  Baba 
Kama  1,  1.  n.  a.  m. 
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tlicil  abgegeben  wird  *),  —  Der  Zusammenhang  i»!  miCun- 
ter  sehr  lose;  auch  beschrSnkt  sich  nicht  das  Civii-  und 
CrJminal reell t  auf  diese  Sectioaen,  sondern  liommt  auch  in 
anderen  Abtlicilüngcn  Manches  liieriiber  gelegentlich  vor  **). 

Die  MIscIma  hatte  ihren  Stoff  nicht  ganz  erschöpft,  und 
waren  viele  Meinungen,  Lehren  und  Facta  in  dieses  Werk 
niclit  aufgenommen  worden.  Zwei  Sch&ler  des  vorerwähnten 
R.  Jeliuda  Ilannasi,  B»  Chia  und  B,  Oschia^  fanden  dah.er 
eine  reichliche  Nadilese,  indem  sie  nachtrugen^  was  ihr  Lehrer 
bei  der  Reichhaltigkeit  des  Materials  nieht  zusammenzufassen 
vermochte.  Ihr  Werk,  Beraita  genannt,  hat  slcli  als  authen- 
tisch nur  in  den  iiti  Talmud  angeflihrten  Bruchstücken  erhal- 
ten **^)\  aber  auch  diese  Fragmente  übersteigen  an  Inhalt  fast 
die  Misclina  und  sind  sie  von  vorzüglichem  Wcrthe  für  die 
faistodsche  Forschung,  da  sie  wichtige  Facta,  die  R.  Jehuda, 
mehr  die  Theorie  berücksichtigend,  unerwähnt  gelassen  hatte, 
anfuhren  und  hierdurch  über  die  früheslen  Zustande,  so  wie 
über  manclies  in  der  Misclina  selbst  nur  kurz  Berührte  Auf- 
«chluss  geben.  Die  Critik  miiss  zwar  diese  Facta  sondern, 
and  weiset  manchen  Anachronismus  nach ;  doch  wird  häufig  mit 
solcher  Einfachheit  bericlitet  und  tragen  die  Erzählungen  das 
Gepräge  der  Absichtslosigkeit  an  sich,  dass  ihnen  ihre  Authen- 
lidtät  nicht  streitig  gemacht  werden  kann,  wenn  man  auch  wegen 
des  hohen  Allers  des  referirten  Factiims  oder  der  angeführ« 
ten  Rechtsnorm,  in    der  Zelt  ungewisa  war  und    sie  zu  well 


^)  Eine  solche  Beiiandlung  schien  überhaupt  dem  frühem  Geiste,  d^r 
flicht  sowohl  ein  festes  Gesetz  als  mehr  einen  Leitfaden  für  den  Richter 
aufstellen  i/vollte,  nicht  unangemessen.  Auch  in  den  Pundecten  gewahrt 
man  häufig  ein  solches  Verfahren:  sie  bringen  Controversen  der  römischen 
Rechtsgelehrten,  und  zuweilen  mit,  zuweilen  ohne  Endresultat. 

**)  So  z.  B.  Vieles  über  Apprehension  in  der  dritten  Abtiieilung 
im  Tractat  Kidduschin;  über  Hypothek  und  Obligationen  dieselbe 
Abtheilung,  femer  Tractat  Kctubot  und  Gittin,  .  Eine  Erörterung  des  Pia- 
■es,  den  der  Kedactor  der  Mischna  verfolgte,  wurde  hier  zu  weit  führen. 

*^*)  Wir  besitzen  zwar  noch  eine  Sammlung  dieser  Beraita  nntcr  dem 
Namen  Tosefia;  doch  ist  die  Aulhenticität  derselben  sehr  zweifelhaft;  vgl. 
H.  Jtcher  zu  Cholin  f.  30.  —  Bcraitot  wurden  übrigens  auch  von  ande- 
ren Zeitgenossen,  als:  Lvvi^  liar  Kafra  u.  A.,  angelegt.  Als  solche  Be- 
raUot  sbd  auch  anzusehen:   MechlltOj   Sifrif   Safra,  Seder   Olam    u.  a. 
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liinaiif  suchte,  oder  überhaupt  durch  das  Medium  der  lange» 
Tradition   auch  manches  Unechte  sich   an^elzle. 

Nohst  der  Mischna  und  Deraita  dienen  noch  für  das  Cri- 
minairccht  als  (obschon  sparsam  fliessende)  Quellen:  ^i^  yjpo- 
cryphen  des  A.  1%  das  N.  T.,  und  Josepfma  FLavitis.  Die 
Apocryphen  leiten  auf  manche  Spuren  über  die  Processord- 
nung;  das  N.  T.  gibt  ebenfalls  Anlass  zu  manclieii  Bemerkun- 
gen über  das  gerichtliche  Verfahren  in  peinlichen  Fällen,  ob- 
schon nur  zu  einer  Zeit,  wo  die  strafrechtliche  llnrisdiction 
zum  Theilc  erloschen  war  *) .  —  In  eine  weit  früliere  Epoche 
steigt  Joscphus  hinauf,  und  berichtet  sowohl  über  gerichtliche 
Einrichtungen  als  über  sich  wirklich  zugetragene  Criminal- 
fälle  ^*);  aber  es  bedarf  bei  Josephus  der  strengsten  Sichtung, 
da  er  theils  sich  zuweilen  gern  einem  rlietorischen  Schwünge 
überlässt  und  seine  Phantasie  Manches  einflicht,  dem  die  Wirk- 
lichkeit abg^ihet,  theils  von  dem  Streben  geleitet  wurde,  seine 
Werke  nach  dem  Geschmacke  und  den  Begriffen  seiner  römi- 
schen Leser  zu  formen  und  der  jüdischen  Gesetzgebung  einen 
bei  diesen  Eingang  findenden  Anstrich  zu  geben.  Ueberhaupt 
vergisst  Josephus  häufig  den  Geschichtschreiber,  und  muss 
raaii  Torzüglich  dort,  wo  er  apologetische  Zwecke  verfolgt,  mit 
grosser  Behutsamkeit  seine  Aussagen  prüfen  ***),  —  Von  ganz 
untergeordneter  Bedeutung  für  die  Recbtslehre  ist  Philo,  der 
ausserhalb  Palästina  (in  Alexandrien)  lebte,  und  sich  grössten- 
theils  in  mystischen  Speculationen  ergebet. 

An  die  Mischna  und  Beraita  knüpften  sich  neue  For- 
schungen und  Discussionen.  Die  in  jenen  vorgetragenen  Sätze 
und  Lehren  galten  zwar  als  Autoritäten  (gleichsam  wie  die 
reßpofisa  prudentium  des  römischen  Rechts),  denen  von  Späte- 


*)  Vgl.  Moiter  Anmerk.  zu  §.  17. 

♦♦)   Vgl.    Antitiuiit.    L.  14.    c.  9.   §.  4.   i6icl.   L.  16.    c.   1.    §.    1 


n.  a.  IUI 


^^'^^  So  hat  Josepbus  in  seinem  Werke  Contra  Apioncm  c.  2  IVIehrcrcö 
über  die  Gerichuverwaltung  durch  Priester,  das  mit  viclfacben  als  authen- 
tisch anerkannten  mUchuidchen  Nachrichten  nicht  in  Kiiiklang  gebracht  wer- 
den kann.  Sehr  viel  hat  den  Gelehrten  seine  Angabe  der  Besetzung  der 
Kichterbank  durch  sieben  Richter,  worunter  zwei  Leviten  [AntiquiiU  L.  4. 
c.  8.  §.  14.),  zu  thun  gegeben;  vgl.  das.  die  Anmerkungen  bei  Havcrcamp. 
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ren  nicht  widersprochen  werdea  durAe;  alleiu  es  fanden  die 
Spateren  ein  sehr  reiches  Feld  in  der  Erklärung  dieser  Salze 
selbst  und  in  der  weitern  Folgerung  ans  ihnen.  Diese  forsch- 
ten femer,  da  Mischna  und  Deraita  selbst  Verschiedenheit  der 
Meinungen  (Controversen)  enthielten,  welche  Meinung  die  rich- 
tigere sei,  stellteu  neue  Hypothesen  auf  und  entschieden  selbst- 
ständig über  Fälle,  ^on  denen  jene  nicht  Erwähnung  tliun. 
Den  Complex  dieser  Discussioncn ,  Erklärungen  ff.  bildet  der 
Talmud^).  Die  jüdische  Gelehrsamkeit  wurde  üb  rlgeus  nach 
dem  Tode  des  U.  Jehuda  Hannasi  durch  dessen  Schüler  Abba 
(^Rab)  nach  Babylon  (eigentlich  Mesopotamien)  verpflanzt,  und 
bildeten  sich  daselbst  Academicn-  und  Lehrschulen,  die  mit 
denen  in  Palästina  wetteiferten.  Es  entstand  auch  daher  ein 
doppelter  Talmud:  der  j er  us alemisch e,  der  die  Meinungen 
und  Discussiooen  späterer  palästinischer  Lehrer,  und  der  baby- 
ionische, der  die  Meinungen  späterer  babylonischer  Lelirer 
enthält  *'^).  Unter  diesen  babylonischen  Lehrern  ragen  als 
berühmte  Uechtsgelehrte  Samuel  und  R.  N  a  c  h  m  a  n  n  hervor : 
ihre  Aussprüche  haben  grössteutheils  Gesetzeskraft  {legis  vicem) 
erlangt  ***).     Die  Redactiou  des  jerusaiemischcn  Talmuds  fällt 


^)  Mit  dem  Ausdrucke  Talmud  uiufasst  man  zwar  grosstentheU« 
auch  Mischna  und  Bcraita,  im  Gegensätze  zu  der  Schrift.  Doch  muM 
vorzüglich  dort,  vto  das  Geschichtliche  von  wichtigem  Momente  ist, 
Mischna  und  Beraita  von  dem  spätem  Talmud  (Gemara)  gesondert  werden. 

^*)  Der  babylonische  Talmud  ist  weit  umfassender  aU  der  jerusalemi- 
sche, Ton  dem  noch  überdiess  der  fünfte  und  sechste  Thell  (von  letzterm 
hat  sich  nur  der  Tractat  yidda  erhalten)  verloren  gegangen  sind.  Das 
Civilrecht  ist  im  jerusal.  Talmud  ziemlich  unvollständig  verarbeitet  uiid 
scheint  es  zu  Palästina  in  der  nachexilischen  Zeit  nicht  sehr  geübt  worden 
zu  sein)  unter  Hadrian  war  nach  der  Dämpfung  ded  durch  Bar  Kochba 
aosgebrocfaenen  Aufstandes  (vgl.  oben  S.  48)  die  Ausübung  des  Civilrechts 
ganz  untersagt  (vgl.  jerus,  Talm.  Synhedrin  2a.  19b).  Anders  im  babyl. 
Talmud.  Die  babylonischen  Juden  standen  seit  den  Sassaniden  unter  ehiem 
Exiloberhanpt,  Reitch  Oalula  genannt,  dem  die  Civiljiirisdlction  zukam,  und 
in  dessen  Namen  es  von  demselben  approbirte  Gelehrte  sprachen  (vgl. 
Synhedrin  6a.  u.  a.  a.  O.).  —  Die  In  Babylon  lebenden  Juden  waren 
übrigens,  wie  allenthalben  zu  ersehen  ist,  mit  Sprache,  Sitten  und  Gebräu- 
chen der  Rumer  völlig  unbekannt;  und  kann  daher  von  einem  Einflüsse 
des  romischen  Rechts  auf  die  babylonischen  Autoren  gar  nicht  die  Rede 
»ein.  (Wo  „IVi/miid''  ohne  weitem  Zusatz  citirt  wird,  ist  der  babyloni- 
sche gemeint.) 

***)  Diese  beiden  Autoren  sind  vorzüglich  geschätzt,  well  sie  eine  aus- 
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iii  den  Beginn,  die  des  babylonischen  Talmuds  in  das  Ende 
des  vierten  Jalirhnnderts  *)•  —  Für  das  Criminairecht  konnte 
der  Talmud,  da  die  peinliche  Jurisdiction  aufgeliort,  sich  nur 
auf  dem  Gebiete  der  Speciilation  verhalten;  hingegen  ist  er 
aus  den  früher  bemerkten  Gründen  von  ungemeiner  Widrig- 
keit für  das  Civilrecht 

Mit  der  Redaction  des  Talmuds  nahm  das  Studium  eine 
neue  Wendung.  Die  Lehrer  der  Mischna  und  Beraita  forscli- 
ten  mit-  »der  grössten  Selbstständigkeit  und  erkannten  aus8er 
der  Schrift  und  den  durch  Tradition  und  Herkommen  allge- 
meine Geltung  habenden  Normen,  keine  Autorität  an  **).  Die  spa- 
teren Lehrer  des  Talmuds  waren  zwar  schon  an  die  Aus- 
sprüche Jener  gebunden;  aber  sie  sprachen  auch  selbststandig 
ihre  Meinung  für  neue  Fälle  aus,  ohne  dass  sie  Belege  aus 
früherer  Zeit  zu  suchen  brauchten.  Man  befürchtete  nun  bei 
einer  Verfolgung  dieses  Weges  ein  Auseinandergehen  und  Zer- 
fahrenheit des  Gesetzes,  dbs  unter  dem  Gerichte  der  bisher 
aufgestellten  Meinungen  ff.  erdrückt  zu  werden  drohte«  Um 
dem  Uebel  vorzubeugen,  sollte  mit  dem  Abschlüsse  —  mit 
der  Redaction  —  des  Talmuds  auch  der  Abschluss  der  Gesetze 
und  Normen  erfolgen  und  keine  neuere  mehr  auftauchen.  Es 
mussten  also  seit  dieser  Zeit  die  Lehrer  ihre  Meinungen  aus 
Mischna,  Beraita  und  Talmud  motiviren,  und  verlor  die  For- 
schmig  an  Selbstständigkeit;  doch  fand  der  Geist  an  der  Ver- 
arbeitung des  vorliegenden  Materials,  an  der  durch  eine  Kette 
von  Schlüssen  gemachten  Anwendung  früherer  Aussprüche  auf 
vorliegende  Fälle,  an  der  scharfsinnigen  Ergründung  und  Deu- 
tung dieser  Aussprüche  selbst,   ein  reiches  Feld  für  seine  Thä- 

gebreitete  Civilpraxis  hatten,  und  man  vernunftgeinäAi  der  mit  der  Specu- 
lation  verbundenen  Praxis  einen  Vorzug  vor  der  alleinigen  Speculation  ein- 
räumte. Nachmann  war  der  Schwiegersohn  des  Resch  Galuta,  hatte  also 
viele  Gelegenheit  Rechtssprüchen  beizuwohnen  und  selbst  Recht  zu  spre- 
chen ;  es  räumt  ihm  daher  auch  ein  von  ihm  in  einer  Rechtsmeinung  diver- 
girender  Autor  offen  aus  dieser  Rücksicht  den  Vorrang  ein  (Baha  Batra 
6öa).  Ueber  Samuel  vgl.  Baba  Batra  114  u.  a.  a.  O.,  ferner  R,  Ancher 
KU  Baha  Kama  f.  37. 

^)  Dieses  nach  einer  ungefähren  Angabe.  Die  Redaction  beider 
Talmude .  ging  eine  geraume  Zeit  vor  sich,  und  dürfte  die  eigentliche  Been- 
digung viel  später  zu  suchen  sein. 

*^)  Vgl.  Biaimonides  Einleitung  zu  Scraim» 
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tigkeit  Die  Früchte  biervoB  liegen  uns  in  den  Wericen  und 
Responsen  früherer  nachUlniudi8cher  Lehrer,  Geotiim  genannt, 
Tor'^);  im  Civilrecht  sind  vorzüglich  zu'  nennen:  ü.  Natrofud 
Gawiiy  R*  Paltoi  G.^  R.  Simon  aus  Calro,  Verfasser  der  Halochot 
Gedolot^  R.  Jehudai  Gaan^  dem  Andere  die  Autorschaft  des 
Torgedachten  Werkes  zuschreiben'^'^);  R,  Saadia  &.,  auch  be* 
kann t  durch  seine  philosophischen  und  grammatischen  Schriften; 
R,  Scherira  G.^  dessen  noth  ber&hmterer  Sohn  R.Hai  Gaon 
(mit  dem  die  Gconimperiodc  schliefst)  und  des  letztern  Jünge- 
rer Zeitgenosse  R.   Chananel  ***). 

Aber  noch  immer  fehlte  es  an  einem  Codex:  Mischna 
Bcraita  und  Talmud  boten  Meinungen  und  Disputationen,  we- 
niger förmliche  Abschlüsse  und  Decislonen.  Zudem  wurde 
vorzüglich  im  Talmud,  der  nur  ein  Sammelwerk  bildet,  syste- 
matische Ordnung  und  Bubricirung  vermisst:  die  unter  sich 
entferntesten  Fragen  und  Sätze  sind  hier  nicht  selten  durch 
einen  schwachen  äussern  Zusammenhang  neben  einander  gestellt 
(oft  fehlt  auch  dieser),  und  wird  mancher  Gegenstand  in  einen 
Tractate  behandelt,  wohin  er  seiner  Natur  nach  am  wenigsten 
gehört  f).  —  R*  Jizchak  Alfasi  (11.  Jahrh.)  leistete  daher  un- 
gemein Nützliches,  als  er  eine  Art  Compendium  verfasste,  fai 
welchem  er  nach  der  Reihe  der  talmudischen  Tractate  kurze 
Auszüge  aus  dem  Talmud  mit  daran  geknüpften  ^Endresultaten 
gab,  das  Zusammengehörende  zusammenstellte,  in  dieses  Com- 
pendium aber  nur    was  auch  für    die  nachexilische  Zeit  bli^- 


'*')  Diese  Geonim  waren  Häapter  der  babylonischen  Academien.  Von 
ihren  Schriften  haben  sich  grdsstentheils  nur  Fragmente  erbalten. 

^^^  VrgL  Rappoport  in  den  Annierk.  zu  der  Biographie  des  R,  Naihmm 
Verf.  des  Aruch,  in  der  ZeCUchrift  Bikkure  HaiHim. 

^**^  Letzterer  lebte  zu  Kirwan  in  Nordafrika.  Sehr  interessante 
Biographieen  des  Saadia^  Hai  und  R,  Chananel  hat  Rappoport  In  obiger 
Zeitschrift  geliefert. 

f)  Ueber  derRedaction  des  Talmuds  herrscht  Dunkel.  Sie  ist  ziem- 
lich Terunglückts  man  findet  hier  weder  Plan  noch  Auswahl.  Zur  ECnt- 
schuldigung  der  Redactoren  muss  jedoch  angeführt  werden,  dass  die  YöUige 
Redaction  nicht  auf  einmal^  sondern  zeitweise,  und  wie  es  scheint  von  von 
einander  mitunter  unabhängigen  Redactoren  (hierfür  sind  die  vor  den  wei- 
ter zu  erwähnenden  Geonim  lebenden  Saburoi  anzunehmen)  vor  sich  ging; 
femer  dass  sie  die  grosso  Masse  des  vorliegenden  Materials  nicht  zu  über- 
sehen, geschweige  denn  zu  überwältigen  vermochten. 
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dend  Ist.  also  nicht  der  reinen  Speculation  allein  angehört, 
anfnalira  *).  Aber  Epoclie  machend  war  das  Unternehmen 
eines  Gelehrten  des  12.  Jahrhunderts,  den  vorhandenen  Stoff 
in  ein  System  zu  bringen  und  einen  universellen  Codex 
herzustellen.  Moses  ben  Maimon  aus  Cordova,  bekannt  unter 
dem  Namen  Maimonides^  Romlam  (12.  Jalirh.),  dessen  Geist 
in  der  peripatetischen  Schule  ausgebildet  wurde  und  sich  die 
Aristotelische  Methode  der  logischen  Schematisirung  eigen  ge- 
macht hatte,  verfasste  mit  staunenerregender  Gelehrü^amkeit  und 
umsichtiger  Beherrschung  des  vorliegenden  Materials  sein  gros- 
ses Werk  Jad  Hachasaka^  in  welchem  er  das  Ganze  des  Ge- 
setzes, des  schriftlichen  (mosaischen)  und  mündlichen  (talmu- 
dischen), wiedergab,  in  diesem  Werke  stellte  er  die  Uesnltate 
hin,  ohne  auf  weitere  Disputationen  und  Erläutennigen  einzu- 
geiien,  ordnete  den  Stoff  mit  bewunderungswürdiger  Architec- 
tonik  nach  Abtheilungen,  Abschnitten,  Capiteln  und  Paragra- 
phen, so  dass  jeder  Gegenstand  in  gruppeuhafter  Formiruug 
aller  seiner  Einzelnheiten  um  ihn,  der  Species,  Divisionen  und 
Subdivisionen  um  ihr  Genus,  voilständig  und  erschöpfend  be- 
handelt wird.  Ein  Theil  (der  vierte)  dieses  Werkes  enthält 
das  Criminal-  und  Civilrecht '*'^);  und  liegt  hier  zuerst  ein 
Tollst'ändiger  Rechts  codex  vor.  Was  Maimonides  geleistet, 
wie  er  gleichsam  der  Scliopfcr  einer  systematischen  Darstel- 
lung der  talmudischen  Liehre  wurde,  kann  nur  durch  tieferes 
Eingehen  in  dieses  Werk  gewürdigt  werden,  zu  weichem  er 
die  Bausteine  aus  den  entferntesten,  oft  am  wenigsten  beach- 
teten Winkeln  der  fast  unübersehbaren  talraudischen  Literatur 
zusammengetragen  und  sie  mit*  ordnendem  umfassenden .  Geist 
zu  einem  Gebäude  zusammengefngt,  dem  keine  Zeit  ihre  Be- 
wunderung versagen  wird  ♦♦♦).  —    Doch  hat  dieses  Werk  auch 


♦)  R,  Ascher  aus  Tohdo  (14.  Jahrh.)  bearbeitete  weiter  dieses  Com- 
pendium,  und  werden  wir  auf  ihn  mehrmaU  zurückkommen. 

♦♦)  Mehrere  Puncte  des  Strafrerht«  werden  in  den  anderen  Tlieilen 
behandelt,  je  nachdem  das  Object  der  Strafe  (z.  B.  8abbatentweihung, 
Incesten  u.  dgl.)  dahin  gehören. 

♦♦♦)  Maimonides  verfaisste  noch  andere  treffliche  Werke,  unter  denen 
▼orz&glich  sein  Commenlar  zur  Mischna,  sein  Scfer  Ilammizwot  (Buch  der 
Gebote,  in  welchem  nach  einer  trefilichen  Einleitung  die  mosaiJichcu  Ge- 
bote  aufgezählt  werden)  und  die   philosophische  Schrift   Marc  ISebuchim 
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8cinc  Mängel:  es  ist  zu  sehr  Kunstwerk,  und  hängt  ihm  dalier 
sowohi  in  der  Anlage  als  in  der  Ausführung  raanclie  Uiivoll- 
Icommenheit  an.  Wenn  für  das  in  der  Praxis  Gellende  —  für 
Uituellcs  und  Civilrecht  —  ein  geschlossener  Codex  Uedürfniss 
war,  so  \^ar  er,  nacli  dem  ohen  Bemerkten,  für  Gegenstände, 
die  blos  der  Specuiation  angeliöreo,  nutzlos,  und  rausste  nur 
zum  Widerspruche  mit  sich  selbst  füliren.  So  stellt  Mairao- 
nides  im  Criminalrechtc  feste,  unabweiclibare  Normen  auf,  die 
weit  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleibeu  und  die,  wenn  sie 
aucli  in  der  Specuiation  auftauclitcn ,  auf  Anwendung  nipht 
Anspruch  maclieu  kömicn.  Das  Streben  des  Maimonides,  seinem 
Werke  die  mögllcliste  Vollständigkeit  zu  geben,  veranlasste  ihn 
ferner  Alles,  was  je  einem  taimudisclien  Autor  entfiel  und  viel- 
leicht nur  als  Ansiclit  hingeworfen  wurde,  hier  zusammeniu- 
tragen:  und  so  musste  vollends  das*  Criminalrecht  ganz  ent- 
stellt ersclicinea  und  das  Flüssige  der  Specuiation  sich  hier 
in  unbrauclibare  vertrocknete  Lelirsätze  verkörpern.  Zudem 
•konnte  die  talmudisclie  Forscluing  über  das  Strafrecht,  da  de 
nur  inuerlialb  der  Grenzen  des  alten  Gesetzes  sich  gehalten  und 
bedeutende  Lucken  zurückgelassen  hatte  (vgl.  oben  S.  45),  zur 
Unterlage  eines  nur  cinigcrmassen  vollständigen  Criminaicodei: 
nicht  dienen.  Maimonides  versuclite  zwar  an  manchen  Orten 
diese  Lücken  auszufüllen"^);  aber  wie  nothdürftig!  und  trat 
er  docli  gerade  hierdurch  aus  dem  taimudisclien  Criminalrecht 
heraus  ^^*)!  —  Einen  fernem  Mangel  zeigt  dieses  Werk  in 
seiner  Ausführung.  Der  Verfasser  hatte  keine  Quellenangabe  ' 
beigefügt,  noch  motivirte  er  durch  einen  Commentar,  was  ihn 
imter   den   häufig   dissentirenden    früheren  Meinungen   für  die 

(Führer  der  Verirrten)  zu  nennen  sind.  Auch  sind  von  ihm  wichtige 
Briefe  und  Responsen  vorhanden.  Maimonides,  der  Arzt  am  Hofe  des 
egyptischen  Sidtans  Saladdin  war,  i^t  auch  durch  medicinische  Schriften 
bekannt  y  worüber  ein  Aufsatz  in  Schmied^r«  Zeitschrift ,  Jahrgang  1845, 
von  M,  Steituchneider^  to  vergleichen  ist. 

^)  So  z.  B.  Roztaeh  c.  2.  §.  4.  5.    EduX  c.  18.  $•  6. 

'*^)  Es  wird  zwar  von  mancher  Seite  behauptet,  dasa  Maimomdes 
durch  sein  Werk  der  überhand  genommenen  Casuistik  und  der  Sacht  nach 
Spitzfindigkeiten  entgegentreten  wollte.  Allein  gerade  bei  einem  abge- 
schlossenen Werke  findet  die  Grübelei  und  die  Deutung  das  weiteste 
Feld;  und  es  erfuhr  Maimonides  selbst  bei  den  Späteren  am  meisten  die- 
ses Schicksal. 
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in  sein  Werk  aufgenommene  Meinung  bestimmt  Iiatte;  und 
wurde  dieses  Verfalireu  schon  von  einem  Zeitgenossen  *) 
strenge  gerügt  ♦♦). 

E.  Moses  aus  Coucy  (13.  Jalirh.)  verfasstc  ein  Werk 
Sefer  Mizwot  Gadol  (abbrevirt  Scniag)^  in  welcliem  er  die 
Gebote  und  Verbote  der  Sclirift  nacli  der  talmudiscbeu  Auf- 
fassung und  Ausijbung  mit  kurzer  Angabe  der  Stellen  und 
Moüvirung  erklärte.  Dieses  Werk  ist  sehr  nützlich  aber  nicht 
ausreichend,  da  der  Verfasser  nicht  auf  die  Einzelnheiten  uacli 
dem   Plane  seiner  Arbeit  eingehen  konnte. 

IXen  Mangeln  des  Maimonid*8chen  Werkes  ausweichend 
Terfasst6  Ä.  Jacob  hcn  Ascher  (14.  Jahrh.)  ein  Werk,  Tur 
genannt,  welches  In  vier  Theilen  das  Hitualgesetz  und.  das 
gangbare  Civil-  und  Eherecht  umfasste.  Maimonides*  Schema- 
tisirung  diente  ihm  hänfig  zum  Leitfaden;  doch  wus&te  er 
dessen  steriler  (und  dem  jüdischen  Forschungsgange  so  wenig 
entsprechender)  Trockenheit  dadurch  abzuhelfen,  dass  er  die 
Quellen  anführte^  die  vorzüglichsten  Meinungen  neben  einander 
atellte  und  die  Motive  seines  Urtheiles  aussprach  ***)•  Der 
vierte  Theil  dieses  Werkes  Ist  ausschliesslich  dem  Civilrecht 
gewidmet. 

R.  Joseph  Karo  (16.  Jahrb.),  der  einen  ausgebreite- 
ten Commentar  mit  sehr  reichen  Nachweisungen  und  von  aus- 
^rgewöhnlicher  Gelehrsamkeit  unter  dem  Namen  Bet- Joseph 
zu  dem  vorgedachten  Tur  verfasste  -{-),  mochfe  erkannt  haben, 
dass  dieses  Werk  trotz  seiner  Drauchbarkett  durch  die  Quel- 
knanfnhrung  und  Motivirung  sich  zu  einem  Codex  nicht  eigne. 
Er  bearbeitete  daher,  indem  er  obiges  Werk  nebst  dem  von  ihm 
liinzugefiigten  Commentar  als  Grundlage  nahm,  einen  Codex  mitcr 


'*')  üf  Ahraham  hen  David  aus  Pc«quiera,  der  M's.  Werk  mit  Bcbar- 
fen  kritischen  Glossen  begleitete. 

**}  Mit  ungemeiner  Bescheidenheit  spricht  Maimonides  selbst  in  einem 
seiner  Briefe  an  die  Gelehrten  zu  Lünel  über  diesen  Mangel  (vgl.  n*^:i2< 
dn^S^);  und  war  auch  sein  Vorsatz,  bei  langem  Leben  obigem  Werke 
eine  Quellennackweisung  beizufSgen. 

**^)  Er  nimmt  grösstentheils  die  Meinung  des  oben  8.  106  erwähnten 
B.  Aicher  zur  Richtschnur. 

f)  Karo  verfasste  auch  einen  Commentar  au  obigem  Werke  des  Mul- 
monides,  unter  dem  Nainea  Kesef  Mitchua* 
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der  Benennung  Sehulchan  Aruch^  der  (wie  bei  Maimoiiidcs) 
nur  die  Normen  allein  ohne  Quellen  und  Sfoiivfrung  (diese 
sind  im  Ttir  und  dessen  Commentar  aufsusucben)  {[ab.  Dieser 
Codex  umfasst  In  vier  Banden  RItualgesets,  Civilrecht  und 
Ehcrecht.  Ein  Zeitgenosse  Karo'd,  R.  Moses  hstrlsy  fügte 
zu  diesem  Codex  (ilossen  binzu,  welcbe  tbeils  Zusätze,  tbellt 
andere  Meinungen  als  die  von  Karo  im  Codex  angefubrten 
bringen  *)*  Der  das  CiTÜrecbt  umfassende  Tbeil  lieissl 
Choachen  Hanrnusckpat  (kurzweg  Ckosehen  Mischpai)  **)*  Die* 
ser  Cboschen  Ilammiscbpat  ist  nun  der  bei  den  jüdiscben 
Gerichten  zur  Geltung  gelangte  Recbtscodex;  und  wenn- 
auch  mancher  Paragraph  angefochten  wurde,  so  Ist  doch  all* 
gemein  die  AutorlUt  dieses  Codex  anerkannt.  Als  die  bedeu* 
tendstcn  Commentatoren  zum  Choschen  Ilammiscbpat  sind  za 
merken:  B.  Falk  Cohen  (16.  Jahrb.)  in  seinem  Werke  Setnoy 
and  JB.  Schabbatai  Cohen  (17*  Jahrb.)  in  seinem  Werke 
Schach  ***\  femer  R.  Dawid  Halewi  in  seinem  Werke  Türe  Sa- 
hab.  Eine  Ueberarbeitung  des  Schulchan  Aruch  übernahm  R. 
Mordeehai  3qfe  (16.  Jahrb.),  dessen  Werk  bekannt  unter  dem 
Namen  Lebuach.  R.  Joel  Serfrisch  (um  diese  Zeit)  verfasstc 
einen  Conunentar  zum  Tur^  unter  dem  Namen  Bajit  Cha- 
(lasch;  ferner  lieferte  i2.  Chajim  Benbenaste  (17.  Jahrh.)  unter 
dem  Namen  iTe^ie^e^  JVage^o^  einen  Commentar  zum  Tur  u.  A. 
m.  —  Als  Verfasser  eines  Commentars  zum  Choschen  Misch* 
pat  Ist  noch  zu  nennen  der  scharfsinnige  R,  Jonathan  Eibe^ 
schütz  (vor.  Jahrh.)  in  seinem  Werke    Vrim   Wctwninu 

Dieses  für   die   endliche  Gestaltung    des  Codex.     Unter 
den  Gelehrten,  die  durch  ihre  Erklärungen  und  Forschungen 


'*')  luerls  gibt  xomeist  das  Rituale  a.  s.  w.,  wie  es  sich  unter  den 
deutschen  und  polnischen  Juden  ausgeprägt;  die  morgenländischen  and 
italienischen  Juden  halten  sieh  an  den  Codex  des  Karo. 

*^)  Diesen  Titel  fQhrt  auch  der  das  CiTÜrecht  umfassende  Theii  des 
Tut,  und  man  setzt,  wenn  aus  diesem  cithrt  wird,  das  Wort  Tur  zur  Un- 
terscheidung. Ueberhaupt  nahm  Karo  die  Benennungen  der  Tbeile  des 
Tur  auch  auf  die  Theile  seines  Codex  herüber,  folgte  dem  Tur  auch  in 
der  Capitelabtheilung,  theilte  aber  in  Paragraphen  ein  und  nnterscheidet 
sich  hierdurch  Tom  Tur ,  der  In  den  ersten  drei  Theilen  keine  Paragra- 
phen, in  dem  letzten  Theile  {Chotehen  Muchp.)  andere  Paragraphenab- 
theilung  als  Karo  hat 

***}  Dieses  sind  Abbreviatoren  für  grössere  hebräische  Attfschriften. 
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einen  grossen  Einflnss  auf  die  Ausbildung  des  Rechts  fibt^n, 
und  von  deren  Meinungen  Tur  und  Karo  sowie  der  Verfasser 
der  Glossen  (und  früher  beziehungsweise  Maimonides)  bestimmt 
wurden,  sind  ausser  den  oben  gedachten  Geonim  und  anderen 
Gelehrten*)  noch  zu  nennen:  R»  hack  ben  Oiat  (11.  Jahrb.), 
Ä.  Joseph  ben  Mcir  Ibn  Megas^  Lehrer  des  Maimonides  (II. 
Jahrb.),  JR.  hack  ben  Rüben  Albarceloni  (11.  Jahrb.)  hinter- 
Hess  ein  Werk:  Schaare  Schebnot  (wovon  weiter  2.  Abschnitt  1. 
Titel);  R,  Jehuda  Barceloni^  R,  Salomon  Jizchali  (11.  Jahrb.), 
bekannt  unter  dem  Namen  Rasclii  und  ausgezeichnet  durch 
seinen  an  logischer  Kiirze  und  Bündigkeit  bisher  unübertrof- 
fenen Commentar  zu  den  meisten  Theilen  des  Talmud;  die 
Verfasser  der  Tosefot^  d.  i.  erläuternder  Zusätze  und  Erklä« 
nmgen  zum  Talmud  (12.  und  13.  Jahrb.);  diese  Verfasser, 
von  denen  wir  herausheben:  R.  Samuel  ben  Meir^  Ä.  Jizschal: 
ben  Meir^  R,  Jacob  ben  Meir^  R.  Jehtida  ben  Nathan^  R.  Jizsehak 
der  Aeltere  ii.  a.  bildeten ,  sich  um  Raschi  reihend,  die  fran- 
zösische Schule;  (die  oben  zuerst  genannten  Autoren  und  die 
hier- unmittelbar  folgenden  Autoren  sind  Spanier);  R.  Abra- 
ham ben  Davide  der  scharfsinnige  Kritiker  des  Maimonides, 
der  noch  andere  Werke  schrieb;  R.  Serachja  Halcwi  (12. 
Jahrb.),  Verfasser  des  Buches  Ilammaor^  enthalt  kritische 
Bemerkungen  zum  Alfasi;  R.  Meir  bcji  Todros  Halewi  aus 
Toledo  (12  —  13.  Jahrb.),  R.  Jona  aus  Gerona  ( 12  —  1 8. 
Jahrb.),  R,  hack  (12 — 13.  Jahrb.),  Verfasser  des  Buches 
Ilaittur^  R.  Moses  ben  Nachmann  (13.  Jahrb.),  bekannt 
unter  dem  Namen  Ramban^  einer  der  scharfsinnigsten  Ge- 
lehrten (auch  als  Commentator  des  Pentateuchs  berühmt), 
von  dem  sehr  geschützt  seine  Erläuterungen  zu  manchen  Thei- 
len des  Talmuds  (Jebamot^  Baba  Bafra\  seine  Apologie  des  AI- 
fast  ge^cn  den  vorgedachten  R.  Seiachja^  und  ist  er  überhaupt 
einer  der  IVuchtbarsten  Schriftsteller ;  R,  Salomon  ben  Abra- 


^)  Von  H.  llax  Caon  besitzen  ^ir  noch  als  gehr  wichtig  für  das 
Civilrecht  die  Bücher  Mekach  Umimkar  und  Mischptc  Schchuot^  beide 
aus  dem  Arabischen,  in  welcher  Sprache  R,  Hai  diese  Werke  vcrfasst 
hatte,  übersetzt.  Mehr  hierüber  weiter  im  zweiten  Abschnitt.  Der  eben- 
falls oben  gedachte  R,  Chananel  hatte  die  für  das  Civilrecht  sehr  wichtigen 
Werke  Sefer  Hammikzoot  und  i$e/er  Chefez  verfasst,  die  verloren  ge{;an- 
gen  und  von  denen  nur  Citate  bei  Autoren  vorkommen. 
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ham  ben  Aderet  (13 — 14.  Jalirli.),  Sjnago^enbaupt  %u  Barce- 
lona, durch  hohen  GeUt  und  Gelehrsamkeit  über  seine  Zeiige* 
nossen,  die  aligemein  sein  Ansehen  anerkannten,  hervorragend, 
schrieb  sehr  geschitzte  Erläiiterangen  zu  mehreren  Theiien 
des  Talmuds  und  eine  Art-  Codex  {Torat  Habbajit)  über 
manche  Tiieile  des  Ilitueilen;  It.  Nissim  (14.  Jahrb.),  bekannt 
tlurch  seinen  Commcular  zu  Alfasi  und  andere  Werke ;  R.  Vidai^ 
bekannt  durch  einen  sehr  concisen  und  scharfsinnigen  Commeu« 
tar  zu  Maimonides,  Maggid  Mhchnai  R.  Baru^h  ben  hack  (13. 
Jahrb.),  Verfass.  des  Sefer  Hattruma;  R.  Samuel  Ilassardi^  Vcr- 
fass.  des  Scfer  Ilatirunwi  (13.  — 14.  Jalirh.);  R.  Baruch  ben  Sa* 
muel  (13.  Jahrb.),  Verf.  de«  verloren  gegangenen  Sefer  Uachoch- 
ma;  R*,  Meir  ben  Baruch  aus  Rothenburg  (13.  Jalirh.),  Lehrer  dei 
R^  Ascher  *)  und  des  i?.  Mordechai  benHillel^  Verfassers  des 
Buches  Mordechai^  das  reich  an  Entsclieidungen  über  Ritual-  und 
Civilsachen  ist  und  riele  Ansichten  anderer  Gelehrten  bringt;  JS« 
Isack  aus  Wien  (14.  Jahrb.),  Verfasser  des  nur  noch  im  Manu- 
Script  vorhandenen  Buches  Or  Serua  u.  A.  Diese  Gelehrten  (\onR, 
Baruch  ben  hack  an)  bilden  die  deutsche,  der  französisclicn  sieb 
nähernde  Schule.  Noch  sind  sehr  viele  andere  Gelehrte  zu  nennen, 
deren  Namen  sich  theils  in  selbstständigen  Werken,  theils  in  Cita- 
ten  bei  anderen  Autoren  erhalten  haben;  es  herrschte  trotz 
des  ungemeinen  Druckes  von  aussen  die  grösste  Geistesregsam- 
keit, bekimdete  sich  ein  kräftiges  iimeres,  durch  Gesetz  und 
Studium  gehobenes  Leben,  dessen  Frische  die  unsägiiclisten  Lei- 
den nicht  hcrabzudrücken  vermochten 

Für  das  Recht  sind  ferner  ungemein  wichtig  die  In  Re- 
spoTisen  niedecgelegtcn Entscheidungen  und  Erklärungen;  und  sind 
ausser  Responsen  der  Geomm^  von  denen  sich  nur  Bruchstücke 
erhalten,  hier  vorzi'iglich  zu  nennen:  Response  des  ü«  Jacob 
Tarn ,  Respans.  des  Moses  ben  Nachmann ,  Respons*  des  Meier 
aus  Rothenburg  (^on  denen  mehrere  das  Civilrecht  betreffende 
bei  Maimonid.  4.  Tbl.  hinten  angehängt),  Respons.  des  Salonum 
ben  Aderet  (ausgezeichnet  durch  Concinnität  und  Klarheit;  wir  be- 
sitzen noch  von  diesem  Gelehrten  an  4000  Respons.  verschiedenen 
Inhalts),  Respons.  des  Ascher  ben  Jechiel;  Respons.  des  R,  Nissim. 

*)  ygl*  oben  S.  106.    Dieser  R.  Ascher  fluchtete   aus  Deutschland 
und  ^ing  nach  Toledo,  wo  er  Synagogenoberhaupt  wurde. 
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Q.  A.  —  Aas  einer  etwas  spätem  Zeit:  Respans.  des  B.  haek  ben 
Scheachet  (Ende  des  14.  Jahrh.))  sehr  geachtet  und  oTi  normt- 
rend;  Respani.  des  R.  Simon  ben  Zemach  Duron  (jungem 
Zettgenossen  des  Vorigen),  Respona.  des  R.  Josef  Kolon  (15. 
Jahrh.),  Respona.  des  R.  Juda  Minz  (Zeitgenossen  des  Vori- 
gen), Responsm  des  R.  Josef  ben  Leb  (16.  Jalirh.),  Respona. 
des  R.  Salomon  Luria  (16.  Jahrh.),  Reapons.  des  R.  Moses 
Isserls  (Verfassers  der  Glossen  zum  Codex,  und  jüngeren  Zeit- 
genossen des  Vorigen),  Respona.  des  R.  Mehr  aus  Padua  (laaerls 
Zeitgenosse),  Reapona.  des  R.  Joel  Sirkeach^  Reapona.  des  R. 
Meir  ans  Lublin  u.  A.  m.  Diese  Responsen  sind  auch  sehr 
wichtig  für  die  damalige  Zeitgeschichte,  so  wie  sie  einen  tiefen 
Einblick  In  die  Weiterbildung  des  Rechts  gewahren*). 


*)  Von  chrbUichen  Autorea  haben  über  talmadische  Prooessordnnng  gc- 
icfarieben  (das  talmadiBche  Recht  wurde  von  dieser  Seite  noch  nicht  bearbei- 
tet) :  Seiden  de  Stfnhedriii  Hehraeor.  3.  Tom.  Land.  1653  (ein  fleissigcs  Sam- 
melwerk, doch  ohne  tiefer  auf  den  Geist  einzugehen).  IJ.  Reland  de  Syn- 
kedrii»  (in  seinen  jinti^iiU  veterum  Rhraeor.  Trojeet.  1717).  C.  Sigo- 
mua  de  Repuhlica  Hebraeor,  Lugdu,  1701.  Cunaeu»  de  Republ.  Hebraeor, 
V.  A.  —  J.  P.  Michaelii  schrieb  mosaifcAet  Rechte  6  Thle.,  wobei  er  aber 
auf  das  tahnudische  Recht  Iceine  Rücicsicht  nahm,  ja  sich  ausdrüclclich  da- 
gegen verwahrte.  (Befremdend  ist,  dass  manche  Rechtsgelehrte  bei  in  der 
Praxis  vorkommenden  Fallen  des  jüdischen  Eherechts  sich  auf  Michaelis  be- 
rufen, obschon  derselbe  das  jüd.  [talroudische]  Recht  durchaus  perhorrescirt.^ 
—  Manches  über  die  talmudi«che  Processordnung  findet  sich  auch  bei  Schrift- 
•steilem  zum  N.  T.,  wie  bei  H.  Grofiais,  Lightfoot  u.  A.;  in  der  Uebcr- 
setcung  der  MUchna  von  Surenhuisj  femer  in  Schriften  über  jüdische 
Alterthümer,  bo  bei  de  Weite  (in  dessen  Lehrbuch  der  hebr.-jüd.  Archäo- 
Iogie)y  IViner  (Reallexicon)  u.  A.  Zu  merken  ist  auch  «P/storet,  Moysc 
eanaideri  eomme  L^gMaieur  et  comme  MoralUte.  Paris,  1788.  Ueber 
frühere  Rechtsverhältnisse  und  Gerichte  der  Juden  in  Deutschland :  J.  T, 
FhekeTy  Camment.  de  Btatu  et  juriidietione  Judaeorum.  Argenior.  1763. 
Jo.  SigUm,  Thiel ,  prineipia  jurispr,  Judaicae  per  Gcrmaniam  communis 
Hai.  1790.  Ferner  Mehreres  bei  J.  /I.  lioehmer  Jur,  Ecdcs,  Protestant, 
und  in  einzelnen  Dissertationen,  deren  manche  weiter  werden  angeführt 
werden. 


Ber  gerichtliche  Beweis 

nach   mosaisch-talmudischem   Rechte. 


Der  gerichtliche  Beweis  des  mosaisch-talmudischeti  Rechts 
zerrällt  in  zwei  Classcii,  deren  eine  die  sowohl  in  CriminaU  als 
Civilfallen  anwendbaren  Bewel^arten,  die  andere  die  nur  in  Ci- 
vilföllen  anwendbaren  Beweisarten  umfasst.  Zur  ersten  Classe 
gehört  der  Beweis  durch  Zeugen;  zur  zweiten  Classe: 
Eid^  Geständniss,  Urkunden,  und  der  Bcwcisausder 
zu  Gebote  stehenden  bessreu  Einrede   (Miggo). 

Erster  AbschnUf;. 

Der  Beweis  durch  Zeugen  ist  allein  der  allgemein 
anwendbare  Beweis.  Hierbei  kommt  in  Betracht  zu  ziehen: 
I.  Voüständigkeit  des  Zeugnisses  und  die  Verpflichtung  es  ab- 
zulegen; II.  Vernehmung  der  Zeugen;  III.  Berähigung  zur 
Ablegung  des  Zeugnisses. 

Ersles  CapiteU 

Vollständigkeit  des  Zeugnisses   and   die  Verpflichtung  es 

abzuliegen. 

§.  1. 

Zwei  in  ihren  Aussagen  übereinstimmende  Zeugen  liefern 
sowohl  in  Criroiual-  als  in  Civilfallen  einen  vollständigen  Beweis. 

§.  2. 
Die  Aussage    Eines  Zeugen    beweiset    nicht  In  CriminaU 
fillen;   in   Civilfallen    veranlasst  sie   einen  Eid  oder    entbindet 
,   TOQ  demselben. 

§.  3. 
Die  Aussage  Eines  Zeugen  gilt,  wenn  sie  sich  nicht  anf 
eine  Anklage  sondern  auf  einen  Umstand  beziehet,  in  manchen 
Fillen  als  vollstlndiger  Beweis. 

8* 
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§.  4. 
Nur    das    freiwillig    abgelegte    Zciigniss    hat    Beweiskraft. 
Das   erzwungene  Zeugnis»^    8o  wie  das    Zengni«!»^    für    dessen 
Ablegung  Bezalilung  genommen   wurde,  ist  ungültig. 

§.  5. 
Nur  das    mündliche  vor  Gericht    abgelegte  Zeugniss    hat 
Beweiskraft. 

§.  6. 
Eine  Zeugenaussage  über  Nichtwissen  Ist  in  den  meisten 
Fallen  imerheblich  und  übt  keinen  Eififluss  auf  den  Beweis. 

§•  7. 
Das  Zeugniss  muss  in  Gegenwart  des  Beklagten  abgelegt 
werden;  jedoch  wird  bei  Civilsaclien  bei  dringenden  Umstanden 
das  Zeugniss  auch  in  Abwesenheit  des  Beklagten  angenommen. 

§.  8. 
Jeder  zur  Ablegung   eines  Zeugnisses  Beßhigte  ist  ver- 
pflichtet Zeugniss  abzulegen:  luid  enthebt  kein  Stand  Ton  die- 
ser Verpflichtung. 

§.  9. 
Die  Verpflichtung    Zeugniss    abzulegen   ist    bei  Criminal- 

aachen  absolut;    bei  Cirilfallen   tritt  sie  auf  Aufforderung  der 

Partei  ein. 

■        §.  10. 

In  Criminalfallen  hat  nur  das  Zeugniss  Beweiskraft,  das 
auf  unmittelbarer  Anschauung  beruhet. 

§.  11. 

Der  Zeuge   darf  weder  eine    absolute  noch  eine  relative 
Unwahrheit  aussagen. 

§.  12. 
Das  Zeugniss  ist   sowohl    in  Criniinal-  als  in  Civilsachen 
nur  dann  vollständig,  wenn  jeder  Zeuge  die  ganze  Thatsache 
bezeugt. 

§.  13. 
In  Crimlnairällen  erhält  das  Zeugnis»  nur  durch  gemein- 
schaftliches  Mitwiasen    der   Zeugen    Gültigkeit;    In   CiTÜfallen 
bedarf  es  nicht  eines  solchen  Mitwissens. 

§.  U. 
Das  Zeugniss  wird   nicht  nach    der  Menge  der  Zeugen 
Bondem  nach  seiner  Vollständigkeit  abgewogen. 
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Zweites  Capitel. 

Vernehmung;    der    Zeugen. 

§.  15. 

Der  ZeiigenTernehfiiung  gehen  einige  VorfragiMi  voriiH, 
ferner  die  Admonition,  nichts  als  die  Wahrheit  zu  sagen,  aber 
auch  sie  nicht  zu  Terschweigen. 

§.   16. 

Das  Zeugenverhor  mnss  mit  grosser  Vorsicht  angestellt 
werden/  und  musa  der  Richter  jede  Suggestion  vermeiden.  ^  Dio 
Zeugen  werden  einzeln  vernommen. 

§.  17. 
In  Criminalfaüen  wird  der  Zeuge  auf  Haupt-  und  Neben- 
umstände  befragt.  Hauptumstände  bilden  nach  vorangegange- 
ner Constatirung  des  Thäters :  Zeit  und  Ort  der  Begebenheit, 
und  was  sonst  mit  dem  Factum  wesentlich  coharirt.  Ihm 
Adhirirendes  bildet  einen  Nebenumstand.« 

§.  18. 
Weiss   der  Zeuge  nicht  Auskunft  über   einen  Haiiptiim- 
stand,  so   ist  das  Zeugniss  ungültig. 

§.  19. 
Widerspruch  der    Zeugen    sowohl    in  Haupt-  als  Nebeu- 

umstanden  macht  das  Zeugniss  ungültig. 

§.  20. 
Widerspruch  in  der  Zeit«,  in  so  fern   ihm  ein  leicht  zu 
begehender  Irrthum  zu  Grunde  liegt,  hebt  bei  sonstiger  Ueber- 
einstimmung  nicht  das  Zeugniss  auf. 

§•  21. 
Bei  vielen  ein  Zeugniss  gemeinschaftlich  Aussagenden 
hebt  das  Nichtwissen  eines  Ilauptumstandes  das  Zeugniss  nicht 
auf,  wenn  noch  eine  genügende  Zeugenanzahl  zurückbleibt,  die 
über  diesen  Hauptumstand  Auskunft  gibt;  Widerspruch  eines 
dieser  Zeugen  aber  hebt  das  ganze  Zeugniss  auf. 

§.  22. 
In   Civilfällen,  so  wie  bei  dem  Zeugnisse  über  den  Tod 
eines  Ehemannes   bedarf  es   nicht  des   strengen  Verhörs  li 
Iltupt-   und  Nebenumstande. 
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§.  23. 
In  Civilfallcn    macht  Widerspruch  in    den   Haiiptiimstau- 
den  das  Zciigniss  ungültig;   NichtwiS8en    aber  in    den  Haupt- 
und  Widerspruch  in  den  Nebenumständen  hebt  nicht  das  Zeug- 
niss  auf. 

§.  24. 
Die  Zeugen  brauchen  weder  in  Criminal-  noch  in  CiviU 
fallen  ihre  Aussage  durch  einen  Eid  su  bekräftigen. 

§.  25. 
Ist  ein  Zeuge  dem  Richter  verdächtige  so  kann  er  auch 
in  Clvilfalien    das  Verliör    verschärfen.     Ebenso  können  nach 
Umständen  Zeugen  zur  Ablegung  eines  Eides  angehalten  werden. 

§.  26. 
Ist  der  Richter  der  Sprache   des  Zeugen    TÖllig   unkun- 
dig, so  kann  er  nicht  durch  einen  Dolmetscher  dessen  Aussage 
annehmen. 

§.  27. 
Die  Zeugen  können  nicht  nach  beendigtem  Verhöre  ihre 
Aussagen  widerrufen.  •  Jedoch  verfallen  sie  in  Civilsachen  durch 
den  Widerruf  in  Schadenersatz. 

§.  28. 
Wenn  der   Richter  die  innere  Ueberzeugung  hegt,    dass 
das  Zeugniss  falsch  sei,  so  darf  er  kein  Urtheil  fällen. 

Wenn  eine  Partei  mehrere  Parteien  Zeugen  gebraclit, 
deren  Aussagen  als  falsch  befunden  worden,  so  ist  es  ihr  den- 
noch gestattet,  andere  Zeugen  zu  bringen. 

§    30. 

Die  Beweisführung  liegt  dem  Kläger  ob;  in  CivilfdUen 
unter  manchen  Umständen  dem  Beklagten. 

.Drittes  CapiteL 

Befähigung   zur  Ablegong  eines   Zeugnisses. 

§.  81. 

Der  freie,  an  Geist  und  Körper  gesunde,  und  sowohl  in 
religiöser  als  moralischer  Ilinaicht  unbeaehoitene  Mann  bildet, 
in  so  fem  er  nicht  mit  einer  der  Partien  verwandt  ist,  oder 
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iliiii    aus    dem   Zeug^iiisse    ein   Vor-  oder   Nachtheil    entstehet, 
einen  ciasaiachen  Zeugen. 

§.  32. 
A.  Unfi&hige  Zeugen  durch  Geschlecht,  Stand  und  Alter 
sind:  a)  Frauen;  b)  Sdaven;  c)  Kinder;   d)  Hermaphroditen. 

§.  33. 
Frauen,    Selaven   und   Hermaphroditen    bilden    in    jenen 
Fällen,  wo  Bin  Zeuge  volle  Beweiskraft  hat,  classlsche  Zeugen. 

§.  34. 
Auf  das  Zeugniss  eines  der  im  vorigen  Paragraph  benann- 
ten Zeugen  gegen  die  Glaubwürdigkeit  einer  Partei  kann  der 
Richter   nach  Ermessen  dieser  Partei  die   auf  sie  fallende  Ei- 
desieiiitung  verweigern. 

§.35. 
Frauen  können    auf   eivilrechtliche    Vorfalle,    bei    denen 
männliche  Zeugen  nicht  gegenwärtig  su  sein  pflegen,  Zeugniss 
ablegen. 

§.  3& 
Knaben  treten  mit  hervorbrechenden  Pubertatszeichen 
nach  zurückgelegtem  dreizehnten  Jahre  in  den  Stand  der  Gross*- 
jalirigkeit^  und  sind  dann  classische  Zeugen.  Bei  Zeugniss 
über  Grundstücke  wird  jedoch  auch  erfordert,  dass  der  Zeuge 
mit  Gescliäften  dieser  Art  vertraut  sei. 

§.  37. 
Der  Erwachsene  kann  nicht  Zeugniss  ablegen  über  das, 
was  er  in  seiner  Kindheit  wahrgenommen.  Doch  ist  bei  Re- 
cognition  von  Urkunden  ein  solches  Zeugniss  imter  manchen 
Umständen  gültig.  Auch  wird  ihm  bei  minder  wichtigen  Be- 
gebenheiten Gültigkeit  zugestanden. 

§.  sa 

Ein  von  Kindern  erzähiungsweise  vorgebrachter  Bericht 
hat  Gültigkeit  bei  dem  Zeugnisse  über  den  Tod  eines  Ehe- 
mannes, und  sonst  in  manchen  minder  wichtigen  Fällen.  4 

%.  39. 
B.    Unfähige   Zeugen   wegen   geistiger  oder   körperlicher 
Gebrechen  sind:  a)  Wahn-  and  Blödsinnige;  b)  Taubstumme; 
c)  Blinde;   d)  Stumme;  e)  Taube. 

§.  40. 
Temporäre  mit  Geistesabwesenheit  verbnndene  Krankheit 
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ten  machen  zwar  das  Zeugnias  in  den  lichten  ZwiachenriLumen 
nkht  ungültig;  doch  bedarf  es  hierbei  aehr  des  vorsichtigen 
Ermessens  des  Richters. 

§.  41. 
Der  vom  Wahnsinn  Genesene  kann  Zeugniss  ablegen  über 
das,  was  er  in  dem  frühern  gesunden  Zustande  wahrgenommen. 

§.  42. 
Ueber  das  Zeugniss  eines  in  manchem  (niederem)  Grade 
Blödsinnigen,  so  wie  über  das  Zeugniss  sehr  unbesonnener  und 
leichtsinniger  Menschen  entscheidet  das  Ermessen  des  Richters. 

§.  43. 
C     Unfähige   Zeugen   in    religiöser   Hinsicht    sind  Jene, 
die  den  Glauben  nicht  anerkennen  oder  ihm  entgegenhandeln. 

§.  44. 
Die    Uebertretnng    eines    allgemein    belcannten    biblischen 
Verbotes,  worauf  Geisseistrafe  erfolgt,  macht   biblisch  unfähig 
Bum  Ablegen   eines  Zeugnisses. 

§.  45. 
Bei  der  Uebertretung  eines  minder  bekannten  biblischen 
Verbotes  wird  der  Uebertreter  nur  *  dann  unfähig,  wenn  vorher 
an  ihn  eine  Verwarnung  ergangen  ist. 

§.  46. 
Die  Uebertretung   eines   biblischen    Verbotes    macht  von 
der  Zeit  des  Vergehens  an  jedes  Zeugniss  ungültig. 

§.  47. 
Verdacht  der  Uebertretung  hebt  nicht  die  Glaubwürdig- 
keit auf. 

§.  48. 
Der  durch  Uebertretung   eines  Verbotes  unfähige  Zeuge 
wird  durch  erlittene  Strafe  fähig  zum  Zeugnisse. 

§.  49. 
^  D.    Unfähig  in  religiös  -  moralischer  Hinsicht   macht  der 

ungerechte  Gelderwerb,  als:  Raub,  Diebstahl,  Verleihen  auf 
Zinsen,  Ableugnung  eines  Pfandes  und  dergleichen  mehr;  fer- 
ner Meineid,  Ableguug  eines  falachen  Zeugnisses. 

§.  50. 
Uebertretung  eines  nichtbiblischen,  auf  Geldvortheil  sicli 
beziehenden  Verbotes  macht  unfähig  zum  Zengen. 
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§.  51. 
Wer  etnem  anwürdi^en  Gewerbe  obliegt  alg  Wfirfel^pie- 
1er  TOD  Profession,  ferner  der  von  Profession  Wetten  auf  Thier- 
kämpfe  anstellt,  ist  nach  vonugeg^angener  Verwarnung  ein  un- 
fähiger Zeuge. 

§.  52. 
Wer  wie  §.  50.  51.  unfähig   wurde  ^   der   wird    als  sol- 
cher öffentlich  Terkiindet,  und  tritt  erst  von  der  Zeit  der  Ver- 
kündigung die  Unfähigkeit  ein. 

S-  53. 
Bei  den  §.  49 — 51.  benannten  unfähigen  Zeugen  genügt 
nicht  die  Zurückerstattung  des  unrechten  Gutes,  sondern  müs- 
sen   thatsächliche    Beweise    ihres    gebesserten    Lebenswandels 
vorliegen. 

Der   rolle,    verwahrlost^    Gesell   und    Sitte   verletscnde 
Mensch  ist  unfähig  ein  Zeugniss  abzulegen. 

§.  55. 
Mit  einem  unfähigen  Zeugen  (§.  43 — 54.)  darf  Niemand 
lusammen  Zeugniss  ablegen. 

§.  56. 
Zeugen,  die  bei  einer  andern  Gelegenheit  gegen  einander 
aussagten,  können  nicht  zusammen  Zeugniss  ablegen. 

§.  57. 
£•   Verwandte    des   ersten    und    zweiten    Grades  können 
weder  für   noch  gegen  einander  Zeugniss  ablegen. 

§.  58. 
Gatte    und    Gattin    bilden    ebie    Verwandtscliaft    ersten 
Grades. 

§.  59. 
Der  mit  dem  Gatten  im  ersten  oder  zweiten  Grade  Ver- 
wandte ist  lo  Beziehnng  zu  dessen   Gattin,  und  der  mit  letz- 
terer  in  solchem  Grade  Verwandte  ist  in  Beziehung  zu  dem 
Gatten  ein  unfähiger  Zeuge. 

§    60. 
Schwager  sind  zu  einander  unfähige  Zeugen. 

§.  61. 
Der  Tod  des  Gatten  oder  der  Gattin  hebt  die  jenseitige 
Verwandtschaft  z-uf. 
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§.  62. 
Verlobte  sind  zu  einander  unfähige  Zeugen. 

§    63. 
Eltern    sind    stilSuige   Zeugen   aber   Geburt   und   Erb- 
schaftssachen  der  Kinder. 

§.  64. 
Ueber    eine    Walirnehmon^    vor   eingetretener  Vemandt- 
schaft  kann  nicht  der  Verwandte  Zeo^isa  ablegen. 

§.  65. 
Eine  an  zwei  Personen  gerichtete  und  von  mit  einer 
dieser  Personen  verwandten  Zeugen  unterschriebene  Urlcunde 
ist  ungültig.  Enthalt  aber  die  Urkunde  zwei  verschiedene 
Objecte,  so  ist  sie  hinsichtlich  der  Person,  mit  der  die  Zeugen 
nicht  verwandt  sind,  gültig. 

Die  Zeugen  dürfen  weder  unter  einander,  noch  mit  dem 
Richter  oder  dem  Bürgen  verwandt  sein. 

§.  67. 
Der    Beschädigte    ist,    in    sofern  ihm  aus  seinem   Zeug- 
nisse kein  Vortheil  erwachst,    ein    gültiger    Zeuge  gegen  den 
Beschädiger.      Ebenso    sind    die    Verwandten    des  Ermordeten 
gültige   Zeugen  gegen  den  Morder. 

§.  68. 
f.    Der    Zeuge    darf  durch  keinen  Vor-   oder  Nachtheil 
irgend  einer  Art  bei  dem  Objecto  des  Zeugnisses  betheiligt  sein. 

§.  69. 
Der    Glaubiger    so  wie  der  Bürge  kann  auf  das  Grund- 
stück des  Schuldners,  wenn  derselbe  ein  anderes  nicht  besitzt, 
nicht  zu  dessen  Gunsten  Zeugniss   ablegen. 

§.  70. 
Der  Pachter  kann,  so  lange  er  noch  Früchte  auf  dem 
gepachteten  Felde  hat,  nicht  Zeugniss  für  den  Pachtherrn 
iber  das  Feld  ablegen.  Ebenso  kann  nicht  der  Miethraann, 
wenn  er  schon  die  Miethe  entrichtet  hat,  Zeugniss  für  den 
bisherigen  Besitzer  über  das  Haus  leisten. 

§.  71. 
Bei  Gemeingut  einer  Commun  kann  kein  zu  dieser  C^m- 
rouB  Gehörender,  so  er  nicht  jedem  Ansprüche  auf  die  gemein- 
schafilicfie  Nutsnieaaung  entsagt,  Zeugniss  ablegeo. 
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§.  72. 
Der  Verkäufer  kann  nur  unter  befichrankten  Umstün- 
den dem  Kaufer  hinsichtlich  des  erkauften  Gutes  Zeugiiiaa 
ablegen.  Diesea  gilt  auch  Ton  Jenen,  die  gemeinschaftlich 
Grundstlicke  besassen  und  die  Gemeinschaftlichkeit  aufgelöat, 
in  Bejuehung  zu  diesen   Grundstücken. 

§.  73. 
Wer   in    einer   Angelegenheit    einen  Reinigungseid  absu- 
leisten  hat,  der  kann  in  ihr  nicht  Zeugniss  ablegen. 

§.  74. 
Vormünder  in   Sachen  der  Pupillen  sind  fähige  Zeugen, 
Der  Richter   kann    bei    minder  wichtigen  Umstanden  Zeugniaa 
ablegen;   femer  der  Bote,    in  sofern  er  nicht  bei  der  Ange- 
legenheit interessirt  ist 

§.  75. 
Bei  Civilprocessen  können,  wenn  die  Parteien  damit  ein- 
verstanden   sind,    unfähige    Zeugen    ab   giütige    angenommen 
werden. 

§.  76. 
Communen  können  in  ihren  Angelegenheiten,  von  den  ge- 
setzlichen  Formen  abweichende  Einrichtungen  hinsichtlich  der 
Annahme  Ton  Zeugnissen  und  Zeugen  treffen. 

'   §.  77. 
Freundschaft  und  Feindschaft  machen  nicht  unfähig  zum 
Zeugnisse. 

Zweiter  Albschnitt« 

Beweismittel  nur  in  Civil-  aber  nicht  in  Criminalfallcn 
sind:  Eid,  Geatändniss,  Urkunden  und  die  zu  Gebote 
stehende  bessere  Einrede  (Miggo). 

Erster  Titel. 

Eid. 

§.  78. 
Eid  ist  die  Behauptung  einer  Thatsache  unter  feierlicher 
Anrufung  Gottes  als  des  Urquelles  der  Wahrheit. 
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§.  79. 

Der  eigentliche  gerichtliche  Eid  ist  der  Reinigungs- 
eid  und  wird  er  iu  folgenden  drei  Fällen  geleistet:  a)  bei 
einem  theilweisen  Oeständniss;  h)  bei  der  Aussage  eines  Zeu- 
gen tu  Gunsten  des  Klägers;  c)  bei  dem  Abhandenlcominen 
in  Verwahrung  gegebener  Gegenstände.  Dieser  Eid  wird  der 
biblische  genannt. 

§.  80. 

Es  wird  aber  in  mehreren  Fällen  dem  Producentcn  ein 
Eid  zuerkannt,  und  dieser  Eid  (Ergänzungseid)  wird  der 
mischnischc  genannt. 

§.  81. 
Der  Reinigungseid  muss  zuweilen  auch    in  Fällen,    wenn 
der  Producent   nicht    mit  auf  einer  auf  Gewissheit  gegründe- 
ten   Klage    liervortritt ,    geleistet    werden.      Auch   dieser  Eid 
(Manifestationseid)   wird  der  mischnische  genannt. 

§.  82. 
Dem    Producten    wird    zuweilen,   auch    wenn    gegen    die 
Wahrhaftigkeit   seiner  Einrede  ein  erheblicher  Verdacht  nicht 
vorliegt,  ein  Eid  zuerkannt.      Diesen  Eid   nennt  man  den  rab- 
hinischen  (Eid  der   Lehrer). 

§.  83. 
Der   biblische    und    mischnische    Eid    wird    nnter  Aiifaa- 
sang    eines    heiligen    Gegenstandes    (Bibel)   Und   der  Anrufung 
Gottes,  der  rabbinische  Eid  ohne  Anfassung  eines  heiligen  Ge- 
genstandes und  Anrufung  Gottes  geleistet. 

Wenn  Jemandem  ein  Eid  zuerkannt  wurde,  so  kann  er 
bierdurch  zur  Eidesleistung  über  andere  Klagepuncte  angehal- 
ten werden,  die  sonst  nicht  Gegenstand  eines  Eides  sind.  !)ie^ 
•en  Eid  nennt  man  Adhärirungseid '(Anschieb ungscid). 

§.  85. 
Auf  eine    nicht   auf    Gewissheit   gegriindete  Klage    wird 
(mit   Ausnahme  §.  79  c.  und  §.  81.)    nicht    auf  Eid  erkannt. 
Bei   Aussage    Eines  Zeugen  muss  auch  auf  ungewisse    Klagen 
der  (biblische)  Eid   geleistet  werden. 

§.  86. 
Auf  ein  gegebenes  Versprechen,  dem  eine  rechtliche  Ver- 
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bindlichkelt    nicht    zu    Griinde  lie^^  kann    ein    Eid  nicht  in^^ 
erkannt  werden.  * 

§.  87. 
Kann  Product  den  ihm  anerkannten  bibliachen  Eid  niehl 
leisten,   so  wird  die  Forderung  des  Producenten  als  erwileaen 
angesehen. 

§.  88. 
Wenn    Product   den   Empfang   abgeieugnet    und    Zeugen 
das  Gegentheil  aussagen  Y    so  wird  die  Forderung  des  Produ- 
centen ais  erwiesen  angesehen. 

§.  89. 
Das   Object  der  Eidesleistung  muss   in  der   Regel  rele- 
Tsnt    und    bestimmt    sein.      Ferner   muss    es   bestehen  in 
Mobiiicn  und  gewöhnlichem  Gute. 

§.   90. 
Kinder <,    Wahn-   und   Blödsinnige    sind  sur  Eidesleistung 
nicht  zulässig. 

§.  91. 
Der   Eid    Mird    nur    auf  die  Forderung   Mündiger   zuer- 
kannt. 

§.    92. 
Der    Uebertreter   eines    biblischen   Verbotes,    femer    der 
Uebertreter    eines    auf  Geldvortheil    sich  beziehenden  nichtbi* 
blischen  Verbotes  (§.  43.  50.)    ist  zur   Eidesleistung  als  ver- 
dächtig nicht  zugelassen. 

§.  93. 
Beim  rabbinischen  Eid  findet  eine  freiwillige  Eides- 
hin über  Schiebung^  d.   i.  ein  Verzicht  der  Partei  auf  den 
ihr    zukommenden    Eid   mit    der  Aufforderung  an  die    Gegen- 
partei zur   Eidesleistung,   statt. 

§.  94. 
Tritt  zu  dem  eigentlichen  Eid  ein  Adhirfrungseid  (§.  84), 
so  kann  der  Eid  nicht  hinübergeschoben  werden. 

§.  95. 
Hat  der  Product  den  biblischen  Eid  zu  leisten,  kann 
aber  als  Verdächtiger  nicht  zur  Eidesleistung  zugelassen  wer- 
den (§.  90),  so  wird  der  Eid  auf  den  Producenten  hinüber- 
geschoben. Kann  dieser,  well  die  KUge  zweifelhaft  (§.  79  c.) 
den  Eid  nicht  ablegen,  ao  unterbleibt  die  Eidesleistung. 
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g.  96. 

Ist  auch  der  Prodncent  verdächtig  und  kann  den  auf 
ilin  gescliobenen  Eid  nicht  leisten,  so  zahlt  Product  die 
IlSlfte  des  klagbaren   Gegenstandes. 

§.  97. 
Hat  Producent  den  mischnischen  Ergänzungseid  (§.  80.) 
SU  leisten  und  kann  als  Tcrdächtig  nicht  zugelassen  werden, 
so  wird  dem  Producten  der  (rabbinlsche)  Eid  zugeschoben. 
Hat  aber  Product  den  mischnischen  Reinigungseid  (§•  81.) 
SU  leisten  und  ist  verdächtig,  so  unterbleibt  die  Eidesleistung. 

§.  98. 

Hat  eine  Partei  den  rabbinischen  Eid  (§.  82.)  zu  leisten 
und  sie  ist  verdächtig,  so  wird  der  Eid  nicht  auf  die  andere 
Partei   liinübergeschoben,   sondern  unterbleibt  er  ganz. 

§.  99. 
Eine   freiwillige  Eideshinüberschiebung  (§.   91.)  auf  eine 
Partei,  die  zur  Eidesleistung  unfähig  ist,  findet  nicht  statt. 

§.   100. 
Hat   Jemand    einen    Eid    geleistet    und    es  erweist   sich, 
dasa  er  als  verdächtig  hierzu  nicht  zulässig    war,    so   Ist  der 
Eid  ungültig  und  wird  auf  die  Gegenpartei  der  Eid  geschoben. 

§.   101. 
Wenn   Jemand    sich   selbst  als  eidesunfihlg  wegen  eines 
Vergehens  (§.  92.)  angiebt,  so  kann  er  beim  Ergänzungseide 
nicht  zugelassen  werden. 

§.  102, 
Die  Eideshinüberschiebung  findet  nicht  statt,  wenn  Pro- 
ducent  bei    Abschliessung    des    Geschäfts  davon  wusste,    dass 
Product    verdächtig   (uiid   abo   zur    Eidesleistung  unfähig)  sei. 

§.  103. 
Ein   v^tragsmässiger   Eid   hat   vollkommene   Beweiskralt 
adbat  bei  Gegenständen,  auf  die  sonst  ein  Eid  nicht  geleistet 
wird. 

§.  104. 
Durch  einen  Vertrag  kann  der  Eid  auch  unter  der  dem 
elgentliehen  Eide  nicht  entsp^henden  Fmrm  gültig  werden. 
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§.  105. 
Wenn    Product    auf  seinen  Eid    entweder   vor    Gericht 
oder  durch  eine  den   Producenten  gegebene  Versicherung  ver- 
zichtet hat,  so  kann  er  den  Verzicht  niclit  aurucknelimen. 

§.  106. 
Wenn    Prodnct    den    rabbinischen    Eid    auf  den  Produ- 
centen    auf   die   im    vor.  §.  gedachte  Weise  hinübergeschoben 
hat,    so   wird  auf  seine  Erklirung,  den  Eid  zu  leisten,  nicht 
gehört. 

§.  107. 
Durch  die  Eidesleistung  der  einen  Partei  verzichtet  die 
Gegenpartei    noch    keinesfalls  auf   andere    sich  ihr  etwa  dar- 
bietende Beweise.  / 

§.  108. 

Der    Mandatar   kann    nicht   den    Eid    erlassen.      Schiebt 

Product    auf   den    abwesenden    Mandanten   den   Eid   hinüber, 

so  muss  er  das  Object  des  Processes  (die  Summe  u.  dergl.) 

.beim  Gericht  deponiren,  welches  eine  Frist  anberaumt,  bis  zu 

welcher  der  Mandant  zu  erscheinen  hat. 

§.  109. 
Wenn  Product  mehreren  Associes  einen  Eid  zu  leisten 
hat  und  hat  ihn  in  Gegenwart  Eines  von  ihneu  abgelegt,  so 
ist  er  der  ferneren  Eidesleistung  entbunden.  Haben  mehrere 
Assodea  einen  Eid  zu  leisten,  so  schwört  Einer  von  ihnen  ia 
Gegenwart  der  Anderen,  die  auf  den  Eid  Amen  antworten. 

Zweiter  Titeh 

Geständnis«. 

*  §.  110. 

Oeatindniss  Ist  die  ErkÜrung,  wodurch  Jemand  einen 
ihm  nachtheliigen  Thatsatz  aussagt  und  zerßllt  in  Einge- 
standnisa  und  unaufgefordertes  Geständniss,  welche 
beide  entweder  geriehtiich  oder  auBaergerichtlieh 
sind. 

§.  111. 
Ztt  Jedem  gUtigen   Oestindnisse   wird  erfordert,  dasa  ea 
ernatlieh  und  ohne  Nebenabsicht  ael. 
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§.  112. 
Von  jedem  gericlitlichen  Eingegtandnisa  wird  angenommen, 
dass  es  ernstlich  und  ohne  Nebenabsicht  abgelegt  sei. 

§.   113. 

Ob  Stillschwelgen  für  ein  Eingeatandniss  zu  nebmei.  sei, 
hängt  von  dem  Ermessen  des  Richters  ab. 

§.  114. 
Ein  aussergerichtliches  Eingeständniss  ist  unwiderruflich, 
wenn  es  in  Gegenwart  ?on  Zeugen  abgelegt  wurde,  die  ent- 
weder Product  selbst  als  solche  aufforderte  oder  bei  der 
Aufforderung  an  die  Zeugen  von  Seiten  des  Producenten 
schwieg. 

§,   115. 

Ein  ganzliches  Stillschweigen  bei  einer  aussergerichtli- 
chen,  in  Gegenwart  Ton  Zeugen  gemachten  Forderung  wird 
nicht  als  Eingeständniss  angenommen. 

§.  116. 
Das   aussergerichtliche   Eingeständniss   wird  so  lange  für 
ernstlich  angenommen,    als    es   nicht   Product   für   ein   nicht* 
ernstliches  erklärt. 

§.  117. 
Gehen    dem    aussergerichtlichen    Eingeständnisse   die    §. 
114,  gedachten  Eigenschaften  ab,  so  ist  es  zwar  widerruflich; 
doch  muss  Product  den  rabbinischen  Eid  leisten. 

§.  118. 
Wenn  Producent   im    Besitze   eines   dem   Producten   ge 
hörigen    und   der   eingestandenen   Forderung  gleichkommenden 
Gegenstandes  ist,  so  wird    auch  das  aussergerichtliche  Einge- 
ständniss, wenn  auch  nicht,  wie  §.  114.,  die  Zeugen  aufgefordert 
wurden,  als  unwiderruflich  angenommen. 

§.  119. 
Das   aussergericbtlicbe  Eingeständniss   dnea   Kr«nkeii  ist 
unwiderruflich. 

§.  120. 
Ein  einem    Kranken  abgelegtes  aussergerichtliches    Ein- 
ist unwiderruflich. 
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§.  121. 
Weon  ein  Kranker  geine  letite  Verordnung  in  Gegenwart 
eines  dabei  zu  seinem  Nachtheile  Betheiligten  machte  und  die- 
ser nicht  dagegen  protestirte,  so  wird  das  Stillschweigen*  als 
Gestandniss  aiigenomroen,  dass  Testator  das  Recht  hatte  diese 
VerfBgiing  au  ti^ffen. 

§.  122. 
Ein    von    einer  Commun    abgelegtes  Bingestandniss    wird 
ab  ernstlich  angenommen. 

§.  i23. 
Ein  in  ^iregenwart  Eines  Zengen  unter  den  erforderlicben 
Formen  (§.   114)  abgelegtes  Eingestindniss  ist  unwiderruflich. 

§.   124 
Wenn  aus  der  Einrede   des  Producten  ein  Eingestindniss 
hervorgehet,    das    mit    einer    zu  seinen   Gunsten    von    Zeugen 
abgelegten  Aussage  in  Widerspruch  stehet,  so   wird  auf  diese 
Aussage  kein   Gewicht  gelegt 

§.  125. 
Als  Eingestindniss  wird  nur  das  angenommen,  w  orauf  die 
Fordcriuig  des  Producentcn  sich  beziehet. 

§.  126. 
Ein,  einen  einschränkenden  Satz  enthaltendes  Eingestind- 
niss   wird    nur  in  so  weit    wie  es  die  Binschrinkung    besagt, 
als  Gestandniss  angenommen. 

§    127. 
Ein  unaufgefordertes  Gestindniss    vor  Gericht   ist  unwi- 
derruflich. 

§.  128. 
Das  vor  Zeugen   in  Gegenwart  des  Producenten,   femer 
das    in    dessen   Abwesenheit   unter  Auffordenuig    der   Zeugen 
als  soldier  abgelegte  unaufgeforderte  Gestandniss   ist  unwider- 
ruflich. 

§.  129. 
Ein    unaufgefordertes    theilweises    Gestindniss    veranlasst 
nicht  einen  £id. 

§•130.  . 
Ein   Gestindniss,  das  sich   als   irrthümlich  erweiset,  hat 
kein  Gewicht. 
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§.  131. 
Dm  Vorgeben  einet  irrtliiimB  hebt  nicht  Am»  Gestiinliiiss 
auf.     Jedoch  macht   das  Geständiiins   eines  Kranken  eine  Aus- 
nahme. 

§.  132. 
Wenn   Product    die  Forderung    des  Prodiicenten    in  Ab- 
rede gtcllend  ein  Gcsündniss  xn  Gunfften  eines  Drillen  maclite^ 
80  liat  dieses  nicht   Beweiskraft. 

§.   1S3. 
Ein  schriftliches  Geständnisse  Gcslandniss  unter  der  sym- 
boUscben  Zasichening,  ferner  Gestinduiss  in  Gegenwart  eines 
Dritten,    dem  das  Geforderte  ibergeben  werden  solK  ist  un- 
widerruflich. 

§.  134. 
Ein  Gestandniss ,  auf  das  geschworen  oder  ein  Handschlag 
abgelegt  wurde,  ist  unwidemiflich. 

§.  135. 
Das  Gestandniss  des  Producenten  wird  für  ein  criist- 
liches  und  ohne   Nebenabsicht  abgelegtes  angenommen. 

§;   136. 
Das   Eingestandniss    eines  Associe's    hat   nicfit   Gültigkeit 
hinsichtlidi  des  andern  Associe's. 

Dritter  Titel. 

Urkunden. 

§.  137. 
Lrkunde   im  eigentlichen  Sinne    ist    ein,    vom  Produclen 
oder  von  Zeugen  im   Auftrage  des  Producten  zu   Gunsten  ei- 
nes  Andern,   ausgestelltes  schriftliches  Docnment. 

§.   138. 
Eine  Urkunde  tritt   nur  dann  in  ihre  volle  Keditskraft, 
wenn  sie  von  Zeugen   unterschrieben    oder    vor  Zeugen  über- 
geben worden  ist. 

§.   139. 
Die    Zeugen    dürfen    nur    dann    eine    Urkunde  ausstellen, 
wenn  Product  sie  mit  der   Aufstellung  beauftragt  hat. 

§•  140. 
Ist  die  s^mbolisdie  Zusicherung  euigegangcn  worden^  so 
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kdMieu  die  Zeugea  auch^^olme  ferneres  Winsen  de«  Producten 
und  selbst  nach  längerer  Zeit  die  Urkunde  ausstellen. 

§.  141. 

Eine  Schuidurkunde  kann  in  der  Regel  nur  in  Gegenwart 
des  Schuldners  imd  Gläubigers  ausgestellt  werden^  und  mnss 
jener  diesem  sie  sogleich  übergebca. 

§.  142. 

Eine  Kaufurkunde  kann,  wenn  Verkäufer  angibt,  dass  er 
den  Kaufpreis  schon  empfangen  und  der  Kaufer  das  Objed 
acquirirt  habe,  auch  ohne  Vorwissen  des  Käufers  ausgestellt 
werden. 

§.  143. 

Mieth-  und  Pachlurkunden,  Ehecontracte,  Urkunden  über 
Wahl  der  Schiedesrichter  u.  dgL  m.  können  nur  mit  Vorwissen 
beider  Parteien  ausgestellt  werden. 

§.  144. 
Die  Urkunde  mnss  die  NaoMO  des  Produoenten  und  Pro- 
ducten, genaue  Angabe  der  Summe,  Datum  und  Ort  der  Aus- 
stelümg   enthalten.      Doch   verliert    die    Schuldurkunde,    wenn 
Gläubiger  nicht  benannt  ist,   nicht  ihre  Gültigkeit. 

§.  145. 
Bei  einer  vom  Schuldner  ausgestellten  Schuidurkunde  ge- 
nügt, dass  sie  Ton  demselben  unterzeichnet  sei;    und  braucht 
sie  nicht  ganz  von  seiner  Hand  geschrieben  zu    sein. 

§.   146. 
.  Wohnen  Zwei  gleichen  Namens  an  einem  Orte,  so  muss, 
wenn  einer  von  ihnen  eine  Urkunde  ausstellt^  noch  eine  nähere 
Bestimmung   hinzugefügt  werden. 

§.  U7. 
Die  Urkunde  muss  auf  einem  Material,  das,   und  in  ei- 
ner Weise,  die   keine  Verfälschung  zulässt,  geschrieben  sein. 

§.  148. 
Die  Summe  muss  in  Wörtern  und  nicht  in  Zahlen  aus- 
gedrückt  sein. 

§.  149. 
Wenn    keine  näliere  Bestimmung   der  Summe  angegeben 
ist,  so  wird  die  geringste  Summe,  ist  die  M&nsart  nicht  bei- 
gesellt, die  gsringilte  Mwwari  angeManmcn.     Jedoch  wird  bei 
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leistcrni   Falle  die  Art  der  gewölinlichen  Berechnung  berück- 
»\chii§t. 

§,  150. 
Kttthm  die  Urkunde  Stellen,    die    sich  über  die  Grosse 
der  Summe  widersprechen,  so  wird  die  zuletzt  folgende  Stelle 
als   die  richtige  angenommen. 

§.  151. 
Dem  Producenten  liegt  bei  jedem  Zweifel  aber  den  In- 
halt einer  Urkunde,    insofern  sie  nicht    durch    diesen  Zweifel 
ganz  aufgehoben  wurde,  der  Beweis  für  seine  Behauptung  ob. 

§.  152. 
Eine  Urkunde  ohne  Datum   hat  nur  mangelhafte  Rechts- 
kraft. 

§.  153. 
Eine   Urkunde,    in   welcher   die  Jahrtausende  und  Jalir- 
hunderte  fehlen   oder  der   Wochentag  nicht  mit  dem  Monats- 
tag  übereinstimmt,  ist  dennoch  gültig. 

§.  154. 
Eine  Urkunde    mit    früherm    Datum   verliert   ihre    Gül- 
tigkeit. 

§.  155. 
Eine  Schuldurkunde    mit  späterm  Datum  ist  unter  Um- 
stinden  gültig;    eiue  Verkaufsurkunde  mit  späterm  Datum   ist 
durchgehcuds  ungültig. 

§.  156. 
Bei   einem  Zweifel,  ob   eine  Urkunde  von  früherm  oder 
späterm  Datum  sei,  wird  Letzteres  angenommen. 

§.  157. 
Wenn  Zeugen  auf  eine  symbolische  Zusicherung  eine 
Urkunde  ausfertigen  (§.  140)  und  sie  sich  an  einem  andern 
Orte  befinden  als  an  dem,  wo  die  Zusicherung  geschah,  so 
schreiben  sie  die  Urkunde  nach  Ort  und  Zeit  der  Zusicherung. 
Haben  sie  aber  die  Zeit,  wann  die  Zusicherung  geschah,  ver- 
gessen, so  schreiben  sie  die  Urkunde  nach  Ort  und  Zeit  der 
Ausstellung. 

§.  158. 
Die  Urkunde    wird    durch    Unterschrift    von    mindestens 
zwei   Zeugen  rechtsgültig.     Ist  nur  ein  Zeuge  unterschrieben, 
so  veranlasst  sie  zwar  deo  Producten  im  Ableugnungsfalle  zu 
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einem  Eid,  bat  jedoch  nur  mangelhafte  Rechtskraft,  selbst 
wenn  noch  ein  anderer  Zeuge  m&ndlicb  den  Inhalt  der  Ur- 
kunde bescugt. 

§.  159. 

Die  Zeugen  müssen  die  Urkunde  Wort  für  Wort  durch- 
lesen, ehe  sie  dieselbe  unterschreiben»  Auch  müssen  sie  beide 
Parteien  nach   ihrem  Namen  kennen, 

5.   160. 

Die  Unterschrift  der  Zeugen  darf  nicht  zwei  Zeilen  Ton 
der  Urkunde  abstehen. 

§.   161. 

Wenn  auf  einer  Urkunde  Verwandte  oder  Unfihige  und 
zwei  Nichtverwandte  und  Fähige  als  Zeugen  unterschrieben 
sind^  so  ist  die  Urkunde  durch  letztere  gültig.  Ist  bei  nur 
zwei  unterschriebenen  Zeugen  einer  verwandt  oder  unHihig, 
sa  Tcranlasst  der  andere  den  Producten  zum  Eide  (§.  158). 

§.  162. 

Wenn  die  Zeugen  zwei  Zeilen  von  der  Urkunde  entfernt 
unterschrieben  und  der  Zwischenraum  durch  Verwandte  oder 
Unfähige  ausgefüllt  wurde,  so  ist  die  Urkunde  gültig.  Wenn 
ein  Jude  von  einem  NichtJuden  eine  Urkunde,  auf  der  die 
Zeugen  zwei  Zeilen  abstehen,  gekauft  und  eine  derartige  Ur- 
kunde beim  nichtjüdischen  Gerichte  gültig  ist,  so  hat  sie  auch 
beim  jüdischen  Gerichte  Gültigkeit. 

§.  163. 

Die  Urkunde  schliesst  mit  den  Worten:  „Das  Ganze  ist 
richtig  und  bewihrt.^ 

§.  164. 

Wenn  in  der  Urkunde  manche  Wörter  über  den  Zeilen 
geschrieben,  anagelöscht  oder  durchstrichen  sind,  so  müssen 
sie  vor  obiger  Schlussformel  nochmals  bemerkt  werden.  Sind 
diese  Wörter  nicht  nochmals  bemerkt  worden,  so  ist,  wenn 
sie  den  Namen  des  Gliubigers,  Schuldners  oder  der  Summa 
enthalten,  die  Urkunde  ungültig;  enthalten  sie  das  Datum,  so 
bat  die  Urkunde  nur  mangelhafte  Rechtskraft. 

"§.   165. 

Weim  in  der  vorletzten  Zeile  so  viel  verloschen  ist  wie 
die  Schlnsafotmel  §.  163  faast,  so  ist  die  Urkunde  ungültig, 
^vcwi  nndi  «ochnMls    was  verloschen  ist  bemerkt  wurde. 
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§.  166. 
£^no  auf  Terlö^clitem  Per^meut  geschriebene  imd  unter- 
zeichnete Urkunde  ist  g^ültig,  wenn  das  Pergament  in  Gegen- 
wart der  Zeugen  verlöscht  wurde.  Ist  die  Urkunde  auf  rei- 
nem  und  die  Unterschrift  der  Zeugen  auf  Teriöschteni  Perga- 
ment^ 80  ist  sie  gültige  wenn  die  Zeugen  diesen  Umstand  an- 
gemerkt haben.  Ist  endlich  die  Urkunde  auf  verlösclitem  und 
die  Unterschrift  der  Zeugen  auf  reinem  Pergament,  so  ist  sie 
ungültig. 

§.   167. 
Eine   Rasur  auf  der  Rückseite  macht  au  Orten,  wo  man 
die  Quittung  auf  die  Rückseite  au  schreiben  pflegt,  die  Ur- 
kunde ungültig. 

§.    168. 
Eine  Urkunde,    die    theUweiae  verwlsclit,    verweset   oder 
durchlöchert  ist,  bleibt  gültig,  wann  sich  kennbare  Spuren  des 
eigentlichen  Inhalts  erhalten  haben. 

§.  169. 
Eine  in  zwei  Theilen  gerissene,  eine  sersclmitleiie  oder 
auf  an  ihr  vorgenommene  gerichtliche  Vernichtung  hinweisende 
Urkunde  ist  ungültig. 

§.  170. 
Ist  eine  Urkunde  dem  Verlöschen  nahe  oder  ist  sie  wirk- 
lich verloschen,  so  wird  dem  Producenten,  so  die  Zeugen  die 
die  Urkunde  unterschrieben  (Instrumentszeugen),  oder  Zeugen 
die  sie  gelesen,  auf  ihren  Inhalt  aussagen,  eine  neue  Urkunde 
vom   Gericht  ausgestellt  (renovirt)   und  die   frühere  vernichtet. 

§.  171. 

Bd  einer  renoviKen  Urkunde  muss  der  Umstand,  dass 
Producent  eine  verloschene  Urkunde  producirt,  ferner  diese 
nach  ihrem  Inhalte  und  den  Namen  der  auf  ihr  unterschrie- 
ben^ Zeugen,  so  wie,  dasa  das  Gericht  die  aussagenden  Zeu- 
gen genau  erforscht  (befragt)   habe,  angegeben  werden. 

§.  172. 

Eine  Schuldurkundc  kann  nur  dann  renovirt  werden,  wenn 
dargethan  wird,  dass  sie  ohne  Verschulden  des  Gläubigers 
verloschen  ist. 

8-  173. 
Itt  eine  Kaufiirknnde  dem  Käufer   a^baMka  gekwnmim, 
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to  wird  ihm  eine  neiie  mit  dem  Bemerken  i^usgefertigt^  dass  er 
hierdurch  kein  Recht  an  dem  Verkaufer  habe,  sondern  sie 
ihm  bios  als  Beweis  dienen  soll.  Ist  eine  Scbuldurkunde  dem 
Gläubiger  erwdsiich  ablianden  gekommen,  so  wird  ihm  nur 
mit  Vorwitsen  des  Schuldners  eine  andere  Lrkuude  ausigestelU. 

§.  174. 
Mu88  Gläubiger  den  Schuldner  an  einem  entfernten  Orte 
anisnchen  und  er  iurchtet  die  Schuldurkunde  bei  sich  zu  fah- 
ren, so  legt  er  die  Originalurkunde  bei  dem  gegenwärtigen 
Ortsgerichte  nieder,  welches  ihm  eine  andere  Urkunde  aus- 
stellt 

§.  175. 
Eine  treue  Abschrift  einer  Urkunde  mit  dem  Bemerken, 
dass  diese  Abschrift  ein  Dupiicat  sei,  kann  auch  aussergericht- 
Uch  Ton  zwei  Zeugen   ausgefertigt  werden. 

§.  176. 
Eine   Schuldurkunde,  die  bezahlt  wurde,  kann  nicht  als 
Urkunde  einer  neuerdings  contrahirten  Schuld  dienen. 

§.  177. 

Grössere  Sehuldurkunden  dürfen  nicht  in  kleinere  umge- 
schrieben, und  kleinere  nicht  in  eine  grosse  Schuldurkunde 
susanuneagci^geii  werden. 

§.  178. 

Eine  Quittung  wird  nur  dann  ausgestellt,  wenn  die 
SchulddrkiiB^e  verloren  gegangen  oder  nur  zum  Theile  bezahlt 
wurde. 

§.  179. 

Die  Urkunde  gilt  nur  dann  für  authentisch,  weiui  sie 
richterlich  recognoscirt  ist.  Das  Gericht  recognoscirt  eine 
Urkunde;  a)  wenn  die  Instrumeutszcugen  die  Unterschrift  als 
die  ihilge  anerkennen;  h)  wenn  sie  vor  dem  Gericht  ihre 
Nanen  aufsehreiben  und  man  bei  dem  Gegeneinanderhalten 
die  Unterschritten  für  idenlisch  erkennt;  c)  wenn  die  recog- 
noscirenden  Richter  selbst  die  Unterschriften  kennen;  d)  wenn 
Andere  aussagen,  dass  sie  die  Unterschriften  kennen;  e)  wenn 
das  Gericht  durch  Vergleiehmig  der  Unterschrift  der  Instru- 
menlszengeii  mit  ihrer  Unterschrift  auf  euier  schon  recognos- 
efarten  Uffkattde   oder  auf  awei  unangetasteten  Verkaufs-  oder 
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Eheurkunden,  die  ^cli  im  Besitze  Anderer  befinden,  die  Unter- 
schriften als  identiscli  erkennt. 

§.   180. 
Die   Uecognition  wird  ganz  nahe  an  die  Unterschrift  der 
Zeugen  oder  auf  die   Rückseite  der  Urkunden  geschrieben. 

§.   1^1. 
Er  isit  zwar   nicht  unbedingt  nöthig  aber  doch  gewöhn- 
lich, da8S  in  der  Recoguitioii  die  Weise,  wie  die  Urkunde   re- 
cognoscirt  wurde  (§.  179),  angegeben  wird. 

§.  182. 
Wird  bei  einer  recognoscirten  Urkunde  Einspruch  gegen 
-die  Echtheit  der  Recognition  erhoben,  so  genügt,  dass  ent- 
weder zwei  der  auf  der  Recognition  unterscliricbenen  Richter 
ihre  Unterschriften  anerkennen,  oder  einer  der  Richter  seine 
Unterschrift  und  andere  zwei  oder  auch  nur  ein  Zeuge  die 
Unterschrift  der  in  trumentszeugen  anerkennen. 

§.  183. 
Wenn  einer  der  Instrumentszeugen  in  der  Zwischenzeit 
zwischen  der  Ausstellung  der  Urkunde  und  der  Recognition 
durch  ein  moralisches  Vergehen  (§.  49;  unlahig  zum  Zeugnisse 
wurde,  so  findet  eine  Anerkennung  von  seiner  Seite  (§.  1 79  a) 
nicht  statt:  und  erkennen  Andete  seine  Unterschrift  an  (§.  179d), 
so  müssen  sie  diese  Urkunde  mit  der  Unterschrift  schon  vor 
eingetretener  Unfähigkeit  gesehen  haben.  Ist  die  Unfähigkeit 
einer  der  Instrumentszeugen  durch  eingetretene  Verwandtschaft 
oder  geistige  und  physische  Gebrechen  (§.  39)  entstanden,  so 
findet  zwar  eine  Anerkennung  Ton  seiner  Seite  nicht  statt 
(§.  64),  hingegen  ist  die  Anerkennung  Anderer  unbedingt 
gültig. 

§.  184. 
Wenn  bei  einer  uichtrecognoacirten  Urkunde  die  Instru- 
mentszeugen zwar  ihre  Unterschrift  anerkennen,  jedoch  hinzu- 
fügen, dass  ^le  erzwungen  gewesen  sei,  so  wird  ihnen  Glauben 
geschenkt.  Dasselbe  Verhältniss  tritt  aoch  ein,  wenn  die  In- 
strumentszeugen aussagen,  Product  habe  ihnen  dargelegt,  dass 
er  zu  der  Ausstellung  der  Urkunde  gezwungen  werde;  ferner 
wenn  die  Zeugen  oder  auch  nur  einer  von  ihnen  behauptet, 
et  sei  mit  der  Ausstellung  der  Urkunde  eine,  in  dieser  nicht 
erwähnte,  von  dem  Produoenten  zu  erfüllende  Bedingung  ver- 
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bimdeii  gewesen.  Jedoch  wird  nicht  lum  Nachiheile  des  Pro* 
docenten  anf  eine  Aussage ,  durch  die  die  Instrumentszeufen 
üich  seihst  eines  Lnrechts  seihen^  gehört. 

§.  185. 

Ist  eine  Url^nnde  recognoscirt,  so  finden  die  im  vor.  §. 
gedachten  aofhehenden  Aussagen  der  Instrumentszeugen  nicht 
statt.  Geben  jedoch  diese  an,  dass  erst  nachdem  sie  unter- 
schrieben hatten  ihnen  der  die  Gnltiglteit  der  Urliunde  auf- 
hebende Umstand  bel^annt  wurde,  so  wird  ilmen  Glauben  ge- 
scheutet.  Treten  bei  einer  recognoscirten  Url^unde  Zeugen 
auf,  die  die  Glaub wurdiglieit  der  Instrumentszeugen  beanstan- 
den, so  hat  die  Urkunde  nur  zweifelhafte  Gültigkeit. 

§.  186. 

Eine  Urkunde,  die  nur  Tom  Producten  unterschrieben 
ist,  kann  nicht  diurch  Vergleichung  der  Unterschrift  (§.  179  e) 
recoguoscirt  werden. 

§.  187. 

Genaue  Rechnungsbücher  berechtigen  sowohl  Producenten 
als  Producten  zur  eidlichen  Klage  und  Einrede.  Dieses  gilt 
auch,  wenn  andere  Anzeichen  für  den  im  Rechnungsbuche 
eingetragenen,  nun  in  Rede  stehenden  Klagepunkt   sprechen. 

§.  188. 

Das  Rechnungsbuch  des  Producten  beweiset  völlig  gegen 
ihn,  wenn  die  daselbst  bemerkten  Specialitaten  für  die  Behaup- 
tung des  Producenten  sprechen. 

§.   189. 

Wenn  eine  der  Parteien  behauptet,  dass  in  einer  Ur- 
kunde, die  im  Besitze  eines  Dritten  ist,  sich  für  sie  ein  Be- 
weis findet  und  sie  diese  Behauptung  einigermassen  wahrschein- 
lich gemacht  hat,  so  wird  dieser  Dritte  zur  Edition  der  Ur- 
kunde an  das  Gericht  veranlasst,  welches  den  Beweispunkt 
ausschreibt  (und  die  Urkunde  dann  dem  Eigenthümer  zurück- 
gibt). 

§.  190. 

Wenn  Zeugen  aussagen-,  dass  Producent  von  ihnen  die 
Ausstellung  einer  falsdien  Urkunde  gegen  Producten  verlangte, 
so  ist  Jede  vom  Producenten  gegen  diesen  Producten  vorge- 
brachte Urkunde  ungültig,  so  nicht  die  Instrumentszeugen 
selbst  ihre  Unterschrilk  anerkennen.     Sagen  aber  Zeugen  ans, 
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da«8  Producent  iiberfaaupt  die  Ausstellung  einer  falschen  Ur- 
kunde verlangte^  ao  bleiben  alle  von  ihm  vorgebrachten  Ur- 
kunden. 80  lange  sie  Dicht  die  Instrumentszeugen  anerkennen, 
ungültig. 

§.  191. 
Bei  Producirung  einer  alten  (längstfälligen)  Urkunde  muss 
der  Richter  genaue  Nachforschung  anstellen. 

§.  192. 
Jede   Urkunde  enthält    stillschweigend  die  Verpflichtung, 
der    dem  Gewohnheits-  oder  Ortsgebrauche    gemäss  sich  ge- 
wohnlich der  Product  unterwirft. 

Vierter  Titel. 

Der  BeTveis  au&  der  zoGebote  stehenden  besiern  Einrede 

(Miggo). 

§.  193. 
Wenn  Product  eine  Einrede  vorbringt,  durch  die  er  ei- 
nen ihm  aum  Nachtheile  gereichenden  Thatsatz  einräumt,  den 
er  ebenso  gut  hätte  in  Abrede  stellen  können,  so  wird  diese 
Eiarede   für  beweisend  angenommen. 

§.  194. 
In   der  Regel  ist  nur  eine  zu  Gebote  btehende  bessere 
Einrede  beweisend;  doch  bildet  auch. eine  zu  Gebote  stehende 
bessere  Klage,  wenn  Producent  eine  Urkunde  in  Händen  hat, 
einen  Beweis. 

§.  195. 
Diese   Klage    bildet   ferner   für   den    Produccnten    einen 
Beweis,  wenn  er  sich  Im  Besitze  befindet,    oder  der  Product 
nur  eine  ungewisse  Einrede  seiner  bestimmten  Behauptung  ent- 
gegensetzt 

§.  196. 
Gegen   eine  gegriindete  Präsumtion   bildet  diese  Einrede 
keinen  Beweis. 

§.  197. 
Wenn  der  Ortsgebraucb  gegen  die  Behauptung  des  Pro- 
doden   spricht  oder   «ie   in   irgend  einer  Weise   gegen  einen 
Beweis  durch  Zeugen  verstösst,  so  biUet  die  zu  Gebote  ste- 
beode  besaere  Blnvede  keinen  Beweis. 
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§.  198. 
Die  zu  Gebote  stehende  bessere  Einrede  entbindet  nicht 
vom   Eid. 

§.   199. 
Schweigen,  so  wie  Nichtwissen  kann  nicht  als  zu  Gebote 
stehende  bessere  Abwendung   der  Klage  betrachtet  werden. 

§.  200. 
Der  Richter  darf  nur  mft  grosser  Vorsicht  die  zu  Ge- 
bote stehende  bessere  Einrede  als  Beweis  annehmen. 


',' 


AnfflerkaDgen« 

Der    gerichtliche   Beweis    bildet    im    taün.    Recht    nicht 
einen    für  sich  abgeschlossenen  Theil    des  Rechtscodex,    son- 
dern sind  die  Arten  des  Beweises  und  die  Regein  ihrer  An- 
wendung   einzeln    hier   und  dort  zerstreut.     Wir    haben    hier 
eine  Zusammenstellung    nach    den    wesentlichsten    Merlcmalen 
versucht;    und    wenn  in  neueren   Gesetzgebungen  der  Beweis 
eine   zweifache  Doctrin    als    ,,Beweis    in    strafrechtlicher    und 
Beweis    in    civilrechtlicher  Beziehung^^   bildet,    so   scheint    für 
das  talm.  Recht   die  im  Texte  angenommene  Eintheilung    die 
angemessenere.      Das  talm.  Recht  hat  für  Criminalialle  ledig- 
lich   den    Zeugenbeweis,    welcher    aber    stark    ins    Civilrecht 
hinüberschiigt    und    (wie    weiter    dargethan    werden    wird)    in 
diesem  seine   TÖilige  Ausbildung  erhalten  hat.  '  Da  ferner  die 
Grundform  des   Civilprocesses  —  die  Accusation  —  auch  das 
Princip  für  den  Criminalprocess  bildet  (vergl.  Einleitung S.  83  ff.), 
so  ist  die  Grenze  zwischen    beiden  nicht   so   scharf  bezeich- 
net;  und  konnte  daher  die  für  beide  Rechte  gültige  Beweis- 
art (Zeugen)  nebst  den  beziehendlichen  Abweichungen  in  eine 
Classe    gebracht  werden.      Es    wurde    daher    vorgezogen,    die 
Beweisarten    nach    ihrer    allgemeinen    (d.^i.  für   Criminal- 
udd  Civilrecht)  und  partiellen  (nur  für  Civilrecht)   Gültig- 
keit zu  classificiren.   —  Hinsichtlich  der  Form  wurde  in  ei- 
nem Schema    eine    gedrängte   Uebersicht    der    wesentlichsten 
Puncte    gegeben;    die  Erklärung  hierzu,    so  wie    das    minder 
Wesentliche   bringen  die  Anmerkungen. 

Zum   ersten  Abschnitt. 

'  Quellen:  Numer.35,30.  De u teron.  17,6.19,15.18-^21 
—  DieTractate  Synhedrin  und   Maccot  (sowohl  im  jerus 
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ab  babjlon.  Talmud).  —  Halockot  Gedoht  Hilchat  Edut 
(de  Teatimonio ).  Mcdnuniuka  Hilchat  Edut  Haittur  voee 
mtrn  n^np.    Tur  uod   Chaschen  Mitchpat.    Bet  Joseph*). 

Die  Lehre  toiu  Zengenbeweise  ist  am  Tollstiadigsten  bei 
Maimonidea  ausgearbeitet:  sie  bildet  bei  ilmi  eine  eigene 
Halacha  (Titel**),  iu  welcher  er  mit  grossem  Fleisse  allea 
hierher  Gehörende,  sowohl  für  Criminal-  als  Civlirecht,  in- 
sammengetragen.  Doch  hat  er  auch  das '  Strafverfahren  mit 
hineingelogen:  er  verbreitet  sich  weitläufig  über  die  an  den 
falschen  Zeugen  auszuübende  Bestrafung  und  die  Art,  wie  sie 
überfuhrt  werden;  welches  slrict  zur  Lehre  vom  Beweise 
nicht  gebort  —  Der  Choschen  Mischpat  enthalt  manche  an- 
dere Ton  Maimonidea  abweichende  Meinung,  so  wie  die  Mei- 
nungen nach  Maim.  lebender  Autoren:  und  ist  für  das  Civil- 
recht  noch  ToUstindiger  als  Maimonides.  Hingegen  übergehet 
er  nach  seinem  Zwecke  (vergl.  oben  S.  108. 109)  den  Beweis 
für  das  Criminalrecht.  Letzteres  gilt  auch  vom  Haiochot  Ge- 
dolot  und  Haittur.  —  Wir  haben  nach  einer  Combination 
beider  Codices  (Maimonidea  und  Ghoschen  Mischpat)  die  we- 
sentlichsten Puncto  herausgelioben  und  sie  in  den  Text  ge- 
bracht. 

Die  Grundlage  des  Zeugenbeweises  machen  geoffenbarte 
Normen,  die  weiter  ausgebildet  und  erweitert  wurden.  Da 
sich  schon  die  Einleitung  über  die  Forschungsweise  des  Tal- 
muds und  die  Entwickelung  des  talm.  Rechts  verbreitet  hat,  so 
bemerken  wir  hier  blos,  dass  diese  geoffenbarten  Normen  ihrer 


*)  För  die  hier  geuannten  Autorea  Terwdsen  wir  auf  Einleitung  IlT. 
Wo  nvir  in  der  Folge-  ohne  nähere  Angabe  der  Zeit  des  Autors  citiren,  i»t 
derselbe  schon  in  der  gedachten  Section  genannt,  welche  der  Leser  stets 
nachschlagen  wolle,  da  sich  hierdurch  manche  Grundlinien  zu  einer  Rechts- 
geschichte ergeben.  —  Eine  sehr  reichhaltige  Quelle  ist  das  zuletzt 
genannte  Werlc  Bet  Joseph,  das  die  meisten  Autoren  und  Stellen  citirt. 

**)  Maimonides  hat  sein  Werk  Jad  Hachasaka  nach  „Buch**  (Sefer), 
„Titel'<  (Halacha),  „Capitel"  (Perek),  „Paragraphe^'  (ebenfalls  Halacha 
gewöhnlich  benannt)  geordnet.  Der  Choschen  Mischpat  hat  zwar  auch 
„Titel^*  (Halacha) ;  allein  da  die  Capitel  (hier  „Siman'^  benannt,  der  Para- 
graph hier  „S€iP*J  durchlaufen  —  der  ganze  Choschen  Mischpat  enthält 
427  Capitel  — ,  so  wird  gewöhnlich  nach  letzteren  citirt  und  weniger  auf 
^  Titel  RdcUdit  cenanuBea. 
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AMsahl  Dich  tehr  geringe  dnd.  Es  wird  siiweiien  Manches 
ais  Vorschrift  festgesetzt,  für  das  das  Wort  der  Schrift  oder  des- 
sen  Erklärung  als  letzter  Grund  angegeben  wird;  für  andere 
durch  die  Weiterbildung  gesetzte  Normen  ist  nur  rernunftge- 
mässe  Motivirung  aufzufinden,  und  ist  diese  selbst  bei  man- 
chen auf  die  Offenbarung  erkläningsweise  gestützten  Regeln 
wahrzunehmen  (vgL  unsere  ^Vorstudien  zu  der  Septuaginta^^  S.  179. 
160;.  —  Wir  haben  für  das  Criminalrecht  auch  die  Zeit  der 
Entstehung  der  Normen  anzugeben  versucht,  da  hier  so  viel 
darauf  ankommt,  ob  sie  einst  practi.sche  Anwendung  hatten 
oder  ob  sie  blos  der  Speculation  angehören  (Einleitung  I.  III). 
Auch  haben  wir  zur  bessern  Erforschung  des  Beweises  nach 
mos.  talm.  R.  manchen  Vergleich  zwischen  diesem  und  dem 
Beweise  alter  und  neuer  Gesetzgebungen  angestellt,  und  dürfte 
sich  hierdurch  auch  mancher  interessante  Aufschluss  über  den 
Beweis  überhaupt  darbieten. 

Zu  §.  1. 
Für  diese  Norm  ist  die  Schrift  die  unmittelbare  Quelle: 
,,Auf  den  Ausspruch  zweier  Zeugen  oder  dreier  Zeugen  soll 
der  des  Todes  Schuldige  getodtet  werden^^  (Deuteron.  17,  6. 
19,  15.  Tgl.  auch  Numer.  35,  30).  Diese  Bestimmung  ist 
auch  in  das  canonische  Recht  (c.  5. 10.  Tit.  de  Testibus),  in  die 
Carolina  (Artikel  67)  und  in  die  meisten  neueren  Gesetzge- 
hangen übergegangen.  —  Die  Schrift  selbst  erwähnt  übrigens 
keiner  weitern  Vorschrift,  wie  die  Zeugenaussage  zu  priifen 
sei,  und  könnte  es  scheinen  als  müsse  der  Richter  jede  That- 
Sache,  die  durch  zwei  Zeugen  bezeugt  wird,  als  erwiesen  an- 
nehmen; allein  da  das  Gericht  eigentlich  eine  Art  Gcschwor- 
nengericht  bildete  und  hier  eine  abgegrenzte  (gesetzliche)  Be- 
weistheorie nicht  anwendbar  ist  ( Einleitung  II.) ,  so  ist  von 
selbst  involvirt,  dass  dem  Ermessen  des  Richters  die  Art,  wie 
er  durch  näheres  Erforschen  der  Zeugen  sich  von  deren 
Glaubwürdigkeit  überzeuge,  anheimgestellt  sei.  Die  Schrift 
besagt  nur,  dass  zwei  Zeugen  (im  Gegensatz  Ton  Einem,  vgl. 
folg.  §.)  hinreichen  nm  ein  Todesurtheü  zu  begründen.  Vgl. 
weiter  zu  §.  12  und  Ende  des  zweiten  Capitels.  —  Dass  auch 
in  Civilfallcn  zwei  Zeugen  einen  vollständigen  Beweis  liefern, 
ist  mit  dem  Talmud  leicht  aus  obiger  Vorschrift  über  Capi- 
talialle  zu  schliessen.    Andere  alte  Oeaeligebwigen,  wie  M  e  n  q 
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Cap.  8,  Plalo  Gesetze  9*  DUäog^  stellen  keine  Norm  über 
die  AnzaM  der  Zeagen  auf  (aie  acheioen  dem  Aceiisationa- 
princip  gemäss  auch  hier  das  Ermessen  des  Richters  entschei- 
den an  lassen;  vgl.  jedoch  folf.  §.).  —  Das  rom.  Recht  ver- 
langt In  manchen  Fallen  drei  (L.  17.  C.  4.  2),  in  manchen 
Fällen  fünf  (L.  8.  §.  3.  C.  6.  36.  L.  4.  C.  8.  57.  L.  18.  C.  4.  20. 
NoveU.  77.  c.  8.  L.  1.  §.  10.  D.  25.  4),  bei  Testamenten  sieben 
Zengen«  Doch  gilt  im  Allgemeinen :  iJhi  niimerns  testliira  non 
adjicitur,  ctiam  dao  anfficiunt.  L.  12.  D.  22.  5. 

Zu  §.  2. 

Auch  hier  sagt  die  Schrift  ausdrücklich:  ^Nicht  soll 
Ein  Zeuge  aussagen  wider  Jemanden,  dass  er  sjterbe^^  (Numer. 
35.)  30);  ,,nicht  soll  er  (derAngeUagte)  getödtet  werden  auf 
den  Ausspruch  Eines  Zeugen^^  (Deuteron.  17,  6.);  femer: 
^cht  soU  Ein  Zeuge  wider  Jenunden  auftreten  in  irgend 
einer  Vergehnng  und  einer  Sünde  und  einem  Fehler,  den 
man  begehet^  (das.  10,  15)«  Dn  nun  das  talm.  R.  den  Be* 
weis  durch  Judicien  nicht  anerkennt  und  also  hier  der  aa- 
•ammen gesetzte  Beweis  nicht  stattfindet  (vgL  Ende  die- 
ses Cap*)^  so  hat  Ein  Zeuge  gar  keine  Beweiskraft.  —  In 
Civilsachen  gilt  awar  Ein  Zeuge  nicht  als  vollständiger  Be^ 
weis  und  wird  durch  ihn  der  Beklagte  nicht  cur  Bezalilung 
veranlasst  (dieses  ist  ein  durch  Mischna  und  Talmud  allge- 
mein yerbreitetes  Axiom;  Tgl.  auch  Sifri  zu  Deuteron.  19,  15 
und  Tract.  Scbebuot  32  a) :  es  wird  aber  durch  die  Aussage 
des  Zeugen  gegen  den  Producten  demselben  ein  Eid  ftH- 
erkannt;  und  ist  sie  für  ihn,  so  hat  sie  absolutorische  Kraft, 
entbindet  ihn  vom  Eide  in  den  Fällen,  wo  ihm  ein  Eid  zuer- 
kannt werden  würde  (vgl.  weiter  zu  §.  79.  85).  —  Auf  Crimlnal- 
fäUe  übt  dieses  kernen  Einfluss,  da  das  talm.  Recht  den  Rei- 
nigungseid in  Criminalfallen,  von  welchen  übrigens  auch  Jede 
vernünftigere  neuere  Gesetsgebung  zurückgekommen  ist,  nicht 
kennt  (vgl.  Ende  dieses  Cap.). 

Auch  in  den  im  v.§.  erwähnten  alten  Gesetzgebungen  scheint, 
da  grösstentheils  „Zeugen^^  (vielfache  Zahl)  angeführt  wird. 
Ein  Zeuge  nicht  volle  Beweiskraft  gehabt  zu  haben.  Nach 
einem  frühem  röm.  Gesetze  wurde  Ein  Zeuge  von  hohem 
Range  angenommen  (wie  es  scheint  als  vollständiger  Beweis); 
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durch    ein  Bpateres  Gesetz  wurde    die  unbedingte  Nichtzulfb- 
sigkeit  Eines  Zeugen  ausgesproclien.      L.  9.  C.  4.  20. 

Zu  §.  3. 
Tractat  Sott  2.  47.  (Maimonid  1.1.  c.  5.  §.  2)  werden 
iwei  Fälle  angegeben,  in  denen  Ein  Zeuge  völlige  Glaubwür- 
digkeit hat.  Wenn  ein  Ermordeter  gefunden  wurde,  und  man 
nicht  wusste  wer  der  Thäter  sei  —  die  Sclurift  schreibt  hier 
eine  Sühne  durch  das  Entnacken  einer  Kalbe  in  einem  nicht 
angebauten  Grunde  ffl  vor,  vgl.  Deuterom.  21,  1  bis  9  —  imd 
es  sagt  Ein  Zeuge  au9,  er  habe  den  Mörder  gesehen,  so  un- 
terbleibt die  Sühne:  doch  ist  diese  Aussage  hinsichtlich  des 
Angeklagten  ebenso  wenig  wie  in  andern  Criminalfallen  be- 
weisend (also  nur  auf  den  Umstand).  Ein  Zeuge  hat  ferner 
TöUe  Glaubwürdigkeit  hinsichtlich  der  eines  Ehebruches  ver- 
dachtigen  Frau,  und  wird  durch  diese  Aussage  nicht  die  Num. 
€.  6.  vorgeschriebene  Probe  der  bitteren  Wasser  an  ihr  Tor- 
genommen;  aber  auch  hier  ist  hinsichtlich  der  Strafe  die  Aus- 
sage nicht  beweisend.  —  Wichtiger  als  diese  fem  liegenden 
Beidehungen  ist  die  zwar  nicht  gesetilich  begründete,  aber 
durch  allgemeine  Rücksichten  herbeigeführte  Norm,  dass  über 
den  Tod  eines  (abwesenden)  Ehemannes  Ein  Zeuge  völlig 
beglaubigt  ist,  und  die  Frau  auf  diese  Aussage  eine  neue 
Ehe  eingehen  kann.  Jebamot  117.  122  und  a.  a.  O.  und 
sonst  an  vielen  Stellen,  Matmonidea  a.  a.  O.  und  Gerus- 
chin  c.  12.  §.  15.  Eben  Hasser  c.  17.  §.  3.  Als 
Grund  hierfür  wird  die  Rücksicht  auf  den  traurigen  Zustand 
einer  ewigen  Wittwenschaft  angegeben  (Jebamot  88),  da  bei 
dem  im  fernen  Lande  verstorbenen  Ehemann  es  in  den  mei- 
sten Fällen  fast  unmöglich  ist,  zwei  Zeugen  hierüber  aufzu- 
finden*). Man  bezog  femer  noch  hierher,  dass  der  Zeuge 
nicht  wagen  würde  eine  Unwahrheit  zu  sagen,  deren  Gegen- 
theil  doch  so  oiTenbar,  durch  die  Rückkehr  des  angeblich 
Verstorbenen,  an  den  Tag  kommen  kann  (Maimon.  Geruschin 
13,  29);  auch  wird  wohl  die  Frau  selbst  vor  einzugehender 
Ehe  die  genauesten  Nachforschungen  anstellen,  da,  wenn  der 
als  verstorben  Angegebene  zurückkommt^  sie  sowohl  den  ersten 


"**)  Das  talm.  Bherecht  kennt  nicht  eine  VerschoUenzeitserklärung,  und 
kann  nicht  dorch  afaie  solche  die  Ehe  aufgelM  werden. 
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als  den  zweiten  Mann  verlausen  miisfl,  ihre  Kinder  aus  der 
iweiten  Ehe  als  In  Ehebruch  erzeugt  (Bastarde)  erklart  wer« 
den,  sie  ihre  Morgengabe  verliert  u.  dgl.  m.  Jebaniot  115.  und 
a.  a.  O.  —  Bemerkenawerth  ist,  dass  von  einem  spätem  nach^ 
talniudischen  Autor,  i?.  Aaron  Hal€wi-{\^ — 14.  Jahrb.),  der  mit 
dem  Accusationsprincip  ganz  ijbereinstimmende  Grundsatz  an* 
geführt  wird,  dass  die  Sclirift  es  eigentlich  dem  Ermessen 
der  Gelehrten  anheimgestellt,  welches  Zeugniss  sie  für  hin- 
länglich glaubwürdig  ansehen:  und  da  aus  den  vorher  gedachten 
Gründen  ihnen  hier  Ein  Zeuge  genügend  erscheint,  so  hat  dieser 
völlige  Beweiskraft,  vgl.  Nimuke  Joseph  zu  Alfasi  Jebamot  31^* 
—  Diesem  dürfte  noch  hinzuzufügen  sein,  dass  die  Schrift 
eigentlich  nur  von  einer  Anklage  spricht,  wo  also  dem  Zeu- 
gen eine  moralische  Präsumtion  der  Unschuld  des  Angeklagten 
entgegenstehet  (vgl.  weiter  2.  Abschnitt  4.  Titel) ;  das  Zeugniss 
aber  über  den  Tod  des  Ehemannes  über  einen  Umstand  aussagt 
(über  die  hier  stattfindende  Präsumtion  des  Lebens  vgl.  das.). 

Diese  Verfügung,  die  von  der  Bildungsfahigkeit  d;s  talm, 
R.  zeugt  und  die  Vermuthung  bestätigt,  dass  wenn  das  Strafrecht 
nicht  auf  dem  Gebiete  der  Speculation  allein  verblieben  wäre,  es 
sowohl  an  sich  selbst  (vgl.  oben  S.  44  if.)  als  nach  dem  Beweise 
manche  andere  Gestaltung  angenommen  hätte,  scheint  eine  ge* 
schichtliche  Basis  zu  haben  und  fallt  in  die  Zeit  der  Aufstände  der 
Juden  unter  Trajan  und  Hadrian  (vgl.  Jebamot  122  und  oben 
S.  48.  ^]).  Es  waren  viele  Männer  in  diesen  Kämpfen  gefallen 
und  das  Schwert  des  Siegers  wüthete  allenthalben:  wie  trost- 
los musstc  in  solcher  Verlassenheit  der  Zustand  schütz-  und 
wehrloser  Frauen  werden,  und  wie  schwer  mochten  hier  zw^i 
Zeugen  über  den  Tod  des  Gefallnen  aufzufinden  sein!  So 
wird  auch  (das.)  erzählt,  dass  i?.  Gamallel  sich  erinnerte,  es 
wären  zu  Tel-Arsa  Mehrere  erschlagen  worden,  und  er  gab 
auf  Aussage  Eines  Zeugen  den  Unterlassenen  Frauen  Erlaub- 
niss  zu  helrathen.  (Doch  wurde  später  bezweifelt,  ob  bei  einem 


*)  Zwar  ^rd  Jthamot  1. 1.-  Ü.  Gamallel  der  Alte,  der  Groasvater  dea  an* 
mittelbar  za  erwähnenden  GamaiiePa  der  unter  den  Herodäiachen  Herrachem 
lebte,  ala  Urheber  dieaer  Verf&gung  angeführt  $  allein  auch  seine  Zeit  war  Mbon 
aehr  tundiiatert  and  ^t  Vorabend  grossen  Aafrahra.  Auch  trat  diese  Ver- 
fögang  erst  io  der  oben  bezdcbaeten  Perlode  in  Wirkaankeit. 

10 
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Kriege  —  einer  Schlacht  —  EinZeii^e  beglaubigt  sei^  da 
hier  Täiischiiug*  [es  wird  Jemand  al8  todigestochen  ff.  geballeii^ 
obschon  er  nur  gefährlich  verMundct  istj  sehr  leicht  eintritt; 
vgl.  Jebonwt  115  und  Toaefot  das.) 

Bei  dem  Zeugnisse  iJber  den  Tod  eines  Ehemannes  adharirt 
noch  ein  civilrechtlicher  Fall,  da  durch  den  Tod  des  Mannes  die 
Wittwe  auch  ihre  Ketuba  (\gl.  oben  S.  03.)  und  Parapliernen  zu 
fordern  hat.  Es  machte  sich  hier  schon  zeitlich  die  Meinuugen- 
verschiedenlieit  z>»eier  Schulen  (dos  Samai  inid  des  Ilillei)  geltend 
(Mischna  Jebamot  llt»*;,  ob  die  Aussage  Eines  Zeugen  —  in  der 
Mischna,  die  Aussage  der  Frau  ^gl.  weiter  zu  §.  33.  —  auch  auf 
das  Civilrechtliche  Einfluss  übe,  d.  i.  der  Zeuge  auch  in  dieser 
Hinsicht  vollstän  üge  Glaubwijrdigkeit  finde,  und  die  Frau  ihre 
Forderungen  geltend  machen  könne?  Es  vereinigten  sich  aber 
zuletzt  die  beiden  Schulen  dahin  (/.  /•)l,  dass  da  dem  Zeugnisse 
in  der  viel  wiclitigern  Hinsicht  der  abermaligen  Verheirathnng 
Glauben  geschenkt  wird,  dieser  ihm  ohne  den  grösten  innern 
Widerspruch  bei  dem  liiermit  enge  zusammenhängenden  civil- 
rechtlichen  Puncte  nicht  versagt  werden  könne.  (Doch  hat  nicht 
dieses  Zeugniss  für  die  anderen  Erben  Kraft  [iltuL] ,  so  wie  im 
Gegenthelle  zuweilen  Falle  eintreten,  bei  denen  hinsichtlich 
der  Frau  der  Mann  nicht  als  verstorben,  hinsichtlich  der  Erbqn 
aber  als  verstorben  betrachtet  wird  und  letztere  zur  Besitznahme 
des  von  ersterm  hinterlassenen  Vermögens  schreiten  können ;  vgl. 
Maimonid.  Nachalot,   c.  7.  §.  1 — 4.) 

1Voch  ist  zu  bemerken,  dass  in  den  Fällen  wo  Ein  Zeuge 
völlige  Glaubwürdigkeit  hat,  seine  Aussage  in.  der  Art  von 
gleiclier  Kraft  mit  der  zweier  Zeugen  ist,  daiss  sie  durch  den 
Widerspruch  eines  Zeugen  nicht  aufgehoben  werden  kann.  Cfr. 
Jebamot  115**  Maimonid,  Gentsvhin  c.  12,  §.  19.  Eben  IJavscr 
c.  17.  —  Nur  wenn  die  Aussage  des  einen  Zeugen  und  der 
Widerspruch  des  andern  Zeugen  gleichzeitig  sind,  jener  also 
noch  nicht  Beweiskraft  gewonnen  hat,  hebt  der  Widerspruch  die 


*)  Der  Ausdruck  Zouge  ist  hier  überhaupt  nicht  adäquat.  Dem  ei- 
gentlichen Begriffe  nach  ist  Zeuge  Derjenige,  der  eine Thatsache  bemerkt, 
wodurch  eine  Veränderung  eines  fiühern  Zustande«  oder  Verhältnisses 
eatstehet  —  Augenzeuge ^  —  sagt  er  über  diese  Thatsache  aus,  so  ist  er 
Zeuge  im  nähern  Sinn.  (Das  lateinische  te9%ia  von  aniettOy  aniitto  be- 
ziehet sich  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  nach  auf  Augenzeuge^  das 
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Aussage  auf.  Sota.  31«  Mahnon.  /.  /•  und  Rozeach  ^.  9.  §.  13. 
Ferner  Hilchat  Sota  c.  1.  §.17.  Eben  Haeser  c.  17.  §.  37.  — 
Nach  anderen  Autoren  (Tosefot  au  Jebamot  L  /.)  wird  selbst 
bei  Gleichzeitigkeit  der  Aussage  und  des  Widerspruches  der 
Aussage   Glauben  geschenkt  (vgl.  weiter  zu  §•  33.). 

Nocli  wird  im  talm.  Hfitualen  die  Glaub\v&rdigkeit  Eines 
Zeugen  über  die  BeschafTenheit  eines  Gegenstandes,  ob  er 
nach  dem  Gesetze  gcniessbar  oder  nicht  geniessbar  (ob  z.  II. 
das  vorliegende  Stück  Fleisch  das  eines  zum  Speisen  erlaub- 
ten oder  uichterlaubten  Thieres  sei  u.  dgl.  m.)  besprochen. 
Hieriiber  und  über  Manches  hiermit  zusammenhangende  Ci\il- 
rechtliche  wird  Gilt  in  /•  2.  54.  i?«  j4 scher  das.  und  Jore  Dea 
(zweiter  Theil  des  S.  109.  gedachten  Schulchan  Aruch 
und  bildet  den  Codex  füt*  das  Rituale)  c.  127  gesprochen; 
gehört   aber  nicht    in    die  eigentliche  Lehre  vom  Beweise. 

Zu  §.  4. 

Ehi  durch  Drohung  erzwungenes  Zeugniss  kann  natürlich 
nichts  beweisen;  Choseh  Mischp.  c.  34.  §.  18.  Glosscf,  vgl.  auch 
Ketnhotfi  18.  19.  —  Auch  wenn  der  Zeuge  sich  dafür,  dass 
er  sich  zu  Gericht  begibt  und  Zeugniss  ablegt,  bezahlen  lä^sf, 
ist  die  Aussage  ungültig.  Die  Mischna  Bcchorot  29<'*  stellt 
dieses  in  eine  Parallele  mit  dem  Spruche  des  Richters,  der 
für  das  Recfatsprcchen  Bezahlung  annimmt  (vgl.  oben  S.  92. 
dritte  Anmerk.).  Vgl.  ferner  Choseh.  Mischp.  /•  /•  Glosse.  — 
Auch  neuere  Gesetzgebungen  erklären  ein  derartiges  Zeugniss 
für  ungültig;    sie  sehen    einen   solchen  Zeugen    als   einen   be- 


deatflche  „zeugen/*  das  eigentlich  etwas  hervorbringen  [procreare,  prolem 
tdere]  bedeateC,  beziehet  sich  mehr  auf  die  Aussage,  die  eine  Geburt  der 
Wahrnehmung  des  die  Aussage  Ablegenden  ist).  Ueber  eine  Beschaffen- 
heit, ob  z.  B.  diese  Farbe  grün  oder  blau  sei,  dieser  Stoff  verbrennbar 
oder  nicht  verbrcnnbar  fT.  ,  findet  nur  Auskunft,  nicht  aber  Zeugniss 
statt.  Beziehet  sich  endlich  die  Aussage  auf  einen  Zustand,  der  durch 
eine  V^erändening  hervorgebracht  woirden  ist,  wobei  aber  von  dem  Modus 
dieser  Veränderung  selbst  abgeüehen  wird,  so  ist  es  ein  Zeugniss  auf  einen 
Umstand.  Bei  diesem  wird  also  nur  das  objective  Referat,  N.  ist  ge- 
storben (und  treten  seine  Kinder  in  sein  Recht  ff.)  im  Auge  behalten:  ob 
dnet  natürlichen  oder  gewaltsamen  Todes  bleibt  hier  dahingestellt.  —  In 
der  talm.  Lehre  wird  nach  mancher  Beziehung  des  Rituellen,  der  Ausdruck 
Zeagoisi  (und  daher  auch  Zeuge)  auch  auf  Auskunft  erweitert;  vgl. 
auch  weiter  au  $•  179. 

10* 
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»tochencii  an  (vgl.  Preu^fiisclie  Criminalordnung  §.  356.  Nr.  5. 
Baicrl8c1ies  SCrafgesctzbiiGh  Art.  278.  Nr.  7.).  Neurcre  Uechls- 
lehrer  wollen  ein  solches  Zciigniss  nur  dann  als  ungültig  er- 
klären, wenn  sich  aus  den  Umständen  ergibt,  dass  sich  der 
Zeuge  durch  den  ihm  angebotenen  Vortlicil  zur  Unwahrheit 
bestimmen  lief^s  ( Cr /o^t^  Theorie  der  Wahrscl»einlichkeit  I.Thl. 
S.  135.  MiilefmaUr  Beweis  S  320.).  —  Das  talm.  Ä.  scheint 
die  Ungültigkeit  auch  aus  dem  Umstand  herzuliolen,  dass 
der  Zeuge  sich  für  das,  was  ihm  als  PflicIU  obliegt  (vgl. 
§.  8.)  bezahlen  liess  (und  hat  er  sich  hierdurch  des  Vertrauens 
verlustig  gemacht);  daher  In  der  gedachten  Mischna  die  Pa- 
rallele mit  dem  für  Bezahlung  sprechenden  Richter,  dessen 
Spruch,  wenn  auch  an  sich  richtig,  ebenfalls  aus  gedachtem 
Grunde  für  ungiiltig  erklärt  wird.  Diesem  gemäss  will  auch 
Tosefta  zu  Becliorot  und  jcr.  Talm.  Synhedrin  2",  dass  wer 
einmal  Bezahlung  als  Zeuge  angenommen,  so  lange  verdächtig 
bleibe  >  bis  er  Proben  eines  unelgcnniitzigen  Zeugnisses  abge- 
legt (vgl.  R»  Ascher  zu  Becliorot  /.  /. ,  der  einen  solchen  Nach- 
weis für  schwer  hält.  Einen  iiiteressanteii  Vergleich  bietet 
L.  (;•  pr,  §.  1 .  D»  48.  11).  R,  Salom.  den  Aderet  respo/is.  787. 
ist  jedoch  der  Meinung,  dat^s  wenn  der  Zeuge  sich  nicht  hat 
zu  einem  falschen  Zeugnisse  dingen  lassen,  er  für  die  Zu- 
kunft ein  gültiger  Zeuge  bleibe.  —  Hat  er  die  empfangene 
Bezahlung  zurückgegeben,  so  i^t  er  nach  R.  Mos,  Leu  NdcKinan 
(bei  R,  Nissim  Kidduschiu  58^)  selbst  für  den  gegenwärtigen 
Fall  noch  ein  gültiger  Zeuge. 

Bemerkt  muss  noch  werden,  dass  unter  Bezahlung  hier 
Vor t heil,  Gewinn  verstanden  wird.  (Nach  R.  Joseph  Karo^ 
Bet  Joseph  c.  37.  §.  13.  ist  auch  der  Zeuge  ungültig,  der  zu 
der  Partei  sagte,  er  verlange  zwar  nichts  für  seine  Aussagen, 
steile  es  aber  ihr  anhelm,  ob^  im  Fall  der  Process  zu  ihrem 
Vortheile  entschieden  werde,  sie  ihm  eine  Gratißcation  geben 
wolle.  Doch  ist  diesea  mehr  zu  §.  66  if.  zu  beziehen).  Hin- 
gegen werden  Versäumnisskosten  nicht  als  Bezahl^uiig  ange- 
sehen ^),  und  kann    der  Zeuge  einen    derartigen  Ersatz    bcaii- 


*)  Dieser  Unterschied  wird  auch  in  mehreren  neuen  Gesetzgebungen 
festgehalten,  vgl.  Preass.  Crimin.  Ord.  $.  316.  und  ist  Mitterroaiers  Ein- 
wurf a.  a.  O.,  der  hier  der  Pr.  C.  O.  Unrecht  thut,  erledigt. 
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tpnichcn;  jer.  Talm,  Syohcdrin  2^  (wo  dieses  fiir  Civil  falle 
bcuprochen  wird,  ist  aber  analog  aucli  Cur  Criminalfallc  an- 
wendbar; vgl.  auch  oben  S.  92.  Annierk.).  —  Saiom»  den 
Aderet  in  reapons.  (vgl.  Chosch.  Mischp.  l.  l.)  bemerkt,  dass  wohl 
Besahinng  angenommen  werden  darf,  um  als  Zeuge  bei  einer 
CiTÜhandhing  gegenwärtig  zu  sein,  weil  Jedermann  zwar  Ter- 
pflichtet  ist  das  auszusasen  was  er  wahrgenommen,  Niemandem 
aber  die  Pflicht  obliegt  wahrzunehmen  (bei  einer  flandlung  alü 
Zeuge  gegenwärtig  zu  sein).  Vgl.  Bet  Joseph  e.  28.  §.  26.  (Dieser 
Untersclued  zw isclien  Beweiszeugen  und  Solemitäts -  und  liistru- 
mentszeugen  ist  auch  in  anderen  Gesetzgebungen  anerkannt.) 

Zu  §  5. 
Die  mtindlichc  Aussage  ist  nach  dem  im  talm.  R.  häufig 
angeführten  Axiom  ^^aus  ihrem  Munde  und  nicht  aus  ihrer 
Schrift**^,  bei  jedem  Zeugnisse,  sowohl  in  Criminal-  als  Civil- 
fallen  eine  unerlässliche  Bedingtmg  (Jebamot  f.  3L^*  Kttubot 
20«-  GiUhi  71«-  MaimmniL  Edut  c.3.  §.  4.  Chosch.  Mischp.  c.  28. 
§.11.)^  und  ist  sie  in  dem  Principe  des  talm.  Processea  tief 
begriindet  (vgl.  Einleitung  11.  und  f.  §.) ,  daher  mit  Recht,  die 
Meinung  einiger  späteren  nachtalmudischen  Autoren,  dass  in 
Civilfälien  scbriflliche  Zeugenaussage  gestattet  sei,  zurückge- 
wiesen wird.  Chosch.  Mischp.  l.  l.  —  Dieses  mündliche  Zcug- 
nlss  muss  vor  Gericht  (und  zwar  vor  einem  rechtsgelehrten) 
abgelegt  werden;  ein  aussergerichtliches  Zeugniss  hat  keinen 
Werth.  Schebiiot  32*'  Maimon.  Schebuot  {de  jurejurando)  r.  9 
§.2.  vgl.  auch  Chosch.  Mischp.  2S^  2\ .  -^  In  CriminalfaUcn 
ist  dicfiic  Norm-  in  dem  Erfordernisse  des  strengen  Zeugenver- 
höres, durch .  welches  allein  Werth  und  Gehalt  der  Aussage 
bestimmt  wird  (vgl.  f.  Cap.),  hinlänglich  begriindet;  aber  auch 
im  Civilprocesse  hat  diese  Vorschrift  nicht  nur  in  der  Olfen- 
baning  (a.  a.  O.)  sondern  in  sich  selbst  ihre  Ucchtfertigung, 
da  bei  dem  anssergerichtlichen  Zeugnisse  der  Zeuge  nicht  s» 
tief  von  der  Wichtigkeit  seiner  Aussage  durchdrungen  ist, 
und  ihm  die  ernste  Abwägung  der  Wahrheit  mangeln  dürfte 
(vgl.  Mitteitnaier  Beweis  S.  354.  und  die  daselbst  angefülirten 
Schriftsteller  über  aussergcriclitlichcs  Zeugniss).  Die  Norm 
^daa  Zeugniss  sei  mündlich  und  nicht  schriftlich''  beziehet  ^icll 
übrigens  nur  auf  die  Aussage,  die  erst  nachdem  durch  diu 
Widerrede    der '  gegenüberstehenden    Partei    ein    Zweifel    rege 
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gewoYden  ist^  abgelegt  wird.  Diese  Norm  ist  daher  nieht 
anwendbar  auf  Urkunden  und  sind  sie  durch  die  Unterachrift 
der  Zeugen  gültig;  hier  ist  der  Gegenstand  von  Torn  herein, 
vor  dein  Beginn  jeder  Gegenrede  constatirt:  die  Zeugen  sind 
hier  objectiv^  stehen  nicht  in  dem  Kampf  der  Parteien,  son« 
dem  ist  das  Zeugniss  schon  fnilier  abgelegt  *).  Wir  bemer- 
Ven  dieses  wegen  der  paradoxen  Meinung  Mairoonides  Edrti 
e,  3.  $.  4.,  der  das  schriftliche  Zeugniss  auf  Urliunden  nur  wegen 
der  Erleichterung  des  Verkehres  gelten  iässt.  Vgl.  Schach 
(R.  Schabbat ai  Cohefi)  Aiimerk.  14.  zu  Chosch.  Mischp.  c.  28. 
§.  12.  wo  ebenfalls  diese  Meinung  Maimonides  angeführt  wird; 
vgl.  auch   weiter  zu  §.  185.  und  Ende  des  3.   Titels. 

Zu  §.  6. 

Eine  Aussage  über  Nichtwissen,  d.  i.  wenn  Jemand  eine 
Thatsache  oder  einen  Umstand  nicht  in  Abrede  stellt,  sondern 
nur  bezeugt,  dass  er  keine  Kenntniss  hiervon  habe,  beweiset 
nichts,  selbst  wenn  diese  'l'hatsache  u.  s.  w.  leicht  zur  Kenntniss 
der  Zeugen  kommen  konnte  (Edujot  %  2.  Sebachim  112,  4. 
Kettibot  23"- ). 

Diese  Aussage  über  Nichtwissen  muss  aber,  geschieden 
werden  von  der  verneinenden  Aussage.  Dem  verneinenden 
Zeugen  wird  auch  dem  bejahenden  Zeugen  gegenüber  volle 
Gültigkeit  im  talm.  R.  eingeräumt,  und  tauchte  die  grund* 
falsche.  Regel:  Plu8  credit nr  uni  testi  adftnnanti  quam  miUe 
negantüns  (vgl.  Glück  Pandecten  Thl.  2.  S.  20:?.)  im  talm. 
R,  nicht  auf.  Gibt  der  verneinende  Zeuge  genügende  Gründe 
für  sein  Wissen  des  Nichtgeschehenseins  einer  That  an  (er 
negirt  unter  Angabe  von  Zeit  und  Ort  eine  Handlung,  die  nach 
einem  andern  Zeugen  sich  zu  derselben  Zeit  und  an  demselben 
Orte  ereignet  haben  soll),  so  hebt  seine  Aussage  die  des  bejahen- 
den Zeugen  auf  (vgl.  weiter  zu  §.  14.  und  Anhang  zum  2. 
Capitel).  Auch  wenn  der  Zeuge  bei  einer  Handlung,  die  der 
Aufmerksamkeit  der  Anwesenden  nicht  entgehen  konnte,  aus- 
sagt, dass  er  sich  an  demselben  Orte  ff.  befunden  und  nichts 


"*)  Bei  tleferm  Eingehen  zeigt  sieb  bei  dem  ersterm  Falle  (wo  beide 
Parteieo  schon  im  Streite  begrifTen  sind)  die  Aussage  des  Zeugen  aU  A  n  k  1  a  g  e 
der  gegenOberstchenden  Partei;  bei  der  Urkunde  hingegen  als  Zeugniss 
auf  einen  Umstand.  Vgl.  zu  §. ^ 
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babc  vorfallen  sehen  ^  ao  iai  diese  Atissage  des  Niahtwiasena 
als  bestiaimt  ¥e meinend  sn  betrachten  nnd  hebt  sie  eben- 
falls das  bcjaliende  Zeugniss  anf.  Choach.  Mischp.  c.  29-  §•  S. 
nach  Miachna  Sota  47^'  und  HäUlur.  (Von  neueren  Gesetzge- 
bungen ist  hiermit  au  vergleichen   Baier.   Strafges.   Art.  296.)« 

Diese  zuletzt  bemerkte  Norm  wird  von  einem  spiteni 
iiachtalmudischcn  Auto^  auch  auf  Zeugnisse  ober  Ortsgebrauche 
angewendet.  Wenn  man  nämllcli  einen  Gebrauch  bezweifelt 
(ob's.  B.  es  an  diesem  Orte  üblich  sei,  daas  dem  Tagelöh- 
ner nebst  seinem  Lohn  auch  Kost  gegeben  werde,  u.  dgl.  ro.), 
und  ein  Ortsbewohner  aussagt,  er  habe  nie  gesehen,  dass 
solches  stattgefunden,  so  wird  diese  Aussage  als  eine  be- 
stimmt verneinende  betrachtet,  da  bei  der  Frequenz  der  Er- 
eignisse das  Gegenthcil  nicht  hätte  der  Aufmerksamkeit  ent- 
gehen können.  Vgl.  J.  Kolon  respona»  172  (Lembergcr  Aus- 
gabe 171.),  Ckosch.  Misckp,  r.  37.  §.  22.  Glosse  uud  Schach  das. 

Zu  §.  7. 

Dass  die  Zeugen  in  Gegenwart  des  Beklagten  aussagen 
müssen,  gilt  als  Axiom  und  wird  au  unzähligen  Stellen  wieder- 
holt. Hinsichtlich  des  im  talm.  R.  auf  die  Accusationen  ge- 
gründeten Criminalproceases  ist  die  Gegenüberstellung  des  Zeu- 
gen in  diesem  Priiicip  selbst  hiiiläuglich  bedingt:  der  Zeuge 
tritt  als  Beweis,  fi'ir  den  Ankläger  oder  als  Ankläger  selbst 
auf  (vgl.  oben  S.  83.  Anmerk.):  es  mnss  daher  dem  Ange- 
klagten aiiticimgcgebeu  sein,  offen  mit  seinem  Feinde  zu  käm- 
pfen und  ihnr  seine  Waffen,  die  Beweise,  zu  entwinden  (vgl. 
Einleitiuig  II.).  Die  Gegenwart  des  Angeklagten  bei  der  Zeu- 
genaussage erscheint  auch  von  der  moraliiiclieu  Seite  als  drin- 
gende Forderung.  Denn  welchen  Eindruck  rauss  es  auf  den 
falschen  Zeugen  machen^  Jenem  gegenüber  zu  treten,  dem  der 
ganze  Umfang  der  Unwahrheit  seiner  Aussage  bekannt  lat; 
welcher  Grad  der  äussersten  Verhärtung  gehört  dazu  dem 
Ihm  von  Angesicht  zu  Angesicht  gegenüberstehenden  Unschul- 
digen eine  Schuld  anzudichten  und  die.  jedem  Rechtagefühle 
hohnsprechende  Lüge  zu  behaupten !  Auch  dem  Richter  (oder 
den  Geschwornen)  ist  durch  diese  Gegenüberstellung  Gelegen- 
heft gegeben  die  Aussage  des  Zeugen  an  dessen  Mienen,  an 
der  Sicherheit  oder  Unsicherheit,  mit  der  er  seine  Behaup- 
liing  dem  Augeklagten  gegenüber  vorträgt,  zu  prüfen  uud  sich 


bierdurch  ein  weit  nichereres  Urthcil  als  durch  die  Ver- 
gleichiin^  der  in  den  Acten  verzeichneten  Aussagen  der  An- 
geschuldigten und  der  Zeugen  zu  bilden. 

Dieses  für  das  Accusationsverfahren  ^  und  tritt  das  Zeu- 
genverhör dieser  Art  am  bezeichnendsten  im  englischen  Straf- 
process  hervor,    wo  nicht  nur  der  Zeuge  per8Öu]ich  erscheinen 
und   in  Gegenwart  des  Angeklagten  vor  der  Jury  aussagen  muss, 
sondern   es  dem  Angeklagten  selbst  anheimgestellt  ist,  Fragen 
an  den  gegen  ihn  aussagenden  Zeugen  zu  richten,    denselben 
sogar  durch  Suggestionen  in  Widersprüche  zu  verwickeln  ff.  und 
geschiehet    libeihaupt    nach    der    Ilauplbefragung  (exanpinafion 
in  Chief)    die    Veniehmung    der  Zeugen  je  durch    die    gegen- 
überstehende Partei   {cross- examination ^  Kreuzverhör),   so  dass 
in    diesser  Hinsicht    die  Parteien    die    eigentlichen   Inquirenten 
bilden    (vgl.    Cotiu  a.  a.  O.   S.  15S.   Mittcnnaier  Strafverfahren 
2.  Till.  S.  187  ff.;  über  eine  Art  Kreuzverhör  im  röm.  K.  vgl  das. 
1.  Thl.  S.  44.).    —     Anders  musste  sich  das  Zeugenverliör  im 
Inqiiisitioiisprocesse  gestalten:  hier  kann  natürlich  die  Abhöruiig 
der  Zeugen  in  Gegenwart    des  Inculpaten  nicht  gestattet  wer- 
den (vgl.  Prcuss.  C.  O.  §§.  318.  343.  347.  Baier.  Strafgcsctzb. 
Art.  207.);   denn  da  der   Inquirent  erst  den  Stoff  zur  Anklage 
%n  sammeln    bat    nnd    hierzu    auch    die  Aussago    des   Zeugen, 
selbst  wenn  er  mit  keiner  bestimmten  Anklage  hervortritt,  ver- 
helfen soll,    so  würde   unstreitig  in  vielen  Fällen  die  Gegen- 
wart des  Angeschuldigten  auf  die  besonnene  Aussage  des  Zeu- 
gen hindernd  einwirken   (vgl.  auch  oben  S.  73.).      Aeltere  Juri- 
sten verlangten  zwar,  dass  der  Inculpat  bei  der  Beeidigung  der 
Zeugen  gegenwärtig  sein  soll;  doch  ist  später  auch  dieses  als  mit 
dem  Geist  des  Inquisitionsverfahrens  unvereinbar,  ausser  Gebrauch 
gekommen  {Mitlermaier  a.  a.  O.  S.  136.  und  Anmerk.  12.  das.)  *). 


*)  So  sehr  Alles  für  das  Zeugeaverhor,  wie  es  das  Aocusationsprincip 
verlangt,  spriclit,  so  liegt  docli  viel  Wahrheit  in  der  Bemerkung,  dass  die 
Gegenwart  des  Angeschuldigten  manchen  störenden  Eindruck  auf  den  Zeu- 
gen bei  dessen  Verhöre  mache ,  und  dadurch  ihm  die  Klarheit  des  Geistes, 
mit  der  er  sich  alle  Umstände  zurückrufen  und  der  Wahrkeit  gemäss  aus- 
sagen soll,  raube.  Es  muss  auch  bei  dem  Zeugen  verhör  die  doppelte  Rück- 
sicht, die  die  Grundlage  des  Strafprocesses  bildet,  obwalten:  Schutz  dem 
Unschuldigen,  Strafe  dem  Schuldigen.  So  wie  nun  vorgebeugt  werden 
moss,  dass  nicht  durch  fals  ches  Zeugnis»  ein  Unschuldiger  bestraft  werde, 
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Wir  kehren  sii  unserem  §  siirQck  und  bemerken,  diM 
das  talm.  R.  auch  im  Civilprocess  es  als  Axiom  anerkennt, 
dass  die  Zeu^n  nur  in  Gegenwart  des  Beklagten  angenom- 
men werden  können  (die  Gegenwart  des  Klagers  bei  der  Zeug- 
nissablegung  ist  nicht  nöthig;  Chosck,  Mischp^  c.  28.  §•  18).  — 
lieber  Abiegung  des  Zeugnisses  in  Gegenwart  der  Parteien 
vgl.  T.  Tavemaer  Theorie  der  Beweise  im  Civilprocesse  ?.  Auflage. 
S.  163.\  Nur  in  Behinderungsfallen,  wie  bei  Kranklielt  der 
Zeugen  oder  des  Klägers  und  wenn  dieser  auf  Abnahme  des  Zeug- 
nisses  vor   seinem    Tode    dringt  *) ,    femer   wenn    die   Zeugen 


so  soll  anderseits  wieder  dahin  gewirkt  werden,  dass  der  8cliuldige  niclit 
durch  mangelhaftes  Zeugniss  losgesprochen,  dass  nicht  durch  Ein- 
schfichterung,  durch  Erregung  des  Mitleidens,  darch  falsche  Scham  die 
Wahrheit  umgangen  oder  nur  theilweise  angegeben  werde.  Dass  die  Ge- 
genwart des  Angeschuldigten  häufig  solche  Gefühle  errege,  kann,  wenn 
man  frei  von  vorgefnster  Meinung  nicht  die  Theorie  allein  sondern  auch 
das  Leben  befragt,  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  und  es  mag  za  den 
häufigen  not  guilty  der  englischen  Jury,  über  das  viele  Klagen  gehört 
werden,  nicht  allein  die  Härte  der  Gesetzgebung  (Mittermaiers  Bewds 
S.  116.),  sondern  auch  das  oben  bezeichnete  Kreuzverhör  beitragen.  — 
Die  Forderung  der  Gerechtigkeit  durfte  aber  vielleicht  auf  folgende  Weise 
nach  beiden  Seiten  befriedigt  werden.  Das  summarische  Zeugenverhör 
werde  in  Anweiienheit  des  Angeklagten  vorgenommen.  Die  ganze  Inteo- 
uvität,  mit  der  die  Wahrheit  die  Unwahrheit  niederschmettert,  drangt 
sich  in  diesen  ersten  Moment,  wo  Zeuge  und  Angeschuldigter  einander 
gegenüber  treten,  in  dem  Eindruck,  den  dieses  Begegnen  macht  und  der 
bei  der  öftern  Confrontation  sich  verwischt,  zusammen  und  Abt  tiefe  Ge- 
walt auf  den  nrich  nicht  ganz  Verstockten.  Hingegen  wird  die  Abwesen- 
heit des  Angeschuldigten  bei  dem  speciellen  Verhöre  dem  wahrhaften  Zeu- 
gen die  ungetrübte  Klarheit  lassen,  dass  er  sich  alle  Umstände  genau  zu- 
rückrufe und  frei  von  jeder  leidenschaftlichen  Einwirkung  aussage.  Doch 
dürfte  hier  wieder  manche  vortheilhafte  Seite  des  mündlichen  Verfahrens 
verloren  gehen.  Das  talm.  Recht  hat  unbedingte  Gegenüberstellung.  Der  - 
Code-d'lnitruction  itfrf.  315.  gestattet,  den  Angeklagten  abtreten  zu  lassen, 
wenn  dessen  Anwesenheit  auf  den  Zeugen  einen  nachtheiligen  EinBuss 
üben' sollte.  Das' Österreich.  Strafges. ,  obschon  auf  das  Inquisitionsprincip 
gegründet,  scheint  auf  die  beiden  Forderungen  aber  im  umgekehrten  Ver- 
hältnisse eingegangen  zu  sein :  der  Zeuge  wird  erst  allein  vollständig  ver- 
nommen, und  dann  dem  Beschuldigten  theils  nothwendig,  theils  auf  Er- 
meMen  des  Richters  gegenübergestellt  ($.  387.  388).  Vgl.  auch  wdter  zu  S- 15. 
'*')  Um  den  Zeugen  manchen  Umstand  zurückzurufen.  In  wie  fem 
in  dergleichen  dringenden  Fällen  der  Beklagte  erst  zu  benachrichtigen  sei, 
und  seine  Weigerung  zu  erscheinen  KinfluM  auf  die  Zeugnissabnahme  übe, 
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verreisco  wollen  und  der  Beklagte  sögert  vor  Gcrlclit  zu  er- 
Bcbelaeii^  wird  das  Zeugniss  auch  in  dessen  Abwesenheit  vor- 
geDomroen  {Tur  c.  28.  Chpsch.  Mischp.  l  l.  §.  Iti.).  Befinden 
sich  die  Zeugen  an  einem  entfernten  Orte  und  der  Beklagte 
will  sich  nicht  zu  Ihnen  begeben,  bo  nimmt  das  dortige  Ge- 
richt die  Zeugen  vor  und  schickt  die  Aussage  an  das  Ge- 
richt^ vor  welchem  der  Process  anhängig  gemacht  wurde  {Vhoach. 
Mhchp.  L  L  §•  17.)*  Sind  die  Zeugen  von  einander  entfernt, 
80  nimmt  je  das  Ortgericht  des  Zeugen  die  Aussage  auf  (Sema 
ibid.).  Dieses  bisher  Erwähnte  gilt  aber  natürlich  nur  für  Civil- 
fiiile;  für  den  Strafprocess  musste  das  talm.  R.  seinem  Princip 
gemäss  ein  anderes  Verfahren  einsclilagen.  Neuere  Gesetz 
gebungen  wcnilen  diese  Normen  auch  für  Criminalfälie  an  (vgl. 
Oesterreich.  Strafgesetzbuch  §.  378.  379.  Preuss.  C.  O.  §.  353. 
354.   Baier.  Strafges.  Art.  201.) 

Der  talmudische  Civilproccsa  keimt  übrigens  nicht  die  nach 
dem  gewöhnlichen  Hechte  übliche  schriftliche  Uebergabc  der  Be- 
weisartikel (vgl.  Schneider  a.  a.  O.  §.  519  fi,  Preuss.  Allgem.  Ge- 
richtsordn.  1.  Tbl.  5.  Titel  §.4.  II.),  sondern  überlässt,  da  die 
Parteien  bei  jedem  Processe  gegenwärtig  sein  sollen  (Einleitung  II.), 
diesen  selbst  die  Beweisführung.  Vgl.  weiter  Ende  des  3.  Cap.  *) 


Sit  ein  weites  Feld  der  Discussion.  Vgl.  Chonch.  Mischp.  11.%  16.  und 
Glosse.  —  Bei  Krankheit  des  Beklagten  kann  nach  der  Meinung  nach- 
talmudificher  Autoren  die  Zeugniäsabnahme  in  dessen  Abwesenheit  nidit 
stattfinden.    Chosch.  Mischp.  1.  l, 

*)  Die  schrirtlicfae  Eingabe  der  Beweisartikel  rührt  wahrscheinlich 
Ton  dem  durch  den  Inquisitionsprocess  alhiiälig  zur  Geltung  gokommonen 
■chriftlichen  Verfahren  her.  Doch  gewahrt  man  auf  überraschende  Weise 
anch  im  attischen  Processe  Aehnliches.  Der  Kläger  setzte  die  Pnncte  für 
die  er  Zeugen  anführte  auf  einer  Tafel  auf,  und  Hess  diese  Puncto  (Ar- 
tikel) Ton  den  Zeugen  unterschreiben.  Diese  Tafel  wprde  in  der  Ana- 
crisis  (Voruntersuchung)  dem  Richter  übergeben;  man  verlas  das  Zeug- 
nits  und  es  wurde  (nach  Heraldos)  als  ein  processualisches  prodncirt^ 
wenigstens  scheint,  dass  wenn  die  Unterschrift  der  Zeugen  für  echt  aner- 
kannt wurde,  oder  sie  sich  in  der  Anacrisis  zu  der  schriftlichen  Aussage 
bekannten,  solches  hinreichend  war  (vgl.  Platner  Process  und  Klage  bei 
den  Attikem  S.  234.  23b.).  Die  mündliche  Erforschung  des  Zeugen  war 
demnadk  minder  wesentlich  und  ging  ein  Haupt moment  verloren.  Auch 
Ist  bei  diesem  Verfahren  zu  rügen  ,  dass  hier  die  Partei  gleichsam  das 
ISwgenTerhör  aufnahm  und  sie  natürlich,  da  weder  Richter  noch  Beklag- 
ter gegenwärtig  war,  leicht  Suggestionen  anwenden  konnte. 


I 
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Nach  einer  von  früheren  talmuHi^chen  Autoren  (Gconhn) 
getroffenen  Bestimmung  werden  bei  Baufhandeln,  Zankerelen 
u.  dgl.  (Policeivergehen)  die  Zeugen  auch  in  Abwesenheit  des  Be* 
klagten  Teniommen  und  wird  demselben  deren  Namen  verschwie- 
gen, um  nicht  vom  Neuen  Anlass  zu  Zwist  und  Raufereien  sn 
geben  (Chosch.  Mischp.  /.  /.  §.  15.  Glosse).  Doch  wird  die- 
ses nur  als  ausserordentliche  Massrcgel  angeschen,  und  kann 
auf  solche  Zeugenaussage  eine  gesetzliche  Strafe  nicht  erfolgen« 
Aus  der  Norm,  dass  die  Zeugen  in  Gegenwart  des  Beklagten 
aussagen  müssen,  entwickelte  sich  auch  die  Lehre ,  dass  Pupillen 
in  manchen  civilistischen  Fällen  nicht  klagbar  sind  und  wird  die 
Klage  bis  zu  deren  Grossjährigkeit  verschoben.  Vgl.  ßaba  Koma 
113«-  Eraehin'^L  Chosch.  Mischp.  c.  28.  §.  19.  e.  108.  110.  VgL 
weiter  zu  §.  10:?.  ♦). 

Zu  §.  8. 

Die  Verpflichtung  Zeugniss  abzulegen  ist  eine  religiöse; 
wer  ein  Zeugniss  weiss  und  es  nicht  aussagt,  ist  Tor  Gott 
straffällig  und  ist  der  Partei,  der  sein  Zeugniss  genützt  haben 
wurde,  moralisch  (nach  tairo.  Ausdrucke  „um  dem  Himmel  — 
Gott  —  Genüge  zu  leisten*''')  zum  Schadenersatz  verpflichtet 
(Ba6a  Koma  56"*  Maimon.  U  L  c.  1.  §.  1.  r.  17.  §.  7.).  Nach 
der  religiösen  Basis  der  talm.  Rechtslehre  ist  eine  Verpflich- 
tung im  Namen  der  Religion  gesprochen  eine  natürliche  Con- 
Sequenz  der  ganzen  Rechtsverfassung,  da  Rechtüben  als  ein 
göttliches  Gesetz  betrachtet  wird,  Gott  selbst  das  Recht 
überwacht  und  es  in  seinem  Namen  gesprochen  wird  (Einlei- 
tung I).  Es  genügt  daher,  dass  die  Religion  eine  solche  absolute 
Verpflichtung  auferlegt;  die  Mahnung  ergehet  von  innen:  und  da 
daa  religiöse  GefüM  überhaupt  im  taim.  R.  wach  gehalten  wird, 
so  bedarf  es  nicht  des  Zwanges  zum  Zeugnissablegen  durch 
Gefangnias-  oder  Geldstrafe.  Wie  heilig  diese  Pflichterfüllung 
gehalten  wird,  gehet  aus  dem  zu  §.  4.  Bemerkten  hervor,  und 
es  kann  auch  ein  eidliches  Versprechen  das  Zeugniss  nidit 


^  Yixt  schliessen  diesen  §  mit  der  Bemerkang ,  dass  die  im  Finstem 
schleichende  Denoiiciation  im  talm.  R.  nicht  stattfand;  und  es  wird  sogar 
selbst  der  Zeuge,  der  voraussehen  konnte,  dass  sein  Zeugniss  keinen  Er- 
dig haben  könne,  als  Calumniant  bestraft.  rt$achim  WSb.  Choaek. 
Mkehp.  L  I.  S*  1-  Glosse. 
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abzulegen  nicht  von  ihr  entbincTen  (Seni/i  zu  Choseh.  Mutchp, 
r.  28.  §.1.  r.  267.  §.  3.  nach  friiheren  Autoren;  nur  i«t  der, 
dem  das  eidliche  Versprechen  geleistet  wurde,  anzugehen,  daaa 
er  des  Versprechens  entlasse;  das.  Nach  Türe  Sahal  L  l.  ist 
auch  dieses  nicht  nötliig).  Die  Partei  kann  übrigens  nach  der 
Schrift  (Lei it.  5,  1.)  den  Zeugen  beschwören,  dass  er  vor  Ge- 
richt ilir  Zeugniss  ablege.  Nach  einer  spätem  (nachtalmudischen) 
Einricliiung  kann  diese  Beschwörung  an  einem  öffentliclien  Orte 
(wie  z.  B.  in  der  Synagoge  if.)  allgemein  von  einer  der  Parteien  aus- 
gesprochen werden :  „Wer  in  dieser  Sache  Zeugniss  abzulegen  weiss, 
der  ist  liiermit  beschworen  es  zu  thun^S  Choseh,  Mischp,  (,  L  §.  2. 
Eine  andere  llichtuug  mussten  hier  sowohl  ältere  als 
neuere  Gesetzgebungen  einschlagen.  Sie  nehmen  das  absolute 
Recht  zur  Basis  der  Legistation  und  lassen  es  durch  den  Staat 
überwaclien.  Die  Verpflichtuug  Zeugniss  abzulegen  ist  also 
eine  Pflicht  gegen  den  Staat,  der  durch  die  Integrität  des 
Rechts  Dauer  und  Sicherlieit  erhält;  so  wie  die  Nichtabiegung 
eine  Vernachlässigung  einer  Bi'irgerp flicht  ist,  da  in  (>riminal- 
lallen  das  Verbrechen  hierdurch  ungestraft  bleibt  oder  die 
Unschuld  uugerecliterweise  bestraft  wird;  und  in  ähnlicher 
Beziehung  auch  in  Civilfällcn  das  Recht  beeinträchtigt  wird, 
Ei  schreiben  daher  die  Gesetzgebungen  einen  Zwang  zum 
Zeugnisse  vor:  der  Zeuge,  der  sich  weigert  ein  Zeugniss 
(oder  den  Eid,  vgl.  weiter  zu  §.  24.)  abzulegen,  wird  durch 
äussere  Mittel  hierzu  angehalten.  Dieser  Zwang  zum  Zcug- 
nissablcgen  erscheint  schon  im  attischen  Rechte  und  in 
den  Xli  Tafelgesetzen.  Das  attische  Recht  will,  dass 
wenn  Jemand  ein  Zeugniss  unter  dem  Vorgeben  nichts  von 
der  Sache  zu  wissen  nicht  ablegt,  er  auf  dieses  Nichtwiitsen 
einen  Eid  (i£o^oa/a)  leisten  müsse.  Verweigerte  er  den  ge- 
dachten Eid  oder  erschien  er  nicht  auf  die  durch  einen  Herold 
gewöhnlich  zu  ergehende  Vorladung,  so  musste  er  eine  Strafe 
von  tausend  Drachmen  entrichten,  die  dem  Staatsschatz  zußel. 
Man  liess  sich  auch  oft  in  Gegenwart  Anderer  von  dem  Zeugen 
das  Versprechen  ablegen,  dass  er  vor  Gericht  erscheinen  und 
Zeugniss  aussagen  wolle.  Erfüllte  nun  der  Zeuge  das  Versprechen 
nidit,  80  wurde  gegen  ihn  die  Klage  wegen  unterldssenen  Zeugnisses 
{iUti  XftnofiUQTVQiov)^  und  wenn  die  Partei,  der  das  Zeugniss 
lu  6ut€  gekommen  wäre,   den  Procesa  verlor,  die  Klage  auf 
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Schadenersatz  {bUr^  ftXußr^g)  eingcreiclii  (Meier  und  SehS- 
mann  S.  3^7.  671.  Platner  S.  281).  Die%e  im  attischen  H. 
80  hoch  ^hakene  und  sich  häufig  erneuernde  Verpflichtung 
(die  proccsssuchtigen  Athener  riefen,  wie  man  aus  ihren  Rednern 
ersiehet,  bei  jeder  Gelegenheit  Zeugen  an)  stehet  in  Zusam- 
menbang mit  dem,  die  Solonsclie  Gesetzgebung  durchdringen- 
den trefflichen  Grundsatz,  dass  der  Bürger  nicht  ein  getrenn- 
tes alleinstehendes  Individuum,  sondern  mit  dem  Staate,  den 
andern  Bürgern  zusammenhange  und  mit  ihnen  ein  organisches 
Ganze  bilde.  Es  wurde  daher  wer  ein  einem  Bürger  zuge- 
fugtes Unrecht  gleicligültig  mit  ansah,  wegen  dieses  Egoismus 
bestraft,  und  lag  es  Jedermann  ob  das  unterdrüclite  Uecht 
des  Andern  zu  dem  Seinigen  zu  machen.  .  Hieraus  ist  also 
auch  die  obige  Verpflichtung  des  attischen  Beclits  abzuleiten,  die 
auch  bei  Plato  sehr  hoch  gehalten  wird.  Dem  aussagen- 
den Zeugen  legt  Plato  in  seiner  Gesetzgebung  keinen  Eid  zur 
Bestätigung  seiner  Behauptung  auf  (vgl.  weiter  zu  §.-24.); 
bei  dem  Vorgeben  des  Nichtwissens  aber  muss  ein  sehr  schwerer 
Eid  hierauf  abgelegt  werden  (lovg  r^ttg  &i(ßig,  Jta  xal 
l4n6Xl(ß)va  xa\  Qi^uv  dnofioaag^  Leg.  A7,  p,  936.),  Das  XII. 
Tafelgesetz  will,  dass  wer  der  Verpflichtung  Zeugniss  abzu- 
legen nicht  nachkommt,  uufaliig  werde  ferner  ein  Zeuge  zu 
sein:  Qui  se  steril  testarier  libripenave  fuerit^  ni  testimo- 
nium  fariatur^  improbus  iittestoLüisque  esto  {Tabül.*  8.  Frag,  2 
.bei  Dirk  seil:  Zwölf-Tafel  Fragmente.  Ueber  rntestabilis  vgL 
Gelliits  Noci.  Attic.  L.  6.  e,  7.).  Doch  scheint  das  XII.  Tafel- 
gesetz nur  von  einer  übernommenen  Verpflichtung;  d.  S. 
wenn  Jemand  Tersprochen  Zeugniss  abzulegen  ^),  zu  handeln 
und  liegt  also  diesem  Gesetz  die  attische  dixtj  XtmoiitaQTvQ/ot^ 
(die  Xil  Tafeln  nahmen  wie  bekannt  viel  aus  den  Solonischen  Ge- 
setzen auf)  zur  Grundlage  (vgl.  auch  MUterhuis  DodecadeUa 
p.  140.);  ieine  absolute  Pflicht  Zeugniss  abzulegen  kennt  demnach 
das  XII.  Tafelgesetz  nicht  (vgl.  zu  folg.  §.).  —  Nach  dem  spa- 
tem römischen  R.  muss  sowohl  in  Criminal-  als  in  Civilsachen 
Zeugniss  abgelegt  und  beim  Vorgeben  des  Nichtwissens  ein  Eid 


*}  Nach  der  gewöhnlichen  und  von  den  besten  Critikem  adoptirten 
Leseart:  Qui  ie  aierit.  Andere  lesen:  9111  si  erit  oder  quae  si  eri^  Vgl. 
funeeiuB  LegtB  XU  Tahnh  p.  d36  und  DIrksen  a.  a.  O.  8.  609. 
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Mennf  geleistet  werden  (L.  16.  C.  4.  20.).  Von  der  Art  des 
Zwanges  wird  im  römiaclicn  R.  geschwiegen;  um  so  strenger  ist 
das  canonisclie  Reclit,  welclies  sich  über  den  Zwang  sehr  ver- 
breitet (X,  de  Teatibus  cogendis)  ^  und  Kirche  nnd  Staat  unter- 
einauderwerfend  religiöse  und  weltliche  Strafe,  Excommunicatlon, 
Amtsentsetanng  ff.  Terhängt.  In  neueren  Gesetzgebungen  bestehet 
der  Zwang  in  Gefängiiiss-  oder  Geldstrafen. 

Der  Zwang  zum  Zeugnisse  ist,  wie  schon  bemerkt,  ganz 
coDsequent  dem  diesen  Gesetzgebungen  (mit  Ausnahme  des 
canon.  Rechts  '*'])  zu  Grunde  liegenden  Priiicip;  aber  es 
erwacht  gegen  das  durch  Zwang  lierbeigeführte  Zeugniss 
mancher  Zweifel,  ob  nicht  die  Motive,  die  Jemanden  zur 
Verweigerung  des  Zeugnisses  yerleitcten,  auch  auf  seine  Aus- 
sage Eiuiluss  üben  und  er  einen  Theil  der  Wahrheit  ver- 
schweigen werde  (vgl.  Glolng^  Theorie  der  Wahrscheinlichkeit 
1.  Thi.  S.  209.  2.  Thi.  S.  186.).  Doch  mag  die  Rücksicht  auf 
den  Eid,  den  in  neueren  Gesetzgebungen  der  Zeuge  vor  (oder 
nach)  der  Aussage  zu  leisten  hat,  diese  Resorgniss  beschwig- 
ligt  haben.  (Das  XII.  Tafelgesetz  scheint  am  richtigsten  zu 
Terfahren :  der  verweigernde  Zeuge  wird  nicht  gezwungen  Zeug- 
idsa  abzulegen,  aber  es  folgt  auf  diese  Renitenz  Strafe,  bür- 
gerliche Ehrlosigkeit,  und  wird  sie  also  von  solcher  Verweige- 
ruDg  zurückschrecken.) 

Ueber  den  andern  Theil  des  §.  ist  zu  vergleichen  Sehehuot 
30.  Da  das  Ablegen  des  Zeugnisses  eine  religiöse  Verpflich- 
tUDg  ist,  so  kann  natürlich  kein  Stand  hiervon  ab^olviren. 
Sie  liegt  daher  auch  dem  Hohepriester  ob  (Mischna  Synhedriü 
18.),  nur  erscheint  dem  Hohepriester  zu  Ehren  der  König  imd 
aitit  dem  Gerichte  bei  (das.  Mahnon*  Kele  Ilafnmikdasch  hat 
etwas  ungenau,  dass  der  Hohepriester  nur  in  Sache  des  Königs 
Zeugniss  abzulegen  brauche;  vgl  die  Comentatoren  das.).  DIoss 
den  König  dtspensirt  die  Mischna,  welches  aber  nach  Talmud 
10^  das.    nur   auf   Könige    bezogen  wird,    die  nicht    aus  dem 


*)  Im  canoniscben  Rechte  herrscht  eine  ungemeine  Con Fusion  über 
Kirche  und  Staat.  AU  Kirche  fehlt  ihm  die  Grundlage  des  Staates,  da 
das  Christenthum  nicht  weitliche  Gesetzgebung  ist^  als  Staat  dürfte  es 
nicht  als  Kirchenrecht  auftreten  wollen.  Allein  die  Päpste  betrachteten 
sich  durch  die  von  Oben  ihnen  eingeräumte  Macht  zugleich  als  Herrscher 
der  Brde. 
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Hanse  DaTids  stammen.  Dieses  ist  eigfentlich  ein  Eiipliemlsniia 
für  die  Harmonäischen  und  Herodianfschen  Kdnfge,  die  oft  mit 
dem  Sjnhcdniim  das  mit  ihm  die  Staat8|;ewalC  tlieilte  (Einlei- 
Inng  S.  41.)  in  Streiti^elten  verwickelt  waren,  daher  das  Sjnhed- 
rinm  sich  endlich  ganz  der  nach  dem  Gesetie  ihm  anstehen- 
den Jurisdiction  über  sie  be^b  *).  Das  Haus  David  wurde 
nach  den  IloflTuun^en,  die  man  In  der  triiben  Zeit  des  iweiten 
Tempels  für  die  Zukunft  bildete,  als  das  Ideal  eines  Gottesfurcht 
und  Tu^nd  in  sich  ^-ereiui^enden  Geschlechts  angesehen:  die 
aus  diesem  Stamme  herrorspriessenden  Fiirsten  werden  solcher 
donnivens  nicht  bedürfen,  und  sich  gern  dem  Gesetae  und  dessen 
Vollftihrem  unterwerfen  (vgl.  auch  Ä.  J^avid  ben  Shnra  rcspam. 
773).  —  Fiir  die  nachexilische  Zeit  sind  diese  Bestimmungen  ohne 
Einfluss;  und  wird  nur  bemerkt,  dass,  wenn  das  Gericht  ein  min- 
der rechtsgelehrtes  ist  (Einleitung  8.  89.)  und  der  Zeuge  es  an 
Gelehrsamkeit  übertrifft,  so  braucht  er  sich  nicht  zum  Gericht 
an  begeben,  sondern  schickt  das  Gericht  einige  Glieder  aus 
seiner  Mitte  tu  Ihm  zur  Vernehmung.  Chosch,  Mischp,  28,  5. 
(Auch  neuere  Gesetzgebungen  haben  hinsichtlich  der  Standesper- 
sonen eine  solche  Bestimmung;  Tgl.  Preuss.  Crim.  Ordn.  §.315. 
und  Allg.  G.  O.  10.  Titel.  §.  182.) 

Bei  der  Verpflichtung  zur  Zengnissaussage  kommt  neben 
der  Frage    über  Standesunterschied  **)  noch   zu  erörtern,   ob 

^)  Im  Taim.  I.  L  wird  erzählt  xnie  Jannai  (Alezander  Jannai)  die 
dem  Synhedrium  schuldige  Decenz  bei  einem  RechUfaile  nicht  beobachtet, 
wie  die  Synhedrialmitglieder  feig  geschwiegen,  der  Präsident  Simon  Ben 
Schetach  (vgl.  weiter)  es  allein  wagte  dem  Jannai  sein  ungebührliches 
Betragen  Torzustellen ,  und  endlich  ein  Rngel  diese  Mitglieder  zur  Strafe 
ihrer  Feigheit  t6dtete;  und  wurde  von  dieser  Zeit  an  festgesetzt,  daw 
das  Synb.  über  den  König  keine  Jurisdiction  übe.  Ziehet  man  dieser 
Sage  das  Fabelhafte  ab,  so  ist  dieser  Racheengel  wahrscheinlich  Niemand 
als  Jannai  selbst,  von  dessen  Herrschsucht  und  Grausamkeit  Joiie;)hus  (i#fi- 
iiquUt,  L.  13.  c.  14.)  viel  berichtet.  Derselbe  Geschichtsschreiber  erzählt 
Aehnliches  ron  Herodes,  der  als  Angeklagter  trotzig  vor  dem  Synhed« 
erschien,  das  hierdurch  ganz  eingeschüchtert  wurde,  und  nur  der  Prisl^ 
dent  stellte  ihn  wegen  seines  kecken  Uebermuthes  zu  Rede  ff.  {Ihid,  X.  14* 
c.  9.).  Es  ist  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  jener  talmud.  Sage  die- 
ses historische  Factum  zu  Grunde  liege,  das  mit  Verwechslung  der  Persan 
und  der  Zät  auf  obige  Weise  verarbeitet  wurde.  Vgl.  Jost  Geschichte 
der  Jsraeliten,  3.  Thl.  Anhang  S.  147. 

**)  Nach  L.  16.  C.  4.  20.  kdoncn  „erlavchte  Peraonen  oud  die  über 
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diese  Verpflichtung  auch  den  Verwandten  des  Angeklagten  ob- 
liege *).       Sowolil  die  Stimme  der  Natur  als  die   des  Rechts 
spricht  hier  gegen   den  Zwang   zum  Zeugnisse.      Welche  un- 
O&tnriiche  Forderung,  dass  z.  B.  der  Solin  gegen  seinen   eige- 
nen Vater  aussagen  und  durch  sein  Zeugniss  dessen  Tod  her- 
beiführen Boin  Kann  das  Gesetz  sich  Geltung  erpressen  wollen, 
wo    die   starl^ere  Stimme    der  Natur    sicli  §vQen  dasselbe  auf- 
lehnt und  ein  derartiger  Gehorsam  gegen  das  Gesetz  mit  den 
tiefsten  unauflöslichen  Gefülilen  im  Widerspruclie  stehet?    Und 
welche  Glaubwürdigl^eit  Icaim  überhaupt  einem  derartigen  Zeug- 
nisse beigelegt  werden?    Waltet    (wie  oben)   schon   bei  jedem 
durch  Zwang   herbeigeführten  Zeugnisse  mancher  Zweifei   ob, 
so    gehet   in    diesem    Falle    der  Zweifel    fast  zur   Gewisüheit 
aber,    und  dürfte  schwerlich  wie  sonst   beim   Zwang  der  Eid 
zur  Beruhigung  dienen.      Selbst  das  freiwillige  Zeugniss  ist 
hier  höchst  Terdächtig,   ist  durch  seine  Anomalie,    durch  den 
Abscheu,    den    es  erregt,    als.  eine  Abart    zu  betrachten,   mit 
der   das  Gesetz   sich   nicht    befreunden  kann.      Die  Gesetzge- 
bungen weichen  nun  hier  unter  einander  ab.      Das  röra.  Recht 
(L,  6.    C  4.  20.)    lässt    Eltern    und    Kinder   auch    wenn    sie 
sich  freiwillig  hierzu   anbieten  nicht   zum  Zeugnisse  gegen 
einander   zu ,    und    ihm    folgt    das    französische    Recht    ( Code 
(VJfistruction  Art,  322.).      Hingegen  können  nach  canon.  Reclite 
{^de    Testib.)    auch    Verwandte,    wenn    durch    sie    allein    die 
Wahrheit    zu  entdecken  ist  («i    veritas    alUer  haheri  non  po- 
test)^    zum  Zeugnisse  gezwungen  werden.      Neuere  deutsche 
Gesetzgebungen   wollen   zwar    niclit  den   Zwang    bei  Verwand- 
ten   (Oesterr.    Strafgetzb.    Art.  377.    macht    bei   Hochverrath 
eine  Ausnahme,  Tgl.  auch  Preuss.  CO.  §.  358.);  erbieten  sich 
aber  dieselben  hierzu,    so  sind  sie  schuldig  'den  Eid   zu    lei- 
sten und    das  Zeugniss  ganz  auszusagen. 


üwea  stehen  (exceptU illusiribui  et  his   qui  tupra  illutire»  sunt) 

nicht  zum  Zeugnissablegen  gezwungen  werden;  hingegen  kennt  L.  1.  §.  1. 
L,  21.  $.  1.  D,  22.  5.  keine  Aasnahme:  Tgl.  auch  GIfick  Commentar  zu 
den  Pandecten  2.  Thi.  S.  164  ff.,  wodurch  aber  noch  keinesfalls  der 
Widerspruch  gehoben  ist,  da  die  L.  C.  im  Eingange  Ton  Criminalfallen 
spricht 

*)  Vgl  Mittarmaiar's  Baweis,  8.  309.  ff. 
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Da  das  talmudisclie  Crimiaalrechi  nur  fähige  und  im- 
fähige  Zeugen  kennt  (Cap.  3.)/  Verwandte  aber  auch  einen 
halben  Beweis  nicht  liefern,  so  fallt  eine  Verpflichtung  zur 
Zeugenaussage  für  sie  gani  weg.  Hingegen  dürfte  in  Ciiil- 
sachen  eine  solche  Verpflichtung  ihnen  obliegen,  wenn  beide 
Parteien  übereingekomniea  sind.  Verwandte  als  zuverlässige 
Zeugen  gelten  zu  lassen  (§.  75.) ;  ferner  bei  Zeugnissen  über 
den  Tod  'des  Ehemannes  (vgl.  3.  Cap.)-  —  Einige  spätere  Au- 
toren meinen  auch,  dass  wenn  Jemand  im  Allgemeinen  be- 
schworen hat,  dass  wer  ihm  Zeugniss  ablegen  könne,  der 
komme  und  sage  es  aus  (vgl.  oben),  auch  die  Verwandten 
sich  au  Gericht  verfugen  und  Zeugniss  ablegen  müssen.  ChvscJL 
Mischp.  c.  28«  §.  2.  Glosse.  Diese  Meinung  wird  aber  (idid,\ 
da  das  Zeugniss  unnütz  ist  (das  Zeugniss  von  -  Verwandten  wird 
in  keiner  Weise  berücksichtigt,  vgl.  Cap.  3.),  von  den  meisten 
Autoren  verworfen;  und  wird  sie  nur  darauf  beschränkt,  dasa 
in  diesem  Falle  die  Verwandten  alle  Documente  und  sonstige 
Beweismittel  auszuliefern  verpflichtet  sind.  Vgl.  Chosch.  Mischp. 
c.  16.   §.  3,   Sema  das.   und  weiter   zu  §.  189. 

Zu  §.  9. 

Maimonides  LI.  €•  I  •  §.  1 .  vgl.  auch  B.  Ascher  Maccol  6^» 
Da  das  Verbrechen  im  mos.-talm.  Recht  nicht  als  Privatver- 
letzung betrachtet  wird,  so  muss  es  in  Jedermann  seinen 
Ankläger  finden;  daher  es  keiner  Aufforderung  bedarf  Zeug- 
niss abzulegen,  sondern  ist  die  Verpflichtung  allgemein  (Ein- 
leitung S.  19.  83,). 

Bei  Civilsachen  bedarf  es  erst  der  Aufforderung.  Mai- 
monid.  L  h  Chosch.  Mischp,  c.  28.  §.  1.  Scheint  auch  etwas 
unklar  aus  welcher  Quelle  Maimon.  -geschöpft  (vgl.  Keaef 
Mischna  das.),  so  findet  nichtsdestoweniger  dieser  Satz  im 
natürlichen  Rechte  manche  Begründung.  Die  Partei  zu  deren 
Gunsten  daa  Zeugniss  abgelegt  werden  soll,  hat  den  Zeugen 
nicht  aufgefordert  (und  ihn  nicht  als  solchen  namhaft  gemacht) ; 
ea  Scheint  also-  dass  sie  auf  dessen  Zeugniss  verzichte  (bei 
Civilsachen  findet  Verzichtleistnng  statt,  wie  Einleitung  a.  m. 
Seiten),  oder  sie  selbst  ihn  nicht  für  zulässig  halte.  —  Auch 
dlie  neuere  Theorie  erklärt  Jenen,  der  sich  unaufgefordert 
zum  Zeugen  darbietet,  als  einigermasaen  Terdichtlg;  vgl.Schnei- 

11 
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der  a.  a.  O.  §.  137.  Tgl.  hingegen    Zr.  11.  D.  22.  5.      Die  Lex 
spricht  allgemein,  und  ist  auch  auf  CiTilfalle  zu  beziehen. 

Wir  bemerken  noch,  dass  auch  manche  alte  Gesetz- 
gebungen einen  Unterschied  m  dem  Zwang  zum  Zeugnisse 
zwischen  '  CItü  -  und  Criminalfallen  machten.  So  Icennt  das 
XII.  Tafelgesetz  iur  Civilfölle  nur  dann  einen  Zwang,  wenn 
das  Versprechen  auf  das  Zeugnissablegen  geleistet  wurde  (vgl. 
V,  §.);  hingegen  scheint  Tab.  IL  Fragnu  3.  „C//t  teshnojnum 
drfuerit  ü  tertiüt  diebtts  ob  porfttm  obvaguiatum  ito'^  sicli  auf 
Griminialfalle  zu  beziehen  (vgl.  die  Coramentatoren).  —  Auch 
die  Xr.  21.  §.1.  D,22.  5.,  die  keine  Ausnahme  beim  Zeugniss- 
ablegen kennt  (vgl.  t.  §.  Anmerk.  8.),  soll  sich  nur  auf  Criminal- 
filie  beziehen  (vgl.  Gli'ick  a.  a.  O.  S.  166.,  der  aber  wie  es  seheint 
Irrt,  da  D.  1.  §.  1.  D.  22.  5.  gerade  das  Gegentheil  sagt). 

Zu  §.   10. 

Vgl.  Ende  dieses  Cap.  —  Bei  Cinlfallen  bedarf  es  nicht 
der  Ansclrauung,  sondern  ist  das  Zeugniss  ebenso  gültig,  wenn 
es  auf  Geständniss  der  Partei  beruhet.  Vgl.  weiter  2.  Abschnitt 
2.  Titel.  Ein  Zeugniss  auf  Hörensagen  aber,  d.  i.  eine  Bericht- 
erstattung Ton  dem  was  man  aus  dem  Munde  des  eigentlichen 
Zeugen  vernommen,  kennt  (mit  Ausnahme  iiber  den  Tod  eines  Ehe- 
mannes, Jebamot  121.  vgl.  auch  weiter  zu  §.  76.)  das  talm.  Recht 
weder  für  Criminal-  noch  für  CiTillfälle.  Selbst  das  Zeugniss,  das 
auf  der  Aussage  gerichtlich  vernommener  Zeugen  beruhet,  wird 
ab  ein  Zeugniss  durch  Hörensagen  für  ungültig  erklärt.  Chosch. 
Mischp.  c.  30.  $.11.  Glosse.  (Das  attische  Recht  gestattet  ein 
axot^v  ftuQTVQttv^  wenn  die  Zeugen  von  denen  man  etwas  ge- 
hört zu  haben  behauptet,  bereits  gestorben  sind  [vgl.  Meier 
und  Schömann  a.  a.  O.  S.  669.].  Das  röm.  und  canon.  Recht 
lassen  das  Zeugniss  auf  Hörensagen  gelten,  Menn  andere  Zeu- 
genaussagen nicht  gut  möglich  sind,  wie  bei  Zeugnissen  über 
alle  Vorfälle,  die  über  Menschengedenken  hinausgehen.  L.  28. 
D.  22.  3.  Cap.  13.  X.  2.  19.  Cap.  5.  47.  X.  2.  20.  Doch 
dürfte  dies  nur  für  Civilfälle  nach  den  angeführten  Leg.  gelten.. 
Vgl.  auch  can,  15.   Causa  IIL  qu  9  und  Gratian  das.)       ^ 

Zu  §.   11. 

Wir  bezeichnen  mit  der  Benennung  absolute  Unwahr- 
heit, wenn  der  Zeuge  des  Widerspruches  seiner  Aussage  mit 
dem  Factum  sich  bewvsal  ist ,  so  wie  wenn  er  auf  eüi  Factum, 
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dessen  Wahrhaftigkeit  ihm  völlig  anbekannt  ist,  aussagt.  Das 
nennte  Gebot  des  Decalogs:  ,,du  sollst  nicht  ablegen  gegen 
deinen  Nächsten  ein  lögenhaftes  Zeiigniss^^  ist  offenbar  sowohl 
gegen  diese  als  jene  Art  der  Unwahrheit  gerichtet.  —  Der  Zeuge 
sagt  eine  relative  Unwahrheit  wenn  er  zwar  seine  Aussage 
für  wahr  hält,  es  wurde  ihm  nämlich  eine  Thatsache  Ton  glaub- 
würdigen Männern  mitgetheilt,  gegen  deren  Wahrhaftigkeit 
kein  Zweifel  gehegt  werden  kann;  aber  diese  Aussage  ist  als 
Zeugniss,  das  ein  Product  der  eigenen  Wahrnehmung  sein 
muss  und  als  solches  hier  von  dem  Bezeugenden  ausgegeben 
wird,  unwahr;  Synhedrin  36.  Maimonid,  L  l,  c.  17.  §.1.  Das 
talm.  Recht  verwarnt  strenge  gegen  das  relativ  falsche  Zeug- 
niss,  Schebuot  3J.,  und  es  wird  dieses  (das.)  noch  mehr  an 
einigen  Fällen  erläutert.  „Wenn  ein  Lehrer  zu  seinem  Schü- 
ler sagte,  du  weist,  dass  ich  für  alles  Geld  keine  ungerechte 
Forderung  machen  würde:  nun  habe  ich  aber  bei  N.  eine  ge- 
wisse Summe,  die  er  mir  ableugnet  und  habe  nur  einen  Zeu- 
gen ^  willst  du  nicht  den  andern  abgeben?  so  muss  dieses  uir- 
bezweifelt  abgelehnt  werden,  denn  es  helsst:  „du  sollst  nicht 
ablegen  ein  lügenhaftes  ff.^^  Aber  auch  wenn  Jener  nur  ver- 
langte, dass  ohne  wirkliches  Zeugniss  auszusagen  der  Schüler 
nur  mit  der  Miene  eines  Zeugen  vor  Gericht  erscheine,  um 
den  Gegner  hierdurch  einzuschüchtern,  so  darf  er  auch  hier- 
auf nicht  eingehen,  denn  es  heisst:  „du  sollst  von  einer  falschen 
Sache  dich  fern  halten^^  (Ejod.  23,  7.)  ff.  vgl.  auch  Mahnanid, 
l.  L   §.  5.  6.  vgl.   auch  weiter  zu  §.    55. 

Zu  §.  12. 
Jeder  Zeuge  muss  die  ganze  Handlung  die  das  Object 
des  Zeugnisses  bildet,  wahrgenommen  haben:  das  auf  theil- 
weiser,  sich-  supplirender  Wahrnehmung  beruhende  Zeugniss 
ist  ungültig.  Diese  Theorie  wird  Sm  talra.  Rechte  häufig  be- 
sprochen {Baba  Kama  70^-  Bahn  Batra  56^-  Synhed.  306. 
Maimonid.  L  L  c  4.  §.  17.  Chosch»  Miachp.  c-  30.  §.  13.)  und 
erkennt  auch  das  gemeine  Recht  dieses  Princip  an.  Wir 
führen  zur  nähern  Erklärung  ein  derartiges  theilwcises  Zeug- 
niss an.  A  sagt  aus^  dass  C  dem  B  aufgelauert,  D  ssagt, 
dass  C  die  Pistole  losgedrückt,  E  sagt,  dass  B  todt  nieder- 
gestürzt sei  ff.,  so  unterstützen  zwar  diese  Aussagen  einander 
{sigularftas   testium   adminiculaliva) ;    aber  es    liegt    für    die 
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Tliatsachc  selbst  kein  Tollstäiidiges  Zeugniss  vor.  Dieses  gilt 
selbst  für  den  Fall^  wenn  einer  dieser  Zeugen  sagte ^  erhebe 
gesehen,  wie  C  auf  B  geschossen  und  dieser  todt  hingestürit 
sei;  für  die  Thatsache  ist  hier  nur  Ein  Zeuge.  Das  ge- 
meine Recht  lässt  eine  derartige  Aussage  als  Zeugen  be- 
weis nicht  gelten,  erblickt  aber  hier  einen  zusammenge- 
setzten (durch  mehrere  einander  supplirende  Umstände  ge- 
tragenen) Beweis,  über  dessen  Werth  und  überzeugende  Kraft 
die  Gesetzgebungen,  je  nach  der  Beweiskraft  welche.  Indicien 
zugestanden  wird,  von  einander  abweichen  (vgl.  Glück  a.  a.  O. 
S.  216,  der  auch  in  Ci\iiräilen  hier  nur  einen  halben  Beweis 
erblickt,  vgl.  hingegen  die  das.  angeführten  Schriftsteller,  fer- 
ner Mittcnnaier  Beweis  S.  374.  463.).  —  Im  talm.  Recht 
liat  das  Zeugniss,  wo  der  Zeuge  nicht  auf  die  ganze  Hand- 
Inng  aussagt,  sowohl  in  Criminal fällen  (hier  gelten  Indicien 
nicht  als  Beweis,  vgl.  weiter) ,  als  in  Civilfallen  keinen  Werth. 
So  wenn  z.  B.  die  Usucaplon,  die  Im  talm.  Recht  bei 
Immobilien  in  dem  unangefochtenen  dreijährigen  Besitze  be- 
stehet *),  von  drei  Zeugen  bezeugt  wird,  deren  jeder  auf 
ehi  Jahr  unangefochtenen  Besitzes  aussagt,  so  legt  Jeder  nur 
eine  halbe  Thatsache  dar  und  findet  sich  also  hier  kein  volles 
Zeugniss    vor.     Selbst  wenn    liier    fünf  Zeugen   waren,  deren 


*)  Das  talm.  Recht  hat  hinsichtlich  der  Usucapion  Manches  mit  dem 
rom.  Recht  gemein;  so  sichert  die  praescriptio  longi  iemporis  den  Besitz, 
wird  ein  justus  iitulus  verlangt  u.  a.  m.  vgl.  Baha  Batra  c.  3.  mit  Instif, 
II.  6.  Big,  XLF.  3-10.  Cotl  VH.  26—40.  Ks  weicht  aber  das  talm. 
Recht  in  noch  wesentlicheren  Puncten  ab.  Die  Usucapion  findet  nur  bei 
Immobilien,  aber  nicht  bei  Mobilien  statt  (und  es  durfte  hier  gewiss  eher 
dem  talm.  Recht  als  dem  röm.  beizustimmen  sein};  die  Dauer  der  Usu- 
capion ist  auf  drei  Jahre  festgesetzt,  also  weder  wie  das*  ältere  noch  wie 
das  neuere  röm.  Recht,  vgl.  pr,  J.  2.  6.;  eine  Usucapion  von  40  Jahren 
{praescriptio  longissimi  iemporis)  wurde  nach  Eroberung  Babylons  durch 
die  Sassaniden  von  diesen  als  Gesetz  proniulgirt  (vgl.  oben  S.  56.  Anmerk.), 
aber  nicht,  dass  sie  etwa  wie  im  rÖm.  Recht  von  den  sonstigen  Erfordernissen 
des  just,  fit.  u.  s.  w.  enthebe,  sondern  dass  die  Ersitzung  unter  40  Jahren 
keine  spec/es  atquisitionis  bilde  (eine  IVIassregel,  die  von  einem  ehrenhaften 
Rechtsinn  der  Eroberer  zeugt).  Sie  wurde  als  landesherrlicher  Bö- 
fehl,  dem  in  Civilsachen  Folge  zu  leisten  Grundsatz  des  talm.  Rechts  ist,  von 
d^n  Juden  in  Persien,  angenommen  (Baha  Batra  55a)  und  aUo  die  dreijährige 
Ufucapion  aufgehoben  (vgl.  das.  R.  Sam,  6.  Afeir);  fand  aber  sonst  im 
talm.  Recht  nicht  Bingang. 
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je  zwei  auf   ein  Jahr  aussagten,    hat  das  Zeugniss   nicht  GuI- 
tifkeit,  weil  für  eines  dieser  drei  Jahre  nur  Ein  Zeuge  spricht 
Gestützt  auf  eine  Schriftstelle  will  das  talm.  Recht  ferner 
(BabaBatra  l.  L  und  sonst,  —  vgl.  auch  jer.  Synhedr.  I3a.),  daas 
wenn  in  den  einzelnen  Wahrnehmungen  an  sich  keine  Veranlaa- 
sung  zu  einer  Aussage  liegt  und  sie  erst  in  ihrer  Gesaramtheit 
das  Object  eines  Zeugnisses  bilden,  selbst  wenn  zwei  Zeugen  anf 
einen  haben  Umstand  und  zwei  Zeugen  auf  den  andern  lialbeu 
Umstand  aussagen ,  das  Zeugniss  ungültig  sei.    So  bedarf  es  z.  B. 
ztirGrossjahrigkeit  zweier  Pubertatszeichen,  eiu  derartiges  Zei- 
chen ist  ganz  bedeutungslos,  da  es  auch  an  Kindern  sich  zu  finden 
pflegt  (vgl.  zu  § .  36.).      Wenn   also  je   zwei   Zeugen    auf   ein 
Puber tatszeichen    aussagen,    so  ist  die    Aussage    werth&os,    da 
ein'  Zeichen  nicht  andeutet,    dass  irgend  etwas    sich  (an    dem 
Kiijide)  verändert,     dass    eine   Veranlassung    zum    Zeugnissab- 
legen    da  sei.     Hingegen  beweiset,    wenn    bei    den    drei  Usu- 
capionsjahren  je  zwei  Zeugen  auf  ein  Jahr  aussagen;   hier  ist 
auch  schon    der  Genuss  von   einem  Jahre  ein   wichtiger  Um- 
stand,  indem  er  ein  Besitznehmen  des    bisher  für  das  Ei- 
genthum   eines  Andern    Gehaltenen    ausdrückt   und    also  schon 
hier  ein  Vorfall,  der  zu  einem  Zeugnissablegen  veranlasst,  sich 
findet.      Dasselbe  Verhältniss  waltet  auch  bei  einem  derartigen, 
Mischna  Gütin  63^  gedachten  Fall  vor.    Vgl.  Ramban  zu  Baba 
Batra  L  L  Alfasi  das.,  ferner  jR.  Sain.  b.  Meir  das.  und  Tose- 
fot  Baba  Koma  70^*   —     Der  Grundgedanke  scheint  zu  sein, 
dass  da  das  Wesen  des  Zeugen beweises  nicht  bloss  die  Wahr- 
haftigkeit   der  Zeugen,    sondern    nicht    minder    die  Tiefe   der 
Auffassung  bildet  (vgl.  weiter),  bei  einer  an  sich   unwichtigen 
Wahrnehmung  das  Zeugniss  nichts  besagen  kann,  da  hier  sel- 
ten die   gehörige  Aufmerksamkeit   angewendet    wird.      Es  er- 
klärt sich  daher  vollkommen  die  Unterscheidung,    ob  ein  Vor- 
fall  etif^as   besage    (oder  besser^    ob    etwas  vorgefallen),    und 
Veranlassung  zum  Zeugnissablegen  gebe. 

Zu  ?$.  13. 
Das  gemeinschaftliche  Mitwissen  bestehet  darin,  dass 
jeder  Zeuge  aussagt:  er  und  der  andere  Zeuge  haben  zusam- 
men diese  Handlung  beobactitet;  jeder  also  gleichsam  für  sich 
und  den  andern  das  Zeugniss  ablegt.  Wir  führen  zur  Er- 
ULtttenmg  die  Worte  der  Beraiia  Maccoi  6^  an.     „Wenn  Zwei 
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ibn  (den  das  Verbrechen  Begehenden;  «ahen ,  Einer  aus  diesem 
Einer   ans  jenem  Fenster  nnd    sie  salien  sicli  nicht  gegensei- 
tig, so  werden  sie  nicht  zum  Zeugnisse  zusammcnhezogcn.^^  — 
Ob    diese  Theorie   (fiir    die    das.    auf  eine  Bibeistelie   gestüzt 
wird)  schon    zur  Zeit  der  Ausübung   der   peinlichen  Gerichts- 
barkeit gekannt  war,   und  ihr  also  practische  Geltung  zugestan- 
den werden  kann  (vgl.  Einleitung  I.)i  ist,  da  hierüber  kein  Fac- 
tum erzahlt  wird,   nicht  zu  entscheiden.       Jedenfalls  leuchtet 
der  leitende  Gedanke    herror,    dass  man    in    den  Beziehungen 
der  Zeugen  zu  einander«    in  diesem    gegenseitigen  Bewustsein 
der  Aussage,  eine  neue  Garantie  für  die  Wahrhaftigkeit  suchte: 
und  ist  auch  in  der  That  diese  Garantie  von  ungemeinem   Ge- 
wichte.«   Denn  es  ist  psSjchologisch  begründet,  dass  wenn  auch 
in    einem  Individuum    der    innere    Gewissensruf   von   der  Ver- 
lockung zum  Bösen  übertäubt  wird   und  in  ihm  der  Entschluss 
zu  einer  unmoralischen  Handlung   aufkeimt,   er   doch  vor  dem 
Gedanken    zurükbebt,    dass    ein    Anderer    seine    Schuld    wisse 
und  er  in  ihm   einen  steten  Vorwurf,    in  dessen  Anblick   eine 
imaufliörliche    Erinnerung    seines    Verbrechens    finden    werde. 
Es  wirkt  aber  hier  noch  ein  anderes   practisches  Moment  tief 
ein:  die  Furcht  vor  Entdeckung  der    Unwahrheit;   denn  wenn 
auch   der    Unmoralische   sich   seiner    selbst    gewiss  hält,    dass 
er  sich    nicht  verrathen  werde  ^    so    kann    er   nicht    leiclit  ein 
solches    Vertrauen    auch    zu    einem    Andern   fassen ,    ob    auch 
dessen  Schlechtigkeit    in    dem   schweren    Zeugenverhöre    (vgl. 
folg,  Cap.)  bestehen  unti  er  nicht  unwillkührlich  zum  Verräther 
an  beiden  zugleich  werde.  —    Doch  dürfte  gegen  diese  Theo- 
riC)  so  viel  sie    auch  ihrem  Principe  nach    für  sich  hat,    der 
Einwurf  geltend  gemacht  werden,  dass  durch  das  Erforderniss 
des  gemeinschaftlichen  Mitwissens,    auch    das  wahrhafte  Zeug- 
niss  in   den    meisten   Fällen    erfolglos   bleiben   müsse,    und  es 
werde   über    der    zu    weit   getriebenen   Rücksicht,    dass    nicht 
ein   Unschuldiger    bestraft    werde,    die    andere  Grundlage    der 
Gerechtigkeit,  den  Schuldigen  nicht  straflos  ausgehen  zu  lassen, 
surückgedrängt  *),     Dieser    Vorwurf  müsste    das   talm.  Recht 


*)  Die  alten  Jonsten  sprechen  viel  von  Bingularitas  fest  tum  und  thei- 
len  aie  ein  in  ainguU  teit.  obatativa  (wenn  die  Zeugen  sich  völlig  wider- 
•prechen),  singtii.  iest,  divenificativa  (wenn  sie  über  Zeit  und  Ort  von 
•inaader  abweichen,  $ingul  tat.  aimimieuUttha  (wie  im  v.  §.);  Tgl. 
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um  80  mehr  treffen,  titi  dieses  keinen  andern  Beweis  als  den 
durch  Zeugen  anerkennt.  Allein  das  talm.  Recht  hat  hier 
vorgebeugt:  nur  Todesstrafe  (die  man  Vibrrbaupt  nur  in  höchst 
seltnen  Fällen  anwenden  wollte,  Einleit  I.)  kann  ^nicht  auf  das 
Zeugiiiss  ohne  gemeinschaftliches  Mitwissen  erfolgen;  hingegen 
veranlasst  es  eine  Art  harter  lebenslänglicher  Gefängnissstrafe.  ' 
Synhedr*  816  *}. 

Zu  dem  vereinzelten  (d.  i.  ohne  gemeinschaftliches  Wissen 
abgelegten)  Zeugnisse  ist  auch  zu  rechnen,  wenn  bei  einer  conti- 
uuirlichen  verbrecherischen  Handlung  (wie  Ehebruch  ff«) 
die  Zeugen  succesive,  je  Einer  nach  dem  Andern  die  Hand* 
lung  mit  ansahen.  Hier  sagen  zwar  in  abstracto  zwei  Zeu* 
gen  für  die  Thatsache  aus;  ^aber  das  Concrete  wird  nur  durch 
Einen  bezeugt  **)•  Die  Gesetzgebungen,  die  den  zusammen- 
gesetzten Beweis  als  vollständig  ansehen,  werden  auch  dieses 
Zeugniss  als  beweisend  erklären,  welches  aber  das  talm.  Recht 
nach  seiner  Theorie  über  Judicien  nicht  annehmen  konnte. 
(Maccot  L'L).  Doch  auch  hier  erkennt  es  zwar  nicht  auf 
'Jod,  aber  auf  die  vorerwähnte  lebenslängliche  Gefangniss- 
strafe (vgl.  Maimon.  Rozeach  c,  4«  §.  8.,  welcher  die  erwähnt« 
Stelle  aus  Synhe^rln    hierher  deutet;    und    es   scheint    sowohl 


Farrinacius  dt  7Vsti6ttg,  Titulus  7.  (Oanahntgi  1678).  Ein  gemeinschaft- 
iichefl  Mitwiaaen  wird  nicht  rerlangt;  vielmelir  gilt  als  Grundsatz:  Qmod 
non  propterea  iesies  dieuntur  sittgulares  ex  eo ,  qu9d  se  ipios  in  conte$t€9 
non  alle^ent,  dummodo  tarnen  in  depositione  toncordenL  Farrin,  L  I. 
p.  291.  Nr.  29. 

*)  Die  Mischna  setzt  diese  lebenslängliche  Gefängnissstrafe  darin, 
dass  man  den  Verbrecher  in  einen  engen  mannshohen  Kerker  einsperrt, 
und  gibt  ihm  spärliche  Kost  an  Drod  and  Wasser.  (Nach  dem  knnen 
Ausdrucke  na*^ab  das.  scheint,  dass  dieses  ein  bekanntes  Gefangniss  war. 
Vielleicht  ist  auch  n^'^3  ein  technischer  Ausdruck  für  einen  nach  einer  ge- 
wissen bogenartigen  Structur  erbauten  engen  Kerker  vgl.  auch  die  Hald. 
Version  zu  Jeremias  29,  16)  Die  spätere  Theorie  will,  dass  man  den  Ver- 
brecher bei  abnehmenden  Kräften  Gerste  zmr  Nahrnng  gebe,  um  seinen  Tod 
zu  beschleunigen.  Die  Mischna  selbst  hat  dieses  Verfahren  nur  für  einen 
sehr  seltnen  Fall. 

**)  Und  hierdurch  unterscheidet  sich  dieser  g  von  dem  obigen  g. 
Dort  ist  die  Wahrnehmung  unvollkommen ,  der  Zeuge  weiss  nur  von  einen 
halben  Umstand;  hier  ist  sie  yollkommen,  jeder  der  Zeugen  sagt  auf  die 
ganze  Thataache  aus»  aber  die  Wahrnehmung  geschah  je  nu^  durch 
Einen  Zeugen. 
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diese  als  die  früher  erwähnte  Deutung,  die  Raschi  angehört^ 
richtig  zu  sein)*). 

In  Civilsaclien  ist  das  vereinzelte  Zeugnisd  gültig  {Mac^ 
eoi  L  /.)  und  zwar  kowoIiI  das  des  ersten  als  des  zweiten 
FaUe$>.  Wenn  aUo  jeder  Zeuge,  oline  dn8s  er  von  dem  andern 
weiss,  aussagt,  A  liabe  B  eine  gewisse  Summe  geborgt,  so  ist 
das  Zeugniss  Tolll^oromen  beweisend.  Es  wird  sogar,  wenn 
jeder  Zeuge  auf  eine  verschiedene  (sich  nicht  widersprechende) 
Thatsache  aussagt,  das  Zeugniss  in  abstracto  genommen  und 
als  Tollständigcr  Beweis  erklärt.  So  z.  B.  ein  Zeuge:  A  habe 
an  B  100  Thlr.  geborgt,  der  andere  Zeuge  B  habe  vor  ihm 
eingeständen,  dass  er  A  100  Tlilr.  schulde,  so  sind  auf  das 
Abstracte,  dass  B  dem  A  100  Thlr.  schulde,  zwei  Zeugen, 
und  das  Zeugniss  vollständig  *^).  Dieses  auch  wenn  ein  Zeuge 
tagt :  A  habe  B  im  Januar  100  Thlr.  geborgt,  der  andere  Zeuge : 
A  habe  B  im  März  100  Thlr.  geborgt,  so  liegt  ebenfalls  auf 
die  abstracte  Thatsache^  dass  B  an  A  hundert  Thlr.  schulde, 
die  Aussage  zweier  Zeugen  vor.  (Es  braucht  kai^m  erwähnt 
zu  werden,  dass  A  an  B  200  Thlr.,  je  eine  Fordenmg  zu 
hundert  Thalern  beansprucht.  Würde  A  sagen,  dass  er  an  B 
100  Thlr.  geliehen,  so  Ist  einer  dieser  Zeugen  durch  den 
eignen  Widerspruch  des  Gläubigers  falsch.)  Ausführlich  wird 
dieses  Thema  «S^^^i^eJ.  /.  30^  behandelt,  woselbst  namhafte  frühere 
und  spätere  Talmudautoren  ein  solches  abstractes  Zeugniss 
(vorzüglich  das  zuletzt  erwähnte)  nicht  wollen  gelten  laessen. 
Maimon»  Edut  c.  3.  §.3.  c.4.  §.  3ff.  Chosck.  Misch j)»  r.30.  5^.2  ff. 

Zu  §.  14. 

Ein  Zeugniss  ist  vollständig  wenn  es  von  zwei  Zeugen 
abgelegt  wird  (§.  1.);  sagen  mehr  als  zwei  Zeugen  auf  eine 
Thatsache  (oder  einen  Umstand)  aus,  so  werden  zwar  alle 
vernommen,  da  durch  deren  Uebereinstimmung  eine  noch  grös- 


n 


*)  Die  alten  Jaristen  halten  das  successive  Zeugniss  für  beweisend. 
Hino  prohare  festes  deponentesy  nnum  post  alt  er  um  adulterium^, 
copulam  vel  alium  actum  virfisse**  Farrinacius  l.  l,  p.  297.  AV,  91.  Sic 
halten  dieses  für  indicia  indubitatay  welche  nach  dieser  alten  Lehre  voll- 
kommene Beweiskraft  haben. 

^^)  Diese  Art  Zeugniss  (ein  Zeuge  auf  das  Factum ,  der  andere  auf 
das  Geständniss)  wird  voa  den  alten  Juristen  als  adminiculativ  und  völlig 
beweisend  angenommen.    Idem  1,1»  p.  301.  Nruz.  121  seqq. 
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tere  Gewigflheit  herTortritt,  so  wie  anderseits  der  etwa  in 
ihren  Aussagen  sich  findende  Widerspruch  (velegenheit  lur 
weitern  Forschung  geben  und  cur  Enthüllung  der  Unwahrheit 
fuhren  ^ann  (vgl.  au  §.  16  If.).  An  sich  selbst  ist  nach  talm. 
Recht  das  Zeugniss,  zweier  Zeugen  so  vollständig  wie  das  von 
hundert  Zeugen:  eine  Norm,  die  durch  das  ganze  talmudische 
Criminal-  und  Ci\ilrecht  sich  ziehet  (Maccol  5^  und  sonst  allent* 
halben).  Diese  Norm  äussert  vorzüglich  ihren  Einfliiss,  wenn 
einer  Zeugenaussage  eine  ihr  widersprechende  Zeugenaussage 
gegenüberstehet:  gehet  letztere  auch  nur  von  zwei,  er<stere 
von  noch  90  vielen  Zeugen  aus,  so  werden  nicht  Stimmen 
gegen  Stimmen,  sondern  das  aus  den  Aussagen  hervorgehende 
Resultat:  Zeugnis s  gegen  Zeugniss,  einander  gegenüber- 
gestellt und  wird  also  hierdurch  die  anschuldigende  Aussage 
Jener  paralysirt.  Das  lalm.  Recht  weicht  hier  sehr  von  an- 
dern sowohl  alten  als  neuen  Gesetzgebungen,  von  anerkannt 
falschen  und  von  für  wahr  angenommenen  Theorien  ab.  Da 
sich  diese  Norm  auf  die  Offenbarung  stützt  {Maccoi  L  /.) ,  so 
findet  sie  eigentlich  von  diesem  Standpunkt  aus  ihre  Recht- 
fertigung'  in  sich  selbst;  aber  das  talm.  Recht  rauss  nach 
seiner  strengen  Verfolgung  des  Accusationsprincipes,  auch  vom 
rationellen  Standpunct  aus  (und  dieser  scheint  Einfluss  geübt 
,  zu  haben,  da  diese  Norm  durchgängig  angenommen  ist,  ob- 
schon  die  hierher  angeführte  Bibelstelle  nicht  sehr  beweisend 
ist  und  auch  von  mehrern  Autoren  (l.  l.)  anders  gedeutet  wird) 
zu  diesem  Resultate  gelangen.  Wir  wollen  vorerst  einen  prü- 
fenden Blick  auf  die  verschiedenen  Theorien  über  Zeugen- 
widerspruch werfen. 

Es  wurde  schon  oben  (zu  §.  1.)  bemerkt,  dass  die  mei- 
sten Gesetzgebungen  darin  ~  übereinstimmen :  zwei  Zeugen  bil- 
den einen  vollkommenen  Beweis.  Widersprechen  den  zwei  an- 
schuldigenden Zeugen  zwei  entlastende  Zeugen,  so  nimmt 
der  Richter  das  dem  Angeklagten  günstige  Zeugniss  für  wahr 
an,  und  zwar  nicht  etwa  aus  einem  Principe  der  Schonung 
sonderb  aus  dem  der  Gerechtigkeit,  da  hier  Zeugen  gegen 
Zeugen  sich  aufheben  und  das  individuelle  Recht  des  Ange- 
schuldigten an  seinem  Leben,  seiner  Freiheit  ff.  (vgl.  oben  S.  2.) 
als  Residuum,  zurückbleibt.  Forschen  wir  aber,  was  der  Aus- 
sage  von    zwei   Zeugen   volle   Beweiskraft  gibt.      Ist  es   die 
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^  duaterielle  numerigche  Grösse,  weil  hier  iweimal  eine 
Behauptung  über  eine  Thatsache  ausgesprochen  wird,  oder 
liegt  das  Gewicht  in  der  moralischen  Ueberseugung ,  die 
durch  die  von  Zweien  wiederholte  Aussage  und  durch  deren 
Uebereinsiimniung  hervortritt?  Aus  der  Verschiedenheit  die> 
ser  Grundansich teu  entspringt  die  Verschiedenlieit  der  Lehre 
über  Widerspruch  der  Zeugen.  Bildet  die  Zahl  das  Uaupt- 
moment,  so  wird  bei  verschiedener  Grösse  (wenn  z.  B.  vier 
und  zwei  Zeugen  einander  gegenüberstehen)  die  vorwiegende 
Differenz,  wenn  nämlich  nach  der  Subtractiou  für  die  An- 
klage die  Zahl  zwei  verbleibt,  den  Ausschlag  geben  *).  Die- 
ser Theorie  liegt  aber  eine  Verkennung  des  Zeugenbeweises 
zu  Grunde.  Dieser  gehet  nämlich  von  der  Erfahrung  des 
Lebens  aus,  dass  nicht  immer  die  Wahrheit  ausgesagt,  son- 
dern sie  zuweilen  durch  Irrthum  oder  Absichtlichkeit 
entstellt  werde :  dass  dem  Zeugen  zuweilen  die  physische  oder 
intellectuclle  Befähigung  abgeltet  und  er  in  einem  Irrthum  be- 
fangen ist  (also  nicht  die  Wahrheit  sagen  kann,  wie  bei 
Knrzsichtigkeit,  Mangel  an  Gedächtiiiss  oder  Urtheiiskraft  IT.), 
oder  ihm  die  moralische  Befähigung  fehlt  (er  also  nldit  die 
Wahrheit  sagen  will,  wie  bei  eiuem  boshaften  lügnerischen 
Menschen  ff.).  Zu  diesem  Zweifel  liegt'  aber  bei  der  gcwuhu- 
lichen  Zeugenaussage  keine  besondere  Veranlassung  vor,  son- 
dern ist  er  ein  allgemeiner;  waltet  also  nicht  Verdacht, 
sondern  nur  Besorg niss  ob.  Diese  Besorgni«s  wird  durch 
die  übereinstimmende  Aussage  von  Zweien  zerstreut,  da  Irr- 
thum und  Absichtlichkeit  nicht  dem  Menschen  nothwendig  in- 
härirende  Mängel  sind,  die  in  Jedermann  wiederkehren:  und 
es'  sucht  endlich  der  Uichter  durch  das  Zeugenverhör  sich 
noch  weiter  so  viel  als  möglich  über  diesen  Zweifel  zu  be- 
ruhigen. Wenn  sich  hingegen  ein  Widerspruch  (eine  ent- 
gegengesetzte Aussage,  die  sich  nicht  mit  der  ilirigen  vereinigen 
iisst)  gegen  die  Zeugen  erhebt,  so  tritt  ein  tpccieller  Zwei- 


*)  Spuren  dieser  Ansicht  taueben  noch  in  dem  spätem  Grundsatz  auf^ 
dass  eia  verdächtiger  Zeuge  für  einen  halben,  zwei  für  einen  ganzen 
Zeugen  genommen  werden:  also  vier  verdächtige  Zeugen  zwei  classi- 
sehen  gleichkommen  und  einen  vollen  Beweis  bilden;  vgl.  Baier.  Strafgetzb. 
Art.  288.  289.  Doch  will  das  Gesetz,  dass  auch  die  besonderen  Umstände 
erwogen  werden  sollen ;  vgl.  Art.  292. 
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fei  gegen  sie  henror^  es  erwacht  in  der  Seele  des  Richters 
eio  gegründeter  Verdacht,  da  von  einer  Seite  eine  be- 
stimmte Behauptung  gegen  diese  Zeugen  vorliegt.  Blei- 
ben nun  auch  nach  der  arithmetischen  Subtraction  zwei  Zeu- 
gen zur&ck,  so  gehet  ihnen  doch  die  Glaubwürdigkeit  gewöhn- 
licher zwei  Zeugen,  gegen  die  nur  ein  allgemeiner  Zweifel 
obwaltet,  ab. 

Wenden  wir  uns  zu  der  weit  Torznziehenden  und  toq 
vielen  alten  (L.  25.  <^.  3.  D.  24.  5.  A.  c.  32.  de  Testiö.)  und 
neuen  Gesetzgebungen  angenommenen  Theorie,  dass  nicht  die 
Menge  der  Zeugen,  sondern  deren  Glaubwürdigkeit  den  Rich- 
ter bestimmen  »oll:  bei  sich  widersprechenden  Zeugnissen 
wird  er  also  jene  Aussage,  die  glaubwürdigere  Zeugen  für 
sich  hat,  für  die  richiigere  halten  (daher  erklärt  Hadrian  L.  3. 
§.  3.  D.  Ufid  ,,«e  testibus  non  testimoniia  credere'^).  Aber  auch 
diese  Regel  hat  viel  Schwankendes,  da  die  Grenze  zwischen 
grösserer  und  minderer  Glaubwürdigkeit  bei  classischen  Zeu- 
gen schwer  aufzufinden  ist  ^).  Und  ist  doch  überhaupt  hier 
schon  die  Glaubwürdigkeit  durch  das  gegenüberstelienilc  Zeug- 
niss  vermindert;  es  wird  also  statt  der  in  der  ersten  Tlieorie 
erwähnten  numerischen  Subtraction  eine  moralische  gemacht, 
imd  trifi't  auch  diese  Lehre  der  gegen  das  Zahlenverhältniss 
gemachte  Einwurf  ^'^). 

Am  richtigsten  dürfte  daher  die  Theorie  sein,  nach 
welcher  der  Richter  bei   dem  Widcrspniche    der  Zeugen  das 


^)  Einen  Menseben  aus  der  Mittelclasse,  der  eine  gewöhnliche  Er- 
ziehung genossen,  als  Massstab  annehmen  and  so  auf-  und  ab\färts  auf 
der  Scala  steigen  and  dem  Zeugen  Ton  höherem  Stande  and  sorgfältigerer 
Erziehung  grossere  and  umgekehrt  mindere  Glaab Würdigkeit  zascb reiben 
(Bentham  Theorie  des  gerichtlichen  Beweises  deutsche  Uebers.  S.  46  (T. 
▼gl.  auch  Hommü  Rhapsod,  Obs.  210.)  ist  unhaltbar ,  da  der  Schlass 
Ton  Stand  und  Erziehung  auf  die  Wahrheitsliebe  nur  zu  häufig  vom  Leben 
als  .falsch  erwiesen  wird ;  vgl.  femer  Mittermaier  Beweis,  S.  340. 

**)  Hier  ist  Torzüglich  das  canonische  Recht  in  einen  grossen  Irr- 
tbum  Terfallen.  Nachdem  es  1.  I.  den  Grundsatz  aufgestellt:  ^Q^'^  etiam 
aß  multitudinem  rt$picere  non  opporict  sed  ad  testium  qualitatem  etc.  etc.** 
will  es  doch  daselbst:  ,^i  tettea  utrinque  producti  ejusdem  honettatU  sf 
exiitimationiM  exifttennt,  ctini  contUt  testea  monachorum  esse  tcstibui 
ardUdiaooni  numero  paucioreSf  pro  ipso  arckidiacono  senientiam  profera- 
tis,*^    Also  doch  die  arithoietische  Subtraction ! 
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Zusammeiitreffeii  der  Aussage  mit  den  Umständen  und  au- 
deren  Anzeichen  abwägt:  je  mehr  die  etwa  erforschten  ander- 
weitigen Umstände  mit  dem  einen  Zeugnisse  übereinstimmen 
desto  mehr  ist  ihm  vor  dem  ihn  widersprechenden  Glauben 
beizumessen.  Und  diese  Norm  ist  tief  begründet,  selbst  wenn 
auch  dem  Beweis  aus  Umständen  (circumstantiellen  Bew.)  nicht 
Toüe  Beweiskraft  zugeschrieben  wird,  oder  dass  nicht  an  sich  völlig 
beweisende  Indicien  vorliegen.  Denn  der  Richter  subtrahiit 
hier  nicht  Glaubwürdigkeit  gegen  Glaubwürdigkeit,  so  dass  zu- 
letzt nur  diese  Umstände  als  Beweis  zurückbleiben,  sondern 
sie  bestärken  jene  Aussage  und  entkräften  die  entgegengesetzte 
und  wird  durch  sie  der  Zweifel  gehoben,  der  durch  den 
Widerspruch  in  der  Seele  des  Richters  entstanden  '*'). 

Kehren  wir  nun  aber  zu  dem  talm.  Recht  zurück.  Dieses 
verbleibt  ganz  bei  dem  eigentlichen  Princip  des  Anklagepro- 
cesses,  das  keine  Obliegenheit  die  Umstände  zu  erforschen 
und  die  materielle  Wahrheit  aufzusuchen  kennt,  son- 
dern nur  die  formelle  Wahrheit  aufsucht  und  sich  mit  ihr 
begnügt,  der  Richter  also  ausser  der  Zeugenaussage  sich  nicht 
über  die  Thatsache  belehrt  ff.  (vgl.  weiter).  Es  würde  also 
hier  bei  dem  Widerspruche  classischer  Zeugen,  der  seine 
rechtmässige  Lösung  nur  durch  Erforschung  anderer  Umstände 
finden  kann,  der  Zweifel  nie  ganz  entfernt  werden  können:  und 
musste  daher  das  talm.  Recht  bei  wie  oben  gedachtem  Wider- 
spruche auf  Gewissheit  ganz  verzichten,  und  weder  in  dieser 
noch  in  jeuer  .Zeugenpartei   einen   Beweis  erblicken. 


Wir  wenden   uns,    nachdem  dieses  Cap.    den  Begriff  des 
Zeugenbeweisps    nach    talm.  Recht    gebracht,    zu  der  Beweis- 


*)  Die  erwähnte  L.  23.  D.  nähert  sich  diesem  Princip  an  >  indem  sie 
will,  dass  berücksichtigt  werden:  negotii  quantitas  ac  judicis  motus 
(vgl.  Glück  a.  a.  O.  S.  212 ff.);  femer:  testimonia,  quibus  lux  veritatU 
adsistit,  —  Aeltere  Juristen  stellen  die  Lehre  auf,  dass  wenn  eine  Min- 
derzahl für,  eine  grossere  Zahl  gegen  den  Angeschuldigten  ausgesagt, 
jener  Glauben  geschenkt  werde.  Farrinac.  I.  I.  N.  157.  Man  Termisat 
aber  bei  ihnen  das  Princip.  Als  Curiosum  führen  wir  noch  die  Meinuog 
des  Arreün  (bei  Farrin,  L  I.)  an,  dass  bei  sich  widersprechenden  Zeug- 
nissen sowohl  die  Zeugen  die  für  als  die  gegen  aussagen  als  folacbe 
Zeugen  bestraft  werden ! ! ! 
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kraft,  die  der  Ulm.  Crimlnalprocess  den  Im  gemeinen  Straf 
rechte  Torkommenden  Beweisarten  zuerkennt.  Dag  gemeine 
Strafrecht  hat  ausser  dem  Zeugenbeweis:  Beweis  durch 
richterlichen  Augenschein,  Aussage  der  Sachver- 
ständigen, Gestandniss  des  Angeschuldigten,  Ur- 
kunden, Zusammentreffen  von  Umständen  (Indlclen). 
—  Den  alten  Gesetzgebungen,  die  nach  dem  Grundtypus  des  An- 
klageprocessea  nur  die  formeile  Wahrheit  suchen,  mussten 
mehrere  dieser  Beweisarten,  die  erst  den  Umstand  ermitteln  wollen, 
unbekannt  sein.'  So  will  bei  dem  richterlichen  Augenschein 
sich  der  Richter  durch  eigene  sinnliche  Anschauung  von  dem 
Dasein  gewisser  Merkmaie,  die  auf  die  Beurthellung  der  vor- 
liegenden Thatsache  Elnfluss  haben,  überzeugen.  Zu  diesem 
Zwecke  untersucht  er  den  Gegenstand,  an  dem  .das  Verbrechen, 
die  Werkzeuge,  mit  welchen  es  verübt  wurde,  begibt  sich  an 
den  Ort  des  stattgefundenen  Verbrechens,  um  hier  Manches 
zu  ermitteln  u.  dgl.  m.  Der  Sachverständige  untersucht 
das  Dasein  der  Merkmale,  die  mit  der  Thatsache  Im  Zusam- 
menhange stehen  und  nur  durch  erlangte  technische  und  wis- 
senschaftliche Kenntnisse  aufgefunden  werden  können  *),  Die 
Schrift  kennt  zwar  unter  einem  gewissen  Gesichtspnncte  das 
Urtheli  durch  Sachverständige,  da  es  beim  Mordschiag  heisst: 
„Wenn  er  Ihn  mit  einem  Stein  In  der  Hand,  durch  welchen 
man  sterben  kann,  geschlagen,  dass  er  gestorben  Ist,  ist  er 
ein  Mörder  ff.  oder  wenn  er  mit  einem  Geräthe  von  Holz,  durch 
welches  man  sterben  kann,  geschlagen  dass  er  gestorben 
Ist,  so  Ist  er  ff.''  (Numer  35,  17.  18).  Es  hängt  also  hier 
von  der  Beurthellung,  in  welchem  Verhältnisse  Mittel  (Mord- 
Instrument)  und  die  Wirkung  (der  Todschiag)  zusammen- 
standen, Verdammung  und  Lossprechung  ab.  Zwar  macht 
nicht  die  Schrift  Sachverständige  namhaft,  da  eine  solche  Be* 
urtheilnng  ^  einfach  und  es  hierzu  nicht  mit  der  Kunst  Ver- 
trauter.bedurfte,  aber  das  Princlp  scheint  schon  hier  involvirt  **). 


*)  Vgl.  Mittermaier  Beweis  S.  165.  189.  Meier  and  SchSmann.  8. 
669.  Anmerk.  3. 

**)  Das  talm.  Strafrecbt  verbreitet  sich  über  diese  Materie  weiter: 
ob  die  Verwundung  an  einer  Stelle,  wo  sie  lebensgefähriicl^  wird,  beige- 
bracht wurde,  ob  der  Th&ter  die  Kraft  besitzt  einen  Todschlag  zu  applicl- 
ran  (vgl.  Sifri  zur  Stelle  und  Afatmomtd.  Rtuftach,  c.  3.   §•  ^—^)i   es 
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Allein  das  Priucip  der  Aussage  durch  SachTerständige  in  den 
neueren  Gesetzgebungen  ist  ein  ganz  verscliiedcncs  von  dem 
der  Schrift.  Der  Sachverständige  soll  theilsdas  Dasein  einer 
bestimmten  Thatsache  erörtern  (so  z.  B.  wenn  sich  bei  einer 
Leiche  Zeichen  von  Verlctzimgen  finden,  soll  er  erkennen,  ob 
hier  Selbstmord  oder  fremde  verbrecherische  Thätigkeit  ein- 
wirkte), theils  die  Angabe  der  Zeugen  coutroliren  (wenn  z.  1). 
der  Zeuge  über  eine  Vergiftung  aussagt,  durch  chemische  Zer- 
setzung untersuchen,  ob  sich  in  diesem  Körper  Gift  findet '^J). 
Der  Sachverständige  des  gemeinen  Strafrechts  sucht  also  Um- 
stände auf,  welche  die  Thatsache  constatiren  oder  die  Angaben 
entkräften,  seine  Aussage  ist  controHirend '^'^).  Der  Sachverständige 
der  Schrift  hingegen  (wenn  er  so  genannt  werden  kann)  ur- 
theilt  über  eine  bestimmt  vorliegende  Thatsache,  stellt  sie 
nicht  in  Abrede  oder  bestätigt  sie,  sondern  sagt  bloss  ob  diese 
Wirkung  dem  Thäter  zuzurechnen  sei  ***).  —  Auch  Gestand- 
niss  des  Angeschuldigten  bildet  im  Ankiageprocess  kein 
eigentliches  Beweismittel,  da  der  Richter  auf  dasselbe  nicht 
dringen  kann  (Einleitung  S.  71  flf,),  und  ist  hier  nur  das  frei- 
willige Geständniss  des  Angeklagten  als  Beweis  anzunehmen, 
da  er  selbst  den  Kampf  aufgibt  und  die  Behauptungen  des 
Gegners  als  richtig  anerkennt.  Allein  wenn  auch  der  Ankiage- 
process sich  mit  der  formellen  Wahrheit  begnügt,  so  kann 
doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  eine  Verzichtlei- 
■tung  (ein  sich  selbst   als  besiegt  Erklären;  im  Capitalprocesse 

'kommt  abo  noch  mehr  die  Beurtheilung  Anderer  über  das  We^en  der  That- 
sache hinzu. 

^)  Zuweilen  auch  dio  physische  Befähigung  des  Zeugen,  ob  er  im 
Stande  war  in  einer  gewissen  Entfernung  die  Thatsache  wahrzunehmen; 
vgl.  Mittermaier  S.  181. 

**')  Daher  wird  auch  von  manchen  Criminallehrern  der  Sachverst&n* 
digo  als  Zeuge  angesehen  (vgl.  Mittermaier  Beweis  S.  184).^  Doch  wal- 
tet der  Unterschied  ob:  der  Zeuge  berichtet  über  eine  Handlung,  einen 
Vorgang,  der  sich  vor  seinen  Augen  ereignete,  der  Sachverstandige  über 
eine  Beschaffenheit.  Vgl.  zu  §.  3.  Anmerk. 

***)  Im  talm.  Recht  vertreten  daher  die  Zeugen  selbst  die  Stelle  sol- 
cher Sachverständigen,  sie  sagen  aus  ob  der  Stein  tödtend  war  If.  Zwar 
will  ein  früher  (niischnischer)  Autor,  dass  das  Mordinstrument  dem  Ge- 
richt vorgelegt  werde.  Ihm  wird  aber  (dem  Anklageprincip  gemäss)  anfs 
eotschiedenste  widersprochen  und  entgegengehalten,  dass  man  sich  hier- 
über bei  den  Aussagen  der  Zeugen  beruhigen  müsse.  Tosefta  Stfnhedriu  e,  IS 
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gegen  alle  Qewize  der  Religion  and  Moral  streitet  (vgl.  oben 
S.2.);  daas  überhaupt  daa  freiwillige  Geatandnisa  eine  aolche 
Anomalie  iat,  einen  solchen  Widerspruch  mit  den  natnrlichen 
Gesetzen  der  Selbsterhaltung  enthält,  dass  es  nur  als  Product 
eines  unnatürlichen  Zustandes,  des  Lebensüberdrusses,  der  düstem 
Schwermuth,  des  temporären  Wahnsinns  u.  s.  w.  erscheinen 
muss.  Trefflich  drückt  Maimon.  diese  von  philosophischen 
Schriftsteliem  des  vor.  Jahrh.  gemachte  Einwendung  (vgl.  FHan- 
giert  System  der  Gesetzgebung  3.  Tbl.  S.  179  ff.  Beecaria  von 
Verbrechen  a.  m.  O.)  Jn  seinem  schon  vor  vielen  hundert  Jah- 
ren verfassten  Werke  aus:  ,,Da8  Synhedrium  verhängt  nicht 
Todea-  und  Geisseistrafe  auf  Selbstgeständniss,  vielleicht  ist 
hier  (partieller)  Wahnsinn,  vielleicht  gehört  dieser  (sich  selb»! 
Anklagende)  zu  den  Schwermüthigen ,  Lebensmüden,  die  auf 
den  Tod  hoffen,  sich  selbst  ein  Schwert  ins  Herz  stossen  ff/^  — 
Das  Unnatürliche  des  Selbstgeständnisses  gibt  ferner  auch  An- 
lass  zu  vermuthen,  dass  Jemand  sich  ein  Verbrechen  andichte, 
um  hierdurch  gewisse  Vortlieile  zu  erlangen  '^).  Es  wird  zwar 
eingewendet,  dass  nach  der  sittlichen  Natur  des  Menschen 
das  Gewissen  nie  zum  Schweigen  gebracht  werden  kann:  das 
Verbrechen  bewirkt  eiu  Zerwürfniss  im  Gemüthe  des  Ver- 
brechers, zerstört  seine  innere  Ruhe  und  er  kann  nicht  eher 
Erholung  von  der  ihn  marternden  Scelenfolter  finden,  als  bis 
er  das  Bekenntniss  seiner  Schuld  abgelegt  und  sich  zur  Sühne 
des  Verbrechens  hingegeben  hat  {Mütermaier  S.  277).  Allein 
wenn  hierin  eine  genügende  Ursache  für  die  Selbstanklage  liegt, 
so  müsste  dieses  gerade  einen  Grund  abgeben,  dass  auf  sie 
die  gesetzliche  Strafe  nicht  erfolge,  da  diese  Gewissensbisse, 
diese  tiefe  Reue  laut  die  Bessenmg  des  Verbrechers  verkün- 
det und  auch  die  Gerechtigkeit,    so    nicht  die  Bestrafung  als 


♦)  Mittcnnaier  S.  230.  Anmerk.  17—18.  —  In  England  wird  der 
Angeklagte  befragt,  ob  er  guilty  plädiren,  d.  h.  seine  Schuld  gestehen 
will.  Es  Termabnen  ihn  aber  Richter,  Gerichtsschreiber,  Advocaten  da- 
gegen, and  stellen  ihm  vor,  dass  er  nichts  Nachtheiliges  gegen  sich  selbst 
aussagen  soll  (Cottua.  a.  O.  S.  163).  Mancher  Angeklagte  plädirt  aber  guiliy^ 
tbeils  weil  er  hierdurch  eine  mildere  'Strafe  hofft ,  theüs  weil  er  dem  An« 
kl&ger  das  Versprechen  gab  das  geringere  Verbrechen  za  gestehen,  damit 
dieser  die  schwerere  Anklage  zurücknehme.  Cotftu  S.  145.  146.  MitieT" 
maier  8.  339. 
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eine  dem  Ermordeten  zn  gebende  Genugthuung  betrachtet 
wird  *)^  Ihre  strenge  Forderung  erlassen  muss.  Nur  im  In- 
quisitionsverfahren findet  das  SelbstgestSndniss  seinen  eigent- 
lichen Platz.  Der  Inquirent  geliet  Ton  Vermuthungen  aus, 
steigt  von  Frage  zur  Frage,  und  versucht,  da  keine  bestimmte 
Anklage  vorliegt,  durch  den  Inculpaten  Gewissheit  zu  erlangen 
(Einleitung  S.  72.),  und  er  findet  diese  völlige  Gewissheit  In 
dem  Geständuiss.  Doch  bildet  es  auch  im  Inquisitionsverfah- 
ren nur  dann  einen  vollständigen  Beweis,  wenn  es  durch  das 
Zusammentrefiien  von  Umständen  nnterstiitzt  wird,  die  von 
anderswo  auf  die  That  und  den  Thäter  hinweisen,  durch  An- 
gaben die  nur  dem  Thäter  bekannt  sein  können,  durch  die 
Beharrlichkeit  mit  welcher  der  Gestehende  bei  seiner  Be- 
hauptung verbleibt  ff.     Uebrigens  erzeugte  dieses  Beweismittel, 


"*")  Fast  dürfte  man  noch  manche  Spur  dieser  bei  den  alten  Völkern 
vorwaltenden  Ansicht  (vgl.  Einleitung  S.  17.)  in'  manchen  neuen  Ge- 
setzgebungen, hinsichtlich  der  Todesstrafe  der  Kindesmörderin  (vgl.  o.  a« 
Preuss.  Strafrecht  $.  874.  887,  —  Schleifung  zum  Richtplatz  und  Rad 
von  unten  herauf^  —  ferner  Rescript  vom  14.  April  1794.  vgl.  auch  Code 
p^nal  §.  300.  302.) ,  wiederfinden.  Nur  der  äusserste  Grad  der  Verzweif- 
lung vermag  das  Muttergefuhl  zu  überwältigen:  auch  ist  der  Zustand  in 
welchem  eine  solche  That  ausgeführt  wird,  als  der  der  Zerrüttung  der 
Geisteskräfte  anzusehen,  und  gehet  endlich  hier  der  eigentliche  Dolus  ab. 
Vgl.  Feuerbach  Lehrbuch  des  peinlichen  Rechts  §.  239.  und  verweisen  wir  auf 
die  Schriftsteller,  die  über  diesen  Punct  handeln ,  vgl.  Grolman  Bibliothek  für 
^ie  peinliche  Rechtswissenschaft.  (Die  Carolina  Art.  131  will  den  Sitten  des 
Zeitalters  gemäss,  dass  die  Kindesmorderin  lebendig  begraben  und  gepfä- 
let  werde.  Als  Act  der  Gnade  „darinnen  Verzweiflung  zu  verhüten"  soll 
manche  Kindesmorderin  nur  ertrankt  werden.  Manche  neuere  Gesetzgeb, 
folgen  dem  milderen  Princip:  so  das  österr.  Strafgesb.  §.  122,  das  keine 
Todestrafe  hat;  das  baier.  Strafgb.  Art.  157.  158.  Todesstrafe  nur  auf 
wiederholten  Kiodesmord ;  das  neue  Criminalgsb.  für  Sachsen  in  den  ersten 
24  Stunden  keine  Todesstrafe.)  —  Das  mos.-talra.  Recht  schweigt  über 
dieses  Verbrechen,  das  erst  ein  Product  der  fortschreitenden  Cultur  ist. 
Das  Alterthum  hielt  eine  solche  That  für  unerhört  (L.  1.  D.  48.  c.9.  hat 
eine  andere  Art  Kindesmord  [Verwandtenmord]  als  den  hier  beregten  im 
Sinne  vgl.  das.  vgl.  jedoch  L.  8.  D.  48.  8.),  und  erwähnte  nicht  diese« 
Verbrechen  aus  demselben  Grunde  wie  Solon  den  Vatermord  fiberging. 
Im  talm.  R.  wird  nur  der  Fall  gedacht  (Miachna  Maccot  8a),  „wenn  ein 
Vater  sein  Kind  schlägt  (züchtigt)  und  es  stirbt";  aber  dieses  ist  freilich 
nur  ein  unfreiwilliger  Mord,  und  dispensirt  die  Mischna  sogar  von  dem 
Auswandern  in  die  Zufluchtsstädte  (vgl.  weiter  Ende  des  2.  Cap.); 
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das  ursprunglich  dem  Inciüpateu  zum  Schatze  dienen  sollte^ 
das«  er  nicht  auf  Vermuthungen  verdammt  werde  (vgl. 
Carolina  Art,  22.  62.  69).  Die  schrecklichen  Auswüchse  Tor- 
tur und  Ungehorsamsstrafen^  durch  die  man  das  Ge- 
stftndniss  zu  erpressen  suchte:  Suggestionen  und  cap- 
tiÖse  Fragen,  die  das  Freie  des  Geständnisses  ganz  zwei- 
felhaft machen  oder  es  gänzlich  aufheben^  sind  hier  fast  un- 
vermeidlich, und  ist  dieses  eine  der  schwäclisCen  und  von  den 
Gegnern  mit  dem  meisten  Erfolg  angegriffene  Seite  des  Inquisitions- 
verfahrens *),  Im  taim.  Recht,  in  welchem  wie  öfter  bemerkt 
der  Richter  nicht  die  andern  Umstände  aufsucht,  wird  auf 
Selbstgeständniss  kein  Werth  hinsichtlich  des  Thäters  ^'^)  ge- 
legt. Der  Satz^  dass  Niemand  auf  sich  selbst  verzichten 
kann,  bewahrte  seine  Geltung  trotz  des  Festhaiteus  an  dem 
Accusationsprincip ,  und    so  wie  das    talm.  Recht   im    Verbre- 


*)  Vgl.  Zentner  a.  a.  O.  ffelcker  Staatslexicon  Artikel  „Anklage'S 
^ui7^  a.  a.  Autoren.  —  Das  röm.  Recht  erblickt  ebenfalls  in  dem  Ge- 
ständnijise  und  der  Selbstanklage  keinen  genügenden  Beweis;  vgl.  L.  1. 
§.  17.  27.  D,  48.  18;  nur  ist  genug  befremdend,  dass  es  iu  demselben 
Tif.  dnrch  die  Tortur  (bei  Sclaven  nämlich:  vgl.  weiter  zu  §.  32.)  die 
Wahrheit  erpressen  will.  Vgl.  auch  das.  §.  23.  Ferner  ist  zum  Selbstge- 
ständniss zu  bezieben  L.  2.  C.  7.  65.  Aus  L.  8.  pr.  C,  9.  12.  und  be- 
sonders aus  L,  16.  C.  9.  47  scheint  Selbstgeständniss  ein  vollständiger 
Beweis  zu  sein.  —  Doch  erhielt  es  erst  seine  eigentliche  Bedeutung  im 
canon.  Recht,  welches  die  Ansicht  der  Beaserung  hervorhob,  und  in  dem 
Geständnisse  Reue  und  Unterwerfung  unter  die  Strafe  erblickte  (Mitter- 
maier  S.  236).  Auch  hier  also  wieder  das  üntereinanderwerfen  von  Tu- 
gend und  Gerechtigkeit  (Kirche  und  Staat):  das  Geständniss  wird  als 
Besserung  angesehen,  und  soll  zugleich  die  Strafe  motiviren.  Das  talm. 
Recht  hat  das  Princip  der  Beaserung  weit  richtiger  aufgefasst:  auf  der 
Besserung  (dem  Geständniss)  wird  nicht  verurtheiit;  wenn  aber  der  Ver- 
brecher sch<in  durch  andere  Beweise  verurtheiit  war,  wurde  er  auf  seinem 
Wege  zur  Richtstitte  ermahnt,  dass  er  bekenne,  denn  wer  bekennt,  hat 
Theil  an  dem  jenseitigen  Leben.   Mischna  Synhed.  436. 

**)  Die  That  selbst  wird,  wenn  in  anderer  Hinsicht  daran  gelegen 
ist,  nach  einer  (unter  Widerspruch  eines  tahn.  Autors)  angenommenen  Norm 
als  constatirt  angesehen.  So  wenn  z.  B.  Jemand  sagt,  er  habe  den 
Gatten  jener  Frau  umgebracht,  so  wird  er  auf  diese  Seibstanklage  nicht 
lungerichtet,  aber  es  wird  auf  seine  Aussage  angenommen,  dass  jener 
gestorben  sei  (eines  gewaltsamen  oder  natürlichen  Todes)  9  und  darf  die 
Fran  eine  andere  Ehe  eingehen«  Vgl.  Jebamot  25a.  Synhedrin  9fr.  vgl. 
auch  weiter  zu  $.  67. 

12 
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clieii  nicht  eine  Privatverletzung  siebet  (vgl.  obeu  S.  19.),  so 
Ist  sMcli  das  Leben  ff.  des  Verbrechers  nicht  ein  PriTsteigen- 
thum^  über  das  er  nach  Gefallen  schalten  könnte.  Es  heisst 
daher  im  talra.  Recht:  .^Niemand  kann  sich  zum  Bösewicht 
machen ,^^  d.  i«  durch  seine  Anklage  sich  selbst  beschuldigen  *). 
Synhediin  9  ^  u.  a.  a.  O. 

Der  Beweis  durch  Urkunden  in  Criminalfallen  (Urkaii* 
den  sind  schriftliche  Aufzeichnungen,  weiche  die  Wahrheit  ei- 
ner l'hatsache  zu  beweisen  geeignet  sind,  z.  B.  ein  Brief, 
in  welcliera  Jemand  einem  Freunde  das  von  ihm  begangene 
Verbrechen,  oder  dass  er  davon  Zeuge  war,  vertraulich  mit- 
theiltc  u.  dgl.  m.,  —  auch  Denkmäler,  Symbole  begreift  man 
im  weitern  Sinne  unter  Urkiuiden,  vgl.  Mittermaier  §.  48.) 
ist  erst  in  neuerer  Zeit  ausgebildet  worden  und  übergehen  ihn 
ältere  Gesetzgebungen  mit  Schweigen  ( Mittetmaier  S.  382. 
384.  385).  Auch  das  talm.  Recht  gedenkt  seiner  nicht.  (Die 
Mischna  Kidduschin  76^'  hat  zwar  eine  Art  Urkunde  im  wei- 
tem Sinne:  ,,Wer  in  der  Armee  des  Königs  eingeschrieben 
ist  [dieses  scheint  sich  zu  beziehen  auf  die  Leibgarde;  der 
Talmud  das.  hat  eine  andere  Firklarung],  der  ist  legitimirt*''', 
und  wäre  also  hier  eine  Art  monumentum  publicum^  vgl.  L.  10. 
D.  22.  3.  Allein  dieses  hat  nur  Einfluss  hinsichtlich  der  Pu- 
rltät  der  Familie,   und  gehört  nicht  in*s  Criminalrccht.) 

Um  so  mehr  müssen  wir  aber  unsere  Aufmerksamkeit 
auf  den  Beweis  durch  Zusammentreffen  von  Um- 
ständen (Indicicnbeweis)  richten.  Die  Kette  von  Ne- 
benumständen und  Thatsachcn,  welche  das  Verbrechen  umge- 
ben, sind  oft  geeignet,  zu  dessen  Entdeckung  zu  führen;  und 
bilden  Indicien  gerade  nach  dem  aus  dem  Principe  des  An- 
klageprocesses  hervorgehenden  Geschwornengerichtc  einen  voll- 
ständigen Beweis.  Denn  die  Grenze,  wo  Indicien  nur  einen 
Verdacht   und    wo  sie  Ge^^issheit  ergeben,    iüt  sehr  enge;    es 

♦)  Hascht  erklärt  (a.  letzt.  O.)  „weil  Jeder  zu  sich  selbst  verwandt 
•ei"  (der  Verwandte  aber  weder  zum  Vor  -  noch  zum  Nachtheile  ZengniM 
ablegen  kann).  In  der  Schrift  finden  sich  Todesurtheile  auf  Selbstangaben 
(11.  Sam.  ein  4  ).  Maimon,  l.  t,  macht  selbst  hierauf  aufmerksam  und 
f&gt  hinzu,  diese  Urtheile  seien  nicht  gesetzmässig  gewesen,  sondern  sie 
waren  ausserordentlich,  verbSngt  durch  ein  ZeitbedQrfniss  oder  Königsbe- 
fehl. Auch  Jostta  c.  7.  findet  sich  ein  Selbstgeständniss ,  doch  war  der 
Tbäter  schon  vorher  ermittelt.     Vgl.  das. 
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könoca  hier  nicht  erschöpfende  Vorschriften  aufgeatelU  wer- 
den^ MMidera  hicJbt  Vieles  dem  Ermessen  des  Richters  iiber- 
hrasen.  Aber  das  Ennessen  des  einzelnen  Richters  (oder  we- 
niger Richter)  bleibt  immer  unEurerlässig,  es  wirkt  bei  dem 
einxeiuen  Individuum  häufig  die  SubjectlTitfit  ein  und  wird  es 
von  unklaren  täuschenden  Vorstellungen  bestimmt  '*').  Hinge- 
gen ist  dieses  gerade  der  Grundzug  des  Geschwornengerichts, 
dass  die  Beurtheilendcn  nach  dem  auf  sie  gemachten  Eindruck 
entscheiden  (Einleit.  8.  78.);  ihr  übereinstimmender  Aus- 
spruch (das.  S.  80.)  ist  der  Ausspruch  des  gemeinen  Verstau* 
des,  und  wo  diesem  die  Wahrheit  eutgegeuleuchtet^  dort  ist 
sie  auch  zu  finden:  halten  sich  also  die  Geschworncn  dinrch 
die  Torliegenden  Indicien  überzeugt ,  so  waltet  über  der  Tfaat- 
f rage  mehr '  kein  Zweifel  ob  und  ist  sie  ala  cntschiedeh  anzn- 
aehen.  Und  dieses  ist  das  wichtigste  Motiv,  das  die  Ver- 
thcidigcr  des  Geschwornengerichts  anfuhren.  Der  vollstSndige 
Beweis  durch  Zeugen  ist  selten,  denn  das  Verbrechen  schleicht 
im  Verborgenen  und  wird  im  Verborgenen  ausgeführt;  durch 
Gestäodniss  des  Angeklagten  Grewissheit  herzustellen,  führt  zur 
Tortur  und  anderen  Entwürdigungen  der  Gerechtigkeit:  nur 
Indtcien  geben  gewöhnlich  Aufschluss  über  Verbrechen:  „sie 
sind  gleichsam  stumme  Zeugnisse,  von  der  Vorsdiung  selbst 
in^  Verbindung  mit  dem  Verbrechen  gebracht,  damit  aus  dem 
Dunkel  ein  Strahl  hervorbreche,  welcher  die  Spur  zur  Ent- 
hüllung des  Verbrechend  zeigt''  {Bentkam  bei  Mittermaier  S  402). 
Befragen  wir  nun  das  mosaisch  -  talmudische  Recht,  in 
welchem  wir  ebenfalls  das  Geschwornengericht  wiederfanden 
(Einleit.  S.  85.))  so  spricht  zwar  die  Schrift  selbst  sich 
nicht  über  den  Indicienbeweis  aus;  aber  dass  allenthalben  nur 
(zwei)  Zeugen  als  vollständiger  Beweis  hervorgehoben  werden, 
scheint  darauf  hinzudeuten,  dass  die  Schrift  einen  andern  Be- 


*)  Der  Indicienbeweis  ist  im  Inqoisidonsverfahi^en  schon  desshälb  aU 
ein  nnvollkommener  anzoseben,  weil  ihm  hier  eine  Haaptbedingnng,  dte 
Mündlichkeit,  abgehet i  das  Mittel,  die  als  Indicien  sich  darstellendeh 
Umstände  in  allen  ihren  Windungen  und  Verwickelangen,  im  Angesicht« 
des  Angeschuldigten  ond  der  2«eugen  za  prüfen  und  so  den  hier  so  leicht 
Unterlaufenden  Schein  vom  Wesen  an  sondern.  Vgl.  Braun  HauptsiOcke 
des  öffentlich -müadliciMn  Strafverfahrens  S.  38,  woselbst  auch -($.  5.) 
«ine  uefflkbe  Darstellang  Aber  Nothwendigkelt  und  WeAen  dal  mAndiicheU 
Verfahrens. 
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weis  nicht  kenne.  Darum  wird  eben  so  oft  wiederholt^  dass 
,,diirch  Einen  Zeugen  Niemand  umgebracht  werden  solle*'^;  wo 
Indicien  Beweiskraft  zugeschrieben  wird,  liefert  Ein  Zeuge, 
wenn  ihn  hinlängliche  Indicien  unterstützen ,  einen  vollkommenen 
Beweis  (zusammengesetzten  Beweis;  das  Ausführliche  hier- 
über MUtermaier  $.  62.  63).  —  Und  anbelangend  das  tal- 
mudische Criminalrecht ,  so  negirt  dieses  ausdrücklich  den 
Indicicnbewels;  und  zwar  nicht  in  der  Speculation  nur,  son- 
dern hatte  schon  die  alte  Praxis  sich  dagegen  ausgesprochen 
(Mischna  Sytihedrin  37""  vgl.  weiter  zu  §.  16),  und  liegt 
auch  ein  Factum  vor,  welches  Indicien  als  unzureichend  er- 
klärt. Der  S^nhedriumspräsidcnt  Simon  bcn  Schetach,  der 
zur  Zeit  Alexander  Jannai*s  lebte  und  in  gewisser  Hinsicht 
als  Restaurator  der  Criminalgerichtspflege,  die  durch  Jannai 
und  die  ihm  zu  Willen  lebenden  Sadducaer  (vgl.  zu  Ende  des 
2.  C.)  einen  empfindlichen  Stoss  eriitlen  hatte,  angesehen  wer- 
den kann  (es  haben  sich  von  ihm  noch  mehrere  Verordnun- 
gen erhalten,  vgl.  weiter),  erzählt:  „Ich  sah  einst  Jemanden 
einen  Andern  in  eine  Ruine  verfolgen.  Ich  eilte  ihm  nach 
und  erblickte  ein  von  Blut  triefendes  Schwert  in  seiner  Hand, 
und  Jener  lag  erstochen  und  sich  in  seinem  Blute  wälzend  *), 
Ich  sprach:  Bösewicht!  wer  hat  diesen  umgebracht,  ich  oder 
du?  Doch  was  kann  ich  thun,  dein  Blut  ist  nicht  in  meine 
Hand  (zur  Bestrafung)  gegeben''^  **).  Und  es  schlicsst  der 
Talmud  hieraus,  dass  Indicien  keinen  vollständigen  Beweis 
liefern. 

Um  zur  Motivirung  der  Ansicht  des  mosaisch- talmudi- 
■chcn  Rechts  zu  gelangen,  wollen  wir  auf  die  vielfach  ange- 
regte Frage,  welche  Gewissheit  dem  künstlichen  (Indicien-) 
Beweise  beizulegen  sei,  eingehen.    Der  Indicienboweis  beruhet 


*)  Solche  Anzdchea  sehen  viele  Schriftsteller  für  indicia  Itice  clariora 
an,  die  nach  L.  tiU.  C.  4.  19.  beweisen.  (Doch  ist  diese  L.,  wie  der  ganze 
Titel  und  das  vorhergehende  vel  instructa  apertissimis  documenlis  zeigt, 
nur  auf  Civiifalle  zu  beziehen.    .Vgl.  weiter  unten.) 

**)  Im  babyl.  Talmud  folgt  noch:  „Da  die  Schrift  sagt,  auf  den 
Ausspruch  zweier  Zeugen  ff/'  Dieser  Satz  fehlt  im  jerus.  Talm.  15; 
und  meint  auch  der  babyU  Talm.  nicht,  weil  nicht  zwei  Zeugen  es  mit 
ansahen,  sondern  weil  überhaupt  der  Zeugenbeweis  fehlt  und  die  Schrift 
nur  diesen  gelten  lassen  will.    Vgl.  Tosefot  das. 
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auf  Combfnaiionen;  auf  einer  geistigen  Operation,  dte  nacli 
den  Gesetzen  des  Schliessens  von  Ursache  und  Wirknng  nnd 
umgdcehrt,  von  einem  Gegebenen  (den  sich  vorfindenden  Merk- 
malen, als  dem  Mordinstrumente,  dessen  Eigenthuraer  bekannt 
ist,  Blutflecken  an  dem  Gewände  eines  in  der  Nähe  der3ford- 
that  befundenen  Menschen  u.  s.  w.)  zu  Heherm  aufsteigt  und 
durch  Inductionen  in  dem  Zusammentreffen  vieler  solcher  Merk- 
male Ueberseugung  zu  erlangen  strebt.  Gegen  diese  lieber- 
Zeugung  wird  zwar  von  den  Gegnern  eingewendet,  dass  ihr 
das,  was  den  Erfahnrngssützcn  die  eigentliche  Gewiasheit  gibt, 
die  sinnliche  Evidenz,  abgehe;  allein  es  wird  entgegengehal- 
ten, dass  auch  der  Beweis  durch  Zeugen  nicht  auf  sinnlicher 
Evidenz  beruhe.  Denn  wenn  auch  der  Zeuge  se'ne  Aussage 
auf  sinnliche  Wahrnehmung  basirt,  der  seiner  Versicherung 
nach  keine  Gehör-  oder  Gesichtstäuschung  zu  Grunde  Hegt, 
so  gehet  doch  dem  Richter,  von  dem  das  Zeugniss  abge- 
legt wird,  diese  Evidenz  ab:  er  baut  auf  die  Aussage  der 
Zeugen,  weil  er  sie  für  glaubwürdig  hält,  d.  i.  voraus- 
setzt, dass  sie  die  Wahrheit  wissen  und  sie  sagen  wollen; 
er  prüft  die  Ucbereinstimmung  ihrer  Aussagen  und  seh  lies  st 
durch  diese  Harmonie  auf  die  richtige  Wahrnehmung;  er  be- 
ziehet das  Zeusniss  zu  mehrern  anderen  Umständen  und  er- 
misst,  in  wie  fern  sie  das  Zeugniss  unterstützen  (vgl.  zum 
2.  €.):  es  wird  alsojauch  beim  Zeugenbeweise  erst  durch  eine 
Geistesoperation  Gewissheit  erlangt  und  treten  auch  hier  die 
Merkmale  des  künstlichen  Beweises  hervor  (vgl.  Globig  a.  a.  O. 
1.  Tbl.  S  97.  Mittermaier  §.  59).  —  Und  doch  dürfte  bei 
weiterm  Forschen  der  Indicienbeweis  sewohl  an  formeller  als 
an  materieller  Wahrlieit  hinter  dem  Beweise  durch  Zeugen 
zurückstehen.  Betrachten  wir  zuerst  die  formelle  Walirhelt, 
so  ist  die  Baals  des  Zengenbeweises ,  wie  erwähnt,  sinnliche 
Evidenz:  die  Zeugen  haben  nach  ihrer  Aussage  mit  ihren 
Sinnen  Tiiat  und  Thäter  wahrgenommen  (waren  Augenzeugen): 
und  dürfte  man  der  Aussage  unbedingt  Glauben  beimessen, 
so  wäre  diese  Gewissheit  unantastbar.  Aber  der  Richter  wirft 
■ich  gegen  diese  Evidenz  Zweifel  (ob  nidit  irrtlium  oder  Vor- 
sätzlichkeit obwalten)  auf,  die  zwar  an  sich  Anomalien  sind, 
aber  die  Erfahnmg  sagt,  dass  diese  Anomalien  nicht  selten 
im  Leben  henrortreten  (vgl.  su  %.  13).    Je  mehr  diese  Zwei- 
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M  8c1iwinden  (durch  das  Verhör,  CJeberoiiistimmung  if.)^  desto 
mehr  tritt  die  Evidenz  hervor  und  macht  sie  der  Richter  zitr 
Grundlage  seines  UrClieils.  Bei  den  Indicicn  liingegcn  ist  die 
Grundlage  Wahrscheinlichkeit:  hier  werden  nicht,  erst 
Zweifid  aufgeworfen^  erscheinen  sie  nicht  als  Anomalien,  sind 
nicht  erst  too  aussen  hinzugekommcB,  sondern  sind  sie  die- 
sen Wahrnehmungen  selbst  iuharirend,  diese  tragen  in  ihrem 
Entstehen  den  Zweifel  in  steh,  der  erst  durch  den  Schluss^ 
in  wie  fem  diese  Merkmale  mit  That  und  Thäter  zusammen- 
hingen^ entfernt  werden  soll.  Die  Induction  mnss  also  die 
hier  fehlende  positive  Basis  ersetzen:  nach  den  Gesetzen 
der  Erfahnmg  ist  eine  andere  Ursache  kaum  denkbar;  der 
Richter  sucht  die  Möglichkeit  jeder  andern  Erklarungsweise 
zu  Gunsten  des  Angeschuldigten  auf  und  er  vermag  sie  nicht 
zn  finden:  daher  scliliesst  er  auf  den  verbrecherischen  Zu- 
sammenhang des  Angeklagten  mit  der  That.  Allein  wenn  sich 
auch  im  Leben  unsere  Entwürfe  und  Unterhehmungen  gross- 
tentheils  auf  fnductionen  gründen  und  wir  uns  bei  der  mensch- 
lichen Beschränktheit  mit  ihnen  begnüigen  müssen,  so  Hegt 
doch  allein  in  der  Evidenz  Gewissheit,  und  stehet  formell 
hinsichtlich  der  Basis  der  Indicienbcweis  hinter  dem  Zeugen- 
beweis zurück«  Und  muss  nicht  bei  dem  Indicienbcweis  auch 
der  Zeugenbeweis  herbeigerufen  werden?  Der  Richter  selbst 
erkennt  in  den  meisten  Fallen  die  Indicien  nicht  durch  eigene 
Aliscliauong ,  sondern  durch  die  Aussage  Anderer:  man  hat 
d^n  A.  aus  dem  Hause  des  Ermordeten  eilen  sehen,  nahm 
bei  ihm  das  Instrument  wahr  u.  dgl.  m.  Hier  ist  also  ein 
doppelter  Zweifel:  ob  die  Zeugen  beweisen,  d.  i.  ohne  Irr- 
thum  und  Vorsätzlichkeit  aussagen,  und  ob  die  Indicien  be- 
weisen, d.  i.  sie  hinlingliche  Veranlassung  geben,  auf  den 
Thäter  zu  schliessen.  Oder  sollte  dieses  beruhigen,  dass  hier 
nur  ein  kleinerer  Zweifel  hinsichiliGh  der  Vorsätzlich- 
keit obwaltet,  da  die  Zeugen  nur  auf  Ncbenumsiände,  de- 
ren Einfluss  oft  unbedeutend  erscheint  und  vpn  denen  sie  sich 
kaum  einen  Erfolg  versprechen  könnten,  aussagend 

Und  noch  bedeutender  tritt  der  materielle  Unterschied 
hervor.  Beim  Zeugenbeweis  ist  das  richterliche  Ermessen  in 
eki^m  engen  Kreise  abgegrenzt,  und  kann  daher  der  Richter 
selii  Urtheil  über  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  eher  fixiren  und 
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rieh  daliei  benihigeD.  Bei  dem  IndicicHbeweise  hingegen  wfard  den 
Ermessen  ein  fast  iimibersehbares  Gefielde  eingeräumt:  selbst  bei 
dem  Zneammentreffen  Terschiedener  Umstünde,  welcher  Kette  von 
Schlüssen  bedarf  es  da,  es  muss  jedes  Indicinm  besonders  ge- 
prüft und  in  Verbindung  mit  anderen  gebracht  (und  die  Zen- 
gen  jedes  Indiciums  besonders  erforscht)  werden:  welche  Auf« 
gal»e,  um  sich  hier  vor  jedem  Fehlschlüsse  su  sichern  und 
eine  an  fividens  grensende  Wahrscheinlichkeit  zu  gewinnen, 
wie  kühn,  da  oft  verschiedene  Ursachen  dieselbe  Wirkung 
hervorbringen,  die  Behauptung,  man  habe  da,  wo  die  Ur- 
sache verborgen  ist  und  erst  durch  die  Wirkung  auf  sie  su- 
rückgeschlossen  werden  muss,  die  Möglichkeit  jeder  andern 
^rklämngswelse  entfernt  1  Zeigen  doch  die  Gesetzgebungen 
selbst,  dass  diesen  Schlüssen  nicht  gana  su  trauen  sei;  und 
wahrend  s.  B.  das  Oesterreichische  Strafgesetzbuch  ($•  412.) 
und  das  Baierische  (Art.  328.)  bestimmte  Vorschriften  über 
den  Indicienbeweis  geben,  nach  welchen  die  Evidenz  (der  Be- 
weis) wirklich  hergestellt  zu  sein  scheint,  wagen  sie  doch 
nicht,  Todesstrafe  auszuitpreclien  (Oesterr.  Gesetzb.  ^.  4S0. 
Baier.  Gesetzb.  f.  830.),  und  schwebte  bei  ihnen  also  doch 
über  der  durch  Indicienbeweis  erlangten  Gewissheit  ein  leiser 
Zweifel,  der  in  einer  andern  Gesetzgebung  (Prcuss.  Crimi- 
nalordn.  §.  405)  für  so  stark  erachtet  wird,  dass  auf  fndi- 
cien  nur  ausserordentliche  Strafe  verhingt  werden  kann*).  — 


*)  Der  revidirte  Entwarf  der  StrafproceMordnang  für  die  PreoMl- 
sehen  Staaten  (Berlin  1841)  l&5st  zwar  l.Thl.  §.270.  auf  rndicicn  „Ver- 
urtheilung  in  die  getetsliche  Strafe  erfolgen'%  will  aber,  „dast  in  diesem 
Falle  niemals  auf  Todesstrafe  oder  lebenswierige  Freiheitsstrafe  erkannt 
werde.*<  Vgl.  hierzo  2.  Tbl.  S.  106.  Das  neue  Criminalgesetzbnch  für 
das  Königreich  Sachsen  No.  32.  Art  10.  scheint  zwar  dem  Tndtoienbe- 
weis  volle  Beweiskraft  einzuräumen;  ermächtigt  aber  den  Richter,  bei 
den  mit  Todesstrafe  bedrohten  Verbrechen  auf  lebenslängliche  Zuchthaus- 
strafe zu  erkennen.  Wie  zusammengesetzt  der  Indicienbeweis  sei  und  wie 
er  mit  Recht  den  Namen  kflnstlichen  yerdiene,  Ut  aus  den  bei  Mitter- 
jnaier,  dem  eifrigen  Vorkämpfer  dieser  Beweisart,  gestellten  Bedingungen 
tum  Tollständigea  Beweise  durch  Indteieii  zu  ersehen.  Bs  wird  hier  nach 
einer  an  Divisionen  und  Subdivisionen  reichen  Theorie  in  der  Wirklich- 
keit über  ein  Leben  abgetirtheilt :  ob  je  der  Richter  sich  wird  mit  Ge- 
wifsbeit  sagen  k'dnnen,  dass  er  alle  diese  feinen  Distinctionen  aus  der 
bstracten  Regel  in*s  Coucrete  übertragen  und  allen  diesen  Forderungen 
Genüge  geirfttet  habe? 
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XJnd  gehen  wir  weiter  auf  die  Geistesoperation  ein,  die  beim 
Indicienbeweise    thatig    ist^    so    Termindert    sie    gerade    durch 
ihre  Unmittelbarkeit  das  Gewicht  der    Wahrscheinlichkeit  und 
stehet  auch  in  dieser  Hinsiclit  hinter  dem  Zengenbeweise  zu- 
rück.     Es  ist  eine  sich  tausendfacli  wiederholende  Erfahrung^ 
dass  wir  gegen    die    Wahrnehmungen    Anderer    viel    misstraui- 
scher   als  gegen  unsere  eigenen  sind,    jene  einer  sorgfahigern 
Prüfung  unterwerfen,  bei   ihnen  Zweifei  anregen,  die  bei  der 
eigenen  Anschauung  nicht  zum  lebendigen    Bewusstsein    gelan- 
gen.    Dieses  Verhältniss  gilt  audi  für  die   geistige  Wirksam- 
keit.   Verfolgen  wir  die  Schlüsse  Anderer,  so  finden  wir  man- 
chen unmotivirten  Zusammenhang  von  Grund  und  Folge,  Ur- 
sache und  Wirkung  ff.,    die  wir  bei  den  Sclilüssen,    die  wir 
selbst  machen,    nicht  erkennen:    die   logischen  Irrthümer  der 
Assimilation  und  der  Wahrscheinlichkeit  erzeugen    eine   Ideen- 
association,  die  <der  Geist  bei  seinem  Streben  nach  einem 
Ziele  nicht  ganz  nach  ihrem  W>rthe   und  Gehalte  zu  analy 
siren  vermag,  und  er  überspringt  durch  die  Verwechslung  des 
Aehnliclien    mit    dem   Gleichen    manches    Glied    in    der    Kette. 
Der  fremde  Forscher,   der  diesen  Gang  nochmals  durchmacht 
und  noch  niclit  das  Ziel  im    Auge  hat,  prüft  genau  den  Zu- 
sammenliang    imd    entdeckt   die  Quelle    des    Irrthums.      Beim 
Indicienbeweise  ist  die  eigene  geistige  Wahrnehmung  tliatig: 
der  Zusammenhang    wird    durch    den  Schluss    des  Richtenden 
constatirt,  —  er  findet  durch  seine  Combination  Verbindung  der  Wir- 
kung und  Ursache  auf.      Daher  auch  die  merkwürdige  Erschei- 
nung,   dass  Judicien   auf  das  Publicum    oft  überweisender  ein- 
wirken,   als  Zeugenaussage.      In    dem    bekannten  Funkischen 
Proccss  (vgl.  J.  N.  Bischoff \  P.  A.  Fonk  und   Chr.  Ilama- 
eher)  sprach,    ehe  noch  das  (erzwungene)   Zeugniss    abgelegt 
wurde,  sich  allenthalben  die  Ueberzeugung ,  dass  Fonk  die  dort 
in  Bede    stellende  Mordthat   begangen  habe,    mit    einer  Hart- 
näckigkeit   aus,    die    keinem     Gegenbeweise    Kraft    einräumen 
wollte.       Weil    hier   Jedermann    selbst    die   geistige    Operation 
machte,  von  einem  allgemein  verbreiteten  und  beim  Volke  fest- 
gewurzelten Verdachte  (dass  Fonk  Schröder  betrogen) ,  zu  einem 
Schlüsse    gelangte  (es    habe    Fonk    den    von  Schröder   an   ihn 
zur   Untersucliung    der    Rechnungen    abgesandten,     und     nach 
einem  nächtlichen  Besuche  bei  Fonk  in    dem  Rhein  ermordet 
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gefundenen  Conen  uni§;ebracht):  es  sprach  also  hier  schein- 
bar die  eigene  Ueberaeugimg.  Ueberfaanpi  stösst  man  beim 
Indidenbeweise  auf  ein  Moment,  das  hier  unbeachtet  blieb, 
während  man  es  auf  einer  andern  Seite  mit  aller  Kraft  her- 
vorhob. Es  wird  gegen  das  Inquisitionsverfahren  eingewen- 
det<,  dass  die  doppelte  Thätiglceit  des  Inqiiirenten  als  Anklä- 
ger und  Vertheidiger  leicht  gestört  wird,  er  hän6g,  so  schein- 
bar gegründete  Andeutungen  gegen  den  Angeschuldigten  vor- 
liegen ,  sich  zu  der  dem  Beklagten  ungünstigen  Richtung  hin* 
neigt,  und  sein  Ziel  durch  unrichtige  Mittel  erreichen  will 
(Einieit  S.  81);  dasselbe  gilt  auch  in  gewissem  Masse  vom 
Indidenbeweise.  Die  Anklage  wird  hier  eigentlich  von  dem 
Urtheilenden  (Richtenden)  aus  einem  Verdacht  —  aus  den  vor- 
liegenden Merkmalen  —  gebildet,  und  will  er  aus  diesen  (wie 
bei  dem  unterscheidenden  Characterzeichen  des  inquisitions- 
processes  von  dem  Anklageprincip)  zur  Gewissheit  aufsteigen. 
Sind  nun  diese  Indicien  scheinbar  als  Andeutungen  auf  den 
Thäter  begründet,  so  neigt  sich  die  Richtung  auf  jene  Seite 
hin,  wird  das  Gleichgewicht  der  Seeleuthätigkeit  aufgehoben, 
und  bildet  sich  im  voraus  das  Urtheil  bei  dem  man  anzu- 
langen strebt. 

Selbst  hinsichtlich  der  Garantie  des  Geschwornengerichts 
gegen  eine  derartigeEinseitigkeit  dürfte  mancher  Zweifel  erwachen. 
Die  Competenz  des  Geschwornengerichts  liegt  nicht  in  einem 
dunkeln  Instincte,  sondern  in  der  inneren  Ueberzeugimg  der 
Geschwornen  und  in  deren  CJebereinstimmung ;  aber  bei  dem 
allgemeinen  Eindrucke,  den  Indicien  zu  machen,  der  über- 
raschenden Uebereinstimmung  die  sie  hervorzubringen  pflegen, 
dürfte  gerade  das  was  sonst  das  Vertrauen  zu  der  Jury  be- 
gründet, hier  weniger  in  Anschlag  zu  bringen  sein  (besonders 
da  wo  nur  die  Stimmengleichheit  von  zwei  Drittheil  der  Jury  zu 
einem  Urtheil  erforderlich  ist).  Und  da  der  Geschworne  Nie- 
mandem Rechenschaft  von  seinem  „Schuldig^^  ablegt  und  man 
nicht  untersuchen  kann,  auf  weichem  Wege  jeder  der  Ge- 
schwornen zu  dieser  Ueberzeugung  gelangt  ist,  so  bietet  diese 
Uebereinstimmung  fast  noch  mindere  Gewährleistung  als  das 
Urtheil  rechtsgelehrter  Richter,  wo  mehrere  Collegien  berathen 
und  die  höhere  Instanz  nochmals  den  Weg  durchmacht,  den 
die  untere  gegangen,  die  geistige  Wahrnehmung  Anderer  derPrü- 
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fang  unterwirft  und  Gdefenlieit  hat  den  Irrthum  auf  sudecken  *) 
ledenfalls  muss  wenn  die  Jury  nach  indicien  nrthcilen  soll  eine 
tiefe  Besonnenheit  bei  den  Gh*edem^  aus  denen  sie  gebildet  ist^ 
vorausgesetzt  werden:  und  zeigt  sich  uns  von  dieser  gegriin- 
deten  Forderung  aus  ein  neues  Resultat.  Betrachten  wir  näm- 
lich die  Natur  der  Indicien^  so  maclien  sie  vorzüglich  auf  Jene, 
deren  Phantasie  lebhaft  und  die  arm  an  Erfahrungen  sind, 
einen  tiefen  Eindrucl^  **).  Es  ergehet  aber  der  Menschheit 
im  Aligemeinen,  wie  dem  Menschen  im  Einzelnen.  Es  wer- 
den in  dem  grossen  Umrisse  der  Gescliichte  die  späteren  Ge- 
nerationen durch  die  Versuche,  Unternehmungen  und  Irrungen 
der  früheren  beiehrt;  die  Zeit  lilärt  auf  über  Schein  und  Wahr- 
heit, und  stellt  die  Täuschung  Früherer  den  Spateren  als 
Warnungstafel  hin.  Auch  tragen  die  erweiterten  und  ausge- 
bildeten   gesellschaftliche^  Verhältnisse    die    Warnung  zur    ge- 


'^)  Doch   Vommt  freilich    hier,    was  oben  über  Mündlichkeit    erwähnt  ^ 

wnrde,  zn  beachten.  Nicht  entsprechend  ist,  y/ab  Carmignani  (bei  Mitter- 
maier  8.  408)  für  den  Tndicienbcwcts  beim  Geschwornengericht  anfuhrt: 
„Diese  Beweisführung  ist  hier  die  regelmässige,  um  so  mehr,  als  da,  wo 
Volksgerichte  urtheilen,  der  Ankläger  weniger  den  kalt  prüfenden  Ver- 
stand der  Richter  als  vielmehr  das  Gerouth  der  Richter  zu  überreden,  ihre 
Einbildungskraft  und  durch  die  Fuhrung  des  künstlichen  Beweises  die 
Stimmen  der  Richter  zu  gewinnen  suchen  wird,  so  dass  Gewissheit  und 
Wahrscheinlichkeit  weniger  streng  geschieden  werden.^'  Hierin  aber  läge 
wohl  der  stärkste  Angriff  auf  Geschwornengericht  und  Indicienbeweis 
und  scheint  Carmignani  (der  Gegner  des  öffentlichen  Gerichtsverfahrens) 
diese  Consequenz  absichtlich  hervorgehoben  zu  haben. 

**)  Der  Tndicienbeweis  ist  in  der  Hand  des  auf  einer  andern  Stufe 
der  Bildung  stehenden  Volkes  auch  von  der  Seite  des  Aberglaubens,  der 
hier  bänfig  seinen  schädlichen  Binfluss  übt,  eine  sehr  gefährliche  Waffe. 
Wir  haben  schon  oben  der  Gottesurtbeile  erwähnt,  die  ebenfalls  als  In- 
dicien  zn  betrachten  sind;  und  führen  hier  noch  aus  der  Carolina  (in 
welcher  übrigens  Tndicien  keinen  vollständigen  Beweis  bilden,  sondern  nach 
Art.  22.  nnr  eine  peinliche  Befragung  veranlassen  —  und  auch  hierfür  finden 
sich  Art.  25.  genaue  Bestimmungen)  den  Art.  21.  an:  „Es  sei  auch  auf 
der  Anzeigen,  die  aoss  Zauberey,  oder  anderer  Künsten  Wahrzusagen 
sich  anmassen,  niemand  zu  Gefangnuss,  oder  peinliche  Krag  angenommen, 
sondern  dieselben  angemasten  Wahrsager  und  Ankläger  sollen  darumb  gc-* 
straffet  werden/'  Hierzu  bemerkt  der  Herausgeber  der  Carolina,  Ludo- 
viel  {Magdehurgi  1716):  Jgitur  de  illis,  qui  arte  diahoUca  divinare 
conantur  in  crystatlOy  9peculo  vel  vitro  polito  in  quoj  ut  dicuni,  reptae- 
ttntatvr  Uta  penona ,  quae  furtvm  vtl  aliud  delietam  commitit. 
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ntoern  Prüfung  ia  steh;  die  naive  Poesie  des  Lebens  schwin- 
det, und  das  Gebiet  der  Wahrheit  erweitert  sich  und  et  be- 
kundet sich  die  Reife  des  Mensehen  hierin,  dass  er  erlernt 
kalt  prüfen  und  die  Wahrheit  erforschen.  Gans  das  Gegen- 
gentheil  hiervon  tritt,  wie  bei  dem  jngendlichen  Menschen,  so  bei 
dem  im  Jugendalter  stehenden  Volke  hervor;  die  Einbildunga- 
kraft  ist  liier  stark  und  lebendig,  und  in  ihrer  Empfänglich- 
keit für  Scheineindrucke  vorwiegend;  denn  das  Gebiet  der 
Erfahrungen  ist  noch  sehr  beschränkt  und  fliesst  Dichtung  nnd 
Wahrheit  su  einem  Bilde  snsammen.  Die  legislative  Weisheit 
kann  auch  deshalb  nicht  einem  jugendlichen  Volk  die  Unbe- 
fangenheit und  die  besonnene  Prüfung  zutrauen,  deren  In- 
diden  zu  ihrer  Bewahrheitung  bedürfen.  Die  Ansicht,  daaa 
das  mos.  Recht  den  fndicienbeweis  nicht  als  Tollständigen  Be- 
weis anerkenne  *)^  dürfte  daher  nach  dem  Standpuncte  dea 
Volkes,  welchem  die  Gesetzgebung  galt,  ihre  unbestreitbare 
Gültigkeit  haben  **). 

Das  talm.  Strafrecht  erklärt  ebenfalls  mit  Ausnahme  der 


*)  Man  findet  zwar  in  der  Schrift  ein  Urtheil  auf  Indicien,  das  be- 
kannte Urtheil  Salomon's,  1.  König,  c  3;  doch  ist  dieses  nicht  als  ein 
gesetzliches  anzusehen,  auch  Ist  das  Objcct  des  dortigen  Spruches  nicht 
eine  Criminalsache.     ^ 

**)  In  den  alten  Gesetzgebungen  scheint  ausser  den,  vrie  oben  er- 
wähnten Goitesurtheilen  der  Indicienbeweis  nicht  als  vollständig  in  Crimi- 
nalfällen  angesehen  worden  zu  sein.  Bei  den  Attikem  war  zwar  der 
künstliche  Beweis  (»/tfreiß  J^vx^x^ot^  niat,  i^  fluoToav)  sehr  im  Schwünge 
und  kommen  diese  efxora  fast  in  jeder  Rede  der  alten  Rhetoren  Tor 
{Meier  und  Schömann  8.  658).  Aber  nur  in  Civilsachen;  in  Capitalföl- 
len  scheinen]  sie ,  wie  aus  dem  Verfahren  gegen  den  Sparterkönig  Pau- 
sanias  hervorgehet,  keinen  vollständigen  Beweis  geliefert  zu  haben,  da, 
obschoQ  gegen  denselben,  wie  aus  Plutarch  und  Nepos  bekannt,  die  gra- 
virendsten  Anzeichen  vorlagen,  man  doch  den  Urthellsspruch  nicht  eher 
wagte,  als  bi«  man  mit  grosser  Vorsicht  aus  seinem  Munde  das  Geständ- 
niss  vernahm.  -^  Ueber  den  Indicienbeweis  im  römischen  Rechte  sind  die 
Meinungen  sehr  getheilt;  vgl.  Mittermaier  S.  443.  444.  Ueber  ult,  C.  4. 
19.  wurde  schon  oben  bemerkt,  dass  sie  nach  dem  dortigen  Zusammen- 
hang sich  auf  Civilfälle  beziehet.  Eine  andere  Ansicht  vgl.  Mittermaier 
das.  —  L.  %  C.  7.  65.  L.  22.  C.  9.  22.  L.  16.  C.  9.  47.  besagen  nicht, 
dass  Indicien  allein  genügen,  so  wenig  wie  z.  B.  die  L.  22.  C.  9.  22. 
erwähnte  coUatio  tteripturarum  allein  hinreicht.  L.  34.  C.  9.  9.  spricht 
vom  Adulterinm,  worüber  vgl.  folgende  Aomerk.,  und  L.  1.  $•  3.  D,  48* 
8.  bat  mit  ladiden  gar  nichts  zu  thun. 
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Fille,  bei  denen  nach  jeder  rationellen  Rechtsansicht  nur  In- 
dieien  Torlie^en  können  ^),  den  Indicienbeweis  als  unTollslündig. 
Zwar  bestand  der  Gerichtshof  ans  drei  und  zwanzig  Beisitxern, 
die  durch'  ihre  Besonnenheit*  und  Gelehrsamkeit  einerseits,  so 
wie  durch  ihre  unabhan^ge  Stellung  und  das  mündliche  Ver- 
fahren andererseits  (Einleitung  II.)  die  Vortheile  des  Geschwor 
nengerichts  mit  denen  eines  rechtsgelehrten  Collegiums  Ter- 
banden,  und  stand  also  hier,  wo  noch  überdiess  dreizehn 
Mitglieder  in  dem  Verdammungsurtheile  übereinstimmen  muss- 
ten  (das.) ,  der  Gültigkeit  des  Indicienbeweises  nichts  entgegen. 
Allein  das  talm.  Recht  fand  sich  gebunden  durch  die  Schrift, 
die  nach  seiner  Auffassung  diesen  Beweis  nicht  anerkennt 
Hoch  that  es  einen  Schritt  weiter  und  liegt  hier  eine  Ver- 
ordnung (vgl.  Einleitung  S.  47.)  vor:  ,,Wer  ohne  Zeugen  um- 
bringt, den  sperrt  man  in  ein  enges  GePangniss,  und  verab- 
reicht ihm  sparsam  Brod  und  Wasser.^^  Dieses  „wer  ohne 
Zeugen  umbringt^^  beziehet  sich  offenbar  auf  Indicien;  denn 
wenn  ohne  Zeugen,  woher  die  Angabe,  dass  er  umgebracht? 
Der  Talmud,  der  diese  Frage  aufwirft,  nimmt  zwar  daselbst 
andere  Deutungen  an  (vgl.  oben  zu  §.  12.);  doch  ist  hierdurch 
diese  Erklärung  keinesfalls  ausgeschlossen.  Das  talm.  Recht 
hat  also  die ,  wie  oben  bemerkt  auch  von  neueren  Gesetzgebungen 
beobachtete  Norm,  dass  auf  Indicien  nicht  Todesstrafe  ver- 
hangt werden  kann :  und  treffen  es,  da  überhaupt  Verminderung 
der  Todesstrafe  das  leitende  Princip  des  talm.  Strafrecht  war  (vgl. 
oben  S.  47.),  noch  weniger  als  diese  die  zum  Theile  nicht  sehr 
erheblichen  Einwiirfe ,  die  von  einigen  Rechtslehrern  gegen  diese 
Auffassung  des  Indicienbeweises  gemacht  werden  **), 


*)  Wie  bei  Ehebruch,  Blutschande:  die  fleischliche  Vermischung  kann 
nur  auf  Indicien  beruhen  und  erkennt  auf  sie  das  talroud.  Recht  Todes- 
strafe. Vgl.  Baha  Mezia  916.  Maccot.  7a.  Maimon,  Isvre  Bia  c.  1. 
S.  19.  Als  ein  Curiosum  des  Malekitischen  Strafrechts  (2.  Anhang)  füh- 
ren wir  an ,  dass  es  bei  Fornication  nur  die  Aussage  jener  Zeugen  als  gültig 
erkennt:  Qui  videruni  eum  sicut  atylum  in  pyxidc stibii.  Vgl.  Fincentp.  9o, 

'^*)  So  z.  B.  dass  auch  Geflngnissstrafe  ff.  nicht  minder  irreparabler 
Natur  als  Todesstrafe  sei,  und  wenn  man  diese  auf  Indicien  nicht  zuer- 
kenne, so  muss  solches  auch  für  jene  gelten  ( Mittermaier  S.  458).  Aber 
Todesstrafe  ist  irreparabel  für  alle  Zukunft:  Gefangnissstrafe  ist  eine 
Rficksicht  auf  die  Sicherheit  der  Gesellschaft,  die,  weil  sehr  gravirende 
Indicien  vorliegen,   doch  hier  zu  beachten  ist.    „Das  Vertrauen  des  Vol- 
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Wir  scIiHessen  dieses  Csp.  mit  der  Bemerkung:  dass 
obschon  nach  der  Cousequens  des  Auklagpiocesses  das  talm. 
Recht  grösi^teiitheils  die  bisher  gedachte  Theorie  über  die 
erwähnten  Beweismittel  Terfolgen  mnsste,  auch  hier  die  weiter 
vorgerückte  Zeit  die  Erfahrung  aufgedrungen  hätte,  dass  man  in 
dieser  Consequenz  am  Leben  (wie  sonst  so  häufig)  den  kräf- 
tigsten Widerspruch  findet^  da  in  dieser  Weise  die  Enthüllung  dea 
Verbrechens  nur  in  den  wenigsten  Fällen  ermögiicht  werden  kann. 
Wie  also  der  englische  Strafprocess ,  obschon  am. meisten  unter 
den  neueren  Gesetzgebungen  das  Anklageprincip  beibehaltend, 
doch  manches  von  der  Grundlage  des  Inquisitionsverfahrens, 
Erforschung  der  Nebenumstände,  Urtheil  der  coroite/*,  der  Sach- 
verständigen u.  dgl.  m.  aufnehmen  musste,  so  würde  auch  der 
taim.  peinliche  Process  dahin  gelangt  sein,  und  MÜrden  also 
mehrere  Beweisarten  sich  herausgestellt  haben.  Allein  die 
peinliche  Gerichtsbarkeit  hatte  aufgehört:  und  es  waltete  alleüi 
die  Speculation,  die  freilich  sich  gern  an  Theorien  in  ihrer  ganzen 
ConsequQpz  hält  (vgl.  Einleitung  S.  44.  45). 

Zum  zweiten  Capital. 

Es  wurde  schon  zu  §.  1.  bemerkt,  dass  die  Schrift  selbst 
sich  über  Zeugenverhör  nicht  ausdrücklich  ausspricht.  Sie  em- 
pfiehlt zwar  Deuteron.  13,  15  (was  aber  mehr  auf  das  dort 
im  Rede  stehende  sieh  verbreitende  Gerücht  zu  beziehen  scheint), 
ferner  19,  18,  dass  man  genau  forsche  und  prüfe;  über  die 
Art  des  Zeugenverfaöres  selbst  aber  wird  nichts  vorgeschrieben. 
Wir  fanden  den  Grund  hierfür  in  dem  Wesen  des  Geschwor- 
nengerichts,  wo  das  Ermessen  des  Richters  und  ob  er  sich  über- 
zeugt fühlt,    entscheidet.      Vielleicht    erblickte  auch  das  mos. 


kes  wird  zu  der  Gesetzgebung,  die  den  Tndicienbeweis  al8  nicht  vollstän- 
dig ansiehet  and  doch  Strafe  darauf  erkennt,  geschwächt**  (das.).  Das 
Volk  wird  aber  vidmehr  zum  Gesetzgeber  durch  dessen  Sorgfalt  für  das 
Leben  jedes  Individuums  Vertrauen  fassen,  und  wird  die  Bestrafung  als 
Erfordcrniss  der  allgemeinen  Sicherheit  für  gerecht  erkennen.  Dieses  Ver- 
trauen musste  zu  dem  Synhedrium,  dessen  Verbandlungen  mündlich  und 
öffentlich  waren,  wohl  noch  mehr  bestärkt  werden.  Manche  Rechtslehrer 
gestehen  die  Unsicherheit  des  Indidenbeweises  zu,  da  aber  auch  der 
Zengenbeweis  ansichor  sei ,  so  folgern  sie  gerade  hieraos  auf  Abschaffung 
der  Todesstrafe.  Hierdorch  erscheint  das  taba.  Rächt  noch  mehr  gerechtfertigt. 
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Kethi  in  der  schweren  Strafe,  die  den  falscheo  Zeugen  trifft 
(),lhr  sollet  ihm  (huo  wie  er  gedacht  seinem  Brnder  bu  thun^ 
—  und  es  soli  dein  Auge  nicht  schonen  Leben  um  Leben  ff^^ 
das.  19, 16.  vgl.  zu  Ende  des  Gap.),  eine  Gewährleistung  gegen 
imwahre  Aussage.  Das  mos.  Recht  bildete  also  dem  Accusa- 
tioHsprinoip  gemäss  eine  Theorie  des  Zeugenbewdses  nicht 
aus  (vgl  Einleitung  S.  78.);  sie  gab  nur  die  kurae  Vorschrift 
au,  dass  „auf  Einen  Zeugen  nicht  umgebracht  werden  iiönue.^' 
Solche  allgemeine  Regeln  sind  mit  dem  Geschwornengerichte 
nicht  unvereinbar:  auch  das  englische  cotnmon  law  hat  mehrere 
rules  über  den  Beweis,  die  von  den  Geschwomen  strenge  be- 
obachtet werden  (vgl.  MUtermaier  Strafverfahren,  1.  ThI.  S.  99.) 
Das  talm.  Recht  behielt  mehrere  Puncto  des  Anklage- 
processes  fest;  doch  bildete  sich  hier  allmälig  eine  Beweis- 
iheorie  aus,  die  in  Je  enger^  Schranken  gedrangt  wurde,  je 
mehr  durch  das  Aufhören  der  peinlichen  Jurisdiction  die  Spe- 
culation  sich  ihrer  bemächtigte.  Das  talm.  Recht  kennt  nicht, 
wie  zu  Ende  des  v.  €.  bemerkt  wurde,  die  Bewährung  der 
Zeugen  durch  Nebenumstände,  und  wird  nicht  richterlicher 
Augenschein ,  Prüfung  durch  Sach^'erständige  ff.  verlangt.  Hin- 
gegen muss  die  Aussage  des  Zeugen  sich  durch  sich  selbst 
bewahrheiten;  die  Zeugen  werden  selbst  über  unwesentliche 
Umstände  befragt,  ihre  Wahrhaftigkeit  wird  durch  ein  äusseret 
schweres  Ekamen  auf  eine  sehr  harte  Probe  gesetzt,  mid  lie^t 
in  ihrer  Ueberelnstimmuog  in  allen  Umständen  der  Schwer- 
punct,  der  ihrer  Aussage  Glaubwürdigkeit  verschafft.  Die 
Verschiedenheit  des  Verhältnisses  des  talm.  Criminalprocesses 
lu  dem  Criminalprocesso  neurer  Gesetzgebungen  tritt  in  dop- 
pelter Hinsicht  hervor.  Das  talm.  Recht  will  eine  intensive 
Bürgschaft  für  die  Wahrhaftigkeit  der  Zeugen ;  diese  darf  nicht 
erst  durch  Beweise  unterstützt  werden,  sondern  sie  muss  aus 
der  Aussage  der  Zeugen,  d.  i.  durch  die  sorgfaltige  Befra- 
gung, durch  den  Versuch  die  Zeugen  In  Widerspruch  zu  ver- 
wickeln, durch  das  gemeinschaftliche  Mitwissen  der  Zeugen 
(§.  12.),  endlich  durch  den  erweiterten  Kreis  der  unfähigen  Zeugen 
(C.  3)  hervorgehen;  die  neueren  Gesetzgebungen  lassen  auf 
die  Ueberzeugung  von  der  Wahrhaftigkeit  der  Aussage  auch 
äussere  Umstände  einwirken,  daher  nur  in  den  wesentlich- 
sten   Pmicten  U«berdiisti«taBiiuig    gtgaäA  wird,    der   Wider- 


191 

Spruch  über  Zofilll^keiteii  aber  das  Zeu^foiss  nicht  ungültig 
macht.  Hingegen  rauben  die  auf  äussere  Umstände  gegrfin- 
defea  Beweise  wie  2.  B.  das  Erkenntniss  der  Sachverständigen 
xuweiien  der  Zeugenaussage  ihre  Beweiskraft:  anders  der  talm. 
Process,  der  sobald  die  Wahrhaftigkeit  der  Zeugen  durch 
ihre  Anasage  constatirt  ist  hier  einen  voükommnen  Beweis 
erbllckl,  der  nur  durch  einen  ihm  ebenbürtigen  Gegenbeweis, 
d.  !•  durch  den  Widerspruch  anderer  Zeugen  aufgehoben 
werden  kann« 

Das  talm.  Recht  stellt  mehrere  Nonnen  ül>er  Zeugenverhor 
auf,  deren  Gnindzüge  sich  in  fri'ihere  Zeit  hiuauferstreckeu  und 
entgegnet  durch  seine  Weise  des  Verhöres  dem  Vorwurfe,  der  dem 
ohne  hinreichend  unterstützende  Beweise  als  vollständig  angenom* 
menen  Zeugenbeweise  häufig  gemacht  wird.  Es  wird  iiämlicli  ein- 
gewendet, dass  hierdurch  Leben  und  Freilieit  jedes  Bürgers 
gefährdet  seien,  da  leicht  zwei  Bösewichter  ein  Complott 
gegen  Jemanden  achmiedeu  und  sich  zur  Aussage  gegen  ihn 
vereinigen  kömien  (vgl  FaUcmann  Lehrbuch  des  im  Königr. 
Sachsen  geltenden  Criminalr.  %  ThI.  S.  102  ff.).  Aber  in  dem 
strengen  Verhör  des  taim.  Processes  werden  unwahrhafte  Zeu- 
gen kaum  bestehen  *).  —  In  diesem  C.  werden  nun  die  wesent- 
lichsten Puncte  des  Zeugenverhöres  mitgetlieilt 

Zu  §.  15. 

Die  Müchna  S^nhedrin  37  hat  eine  Formel  der  Vor- 
fragen und  der  Admonition,  die  der  Ricliter  in  CapitalfiUlen 
an  die  Zeugen  zu  richten  hat.  (Die  Mischna  selbst  knüpft  auf 
ihre  Weise  noch  andere  moralische  Betrachtungen  daran,  die 
wie  ein  ciitischer  Blick  zeigt,  nicht  zu  der  Formel  gehören.) 
Diese  ist  ihrer  Concinnität  nach  classisch ,  und  scheint  bei 
den  über  Leben  und  Tod  sprechenden  Gerichtshöfen  (al^o  zur 
Zeit  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit)  sich  zum  festen  Tjpus 
gestaltet  zu  haben.  Sie  lautet:  „Vielleicht  saget  ihr  nach  einem 
„Dafürhalten  oder  nach  einem  Hörensagen,  als  Zeugen  aus  dem 


*)  Ein  in  vorbenannteai  Werks  erwähpter  falscher  Anschlag  wird  auch 
im  j.  TaliBod  Synkedrin  llh  erzählt.  —    Die  Zeugenaussage  und  Annahme* 
1.  Kdn.  c.  19.   war  zu  sehr  mit   boshafter  Vorsätziichkeit  verbunden  und 
gebet  auch   der  Geschiditschreiber  über  sie  zu  kurz  weg»  als  daas   auf 
sie  Wertb  gelegt  wvrden  könnte. 


192 

,,Muode  eines  Zeugen  oder  aus  dem  Munde  eines  glaubwürdigen 
y^Mannes.  Vielleiclit  Misset  ihr  nicht,  dass  wir  ench  genau 
,,befragen  und  ausforschen  werden.  Bedenket  dass  Capitai- 
^Sachen  nicht  sind  wie  Civilsachen :  in  Civüsachen  gibt  der  Mensch 
,/d.  h.  wer  Jemandem  ein  Unredit  thut)  Geld,  und  es  wird 
,,ihm  verziehen:  in  Capitalfallen  kommt  sein  (des  unschuldig 
f^Hingerichteten)  Blut  und  das  seiner  Nachkommen  in  Ewigkeit 
„auf  ihn  (den  falschen  Zeugen).  Es  wurde  anfangs  nur  ein 
„Mensch  erschaffen:  wer  also  einen  Menschen  (jerus.  Talm. 
,,14*  Maimon.  Synhedr.  c.  12.  §.  3.  im  babjl.  Talm.  ein  Zu- 
„satz  „aus  Jsrael^^)  umbnngt,  dem  wird  es'  angerechnet,  als 
„habe  er  eine  ganze  Weit  Ternlchtet.^^  Diese  Formel  scheint 
ittgleich  ein  Breviarium  für  die  Richter  und  ilmen  durch  sie 
angedeutet  gewesen  zu  sein,  worauf  sie  ihre  Torzoglichste 
Aufmerksamkeit  zu  richten  haben.  Daher  die  Umständlich- 
keit über  „Zeugniss  auf  Hörensagens^  (wobei  aber  auch  Man- 
ches ein  späterer  Zusatz  sein  mag),  ferner  die  an  sich  gewiss 
sehr  befremdende  Allocution:  „vielleicht  wisset  ihr  nicht,  dass 
wir  euch  genau  ff.^'  Bei  der  zu  jener  Zeit  seltnen  FiiLiruug 
gesetzlicher  Normen  durch  Schrift  und  Gesetzbuch  diente  eine 
solche  Formel  als  Mnemosynon,  als  Anweis,  der  dem  Richter 
in  kurzen  Worten  das  bei  dem  Zeugenverhöre  ihm  vorzüglich 
Obliegende  ins  Gedächtniss  zurückrief;  und  sind  also  hier 
die  wesentlichsten  Puiicte  angedeutet,  auf  die  bei  der  Ver- 
nehmung die  richterliche  Thätigkeit  sich  vorzüglich  richten 
muss.  —  Die  Frage:  „ob  nicht  nach  einem  Dafürhallen ,''^ 
ist  sehr  umfassend.  Sie  schüesst,  wie  es  der  Talmud  (das.) 
annimmt,  Aussagen  auf  Indicien  aus;  aber  es  liegt  hier  auch 
die  Erinnerung,  dass  das  Zeugniss  nur  auf  Gewissheit  nicht 
auf  Wahrscheinlichkeit  beruhen  darf:  und  war  also  dem  Rich- 
ter auch  angedeutet  zu  erforschen,,  ob  der  Aussage  nicht  eine 
subjective  Wahrheit  zu  Grunde  liege,  ob  der  Zeuge  nicht 
durch  Sinnestäuschung  oder  voreiligen  Schluss  zu  seiner  Aus- 
sage veranlasst  wurde. 

Die  Mischna    föhrt  weiter    fort,    wie    der    Richter    dem 

-Zeugen    die  Verpflichtung,    das    wahrhafte  Zeugniss   nicht  zu 

verschweigen,    vorstellen    soll.       „Vielleicht   werdet   ihr    aber 

„denken,  was  soll  uns  diese  Noth  (wozu  Zeugniss  ablegen,  da 

„es  mit  so  vielen  Scropeln  und  Gefiihriichkeiten  verbunden  ist)  ? 
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^Allein  die  Schrift  sagt:  ,, ^^Wenii  Jemand  Zeuge  ist,  er  hat  ge- 
^^seheii  oder  gehört  und  sagt  es  nicht,  so  tragt  er  seine  Sünde.^^ 
,, Vielleicht  werdet  ihr  sprechen,  wozu  uns  an  dem  Blute  dieses 
,,Menschen  eine  Schuld  zuziehen  t  Allein  es  heisst:  ,,Bei  der 
,,Au8rottung  der  Bossen  ist  Freude''^"   (Sprw.  11,  10). 

Auch  für  Civilfalle  wird  Miscb^a  Synhedrin  29"*  der 
Vorfragen  Erwähnung  gethan;  nur  ist  hier  keine  bestimmte 
Formel  aufgestellt,  d.  i.  nicht  angegeben  welche  Vorfragen 
der  Richter  an  die  Zeugen  zu  stellen  habe.  Mehrere  talm. 
Autoren  fähren  auch  für  Civilfalle  Admonitionen  an;  und  als 
eine  Torzuglichc  wird  angesehen:  „falsche  Zeugen  seien  selbst 
denen,  die  sie  zur  Aussage  dingen,  verächtlich^^  (das.),  und 
ist  dieser  und  dergleichen  Ermahnungen  noch  hinzuzufügen, 
wie  verwerflich  und  strafbar  ein  falsches  Zeugni^s  sowohl  im 
diesseitigen  als  im  jenseitigen  Leben  sei.  Maimon^  Edut.  c.  7. 
§.  2.   Chosek,  MUchp.  c,  28.  §.  7. 

Für  geringere  Criminialfiille,  auf  welche  Geif^tesstrafe  folgt, 
wird  aus  früherer  Zeit  Nichts  angeHihrt,  es  war  vielleicht 
hier  keine  Admonition  fixirt;  und  die  spätere  Zeit  mochte 
sie ,  mit  Aufhebung  der  peinlichen  Jurisdiction ,  da  sich  keine 
Gelegenheit  zu  einer  solchen  Admonition  darbot,  auch  weni- 
ger berücksichtigen.  Ueberhaupt  werden  in  Mischna  und  Tal- 
mud fiir  das  hier  und  in  den  folgenden  §§.  Angeführte  nur 
Capital'  und  CiYilfalle  als  Gegensätze  erwähnt  und  wird  über 
die  geringeren  Criminaifälle  geschwiegen;  sie  gehören  aber 
grösstentheils  in  die  Categorie  der  ersteren,  und  werden  wir 
weiter  bei  mancher  Gelegenheit  darauf  aufmerksam  machen. 

Zu  §.  16. 

Simon  ben  Schetach  (vgl.  Anhang  zum  vor.  Cap.) 
hatte  zum  Wahlspruch :  „Forsche  vielfältig  die  Zeugen  aus:  und 
sei  vorsichtig  in  deinen  Vl^orten,  vielleicht  (dass  nicht)  die  Zeugen 
daraus  zu  lügen  erlernen  ^^  (^Abot  1,  8).  Es  ist  hier  also  eine 
doppelte  Warnung  ausgesprochen:  Gegen  die  nur  allgemeine 
Zeugenvernehmung,  denn  hierdurch  wird  dem  Zeugen  Gele- 
genheit geboten  zu  verschweigen,  was  er  verschweigen  will, 
und  wird  auf  diese  Weise  die  lügenhafte  Aussage  befördert; 
ferner  gegen  die  suggestive  Befragung,  da  durch  sie  erst  oft 
dem  Zeugen  die  Lüge  an  die  Hand  gegeben  und  er  aufmerk- 
sam gemacht  wird,  wie  er  mit  Umgehung  der  Wahrheit  das 

13 
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Zeugnis«  ablegen  kann.  Dieser  Lehrsatz  ist  übrigens  der  al- 
leinige, der  uns  von  diesem  Simon  aufbewahrt  ist"^);  ausser 
diesem  werden  nur  Facta  von  ihm  berichtet  (vgl.  oben,  fer- 
ner an  §.  26.  und  Ende  dieses  Cap.):  doch  ist  dieser  Lehr- 
satz als  Fundament  des  wahrscheiniich  erst  durch  Simon  fest- 
gestellten strengen  Zengenverhores  (worauf  derselbe  vielleicht 
durch  seine  eigene  traurige  Erfahrung  —  vgl.  zu  §.  27  — 
hingeleitet  wurde)  anzusehen. 

Für  den  andern  Theil  des  §.  ist  für  den  Civilprocess 
Mischna  Synhedr.  29"*,  für  den  Crlrainalprocess  Mischna  W^ 
das.  zu  vergleichen.  An  beiden  Stellen  heiftst  es:  ,,Man  ver- 
nimmt den  einen  Zeugen,  hierauf  vernimmt  man  den  andern 
und  erkennt,  ob  ihre  Aussagen  übereinstimmen.^^  Diese  Lie- 
bereinstimmung soll  sich  aus  dem  Zeugenverhore  ergeben,  die 
gleichartige  Zeugenaussage  allein  beweiset  nichts;  ja  sie  er- 
regt sogar,  wenn  die  Zeugen  in  Ausdruck  und  Wortwendung 
ganz  conform  sind-,  den  Verdacht,  es  sei  hier  eine  Verabre- 
dung: und  rouss  der  Richter  in  solchem  Falle  das  Verhör 
mit  noch  grösserer  Sorgfalt  anstellen.  JerusaL  Talm,  Syn- 
hedr.  11.     Chosch.  Mischp.  c.  28.   §.10. 

Für  Civillalle  fuhrt  die  gedachte  Mischna  (f.  29.)  an: 
„Man  lässt  Alle  (die  Anwesenden  ausser  den  Parteien  f.  30. 
das.)  abtreten  und  vernimmt  den  einen  Zeugen  ff.^^  Bei  den 
Vorfragen  also  völlige,  bei  der  eigentlichen  Untersuchung  aber 
nur  bedingte  Oeffentlichkeit  (In  Gegenwart  der  Parteien).  Das 
talm.  Recht  scheint  also  auch  auf  die  Einwürfe,  die  gegen 
Oeflfentlichkeit  des  Zeugenverhöres  erhoben  werden  (dass  näm- 
lich die  Zeugen  bei  einer  grossen,  auf  sie  ihre  Aufmerksam- 
keit richtenden  Versammlung  leicht  verwirrt  werden ,  sich  nicht 
gehörig  sammeln  können  u.  dgl.  m.),  Rücksicht  genommen  zu 
haben.      Die  andere  Mischna  über   Zeugenvernehmung    in  Ca- 


*)  W«il  man,  \vie  ob«n  S.  97  bemerkt  wurde,  über  der  allgemeinen 
Gültigkeit,  die  manche  Vortchriften  eriangten,  liäufig  dea  Autor  vergass. 
-^  Noch  wird  Maccoi  7a,  ein  anderer  Lelirsatz  von  Simon  Ben  Sche- 
t  a  c  h  angeführt ;  allein  das  dort  vorgesetzte  *^:i*i  erregt  Zweifel  und  soll 
es  vielleicht  heissen  *>ntt9i)  vgl.  auch  Tosejta  Synhedrin  c,  3.  zu  finde, 
wo  die  ganze  Allegation  n::m  p  'W  ausgelassen  ist.  Bin  anderes  Referat 
von  Simon  Ben  Schetach  vgl.  Sehabbat  14t.  (vgl,  auch  oben  S.  63. 
aweite  Anaierk.),  welches  aber  nScht  hierher  gehört. 
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plUlfatten  (f.  40.)  erwähnt  nichts  von  dem  Abtreten  der  An* 
wesenden  (\§l.  auch  Maunonid.  Synhedr.  12,  3.  und  EdtU 
17,  2.):  es  galt  also  dieses  Abtreten  Tielleicht  nur  Hlr  Ciiil- 
falie,  wo  auch  nach  allgemeiner  Ansicht  ganse  Oeffentiichkeit 
weniger  erforderlich  zu  sein  scheint,  oder  rührt  diese  Ver- 
ordnung überhaupt  aus  einer  schon  spätem  Zeit  her,  wo  nur 
die  civllrechtiiche  Jurisdiction   geübt  wurde  *). 

Zu  §.  17.  18.  19. 
Die  talmudische  Theorie  über  Zeugenverhör  theilt  die 
an  die  Zeugen  zu  stellenden  Fragen  in  zwei  Classen:  in  jene, 
über  welche  die  Zeugen  Auskunft  geben  müssen:  können  sie 
es  nichts  so  ist  das  Zenguiss  ungültig;  und  in  jene,  liei  de- 
ren Nichtwissen  das  Zeugniss  nicht  aufgehoben  wird.  Nebst 
genauer  Constatirung  der  Person  (die  Mischna  Synhedr.  40. 
sagt:  „man  fragt,  kennet  ihr  ihn  [den  Thäter]^^)  sind  Zeit 
und  Ort  wesentliche  Fragen:  und  bilden  diese  auch  in  an- 
dern Gesetzgebungen  Hauptumstände  **).  Nach  der  talmu- 
dischcn  Crimtnalordnung  werden  die  Zeugen  hinsichtlich  der 
Zeit  befragt:  „In  welchem  Siebencyclns ,  in  welchem  Jahre 
(des  Siebcncyclus)  ***) ,  in  welchem  Monate,  am  wievielten  Tage 
des  Monats,  an  welchem  Tage  der  Woche,  an  welcher  Stunde 


*)  Zu  vergleichen  ist  femer  Türe  Sahab  eu  Chosch,  Mischp,  28,  b,^ 
der  nach  Alfmi  dafür  hält,  dass  nur  das  Abtreten  des  Zeugen  während 
des  Verhöres  des  andern  in  der  suletzt  gedachten  Mischna  gemeint  sei; 
andere  Zuhörer  können  durch  das  ganze  Verhör  anwesend  bleiben  (unbe- 
dingte Oeffentiichkeit),  Der  Verfasser,  in  dessen  Tagen  (vgl.  oben  S.  109, 
er  war  Zeitgenosse  des  R,  Schahhatai  Cohen)  die  Civiijurisdiction  Ton 
den  jüdischen  Gerichten  geübt  wurde,  sagt,  dass  es  etwas  aUtäglichef 
sei,  dass  das  Publicum  dem  ganzen  Zeugenverhöre  beiwohne.  Vgl.  auch 
bei  R.  Lippmann  Heller  (Totefot  Jörn  Tob  )  zu  Synhedr.  c.  3.  Mischna  6. 
die  verschiedenen  Lesearten  dieser  Mischna. 

**)  So  muss  nach  L.  3.  pr.  D,  48.  2.  der  Ankläger  Ort  und  Zeit  an- 
geben; doch  wird  ausdrücklich  gesagt,  dass  nur  Monat,  nicht  aber  Tag 
und  Stande  erforderlich  sei.  —  Die  alten  Juristen  sind  übrigens  über  diese 
Materie  sehr  weiUäafig  und  unterscheiden,  io  wie  fern  Zeit  und  Ort  zu 
dem  Wesen  der  bezeugten  That  (  ad  aubatantiam  actus )  gehören ;  ver- 
breiten sich  ferner  über  muthmaassUche  Angaben,  über  generelle  (z.  B. 
die  Stadt)  und  über  specielle  (an  welchem  Orte  der  Stadt).  Vgl.  Farri- 
fioc.  {.  I.    Quaeetio  64.  No,  19.  20.  72.  109. 

***)  Die  alte  jüdische  Zeitrechnung  war  nach  Jobel  und  nach  Sie- 
bencyclos.    Sieben  Siebeacyden  machen  ein  Jobel. 

18* 
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des  Tages  ^'^  {Misckna  Synhedr.  40.,  welche  als  Fortsetsiing 
der  §.  14.  erwähnten  iii  betrachten  und  authentisch  ist).  Im 
ialm.  Rechte  kam  noch  ein  vorzügliches  IMoment  hinzu,  das 
die  an  ttich  schon  so  wichtige  Erforschung  über  Zeit  und  Ort 
zu  einer  hohen  Bedeutung  erhob  und  an  sie  die  Gültigkeit 
des  Zeugnisses  knüpfte,  fi^  wurde  im  Eingange  dieses  Ca- 
pitels  erwähnt,  dass  in  der,  das  falsche  Zeugniss  bedrohen- 
den Wiedervergeltungsstrafc  eine  Bürgschaft  für  die  Wahrhaf- 
tigkeit der  Zeugenaussage  liegt ;  und  stellt  daher  das  jüdische 
Criminalrecht  das  an  vielen  Stellen  {Ketubot^  Synhedri?i^  Ma- 
cot  und  sonst  allenthalben)  wiederkehrende  Axiom  auf,  dass 
nur  jenes  ZeugniNs  ein  vollständiges  sei,  bei  wel- 
chem die  Zeugen  eine  Uebcrführung  der  Unwahr- 
heit und  die  darauf  folgende  Wiedervergeltungs- 
strafe  zu  fürchten  haben").  Eine  solche  Ueberführung 
aber  kann,  da  im  talm.  Stiafprocess  der  Richter  nicht  nach 
äusseren  Umständen  fragt  und  durch  sie  die  Wahrhaftigkeit 
der  Zeugen  oder  das  Gegentheil  constatirt,  nur  durch  ein 
Alibi,  d.  i.  dass  die  Zeugen  zu  der  Zeit,  wo  die  von  ihnen 
bezeugte  Handlung  vorgegangen  sein  soll,  an  einem  andern 
Orte  gewesen  seien,  stattfinden.  Ein  Alibi  ist  aber,  wie  es 
schon  der  Begriff  besagt,  nur  durch  Zeit  und  Ort  bedingt; 
daher  werden  Zeit  und  Ort  als  Hauptumstände  betrachtet,  und 
ist  die  Aussage  unvollständig,  so  nicht  die  Zeugen  über  sie 
Auskunft  geben  können    (vgl.   Synhedr,    40*). 

Gehet  man  nach  der  Forschung  Viber  Ort  und  Zeit,  die 
nothwendig  jeder  Handlung  inhäriren,  auf  andere  Umstände 
über,  die  eine  Handlung  gewöhnlich  begleiten '*''*'),  so  stehet 
mancher  Umstand  in  so  wesentlicher  Verbindung  mit  ihr, 
dass,  wenn  die  Zeugen  die  Thatsache  beobachteten,  ihnen 
dieser  Umstand  schwer  entgehen  konnte.  Wo  also  nun,  wie 
im  talm.  Process  das  Verhör  das  vorzüglichste  Criterium  für 
die  Glaubwürdigkeit  ist  (Eingang  zu  diesem  Cap.),  da  wird 
diese  Glaubwürdigkeit  durch  vorgeschützte  Unwissenheit  über 
einen  solchen  Umstand  vermindert  werden.      Hierher  ist  nach 


*)  Ob  dieser  Satz  auch  für  Zeugniss  in  Civilsachen  gilt,  sind  die 
Meinungen    verschieden.      Vgl.  Schach  zu  Chosch.    MUchp.  c.  33.    §.  16. 

**)  Die  alten  Juristen  erörtern  diese  Fragen  nach  den  bekannten  pe- 
ripatetischen  Categorien:  Qui§,  quidj  «fri,  quomodoj  gvando  ff. 
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Eiuigeu  (Maimonid.  Edui  c.  1.  §.  4.  e.  2.  §.  I.,  welche 
Meinung  aber  von  Abrah*  beti  David  daselbst  angefochten 
wird)  zu  beziehen  die  Angabe  des  Instruments,  mit  welchem 
der  Mord  begangen  wurde;  bei  dem  Zeugnisse  über  Sabbat- 
entweihung, durch  welche  Handlung  der  Angeklagte  ihn  ent- 
weihet ff.  Es  gibt  aber  Umstände,  die  mit  der  Handlung 
selbst  in  gar  keiner  Verbindung  stehen  und  die  den  Zeugen 
um  so  eher  entgehen  konnten,  je  mehr  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  Handlung  selbst  gerichtet  war  und  sie  sich  dem  Ein- 
drücke ganz  hingaben.  Diese  Umstände  sind  abo  unwesentlich. 
So  z.  B. ,  welches  Kleid  der  Mörder  oder  der  Ermordete  an- 
gehabt und  andere  dergleichen  Merkmale.  Bei  Zeit  und  Ort 
und  anderen  wesentlichen  Umstanden  macht  schon  Nichtwis- 
sen, d.  i.  wenn  nicht  beide  Zeugen  hierüber  Auskunft  geben 
können,  das  Zeugniss  ungültig;  bei  den  unwesentlichen  Um- 
ständen hebt  nur  Widerspruch  das  Zeugniss  auf,  aber  nicht 
ein  Nichtwissen  {Maimonid.  L  /.  nach  Mischna  Synhedr.  40). 
Doch  wird  durch  den  Widerspruch  in  unwesentlichen  Dingen 
nur  auf  Todesstrafe  nicht  erkannt,  hingegen  tritt  die  bereita 
öfter  erwähnte  lebenslängliche  Gefängnissstrafe  ein.  Synhedr* 
81**    Maimonid.   Rozeach  c.   4.   §.  8. 

Diese  Theorie  des  ausgedehnten  Zeugenverhöres  scheint 
schon  zur  Zeit  der  peinlichen  Jurisdiction  in  ziemlichem  Um- 
fange ausgebildet  gewesen  zu  sein.  So  wird  (das.  4P)  er- 
zählt, dass  ein  Richter  die  Zeugen  sogar  nach  der  Gestalt 
der  Frucht  des  Baumes  fragte,  unter  welchem  nach  Ihrer 
Aussage  Jemand  eine  Mordthat  begangen  hatte;  und  lehrt  ein 
anderes  Factum,  wie  man  überhaupt  bei  jedem  Zeugnisse 
wichtigerer  Art,  wie  z.  B.  über  die  Erscheinung  des  Neu- 
mondes (der  jüdische  Kalender  hat,  wie  bekannt,  Mondmonate 
und  wurde  in  früherer  Zeit  auf  die  Aussage  von  Zeugen, 
dass  sie  den  Neumond  gesehen,  der  Anfang  des  Monates  be- 
stimmt; erst  im  vierten  Jahrhundert  wurde  durch  astrono- 
mische Berechnung  der  Beginn  des  Monats  festgesetzt),  ge- 
nau die  näheren  Imstande  zu  erforschen  strebte ;  Rosch  Ha- 
schana  22^'  —  Aber  auch  nichttalmudische  Quellen  weisen 
auf  die  Wichtigkeit  hin,  die  man  auf  ein  genaues  Zeugen- 
verhör  legte.  Marcus  16,  55 — 59.  wird  ernhit:  „es  such- 
ten der  Hohepriester  und  das  ganze  Gericht  ein  Zeugniss  gc- 
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gen  Jesus;  und  es  sagten  zwar  Viele  gegen  ihn  aus:  allein 
diese  Zeugnisse  waren  nicht  ühereinstimmend.^^  Welche  Macht 
iDUSS  die  gewöhnliche  Processordnung  geübt  haben,  welches 
allgemein  anerkannte  Gewicht  auf  die  Erforschung  der  Zeu- 
gen und  ihre  Uebereinstimmung  gelegt  worden  sein,  wenn  ein 
Gericht,  das  nach  dem  Ersihler  den  Vorsats  hegt,  den 
Angeklagten  zu  verdammen  und  sogar  falsche  Zeugen  hierzu 
aufsucht,  es  doch  nicht  wagt,  gegen  die  Volksmeinung  zu  Ter- 
atossen,  und  entweder  ohne  Verhör  öder  wenigstens  auf  ein 
oberflächliches  Vernehmen  der  Zeugen,  wobei  eine  Ueberein- 
stimmung leicht  zu  finden  gewesen  wäre,  das  Verdammupgs- 
vrtheil  auszusprechen?  Es  wird  auch  daselbst  ein  Zeugniss 
namhaft  gemacht.  „Es  bezeugten  Einige,  wir  haben  ihn  (Je- 
sus) sagen  hören,  ich  werde  diesen  Ton  Menschenhänden  er- 
bauten Tempel  zerstören,  und  in  drei  Tagen  einen  nicht  von 
Menschenhänden  erbauten  Tempel  herstellen.^^  Also  selbst  bei 
einem  Zeugnisse,  das  sich  nicht  auf  ein  Factum,  sondern  nur 
auf  Worte  (Blasphemie)  bezog  und  wobei  mehrere  bei  dem 
gewöhnlichen  Verhöre  über  Thatsachen  zu  erforschende  Um- 
atande  gar  nicht  zur  Fragestellung  kommen,  konnte,  trotz  der 
vorgeblichen  böswilligen  Absicht  der  Richter,  die  Aussage  der 
Zeugen  aus  Mangel  an  Uebereinstimmung  nicht  angenommen 
werden:  wie  wesentlich  musste  also  ein  solches  Erforderniss 
erachtet  worden  sein  '*')! 


*^  In  dieser  Krzähiang  zeigt  sich  auch  die  unbediugte  Oeffentlich- 
keit.  —  Matth.  26,  61.  weicht  übrigens  etwas  ab:  „die  Zeugen  sagten 
aas,  er  habe  gesagt,  ich  kann  zerstören  den  Tempel  Gottes,  und  ihn 
wieder  aufbauen/^  Sowohl  dem  Berichte  des  Matth.  als  dem  des  Marcus 
liegt  aber  die  grosste  Unwahrscheinlichkeit  zu  Grunde,  da  nirgend  im 
ganzen  judischen  Strafrocht  eine  solche  Rede  als  Blasphemie,  noch  als 
ein  Verbrechen  irgend  einer  Art,  auf  das  Todesstrafe  (!)  erfolgte,  ange- 
sehen wird.  Nur  beim  gemeinen  Volke  mochte,  bei  seiner  unbegrenzten 
Veneration  für  den  Tempel,  sich  der  Wahn  gebildet  haben,  dass  eine 
solche  Redensart  strafwürdig  sei;  und  nach  diesem  Volksglauben  gestal- 
tete sich  die  s|)ätere  Erz&hlung,  Jesus  sei  wegen  solcher  Worte  vor  Ge- 
richt gefordert  worden.  Doch  findet  sich  hier  jedenfalls  eine  tiefe  An- 
deutung, wie  das  genaue  Verhör  und  die  UebereiostiflimDng  der  Zeugen 
mit  dem  Gerichtsgebrauch  aufs  innigste  verwachsen  gewesen,  so  dass 
selbst  das  Volk  sie  als  wesentliche  untrennbare  Bestandtheile  des  Ge- 
richtsganges betrachtete. 
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Noch  mehr  leigt  die  Erzählung  der  Susanua  (Apocry* 
phen  des  A.  T.)  von  dem  allgemein  bekannten  Gebrauche  des 
ZeugenTerhöres.  Diese  Erzählung  trägt  zwar  das  un?erkenn- 
bare  Gepräge  der  Dichtung  an  sich,  und  ist  sie  überreich  an 
Uebertreibungen  und  Abgeschmacktheiten ,  wie  sie  nur  die, 
wie  bekannt,  zügellose  Phantasie  eines  Alexandriners  hervor- 
zuzaubern vermochte  *).  Den  Wendepunct  bildet  das  Ver- 
hör der  zwei  Zeugen,  welche  die  Susanna  des  Ehebruchs  be- 
züchtigen  und  verwickelt  sie  Daniel  ( o.  52  —  59  das.)  in  Wi- 
derspruch, indem  er  jeden  der  Zeugen  einzeln  befragt,  un- 
ter was  für  einem  Baum  die  Unzucht  begangen  worden  sei: 
worauf  der  eine  erwidert .,  unter  einem  Mastix  (^vno  a/hov)^ 
der  andere  unter  einer  Steineiche  (vno  nQ(rov).  Der  phanta- 
stische Erzähler  gehet  zwar  noch  weiter,  und  ISsst  {v.  61. 
62.)  die  Zeugen,  als  der  Lüge  durch  diesen  Widerspruch 
überführt  (!),  nach  der  Wiederfergeltungsstrafe  hinrichten; 
aber  würde,  wenn  Untersuchungen  solcher  Art,  die  genaue 
Befragung  nach  allen  Umständen,  sich  nicht  beim  Gerichte 
begeben  und  dort  Gebrauch  gewesen  wäre,  so  dass  man  aus 
solchen  Widersprüchen  Zweifel'  gegen  die  Glaubwürdigkeit  der 
Zeugen  erhobt  der  Erzähler  gewagt  haben,  eine  Procrss- 
form,  die  wegen  ihres  Ungewöhnlichen  sehr  auffallen  musste, 
als  Beweis  und  Rettungsmittel  für  die  Unschuld  hervorzufic- 
ben  und  sie  sur  Baals  der  Apotheose  seines  Helden  (Daniel) 
zu  machen?  —  Also  selbst  über  Palästina  hinaus,  in  Alexan- 
drien,  sclieint  man  mit  dem  Grundsätze  des  umständlichen 
Zeugenverhöres  bekannt  gewesen  zu  sein  ^^) ;  zwar  wurde  da- 
selbst (wie  aus  Philo  hervorzugehen  scheint)  die  Cspitalge- 
richtsbarkeit  nicht  geübt,    aber   der  Gerichtsgebrauch  zu  Pa- 


^  DasB  Susanna  eine  reine  Erdichtung  sei,  stehet  ziemlich  unter  al- 
len Critikern  fest  und  wurde  die  Erzählung  schon  im  2.  Jahrhundert  von 
Julius  Africanus  in  einem  Briefe  an  Origenes  (vgl.  unsere  Vorstudien  zu  der 
SeptBaginta  S.  2d6)  angegnifen.  Susanna  ist  nicht  aus  dem  Hebräischen 
übertragen,  sondern  war  arsprAngUch  griechisch  und  bat  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  einen  Juden  aus  Alexandrien,  woselbst  auch  die  Schrift  frü- 
her in's  Griechische  übersetzt  worden  war,  zum  Verfasser. 

**)  Das  Zcngenverhör  in  Susanna  hat  viele  Aefanlichkcit  mit  dem 
oben  aus  Synkedr,  41.  erwähnten  talm.  Factum,  und  scheint  dieses  den 
Stoff  zu  der  Abwickelung  der  Susannadicbtung  geliefert  zu  haben. 
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lastina  hatte  diese  Norm  so  in  sich  aiifgenommcn ,  dass  sie 
allgemein  als  Grundbedingung  angesehen  wurde  und  selbst  ein 
im  Auslande  lebender  Erzäliler  sie  zur  Grimdlage  seiner  Dich- 
tung maohen  konnte.  (Ueber  einen  andern  Hauptumstand.,  der 
aber  nicht  als  Criterium  für  die  Wahrhaftiglieit  der  Zeugen 
dient,  vgl.   zu   Ende  dieses  Capitels.) 

Zu  §.  20. 

So  strenge  die  Untersuchung  hinsichtlich  der  ^eit  war 
(Tor.  ^-)t  80  macht  doch  auch  hier  der  Widerspruch,  der 
auf  einem  in  der  Zeitrechnung  leicht  vorfallenden  Irrthum  be- 
ruhet,  das  Zeugniss  nicht  ungültig.  Die  vorgedachte  Mischna 
Synhedr*  40.  {spricht  hierüber  umständlich.  „Wenn  ein  Zeuge 
sagt  am  zweiten  des  Monats  (hat  A.  den  B.  erschlagen),  ein 
anderer  Zeuge  am  dritten  des  Monats,  so  ist  das  Zeugniss 
gültig;  denn  der  eine  mag  gewusst  haben,  dass  der  vorige  Monat 
einen  Schalttag  hatte,  der  andere  nicht^**  (da  nämlich  der  jüd. 
Kalender,  wie  oben  bemerkt  wurde,  Moudmonate  hat,  der 
periodische  Umlauf  des  Mondes  aber  29  Tage  12  Stunden  be- 
trägt, so  hatte  mancher  Monat  neun  und  zwanzig,  man- 
cher dreissig  Tage;  dieser  dreissigste  Tag  war  der  Schalt- 
tag, und  wurde  durch  die  Erscheinung  des  Neumonds  fest- 
gestellt, ob  er  zu  dem  vorigen  oder  zum  neuen  Monat  ge- 
höre ).  „  Sagt  aber  Einer  am  dritten ,  der  Andere .  am  fünf- 
ten Tage  des  Monats,  so  ist  das  Zeugniss  ungültig^*'  (da  ein 
solcher  Widerspruch  nicht  durch  einen  Irrthum  der  Zeitrech- 
nung motivirt  werden  kann).  „Wenn  ein  Zeuge  sagt,  zwei 
Stunden  am  Tage ,  der  andere  drei  Stunden  ( der  Tag  wird 
zu  zwölf  Stunden  vom  Morgen  an  gerechnet;  vgl.  das  Nähere 
Maitnonid,  Erklärung  zu  Berachot  c.  1.  Mischna  ].),  so  ist 
das  Zeugniss  gültig  (um  eine  Stunde  kann  man  leicht  irren); 
sagt  ein  Zeuge  drei,  der  andere  fünf  Stunden,  so  ist  das 
Zeugniss  ungültig.^^  Sehr  richtig  wird  (/.  /•  42.)  hierzu  be- 
merkt, dass,  wenn  ein  Zeuge  aussagt  „vor  Sonnenaufgang^^ 
der  andere  „nach  Sonnenuntergang**^,  so  ist  das  Zeugniss,  wenn 
auch  die  Zeitdiiferenz  keine  Stunde  beträgt,  ungültig,  da  hier 
nicht  Zeitunkunde  die  Differenz  ausgleichen  kann. 

Dass  übrigens  hier  dem  Irrthum  Manches  zu  Gute  ge- 
halten wird  und  man  bestrebt  ist,  den  Widerspruch  auszu- 
gleichen,   hat,    wie     Raschi    Pemchim  W'   und    Tosefot    ad 
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locum  bemerkeu,  darin  seinen  Grund,  weil  die  UebcreinsUm- 
mung  der  Zeugen  in  den  sonstigen  Puncten  der  Zeit  darauf 
hinweiset,  dass  hier  nur  ein  Irrthum  in  der  Zeitrechnung  ob- 
waltet ♦). 

Zu   §.  21. 

Wenn  Mehrere  zusammen  ein  Zeugniss  aussagen,  d.  i. 
Einer  sich  auf  den  Andern  beruft  und  es  findet  sich  ein  Wi- 
derspruch, so  ist  das  Zeugniss  ungültig,  wenn  auch  noch 
zwei  sich  nicht  widersprechende  Zeugen  zurückbleiben;  denn 
da  diese  Zeugen  durch  ihre  Beziclnmg  zu  einander  ein  Gan* 
zes  bilden,  so  erweckt  der  Widerspruch  des  Einen  Verdacht 
gegen  die  Glaubwürdigkeit  aller  dieser  Zeugen.  Weiss  aber 
einer  dieser  Zeugen  nicht  Auskunft  zu  geben,  so  reicht 
(da  durch  das  Nichtwissen  Jenes  noch  kein  [erheblicher]  Ver- 
dacht gegen  die  Glaubwürdigkeit  vorliegt ),  selbst  wenn  das 
Nichtwissen  einen  Hauptumstaud  betrifft,  die  Aussage  der  an- 
deren Zeugen  hin,  um  ein  vollständiges  Zeugniss  zu  liefern. 
Syhhedr.  41*'    Maimonul.  L  l.   c,  2.  $.  3. 

Zu  §.  22. 

Die  Mischna  Synhedrin  32^'  will  zwar  auch  in  Civil- 
sachen  dasselbe  strenge  Zeugenverhör  wie  in  Capitalfallen ; 
aber  man  ging,  da  hierdurch  eine  ungemeine  Störung  im  ge- 
wöhnlichen Verkehre  veranlasst  werden  würde  (nach  dem  Aus- 
drucke des  Talmuds  das.  „um  nicht  die  Thüre  vor  dem  Aui- 
leiher  zu  versperrend^ ,  d.  i.  es  wird  Niemand  einem  Andern  bor- 
gen, wenn  die  die  Schuld  Bezeugenden  erst  einem  so  schar- 
fen Verhör  unterworfen  werden) ,  später  hiervon  ab.  Vgl.  femer 
weiter  zu  §.  156.  —  Auch  bei  dem  Zeugnisse  über  den  Tod 
eines  Ehemannes,  wo  man  aus  der  zu  §.  3.  erwähnten  Rück- 
sicht bedeutende  Erleichterungen  eintreten  Hess,  bedarf  es 
nicht  des  strengen  Verhöres.  Jebamot  116^*  Maimon,  Bespons.^ 
der  sogar  das  genaue  Verhör  hier  missbilligt;  doch  muss  der 
Zeuge  angeben ,  wie  er  sich  von  dem  Tode  Jenes  überzeugt 
(ob  er  nämlich  nicht  auf  Wahrscheinlichkeit  aussage).  Jd.Ge- 
ruschtn  c.   13.  §.   15.     Vgl.  auch  Eben  Haeser  c.   17.  §.  21. 


*)  Auch  die  alten  Juristen  haben  Manches  Interessante  über  Confor- 
niation  des  Widerspruches  der  Zeugen.  Vgl.  Farrinac,  l  l  A'o.  247  if.t 
262  ff. 
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(Bei  Geisselstrafe  und  anderen  Straffällen  bedarf  ea  des  atren- 
gen  Veriiörea.) 

Zu  §.  23. 

Für  CmlfaUe  wird  nacli  vor.  §.  folgende  Norm  aufge 
aiellt.  Wenn  die  Zeugen  nicht  alle  Haupt  umstände  anzuge 
ben  wiaaen  (den  Ort,  wo  daa  Darlehn  gemacht  wurde,  die 
Zeit,  die  M'ünzaorte),  oder  wenn  sie  sich  in  den  Nebenum- 
ständen  widersprechen'  (der  Eine  gibt  an  altes,  der  andere 
neues  Geld),  so  ist  das  Zeugniss  gültig:  Widerspruch  in  den 
Hauptumständen  aber  hebt  das  Zeugniss  auf.  Synhedr.  30. 
31.  Maimim*  Edut  c,  3.  Chosch.  Mischp.  c.  30.  —  Docli 
muss  der  Widerspruch  von  der  Art  sein,  dasa  eine  Aussage 
die  andere  direct  uegirt:  ein  Zeuge  sagt,  das  Darielm  sei  im 
Februar,  der  andere:  nicht  im  Febmuir,  sondern  im  Mai 
sei  daa  Darlehn  gemacht  worden.  Denn  würde  nicht  der  Zeuge 
Jenes  negiren,  so  läge  das  Zeugniss  Zweier  in  abstracto  vor. 
Vgl.  cu  §.  12.  —  Auch  wenn  ein  Zeuge  aussagte,  auf  ein 
hundert,  der  andere  auf  zwei  hundert  Gulden,  so  wird  die- 
ses ebenfalls  für  ein  Zeugniss  zweier  auf  ein  hundert  Gulden 
angenommen.  Vgl.  a.  a.  O.  und  Sema  su  Chosch.  Mischp.  /.  L 
Anmerk.  8.  9.  Femer  bedarf  es  auch  nicht  bei  Civilfallen 
der  Confrontation  der  Zeugen.  Synhedr.  l*  L  Mairmn.  L  l. 
c>  4.  §.  4.  Chosch,  Mischp.  l.  U  §•  8.  —  Noch  wird  Chosch. 
Mischp.  L  L  nach  R.  Moses  ben  Nachman  eine  scharfsinnige 
Theorie  über  die  Verschiedenheit  mehrerer  Zeugen  hinsicht- 
lich der  Summe  aufgestellt,  die  auf  dem  vorerwShnten  Prin< 
eip  des  Zeugnisses  in  abstracto  beruhet  *). 

Zu  §.  24. 

Weder  das  mosaische,  noch  das  talmudische  Recht  er- 
wähnt je,  dass  Zeugen  zur  Bewahrheitnng  ihrer  Aussage  iu 
Griminal-   oder   CivilflUlen   einen   Eid   abzulegen  haben:    und 


*)  Die  alten  Jaristen,  die,  wie  oben  bemerkt  wurde,  derartige  Fälle 
häufig  besprechen,  bchandeki  ebenfalls  aasffihrlicfa  die  Präge:  wenn  die 
Zeugen  verschiedene  Summen  aussagen.  Einige  meinen,  wenn  ein  Zeuge 
z.  B.  fünf,  der  andere  zehn,  der  dritte  fünfzehn,  so  wird  die  mittlere 
Proportionalzahl  als  die  richtige  angenommen.  Nach  Anderen  werden  die 
Saaunen  alier  Aussagen  zusammenaddirt,  und  hierauf  bei  drei  Zcogen  der 
dritte,  bei  vier  Zeugen  der  yierte  Theil  als  das  eigentliche  Darlchn  an- 
genommen.    Forrinoc.  L  l     Quacai,  67.     IVo.  247.  248. 
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weiset  auch  kein  Factum  aus  früherer  Zeit  darauf  hin,  daM 
eine  Beeidigung  der  Zeugen  üblich  gewesen  wäre.  Auch  in 
dem  Falle,  dass  Jemand  ein  Zengniss  Terweigert,  d.  i.  an- 
gibt, es  sei  ihm  nichts  von  dem  Gegenstande,  worüber  von 
ihm  das  Zeugniss  Terlangt  wird,  belcannt,  ist  er  nicht  an  ei- 
nem Eide  über  dieses  sein  Nichtwissen  verpflichtet  Nach 
Lerit  5,  1.  konnte  blos  die  Partei  den  Zeugen  beschwören, 
dass  er  das  Zengniss  ablege;  gibt  er  troti  seines  Wissens 
nicht  der  Beschwörung  Gehör,  so  will  die  Schrift,  dass  er 
sein  Unrecht  durch  ein  Opfer  sühne  *).  Auch  die  Mischna, 
die  Synhedr,  f,  29.  37.  die  Norm  des  ZeugeuTerhöres  für 
Civil-  und  Capitalfalle  angibt  (vgl.  xu  den  vor.  §§.),  sagt  nir- 
gend, dass  man  den  Zeugen  beeidige;  auch  erinnert  nicht  der 
Richter,  der  bei  Capitalfallen  dem  Zeugen  in  der  Vorunter- 
snchung  vorstellt,  er  werde  strenge  verhört  werden  (lu  §.  14^)^ 
dass  er  seine  Aussage  dnrch  einen  Eid  bekräftigen  müsse.  — 
Wir  liaben  an  einem  andern  Orte  (Eidesleistung  S.  46)  nach- 
gewiesen, wie  die  Nichtbeeidigung  der  Zeugen  im  Wesen  der 
mosaischen  Gesetzgebung  begründet  ist  Daa  Gericht  wird 
nämlich  als  eine  göttliche  Institution  betrachtet,  und  gebet 
das  Recht  von  Gott  aus,  der  es  selbst  überwacht  und  in 
dessen  Namen  der  Richter  Recht  spricht  (Eiuleit  I.)*  Der^ 
Zeuge  legt  demnach  sein  Zeugniss  vor  Gott  ab:  welche  gros* 
sere  Aufforderang  lur  ^Wahrhaftigkeit  könnte  es  nun  geben 
als  diese  Erinnerung  ?  Und  der  Gott  der  Wahrheit  hat  über- 
diess  ausdrücklich  gewarnt:  „Du  sollst  gegen  deinen  Nächsten 


*)  Michaelis  mos.  Recht,  6.  Thl.  S.  135  irrt  ungemein.  Er  fuhrt  an, 
„dass  die  Zeugen  einen  Bid  ablegten  (!1),  oder,  um  noch  deutlicher  aa 
reden  (l),  einen  Eid  verlesen  hören  mussten,  noch  ehe  sie  zeugten.** 
Aber  die  von  Micba^  selbst  citirte  Stelle  der  Schrift  Levit.  5,  1.  sagti 
„Wenn  Jemand  hört  die  Stimme  einer  Beschwörung  und  er  war  Zeug«, 
hat  gesehen  oder  gehört,  wenn  er  nicht  sagt,  so  soll  er  seine  Sunde  tra- 
gen.'* Die  Schrift  sagt  abo,  wenn  Jemand  einen  Zeugen  be- 
schwört: nach  Michaelis  hat  dieses  „wenn  er  nicht  sagt^*,  keinen  Sinn. 
Eine  Erwähnung  des  Zeugenefdes  kommt  übrigens  weder  Deuteron.  19, 16., 
wo  von  dem  falschen  Zeugen  gehandelt  wird,  noch  bei  dem  Criminalpro- 
cesse  I.  Kön.  31,  14—19.,  noch  sonst  an  einer  Stelle  der  Schrift  vor; 
und  Buch  Spr.  39,  34.  beziehet  sich  auf  Beschwörung  des  Zeugen  durch 
die  Partei.  Sehr  befremdend  ist,  dass  auch  neuere  Gelehrte  (de  Watte 
Archäologie)  diesen  Fehler  theilen. 
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kein  falsches  Zeugniss  aussagen  ^^  (Decalog,  9.):  wer  gegen 
dieses  Gebot  handeln ,  wer  im  Angesichte  des  Allwissenden 
und  Allwahrhaften  vor  einer  Lüge  nicht  zurückstehen  würde«» 
welchen  Eindruck  kann  der  Eid,  dessen  eigentliches  Wesen 
doch  nur  die  Erinnerung  an  Gott,  den  Urquell  der  Wahr- 
heit, bildet  (Eidesleistung  S.  9)^  auf  ihn  machen?  Liegt  doch 
schon  im  lügenhaften  Zeugnisse  selbst,  da  es  Tor  Gott  aus- 
gesagt wird,  ein  Meineid  (ein  Ableugnen,  dass  Gott  die  Wahr- 
heit wisse  und  wolle);  und  wäre  der  Zeuge  eines  solchen 
verdächtig  (wäre  anzunehmen,  dass  seine  Aussage  unwahr  sei), 
so  kann  der  Eid,  der  nur  in  der  Voraussetzung  aufgelegt 
wird,  dass  Niemand  einen  Meineid  leisten  würde,  keine  Ga- 
rantie bieten:  wer  einen  Meineid  begangen,  dem  wird  auch 
der  zweite  nicht  schwer.  Zwar  wird  der  Eid  gewöhnlich 
nicht  zur  Abwehr  gegen  falsches  Zeugniss  allein  aufgelegt, 
sondern  es  soll  durch  den  Eid  in  der  Seele  des  Zeugen  je- 
ner ernste  Eindruck  her\'orgebracht  werden,  der  ihn  von  je- 
der leichtsinnigen  Aussage  oder  von  einem  ungenauen  Wie- 
dergeben seiner  Wahrnehmungen  abhalte  und  an  die  heilige 
Verpflichtung  zur  genauesten  Wahrheit  erinnere.  Aber  diese 
cfmste  Mahnung  liegt  nach  der  mosaischen  Institution  schon 
in  der  Hinweisung,  dass  der  Zeuge  vor  Gott  aussage:  der 
Richter  kann  also  nur  das  Verwerfliche  und  Strafbare  des 
falschen  Zeugnisses  in  Erinnerung  bringen  (vgl.  zu  $.  14.); 
der  Eid  verhilft  nicht  zur   grösseren   Wahrhaftigkeit  *). 

Dieses  über  das  mosalsch-talmudlsche  Recht  **).      Inier- 


*)  Man  rechnet  zwar  anch  darauf,  dass  der  Schwörende  sich  durch 
die  Strafe,  die  der  Staat  an  den  Meineid  knüpft,  vor  einem  faUchen 
Schwüre  hüthen  werde  (Mitterniaier ,  Bew^s  S.  292).  Aber  diese  Rück- 
sicht ist  nur  eine  secundäre;  und  wurde  auch  Einleitung  I«  bemerkt,  dass 
da«  mosaische  Recht  keine  weltliche  Strafe  auf  Meineid  habe. 

♦♦)  Mehrere  Rechtsgelehrte,  wie  Thomasius  de  Fide  juridica  p.  79, 
Stryk  Meleiemata  de  Juramento  p.  380,  jibrah,  Kaestner  Dhsertatio  de 
Teste  juralo ,  halten  dafür ,  dass  die  im  mosaischen  Rechte  angeordnete 
Wiederyergeltungsstrafe  des  falschen  Zeugen  genug  Abschreckendes  ge- 
habt und  den  Zeugen  hinlänglich  von  Unwahrheit  abgeschreckt  habe:  da- 
her das  mosaische  Recht  einen  Zeugeneid  nicht  vorschrieb.  Der  Jurist 
Stryk  hat  übrigens  (nebst  vorbenannten  Autoren)  besser  gesehen,  als  der 
gelehrte  Theolog  Michaelis;  er  sagt  (das.):  retiigia  iesiimonii  jurati 
nan  ex$tani  in   F.  T. 
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cmant  ist,  dass  überhaupt  mehrere  ältere  Gesetzgebungen  die 
Beeidigung  der  Zeugen  nicht  als  wesentliches  Moment  an- 
sahen und  verbreiten  wir  uns  hier  über  diesen,  den  Aus- 
gangspunct  dieses  Werkes  bildenden  Gegenstand  (vgl.  Vorwort) 
etwas  weiter.  Schon  zu  §.  8.  wurde  erwähnt,  dass  Plato 
zwar  beim  Vorgeben  des  Nichtwissens  dem  Zeugen  einen  schwe- 
ren Eid  auferlegt,  für  das  Zeugniss  selbst  aber  verlangt  er 
keinen  £fd.  —  Das  attische  Recht  lässt  über  den  Zeu- 
geneid ungewiss  (Meier  und  Schömann  S.  675;  anderer  Mei- 
nung ist  Platner  a.  a.  O.  1.  ThI.  S.  228,  der  den  Eid  als 
unerlässlich  erachtet).  Bei  weiterm  Forschen  dürfte  sich  Fol- 
gendes ergeben:  wenn  mehrere  Zeugen  aussagten,  so  pfleg- 
ten sie  wohl  zu  schwören,  waren  aber  nicht  zum  Eide  ver- 
pflichtet. So  ist  bei  Demosthcnes  in  der  Rede  contra  Eu- 
öulid,  der  Eid,  wo  Mehrere  ein  Zeugniss  ablegen,  mehrfach 
(1305,  10.  1310,  1.  1312,  20.  1315,  10.  1316,  5.25.)  er- 
wähnt, und  wird  an  allen  diesen  Stellen  hervorgehoben:  sie 
haben  bezeugt  und  geschworen  (rovTOßv  ftaQxvQovvnov 
xui  öwitit^fitnor);  mussten  die  Zeugen  schwören,  so  be- 
sagt dtofu'VfttKov  nichts,  was  nicht  schon  in  dem  ftuQivQovv- 
io)v  liegt;  und  wollte  man  es  auch  als  rhetorische  Figur,  um 
die  Wahrhaftigkeit  der  Zeugen  hervorzuheben,  betrachten,  so 
käme  sie  doch  in  einer  Rede  zu  oft  wieder'*').  Die  Eides- 
leistung war  also  eine  freiwillige  Handlung  der  Zeugen.  Hin- 
gegen musste  Ein  Zeuge  iii  der  Regel  seine  Aussage  durch 
eine»  Eid  bekräftigen,  der  aber  auch  bei  anerkannter  Recht- 


'^)  Platner  bringt  a.a.O.  auch  aus  der  Rede  contra  Timoiheum  l\9%t 
10.  einen  Beweis  für  den  bei  den  Athenern  zu  leistenden  Zeageneid;  al- 
lein dort  ist  der  Kid  offenbar  eine  i^ofiocla:  es  klagt  nämlich  Demosthc- 
nes den  Antiphftnes  der  dixTj  ßXdßrjs  (vgl.  zu  §.  8.)  an,  Sri  fioi  ovr' 
ifiaQTVQTjaBv  j  ovr*  i^o/iodazo  xarcc  zov  vofiov.  Hingegen  dürfte  Plat- 
ner beizustimmen  sein,  dass  aus  der  Rede  gegen  Aphobus  860,  17.,  wo 
die  Zeugen  sich  erbieten,  ihre  Aussage  durch  einen  Eid  bei  ihren  Kin- 
dern zu  bekräftigen,  kein  Beweis  gegen  den  Zeugeneid  (wie  Meier  a.  a. 
meint)  vorliege;  da  dieses  Erbieten  sich  eigentlich  auf  den  Eid  bei  den 
Kindern,  welcher  der  heiligste  war,  beziehet.  Wenn  übrigens  der  Zeu- 
geneid, wenn  auch  nicht  vom  Gesetze  geboten,  häufig  war,  so  darf  die- 
.«08  bei  den  Athenischen  Gerichten ,  wo  es  überhaupt  an  Kiden  nicht  fehlte, 
nicht  befremden:  es  schwor  im  gewöhnlichen  Processe  der  Richter,  der 
Kläger,  der  Angekhigte!  (Vgl.  Eidesleistung  8.  45.  50.) 
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lidbkeil  nachgeUssen  werden  konnte.  Dalier  erzählt  Diogenes 
Laertius  von  Xenocrates  (p.  241):  äait  ^tij  i'^ov  uvw/noioi' 
fiaQTVQtiVj  TOvT(o  fio^q»  avvtyjoQovv  Hd^jp'uToi.  Vgl.  auch  hier- 
in PUitarch,  reg»  et  imperatK  apophtegmata  {ed.  Hütten 
vol.  VIIL  p.  116):  TiQog  qiloy  rträ  /nugirgiug  rptvdovg  dio- 
fiivov,  fi  TiQogijv  Kai  OQxog  iqtjot  (o  llfQucXijc)  fU/Qi  tov 
ßw^ov  q>iXov  tlvai.  Hier  wie  dort  das  Zeiigniss  eines  Eiu- 
idnen.  —  Auch  im  frühern  röm.  Rechte  scheint 
swar  der  Eid  gewöhnlich,  aber  er  war  nicht  durch  ein  Ge- 
setz verordnet ;  daher  Cicero  in  seiner  Rede  pro  Foutejo  ( Tom,  L 
p.  483  ed.  Ernesti)  von  Aemilius  Scaurus  erzählt:  JIujus^ 
cujus  injurati  nutu  prope  terrarum  orbis  regebat ur.^  jurati  te- 
stimonio  neque  tu  C.  Fimbriam  neque  in  C.  Memniium  cre- 
dUum  est.  Hätte  das  Gesetz  den  Eid  auferlegt  und  die  Rich- 
ter also  den  Scaarus  nach  diesem  Gesetze  schwören  lassen, 
sie  hätten  nicht  das  Zeugniss  unter  dem  Vorwande  zurück- 
weisen können :  Noluerunt ....  hanc  patere  inbnicUiis  viam^ 
quem  quisque  odisset^  ut  enm  testimonio  posset  tollere.  Scau- 
rus hatte  also  den  Eid  unaufgefordert  (freiwillig)  geleistet. 
Uebrigens  erwähnt  Cicero  bei  dem  Zeugnisse  der  Cäpioncn 
und  Metellen  (das.)  keines  Eides  ^).  —  Die  alten  germani- 
schen Völker  sahen  ebenfalls,  selbst  nachdem  sie  in  Ita- 
lien eingedrungen  und  mit  den  Gesetzen  der  Besiegten  be- 
kannt wurden,  den  Eid  nicht  als  unbedingt  nothwendig  beim 
Zeugnisse  an;  und  es  heisst  L.  IL  tU.  28.  /.  2«  Longobar- 
dorum:  Si  ad  isios  testes  non  crediderit  qui  furtum  q^iae- 
rü'i  firment  ipsi  testes  per  testimonium:  excepto  si  talfs 
fuerint^  quibus  res  aut  judex  sine  juromento  credere  possit 
(Stryk.  L  l.  p.  385.  Tittmann  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts  S.  49  ist  hier  ungenau).  Der  Zeuge  brauchte  also 
nur  auf  die  Aufforderung  der  Gegenpartei  zu  schwören,  und 
selbst  da  wurde  ihm,  wenn  ihn  der  Richter  für  glaubwür- 
dig hielt,  der  Eid  erlassen.  Wir  bemerken  noch,  dass  auch 
der  Koran,  der  die  Verpflichtung,  Zeugniss  zu  sagen,  auf- 
erlegt (Sura  2.  u.  a.«a.  O.),  nirgends  erwähnt,  dass  der  Zeuge 

*)  Die  Stelle  des  Sencca  de  ira  L.  3.  c.  29. :  „(/e  parvula  summa 
Judieatvro,  Ubire$  $ine  teste  non  proharetur:  tesiis  $ine  jurejurando'non 
vateret^*  ist,  wie  schon  von  mehreren  Autoren  erkannt  worden,  mehr  eine 
(bei  Seiieca  überhaupt  nicht  seltene)  rhetorische  Declanation. 
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teine  Autsagfe  beschworen  soll,  und  hit  auch  das  Maleki- 
tische Recht,  mit  Ausnahme  bei  Zeupiissen  der  Verwand« 
ten,   keinen  Zeu^eneid  (vgl.   2.  Anhang). 

Diese  Nichtbeeidfgnng  scheint  auch  in  dem,  in  diese» 
Gesetsgebungen  nach  seiner  Consequens  verfolgten  Accusa- 
tionsprincfp  und  dem  sich  hieran  knüpfenden  Geschwornenge- 
rieht  und  richterlichen  Ermessen ,  bedingt  zu  sein.  Eine  ge- 
setsliche  Beweistheorie  war  den  Alten  entweder  gans  unbekannt 
oder  nur  in  schwachen  Umrissen  verzeichnet  (vgl.  Eingang  zum 
3.  Cap.).  Das  richterliche  Ermessen  entschied  über  die  Aus- 
sage der  Zeugen:  glaubten  die  Richter  hier  die  Wahrheit  zu 
erblicken  und  fühlten  sie  sich  überzeugt,  so  bedurfte  es 
idcht  des  Eides.  Hingegen  wurde  auch  das  (freiwillig)  be- 
schworne  Zeuguiss  zurückgewiesen,  wenn  dem  Richter  noch 
ein  Zweifel  beiging;  und  war  er  nicht  durch  ein  Gesetz  ver- 
pflichtet, dem  Zeugniss  Glauben  zu  schenken,  gegen  das  seine 
innere  Ueberzeugung   sprach  ^). 

Der  Eid  als  un erlässlich  bei  der  Zeugenaussage  wurde 
erst  durch  Constantin  festgestellt  (L.  9.  C.  4.  20.),  und  von 
Justinian  ausdrücklich  auch  auf  Civilfälle  erstreckt  {L,  10. 
ibid.)**).  Das  canon Ische  Recht  verfuhr  mit  noch  gröa- 
terer  Strenge  und  will  (c.  51.  de  Test,  et  Attestation.)  ^  dass 
kein  Zeugniss,  wie  gross  anch  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeu- 
gen sei,  ohne  den  geleisteten  Eid  Gültigkeit  habe.  Diese  un- 
bedingte Eidesablegimg  ging  nun  in  alle  neueren  Gesetzgebun- 
gen über  ***),  Dass  im  Inquisitionsprocesse  (der  im  canonischen 
Rechte  seine  Vollendung  erreicht),  wo  dem  Ermessen  des 
Richters  ein  freies  Feld  nicht  gestattet  ist,  der  Eid  als  Pro- 
birsteln    für  die    Glaubwürdigkeit    der    Zeugen    gesucht   wird. 


*)  Nor  MeoQ  8,  113.  hat  auidrücklich  den  Zeageneid,  der  je  nach 
den  Tenfchiedenen  CiiMen  verschieden  ist;  auch  hat  er  daselbit  114.  115. 
Ordalien  für  den  Zeugen.  Der  Menü  leidet  aber  auch  an  anderen  Un- 
regelmässigkeiten, dit  mit  dem  Accusationsprincipe  nicht  vereinbar  sind: 
so  das.  73.,  dass  beim  Widerspruche  der  Zeugen  die  Mehrheit  entschei- 
det u.  a.  m*  Da«  Princip  der  Zeugenaussage  ist  überhaupt  unrichtig  aof- 
gefasst,  und  ist  sogar  bei  mancher  Gelegenheit  ein  falsches  Zeugniss 
absniegen  gestattet  (das.  103.  104). 

**)  Vgl-  auch  MMlane  Doetrina  de  jur^urando  $.  78. 

*'^*)  Mit  AnsnaboM  der  Toicaaltchea ,  nach  dar  der  Zeuga  nur  auf  Ver- 
langen des  Angeklagten  den  Eid  zu  leisten  hat.  Vgl.  Staatslez.  Art  T  o  §  c  a  n  a. 
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ut  ganz  uatürlicli;  und  es  miisste  auch  hier  die  Schattenseite 
herfortreten ,  dass  dem  Ricliter  Vertrauen  zu  der  beeideten 
Zeugenaussage,  wenn  er  auch  in  seinem  Innern  Ton  deren 
Oegentheil  überzeugt  ist  (vgl.  .zu  §.  28.)^  abgedrungen  wird. 
Aber  auch  der  auf  das  Anklageprincip  basirte  englische  (und 
französische)  Criminalprocess  bleibt  bei  dem  Grundsätze  ste- 
hen, dass  ein  unbeeideter  Zeuge  keinen  Beweis  liefere;  und 
achehit  dieses  ein  Ueberbleibsei  der  alten  PraiJs  der  geistli- 
chen Gerichte,  aus  der  sich  auch  andere,  dem  Gcschwornen- 
gerichte  wenig  entsprechende  Gestaltungen  und  Regeln  ent- 
wickelten, an  denen  noch  strenge  gehalten  wird  (vgl.  MUtennaicr 
StrafTerfahren  1.  ThI.  S.  99).  Doch  tritt  aus  dieser  Ver- 
meugung  der  Accusations-  und  Inquisitionsprincipe  eine  unge- 
meine Inconsequenz  im  englischen  Processe  bei  Beeidigung  der 
Zeugen  henor,  für  die  schwerlich  eine  rationelle  Rechtferti- 
gung zu  finden  ist.  Das  englii«che  Recht  lässt  nämlich  in 
neuerer  Zeit  Kinder  in  dem  zarten  Alter  von  fünf  Jahren 
inm  Zeugnisse  zu;  aber  das  Kind  muss  vorher  einen  Eid  lei- 
ston  und  wird  es  examinirt,  ob  es  einen  Begriff  vom  Guten 
und  Bösen  habe  *).  Allein ,  wenn  einem  Kinde  dieses  Alters 
Glauben  geschenkt  werden  soll,  so  kann  es  nur  aus  der  Rück- 
sicht geschehen,  dass  aus  ihm  die  Unschuld  spreche,  und 
muss  der  Richter  ermessen,  ob  diese  Stimme  der  naiven 
Wahrheit  sich  aus  seinem  Munde  vernehmen  lasse.  Denn  die 
Ueberzeugimg  von  der  Verpflichtung  zur  Wahrhaftigkeit  kann 
einem  fünQahrlgen  Kinde  nicht  zugetraut  werden,  da  auch, 
wenn  sein  Verstand  reif  ist,  ihm  doch  der  Ernst  einer  sol- 
chen Auffassung  abgehet;  das  Criterium  muss  im  Gegentheile 
in  seiner  Unschuld  gesucht  werden,  in  der  Absichtlosigkeit, 
in  der  es  aussagt:  seine  Verständigkeit  kann  nur  die  Garan- 
tie geben,    dass  seine  Phantasie,    die  Kindern  eigene  lebhafte 

♦)  Pkillippn  Treaiise  on  th^  law  of  evidence  p.  17.  Die  ältere  Pra- 
idfl  wollte,  dass  Kinder  anter  neun  (und  manche  unter  zehn)  Jahren  nicht 
Zeagniss  ablegen  können.  Aber  hierdurch  waren  Kinder  in  früherem  Al- 
ter gegen  manche  Verletzung  schutzlos  (wich  was  in  some  measure  de- 
nymg  thcm  the  protection  of  law  aigainst  secret  acts  of  violence,  meint 
der  Verfasser).  In  einem  Processe  über  eine  an  einem  fünfjährigen  Kinde 
veriübte  Gewaltthat  wurde  dasselbe,  nachdem  es  geschworen,  zum  Zeug- 
nisse sogelassen  (das.). 
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Regsamkeil,  die  die  verachiedensteti  Eindrücke  aufnimmt  und 
sie  unter  einander  wirft,  nicht  der  Wirklichkeit  Eintrag  thnn. 
Hat  nun  sich  der  Richter  Ton  einer  solchen  Verständigkeit 
(Kiarlieit)  in  dem  Kinde  überzeugt  und  findet  er  in  ihm  fer- 
ner eine  der  Unwahrheit  nicht  fähige  Unschuld,  so  Ist  der 
Eid  überflüssig:  ist  aber  dem  Richter  diese  Unschuld  oder 
diese  Klarheit  yerdachtig,  so  vermag  auch  der  Eid  nichts,  da 
dieses  Alter  noch  zu  zart  ist,  als  dass  in  ihm  der  Eid  die 
Aufmerksamkeit  auf  das  Ernste  der  Aussage  und  die  Ver- 
pflichtung zur  Wahrhaftigkeit  erwecken  sollte.  Aber  es  war 
nun  einmal  aufgestellter  Grundsatz:  ,^edes  Zeugniss  muss  be- 
schworen werden^S  und  so  wurde  auch  hier  der  Eid  beibe- 
halten *) ,  und  fügte  man  Inquisitions  -  und  Anklageform  auf 
eine  höchst  irrationale  und  widersprechende  Weise  zusammen. 
Vgl.  auch   weiter  zu  §.  38. 

Die  Regel,  dass  ohne  Eid  kein  Zeugniss  Gültigkeit  habe, 
wurde  überhaupt  in  allen  neueren  Gesetzgebungen  mit  unge- 
meiner Aengstlichkeit  festgehalten,  und  gleichsam  wie  ein  ge- 
ofi^enbartes  göttliches  Gesetz  betrachtet.  Man  wagte  keine 
Ausnahme  und  durfte  selbst  die  Formel  nicht  geändert  wer- 
den: gelehrte  Juristen  stritten  darüber,  ob  gekrönte  Häupter 
den  Zeugeneid  bei  ihrer  „königlichen,  fürstlichen  ff.  Ehre^^ 
schwören  dürfen  ^^),  und  man  hielt  es  schon  für  ein  grosses 
Zugeständniss,  dass  sie  ihre  Hand  nicht  auf  die  heil.  Schrift 
bei  der  Eidesleistung  zu  legen  brauchen  ***).  Der  EInfluss 
des  (spätem)  römischen  und  canonischen  Rechts  ist  hier  un- 
verkennbar; denn  nach  dem  von  vielen  neuern  Gesetzgebun- 
gen angenommenen  Grundsatze,  dass  zwei  Zeugen  nur  dann 
einen  vollkommenen  Beweis  liefern,  wenn  andere  Umstände 
ihre  Aussage  unterstützen  (vgl.  Volkmann  a.  a.  O.  2.  ThI. 
S.  102),  bedingt  der  Eid  allein  nicht  den  Glauben  des  Rich- 
ters an  die  Wahrheit  der  Zeugen,  und  dürfte  also  diese  un- 
gemeine Aengstlichkeit  etwas  übertrieben  erscheinen.  —   Doch 


*)  Phillips  a.  a.  O. 

**)  Vgl  Thomatiuij  Kaetiner  I.  I.  Stryk  p.  397.  WaUher  Disteri, 
de  valida  per  fettet  injuratoi  prohalione, 

*^*)  Vgl.  Farrina.  Quaettio  84.  No.  24.  81 ;  vgl  auch  Preius.  Crim.  O. 
$.  335,  1.,  wo  ebenialls  eine  solche  Berflckiichtigong  stattfindtt.  Vgl. 
auch  Pr.  AUg.  G.  O.  903,  1. 
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weicheu  manche  neuere  Gesetzgebungen  in  einem  Punkte  Tom 
römischen  Rechte  ab:  dieses  mii  (vgl.  die  oben  angeführten 
^SS')^  ^^^  ^^^  Zeuge  Tor  abzulegendem  Zeugnisse  den  Eid 
leiste ;  nach  jenem  (Oesterr.  Gesetzbuch  Art.  254.  256.  Preuss. 
Crimin.  Ordn.  g.  317.  333.)  leistet  er  den  Eid  am  Ende  des 
Verhöres  und  wird  er  am  Eingange  der  Vernehmung  ermahnt, 
dass  er  seine  Aussage  werde  durch  einen  Eid  bewahrheiten 
müssen.  Diese  Art  der  Beeidigung  hat  den  Vortheil^  dass 
hierdurch  der  Eid  ein  assertorischer  und  der  falsche  Eid 
also  ein  wirklicher  Meineid  wird,  da  der  Beeidigte  zur  Zeit, 
wo  er  die  feierliche  Betheuerung  ausspricht,  ein  Gesche- 
henes (seine  abgelegte  Aussage)  durch  einen  Schwur,  bekräf- 
tigt, und  sich,  wenn  er  falsch  schwört,  im  Momente  der  Ei- 
desleistung des  Meineides  schuldig  macht:  wo  hingegen  bei 
der  Beeidigung  Tor  der  Ablegung  des  Zeugnisses  der  FJid  nur 
promissorisch  ist,  und  hat  der  Zeuge  im  Falle  der  Un- 
wahrheit nur  einen  falschen  Schwur,  aber  nicht  einen 
Meineid  geleistet  (vgl.  ausführlich  Eidesleistung  S.  41  ff.; 
▼gl.  femer  Mittermaier  Strafverfahren  2  Tbl.  S.  90.  —  Gut* 
achten  der  Criminal-Deputation  des  Kammergerichts  über  Ver- 
letzung eines  Cautionscides,  Preuss.  Crim.  Ordn.  Anhang  zu 
§•  236).  Auch  wird  bei  der  letztern  Art  die  durch  den  Eid 
beabsichtigte  feierliche  Wirkung  in  dem  Falle  sehr  vermin- 
dert werden,  wenn  die  Vernehmung  längere  Zeit  dauert  und 
der  Zeuge  durch  verschiedene  Zeiten  auf  Umstände,  deren 
Constatirung  sich  erst  im  Verlaufe  der  Verhandlung  als  notli- 
wendig  zeigt,  befragt  wird:  das  Zurückgehen  auf  Golt,  die 
feierliche  Stimmung  hat  Inzwischen  an  Intensität  verloren  und 
Ahlt  sieh  der  Zeuge  weniger  von  der  Helligkeit  und  Wich- 
tigkeit des  Actes  durchdrungen.  Aber  auch  die  assertorische 
Eidesleistung  leidet  an  manchen  Gebrechen,  da  bei  einem 
l&ngern  Verhöre  dem  Zeugen  die  Fragen  im  Momente  der 
Siidesablegung  nicht  ganz  gegenwärtig  sein  können:  der  Eid 
bleibt  also  nur  ein  summarischer,  die  Seele  vermag  nicht  in 
diesem  Momente  jede  einzelne  Aussage  nach  ihrem  ganzen 
UmfaDge  zu  überschauen.  Auch  kommt  das  erregte  ernst- 
liche Nachdenken  (wie  Schneider  a.  a.  O.  S.  560  bemerkt) 
in  s^t  und  es  fällt  vielen  Menschen  schwer,  eine  schon  ge- 
■agte   Unwahrheit  zurückzunehmen.      Doeb    vielleicht    glaubte 
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man  eine  Abhülfe  su  fiudea  in  der  gleich  am  Einsauge  dea 
Verhöres  zu  macheaden  Ennahnung,  ^dass  er  (der  Zeuge) 
seine  Aussage  werde  beschwören  müssen/^  Jedenfalls  durfte 
die  assertorische  Beeidigung  weit  der  promissorischen  voran* 
ziehen  sein. 

Wir  bemerken  noch,  dass  verschiedene  Rechtsgelehrte 
des  vorigen  Jahrhunderts  der  Beeidigung  der  Zeugen  über- 
haupt nicht  geneigt  waren  (so  Tkomasim^  Strylc^  Kaestner 
a.  8.  O.,  nur  irren  sie,  wenn  sie  sich  auf  das  mos..^  röm.,  german. 
Recht  berufen,  da  hier  der  Anklageprocess  die  Grundlage  ist,  daa 
gemeine  Recht  aber  auf  dem  Inquisitionsprocess  beruhet);  neuere 
Rechtslehrer  hingegen  betrachten  den  Eid  als  wesentlich  lur 
Bekräftigung  jedes  Zeugnisses  (vgl.  FHangieri  System  der  Ge« 
setzgeb.  3.  Thl.  S.  295.  Globig  a.  a.  O.  Bentham  a.  a.  O. 
Mittcnnaier  Beweis  S.  292  u.  A.). 

Zu  $.  25. 

Der  erste  Theil  dieses  §.  beruhet  auf  einem  ausdrüek-» 
liehen  Ausspruche  des  Talmuds  Synkedr.  32*,  dass,  wenn 
der  Richter  Verdacht  gegen  eine  Zeugenaussage  hegt,  er  die 
frühere  mischnische  Vorschrift,  die  auch  für  Civiinille  daa 
strenge  Zeugenverhör  verlangt  (vgl.  au  §.  22.),  befolgen  solL 
Maimonidea  L  h  c*  3.  §.  2.  Chosch.  Mischp.  c.  15.  §.  8» 
(woselbst  die  Glosse  etwas  mildernd  ist)  und  c.  30.  §•   1« 

Dass  der  Zeuge  zur  Eidesleistung  angehalten  werden 
kann  —  der  zweite  Theil  des  §.  —  wird  Chasch»  Mischp.  c.  88. 
§.  2.  angeführt,  und  war  dieses  schon  im  14.  JahrhundeH 
eine  bei  den  in  christlichen  Landern  wohnenden  Juden  ge- 
wöhnliche Gerichtspraxis.  Bespons.  B.  Simon  ben  Zemach 
Duron  ^  T.  ///.  15.  Vgl.  auch  Beap,  B.  Jizchak  ben  Sche^ 
sehet  170.  176.  zu  Ende.  Diese  Praxis  wird  gebilligt,  so 
das  Zeitalter  (nach  einem  freilich  falschen  Begriffe)  den 
Meineid  höher  stellt  als  das  falsche  Zeugpiss,  jenen  mehr 
als  dieses  scheut,  und  der  Richter  durch  den  Eid  besser 
die  Wahrheit  zu  erzielen  hofft.  Ben  Zemach  l.  l.  —  Bm 
Sckeschet  berichtet  reapons.  170.,  dass  ^  bei  der  Anklage 
gegen  einen  eines  Vergehens  Verdächtigen  gewöhnlich  die  Zeogea 
schwören  lasse,  weil  sie  dann  der  jPurcdbt  vor  4«tll  Aiigokla||^ 
-ten  weniger  Raum  geben  werden:  iMli  f»  ffioA  loich  di«  Znn« 
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gen  gewöbulicli  hiermit  zufrieden,  weil  hierdurch  der  Ange- 
klagte weniger  über  ihre  Aussage  ungehalten  sein  kann.  Für 
Givilialle  hält  er  (der  in  Algier  lebte,  wo  nach  Koran  und 
Malckitischem  Rechte  —  Tor.  §•  —  auch  bei  den  nichtjüdi- 
schen Gericliteii  kein  Zeugeneid  stattfand)  den  Eid  für  über- 
flüssig. In  christlichen  Ländern,  wo  nach  römischem  und  ca- 
nonischem Rechte  der  Eid  unerlässlich  war,  wurde,  wie  ben 
Zcmach  erzählt,  auch  bei  den  Juden  der  Eid  allgemein  als 
integrirender  Theil  des  Zeugnisses  angesehen,  und  mussten 
daher  die  Gerichte  darauf  eingehen.  —  Da  die  jüdische  Ju- 
risdiction sich  zu  jener  Zeit  nur  auf  Civilfalle  (und  RitiiaU 
fälle)  erstreckte,  so  wird  dieser  Gebrauch  nur  für  Civilrecht 
(und  Rituales)  angeführt;  doch  zeigt  schon  eui  einfacher  Schluss, 
dass  unter  Umständen,  wie  die  vorerwähnten,  oder  wenn  sonst 
der  Richter  sich  hierzu  veranlasst  siebet,  die  Hceidigung  nicht 
minder  im  Criminalprocesse  anwendbar  sei.  Ja  hier  sogar  in 
noch  höherm  Grade:  denn  wenn  im  Civilprocesse,  bei 
dem  nach  talmudischem  Rechte  die  strengere  Zeugenverneh- 
mung nachgelassen  wurde  (§.  22.),  man  die  Zeitbegriffc 
erwägend  dem  Zeugen  die  Eidesleistung  auferlegte,  so  würde 
man,  wenn  die  peinliche  Jurisdiction  noch  üblich  gewesen 
wäre,  mit  noch  grösserer  Strenge  im  Criminalprocesse,  der 
das  ausgedehnteste  Zeugenverhör  verlangt  (§.  17  if.),  auf  den 
Zeugeneid  gedrungen  haben. 

Ueberhaupt  gehet  aus  den  im  vor.  §.  entwickelten  Grün- 
den der  Nichtbeeidigung  der  Zeugen  klar  hervor,  dass  die 
Behauptung,  „der  jüdische  Zeuge  dürfe  nicht  schwören^*',  eine 
nicht  nur  grundlose,  sondern  ganz  widersinnige  sei.  Wird 
die  Nichtbeeidigung  der  Zeugen  aus  dem  Anklageprincip  her- 
geholt ( wie ,  wir  es  v.  §.  versucht) ,  so  ergibt  sich  nur  dar- 
aus, dass  das  jüdische  Gericht  (da  es  den  Grundtypus  des 
Geschwornengerichts  bewahrt)  den  Zeugen  nicht  zu  beeidi- 
gen braucht  und  dem  richterlichen  Ermessen  das  Verhör 
und  die  Glaubwürdigkeit  anheimgesteilt  sei.  Darum  berichtet 
auch  ben  Zemach  an  obiger  Stelle:  „Man  erzählt  von  R, 
Niaatm  zu  Barcelona,  dass  er  Zeugen  habe  schwören  lassen, 
indem  er  sagte:  „ich  verlange  bei  diesem  Zeugnisse  einen  Eid.^^ 
Es  hingt  also  auch  die  Beeidigung  vom  richterlichen  Ermes- 
■en  ab.  —  Und  wird  der  apecieUe  Gnmd  für  die  Nichtbeei- 
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diguug  darin  gesucht,  weil  nach  mosaisch- talmudischem  Rechte 
die  iinwahrhafte  Aussage  eine  nicht  mindere  Entweihung  als 
der  unwahrhafte  Eid  ist  (v.  §.),  so  kann  ebenfalls  nicht  ge- 
sagt werden,  dass  der  jüdische  Zeuge  nach  seiner  Religions- 
lehre nicht  schwören  dürfe,  sondern  dass  er  niclit  zu  schwö- 
ren brauche,  d.  i.  das  jüdische  Gericht  glaubt  ihm, 
wenn  nicht  benondere  Umstände  eintreten,  auch  ohne  Eid. 
Der  Zeuge  kann  aber  in  keinem  Falle  wie  der  Bekenner  man- 
cher christlichen  Religionspartci  (z.  B.  der  Menuoiiite)  ange- 
ben, dass  er  einen  Eid  ablege,  der  wider  sein  Gewissen  ist. 
Es  dürfte  nur  einzuwenden  sein,  der  Eid  sei  überflüssig; 
aber  auch  diesem  entgegnet  der  erwähnte  ben  Zemach  L  L: 
.„Man  beeidigt  bei  manchen  Gerichten  den  Zeugen ....  und 
man  kann  nicht  sagen,  es  ist  ein  vergeblicher  (überflüssiger) 
Eid,  denn  man  kann  nach  dem  Spruche  der  Lehrer  Neda- 
Hm  8^'  schwören,  dieses  oder  jenes  Gebot  zu  halten  (ob- 
schon  man  auch  ohne  Schwur  dazu  verpflichtet  ist),  um  sich 
iiierdurch  im  Glauben  anzueifern  (um  hierdurch  mit  desto 
lebhafter m  Willen  an  die  Ausführung  zu  gehen)/^  Vgl.  auch 
Eidesleistung  S.  50  ff.  Ben  Zemach  siehet  mit  Recht  den 
Zeugeneid  als  Aneiferung  zur  Wahrheit  und  besonnenen  ern- 
sten Aussage  an  '^).  Der  Zeuge  könnte,  wenn  allgemein  eine 
Zeugenbeeidigung  beim  Gerichte  nicht  üblich  ist  und  der 
Richter  ausnahmsweise  von  ihm  einen  Eid  verlangte,  über 
Ebrenverletznng  klagen;  nnr  wäre  diese  Klage,  da  dem  Er- 
messen des  Richters  viel  anlieim  gegeben  ist,  nicht  sehr  ge* 
gründet:  wie  es  auch  aus  dem  obigen  Beispiele  des  R»  Nin- 
sim  zu  ersehen  ist.  Ist  aber  die  Vereidigung  allgemein,  weil, 
wie  ben  Zemach  anführt,  der  Zeitbegriff  das  Unrecht  eines 
falschen  Zeugnisses  nicht  so  hoch  anschlägt,  wie  den  Mein- 
eid, so  kann  auch  der  jüdische  Richter  mit  vollem  Rechte 
den   Zeugen  zur  Eidesleistung  anhalten. 

Der     weitere    Sclilnss    auf    Beeidigung     jüdischer    Zeu- 
gen   bei    Gerichten,    bei    denen    der    Process    weder   auf   das 


*)  Wir  fähren  hier  noch  gelegentlich  das  bei  fren  Zemach  l,  i.  citirte  Ae- 
$pon$um  des  R.  Hai  Gaon  an:  „Dass  die  Formel:  „„Lo  Allah  ill  Allah'*** 
(„es  ist  kein  Gott  ausser  Gott",  die  bekannte  mahomedanische  Formel), 
von  einem  Juden  geschworen,  ebenfalls  als  ein  heiliger,  unverbrüchlicher 
Eid  zu  betrachten  sei. 
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Relifions-  noch  auf  das  Aoklageprincij)  gegründet  ist  und  die 
allgemein  den  Zeugeneid  haben,  ist  leicht  zu  machen;  und 
%\ird  die  angehängte  ^^Untersuchung  über  das  Geseta  der  Prcuss. 
Crim.  O.^^  das  Nähere  besprechen. 

Zu  $.  26. 
MUchna  Maccot  6^  :  ^^das  Synhedrium  mnss  aus  dem 
BJuDde  der  Zeugen,  aber  nicht  aus  dem  Munde  des  Dolmet- 
schers hören^^  *).  Die  Mischna  lehnt  diese  Norm  an  eine  Bi- 
belstelle an;  aber  es  ist  auch  leicht  zu  ersehen,  dass,  da 
nach  talmudischem  Rechte,  wie  öfter  erwähnt,  Zeugen  allein 
ohne  Zusiehung  und  Befragung  anderer  Umstände  als  Beweismittel 
dienen  und  daher  ungemeines  Gewicht  auf  das  Zeugenverhör  Ter- 
wendet  wurde,  man  die  Vernehmung  durch  denMund  eines  Dolmet- 
Sehers  nicht  genügend  finden  konnte  (vgl.  Tosefot  Jörn  Toöadloc*). 
Denn  es  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  bei  der  mündlichen 
Uebertragung  eines  Dolmetschers  manche  Wendung,  mancher 
Ausdruck ,  der  dem  Richter  Anlass  zur  weitern  Befragung  und 
Entdeckung  geben  könnte,  verloren  gehet  Die  Einwendung, 
die  gegen  das  schriftliche  Verfahren  des  Inquisitiont^processcs 
gemacht  wird,  trifft  in  fast  höherm  Grade  die  Vernehmung 
durch  Dolmetscher.  Dem  dort  beim  Verhöre  nicht  anwe- 
senden urtheilenden  Richter  gehet  viel,  was  er  aus  den  Mie- 
nen und  eigentlichen  Worten  des  Tnculpaten  u.  s.  w.  entneh- 
men könnte,  verloren  und  können  Geberdenprotocolle  diesen 
Verlust  nicht  ersetzen  (Einleit.  S.  73);  hier  ist  der  Dol- 
metscher der  Inqnirent  und  gibt  er  dem  hinsichtlich  des  Ver- 
atehens  der  Worte  als  abwesend  zu  betrachtenden  Richter  die 
Aussagen  wieder:  dort  verminst  man  ein  wichtiges  Moment: 
die  Wahrnehmung  des  Mienenspiels;  hier  das  unstreitig  noch 
wichtigere:  den  eigentlichen  Ausdruck  des  zu  Vernehmen- 
den. —  Dieser  Ansicht  consequent  (vgl.  Sema  zu  Chosck, 
Mischp*  c.  17.  §.  6.)  erklärt  das  talmudlsche  Recht,  das  selbst 
in  Civilsachen  die  Forderung  stellt,  dass  der  Richter  der  Sprache 
des  Zeugen  kundig  sein  soll  (Maccot  das.  Chosch.  Misch p. 
r.  17.  §«6.),  „dass,  wenn  der  Richter  die  Sprache  des  Zeu- 
gen verstehet,    aber    sich    nicht  in  ihr  auszudrücken   vermag^ 


*)  Dctthalb  wurde  auch  viele  SprachkennUiiis   von    den    Synhedrial- 
mitgliedem  gefordert.    Synhedr,  17o.    Mamon,  Synkedr,  c.  2.  §.  6. 
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to  kann  er  durch  einen  Dolmetscher  den  Zeugen  befragen^ 
(i^W.  üid.).  Hier  überwacht  der  Richter  nicht  nur  den  Dol- 
meUcher,  sondern  er  Temimmt  die  Aussage  seihst  und  erliolC 
sich  unmittelbare  Ueberseugung.  (Das  Erwälmte  gut  naturlidi 
auch  hinsichtiich  der  Angelilagten  ^  die  Richter  roftssen  des- 
sen Sprache  liundig  sein.     Chosch*  Mischp.  ibid.) 

Andere  alte  Gesetzgebungen  sprechen  sich  nicht  fiber 
Dolmetscher  aus.  Zwar  war  in  Athen  (and  in  den  anderen 
griechischen  Städten)  eine  eigene  Behörde  in  der  Person  des 
Polemarch  für  Fremde  niedergesetzt;  er  musste  deren 
Kisgen  anhören^  sie  in  ihren  Familienrechten  schützen  und 
sie  sonst  vertreten.  Allein  unter  ^Fremde^^  werden  hier  dio 
ansässigen  Schutzverwandten  verstanden  (vgl.  Meier  und  SdkS^ 
mann  a.  a.  O.  S.  51),  die  natürlich  die  Landessprache  spra- 
chen; über  das  rechtliche  Verhältniss  völlig  Fremder  (Barba- 
ren) hatte,  bei  dem  damaligen  beschrankten  Verkehr  mit  die- 
sen, die  Gesetzgebung  weniger  Gelegenheit  zu  sprechen.  -* 
Auch  das  römische  Recht  hatte  zwar  seinen  Praeior  peregri" 
nu8  {ab  eo  guod  inter  peregrinos  jus  dicebat.  L.  2.  $.  28. 
D,  1.  2.),  erwähnt  aber  ebenfalls  nicht  des  Dolmetschers. 
Erst  die  neueren  Gesetzgebungen  mussten  bei  der  häufigen 
Berührung  der  Völker  natürlich  Rücksicht  auf  Verständigung 
des  Richters  über  Aussagen  in  einer  ihm  unbekannten  Sprsr 
che  nehmen;  und  haben  sie  daher  ,,Dolmetscher^^,  die  hierzu 
vereidet  werden.  Die  Preuss.  Criminal  -  Ordnung  gehet  hier 
mit  ungemeiner  Voi*6icht  zu  Werke,  und  verlangt  §.59.329. 
zwei  Dolmetscher;  nur  scheint  die  Vereidigung  (§.63.),  i,dasa 
sie  (die  Dolmetscher)  die  Fragen  des  Richters  und  die  Ant- 
worten des  zu  Vernehmenden  genau  wörtlich  und  richtig  über- 
setzen.. .  wolien^^  unstatthaft,  da  eine  wörtliche  Uebersez- 
zung  mündlich  fast  ausser  dem  Bereiche  des  menschlichen 
Vermögens  ist.  Schon  eine  schriftliche  wörtliche  Uebersez- 
zung  ist  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  verbunden  und  wird 
sie  oft  nur  auf  Kosten  der  Verständlichkeit  bewerksteUigt: 
und  der  Dolmetscher  soll  in  dem  Augenblicke,  wo  er  den 
Angeschuldigten  anhört,  ans  der  fremden  Sprache  wörtlich 
in  die  des  Richters  übertragen  1  Besser  daher  das  österr. 
Strafgesetzb.  Art.  356. :  „Der  Dolmctsdier  muss  vorläufig  ei- 
nen   Eid    ablegen,    dass   er   die  Fragen  aus  dem  Hunde  dea 
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Beamten  und  die  Antworten  aus  dem  Munde  des  Befragten 
ohne  Aenderung,  genau  und  treu  übersetzen....  werdc.^^  Ueber- 
setzt  der  Dolmetscher  ,,ohne  Veränderung^^  so  ist  das  Wörtliclie 
ohnediess  überflüssig.  Trefiflich  ist  auch  die  Bestimmung  des  er- 
mahnten Art.  des  Oesterr.  Strafg.,  dass  wenigstens  ein  dieser 
Sprache  kundiger  Beisitzer —  ausser  dem  Dolmetscher  — 
gewählt  werden  muss.  •  Und  findet  sich  ein  solcher  in  dem 
Bezirke  des  Criminaigerichts  nichts  so  muss  dem  Obergerichte 
die  Anzeige  liierten  gemacht  werden^  das  einen  solchen  Bei- 
sitzer  zuweiset^  oder  die  Verfügung  trifft,  dass  der  Beschul- 
digte an  ein  Criminalgericht,  wo  eui  solcher  Beisitzer  vor- 
handen ist,  abgeliefert  werde.  (Also  in  mancher  Weise  das 
Princip  des  talmudischen   Rechts.) 

Zu  §.  27. 
Es  Ist  ein  an  unzähligen  Stellen  wiederkehrendes  Axiom 
des  talmudischen  Rechts:  ,,Sobald  der  Zeuge  ausgesagt,  kann 
er  nicht  wieder  aussa^en^^  d.  i.  sobald  die  Zeugen  vernom- 
men sind  {Maimonides  Edut  c.  3.  §.  5.),  können  sie  ihr  Zeug- 
niss  nicht  widerrufen.  V^ergl.  weiter  zu  §.  131.  Dass  der 
blosse  Widerruf  das  Zeugniss  niclit  aufheben  kann^  ist  in  sich 
hiiilänglich  begründet,  und  wird  von  jeder  Gesetzgebung,  die 
das  Verbrechen  nicht  als  eine  Privatverletzung,  sondern  als 
ein  an  dem  Staat  begangenes  Unrecht  ansiehet,  anerkannt. 
Es  können  daher  Zeugen  weder  wenn  sie  als  Beweismittel 
des  Anklägers,  noch  wenn  sie  selbst  als  Ankläger,  Angeber 
auftreten  (und  in  diesem  Sinne  erscheinen  sie  sowohl  im  mo- 
saischen als  hn  talmudischen  Rechte)  '*'),  ihre  Aussage  zurück- 
nehmen. Das  talmudische  Recht  stellt  übrigens  dieses  Axiom 
unbedingt  auf,  weil  es  nur  die  Zeugenaussage  ohne  eine  son- 
stige  Berücksichtigung  im  Auge  hat:    nach  anderen   Gesetzge- 


*)  Angeber  hier  im  besseren  Sinne:  Einer,  der  die  Pflicht  eine« 
guten  Burgers,  die  Gesetze  mit  zu  überwachen  und  sie  in  ihrer  Integri- 
t&t  aufrecht  zu  erhalten,  erfi&llt.  Vgl.  Einleit.  S.  82.  83.  und  oben  zu 
§.  8.  —  Auch  Sigoniuf  de  republ.  Uebraeor.  L.  6.  r.  7.  betrachtet  die 
Zeugen  als  Ankläger.  Vgl.  auch  Spinoza  Tract.  theol.  politic.  e.  16.  Mi- 
chaelis m.  R«  6.  Th.  $.  290.  nimmt  nach  einer  falschen  Exegese  zu  Lcvit, 
19,  16.  an,  dass  Ankläger  dem  mos.  Gesetze  verhasst  waren;  allein  Vs'n 
heisst,  wie  fast  unter  allen  Interpreten  feststehet,  Verläumder,  aber 
nicht  Anklager. 
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billigen  kann  der  Widerruf  der  Zeugen  durch  Erforschung  an- 
derer Umstände  als  begründet  ersdieinen  *). 

Dieses  Axiom  beruhet  nicht  auf  blosser  Theorie,  son- 
dern wird  ein  altes  merkwürdiges  Factum  hierfür  er- 
zahlt. Simon  ben  Schetach  Hess  einst,  als  das  Zauber- 
und  Hexen wesen  überhand  genommen,  einen  Clubb  von  acht- 
zig diesen  Unfug  treibenden  Frauen  aufheben  und  sie  nach 
Exod.  22,  17.  hinrichten.  Die  Verwandten  der  Verurtheilten 
brüteten  Rache  gegen  Simon,  und  es  traten  zwei  von  ihnen 
mit  einer  Capitalanklage  als  Zeugen  (Ankläger)  gegen  dessen 
Sohn  auf.  Dem  Sohne  wurde  das  Todesurtheil  gesprochen; 
als  er  aber  zur  Richtstatte  ging,  bekannten  die  Zeugen,  dass 
ihre  Aussage  falsch  gewesen  und  sie  das  Motiv  der  Rache 
getrieben  habe.  Das  Todesurtheil  wurde  aber  nichtsdestowe- 
niger nach  dem  Grundsatz  y,ein  Widerruf  der  Zeugen  ist 
nicht  zulässig^^    vollführt  **). 

Auch  in  Civilsachen  können  die  Zeugen  ihre  Aussagen 
nicht  widerrufen,  da  durch  diese  Aussage  die  Behauptung  der 
einen  Partei  als  rechtmässig  anerkannt  wird  und  Widerruf 
es  wieder  umstossen  will.  Doch  ist  dem  Zeugen ,  wenn 
seine  Aussage  einen  verschiedenartigen  Sinn  zulässt,  eine  In- 
terpretation gestattet  {Chosckeii  Mischpat  c.  29.  §.  1.); 
auch  wird  der  Widerruf  angenommen,  wenn  die  Aus- 
sage auf  einem  offenbaren  Missverständnisse  beruhet.  So 
wird  Baba  Mezia  28^'  erzählt:  „Es  hatte  Jemand  zu  ei* 
ner  gefundenen  Sache  sich  als  Eigentliümer  gemeldet,  und  er 
sollte  Zeugen  für  seine  Ehrlichkeit  bringen.    (Dieses  eine  spa- 


^)  Es  dürfte  auch  gegen  den  Widerruf  der  Zeugen  geltend  gemacht 
werden,  dass,  da  die  im  Falle  der  Unwahrheit  zu  erfolgende  Wiederver- 
geltungsstrafe  eine  Garantie  gegen  das  falsche  Zeugniss  bieten  sollte  (vgl. 
oben),  diese  Garantie  bald  schwinden  wurde,  wenn  der  Zeuge  seine  Aus- 
sage zurücknehmen  konnte,  welches  er  auch  ungesäumt  thun  wird,  so- 
bald er  merkt,  dass  ihm  Entdeckung  drohet.  Auch  das  röm.  Recht  be- 
hielt diese  Bückdicht  im  Auge  und  will  (um  der  Calumnie  vorzubeugen) 
dass  der  Ankläger  bei  seiner  Anklage  beharret  müsse.  L.  7.  §.  1.  D,  48.  % 

♦*)  Talm,  jer,  Synhedr.  166.  wird  erzählt,  der  Vater  habe  wollen  den 
Sohn  lossprechen  lassen ;  dieser  aber  weigerte  sich  und  wollte  für  das 
Gesetz  sterben  (das  da  will ,  ein  Widerruf  der  Zeugen  sei  nicht  ütatthaft). 
Dieses  Gesetz  schreibt  sich  demnach  aus  einer  noch  frühem  Zeit  als  der 
des  Simoii  ben  Schetach  her. 
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tere  Eiorichtuug  wegen  getriebenen  Missbrauches.  Eigent- 
lieh  wird  eine  gefundene  Sache  auf  die  Angabe  entschiedener 
Merkmale  zurückgegeben.)  Er  brachte  Zeugen  und  der  Rich- 
ter fragte  sie^  kennt  ihr  ihn  (der  sich  au  der  gefundenen 
Sache  gemeldet  hatte)  als  Betruger?  Sie  antworteten:  ja! 
Dieser  (der  sie  als  Zeugen  gebracht)  sagte  zu  ihnen:  wie, 
ich  ein  Betrüger t  worauf  sie  antworteten:  wir  verstanden: 
Nichtbetrüger.  (Die  Fragestellung  des  Richters  selbst  hatte, 
wie  Baschi  das.  bemerkt,  zu  diesem  MIssTerständnisse  Anlass 
gegeben,  denn  er  hätte  fragen  müssen:  kennt  ihr  ihn  als 
ehrlichen  Mann?)  Man  Hess  diesen  Widerruf  gelten:  denn  da 
Jener,  der  sich  über  seuie  Redlichkeit  legitimiren  wollte, 
diese  Zeugen  gebracht,  so  hat  er  allem  Vermuthen  nach  nur 
Boldie  aufgesucht,  die  für  ihn  aussagen,  und  ist  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  sie  sich  versprochen.^^  Vgl.  Chosch.  Mischp, 
r.  29.  §.  1.  Hingegen  kann  nach  loUeudeter  Aussage  der 
Zeuge  nicht  zusetzen,  dass  eine  Bedingung  in  der  von  ihm 
bezeugten  Angelegenheit  stattgefunden.  Chosch.  Mischp.  l.  L 
nnd  so  die  Meinung  der  meisten  Autoren.  Vgl.  das.  Schach 
Anmerk.  2.  und  weiter  zu  §.  184.  —  Wenn  nun  aber  Zeu- 
gen durch  ihren  Widerruf  in  Clvilfallen  das  Recht  Jenes, 
für  den  sie  aussagten,  nicht  aufheben  können,  so  liegt  doch 
nicht  minder  ein  Geständniss  der  Zeugen  vor,  dass  sie  falsch 
ausgesagt:  also  jene  Partei,  gegen  welche  auf  Grund  ihres 
Zeugnisses  erkannt  wird,  in  Scliaden  gebracht  haben.  Im 
Civilprocesjse  ist  aber  Gestindniss  die  Anerkennung  eines  recht- 
massigen Anspruches,  wobei  nicht  weiter  geforscht  wird,  ob 
es  ein  wahres  oder  falsches  sei,  da  Jedermann  eine  Ver- 
zichtleistung auf  seüi  Vermögen  zustehet  (Einleit.  IL  Vgl. 
auch  welter  2.  Abschnitt  2.  Tit.  Eingang).  Daher  werden 
(Chosch.  Mischp.  c  28.  §.  21.  c.  38.  §.  1.  nach  R.  Ascher) 
beim  Widerrufe  die  Zeugen  zum  Ersätze  des  durch  ihre 
frühere  Aussage  verursachten  Rechtsverlustes  augehalten.  Das 
Urtheil  wird  hinsichtlich  des  Klagepunctes  nach  der  erstem 
Aussage  gefällt  (da  von  der  Rechtsseite  aus  ein  Widerruf 
nicht  statthaft  ist);  hingegen  ist,  da  die  Zeugen  gestehen, 
dass  sie  jener  andern  Partei  Unrecht  gethan,  in  dieser  Fliu- 
aicht  das  Geständniss  gültig  und  sind  sie  zum  Ersatz  verpflich- 
tet.   Vgl.  auch  weiter  zu   §•   184. 
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Zti  §.  28. 
in  der  Bestimmung  dieseg  §.  tritt  uns  ein  wichtiger 
Moment  des  Anklageproceiises  entgegen  und  zeigt,  wie  dieses 
Princip  trotz  mancher  hin  und  wieder  ilim  gesetzten  Be- 
scliräulLongen  durchbrach  und  sich  Geltung  zu  Terschaffen 
wusste.  Das  charaliteristische  Zeichen  des  Accusationsverfih- 
rens  ist,  dass  daer  Ermessen  des  Richters  entscheide;  und  die- 
ses wurde  in  mehrerer  Hinsicht  festgdialten.  So  ist  nach 
Ketubot  So'''  dem  richteriichen  Ermessen-  anheimgegeben,  Ei- 
nem Zeugen,  und  selbst  wenn  dieser  an  sich  unfähig  ist 
dem  Richter  aber  als  glaobwttrdig  erscheint,  in  Civiiiallen  in 
mancher  Beziehung  Glauben  zu  schenken  (vgl.  weiter  §.  34.). 
So  kann  ferner  der  Richter,  wenn  sich  für  eine  Partei  wahr- 
sclieinliche  Beweise  darbieten,  nach  seiner  innem  Ueber- 
zeugung  das  Urtheil  fallen.  Ketubot  l.  L  wird  erzählt:  A 
starb  und  man  fand  in  seiner  Hinterlassenschaft  mehrere  Edel- 
steine, über  die  er  nicht  bestimmt  hatte«  Zu  diesem  meldete 
sich  B. ,  sagte,  dass  er  sie  bei  A.  aufzuheben  gegeben  und 
gab  an  diesen  Edelsteinen  gewisse  Zeichen  an.  Der  Richter 
bezog  noch  den  Umstand  hierher,  dass  A  stets  für  einen 
armen  Mann  gehalten  und  es  also  nicht  wahrscheinlich  sei, 
dass  er  diese  Edelsteine  besessen:  und  sprach  sie  dem  B  zu. 
So  ist  ferner  bei  manchem,  bei  Schenkungen  entstehendem 
Zweifel  dem  Richter  überlassen,  nach  seinem  Ermessen  auf 
den  Sinn  des  Gebers  einzugehen.  A  setzte  in  seinem  letz- 
ten >^'i)len  seinen  Verwandten  Tobias  zum  Erben  eines  Grund- 
stückes ff.  ein.  Nun  melden  sich  zwei  Verwandte  Namens 
Tobias.  Der  Richter  kann  nun  nach  seinem  Ermessen,  wem 
von  diesen  beiden  der  Verstorbene  geneigter  gewesen  ff.,  das 
Erbtheii  zusprechen  {Ketubot  85^  ;  vgl.  Raschi  das.  Maimo- 
nid.  Scchija  c,  11.  §.  3.  Chosch.  Mischp.  c,  253.  ^.  29. 
Vgl.  auch  Sema  Anmerk.  12.  zu  c  240.  §.  3.).  Das  rich- 
terliche Ermessen  findet  auch  zuweilen  bei  zweifelhaften  Fäl- 
len des  Verkaufes  statt  Vgl.  Ketubot  94^  Baba  Batra  62^*  — 
In  der  nachlalmudisclien  Zeit  ging  man,  da  hier  mancher 
Missbrauch  getrieben  wurde,  in  mancher  Hinsicht  von  dem 
richterlichen  Ermessen  ab,  und  darf  der  Richter  nur  nach 
klaren  Beweisen  urtheilen  {Alfaai  l,  L  Maimonid.  Synhedr, 
c.  24.  §.  2.).     Aber  wenn  auch  in  positiver  Hinsicht  das  Er- 
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messen  beschrankt  wurde,  so  behielt  denn  doch  (dem  An- 
klageprincip  gemSss)  der  Satz  Geltung,  dass  der  Richter  nicht 
ein  Urthcil  gegen  seine  Ueberzengung  sprechen  soll.  Die- 
ses wird  Schebuot  30^'  folgendermaassen  erläutert:  ,,Wenn  der 
Richter  die  innere  Ueberzeugung  hegt,  dass  die  Zeugen  ein 
falsches  Zeugniss  aussagen,  so  darf  er  nicht  mit  der  Ver- 
tröstung, dass  die  Schuld  auf  die  Zeugen  falle,  das  Urtheil 
sprechen  (sich  mit  dem  Gesetze  schützen),  denn  es  heist: 
„„Von  jeder  falschen  Sache  musst  du  dich  fem  halten^  ^ 
(Exod.  23,  7.).^  Das  talmudische  Recht  stehet  hierin  über 
den  neueren  (auf  das  Inquisitionsprincip  basirten)  Gesetzge- 
bungen, die  ihrem  Principe  nach  häufig  dem  Richter  einen 
Gewissenszwang  auflegen,  da  die  Torgeschriebenen  Gesetze  ihm 
bindende  Normen  sind,  nach  denen  er,  so  sehr  sich  mitun- 
ter sein  Bewusstsein  dagegensträubt,  Tenirtheilen  oder  los- 
sprechen muss.  Und  selbst  bei  dem  letzten  formellen  Mit- 
tel, dem  Eid,  wie  oft  fühlt  sich  der  Richter  überzeugt,  die- 
ser Eid  sei  ein  Meineid:  und  doch  muss  er  ihn  ablegen  las- 
sen und  nach  ihm  das  Urtheil  föUen  und  der  schändlichen 
Lüge  das  Recht  zuerkennen;  denn  es  liegen  nicht  materielle 
Beweise  vor,  und  das  Gesetz  spricht  in  trockenen  Worten, 
an  die  sich  der  Richter  halten    muss  '^)! 

Wie  es  nun  aber  bei  dem  vorgedachten  Ermessen  des  tal- 
roudischen  Rechts  mit  dem  vorliegenden  Rechtsfalle  zu  halten 
sei?  Der  Richter  muss  vor  Allem  ein  strenges,  sonst  bei  Civilfällen 
nicht  erforderliches  Verhör  anstellen  (vgl.  zu  §.  24.);  und  fühlt  er 
sich  auch  dann  noch  nicht  beruhigt,  so  soll  er  den  Process  ei- 
nem andern  Richter  (Gerichte)  überlassen  (Maimonides  l.  L 
§•  3).     Nach   Anderen    {R.  Ascher  Respons.  68,  15.)  hän- 


*)  Dio  oben  citirte  Talmuddtelle  beziehet  sich  zwar  dem  dortigen  Zu- 
sammenhange nach  auf  Civilfällen  doch  kann,  wenn  der  Richter  schon 
hier  nicht  gegen  seine  Ueberaeugang  sprechen  darf,  dieses  in  CapitalfBil- 
ien,  wo  es  Princip  ist  „den  Angeklagten  zu  retten''  (Binieit.  S.  87), 
noch  weniger  stattfinden:  es  ist  also  selbst  in  dem  Gesetze  „auf  zwei 
Zeugen  umzubringen *'  das  Ermessen  nicht  beschränkt,  und  verliert  das 
Geietz  Manches  ?on  dem  Irrationalen,  das  Schriftsteller  in  ihm  finden 
wollten  (Tgl.  Einleit.  zu  diesem  Cap.)*  —  Es  mochte  aber  auch  bei  dem 
in  Capitalfallen  strengen  Zeugenverhor  schwerlich  je  dahin  kommen,  dass 
der  Richter  gegen  seine  Ueberzeugung  spreche. 
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digt  er,  weuD  sich  ihm  klar  herausstellt,  das  Unreclit  sei 
auf  Seiten  des  Klagers,  dem  Angeklagten  ein  Schreiben  ein, 
in  iirelchem  die  Gerichte  verwarnt  werden,  sich  mit  dieser 
Sache  nicht  zu  befassen.  Chosch.  Miachp.  c.  16.  §.  3.  — 
Es  wird  auch  das.  §.  4.  angefahrt,  dass  Obiges  nur  gelte, 
wenn  der  Richter  die  Ueberzeugung  von  dem  Unrecht  des 
Klägers  hat  (fallt  er  kein  Llrtheil,  so  geschiehet  Niemandem 
ein  Unrecht;  der  Beklagte  bleibt  in  seinem  rechtmässigen  Be- 
sitze). Ist  aber  das  Unrecht  auf  Seite  des  Beklagten  (wo 
also  bei  Nichtfallung  des  Urtheils  dieser  im  unrechtmässigen 
Besitze  verharren  wiirde),  so  muss  der  Richter  die  Unter- 
suchung verdoppeln  und  einen  Urtheilsspruch  zu  erzielen  suchen. 

Zu  §.  29. 
Maccot  5^'  wird  erzählt,  es  habe  einst  eine  Frau  in 
einem  Civilprocesse  Zeugen  gebracht  und  sie  wurden  als  un- 
wahr befunden;  dieses  wiederholte  sich  mehreremal:  und  es 
wollte  daher  ein  Richter,  dass  den  von  dieser  Frau  in  dem 
vorliegenden  Rechtsfalle  etwa  noch  zu  producirenden  Zeugen 
nicht  geglaubt  werde,  da  doch  offenbar  Ist,  dass  sie  falsche 
Zeugen  aussuche.  Es  wurde  ihm  aber  entgegnet,  wenn  auch 
die  Partei  (diese  Frau)  im  Verdacht  ist,  dass  sie  falsche 
Zeugen  aufsuche,  so  ist  doch  nicht  Jedermann  in  Verdacht, 
dass  er  sich  werde  zum  falschen  Zeugen  brauchen  lassen: 
und  sind  also  neue  Zeugen  zulässig.  Maimon.  Edut  c,  22. 
§.  5.   Chosch.  Miachp,  c.  31.  §.  4.  Vgl.  ferner  weiter  zu  §.  190*). 

Zu  §.  30. 
Der  erste  Theil  des  §.  ist  in  sich  selbst  begründet,  und 
kommt  allenthalben  so  vor.     Vgl.  jedoch  Eingang  zum  4.  Ti- 

'*')  Für  Capitalfälle  \%ird  in  der  Mi^chna  (das.)  Folgendes  angeführt: 
Wenif  zwei  Zeugen  gegen  Jemanden  aussagen,  und  zwei  andere  Zeugen 
zeihen  sie  eines  Alibi,  hierauf  treten  abermals  zwei  Zeugen  mit  der  frü- 
hern Beschuldigung  gegen  den  Angeklagten  auf  und  auch  sie  werden  von 
denselben  Zeugen  eines  Alibi  gezeihet,  und  dieses  wiederholt  sich  mehrere 
Male,  so  will  ein  Autpr,  dass  diesen  Alibizeugen  keine  Glaubwürdigkeit 
beigelegt  werden  kann,  da  hier  eine  Verabredung  (zu  Gunsten  des  An- 
geklagten) statt  gefunden  zu  haben  scheint.  Andere  Autoren  widerspre-. 
chen  diesem  (vgl.  Alfasi  zur  Stelle).  Da  ein  solcher  Fall  mehr  derSpe- 
culation  als  der  IVirklichkeit  angehört,  so  haben  wir  in  die  SS.  nur  die 
Anwendung  auf  Civilfalle,  wie  sie  im  Talmud  das.  angeführt  wird,  auf- 
genommen. 
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tel.  —  Der  zweite  Tlieli  gibt  eine  Ausnahme  für  Civilfälie, 
wenn  nämlich  der  Beklagte  als  ein  gewaltsamer  Mann  bekannt 
ist  und  Anzeichen  da  sind,  dass  der  Kläger  Zeugen  für  sich 
habe,  die  aus  Furcht  Tor  dem  Beklagten  ihre  Aussagen  ge- 
richtlich abzulegen  nicht  wagen  {Ketubot  27^'  vgl.  Tosefot 
das.  Chosch.  Mischp»  c.  28.  §.  15.  und  Sema  das.).  Diese 
Bestimmung  ist  übrigens  keine  Rechtsvorschrift;,  sondern  wie  man 
aus  Talm.  L  L  erkennt  eine  Massregel,  um  ungerechten  Hand- 
lungen vorzubeugen ,  die  gcwaltthätige  Männer  in  dem  Vertrauen, 
dass  die  Zeugen  nicht  wagen  werden  mit  ihrem  Zeugnisse 
hervorzutreten,  mitunter  begehen.  —  Auch  kann  man  in  sol- 
chem Falle,  wenn  die  Zeugen  sich  fürchten  in  Gegenwart  des 
Beklagten  auszusagen,  sie  ohne  dessen  Beisein  (vgl.  zu  §.  6.) 
vernehmen.   Chosch.  Mischp    L  h   Glosse, 


Wir  haben  bisher  die  Zeugenvernehmung  betrachtet,  in 
wie  fern  sie  ein  Crlterium  für  die  Wahrhaftigkeit  der  Zeugen 
gibt,  und  erwähnen  noch,  dass  ausser  dem  strengen  Verhöre 
und  der  Wiedervergeltungsstrafe  auch  die  Vorschrift,  dass  die  Zeu- 
gen selbst  das  Todesurtheil  mit  vollstrecken  helfen  sollen  (Deu- 
teron. 17,  7  und  wie  es  das.  13, 10  scheint,  auch  der  Ankläger), 
eine  Abschreckung  gegen  falsches  Zeugnlss  enthalten  haben 
dürfte.  Denn  wie  sollte  der  falsche  Zeuge  nicht  zurückbeben, 
selbst  Hand  an  das  unschuldige  Opfer  seiner  boshaften  unwah- 
ren Aussage  zu  legen,  Theilnehmer  an  dessen  Hinriclltung  zu 
sein  '^)7  Das  talm.  Recht  dringt  mit  Rigorosität  auf  diese  ThcK- 
nähme  der  Zeugen,  und  will  ein  späterer  talm.  Autor  {Synhed, 
45^*),  dass  wenn  die  Zeugen  durch  Umstände  verhindert  sind 
(es  sind  einem  von  ihnen  z.  B.  die  Hände  abgehauen  worden),  das 
Todesurtheil  nicht  vollstreckt 'werden  darf.  Nur  bei  dem,  einer 
Mordthat  Angeklagten  und  Ueberführten  wird  eine  Ausnahme 
gemacht;  dieser  wird  überhaupt  für  vogelfrei  erklärt  und  kann 
ihn  Jedermann,  so  er  dem  Gerichte  vor  der  Executiou  ent- 
wischt^ umbringen.  Maimon,  Synhed,  19,  8.  (Das  talm.  Recht 
macht  also  auch,  obschon  sich  auf  Bibelstellen  stützend  einen 
Unterschied  zwischen  bürgerlichen  und  religiösen  Verbrechen.  — 
Wir  haben  aber  noch  zwei  wesentliche  Pnnote  hervorzuheben, 


*)  Vgl.  Michaelis  mosaiBches  Recht  5.  TM.  S.  20. 
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deren  einer  mit  anm  Zeugenverhöre  g(*hört,  aber  niclit  als 
Criteriam  für  die  Wahrhaftigiteit,'  sondern  der  auf  Constatirung 
der  Straf fäliigkeit  des  Tliäters  hinsieit:  die  Verwarnung, 
femer  ein  anderes  wichtiges  Moment,  das  zwar  seiner  Natur 
nach  nictit  in  der  Criminalordnnng  (wovon  der  Beweis  ein  TheiJ) 
sondern  im  Strafrecht  seinen  Platz  hat,  aber  doch  mit  dem 
Zeugenverhöre  zusammenhängt:  die  Ausfiihnmg  der  Wieder- 
re r gel tungs strafe,  an  die  wir  auch  Manches  über  die  Art 
wie  die  Zeugen  der  Unwahrheit  überführt  werden, 
anschiiestfcn. 

Hinsichtlich  des  ersten  Punctes  berichtet  die  zu  §.  17. 
über  Zeugenverhör  angeführte  Mischna,  ,,man  befragt  die 
Zeugen,  habet  ihr  ihn  verwarnt.^^  (Diese  Yerwarnnng  braucht 
übrigens  nicht  von  den  Zeugen  selbst  auszugehen;  f^ie  müs- 
sen nur  aussagen,  der  Thäter  ist  verwarnt  worden.  Maccot 
6^-  Maimon.,  Synhed,  c.  12.  §.  2.),  Diese  Bestimmung,  daaa 
eine  Strafanwendung  nur  nach  vorhergegangener  Verwarnung 
stattfinden  kann,  wird  von  mehreren  Autoren  (Synhed,^^*) 
noch  weiter  discutirt;  und  je  entfernter  die  Autoren  von  der 
Zeit  der  peinlichen  Jurisdiction  standen,  desto  mehr  Bedingim- 
gen  wurden  an  die  Verwarnung  geknüpft.  Nur  scheint  —  wie 
dieses  oft  der  nicht  durch  Praxis  ins  Leben  hineingezoge- 
nen Speculation  widerfährt  —  hierbei  übersehen  worden  zu 
sein,  dass  auf  diese  Weise  das  Verbrechen  nur  in  höchst  selt- 
nen Fällen  werde  bestraft  werden  können.  Denn  ist  es  schon  selten, 
dass  das  Verbrechen  in  Gegenwart  von  Zeugen  ausgeübt  wird, 
so  ist  wohl  noch  weniger  anzunehmen,  dass  der  Verbre- 
cher auf  die  Verwarnung  warten  oder  gar  erklären  werde« 
dass  er  trotz  der  ihn  bedrohenden  Strafe  das  Verbrechen  voll- 
fuhren wolle!  Wann  wird  also  je  ein  Verbrecher  zur  gesetz- 
lichen Strafe  können  gezogen  werden  1  Vielleicht  mag  aber 
auch  hier  Abschaffung  der  Todesstrafe  der  leitende  Gedanke 
(wenigstens  bei  den  späteren  die  Verwarnung  erweiternden 
talm.  Autoren)  gewesen  sein,  denn  es  wird  /.  /.  81.  erklärt, 
dass  der  nicht  verwarnte  Capitalverbrecher  mit  der  öfter  er- 
wähnten lebenslänglichen  Gefängnissstrafe  bestraft  werde  (vgl. 
Maimon.  Boteach  c.  4.  §.  8).  Jedenfalls  scheint  aber  die  Ver- 
warnung, da  sie  schon  die  Mischna  unter  dem  classischen 
Schema  der  Zeugenvemdhmung  anfuhrt,  nicht  der  Speculation 
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allein  anzugehören,  sondern  hat  sie  eine  geschichtliche  Basis» 
wenn  auch  vielleicht  schon  die  Mischna  selbst  ihren  Umfang 
etwas  erweitert.  Die  Verwarnung  scheint  ihrem  Ursprünge  nach 
gegen  Unkunde  des  Gesetzes  eingeführt  zu  sein;  und  es  will 
auch  in  der  That  ein  mischuischer  Autor  (^Synhedr.il^'  Mac- 
eot&')^  dass  der  Gelehrte  keine  Verwarnung  brauche,  ,,denn 
die  Verwarnung  Ist  nur  gegeben  (eingeführt)  um  zu  unter- 
scheiden zwischen  dem  der  unTorsätzlich  und  dem  der  Torsätz- 
lieh  (eigentlich  unwissentlich  und  \iissentlich)  handelt/^  Eine 
solche  Unkunde  (ig?iorantia  juris)  kann  freilich  in  andern  Ge- 
setzgebungen,  da  sie  Torzüglich  politisahe  und  bürgerliche  Ver- 
gehungen behandeln  und  schon  das  blosse  Moralgesetz  sie  als 
Unrecht,  als  Eingriff  in  das  öffentliche  oder  persönliche  Recht 
*  bezeichnet ,  nicht  angenommen  werden  '*') ;  denn  war  auch  dem 
Verbrecher  die  Höhe  der  Strafe  nicht  bekannt,  so  beging  er 
doch  nicht  minder  die  That  im  Bewusstsein  des  Unrechts.  An- 
ders hingegen  dort,  wo  das  Strafrecht  auch  religiöse  Vergehen 
in  seinen  Kreis  ziehet,  und  Bestimmungen  feststellt,  die  in 
der  That  Vielen  unbekannt  sein  dürften.  So  verbreitet  sich 
s.  B.  das  talm.  Strafrecht  über  Sabbatentweihung  und  rechnet 
▼iele  Handlungen  als  Arbeit,  auf  die  Todesstrafe  stehe  u.  dgl.  m. 
Hier  war  Unkunde  des  Gesetzes  sehr  natürlich  (vgl.  auch  Maimon, 
Edut  c,  12.  §.  1.  und  weiter  §.  45.);  und  scheint  die  Bestim- 
mung, dass  eine  Verwarnung  vorangehen  müsse,  ursprünglich 
auf  solche  Fille  getroffen  worden  zu  sein.  Die  spätere  Zeit, 
die  die  Verwarnung  nur  aus  Ueberlieferung  kannte  und  der  die 
Gelegenheit  zur  Praxis  durch  Aufhebung  der  peinlichen  Ge- 
richtsbarkeit ganz  abging,  nahm  die  Verwarnung  allgemein  und 
fugte  sogar  noch  erschwerende  Umstände  liinzu.  (Doch  scheint 
das  Bewusstsein  des  eigentlichen  Fundaments  der  Verwarnung 
nicht  ganz  erloschen  zu  sein,  darum  wird  die  oben  erwähnte 
Gefängnissstrafe  bei  unverwarnten  Verbrechen  nur  auf  Mord- 
that,  nicht  aber  auf  andere  [religiöse]  Verbrechen  verhängt. 
Vgl.  Synhedrin  81.  und  Maimon.  l,  L  §.  8.  9.  Letzterer  begründet 


*)  Vgl.  Feuerhach  I^ebrbach  des  peinlichen  Rechts  §.  86.  Anmerk.  a., 
dass  L.  9.  pr.  D.  22.  6.  (und  L,  12.  C.  1.  18.:  conBtUuiiones  principum 
nee  ignorare  quemquam  nee  diisimüUtre  permUiimus)  sich  nur  auf  die 
Verbrechen  beziehet,  welche /urw  gentium  sind. 
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den  CiiCerschied  in  den  GemeinsehUlIchen  des  bürgerlichen  Ver- 
drechens.     Vgl.  ancli  über  ignorantia  juris  ei  facti  Maccot  9^* 
Die  Verwarnung  scheint  tber  noch  aus  einem  andern  Prin- 
cip  aicli  herausgebildet   su  haben:  aus  der  Scheidung  nSmlich 
des  Dolus  und  der  Culpa.     Dic'se  an  sich  so  schwierige  und 
von  Jeher   verschieden    aofgefassle  und    noch  immer  nicht   er- 
schöpfte   Materie,     die    ober  um    so    wiclitiger    als    in    ihr 
allein  die  Strafbarkeit    des  Verbrechens  bedingt  ist,   hat  auch 
Im   talm.  Redit  ihre   weitüuBge  Beliandliuig  gefunden.   —    Es 
unterliegt   keinem  Zweifel,  dass  nicht  die  materielle  That  für 
oich,  sondern  der  Wille ,  der  sie  leitete,  Grund  und  Massstab 
für  Strafe  ist     Den  Todtschlag . eines  Wahnsinnige«,    die  Ver- 
letzung die  Jemand    im  Sdilsfe  zuftigt,    findet  keine  Gesetsge- 
bung  strafbar;   denn    der  That  'gehet   der  Wille   ob,  imd  nur 
der    Vorsatz   —    Dolus   —    macht   die  Handlung    straitällig. 
Aber    zwischen    dem  Vorsatz    und  der   ihm    diametral    gegeii- 
tlberstchenden  Unvorsitslichkeit  liege«  viele  Abstufungen  mitten 
inne^    bei  denen  sich  die  Ab8i4dit,    diesen  Schaden  beizubrin- 
gen  zwar   nicht    ausspricht   oder  gar    überhaupt   eine  Absicht 
zu    scliadeu    sicli    nicht  findet;  aber    es    war    leicht    voraus- 
zusehen,   dass    durch    diese    Handlung   ein    Sdiade«    entstehen 
kann.      Dieses  ist  Culpa.     So  wenn  z.  B.  A  dem  B  In  einem 
Ranfhandel   ein  ^xn^   auschlug   (eine    solche  Absicht   ist  bei 
einer  Schlägerei  gewiss  nicht  anzunehmen),  oder  wenn  Jemand 
Steine  auf  eine  Strasse,  wo  Mehrere  vorübergehen,  wirft,  iu 
der  Nähe   eines  mit  brennbaren  Materialien  angcftilUen  Maga- 
zins Feuer  anmacht  u.  dgL  ra.      Die  Culpa  (gewöhnlich  durch 
Fahrlässigkeit  bezeichnet)  hat^   wie   soliou  atis  den  ange- 
fülurten  Beispielen  zu  erselien  ist,  mehrere  Grade:  und   wird 
sie  eingctheilt  in  die  grössere  (culpa  laia)^  mittlere  (e.  lems) 
und  die  kleinste  (c.  leeis^tma) ,  je  nachdem   der   Thäter  mehr 
oder  minder    den   Erfolg   seiner  Handlung    einsehen    und  sieb 
deren  Gerährllchkeit  und  Strafbarkeit  bcwusst  werden  konnte, 
oder   jemehr    diese  Handlung   als  Frevel,    Uebcrmuth  W,  oder 
als  Leichtsinn,  Unbesonnenheit  cn  betraditen  sei.      Die  Culpa 
Ist  übrigens  nicht  nur  positii»,  sondern  auch  negativ,  indem  etwas 
unterlassen    wurde,    was    dieser  Person    zur  Verhüthuug  eines 
rechtwidrigen  Erfolges  oblsg  ^). 

'*')  Ueber  Dolus  ond  Culpa  vgl.  €hrolman  Bibliothek  für  die  peinliche 

15 
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Bei  deTnaken  Beröhning  de«  Dolu«  und  der  Culpa  ist 
es  eine  der  schwierl^slen  Aufleben  der  Recliüigetelirsamkeit 
die  genauen  Grenaen,  wo  Dolus  ■  und  Culpa  sich  scheiden, 
aufzufinden.  Die  alten  Gescisgebuiigen  werfen  gewöhnlich  Do- 
lus und  Culpa  susamnien  *);  und  es  scheint,  dass  auch  das 
naosaisclie  Becht  (ur  sie  keine  Soiiderung  habe.  Es  licisst 
nimiich  (Exod.  21,  22.  23):  ,,Wenn  Männer  sussmmen  sich 
streiten  (schlagen)  und  sie  stossen  eine  sdiwangere  Frau  .  • .  ,  . 
wenn  ein  Unglück  Ist  (die  Frau  stirbt),  so  sollst  du  geben 
Leben  für  Leben^S  Dem  Wortsinne  nach  ist  hier  eine  blosse 
Culpa  und  nur  (vielleicht  ksnm)  eine  mittlere:  es  schlagen 
sich  swei  Mensdien  auf  öffentlicher  Strasse,  lassen  In  ihrer 
blinden  Wuth  Hiebe  auf  einander  fallen  und  bedenken  nlclit, 
dass  die  Vorübergehenden  Schaden  nehmen  können;  da  fällt 
ein  Hieb  auf  eme  vorübergehende  schwangere  Frau,  die  da- 
von stirbt,  und  der  Thiter  soll  umgebracht  werden  ^'^)!  — 
Aber  es  stehet  mit  diesem  Gesetse,  das  das  Verbrechen  nach 
dem  Erfolge  und  nicht  nach  der  Absicht  cn  beurtheilen  scheint, 
ein  anderes  Gesetz  in  directem  Widerspruche.  Nach  Numer. 
35,  17.  18  wird  die  That  nach  dem  Instrumente  mit  wetchem 
sie  ausgeführt  wurde,  gewürdigt:  „wenn  der  Mörder  mit  einem 
Stein,  mit  dem  man  in  der  Regel  nicht  tödten  kann,  den 
Todtschlag  rersetite,  so  ist  er  nicht  schuldig^^  (vgl.  oben  S.  17«^.). 
Hier  zeigt  sich  offenbar,  dass  die  Schrift  nicht  nach  dem 
Erfolge  allein  urtheilt  —  auch  hier  wurde  Jemand  getödtet  — , 
sondern  dass  sie  die  Absicht  genau  abwägt,  und  wo  solche 
SU  fehlen  schehit,  die  Handlung  nicht  strafbar  findet.  Weil 
nimiich  in  dem  vorberegten  Falle  der  Dolus  durch  dieses  an 
sich  nicht  todtliche  Instrument  weniger  wahrscheinlich  isl,  wird 
auch  die  That  nicht  als  Mordthst   betrachtet. 


Rechtswisfenschaft  1.  Th.  1.  Stuck.  3.  Th.  2.  St.  Feuerbach  a.  a.  O. 
{.  64-60. 

*)  DfNdi  achsidet  fchon  Plato  trefflich  (Leg.  Dialog,  9.  p.865>  676) 
Voraatz  {hiovülä)  und  Uovors&tslichkeit  (anovtf^a),  wobei  auf  yenchie- 
dene  Arten  der  Culpa  eingegangen  wird. 

**)  MickaetU  mos.  Recht  6.  ThU  S.  24.  65.  meint  zu  diesem  Gesetse, 
„weil  Schwangere  und  die  Frucht  im  Mutterleibe  einen  grösueni  Schatz 
verdienen.^  Vf\m  angründlich !  als  wenn  es  hier  auf  einen  Schlag  gegen 
die  Schwangere  oder  die  Frucht  abgesehen  gewesen  wäre! 
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DtB  Uimiiditdie  Sirafrechi  Inl  diber  cingelieod  tuf  den 
Begriff  des  Dotui  das  Geaeti  ans  Bxod«  foigendcrwcite  aaf- 
gefasst:  yjcM  acMagen  tkb  iwei  MiiAer  auf  Lebe»  und  Tod 
(es  isl  bei  Jedem  der  Veraata  den  andern  umsubringen)  und 
aie  bringen  eine  torlibergehende  scfmangere  Frau  um,  an 
wird  der  Tbiter  mit  dem  Tode  beatraft''  (SgnkedriM  74). 
Forsclien  wir  nun  ob  diese  Auffassung  dem  eigenüiehen  Ee- 
griffe  des  strafbaren  Doina  entspricht.  Das  ebsracteristisclie 
Zeiclien  des  Dolus  findet  sich  nach  dem  Ansdracke  eines  der 
¥orz&giiclisten  Reclitsiehrcr  unserer  Zeit  ^In  der  Bestimmung 
des  Willens  an  einer  Rechtsrerletsuug  ala  Zweck  mit  dem 
Bewusstsein  der  Geseiswidrigiceit  des  Begehrens^  *).  Daa 
Verbrecheriache  ikgt  also  in  dem  WUien  (Absicht),  4tH  aber 
der  menschliclie  Richter,  der  nur  die  Gerechtigiieit  nicht 
aber  die  Tugend  vertritt,  nur  dann  bealrafen  lumn,  wenn  er 
nur  Thai  ubergdiet  Ob  au  einer  dem  Willen  gana  entspre- 
chenden Thail  Das  ramische  Recht,  den  Willen  Toraiglich 
im  Auge  liehaltend,  sagt:  „Wenn  Jemand  einen  Menschen 
mwar  nicht  tödtet,  ilm  aller  verwimdet  In  der  Absicht  ihn  «i 
tödten,  so  wird  er  als  Mörder  ^^erdaaunt^  ^*y  Die  neueren  Ge- 
setsgebungen  lialten  die  Waage  swischen  Willen  und  der  ma- 
teriellen That,  und  erkennen  das  Verbrechen  nur  dann  voll- 
wichtig sur  Strafe,  wenn  eine  dem  Grade  dca  DoIna  ent- 
sprechende That  alch  mit  ilim  vereinigt.  Denn  die  Gerech- 
tigkeit kann  nur  Genngthuuog  fttr  die  That  fordern;  sie  hält 
sich  nur  sn  die  Wirklichkeit  und  misst  ihre  eigene  Vcrietsung 
und  die  für  diese  Verletsung  ihr  schuldige  Genugthung  (vgl. 
Ebleiluug  I.)  nach  der  bösen  That  (das  Böse  liegt  hi  der 
Absicht,   die  That   der  Erfolg).     Zwar  wird  achon  der  Ver- 


^)  Feuerbaeh  §.  54.  —  Orolman  a.  q.  O.  8.  26.  27.  bezeichnet  den 
Dolttis  »«Der  Handelnde  »iehet  yorauf,  das«,  am  «einen  Zweck  za  realifl- 
ren,  das  Verbrechen  noth  wendig  bemrirkt  werden  müne,  sein  Zweck  Lst 
also  der  mit  dem  begangenen  Verbrechen  selbst  rerbundene  Vortheil/'  — 
,,Der  Handelnde  weiss,  dass  er  thon  mOsse,  was  ihm  verboten  war,  das« 
er  nnteriassen  masste,  was  ihm  geboten  war,  wenn  er  zu  seinem  Zwecke 
gelangen  wollte,  er  wünscht  dennoch  seinen  Zweck  zo  erreichen.^ 

*^)  L.  1.  S.  3.  D.  48.  8.  I>i«iit  Ha^itmmi  reteWpWe:  eiiai. . ..  fvl 
Aoaiiiiem  non  oeeidiiy  »ed  «a/aeraail  «t  ooeniat,  pro  komieida  doamaa- 
daai.  Vgl.  aacfa  L.  14.  ibid. 

15* 


228 

sucli^  sobald  eine  siir  wirklichen  An^übung  fülirende  Hand- 
lung unlernommeu  wurde  (.worüber  vgl.  die  Gesetzgebung.^ 
unter  andern  Oesterr.  Strtfges.  §.  7.  Baicr.  Strafg.  §.  57 — 00), 
beatraft,  da  hier  schon  die  Gefährdung  dea  Lebena  eines  An- 
dern vorlag,  und  in  dieser  Bedrohung  der  Sicherheit  eines 
Individuuma  die  Gerechtigkeit  selbst,  welche  verhingf,  das« 
Jedermann  gesichert  sei,  verletzt  \inrde;  aber  diese  Verletzung 
lat  eine  geringere  als  die  der  vollendeten  Tliat,  und  kann  da- 
her auch  nicht  eine  ebenso  grosse  zu  leistende  Genugthung 
(Strafe)  wie  bei  dieser  zuerkannt  werden.  —  Betrachten  wir 
aber  einen  Fall  wie  den  oben  erwähnten:  A  schiessi  eine 
Piatole  auf  B  ab  in  der  Absicht  ihn  umzubringen,  der  Scliuss 
trifft  t  und  tödtet  diesen.  Hier  trifft  Alle8  zusammen  was 
die  That  atrafbar  macht:  die  Absicht,  ein  eigenlliclier  Dolus; 
und  der  Erfolg,  eine  Mordthat.  Es  liegt  also  eine  vollen- 
dete böse  That  vor:  die  Gerechtigkeit  ist  hier  durch  eine 
Willensbestimmung  zum  Morde  und  eine  dieser  Willensbe- 
Stimmung  entsprechende  That  —  den  Mord  —  verletzt :  und 
verlangt  aie  die  Genugthung,  die  jeder  Mörder  ihr  zu  leisten  hat  *), 
Wir  gehen    weiter   auf  das    talmudische  Strafrecht   ans, 


*)  Einige  Zeit  nachdem  dieses  geschrieben  war,  kam  mir  Hit/ig 
Annalen  der  Criminal-Rechtspflege,  fortgesetxt  von  I>emiiie  und  Kluge  3.  Bd. 
1.  Abtheilung  zur  Hand,  in  welcher  der  Entwurf  eines  Strafgesetzbucheji 
für  das  Grosshcrzogthuni  Baden  abgedruckt  ist.  Daselbst  heisst  es  ^*.  ti6. : 
„Hat  der  Erfolg  einer  vorsätzlichen  Handlung  wegen  Jrrthum  oder  V^er- 
wechselung  eine  andere  Person  oder  eine  andere  Sache  getrolTen, 
als  norauf  die  Absicht  des  Handelnden  gerichtet  war,  so  wird  ihm  die 
That  mit  dem  wirklich  eingetretenen  Erfolg  in  so  weit  zum  Vorsatz; zu- 
gerechnet, als  durch  die  Yersclüedenheit  zwischen  der  verletzten  Person 
oder  Sache,  und  derjenigen,  auf  welche  die  Absicht  des  Handelnden  ge- 
richtet war,  nicht  ein  schwereres  Verbrechen  begründet  wird.*'  Also 
ganz  wie  das  talmudische  Recht;  dem  Dolus  entspricht  ein  gleichgemässer 
Erfolg,  wenn  auch  nicht  der  beabsichtigte.  Hingegen  kann  nur  der 
Grad  des  Dolus,  zu  welchem  sich  der  Handelnde  bestimmte,  in  Anschlng 
kommen ;  daher  der  Nachsau :  „alsdurch  die  Verschiedenheit  ff.  nicht  ein  schwe- 
reres Verbrechen  begründet  wird;''  denn  in  diesem  Falle  fehlt  der  Dolus 
zn  diesem  schwerero  Verbrechen.  Und  auch  hier  ganz  in  Uebcreinstim- 
mung  mit  dem  talmudischen  Recht,  „wenn  A  auf  B  einen  Stein  warf,  der 
ihn  nicht  tödten  konnte,  und  der  Stein  traf  den  acbwächeni  C  und  tödtete 
ihn  ff.«  Vgl,  weiter. 
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du  sich   aiisfiikrlich    über  Dolus  verbreitet  (Syuhedr.  74.  79. 
u.  a.  8.0.)  und  fuhren  hier  die   Torzüglichsteu  Reaullate  au: 
m)  Ohne  Dolus  keine  Todesstrafe,     ß)  0er  Dolus  liegt 
nicht  in  der  erreichten  Absiebt,  sondern  schon  in  der  Ab- 
sicht,    sobald     ein   gleichgeuiiisser    Erfolg    ihm    entspricht. 
})    Der    Dolus   allein     ohne   entsprechenden    Erfolg   veran- 
lasst   nicht  Todesstrafe.        d)  Wenn  auch    der  Erfolg  erst 
spater  dein  Dolus  entspricht,  so  kommt  Todesstrafe  ^). 
Eine    willenlose,   selbst   eine   culpose  That  (vgl.    weiter) 
ist  also  nach  a)  nidit  strafbar.     Hingegen   wird ,  wenn  A  auf 
B  einen  Stein  warf  in  der  Absicht  ihn  nrasubringen  und  der 
Stein   trifft  C  und  lödtet  denselben,  A   nach  ß)  mit  Tod   be- 
straft.    Und   dieses  ist  der  Fall  des  Gesetaes  aus  Exodus*^). 
Warf  aber    A    einen   Stein    auf  B  in    der  Absicht  denselben 
umzubringen,  B  wurde  aber  nur  verwundet,  so  wird  A  nach 
y)  nicht  mit  Tode  bestrafl.      Es  wird  aber  nach  A)   wenn  A 
dem  B  mit  Absicht  einen  üfordstreich  verseilt  und  B  erst  nach 
einiger  Zeit  daran  stirbt,  nicht«  desto  weniger  A  mit  dem  Tode 
bestraft.      Die  Schrift   hat  hierüber  Exod.  21,  18.  19:   „Wenn 
Männer    mit    einander    in    Streit    gerathen    und    einer   schiigt 
den  aiuleni    mit    einem  Stein  oder   mit    der  Faust,    er  stirbt 
zwar  nicht,   fällt  aber  aufs  Lager  (wird  bettligerig) :  wenn   er 
wieder  aufstehet  und   wandelt  auf  der  Gasse  auf  Reiner  Krücke, 
so    ist    der   Schläger    frei«^^      Das    talmudische  Strafrecht    hat 
diesem     gemäss,      dass    wenn     er    an    jenem    Schlage     stirbf^ 
der  Schläger,    der  bis  znm  Ausgange  der  Krankheit  verhaftet 
bleibt,    umgebracht  werde.      Ob,  wenn  der  Verletzte  sich  er- 
holt und  dann  wieder  recidiv  geworden  und  hierauf  gestorben. 
Jener  Todesstrafe  zu  erleiden  habe,    und   welche  andere  Um- 
stände hier   noch  zu  berücksichtigen  sind,  wird  ebenfalls  aus- 
führlich besprochen.  Syiihed.  78.   Maimon*   L  L  §.  3 — 6.   (Man 
findet  hier  manche  Aehnlichkeit  mit  dem  baier.   Strafges.  Art. 

*)  Wir  nehmen  hier  den  Dolus  bei  Capitalfallen  an,  da  er  nur  bei 
diesen  in  der  Schrift  und  talm.  Rechte  vorkommt 

♦♦)  Kiiiigc  talm.  Autoren  wollen,  daM  auch  hier  nicht  Todesfitrare 
erfolge,  und  tritt  diesen  auch  Maimonid.  Roseach  c.  4.  §.  1.  bei.  Doch 
weisen  die  meisten  Stellen  auf  die  im  Texte  angeführte  Norm  hin,  und 
hat  auch  K.  Jbr.  ben  Dav>  I.  I.  die  Ungcnauigkelt  des  Maimouides 
geragt. 
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143.)  —  F&r  Ciilpt  tritt  nie  TodeMtrafe  ein,  obflcbon  die 
gTÜssere  Cnlpa  als  dieiier  Strafe  wikrdig,  beieicluiet  wird. 
We  Sclirift  hat  Exod.  21,  29.  30:  ^^Wenn  es  ein  atosalger 
Ochs  ist  von  gestern  und  Torgestem  (d.  i.  er  hat  schon 
mehreremal  Schaden  angerichtet),  und  man  hat  den  Besitzer 
gewarnt  und  doch  iiat  er  ihn  nicht  In  Acht  genommen,  und 
er  tödtet  einen  Mann  oder  eine  Frau,  so  soll  der  Ochs  ver- 
stelnigt  werden  und  auch  sein  Herr  hat  den  Tod  Terwirkt. 
Wenn  eine  Sühne  Ihm  aufgelegt  wird,  so  gibt  er  die  Losung 
seiner  Person,  Alles  wie  es  ihm  aufgelegt  wird.**^  Das  tal- 
mudische Recht  negirl  durchaus,  dass  hier  eine  wirkliche 
Todesstrsfe  gegen  den  Besitser  susgesprochen  sei;  er  sollte 
get5dlet  werden  meint  die  Schrift'*'),  seine  grobe FahrBssIgkeit 
verdient  diese  Strsfe;  er  Ist  vor  Gott  (moralisch)  schuldig  und 
er  soll  sich  von  ihr  durch  eine  Sühne  losen  (Keiuboi  37^' 
Synhedr^  15.)  *^).  —  Auch  eine  durch  Dolus  bestimmte  Culpa 
(die  sogenannte  cidpa  dolo  deierminata)  veranlasst  nicht  IV 
dcsstrafe.  Wenn  s.  B.  A  die  Absicht  hstte  dem  B  die  Hand 
absuhauen  und  er  traf  ihn  auf«  Hers  so,  dass  er  starb,  Ist 
A  nicht  des  Todes  schuldig  ***).  So  wird  auch  nicht  als  Dolus 
betrachtet,  wenn  A  auf  B  einen  Stein  warf,  der  diesen  nicht 
tödCen  konnte,  und  der  Stein  traf  den  scliwicheren  C  und 
erschlug  ihn.  Hier  ging  der  Erfolg  fiber  den  eigcutlicheu 
Dolus  hinaus  '^'^'^^)«  —   Eine  praesumpiio  doli  wird  (so  sie  nicht 


*)  Und  so  muss  es  auch  jede  tiefere  Exegese  erkennen,  da  es  nicht 
Msie  sonst  bei  Todesstrafe  m:r>  TXQ ,  sondern  nnr  tvsp  heisst.  Vgl.  Ram- 
ban  znr  Stelle. 

**)  Sehr  oberflächlich  meint  Iken  jiniiguiit.  Hthrmcor.  p.  440,  dass 
nach  den  Rabbincn  bei  Tddtong  die  Loskaufiing  durch  Lösegeld  gestattet 
sei.  Die  Rabbincn  sprechen  ausdrücklich  dagegen  {Ketubot  l.  L  und  an 
andern  Orten),  und  beschranken  die  Auslösung  auf  den  im  Talmud  ange- 
führten Fall ,  wo  keine  eigentliche  dolose  Tödtung  ist  und  auch  die  Schrift 
eigentlich  nicht  Todesstrafe  hat 

***)  Nach  neueren  Gcsetxgebungcn  acheint  eine  solche  That  als  YÖllig 
dolos  betrachtet  zu  werden;  Tgl.  Oesterr.  Strafges.  §.  123.  (Baier.  Strafg. 
Art.  145?)  neues  Criminalges.  für  Sachsen  Art.  35. 

*^**)  Den  eyentuellen  oder  unbesünuaten  Dolus  (wenn  i.  B.  A  auf 
B  einen  Stein  in  der  Absicht  wirft  ihm  zu  schaden)  er  hat  zwar  nicht 
den  ausdrücklichen  Vorsatz  ihn  zu  tödten,  doch  ist  ihm  der  Erfolg  gleich- 
viel; er  will  B  schaden,  sei  es  durch  Verwundung,  sa  es  durch  Tödtung) 
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aus     der    Thal   herrorgehd)   aetb«!   bei    demjenigeit,     desaen 
aMMÜ^e   BeaiehuBgen    so   den    Ermordeten   darauf    hmweben 
kömitea,  wie  l>ei  einem  Feinde,  nicht  angenommen  (Maccoi  11*). 
Daa  talmndiache  Recht  gehet  auch  auf  die  Culpa,  mit 
Beaiehung    auf    daa    Geaeli    der   Schrift  (Num.  c  SS.)«  daa« 
der  unToraiitiliche  Mörder  in  die  Znllochtaatidte  virandere,  aus- 
fdlirlich  ein.     Dieaca  Auswandern  und  Verbleihen  in  der  Zuflucht- 
atadt   ist  zum   Schutac   Tor  dem    JUntricIier    angeordnet   (Tgl. 
oben  S.  20.);    wird   aber   auch   da   Sühne  angesehen,   deren 
dieser  lliater  bedarf,  weil  der  UnvorsitzUchlceit  hinfig  etwas 
lJu¥oraichtiges    sn  Grunde    liegt.      Hierauf  gr&nden   aich    nun 
die  Besthnmuiigen  des  talmndisctien  Rechts,  weiches  annimmt, 
daas    einige  Fahrlissigkeit   (culpa   ievissima)   Torwaiten    muss: 
das  ToHig  Inculpoae  entliebt  dieser  Wanderung;  für  das  m^ir 
als  leicht  Culpose  bietet  nicht  die  Zuflnchtsstadt  ein  Asyl  *). 
Diesem  gemisa  werden  hier   auch  mehrere  Fille   l>esprochen, 
von   denen  wir  einige  herauslieben:  „Es    wirft  Jemand  Steine 
auf  eine  frequente  Gasse  und  wird  ein  Vorttbergeliender  getod- 
tet;   es  läsat    ein  Zimmermann  Jemanden   in    seine  Werkstatt 
eintreten,   seist  aber   nicht  mit  der  Arbeit  aus,    ein  Splitter 
fliegt  weg    und  tödtet  Jenen  n.  dgl.  m.:    diese  wandern   nicht 
nach  der  Zufluchtaatadt^^     Hier  lat  nicht  mehr  ein  gans  un- 
vorsatzüclier   Mord,    sondern    findet   sich   hier    eine    (grobe) 
Fahrlissigkeit   Tor;    die  Zufluchtsstsdt    bietet  also    kein  Asjl. 
Feiner:  „Bs  steigt  Jemand  die  Leiter  hinauf  und  er  fillt  herab 
und  tödtet  Jemand,  so  wandert  er  nicht  in  die  Zuflnclitsstadt^S 
liier   iat.  auch    eine   geringe  Culpa   nicht,    und    braucht    er 
also  nicht  ausiuwaudern.      „Es  fällt   al>er  Jemand  im  Herun- 
tersteigen   auf  einen  Menschen  und  tödtet  ihn,    oder  er  lasest 
ein  Fass  herab  und   dieses  bekommt  einen  Schwung  und  töd- 
tet  Jemsnden    im  Herabsturzen,   so    gehet  Jener   in    die   Zn- 
flticlitsstadt.^^      Hier  ist^  wie  Maimonid.   Roseaeh  c  4.  §.  12. 
beraerkti  schon  eine  leichte  Culpa,  denn  da  jeder  schwere  Körper 
sich  seiner  Matur  nach  schnell  lur  Erde  senkt,   so  s<dlte  man  bei 


erwähnt   das  taliMuüisdie    Recht    nicht  ansdrücklicbs     Doch  dirfte    nach 
MUckna  I.  /.  79.  dieier  Dohw  nicht  atraffällif  «ein. 

*)  Aiufuhrlich  wird  hierüber  Afaccof  c.  3  gehandelt«     Vgl.  auch  Baba 
Kama  326. 
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jedem  Herabsteigen  oder  Herftblassen  eines  GegensUndcs  um 
so  Toreichiiger  sein.  Wir  setzen  noch  die  Worte  Maünonid- 
L  L  §.  1 — 4.  liierlicr.  ,,Es  giebt  dreierlei  Art  nnTorsätx- 
lieber  Mörder.  Einer  bringt  ungern  und  mit  ^nslichem  Nicht- 
wissen (Unvorsätzlicbkeit)  um:  dieser  gehet  in  die  Zufluehts- 
Stadt.  Einer  bringt  ungern  um  und  zwar  ereignete  sich  die 
That  durch  einen  ausserordentlichen  Umstand,  wie  er  im  ge* 
wölmlichen  Leben  gar  nicht  Torlioramt:  dieser  braucht  nicht 
in  die  Zufluclilsstadte  zu  wandern,  und  wird  der  Blutricher, 
wenn  er  ihn  tödtet,  umgebrtclit.  Einer  bringt  zwar  unvor- 
sitzifch  um,  aber  die  Unvorsätzliclikeit  grenzt  an  Muthwilien 
oder  Nachlässigkeit:  diesem  bietet  die  ZufiuchtsstadI  kein  Asyl 
und  muss  er  sich  vor  dem  Biotricher  in  Acht  nehmen,  da 
dieser,  wenn  er  ilm  tödtet,  nicht  umgebraoht  wird^  '*').  Ob 
auf  die  Culpa  letzterer  Art  eine  gesetzliche  Strafe  folge, 
hieriiber  schweigt  das  talmudisohe  Strafrecht,  da  die  Schrift 
nichts  hiervon  erwähnt  uud  der  Talmud,  der  keine  Gelegen- 
heit zur  Ausübung  der  peinlichen  Jurisdiction  hatte,  sich  nur 
die  Erklärung  des  in  der  Schrift  vorkommenden  Strafrechts  zur 
Aufgabe  setzte«  Hätte  das  talmudisdie  Recht  hier  einen 
practisclien  Kreis  gefunden,  so  wurde  wahrsclieinlich  durch 
Verordnungen  (vgL  Einleitiuig  S.  40  ff.)  die  Lüicke  ausgefüllt 
worden  sein. 

Das  talmndische  Strafrecht  gehet  also  genau  auf  Dolus 
und  Culpa  ein,  und  weiset  jedem  sein  besonderes  Gebiet  an, 
das  zwar  in  der  friihem  Zeit  noch  nicht  so  aosgebildet  sein 
mochte,  aber  doch  jedenfalls  die  Anfinge  hierzn  schon  vor- 
bereitet hatte.  Uud  hierin  Hegt  der  Aufschluss  über 
die  Fragestellung  auf  die  Verwarnung:  die  Ermit- 
telung des  Dolus  hatte  sie  ins  Leben  gerufen.  Man 
wollte  niralich  gewiss  seui,  oh  die  That  mit  Absicht  verübt 
worden  sei:  und  diese  Gewissheit  würde  am  evidentesten  er- 
langt, wenn  sich  herausstellte,  dass  der  Verbrecher  auf  das 
Sträfliclie  seiner  That   aufmerksam    gemacht  worden    war  und 


'*')  Maimonid.  §.  5.  I.  I.  vi\\\  auch,  dag«  bei  dem  M6rder  auf  vor- 
elnzeltes  Zeugnis«  (§.  13.)  oder  auf  nicht  ergangene  Verwarnung  der  Blut- 
rächer wenn  er  denselben  umgebracht,  nicht  boatraft  werde.  Vgl.  Kesef 
MUckna  ibid. 
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er  sie  dennoreh  beengen  hatte«  Doch  ist  auch  ans  der  Weise 
wie  die  Thai  ver&bt  wurde  hlufig  auf  die  Absicht  lu  schliessea^); 
und  mochten  auch  die,  die  peinliche  Jurisdiction  ausiilienden 
Gerichte  sich,  obschon  man  an  noch  grosserer  Gewissheit  auf 
die  Verwarnung  —  wie  die  obige  Mischna  sagt  —  fragte, 
hiermit  (d.  i.  mit  der  nach  dem  Accusationsprincip  von  den 
Zeugen  gegebenen  Ausitunft)  in  den  meisten  Fallen  begnügen. 
Die  spätere  Zeit,  die  auf  die  Strafgericlitsbarlteit  veraichtel 
hatte,  hielt  in  der  Theorie  die  Verwarnung  fest,  und  fand 
nur  in  ihr  die  Gewitsheit  für  die  Absicht  **). 


Wir  gehen  nun  auf  die  I)el>erfuhrung  der  Zeugen  und 
die  Wiederrergeltungsstrafe  über;  wollen  aber  Torlier  nodi 
Einiges  an  der  oben  (Einleitung  II.  und  in  diesen  Cap.) 
dargelegten  Form  des  taimudischen  peinliclien  Processes,  so  wie 
der  Stellung  der  Zeugen  erganzen.  Der  talmudisch  peinliche 
Prooess  hat  Iteine  Voruntersuchung,  und  war  sie  im  heu- 
tigen Sinne  überhaupt  dem  Altertlium  unbekannt.  Die  Vor- 
untersuchung will  nimlich  prüfen,  ob  irgend  ein  Grund  aur 
Anklage  Torliege,  ob  Jemand  cur  Verantwortung  zu  ziehen  aei, 
hinlängliche  Anzeichen  auf  die  Tliatsache  und  den  Thäter 
hinweisen  u.  dgL  m.  (vgl.  Miitermaier  Straf«  erfahren  1.  TU« 
§•  3).  Sie  ist  zumeist  im  Inquisitionsverfahren  an  ihrem  Orte, 
da  in  ihm  nldit  mit  Gewissheit,  sondern  mit  Muthmassungen 
begonnen  wird,  und  man  daher  vor  Allem  sich  vergewissern 
muss,  ob  ein  gegründeter  Verdacht  vorliegt;  die  Achtung  vor 
dem  persönlichen  Rechte  und  die  der  Unschuld  gebührende- 
Schonung  machen  geltend  die  Fordenmg,  Freiheit  und  Ehre 
des  Individuums  nicht  auf  eitle  Gerüchte  und  Muthmassungen 
hin  zu  geiährden.     Doch   auch  die  neueren,   auf  das  Accusa- 


*)  So  erforschen  die  neueren  Geaetzgcbungen  aus  den  Umstanden 
die  Absicht.  Vgl.  u.  A.  Oestorr.  Strafgb,  §.  413.  vgl.  auch  Feuerbach 
a.  nrO.  $.  87.  Ziemlich  roh  Ist  hier  noch  das  rdmische  Recht,  Tgl.  die 
oben  erwähnte  Lex.  in  ihrer  weltern  Ausfühning. 

**)  Vgl.  Maimonid.  Jsure  Bia  c  1.  S-  2.  Synhcdr.  c.  12.  S-  2.,  wo 
die  Worte  artn'  und  ttq  nicht  auf  Kunde  und  Unkunde,  sondern  auf 
VorsätsKohkeit  und  Unvorsätzlichkeit  zu  beliehen  sind.  Vgl.  die  Com* 
nientat.  «las. 
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tlonspriiicip  gegründeten    peinlichen  Gesetsgebungen  haben  die 
Voruntcreudiung.      In  Frankreich   leitet    sie   der   Instroctioua- 
rioliter:  nnd   int  der  Procetfi,  wobei  der  Staatsanwalt  den  An- 
kläger macht    (vgl.   Kinleitung  S.  83.  Anmerk.)  informirl,    ao 
entscheidet  die  Ualhskamraer  (Chambre  du  conseil)  und  hier- 
auf  die  Anklagekammer  (Chamöre  (Tacensaiion)^  jene  ans  drei 
Richtern    hiclnslve    des    Instriictionsrichters,    diese    aua    IHnf 
Richtern   bestehend,    ob   der    Angeschuldigte  in    Anklagestand 
sa   veraetsen   sei.       Dieses   ganze   Verfahren   ist  geheim    nnd 
achrlfllich:     die   Jury   entscheidet   hierauf  über   schuldig   und 
nichtschiildig  *),     In   England    Mird    die  Vornntersuchtuig  vom 
Friedensrichter    eingeleitet,    nnd    giebt  es   hier  keinen   öflTent- 
fichen  AnkKger,    sondern  der  Beleidigte  klagt  an:  die  grosse 
Jury   ent{(dieidet    über   die   Versetzung   In   den    Anklagestand, 
nnd  wird   dieses    als  der   wichtigste  Theil   des  Processes    be- 
trachtet (Cottu  a   a   0.  S.  10!^  IT.);    die    kleine  Jury,   ob   der 
Angeklagte  das  Verbrechen  begangen  habe  **).     So  sehr  jedoch 
diese  Gesetzgebungen,  vorzüglich  die  englische,  auf  den  Schutz 
dea  Angeklagten    bedacht  sind^    so    ging   daa  Alterthum   hierin 
noch  weiter.     Es  behielt  nur  den  Kampf  den  Anklagers  und  des 
Angeklagten  (Einleitung  S.  72.)  im  Auge,  jener  hatte  also  die 
Anklagepuucte  vorzubringen,  die  Richter  entachleden  nur  über 
daa  Schuldig  ^**y     Daher  kannten  die  alten  Legislationen  weder 
ein  Versetzen  in    den  Anklagestand  noch   eine  Inhaftinuig  des 
Angeklagten;  es  stand  sogar,  so  lange  daa  Urtheil  nicht  gespro- 
dien  war,    dem  Verbrecher  frei   sich  su  exiliren    (O,  Müller 
Eumeniden  S.  127.).     Nur    der  Eltemmord   naclite  zu  Athen 
efaie   Ausnahme;    hier   fand    luhaftiriing   statt   (vgl.  das.).      Es 
wirft  ferner   auch  die  attische  Eisangelie  zn  erwaluien,  d.  i. 
die  Anmeldung   einer  ansserordentlichen  Klage;  hier  entschied 
meistens  die  Volksversammlung,  ob  eine  Klage  atattflnde,    und 
wurde  dieses  bejahet,  so  wurde  der  Beklagte,    wenn  er  nicht 


*)  Vgl.  oben  S.  85.  3.  Anmerkuiig. 

**y  Coitu  (S.  109.)  bcicicbnet  die  grosse  Jury  alg  EiiUcheideriii  übei 
das  Dasein  eines  Verbrccheus  (Tlutsache),  die  kleine  Jury  fiber  ilcii 
Thäter. 

***)  In  dem  reinen  AccuMtioniprocess  bat  da«  Gericbi  die  Function 
der  heutigen  englischen  kleinen  Juryj  es  ent«cheidefc  etgentlich  nur  über 
den  Thäter;  die  Erforschung  der  ThatMchc  gehört  nicht  in  sebi  Bereich. 
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Biirgen  stellte,  bis  sar  nichsten  Volksversimmlung  fesigeietit. 
Allein  dt  die  Eisangeiie  nur  bei,  entweder  Im  Gesetse  ^r  nicht 
erwähnten  oder  nicht  in  dieser  Welse  erwähnten  Verbrechen, 
▼orlionimt  (vgl.  Meier  nnd  Schömann  S.  267.  268.  Ptatner 
1.  Tbl.  S.  365.  366.  369.),  so  ist  hier  eigentlich  die  Volks^-er- 
Sammlung  ah  gesetsgebend  su  betracliten  und  gehört  die 
Eisaogelie  nicht  in  das  Gebiet  der  heutigen  Voruntersuchung  *),  — 
Auch  das  römische  Recht  liatte  nicht  Vomntersndiung  imd 
InhaftiruHg:  das  Gericht  prfifte  nur  vorlinfig  die  Anlilage,  die 
der  Ankliger  schriftlich  eingab,  und  lud  auf  sie  den  Ankläger 
vor  (vgl.  MiUermaicr  a.  a.  O.  §.  12.).  Die  römi^clien  Gesetze 
waren  überliaupt  sehr  fiir  den  Angeklagten  gegen  den  Ankli- 
ger bedacht.  Dieser  musste  die  Anklage  aufschreiben»  und 
zwar  (wie  ausdrücklich  gesagt  wird)  deashalb,  damit  Niemand 
leicht  mit  einer  Anklage  hervortrete,  und  er  wisse,  dasa  wenn 
sie  falsch  befunden  wird,  er  bestraft  werde  {quae  rei  [in  crimen 
subacriptio]  ad  id  inventa  es/,  ne  facile  guis  proeiliat  ad 
accuaationem  j  cum  aciat  inultam  sibi  accuaationem  nonfutu- 
ram.  L.  7.  pr.  D.  48.  2.  Die  Formel  einer  in  crimen  aub- 
scriptio  Tgl.  L,  3.  pr.  ibid,).  Der  Ankläger  musste  sich,  selbst 
noch  unter  den  Kaisem,  eine  Art  Verhaft  gefallen  lassen  (£. 
17.  C.  9.  2.),  während  der  Angeklagte  nicht  eher  in  den  Ker- 
ker geworfen  wurde,  ala  bis  er  ülierfährt  war  (Zr.  2.  C.  9. 3.).  — 
Das  talmudische  Recht  hat  ebenblls,  wie  aus  dem  ganzen,  bia 
jetzt  erwähnten  Verfahren  zu  ersehen  ist,  keine  Vorimter- 
suchung:  die  Vorladung  fand  nach  dem  peinlichen  Procesae 
des  Ilerodes  (Joseph.  Antiquitt.  L.  14.  c.  9.  §.  4.)  au  urthellen 
statt,  nachdem  die  Zeugen  (Ankläger)  ihre  Anklage  rorge- 
bracht,  und  hier  wurden  wahrscheinlich  die  in  der  Mischna 
crwälinten  Vorfragen    (§.  15.)    an   aie  gerichtet  *%     Mit  der 


*)  Plato^Leg.p,  871  Terlangt  drei  Bürgen  Ar  die  Gestellang  bei  Jenen, 
der  nacli  einer  Mordthat  sich  eiilirt  hatte  und  docli  wieder  aorfickehrte. 
Vgl.  auch  p.  873.,  wo  die  Bürgschaft  allgemein  icheint. 

**)  Im  talamdiscfaen  CriminalproceM  wird  awar  weoig  über  die 
Selbstvertheidigonf  dee  Angeklagten  gesprochen  und  wird  nur  vorzüglich 
auf  die  Zeugen  (Ankläger)  eingegangen.  Dieses  liegt  aber  ganx  In 
der  Natur  der  weitern  Aosbildung  des  talmudischen  Criminalprocessea,  der 
sich  auf  die  Schrift  beziehet,  die  Schrift  selbst  aber  nor  über  die  Zeagen 
spricht.    Aber   es  bedurfte  aach  nach  der  gansen  alten  Gerichtsform  — 
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Gestellung  des  Angeklagten  fing  der  eigentliclie  Proeess  an  und 
wurde  nichts  vorher  gegen  ihn  verhängt.  Nur  wenn  die  Majorität 
ihn  schuldig  befand,  wobei,  wie  oben  (S.  70.)  bemerkt,  das  Ur- 
theii  nicht  an  demselben  Tage  ausgesprochen,  sondern  bis  auf 
den  andern  Tag  verschoben  wurde,  wurde  in  dieser  knraen 
Zwischenzeit  der  Angeklagte  (eigentlich  schon  Venirtheilte)  ein- 
gesperrt {Maimonid.  Synhedr.  c.  12.  §.  3.):  und  ist  dieses  allein 
die  Haft,  die  —  mit  Ausnahme  von  S.  229.,  wo  der  Ausgang  ent- 
scheiden soll,  vgl.  ferner  Lev.  24, 12.  Niuner.  15, 43.  — ,  das  talmu- 
dische Recht  kennt  *),  Wurde  nun  an  dieson  andern  Tage 
das  Schuldig  gesprochen,  so  wurde  die  Senteni  sogleich,  d.  i. 
an  demselben  Tage  vollzogen,  und  ist  es  fester  Grundsatz: 
man  darf  die  Qual,  welche  der  Abgeurtheilte  im  Bewusstsein  des 
ihm  bevorstehenden  Todes  leidet,   nicht  verlängern   (ßynhedr. 

So  weit  der  peinliche  Process,  und  bilden  also  hier  durch- 
aus    die  Zeugen   den  Cardlnalpunct,   um  welclie   sich   Anklage 


der   Accasation  —  nicht   einer   solchen   Erwähnung.      Vgl.   oben  8.  71., 
vgl.  ferner  das.  dais  das  Gericht  der  natürliche  Anwalt  de«  Angeklagten.  — 

*)  Die  Mischna  erwähnt  Ewar  nicht  ausdrücklich  dieser  luhaftiruiig, 
doch  föhrt  sie  Maimon.  als  sich  von  selbst  verstehend  an:  da  eine  Selbst- 
exilirung  oder  BQrgschaftstellung  nirgends  vorkommt ,  auch  hier,  wo  eir;cnt- 
lich  factisch  schon  die  Verdammung  ausgesprochen  war,  nicht  stattfinden 
konnte.  Wenn  nach  gesprochenem  Urtheil  der  Verbrecher  fluchtig  wurde, 
so  reridirte  nicht  das  andere  seiner  habhaft  gewordene  Gericht  den  Process, 
«oodern  vollstreckte  das  erste  Urtheil.  Nur  wenn  er  von  einem  ausser- 
palästin.  Gericht  nach  Palästina  entfloh,  soll  eine  Revision  stattfinden. 
Maccot  7a. 

**)  Diese  Schonung  wandelt  sich  in  mancher  Hinsicht  in  Harte  um, 
und  will  die  Mitehna  Rrachin7a,j  dass  auch  bei  einer  Schwangern  das 
Urtheil  sogleich  vollzogen  werde.  Dieses  lag  in  der  Ansicht  des  Alter- 
thums  von  der  Frucht  (par(iif),  die  nur  als  ein  Theil  der  Mutter  be- 
trachtet wurde  (vgl.  das.).  Uebrigens  stand  es  dem  Gericht  frei  die  Fäl- 
lung des  Urtheils  zu  verschieben  (hier  Ist  keine  Verlängerung  der  Qual, 
da  so  lange  das  Urtheil  nicht  gesprochen  war,  dem  Angeklagten  immer 
die  HofijDung  blieb,  dasa  bei  der  nochiaaligen  Disacussion  [vgl.  S.  70.] 
laancher  der  früher  auf  schuldig  erkennenden  Richter  seine  Meinung  än- 
dern werde;  vgl.  Synhedr.  32.  und  7'ofc/ot  EraMn  I.  1.  Synhedr.  89. j; 
und  Biag  dieses  audi  wahrscheiiüich  im  obigeu  Falle  —  fiber  den  über- 
haupt ein  Factum  nicht  vorliegt  —  häufig  geschehen  sei». 
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und  Verurtlieiinng  drehet  *).     Werden   nini  die  Zengen  faifcch 
befanden,  so  8oUen  sie  be§trafl  werden;   und  hat  hierüber  dfe 
Schrift  (Deuteron.  N.  16—21.)  folgendes:    ,,Wenn  ein  falscher 
Zeuge  (wörtlicli  fein  Zeuge  des  Unrechts)  auftritt  gegen  Jeman- 
den,  um  gegen   ihn  eine  Uebertretung  sn  zeugen:    so  sollen 
,,die  beiden  Manner,  die  den  Streit  haben,   hintreten  vor  den 
Ewigen,  vor  die  Priester  und  die  Richter,  die  in  jenen  Tagen 
sein  werden.     Und  die  Richter  sollen  genau  nacliforscheu,  und 
„ist  der  Zeuge  ein  falscher  Zeuge,  hat  er  Lfige  gezeugt  gegen 
„schien  Bruder,  so  sollet  Ihr  ilun  thun,  wie  er  gedacht  seinem 
„Bruder  zu  thun,  und  du  sollst  das  Böse  aiisriumen  aus  deiner 
„Mitte.     Und  die  Uebrigen  werden  sehen  und  sich  fürchten  und 
„nicht  mehr  thun  wie  diese  böse  Sache  in  deiner  Mitte.     Und 
dein  Auge  soll  nicht  schonen :  Leben  fiir  Leben,  Auge  für  Auge, 
Zahn  für  Zahn,  Hand  für  Hand,  Fuss  fürFuss''.     Die  Schrift 
handelt  hier  von  Zeogen,   wo  ein  Anderer  (der  Verletzte)  ab 
Kläger  auftritt;  doch  wird  dieses  allgemein  auch  für  den  Fall, 
wo    die  Zeugen  als    Ankläger    erscheinen    (welches    Tonüglich 
bei  religiösen   Verbrechen  stattfand),    angenommen,    und    tritt 
aiidi  hier  die  WIedervergeitungsstrafe  ein  **).     Das  talmudische 
Straf  recht   erstreckt  sie   auch  auf  Civlliaile,    und  iässt  allent- 
halben,   es   mögen    die  Zeugen   Todesstrafe,    Geisseinng  oder 
Geldverlust  haben,   eine  adäquate  WIedervergeltong  eintreten. 
Nur  erklärt  es,  dass  in  dem  „Auge  für  Auge  ff.*'^  nur  das  Rechts- 
princlp  angedeutet  sei,   und  verwandelt  hier  die  Wiedervergel* 
tung  In  Geldstrafe  (vgl.  Einleitung.  S.  50.).     Ferner  wandelt  es 
die  Wiedervergeltung   In  folgenden   vier  Fällen   in  Geisseinng 


11 
11 


*)  Auch  dfir  englische  Strafprocess  legt  dai  meiite  Gewicht  auf 
den  Zeugenbeweis  und  ist  in  den  Formalitäten  so  strenge,  dass,  als  im 
Jahre  1776  die  Herzogin  von  Kingston  der  Bigamie  angeklagt  wurde  und 
ihr  Entlastungszeuge'  ein  alter- bettlägeriger  Mann  war,  sie  daher  verlangte, 
dass  eine  Commissioii  von  Lords  ihn  in  seinem  Hause  verhöre,  der  Lord 
Oberrichter  sich  mit  Erfolg  widersetzte,  weil  hierdurch  heimliche  Ver« 
liore  begünstigt  würden,  die  Hintergehung  Ueijier  Commissiooeo  leicht 
sei  ff.    VgJ.  Hornthal  bei  Cottu  S.  118. 

**)  Die  Schrift  spricht  übrigens  nicht  im  obigen  Falle  von  einer 
Bestrafung  des  Anklägers,  weil  wenn  auch  die  Zeugen  falsch  doch  noch 
immer  die  Anklage  richtig  sein  kann.  Die  Klage  hat  auch  fiberhaapt,  da 
Zeugen  den  alleinigen  Beweis  bilden,  so  lange  diese  fehlen ,  weder  Ge- 
wicht noch  Folgen, 
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um:  Wenn  die  Zeugen  gegen  die  legitime  Abstimmung  eines 
Individuums  aussagen  (A  sei  ein  Bastard  ff.),  wenn  sie  aus- 
sagen, A  habe  unvorsitiUcli  umgebracht  und  er  m&sae  in 
die  Zufluclitsstadt  wandern,  femer  A  habe  gestohlen  und  er 
sollte  als  Sclave  verkauft  werden  (Exod.  22,  2.),  endlich  der 
Ochs  des  A  habe  mehreremal  gestossen,  wodurch  A  in  die 
Geldsuhne  verdammt  wird.  (Ueber  die  Wiedervergeltungsstrafe 
wird  gehandelt   Maeeot  r.  1.    Mainwnid,  Edut  c.  18 — 22.) 

Auch  alte  und  neue  Gesetxgebungen  sind  sehr  strenge 
'gegen  den  falschen  Zeugen.  So  bestimmten  die  XU.Tafel- 
gesetse,  dass,  wer  ein  falsches  Zeugniss  ausgesagt,  vom  Tar- 
pejischeu  Felsen  herabgestiirst  werde  (vgl.  Oellms  Noct,  Aitic. 
L.  20.  c.  1.):  und  scheint  dieses  Gesetz  (das  ehiige  Gelehrte 
in  folgenden  Worten  herzustellen  versucht:  sifaUum  testhno- 
nium  dicassit^  de  saso  dejicitor.  Dirksen  8.  614),  von  je- 
dem falachen  Zeugnisse,  auch  in  Civil flllen  zu  sprechen 
(vgl  FarrinachiB  QuaeHio  67).  —  Aus  dem  attischen  Recht 
liegt  hier  nichts  Bestimmtes  vor  (vgl.  Meier  S.  382);  sehr 
sonderbar  ist  jedoch  die  Rechtsverordnung  Plato*s  (Legg.  p. 
AS7),  nach  welcher  derjenige,  der  zweimal  falsch  gezeugt, 
nicht  mehr  gezwungen  werden  kann  (vgl.  oben  zu  §.  8.), 
Zeugniss  abzulegen;  und  wer  dreimal  falsch  gezeugt,  der 
darf  nicht  mehr  Zeuge  sein,  wagt  er  es  dennoch,  so  wird 
er  mit  Tod  bestraft. —  Das  neuere  römische  Recht  fiberlSsst 
die  Strafe  des  falschen  Zeugen  dem  Ermessen  des  Richters  (L,  16. 
B.  22,  5.);  bei  Zeugnissen  in  Capitalsachen  wird  der  falsche 
Zeuge  mit  Tode  bestraft  {L.  1.  pr.  L.  3.  §.  5.  IJ.  48,  8.). 
Es  wurde  aber  (zu  §.  24.)  bemerkt,  dass  durch  Edicte 
der  spitfren  römischen  Kaiser  der  Eid  gesetzlich  bei  je- 
dem Zeugnisse  wurde;  daher  will  auch  das  spatere  römische 
Recht  {L.  13.  C.  4.  20.),  dass  doppelt  bestraft  werde:  als 
Meineid  und  als  falsche  Beschuldigung.  Diese  Ansicht  ging 
auch  auf  manche  neuere  Gesetzgebungen  über  und  lassen  sie 
den  Frevel  des  Meineides  vorwalten  (vgL  Preuss.  Strafrecht 
§.  1412.  Sichs.  Criminalgesetzb.,  das  das  falsche  Zeugniss 
unter  der  Rubrik  „Verletzung  der  Ehrerbietung  gegen  die 
Religion^^  anfuhrt);  und  verbingen  sie  Todesstrafe,  wenn  durch 
das  falsche  Zeugnisa  ein  Unschuldiger  hingerichtet  wurde 
(Preuss.  Strafr.  a.  a.  O.    Sachs.  Crim.  G.  B.  Art.  185).  Auch 
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der  Code  p<!nal  Art.  361.  hat  Todeastrare,  wenn  Jenand  den 
Tod  erlitten,  sonat  leitife  Galeerenatrafe ;  uiiunnt  aber  aidit 
den  Meineid  sum  Motiv.  Vergl.  Expoaä  des  moiifs  p.  99l 
DaaOesterr.  Strafg.  §.  17^'''  beirachtet  das  falache Zeuguiat 
(sowie  Meineid  iiberliaiipt)  ala  Betrug,  und  liat  §.  183.,  wenn 
ein  sehr  wichtiger  Schaden  verursacht  wurde,  yyAuaatellong 
auf  die  Schandbuhne  mit  swanaigjahrlger,  und  nach  Umstan- 
den mit  lebenslinglicher  scfiwerer  Kerlierslrafe.^ 

Das  mosaische  Gesetz  hat  noch  eine  besondere  Strenge 
gegen  den  falschen  Zeugen:  ea  will,  dasa  achon  die  Absicht 
bestraft  werde.  ,,Iiir  sollet  ilim  iliun,  wie  er  gedacht  (cci 
bedeutet  ,,aussianen,  erdenken,  androhea^^),  schien  Broder  sa 
thun^S  alao  selbst  wem  daa  Urtheil  noch  nicht  an  dem  An- 
geUagten  voUlfthrt  wurde  *).  Doch  war  dieses  ein  Contra» 
versptmct  swischen  den  Sadducaem  und  Schriftgelehrten.  Er- 
stere  wollten  die  Wicdervergeltnng  erst  nach  Tollaogcaem  Ur- 
theile  eintreten  bssen,  und  beriefen  sich  auf  p.  21.:  „Le- 
ben für  Leben  ff.^$  es  m&sste  also  achon  durch  daa  falsche 
Zeugniss  ein  Leben  ff.  geopfert  sein.  Die  Schriftgelehrten 
führten  für  sich  an  die  Worte  ,,wie  er  gedacht^:  der  Ana- 
druck y,  Leben  für  Leben  ^  iat  diesem  nicht  widersprechend 
(dachte  er  durch  sehi  Zeuguisa  ein  Leben  su  nehnen,  ao 
u.a.  w.),  und  deutet,  wie  letstere  eridlren,  darauf  Un,  daaa 
schon  ein  Leben  in  Gifahr  geschwebt,  das  Urtheil  schon  ge- 
sprochen, wenn  auch  noch  nicht  voUsogen  war:  werden  hin- 
gegen die  Zeugen  Tor  gefilltem  Urthelle  der  Unwahrheit  über- 
wiesen, so  findet  die  Widerrergeltimgsstrafe  nicht  statt  {Mac- 
cot  5^  )  **).    Auch  wird  daselbst  folgendes  Factum  angeführt: 


^)  So  «cheint  ei  such  nach  dem  Ctde  p^al  I.  I.  £g  koi^;  ü,  .•, 
Vactuii  a  4ii  coudamn^t  aUo  schon  die  Vordammang,  der  Urtheils- 
Spruch.  Aueh  das  Rsp—i  L  I.  spricht  sich  hieräbcr  nicht  deutlicher  ans« 
Bemerkenswerth  ist  das  daselbst  aageluhrte  £dict  vom  Jahre  la38,  wel- 
ches gegen  jedes  falsche  Zeognisfl  Todesstrafe  hatte.  Vgl.  was  oben 
zoB  XII.  Tafeigesets  beaefkt  wurde.  —  Aach  das  Sachs.  Cri«.  G«  F. 
Art«  18i.  bestraft  das  iaUche  Zeugniss  (jedoch  gelinder) ,  wenn  auch  das 
Urtheil  nicht  voUsogen  wuides  nur  flieast  diese  Bestrafung,  wie  bemerkt, 
aus  dem  Meineid. 

**)  Das  Oesterr.  Strafg.  1. 1.  betrachtet  schon  als  Betrag,  „wenn  da 
falsches  Zeugniss  gerichtlich  angeboten  wird*%  und  folgt  Inerauf  nach 
§.  181.  183.  harte  Bestrafung. 
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Jehiida  ben  Tabai  (ilterer  Zeitgenosse  des  Simon  ben  Sche- 
uch und  Präsident  des  Synhedriums)  berichtet:  ^^er  habe  ei- 
nen der  falschen  Aussagte  (in  Capitalsachen)  fiberführten  Zeu- 
gen hinriclitcn  lassen,  obschon  das  Urtheil  an  dem  Angeklag- 
ten noch  nicht  Tollsogen  war:  und  habe  also  thatsächlich  ge- 
gen die  Meinung  der  Sadducaer  protestirt^^  *), 

Die  Speculation  ging  noch  weiter,  dass  nur  auf  die 
Absiclit  die  Wiedenrergeltnngsstrafe  eintrete,  bei  Tollaogcnem 
Urtheile  aber  sie  nicht  ausgeführt  werde.  Unter  den  meh- 
reni  für  diese  höchst  aufTailendc  Lehre  (für  die  übrigens  kein 
Factum  vorliegt,  und  die  auch  noch  nicHt  in  der  Mischna  an- 
geführt wird)  angegebenen  Griinden  (Tgl.  R.  J.  Karo  su  Mai- 
fnonid.  Edut  c  20.  §.  2.  und  ßiur  su  der  Mendelsohu'schen 
Uebersetsung  Deuteron.  19,  19),  dfirilc  folgender  der  gewich- 
tigste sein.  Eine  der  Hauptbedingungen  des  Staatswohies  und 
der  Aufrechthaltnng  der  Gerechtigkeit  ist  die  Erweckung 
und  Belebung  der  allgemeinen  Achtung  vor  dem,  die  Gerech- 
tigkeit handhabenden  und  sie  Tcrtretenden  Gerichte:  gehet 
das  Vertrauen  zu  den  Richtern  und  dass  sie  nur  mit  der  ge- 
nauesten Bedächtigkeit  ihr  Urtheil  abwigen  verloren ,  so  schwin- 
det die  Achtung  vor  der  von  ihnen  vertretenen  Gerechtigkeit 
und  lösen  sich  die  Bande  der  Scheu  vor  Gesetz  und  Recht 
auf.    Das  Vertrauen  su  Gerechtigkeit  imd  Richtern  muss  aber 


*)  Auf  die«6  Meianngtver«chiedeobeit  durfte  TieUeicht  auch  die  po- 
liUsche  Stellung  dieier  verschiedenen  Parteien  einigen  Einfluss  geübt  ha- 
ben. Der  Staat  hatte  sich  unter  den  Hasmonfiern  in  eine  Monarchie  um- 
gewandelt, und  herrachten  manche  Könige  mit  wahrem  Despotismus  (vgl. 
Einicit.  I.).  Wie  den  Despoten  oft  feile  Delatoren  zu  Gebote  stehen 
und  es  ihnsn  durch  diese  leicht  wird,  den  Schein  des  Rechts  zu  retten, 
spricht  die  Geschichte  der  sp&teren  rdmischen  Kaiser  deutlich:  im  jädi- 
sehen  Straf  rechte,  das  mehrere  religiöse  Verbrechen,  wie  Blasphemie, 
Sabbatentweihung,  als  CapiCalfSlIe  ensiebet,  konnte  die  Angeberei  schein- 
bar sogar  im  Interesse  der  Religion  auftreten ,  und  dem  Despoten  die  er- 
wünschtesten Dienste  leisten.  Ein  solches  Beispiel  bietet  deutlich  der  öf- 
ter erwähnte  Strafprocess  I.  Kön.  cap.  19.  dar.  —  Bekannt  ist  aber  auch 
aus  den  Annalen  der  Rpoche  des  awaiten  Tempels,  dais  die  Sadducäcr 
die  Hofpartei,  die  Schriftgelehrten  die  Volkspartei  bildeten.  Daher  wa- 
ren denn  auch  jene  gelinder,  diese  hingegen  sehr  streng  gegen  die  fal- 
schen Zeugen,  bestraften  schon  die  Absicht  nnd  strebten  der  ?erworfe- 
nen  Delationssucht  kräftig  entgegen. 
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am  meisten  durch  einen  Justizmord  erschüttert  werden:  nie 
wenig  ist  man  geneigt,  Jenen,  die  für  Leben  und  Sicherheit 
der  Bürger  vcrantworüich  sind,  die  darüber  wachen  (^oilen, 
dass  nicht  geirrt  und  gefehlt  werde,  einen  solchen  Irr- 
thum  zu  Terzeihen!  tCrwagt  man  nun  hierzu,  dasa  die  An- 
klagezeugen nur  durch  Alibizeugen  der  Unwahrheit  iiberfulirt 
werden  können  und  kein  äusseres  Moment  ( nach  dem  rciiirn 
Accusationsprocess)  hinzutritt,  das  für  die  grössere  filaiih- 
Würdigkeit  der  letzteren  spricht  (vgl  weiter),  so  würde  durch 
eine  Bestrafung  der  überführten  Zeugen  nach  vollst  reck  tem 
Urtheile  an  dem  Angeklagten  die  öffentliche  Meinung  noch  kei- 
nesfalls mit  dem  Gerichte  ausgesöhnt  sein,  sondern  man  würde 
auch  auf  diese  Hinrichtung  mit  erneutem  Misstrauen  hln- 
blicken  und  fragen,  ob  nicht  das  Gericht  abermals  vorschnell 
gehandelt  und  hier  erst  der  eigentliche  Justizmord  begangen 
worden  sei!  —  Die  Norm,  dass  nach  vollzogenem  frtheile 
die  Wicdervergcitungsstrafe  nicht  stattfinde,  gilt  übrigens  nur 
für  Capitaltalle;  bei  Zeugnissen  in  sonstigen  Crimiiialsacheu 
oder  in  Civilfallen  wird  die  Wiedenergeltungsstrafe  auch  nac]i 
vollstrecktem  Urtheile  verhängt  {Mahnojiides  L  /),  was  ganz 
der  Torgedachten  Ansicht  entspricht. 

Aus  der  Lehre,  dass  aiich  auf  die  Ahsicht  Wiederver- 
geltungsstrafe  eintrete,  folgt  ferner,  äass  selbst,  wenn  der 
Angeklagte  auf  die  Aussage  späterer  Zeugen  als  schuldig  be- 
funden worden,  jene  friiheren,  der  Unwahrheit  überführten  Zeugen 
nichtsdestoweniger  ihre  Strafe  erleiden  müssen,  da  sie  falsch  aus- 
gesagt (Maccotl.L).  Doch  hat  das  talmudische  Recht  den  mildern- 
den Umstand,  dass  die  Wiedervergeltungsstrafe  überhaupt  nur 
dann  stattfindet ,  wenn  beide  zusammen  aussagende  Zeugen  (und 
sagen  mehrere  zusammen  aus,  wenn  alle  Zeugen,  Tgl.  §.  l3.  21.) 
der  Unwahrheit  überführt  sind.  Diesen  Satz  stellte  schon  Simon 
ben  Schetach  (/•  {.)  auf,  der  es  auch  dem  Jehuda  beif  Ta- 
bai,  trotz  seiner  wohlmeinenden  Absicht  den  Sadducäern  ent- 
gegenzuwirken (wie  oben),  zum  Vorwurfe  machte,  dass  er, 
da  nur  ein  Zeuge  überführt  war,    ungerecht   Blut   vergossen. 

Ueber  die  Vollführung  der  Vfidervergeltungsstrafe  hat 
das  talmudische  Recht  Folgendes.  Bei  Capital-  und  Gelsse- 
lungsfallen  (d.  i.  wenn  die  Zeugen  dem  Angeklagten  eine  sol- 
che  Bestrafung    zuziehen    wollten)    wird    sie   über    jeden  der 

16 


Zeiigeu  verhHngt;  In  CWiMallen  wird  die  als  Wiederrergeltuiigs- 
8lrafezii  entrichtende  Summe  in  Gemeinschaft  erlegt^  und  erstattet 
jeder  Zeuge  seinen  adäquaten  Theii,  bei  Zweien  die  Hälfte,  bei 
Dreien  ein  Drittheil  u.  s.  w.  (Maccot  5"*  In  den  zuerst  ge- 
nannten Fällen  wird  die  Bestrafung,  bei  Civilsachen  der  Er- 
satz im  Auge  behalten.  Vgl.  Talm.  ibid.)  —  Der  der  Un- 
wahrheit überführte  Zeuge  wird  ferner  unfähig  zu  jedem  an- 
dern Zeugnisse  {Synhedr.  27^*),  und  zur  Eidesabiegung  (nach 
Analogie  der  Mischna  Schebuot  45.  rgl.  weiter  §.  49.  92.).  Er 
wird  ferner  öffentlich  als  falscher  Zeuge  verkündigt  (Infamie;; 
es  wird  nämlich  allen  Gerichten  die  Mittlieilung  gemacht, 
N.  N.  sei  eines  fälschen  Zeugnisse^  überfülirt  worden  {Syn- 
hedr  89''-  Maimonid.  /.  L  c.  18.  §.  7.).  Nach  einem,  zwar 
von  einem  talmudischen  Autor  bestrittenen,  später  aber  allge- 
mein angenommenen  Lehrsatz  (Synhedr.  27^)  wfrd  der  Zeuge 
nicht  nur  von  der  Zeit  ab,  wo  er  der  Unwahrheit  überführt 
wurde,  sondern  schon  von  der  Zeit,  wo  er  das  Zeugaiss  ab- 
legte, unfähig  zum  Zeugnisse.  Wenn  also  Jemand  im  Januar 
zeugte  und  er  der  Lügenhaftigkeit  seiner  Aussage  erst  im  fol- 
genden August  überführt  wurde,  so  wird  er  schon  vom  Ja- 
nuar an  als  unfähig  angesehen:  und  sind  alle  Zeugnisse,  die 
er  in  dieser  Zwischenzeit  abgelegt,  sowie  die  von  ihm  un- 
terzeichneten Urkunden ,  ungültig  (vgl.  auch  weiter  zu  §.  52.). 
Wir  fugen  hier  noch  Manches  zur  Erörterung  der  sehr  be- 
deutungsvollen Frage  bei,  wie  die  Zeugen  der  Unwahrheit  über- 
führt werden  können.  Im  Inquisitionsprocesse  oder  dort,  wo 
die  Anklageform  schon  eine  solche  Färbung  angenommen,  wird 
die  Aussage  mit  anderen  Umständen  in  Beziehung  gebracht: 
sprechen  nun  diese  gegen  die  Zeugen  und  es  treten  noch 
überdiess  gegen  sie  selbst  Zeugen  mit  der  Anklage  der  Un- 
wahrheit auf,  so  werden  letztere  als  glaubwürdig  erachtet 
und   jene    als    falsche    Zeugen   bestraft    (vergl.  zu  §.   14.)  *), 


*)  Hingegen  spricht  keine  Gesetzgebung  aus,  dass  bei  widersprechen- 
den Zeugen  durch  die  glaubwürdigeren  die  minder  glaubwürdigeren  als  der' 
Unwahrheit  überfuhrt  angesehen  werden,  und  sie  die  Strafe  falscher  Zeu- 
gen erleiden  müssen.  Auf  welchem  Grunde  soll  nun  aber  diese  grössere 
Glaubwürdigkeit  gegen  den  Angeklagten  geltend  gemacht  werden  (wie  es 
daa  römische  und  canonische  Recht  verlangt,  vgl.  zu  §.  14.)  und  gegen 
ihn  eine  Strafe  verhängt  werden? 
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Wo  aber  >fie  im  talmudischen  Strafprocess  nach  äusseren 
Umständen  nicht  gefragt  wird ^  da  können,  wie  zu  §.  17.  be- 
merkt wurde,  die  Zeugen  nur  durch  ein  Alibi  überführt  wer- 
den. Dieses  Alibi  muss  sich  aber  auf  sie  selbst  beziehen, 
d.  h.  es  sagen  Andere  gegen  sie  aus,  dass  zu  derselben  Zeit, 
wo  sie  wollen,  dass  A  den  B  in  Berlin  umgebracht,  sie 
selbst  mit  ihiien  in  Wien  gewesen  seien.  Ein  Alibi  auf  den 
Thäter  oder  den  Verletzten,  d.  i.  wenn  die  späteren  Zeugen 
aussagten,  dass  A  oder  B  mit  ihnen  zu  derselben  Zeit  in 
Wien  gewesen  sei,  würde  zwar  auf  den  Grund  des  Wider- 
spruches der  2(eugen  gegen  Zeugen  den  Richter  reranlas« 
sen  den  Angeschuldigten  loszusprechen  (vgl.  zu  §.  14.);  aber 
hier  könnten  noch  immer  nicht  die  ersteren  Zeugen  als  der 
Unwahrheit  überfqhrt  angesehen  werden:  denn  wer  besagt, 
dass  die  letzteren  Zeugen , wahrhafter  seien  als  die  ersteren? — j 
Und  selbst  bei  dem  Alibi  der  Zeugen  *)  wurde  die  Frage  häufig 
aufgeworfen  (Si/nhedr.  27^'  u.  a.  a.  O.),  warum  der  andern 
Zeugenpartei  mehr  glauben  als  der  ersteren  (und  diese  auf 
die  Aussage  jener  bestrafen)?  Aber  es  wird  hiergegen  mit 
Recht  bemerkt  (Tun  Chosch,  Mischp.  c.  38.),  dass  hier  sich 
ein  ganz  anderes  Verhältniss  fmde.  In  dem  zuletzt  gedach- 
ten Falle  sind  die  ersteren  Zeugen  selbst  das  Object  der 
Anklage,  sind  sie  die  Angeschuldigten:  die  späteren  Zeugen 
sagen  gegen  sie  aus  (ihr  seid  mit  uns  in  Wien  gewesen), 
für  sie  sagt  Niemand  aus,  ihre  eigene  Aussage  hat  kein  Gewicht, 
denn  Niemand  kann  Zeuge  in  eigener  Sache  sein.    Dieses  ist  also 


*)  Der  Fall,  dsAS  bei  einer  Capitalanklage  der  als  ermordet  Angege- 
bene selbst  vor  Gericht  komme  und  so  die  Zeugen  auf  die  schlagendste 
Weise  uberfQhrt  würden,  dürfte  höchst  selten  sein.  Der  Talmud  (Baha 
Kama  746.)  will  zwar  hier  nicht  die  Wiedervergeltiingsstrafe,  die  nach  seiner 
Ansicht  sich  nur  auf  Ueberführnng  durch  Zeugen  beziehet;  schweigt  aber 
darüber,  welche  andere  Strafe  dann  verhängt  werde.  Eine  solche  Be- 
stimmung gehörte  auch,  wie  öfter  bemerkt  wurde,  nicht  zu  seiner  Auf- 
gabe. Bei  fortgesetzter  peinlichen  Gerichtsbarkeit  würde  man  hier  wahr- 
scheinlich durch  eine  Verordnung  die  entsprechende  Strafe  festgesetzt 
haben.  Wenn  aber  Maimonides  Edut  o.  18.  §.  6.  hier  eine  Gcissclstrafe 
nach  Ermessen  der  Richter  eintreten  lässt,  so  führte  er  dieses  wahrschein- 
lich zur  VerTolIstäodigung  der  hier  sehr  fühlbaren  Lücke  an;  aber  sehr 
ungenügend.    Vgl.  ob^n  S.  107. 

16* 
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i;aDz    analog    dem    Falle:    es    sagen   zwei    Zeugen  gegen  zwei 
Menschen    aus,    sie   haben    gestohlen;    hier   kann  nicht  ange- 
führt   werden    zwei   gegen  zwei,     denn    die    Zwei,    gegen 
welche    ausgesagt    wird  (sie  haben  gestohlen),    können  nicht 
für  sich  Zeugniss  ablegen;  sie  sind  die  Angeklagten;  und  wer- 
den  daher  zwei,  selbst  wenn  sie  gegen  zwanzig  Personen  aus- 
sagen   und    sie   des  Diebstahls    if.  beschuldigen,    als    Zeugen, 
nicht  aber  die  zwanzig  für  und  unter  einander  als  solche  be- 
trachtet werden    können.     Es    können    daher    auch    die    eines 
Alibi  ihrer  selbst  angeklagten  Zeugen  nicht  als  Zeugen  mehr 
gelten,    sondern  als  Angeklagte.    Und  hierin  liegt   der  Unter- 
schied des' Widerspruches  und    der    Ueberführung  der 
Zeugen:  beim  Alibi  des  Beklagten  oder  Verletzten  treten  beide 
Zeugenparteien  noch  ferner  als    Zeugen    gegen    einander    auf, 
hier    ist    nur    ein    \Viderspruch;    bei    dem    Alibi    der   Zeugen 
wandeln  sich  diese  in    Angeklagte    um,    daher   Ueberführung. 
—   Diese  Erörterung,    die  eigentlich  nur  für  den  reinen  Ac- 
cusationsprocess  von  Einfluss  zu   sein  scheint,  hat  noch  heute 
ihre    Bedeutung,    da  die  liier  zu  Grunde   liegende  Distinction 
selbst    in    neuerer   Zeit   noch    nicht    gehörig    beachtet    wurde, 
und  man  hierdurch  in  einen  sonderbaren,  auf  die  Praxis  ein- 
wirkenden Irrthum   verfiel.      Es   wollen  nämlich  einige    neuere 
Rechtslehrer  (Stübel  Criminalverf.    §.  910.     Schneider  a.  a.  O. 
§.  390.  und  Anmerk.  hierzu),     dass  zwei   Zeugen  Niemanden 
eines    Meineides    überfuhren   können,    weil    hier    der    Beweis 
des  Meineides  selbst  auf  dem  Eide    beruhet  —   die  Zeugen 
selbst  müssen  ihre  Glaubwürdigkeit  erst  durch  den  Eid  (nach 
neueren  Gesetzg.  vgl.  oben  zu  §.  24.)  darthun  —  und  er  ei- 
nen Thatsatz  zum  Gegenstand   hat,  wovon,   wenn  man  ihn  als 
wahr  annimmt,    die  Unzulasslgkeit  des  Beweismittels 
eine  unmittelbare  Folgerung    ist,    mithin   dieses  letztere    sich 
gleichsam    selbst    aufhebt   (Schneider    a.   a.   O. ,    und    will  er 
daher,    dass   drei    Zeugen    zur   Ueberführung    des  Meineides 
erforderlich  seien;  Stübel  will  den  Zengenbeweis  gar  nicht  ge- 
gen  Meineid    gelten    lassen).     Allein    abgesehen    davon,    dass 
die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  nicht  erst  auf  dem  Eide  be- 
ruhet, sondern  der  Eid  sie  nur  verstärkt  (rgL  oben  a.  a.  O.), 
so    wird,    wenn    zwei    Zeugen    den  \  eines   Meineides  ankla- 
gen,   nicht   der   Thatsatz,    auf  welehen   A  geschworen  (B 
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schulde  ihm  100  Thlr.)^  Object  der  Anklage  —  wo  %ho 
Eid  gegen  Eid  in  Betracht  käme  —  sondern  der  Eid  selbst: 
A  wird  beschuldigt,  er  habe  falsch  geschworen.  Er  kann 
also  nicht  für  sich  zeugen,  nicht  für  sich  anfahren,  er  habe 
wahrhaft  geschworen:  dieses  wird  ihm  eben  streitig  gemacht,, 
er  ist  hinsichtlich  des  Eides  angeklagt,  und  befindet  er  sich 
ganz  in  demselben  Vcrhaltniss,  wie  ein  durch  Zeugen  des 
Diebstahls  Beschuldigter:  dort  ist  der  Diebstahl,  hier  der 
Meineid  Object  der  Anklage  (Tgl.  auch  Mittermaier  Beweis 
S.  364). 

Wir  fügen  noch  manche  andere  Puncte  über  falsches 
Zeugniss  an. 

Die  Zeugen  können  nur  in  ihrer  Gegenwart  des  falschen 
Zeugnisses  überfuhrt  werden.  Sind  sie  abwesend ,  so  wird . 
zwar  durch  die  andere  Aussage  ihr  Zeugniss  aufgehoben,  doch 
können  sie  nicht  zur  Strafe  gezogen  werden  (Ketubot  20"*), 
da  eine  'Anklage  nur  in  Gegenwart  des  Beklagten  vorgebracht 
werden  kann.  (Bei  falschem  Zeugniss  auf  Urkunden  vgl.  wei- 
ter 2.  AbfChn.  3.  Tit.)  —  Es  wurde  bisher  das  falsche  Zeug- 
niss zum  Schaden  des  Angeklagten  besprochen.  Von  einem 
falschen  Zeugniss  zu  Gunsten  des  Angeklagten  schwelgt  die 
Schrift,  und  daher  auch  das  talmudische  Recht,  das,  wie 
oft  erwähnt,  nur  die  Erklärung  der  Schrift  im  Auge  hatte. 
Auch  neuere  Gesetzgebungen  thun  dessen  nicht  Erwähnung; 
und  wäre. hier  nur  der  Meineid  (vgl.  oben)  in  Betracht  zu 
ziehen.  Eine  Ausnahme  macht  der  Code  p^nal,  der  aus^ 
drücklich  (Art.  361.)  sagt,  das  falsche  Zeugniss  wird  mit  zei- 
tiger Galeereoatrafe  bestraft,  sei  es  gegen  den  Angeklag- 
ten, sei  es  zu  dessen  Gunsten  (aoit  contre  Paccusä^ 
soU  en  8a  Javeur), 

Auch  über  Verleitung  zu  einer  falschen  Zeugnissablegung 
schweigt  die  Schrift,  und  auch  das  talmudische  Recht  erwähnt 
in  Criminalsachen  nichts  hierüber  ^).   In  Civllsachen  legt  es  deiti 


*)  Die  talmudische  Lehr«  hält  übrigens  durchgehend«  die  Verfuhrmig 
zur  Sunde  aU  einei  der  schwersten  moralischen  Verbrechen  (vergL  9$%- 
hedr.  29a.) ;  die  richterliche  Strafe  trifit  aber  den  unmittelbaren^  Thäter, 
da  Jedennann  Herr   seines   Wnietu  i^  -nnd  nach  dem   Aufdraeke  der 
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Verleiter,  wenn  er  zu  Gunsten  eines  Andern  die  moraligche 
Verpflichtung,  und  wenn  zu  eigenem  Gunsten  die  wirkiiclie 
Verpflichtung  auf,  den  Verlust,  den  die  Partei  durch  das 
falsche  Zeugniss  erlitten,  zu  ersetzen  {Baba  Kamafi&^'  Mai- 
moni(i>  L  L  c.  17.  §.  7.  Cho^ch.  Mischp.  c  32.  §.  2.).  Neuere 
Gesetzgebungen  sind  sehr  strenge  gegen  den  Verleiter  zu  ei- 
nem  falschen  Zeugnisse  (vgl  Oesterr.  Strafg.  §.  178'''  Preuss. 
Strafrecht  ^.  1414.),  und  ist  hier  das  französische  Strafrecht 
hervorzuheben,  das  die  Verleitung  zum  falschen  Zeugnisse 
noch  härter  als  das  falsche  Zeugniss  selbst  bestraft,  so  dass 
fiber  den  Verleiter  stets  eine  einen  Grad  höhere  Strafe  als 
der  Angeklagte  hätte  erleiden  miissen,  verhängt  wird  (wenn 
bei  diesem  ewige  Galeerenstrafe  eingetreten  wäre,  wird  der 
Verleiter  mit  Tod  bestraft!  Code  p^nal  §.  365.  Vergl.  Es- 
pas(^  p.  100). 

Zum  dritten  Capital. 

Wir  gelangen  nun  zu  dem  wesentlichsten  Punct  des  Zeu- 
genbeweises: welche  Zeugen  an  sich  (abgesehen  von  der  durch 
die  Vernehmung  erst  sich  herausstellenden  Glaub-  oder  Nicht- 
glaubwürdigkeit )  als  glaubwürdig  betrachtet  werden,  fähig 
sind  ein  Zeugniss  abzulegen.  Man  erkennt  bei  einigem  Nach- 
denken, dass  manche  Personen  absolut  uniahig  zum  Zeug- 
nisse, manche  liingegen  nur  durch  gewisse  Beziehungen  zu 
dem  vorliegenden  Falle  oder  zu  den  Parteien,  nur  in  diesem 
Falle  oder  diesen  Parteien  nicht  Zeugniss  ablegen  können. 
E«  wurde  schon  oben  (zu  §.  14.)  bemerkt,  die  Beweiskraft 
datch  Zeugen  stützt  sich  auf  die  Voraussetzung,  dass  der 
'  Zeuge  die  Walirheit  sagen  könne  und  sie  sagen  wolle.  Ob 
der  Zeuge  die  Wahrheit  sagen  könne,  wird  durch  dessen 
physische  und  psychische  Beschaffenheit  bestimmt:  hat  der 
Bichter  'die  Ueberzeugnng  oder  auch  nur  den  gegründeten 
Verdacht,  dass  eine  mangelhafte  Organisation  des  Körpers  oder 
die  gestörte  Geistesfunction  ein  Individnum  zur  richtigen  Wahr- 


Talniads  »^Niemand  ein  Bote  zu  einer  Uebertretang  wird'*  (Kcltiboi  32fr. 
«.  a.  a.  O.),  d.  i.  Niemand  dadurch  der  Strafe  ledig  wird,  da^  er^  im 
Auftrag  und  VeraniaMOiig  einea  Andern  gebändelt. 
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iiehmiing  eines  in   seiner    Gegenwart    sich    ereigneten    Vorfiil- 
les  unfähig  mache,    so    kann  er  seiner  Aussage  keinen  Glau- 
ben  schenken.      Individuen    dieser    Art   sind  an   sich  entweder 
zu  jedem  Zeugnisse  unfähig;   so  Wahn-  und  Blödsinnige,  Ra- 
sende u.  s.  w.;  oder  zu  solchem  Zeugnisse,  wo  dem  Zeugen 
ein    Sinn    abgehet,    durch    den    allein    die    in    Rede    stehende 
Wahrnehmung    aufgefasst    werden   konnte.      So    ist    z.   B.    der 
Blinde  ein   unfähiger  Zeuge ,  wo  es  auf  Constatirung  der  Per- 
son des    Thäters    oder    einer    Unterschrift    (Recognition)    an- 
kommt;   der  Taube,    wenn  über  verbrecherische  Worte,    wie 
bei    Hochverrath,    bei    einem    Complotte    u.    s.    w.    ausgesagt 
werden  soll.    —     Bei    der   Frage,    ob    der  Zeuge  die  Wahr- 
heit sagen   wolle,     können    dem    Richter  sich  nur  bios  Ver- 
muthuiigen  für  die  Verneinung   aufdrängen,     die    aber    wegen 
ihrer  Allgemeinlieit  einen  sehr   hohen    Grad    von    Wahrschein- 
lichkeit haben.    Diese  Vcrmuthungen  sind  in  einem,  den  freien 
Willen    des    Aussagenden    hemmenden    und    das    Gleichgewicht 
zwischen    Wahrheit    und    Unwahrheit    störenden    Umstand    be- 
gründet;   und  steigen  dort  auf,    wo  ein  natürliches  oder  von 
aussen  hinzugekommenes  Interesse  den  Sieg  der  Wahrheit  ent- 
weder unwahrscheinlich  oder  wenigstens  sehr  zweifelhaft  macht. 
Aus  dieser  Rücksicht  ist  Jedermann  in   seiner   eigenen    Sache 
ein   unfähiger   Zeuge,    wenn  er  zu  seinem    Vortheile    aussagl 
(und  nach  mancher    Gesetzgebung  in  Criminalsachen  auch  lu 
seinem  Nachtheile,  vgl   oben  S.  174  ff.);  ferner  sind  nahe  Ver- 
wandle unfähig  ein  Zeugniss  abzulegen,    weil  sie  ein  natürli- 
ches Interesse  an  der,  der  ihnen  verwandten  Partei  schädlicheu 
wahrhaften  Aussage  verhindert;  endlich  wird  auch  Jener,  dem 
ein  materielles  Interesse  aus  der  Aussage  erwächst,  nicht  als  Zeuge 
angenommen  werden  können.     Diese  Zeugen  sind  jedoch  nur 
für  einen  gegebenen  Fall,   für  jenen  nämlich,  in  welchem  die- 
ses Interesse  obwaltet,  unfähig.  —  Aber  auch  bei  der  Frage, 
ob  der  Zeuge  die  Wahrheit  sagen  wolle,    kann  ein  Umstand 
eintreten,  der  den  Zeugen  für  alle  Fälle  unfähig  macht:   no- 
torischer Mangel  der  moralischen    Willenskraft  zur  Wahrheit. 
Dieser  Mangel  roanifestirt  sich  durch    begangene    Verbrechen, 
die    auf  ein  sittlich  verdorbenes  Gemüth   hinweisen,    dem   wo 
ein  materieller  Vortheil  zu  erlangen   weder  Recht  noch  Wahr- 
heit heilig  ist;  der  Meineidige,    der  Verläumder,    der  einmal 
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der  UiiNVi  hrheit  überführte  Zeuge  wird  nie  ein  Zeugnis  ab- 
lege können.  Der  Richter  hat  zwar  hier  nicht  wie  bei  den 
physischen  Fehlern  Gewissheit  ^  das  der  Zeuge  nach  seiner 
Snbjectivitat  unrichtig  aussage;  aber  es  liegt  hierfür  eine  sehr 
begründete  Vcrmuthung  durch  diesen  dargelegten  Mangel  au 
Wahrhaftigkeit  vor. 

Bei  dem  Können  und  Wollen  der  Zeugen  tritt  manche 
Abstufung  ein^  so  dass  zuweilen  der  Zeuge  zwar  nicht  als 
fähig,  aber  auch  nicht  als  ganz  unfadlg  anzusehen  ist,  und 
über  seine  Aussage  also  nur  Zweifel  obwalten.  So  hinsicht- 
lich des  Könnens,  wenn  der  physische  und  psychische  Orga- 
nismus zwar  nicht  im  normalen  Zustand,  aber  doch  nicht 
völlig  gestört  ist,  wie  z.  B.  bei  einem  sehr  hart  Hörenden 
oder  sehr  Kurzsichtigen,  bei  einem  Blödsinnigen  in  niederm 
Grade  u.  s.  w.  Noch  mehr  tritt  eine  solche  Berücksichti- 
gung hinsichtlich  des  W^ollens  ein.  Bei  dieser  Frage  geben, 
wie  bemerkt  wurde,  nur  Vermuthungen  die  Richtschnur:  diese 
finden  zuweilen  sich  nur  in  einem  geringem  Grade  und  er- 
wecken nur  Zweifei  gegen  die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen, 
vermögen  aber  nicht  diese  Glaubwürdigkeit  ganz  aufzuheben. 
Es  entstehet  also  eine  neue  Classe  von  Zeugen:  verdäch- 
tige Zeugen,  d.  i.  solche,  deren  Aussage  zwar  nicht  als 
glaub>AÜrdig  angenommen  werden  kann,  weil  ein  Verdacht  ent- 
weder gegen  iiir  (physisches  oder  psychisches)  Vermögen  oder 
gegen  ihren  Willen  die  W^ahrheit  zu  sagen,  obwaltet:  wird 
aber  dieser  Verdacht  durch  andere  Umstände  entfernt  '),  so 
verdient  das  Zeugniss  Glauben.  Nur  wird  bei  dem  Willen, 
da  hier  moralisilie  Zweifel  rege  sind,  die  Grenze  zwischen 
iiiirähigen  und  verdächtigen  Zeugen  selir  schwer  aufzufinden 
sein;  und  weichen  auch  die  neueren  Gesetzgebungen  sehr  von 
einander  ab,  indem  manche  Gesetzgebung  einen  Zeugen  für 
unfähig  erklärt,  den  die  andere  nur  als  verdächtig  ansiehct 
(worüber  Manches   welter). 

Die  alten  Gesetzgebungen  verfolgen  eine  von  den  neue- 
ren ganz  verschiedene   Norm,  die  aus  der  Verschiedenheit  der 


'*'j  Zaweilen  auch  durch  die  Aussage  der  Zeugen  ««Ib^t,  vgl.  Mii- 
fermaier  Beweis  S.  329.  Ueber  obige  Materien  überhaupt  das.  S-  -^1-  ^^• 
und  Globig  a.  a.  O.    1.  und  2.  Tbl. 
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GruDdansichteo  des  Crlminalproceues,  des  Anklage-  und  des 
Inquisiiionsprinclpes  hervorgehet.  Das  AniklagepriDcip  keuot 
keine  gesetzliche  Bßweistheorie :  der  Eindruck,  den  die  Aus- 
sage  auf  die  Gcschwornen  macht,  entscheidet;  und  fühlen  ale 
sich  durch  sie  überzeugt,  so  spricht  die  Ueberehistimniung 
der  sämmtlicheu  (oder  zwei  Drittel  der)  Geschwomen  dafür, 
dass  die  Aussage  Wahrheit  enthalte  (vgl.  Einleit.  II.).  Diese 
Uebereinstimmung  erhebt  auch  den  Indicienbeweis  zu  einem 
Tollkommenen  Beweise  (vgl.  oben  S.  179);  gilt  also  den  Ge- 
schwomen die  Aussage  eines  Zeugen  unter  Umstanden  als  ein 
hinreichendes  Indicium  (fühlen  sie  sich  durch  ihn  völlig  über- 
zeugt), so  sollte  ihm,  wenn  er  auch  sonst  als  verdachtig  oder 
unfähig  angesehen  wird,  Glauben  geschenkt  werden,  da  hier 
weniger  der  Zeuge  als  die  Aussage  im  Apge  behalten  wird. 
Eine  absolute  Theorie  über  Unfihigkeit  deP  Zeugen  wire  alio 
hier  nicht  auCsustellen '^) ;  allein  es  haben  durch  die  Volka- 
ansicht  in  vielen  auf  das  Anklageprinclp  gegründeten  Gesetz- 
gebungen sich  gewisse  Bestimmungen  als  Regeln  festgeseÜEt, 
an  denen  gleichsam  wie  ala  an  herkömmlichem  Gesetz  (so 
das  englische  common  law)  gehalten  wird.  Hierdurch  ent- 
stand der  Unterschied  zwischen  fähigen  (clässischen)  und  ub- 
fähigen  (untüchtigen)  Zeugen;  eine  dritte  Classe,  verdächtfge 
Zeugen,  kennen  diese  Gesetzgebungen  nicht,  da  hier  der  Rich- 
ter nicht  die  Umstände  aufsucht  und  au  ihnen  die  Aussage 
der  Zeugen  prüft '*''^).  —  Hingegen   musste   bei  dem  Inqnisi- 


*)  Selbst  über  Unfähigkeit  dorich  Verwandtschaft  oder  noch  nicht  ent- 
wickelte Geisteskräfte  stellt  nicht  das  englische  Recht  eine  absolute  Theo- 
rie aaf.  Vergl.  PhillippB  l.  l.  p.  16.  46.  (Vielleicht  weil  es,  da  es  viel 
vom  Inquisitioosprocess  annahm,  die  Erforschung  der  Umstände  und  de- 
ren Uebereinstimmang  mit  dem  Zeugnisse  viel  in  Anschlag  bringt.) 

**)  Doch  scheint  Menü  VIII,  69  —  71.  auch  verdächtige  Zeugen  sn 
kennen.  Besonders  bemerkenswerth  ist  §.  72.  das.,  dass  Gewaltthätigkeiten, 
bei  Diebstahl  ugd  Bhebruch  fif.  muss  er  (der  Richter)  die  Zulänglichkeit 
der  Zeugen  nicht  allzu  genau  untersuchen.'*  Das  Gesetz  scheint  hier  das 
Verwerfliche  des  Verbrechens  und  dass  es  nicht  unbestraft  ausgehe,  im 
Auge  gehabt  zu  haben;  und  huldigt  also  dem  von  manchen  Rechtslehrern 
des  Mittelalters  aufgiestellten  Satz:  in  atrocissitnis  leviore$  conjecturat 
$ufficiunt  et  licet  juäici  jura  transgredi.  Darum  will  auch  Menü  das. 
$.  69. ,  „dass  bei  einem  Todesfalle  Jede  Person  ohne  Ausnahme  zum  Zeu- 
gen   d»*»'»*»!!  Icnnn'*   (vßl.  auch  Plat'*  fje^r.  ♦»   ^7).    Allein  man  wird  mit 
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tionsverfahreii  schon  von  Tom  herein  das  richicrliclie  Ermes- 
sen durch  gewisse  Gesetze  beschränkt  werden,  da  die  sub- 
jectivc  Ansicht  dem  Irrthura  imterworfen  ist,  auch  leicht  in 
Willkürlichkeit  ausartet.  Daher  eine  gesetzliche  Beweistheo- 
rie (vgl.  Einleit.  S.  5),  in  welcher,  da  das  Gesetz,  ohne  sich 
ins  L^nendliche  zu  ergehen,  nicht  einzelne  Fälle  ins  Auge  fas- 
sen kann,  eine  allgemeine  Classification  aufgestellt  und  man- 
che Zeugen  als  allgemein  unfähig  bezeichnet  werden.  Aber 
es  kann  wegen  dieser  Allgemeinheit  das  Gebiet  der  unfähi- 
gen Zeugen  nicht  zu  sehr  ausgedehnt  werden,  da  hierdurch 
der  Beweis  durch  Zeugen  zu  sehr  beschrankt  würde;  und  so 
sdiuf  man  eine  neue  Classe,  die  der  verdächtigen  Zeu- 
gen. Diese  liefern  einen  theilweisen  ( halben )  Beweis ,  und 
werden  sie  durch  Nebenumstände,  nach  denen  dem  Inquisi- 
tionsprocess  seinem*  Princip  gemäss  geforscht  wird ,  unterstützt, 
80  liefern  sie  einen  vollen  Beweis.  Diese  Forschung  nach 
Nebenumständeu  tragt  ferner  auch  bei,  dass  manche  in  deu 
alten  Gesetzgebungen  unfähige  Zeugen  hier  nur  als  verdäch- 
tige betrachtet  werden.  Vgl.  Mittennaier  Beweis  §.  39.  41. 
Gehen  wir  nun  zum  mo^alsch-talmudischen  Rechte  über, 
so  hat  die  Schrift  selbst  keine  Bestimmung  über  die  Glaub- 
würdigkeit der  Zeugen.  Dieses  ist  ganz  der  Processform  der 
Schrift  —  Ermessen  der  aus  der  Mitte  des  Volkes  hervor- 
gegangenen Richter,  Geschwornen  (Einleit.  II.)  —  gemäss: 
das  Urtheil  über  die  Aussage  blieb  also  den  Richtern  über- 
vlassen.  Doch  mögen  wahrscheinlich  schon  manclie  Gewohn- 
heitsrechte, die  die  Glaubwürdigkeit  beschränkten,  bestanden 
haben  (auf  die  aber  die  Schrift,  da  sie  im  Volke  lebten^ 
nicht  näher  einging),  oder  bildeten  sie  sich  nicht  lange  hierauf 
aus,  da  überhaupt  das  Altcrthum  derartige  Beschränkungen  kennt 
und  eine  allgemeine  Fähigkeit,  Zeugniss  abzulegen,  so  dass  das 
Urtheil  über  die  Glaubwürdigkeit  der  Aussage  durchgehends  dem 
Ermessen  des  Richters  anhcimgestellt  wäre,  nirgends  angenommen 
wird.    (Vgl.  über  Recht  der  Hindu  Menü  Vlil,  61—69.  üeber 


Beccaria  (von  den  Verbrechen  S.  106)  gerade  das  Gegentbeü  annehmen: 
je  grösser  das  Verbrechen,  desto  geringer  die  Wahrschdniicbkeit,  dass 
ei  begangen  worden  sei,  und  bedarf  es  also  hier  noch  einer  grössern 
GlaabYTürdigkeit  der  Zeugen. 
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attisches  Recht  Meier  und  Schomann  S.  671.  Plato  Leg.p,  937. 
lieber  röm.  Recht  L.  4.  J).  22.  5.)  —  lu  der  Schrift  wird  kein  Fac- 
tum   erzählt^    bei  welchem  die   das  Zeugniss   ablegenden  Indi- 
viduen   nach    ihrem   Character    und    dem  Verhältnisse   zu  den 
Parteien   besonders   bezeichnet  wären  ^   und  kann  also  über  die 
Zeit  des  ersten  Tempels  hier  nichts   mit  Gewissheit    ermittelt 
werden.    Dieses  gilt  auch  für  die  Zeit  des  zweiten  Tempels ;  doch 
ist  mit  vieler  Wahrscheinlichkeit  anzunehmen,    dass  manche  im 
talmudischen   Recht  aligemein   (d.   i.  ohne  Widerspruch   irgend 
ein^s  Autors)  festgestellte  beschränkende  Norm  bis  zu  dieser  Zeit 
und  vielleicht  noch  weiter  hinaufreiche.  Derartige  Normen  findea 
sich  auch  bei  einem  jüdischen  nichttalmudischen  Schriftsteller, 
der  zu  Ende  des  zweiten  Tempels  lebte  (vgl.  weiter  zu  §.  32.). 
Diese  Regeln  erweiterten  sich  zu  einer  gesetzlichen  Beweistheoriei, 
jemehr  durcli  das  Aufhören  der  peinlichen  Gericfitsbarkeit  das' 
theoretische  Element  —  die  Speculation  —  vorwaltete,  und  so 
stellte  sich  für  den  Criminalproccss  manche  den  Zeugeubewefs 
sehr  bezchwerende   Beschränkung  heraus.     Diese    Beschränkun- 
gen übten   auch  auf  den  Civilprocess  manchen    Einfluss;    doch 
wurden,  wie  weiter  dargethan  werden  wird,  hier  manche  dieser  Här- 
ten (da  man  sich  hier  mehr  auf  practischem  Boden  befand)  gemildert. 
Betrachten    wir    nun    das    Princip   des    mosaisch  -  talmudi- 
schen Rechts  im  Allgemeinen,  so  muss  sich  ein  neues  Moment 
bei    der    Fähigkeit  Zeugniss    abzulegen    geltend    machen:     das 
religiöse.      Das  mosaisch  -  talmudische   Recht    basirt    die    Ver- 
pflichtung des   wahrhaften  Zeugnisses  auf  geoffenbartes  Gebot, 
und  hat  daher  sogar  keine  Beeidigung  der  Zeugen  (§.  24.).    So 
wie    nun   in  den   nicht  auf  Offenbarung  gegründeten  Gesetzge- 
bungen das  Verbrechen   das   nur  mit  Verletzung  der  Wahrheit 
und  des  sittlichen  Gefühls  begangen  werden  kann,  unfähig  zum 
Zeugnisse   macht,   so  wird  hier  das  Verbrechen  gegen  ein  reli- 
giöses Gesetz    ebenfalls    die  Glaubwürdigkeit   des  Zeugen   auf- 
heben,  da  hier  in  der  religiösen  Verpflichtung  die  Bürgsdiaft 
für  die  Richtigkeit  der  Vermuthung,  dass  der  Zeuge  die  Walir- 
heit  sagen  wolle,   gesucht  wird.       Die  Uebertretung  eines  ge- 
oflfonbarten  Gebotes  kann  nämlich  ebenso  wenig  als  vereinzelte 
That  betrachtet  werden,   wie  die  Uebertretung  eines  Gebotes 
der  Wahrheit  und  Sittlichkeit.     Wer   gegen   letztere   in  irg;eMd 
einer  Weise  frevelt,     den   erkennt  jede    Gesetzgebung  als   un- 
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fihig  zum  Zeugnisse,  well  die  Wahrheit  an  sich  ein  Einsfgea, 
Unzertrennbares  ist^  und  in  einem  Theiie  verletzt  sie  in  iht^r 
ToUlitat  verletzt  ist,  ihre  VerbindUchlieit  nicht  anerkannt  wird; 
dasselbe  gilt  auch  hinsichtlich  der  Offenbarung.  Sie  bildet 
ebenfalls  ein  Unzertrennbares,  hat  den  in  jedem  Gesetze  her. 
vortretenden  gottlichen  Ausspruch  zur  Basis;  wer  gegen  ein 
Gtebot  der  Offenbannig  frevelt,  dem  sind  auch  ihre  andern  Ge- 
bote wenigstens  als  solche  nicht  mehr  heilig.  Wird  daher  das 
Zeugniss  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Offenbarung  beurthellt, 
so  macht  die  Verletzung  eines  geoffenbarten  Gebotes  dasselbe 
iiBgültig  (vgl.  Eideslei(«tung  S.  45  ff). 

Man  hat  übrigens  auch  in  neurer  Zeit  das  religiSse  Mo- 
ment hervorgehoben,  imd  wird  ein  Zeuge  von  irreligiösem 
Wandel  als  sehr  verdichtig  betrachtet  (Mittermaier  Beweis . 
S.  33a).  Doch  waltet  hierbei  mehr  die  Rücksicht  auf  den 
I3d,  den  der  Zeuge  zu  leisten  hat,  ob;  die  Verpflichtung  zur 
Wahrhaftigkeit  des  Zeugnisses  wird  in  den  neuem  Gesetzge- 
bungen eigentlich  aus  dem  Sittlichkeitsprincip  hergeleitet  und 
man  ruft  die  Religion  —  den  Eid  —  zur  Vergewisserung  und 
Verstärkung  herbei  und  zwar  in  einem  so  (vielleiGht  zu)  hohen 
Grade,  dass  man  den  Satz  aufstellte:  ohne  Eid  kein  Zeugniss 
(vgl.-  zu  §.  24).  Das  canonische  Recht,  das  von  religiösen 
Handlungen  das  Zeugniss  abhangig  macht,  ist  im^Gninde  con- 
^equent,  da  es  eine  religiöse  Basis  zu  haben  vermeint;  nur 
hinterging  es  sich  selbst ,  indem  es  Kirche  und  Staat  vermengte 
(Einleit.  I.).  Hingegen  werden  neuere  Gesetzgebungen,  da  sie 
eine  andere  Basis  haben,  hier  nothwendig  eine  Grenze  ziehen 
und  den  Zeugen  nur  auf  Uebertretungcn ,  die  die  Religion  in 
der  Weise  gefährden,  dass  sie  entweder  den  Eid  ganz  unstatt- 
haft machen,  oder  wenigstens  gerechte  Zweifel  erregen,  ob 
der  Schworende  dessen  Heiligkeit  anerkenne,  für  unfähig  oder 
für  sehr  verdächtig  erklären.  Hier  wird  auch  Manches  auf  die 
Eidesformel,  wie  weit  die  positive  Religion  hineingezogen  wird, 
und  auf  die  den  Eid  begleitenden  Formalitäten  ankommen  (vgl. 
weiter),  äo  erklärt  das  englische  Recht,  dass  wer  das  Dasein 
Gottes  ableugnet  unfähig  zum  Zeugnissablegen  sei  (Phillips  l,  l. 
p.  18.);  was  nach  dem  Vorbemerkten  ganz  natürlich  mit  dem 
Eid  zusammenhängt. 

Sehr beroerkeAswerth  ist,  dassselbal  im  tdmudischen  Recht 
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III  früherer  Zeit  (der  mischnischen)  daH  excUisive  Rcligions- 
p^ncip  sich  nodi  nicht  geltend  gemacht.  Die  Mischna  spricht 
nur  von  Vergehungen  ^  die  eine  Verletzung  des  sittlichen  Prin- 
cipes  bedingen  (vgl.  Mischna  Synhedrin  24^*  Hosch  Ilaschana 
22"- ).  Erst  in  der  talmudischen  Zeit  erlangte  das  Religiona- 
princip  Geltung  und  wurde  von  einigen  Autoren,  unter  mancher 
Proteslaüon^  in  seiner  ganzen  Schärfe  durchgeführt  (vgl.  weiter 
zu  §  43  if ).  —  Verfolgen  wir  überhaupt  die  historische  Entwicke- 
lung  der  Lehre  über  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen,  so  gewahreo 
wir  nach  den  Zeilabschnitten  folgendes:  Die  Mischna  und  Be- 
raila  (vgl.  oben  S.  100.  101.)  kennen  als  unfähige  Zeugen: 
Frauen  {Mischna  Schebiiqt  30«»  ) ,  Sclaven  (Bosch  Haschana  L  /.), 
Kinder  {Keiubot  28'''  zwar  nicht  ausdrücklich,  aber  doch  im- 
plicite),  und  da  Wahnsinnige  und  Taubstumme  allgemein  In 
die  Kategorie  der  Kinder  (Unmündige)  gesetzt  werden,  so  sind 
auch  diese  als  mischnisch  unfallig  zu  betrachten.  Ferner  sind 
nach  der  Mischna  unfähig:  Verwandte  {Synhedr,  27^*  Schehuot. 
Bosch  Haschana  L  /.),  Jene  die  das  sittliche  Princip  verletzen, 
als  Räuber,  Meineidige,  falsche  Zeugen  {Beraita  Synhedr.  27^-  ), 
wer  ein  verwerfliches  Gewerbe  treibt  (Mischna  Synkedr.  24*- 
Beraita  das.  25^-  ) ,  oder  verwerflichem  Geldinteresse  A>]gt 
(Mischna  L  /.  und  Bosch  Haschana  l,  /.) ,  auch  wenn  es  nicht  durh 
ein  positives  Religionsgesetz  Terwerflich  itit;  vgl.  weiter.  Femer 
kann  Niemand  Zeuge  sein  in  einer  Sashe  aus  der  für  ihn  Vor- 
theil  entspringt  (so  an  vielen  Stellen  und  vorzuglich  Betaita 
Baha  Batra  43.  46.);  auch  kann,  wer  in  einer  religiösen  An- 
gelegenheit verdächtig  ist,  in  dieser  Angelegenheit  nicht  Zeug- 
niss  ablegen  {Mischna  Bechorot  SO''-  35^*  ).  Die  talmudischen 
Autoren  gingen  auf  das  Religionsprincip  ein;  auch  entwickelten 
sie  weiter  die  Verwandtschaftsgrade,  und  trafen  nähere  Bestim- 
mungen über  den  Grad  der  Betheiligung,  die  das  Zeugnis«  un- 
gültig macht.  Man  unterschied  nun  Jene,  „welche  nach  der 
Schrift^^  und  jene,  welche  „nach  dem  Ausspruche  der  Lehrer^ 
unfähig  sind.  Zwar  spricht  die  Schrift  selbst  sich  nirgends  über 
Unfähigkeit  des  Zeugen  aus;  aber  es  hatte,  ^Aie  oben  bemerkt, 
sich  schon  vor  der  ältesten  Zeit  eine  gewisse  Theorie  heraus- 
gebildet, die  man  nach  ihrem  hohen  Alterthum  aus  der  Schrift 
herzuleiten  versuchte,  und  wurden  hierher  lu  beziehende  im- 
fähige  Zeugen  als  solche  „unfähig  nach  der  Schrift^^  benannt,  und 
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)(niipfte  man  hieran  noch  manche  artdere  durch  Erklärung  aas  der 
Schrift  abgeleitete  Unfähigkeit.  In  der  Folgezeit  drang  sich  manche 
andere  neue  Bemerkung  auf  die  nicht  zur  Kraft  eines  Schriftgesetzes 
sich  eriiob:  und  so  wurde  Mancher  ^^unfahig  zum  Zeugnisse^^  durch 
Ausspruch  der  Lehrer  (die  weiteren  Folgen  \gl.  zu  den  §§).  —  Mai- 
monides  sammelte  jede  hingeworfene  Bemerkung  und  stellte  sie  in 
seinem  Tractate  über  Zeugniss \Edul)  zusammen;  von  wo  dann 
diese  Theorie  in  den  Chosch.Mischp.  überging.  Der  Kreis  der  fähi- 
gen Zeugen  wurde  hierdurch  sehr  beengt,  aber  ^^  das  talmudische 
Recht  keine  Beeidigung  der  Zeugen  hat,  so  musste  es  um  so 
strenger  in  der  Auswahl  der  Zeugen  sein  (vgl.  zu  §.  32.  43.  u.  s.  w.). 
^~  Dieses  als  Uebersicht,  und  gehen  wir  nun  zu  den  einzelnen 
Erläuterungen  über  '^), 

Zu  §.  31. 

In  diesem  §.  sind  die  Erfordernisse  zu  einem  classischen 
Zeugen  zusammengestellt:  geliet  eines  dieser  Erfordernisse  dem 
Zeugen  ab,  so  ist  er  unfähig  zum  Zeugnisse.  Diese  Unfähig- 
keit tritt  im  Gegensatze  zu  unserm  §.  auf  sechs  Arten  herror: 
und  fassen  wir  in  den  folgenden  §§.  jede  dieser  Art  unter 
einer  Rubrik  zusammen,  an  die  wir  dann  die  näheren  Modifi- 
cationen  reihen. 

Zu  §.  32. 

Die  in  diesem  §.  als  unfähige  Zeugen  bezeichneten  Perso- 
nen galten  fast  dem  ganzen  Alterthume  als  solche.  Neuere 
Gesetzgebungen  weichen  bei  einigen  ab  und  halten  sie  für  glaub- 
würdig, andere  erklären  sie  auch  als  unfähig. 

Wir  bemerken  hier  zuerst  über  Frauen.  Das  Alterthum, 
bei  dem   nach   dem  damaligen  Zustande   der  menschlichen  Gc- 


*)  C.  F.  Ilommel  hat  in  seinen  Rhapwd,  Ohservat,  211  einen  Ca- 
talogum  alphaheticum  testitim  (vorzüglich  für  den  Civilprocess )  ge- 
liefert, deutsch  herausgegeben  und  mit  Anmerkungen  Termehrt  Ton  G.  A, 
Ackermann,  unter  dem  Titel  „HommePs  alphabetischer  Zeugenkatalog, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Allgemeinen  Sächsischen,  Preussi- 
schen  und  Baierischen  Processrechts.''  Wir  werden  auf  diese  Schrift 
mehreremal  zurürkkommen.  Im  Allgemeinen  will  Homroel,  dass  dem  Er- 
messen des  Richters  viel  überlassen  bleibe^  und  überhaupt  ^ie  Bestimmung 
über  Zengenunfähigkeit  beschränkt  werde,  da  hier  o£t  der  unschuldige 
Beweisführer  darunter  leidet.  Hommel  nimmt  drei  Grade  für  verdächtige 
Zeugen  an,  sehr,  mässigund  wenig  verdächtige^  eine  Gradation  die 
freilich  dem  Ermessen  des  Richters  einen  grossen  aber  anwiehern  Spielraum  läs.-t. 
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sellscliaft  die  physische  Stärke  viel  in  die  Wage  warf  undKrafl- 
und  Thatäusserung  den  Ausschlag  gab,  erkannte  in  der  physischen 
Schwäche  der  Frau  einen  Grund ,  sie  auch  als  geistig  schwächer 
und  als  tiefer  denn  der  Mann  stiehend,  zu  betrachten.  Auch 
auf  die  Glaubwürdigkeit  der  Frau  übte  diese  Ansicht  Ein-v 
fluss,  nur  mochte  hier  die  vernünftigere  Berücksichtigung  vor- 
walten, dass  die  Beharrlichkeit  im  Beobachten  und  das 
genaue  Wiedergeben  des  Wahrgenommenen  bei  dem  wielb- 
lichen  Geschlechte  nach  dessen  natürlichen  Anlagen  leicht  ver- 
misst  werde,  die  in  den  Frauen  off  die  Oberhand  behauptende 
lebhafte  Phantasie  sie  nicht  selten  zu  einem  Urtheile  nach  mo- 
mentanen Eindrücken  verleitet  und  die  Wahruelmiung  mit  vielen 
Ausschmückungen  wiedergibt.  Diese  Rücksicht  scheint  auch 
Plato  im  Auge  gehabt  zu  haben;  er  gestehet  das  Recht Zcug- 
uiss  abzulegen  erst  der  vierzigjährigen  Frau  zu  {Leg  p,  937.): 
in  diesem  Aller  Ist  die  Phantasie  schon  minder  lebhaft  und 
tritt  mehr  der  genau  abwägende  Ernst  hervor.  Das  attische 
Recht  scheint  Frauen  die  Fähigkeit  zum  Zeugnisse  abgespro- 
chen zu  haben  {Meier  und  Schömann  S.  G67.);  das  römische 
Recht  hält  zwar  Frauen  zulässig  als  Beweiszeugen  *)^  erkennt 
sie  aber  nicht  als  Instrun^ents-  (Testaments)  Zeugen  an  (§.6. 
J.  2.  10.  L.  20,  §.6.  />.  28. 1.)  *♦).—  Das  canoni^^che  Recht  schlosa 
Frauen  vom  Zeugnisse  aus,  doch  hatte  die  ältere  Praxis  Frauen 
für  fähig  erklärt  (vgl.  Jul,  Clarus  Sententiar,  L.  5.  p,  155). 
Die  Carolina  schweigt  über  das  Zeugniss  der  Frauen  (Art  63 — 67) 
und  hat  den  76.  Art.  der  Bambergensis  ausgelassen,  nach  wel- 
chem Frauen  an  sich  unfähig  sind,  und  nur  wenn  keine  andere' 
Zeugen  „so  möcht  jr  sagen  zur  Erfüllung  anderer  unvoUkomme- 


*)  L.  18.  1>(23,  5.  L.  20.  §.  6.  D.  28.  1.  wo  non  (alia»  aufem 
non  posse  testem  tue  mulieremy  —  ediU  Heinecciu$)  offenbar  ein  Dmck- 
fehler  ist. 

**)  Menü  2.  I.  68.  bat:  Frauen  sollten  ohne  Ausnahme  Zeugen 
für  Frauen  sein;  und  §,  70:  „Wenn  es  an  Zeugen  fehlt,  welche  die 
gehörigen  Erfordernisse  haben,  so  kann  in  solchen  Fällen  ein 
Weib,  ein  Kind,  ein  Greis  Zeugniss  ablegen '^  und  scheint  in  dem  zu- 
letzt  gedachten  Falle  die  Frau  ein  vollständiges  Zeugniss  zu  liefern,  da 
§.  71.  fortgesetzt  wird:  „Aber  auf  das  Zeugniss  von  Kindern,  Greisen 
und  Kranken  müss  der  Richter  nicht  viel  bauen"  (also  verdächtige  Zeugen); 
Frauen  aber  in  diesem  $•  nicht  erwähnt  werden  (vgl.  weiter  zu  §.  35.). 
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ner  Weisung  oder  Vennutliiing  dienstlich  sein^^  Die  <  Carolina 
ist  aber  überhaupt  sehr  kurz  über  Fähigkeit  des  Zeugen,«  er- 
wähnt a.  a.  O.  nichts  Tom  Zeugnisse  der  Verwandten  ff. 

Hinsichtlich  des  mosaisch-talmudischen  Rechts  so  wurde 
schon  oben  bemerkt,  dass  die  Schrift  überhaupt  keiner  Er- 
wähnung der  Fähigkeit  zum  Zeugnisse  thut.  Geschichtlich  be- 
kannt ist,  dass  eine  Frau  Jsrael  richtete  (Richter  4,  2.),  eine 
andere  das  Königthum  usnrpirte  (2.  Kon.  cap.  11.),  also  Frauen 
sogar  von  den  höchsten  Aemtern  des  Richter-  und  Königthums 
nicht  ausgeschlossen  waren.  (Nur  dürfte  Ton  Athalia,  gerade 
weil  hier  eine  Usurpation  war,  kein  Beweis  sein;  und  auch 
Debora  dürfte  als  Prophetin  eine  Ausnahme  gemacht  haben. 
Vgl.  Tossefot  Nidda  50*  und  B.  Ascher  zu  Schebuoi  30.) 
Doch  scheint  schon  in  ganz  früher  Zeit  sich  zur  constanten 
Norm  ausgebildet  zu  haben:  Frauen  sind  unfähig  zum  Zeug- 
nisse; da  auch  Josephus  {Ajftiquitt,  X.  4.  c.  8.  §.  15.)  dieses  als 
Gesetz  anführt  und  als  Ursache  hinzufugt:  „wegen  des  Leicht- 
sinns und  der  Vorcile  ihres  Geschlechts  (dio  xovqoon^ro  xol  ^qaaoq 
xQv  yivovg  ciJtwv)"  *).  Die  talmudischen  Lehrer  haben  hier- 
für einige  schwache  Anlehnungspuncte  aus  der  Schrift  gesucht 
{Schebuot  30"-  jer.  Talm,  Synhedr.  12«-  ) ;  aber  nicht  nur  der 
uralte  weit  hiuaufragende  Gebrauch  rechtfertigt  diese  Regel, 
sondern  musste  sie  sich  auch  nach  der  ganzen  mosaisch-talmu- 
dischen Processweise  in  dieser  Weise  gestalten.  Es  erblicken 
himlich  selbst  neuere  Rechtslehrer  in  der  Schwäche  des  weib- 
lichen Geschlechts  eine  relative  Unrollkommenheit,  und  ge- 
stehen dem  Zeugnisse  der  Frauen  nur  in  Rücksicht  auf  die 
Torhergehende  richterliche  Ermahnung  und  die  Feierlichkeit  des 
Eides  Gültigkeit  zu  {Globig  a.  a.  O.  1.  Thl.  S.  106.  107.);  und 
ist  auch  in  der  That  der  Eid  Torzüglich  dazu  geeignet,  einen 
ernstlichen  Eindruck  auf  das  weibliche  Gemüth  zu  machen  und 
die  Aufforderung  zur  Wahrheit  durch  das  Hinweisen  auf  Gott 
und  die  Ton  ihm  ausgehende  Bestrafung  des  Meineides  lebhaft 
SU  Tergegenwartigen  **).    Da  aber  das  talmudische  Recht  nicht 


*)  JosephuB  ist  hier  am  so  znTerlAssfger,  als  bei  den  Röoiem  Fraaen 
glaubwürdige  Zengen  waren. 

^*)  Vgl.  Eidesleistung  S.  9.  über  das  positive  und  negative  Princip 
des  Eides.    Der  Verfasser  erinnert  sich  ans  sdner  Gegenwart  bei  Admo- 
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dcD  ^id  beim  Zciigiilise  kennt,  so  miisate  es  im  Interesse  der 
Wahrheit  selbst  das  Zengniss  der  Frauen  als  iingiiltig  er- 
klären *). 

Sclavcn.  Die  Unfähigkeit  des  Sclaven  lum  Zeugnisse 
ist  tief  in  seinem  Verhältnisse  begründet ;  dem  durch  das  Joch 
der  Knechtschaft  Niedergehaltenen  und  an  willenlose  Ergebung 
in  die  Befehle  und  Worte  eines  Gebieters  Gewöhnten  gehet  der 
ungebeugte  Sinn,  die  Wahrheit  zu  erfassen,  und  das  Durch- 
druiigensein  von  ihr  ab;  wer  auf  lle  Stimme  des  Zwingers  und 
das  Schwingen  der  Geissei  zu  horchen  gewohnt  ist,  in  dessen  Brust 
dürfte  vergeblich  der  freie,  die  Wahrheit  ganz  würdigende  Sinn  ge- 
sucht werden.  Daher  wurden  Sclaven  zu  jeder  Zeit  für  un- 
fähige Zeugen  gehalten,  doch  erfanden  manche  alte  Gesetz- 
gebungen hier  den  entsetzlichen  Ausweg  der  Tortur,  durch  die 
eine  solche  Aussage  rechtskräftig  werden  soll.  Mach  attischem 
Rechte  kamen  (auch  in  Civilfällen)  beide  Parteien  übereiO| 
welcher  Grad  der  Tortur  {Biaavog)  angewendet  werden  sollte, 
um  die  Wahrhaftigkeit  des  Zeugnisses  zu  erproben:  und  eine 
solche  auf  der  Tortur  behauptete  Aussage  eines  Sclaven  hatte 
die  vollkommenste  Beweiskraft  und  schrieb  man  ihr  mehr  Glaub-. 
Würdigkeit  als  der  Aussage  eines  freien  Mannes  zu  (vgl.  Meier 
und  Schömann  S.  679  —684.  Platner  S.  237  fl.)  ♦*).  —  Das 
römische    Recht   ist   mit    wenigen   Ausnahmen    dem    attischen 


nitionen,  dau  bei  Fraueif  fast  noch  eine  tiefere  Scheu  vor  der  Ablel- 
fitang  eines  Eides  (hier  ist  wie  sich  Ton  selbst  verstehet  von  nnbescholte- 
nen  Frauen  die  Rede)  als  bei  Männern  wahrzunehmen  ist,  wozu  das 
innigere  religiöse  Gefühl  der  Frauen  und  die  auf  das  weibliche  Cre- 
Bküth  tiefer  wirkende  Furcht  vor  der  göttlichen  Strafe  einwirltt. 

*)  Frauen  im  spAteru  deutschen  Recht  vgl.  die  Anmerk.  AchermanfCt 
bei  Hommel  S.  69.  (Daselbst  ist  Manches  ungenau.  So  heisst  es  „nach  Plato 
soll  ein  Weib  vor  50  Jahren",  „nach  Maimonides  schliesst  das  jQdlsche 
Gesetz ....  Nachbarn  vom  Zeugnisse  aus":  wofQr  weder  bei  Maimonides 
noch  sonst  im  jQdischen  Recht  sich  etwas  findet.  Ebenso  das.  „Fäl- 
scher," welches  wenigstens  nicht  ausdrücklich  erwähnt  wird. 

**)  Selbst  gegen  frei^  Bürger  wurde  sie  in  manchen  Fällen  angewen- 
det. In  früherer  Zeit  war  sie  überhaupt  gegen  Bürger  nicht  selten  und 
wurde  später  auf  Antrag  des  Scamander  durch  einen  Volksbeschluss  ab- 
geschafft; scheint  aber  für  gewisse  Verbrechen,  vorzüglich  für  Landes- 
verrath,  beibehalten  worden  zu  sein.  Doch  konnte  sie  nur  auf  besoadem 
Beschluss  des  Volkes  angewendet  werden.    Plataer  8.  238. 

17 
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fast  conform  iiml  wird  in  einem  begondcrn  Titel  (/>.  de  QtiaesHonl 
und  Cod.  h.  tit.)  Iiicniber.  gehandelt  *). 

Das  mosaiscli-talmndi^ciie  Recht  erlcennt  den  Sclaven  für 
unfähig:  die  Schrift  schweigt  zwar  hierfiber,  allein  auch  hier 
hatte  der  iiralle  Ciebranch  entschieden,  und  suchten  die  talm. 
Lehrer  einen  Anknnpfungspunltt  an  die  Schrift  (Baba  Koma  SS"). 
Josephtts  sagt  a.  a.  O  :  Sclaven  dürfen  nicht  Zeugniss  ablegen 
wegen  ihres  Seelenunadels:  es  ist  wahrscheinlich,  dass  sie  ent- 
weder wegen  Gewinn  oder  ausT^orcht  nicht  die  Wahrlieit  bezeugen 
werden'*'(acrpTTpf /TßxFrtv  61  jui}«  öovXoi  öid  rrjv  rijg  tf/vx^$  ayivttctt'y 
ovg  rj  Sia  xiQÖog  sVxog  rj  5icr  (poßov  fiij  raAij^t;  fiaQTifQTJaai).  Ein 
Zeugniss  durch  die  Tortur  kennt  das  mosaisch -talinudisclic 
Recht  durchaus,  auch  bei  Sclaven  nicht.  —  Ueber  Zeugniss 
der  Dienstboten  (der  s.  g.  festes  domestici)  in  Sachen  Ihrer 
Brodherrschaft  (vgl.  Glück  a.  v.  O.  S.  157  ff.)  schweigt  das 
talmudische  Recht.  Dasselbe  .kennt  ein  solches  Verhältniss 
(vgl.  Ketubot  54'*-  u.  a.  a.  O. ,  also  nicht  blos  das  Verhältniss 
der  Sclaven,  wie  das  römische  Recht,  vgl.  Glück  a.  a.  O.  S. 249fr., 
und  es  scheint  sogar  freier  gewesen  lu  sein,  als  das  der  heu- 
tigen Dienstboten  zu  ihrer  Herrschaft):  nach  diesem  Stillschwei- 
gen dürfte  ihr  Zeugniss  als  gültig  anzuseilen  sein  {Svhebuot 
46*- gehört  nicht  hierher;    vgl.   Maimonid.  Gesela  r.  4.  §.  7.). 

Kinder  vgl.  weiter  zu  §.  36. 

Hermaphroditen.  Der  Hermaphrodit  wird  als  zweifel- 
haft betrachtet,  ob  er  zum  männlichen  oder  weiblichen  Genus 
gehöre:  und  daher  erklärt  ihn  Maiman.  Edut  c.  9.  §.  3.  (und 
nach  Ihm  Chosch,  Mischp.  c.  35.  §.  14.)  als  unfalligen  Zeugen. 
(Auch  das  römische  Recht  hält  den  Hermaphroditen  unfähig 
zum  l'estamentszeugen ,  bis  über  sein  Geschlecht  Gcwiiisheit 
wird  [L.  15.  §.  1.  />.  22.  5.];  da,  wie  oben  bemerkt  wurde, 
Frauen  nicht  als  Zeugen  bei  Testameuten  gebrauclit  werden 
können)  **). 


♦)  Die  Tortur  auch  in  CiTilfiUleiK    Vgl.  L,  9.  pr.  D.  48.  18. 

**)  Ueber  diese  Geschöpfe,  über  die  die  Vorzeit  nach  ihren  mangelhaften 
Naturkenntnissen  viel  fabelte,  ist  Plato^s  Aeusseruag  (SpnposiM  p.  189.) 
hAcbst  bemerkenswertb:  niftSvov  filv  yoiQ  rgia  f}^  xäyivrj  tct  rtov  dvd-Qco' 
«aw,  ovx  mgnfQ  vvv  Äwo,  cP^^n^  %tc)  QijXv^  (klXa  %a\  tqItov  wgog^v^ 
noivov  ov  afjLtpoti^mv  ttvxmv^  ov   pvv  Sroßee  loiar«^,  cnJro  dl  i](pdvt- 
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Zu  §.  33. 

Durch  den  Drang  der  Umstände  bewogen  traf  man^  wie 
SM  §.  3.  bemerke  wurde,  die  Bestimmung,  dasa  Ein  Zeuge  über 
den  Tod  eines  Ehemannes  rolle  Glaubwürdigkeit  finde:  und  man 
dehnte  dieses  selbst  auf  unfähige  Zeugen  wie  die  im  §  bcnann- 
ten,  und  sogar  auf  die  Ehefrau  in  ihrer  eigenen  Sache  aus«  Jeba- 
tnet  121.  Maimon,  L  L  c.  5.  §.  3.  —  Diese  Zeugen  sind 
ferner  aach  gültig  für  die  anderen  zu  §.  3.  su  Anfang  erwlhn- 
ten  Fälle  {Sota  31. 47.  und  sonst  häufig.  Maimon.  Edut  c.5.  §.3.). 

Bei  diesen  Zeugen  erleidet  übrigens  die  §.  14.  aufgestellte 
Norm  eine  Abäudertmg:  es  wird  nämlich  hier,  da  die  Zeugen 
an  sich  unfaliig  sind,  nach  der  Menge  der  Zeugen  abgewogen 
(Jebamot  117*-  Maimon.  Geruschin  c.  12.  §.  22.  Sota  c.  9. 
§.17.);  wenn  also  drei  für  (den  Tod  des  Eliemannes) ,  zwei 
dagegen  aussagen,  so  wird  jene  Aussage  angenommen.  — 
Wie  CS  aber  bei  dem  Widerspruche  fähiger  Zeugen  in  den 
vorbenaunten  Fällen  au  hallen  seil  Dass  der  Widerspruch  zweier 
fähiger  Zeugen  das  Zeuguiss  unfähiger  aufhebe,  so  wie  im  Ge- 
gen theil  der  Widerspruch  un fälliger  Zeugen  nicht  das  Zeugniss 
fähiger  aufzuheben  vermag,  ist  allgemein  festgestellt.  Sagt 
aber  ein  fähiger  Zeuge  gegen  mehrere  Unfähige,  oder  sagen 
mehrere  unfähige  Zeugen  gegen  einen  fähigen  aus /so  i^t  hier- 
her zu  beziehen,  was  oben  zu  §.  3.  zu  Ende  über  gleichzei- 
tige Aussage  und  Widerspruch  bemerkt  wurde:  und  wird  hier- 
über wdtllufig  gehandelt  Jebamot  L  /.  Sota  31.  47.  Maimon. 
/.  /•  Ihaefot  zu  den  angeführten  Talmodstellen  und  Ketubot 
22^   Eben  Haeser  c.  17.  §.  37. 

Zu  §.  34. 

Und  wird  also  der  Eid  auf  die  Gegenpartei  hinüberge- 
schoben.  Vgl.  §.  95.  Ein  soiclier  Vorfall  wird  Ketubot  85«* 
erzählt;  wo  auf  die  Erklärung  einer  dem  Uichter  glaubwürdigen 
Frau  der  Partei  der  Eid  verweigert  wurde.  Vgl.  auch  Maimon. 
Synhedr.  c.  24.  §.  1.  Doch  wurde  schon  oben  zu  §.  28.  bemerkt, 
dass  man  in  späterer  Zeit  wegen  getriebenen  Missbrauches  von 
dieser  Norm  abging,  und  das  Ermessen  des  Richters  beschränkte. 

Bleiben  wir  bei  der  eigentlichen  Norm  stehen,  so  erschei- 
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neu  diese  Zeugen  in  mancher  Illusicht  in  Civilsachen  als  ver- 
dacht ige  Zeii^iMi.  Sie  liefern,  da  sie  biblisch  unfähig  sind, 
keinen  vollständigen  Beweis ;  allein  ihre  Aassage  gilt,  wie  im  §., 
dem  Richter  als  ein  starkes  Indicium.  (Aber  hier  wieder  das  Princip 
des  Gesell woniengericlits,  Ermessen  des  Richters^  und  hierin 
der  Unterschied  \on  dem  verdächtigen  Zeugen  neuerer  Gesetz- 
gebungen, wo  durch  hinzutretende  Umstände  die  Aussage  Ge- 
wicht erhält.) 

Zu  §.  35. 

Dieser  §.  ist  nach  Glosse  lu  Chosch,  Mischp,  e.  35.  §.  14. 
und  basirt  auf  eine  nachtalmudisclie  Einriclitung  des  B. 
Gerson  (II.  Jahrb.),  von  dem  mehrere  allgemein  angenommene 
Einrichtungen  licrriihren:  uud  wurde  sie  durch  R,  J,  Tarn  be- 
festigt. Aus  Mahnon.  Niske  Mamon.  c,  8.  §.  13.  dürfte  das  . 
Gegentheil  zu  schliessen  sein.  Doch  wird  ein  Argument  dafür  aus 
dem  Talmud  angeführt,  welches  an' sich  sehr  wichtig  ist:  „Es 
ist  die  Hebamme  beglaubigt  zu  sagen,  dieses  sei  ein  Erstge- 
borner" Aidäaschin  74''-  (vgl.  weiter  zu  §.63.),  und  ist  die- 
ses in  civilrechtlicher  Hinsicht  von  grossem  Einflüsse,  da  der 
Erstgeborne  doppelt  erbt  ff.  Vgl.  Respon.  J.  Kolon  1^0  (179.) 
Darke  Mosehe  zu  Tur  /.  /.  '*'). 

Zu  §.  36. 

Kinder  werden  fast  in  allen  Gesetzgebungen  als  unfähige 
Zeugen  betrachtet  und  ist  diese  Norm  genugsam  in  sich  be- 
gründet: dem  Kinde  gehet  sowohl  die  genaue  Auffassung  als 
der  tiefere  Begriff  der  Wahrhaftigkeit  ab  (es  wird  also  hier 
das  Können  und  Wollen  —  vgl.  zu  §.  14.  —  vermisst).  Der 
Talmud  {Baba  Kama  88^-  )  sucht  diese  Norm  aus  der  Schrift 
herzuleiten;  an  sich  selbst  ist  sie  wahrscheinlich  uralt  (vgl.  zu 
§•32.).  —  Die  Grossjährigkeit  tritt  sowohl  in  religiöser  als  in 


*)  Bemerkenswerth  in  mancher  Besiebung  za  unsurm  $.  10t  Mena  VIIT. 
§.  69.  „Aber  jede  Person,  ohne  Ausnahme,  welche  genaue  Kenntniis 
▼on  Vorfallen  hat,  die  sich  in  den  Innern  Gemächern  eines  Hauses,  in 
einem  Walde  oder  bei  einem  Todesfalle  zugetragen  haben',  kann  zwischen 
zwei  Parteien  zum  Zeugen  dienen.'*  Hingegen  taucht  §.  68.  das.  das  irratio- 
nale Princip  auf,  dass  Frauen  ffir  Frauen,  wledergebome  Menschen  für 
wicdcrgeborne  Menschen,  Diener  für  Diener  u.  s.  w.  zeugen  sollen,'' 
also  der  Zeuge  nicht  an  sich,  sondern  nach  dem,  (Ür  welchen  gezeugt 
wird,  zu  berücksichtigen  sei!  Mit  unserm  %,  ist  auch  an  vergleichen  c.  22. 
X.  2.  20.  €.  3.  X.  4.  18. 
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recliilichcr  Beziehung^  mit  den  Pubertitszeichen  (hierüber  weit- 
läufig Nidda  47 — 40.  Maimonides  Ischui  c.  2.)  und  den  Jali- 
rcn  (bei  Knaben  dreisehn,  bei  Mädchen  rwolf  Jahre)  ein. 
Bleiben  die  Pubertätsseichen  bis  dahin  au9,  so  wird  ein  hÖT 
beres  Alter  (und  respective  andere  Zeichen)  gefordert  (/.  /.); 
doch  wird  gewöhnlich  das  Torgedachte  Alter  für  die  Miin- 
digiceit  angenommen  und  wird  nach  den  Pubertätszeichen  nicht 
geforscht  (vgl.  Nidda  46.  Orach  Chajim  Glosse  zu  c.  55. 
§.  5.  und  c.  199.  §.  10.  vgl.  jedoch  Magen  Abraham 
das.).  Das  talmudische  Recht  macht  also  die  Mündigkeit  auch 
Ton  der  physischen  Entwickeinng  abhängig;  die  Reife  der 
Psyche  ist  auch  in  der  Tliat  dort,  wo  nicht  der  Geist  auf 
Kosten  des  Körpers  gewaltsam  entwickelt  wird,  durch  die  Phy- 
sis  bedingt  und  durch  sie  gefördert.  Diese  Ansicht  scheint 
überhaupt  in  der  frühern,  dem  \erfeinerten  Zustand  ferner 
stehenden  Zeit  vorgewaltet  zu  haben,  und  so  wollte  auch  das 
ältere  römische  Recht,  dass  bei  dem  männlichen  Geschlecht 
die  Pubertätszeichen  über  die  Mündigkeit  entscheiden;  erst 
Justinian  stellte  fest,  dass  die  Mündigkeit  vom  Alter  allein 
abhänge,  und  zwar  für  das  männliche  Geschlecht  vierzehn, 
für  das  weibliche  zwölf  Jahre  (/)r.  J.  1.  22.  L.  3.  C.  5. 
60.);  und  gilt  dieses  Alter  sogar  auch  für  Testamente  (L.  5- 
D.  28.    I.)*). 

Einen  weitern  Unterschied  zwischen  der  Mündigkeit  und 
Volljährigkeit  kennt  das  talmudische  Recht  nicht  (auch  keine 
vema  aetaiis);  doch  wird  bei  Verkauf  bei  ererbten  Grund- 
stücken das  Alter  von  zwanzig  Jahren,  in  jedem  Falle  aber 
dass  er  mit  Geschäften  dieser  Art  vertraut  sei  erfordert 
(vgl.  Gittin  65"'  Baba  Batra  155*'  Maimomdes  Mechira  c.  29. 
Chosch.  Mischp.  c.  235.  §.  8.  9.) :  und  gilt  dasselbe  auch  für 
Zeugntss  über  Grundstücke:  der  Zeuge  muss  mit  Geschäf- 
ten dieser  Art  bekannt  sein  (vgl.  Baba  Batra  L  L  Maimo- 
mdes JEdiit  c.  9.  §.  8.  Chosciu  Mischp*  c.  35.  §.  3.  vergl. 
auch  Schach  das.). 


*)  Bemerkenswerth  ist  die  am  letztem  Orte  (D.  l.  1.)  aufgeworfene 
Frage,  za  welchem  Jahre  der  Geburtstag  gerechnet  wurde,  und  die  dor- 
tige Entscheidung  hierüber,  welches  ganz  mit  der  Ansicht  spaterer  nach- 
talmodischer  Autoren  (vgl.  Scma  zu  Choich,  Müehp.  l,  2.)  zasammenfällt. 
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Zu  §.  37. 
Da,    wie    zu    %.   14.  bemerkt   wurde,    c*8   ein   wichtiges 
Moment  beim   Beweise  durch  Zeugen  ist,    ob    der  Zeuge  die 
Watirlieit  sagen   kann,  so  entscheidet  naturlich  nicht  nur  die 
Zeit  der  Aussage,  sondern   auch  die  der  WahrnehmnDg:  war 
zu  dieser  Zeit  der  Zeuge  unfähig,  ao  hat  seine  Aussage  auch 
bei  der    später    erlangten   Befähigung   keinen    Werth,    da    die 
WahrnehmtMig   zweifelhaft   ist.      Das    talmudische    Recht   stellt 
diesem  gemäss  die  Regel  (welche  auch  aus  der   Schrift  her- 
geleitet wird)  auf:    das  Zeugniss  ist  nur  dann  gültig,    wenn 
der  Zeuge  zu  Anfang    ( Wahniehmung )    und    zu  Ende  (beim 
Ablegen  des  Zeugnisses)  ein  iahiger  Zeuge    ist  {Baba  Batra 
128^' .  vgl.  auch  weiter  zu  $.  39.  41.):  und  kann  diesem  ge- 
mäss auch  der  Erwaclisene  nicht   Zeugniss  ablegen  «her  das, 
was  er  als  Kind  wahrgenommen«    Vgl.  Ketubot  /.  88.   Chosch, 
Mischp.  e.  35.  §.  4.  ♦). 

Die  Mischna  {Ketubot  l.  /. )  lässt  hinsichtlich  letzterer 
eine  Ausnahme  bei  Anerkennung  Ton  Unterschriften  (auf  Ur- 
kunden) in  so  fern  eintreten,  als  hier  der  Erwachsene  von 
seiner  Kindheit  aus  bezeugen  kann,  dieses  sei  die  Unterschrift 
seines  Vaters,  Lehrers  oder  Bruders;  denn  eine  solche  Wahr- 
nehmung kehrt  oft  wieder:  das  Kind  hat  häufig  Gelegenheit 
die  Schriftzüge  wahrzunehmen  und  prägen  sie  sich  seinem  Ge- 
dächtnisse ein.  ( Talmud  Ketubot  l,  L  Chosch.  Mischp.  L  L 
§.  4.  Vgl.  auch  Scma  daselbst.  Die  Legitimation  der  Zeu- 
gen auf  Urkunden  wird  überhaupt  als  minder  wichtig  betrach- 
tet. Talmud  l,  l.  Vgl.  auch  weiter  zu  §.  179.)  Doch  muss 
noch  ein  anderer,  sowohl  zur  Zeit  der  Wahrnehmung  als  der 
der  Aussage  fähiger  Zeuge  mit  ihm  die  Unterschrift  bezeu- 
gen {Talmud  l,  l.    Maimonid.   EdtU  c.  7.   §.  2.). 

Es  treten  noch  andere  Ausnahmen  ein  bei  nichtbibli- 
schen Einrichtungen  und  Verboten  (vergl.  weitläufig  Mischna 
und  Talm.  l.  L  und  R.  Nissim  das.),  femer  über  Begeben- 
heiten,  die  gewöhnlich  in  der  Weise  Torfallen,  wie  jetzt  über 


*)  Bemerkenswerth  ist  hier  Baier.  Strafgesetzb.  Art.  281.,  welches 
die  Bidesfähigkeit  erftt  nach  carfickgelegtem  achtzehnten  Jahre  eintreten 
iäsflt,  in  diesem  Alter  aber  das  Zeugniss  auf  Vorfälle,  die  sich  nach  zu- 
rückgelegtem vierzehnten  Jahre  des  Aussagenden  begaben  y  als  vollgültig 
erklärt.     Vgl.  MiUermaier  Beweis  S.  3ia 
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sie  auflgesa^  wird  (das.,  also  achon  von  vorn  herein  eine  Prä- 
sumtion für  sich  haben):  In  allen  diesen  Fällen  kann  der  Er- 
wachsene  von  seiner  Kindheit  her  Zeugniss  ablegen,  und  be- 
darf es  sogar  bei  den  luerst  gedachten  Fällen  nicht  wie  oben 
nocli  eines  andern  iahigen  Zeugen.  Vgl.  Chaach.  Müchp.  L  l. 
§«  5.  6.  und  die  Commentatoren  das.  *y 

Zu  §.  38. 

Das  talmudtsche  Recht  nimmt  bei  manchem  unrähigen 
Zeugen  die  Absichtlosigkeit  als  ein  Criterium  für  die  Wahr- 
haftigkeit an,  und  gestehet  ihm  in  manchen  Fällen  Glaub- 
würdigkeit zu.  Wenn  also  Kinder  unter  einander  sich  ersah- 
len,  sie  seien  helmgekehrt  von  dem  Begräbnisse  des  N*,  man 
habe  Ihn  auf  diese  Welse  betrauert,  der  Redner  N.  habe  die 
Leichenrede  gehalten  u.  s.  w.,  so  wird  dieses  als  eine  voll- 
ständige Aussage  angesehen,  und  darf  die  Frau  jenes  Mannes 
wieder  helrathen  (Jcöamot  116^*  Maimonid.  Gerusckin  r.  13. 
§.  9.  Köen  Ilaeser  c.  17.  §.  12.).  (Das  talmiidlsche  Recht 
verfolgt  also  ein  dem  englischen  Ueclite  ganz  entgegengesetz- 
tes Princip.  Das  englische  Recht  beeidigt  das  Kind,  hält 
seine  Absichtlosigkeit  für  keine  genügende  Bürgschaft,  ver- 
lallt aber  hierdurch  mit  sich  In  Widerspruch,  ^gl.  zu  §.  124. 
Anders  das  talmudlsche  Recht).  Wir  fri<^en  noch  hinzu,  dasü^ 
wie  schon  früher  mehrfach  bemerkt  wurde,  man  beim  Zeug^- 
nisse  über  den  Tod  eines  Ehemannes  überhaupt  gelindere  Rück- 
sichten eintreten  Hess.  —  Auch  bei  Zeugnissen  bei  nichtbibli- 
schen Verboten  und  Einrichtungen  tritt  die  Rücksicht  auf 
Absichtlosigkeit  (der  Ausdruck  hierfür  gewöhalich  *ra^n  "^th  mos 


*)  Vgl.  zu  diesem  und  dem  vor.  §.  Uommel  a.  a.  O.  Artikel  „Unmündige/^ 
'  Da  die  Eidesleistung  ein  wesentliches  unerlässlichcs  Moment  bei  der  Zong- 
nissablegung  macht,  so  roussten  im  gem.  Reclit  schon  aus  diesem  Gesichts- 
puncte  Unmündige,  da  ihnen  die  Kidesfähigkeit  abgeliet,  als  nichtclassi- 
«ichc  Zeugen  erscheinen.  Bei  schweren  Verbrechen  werden  jedoch  nach 
canonischeni  Rechte  Kinder  von  14  Jahren,  wenn  sie  schwören  wollen,  aU 
Zeugen  zugelassen.  (Was  hiergegen  einzuwenden  vergl.  oben  S.  20Ö.  (T. 
S.  249.  %  Anmerk.).  Kinder^  sobald  sie  10}  Jahr  alt  sind,  gelten  als 
adminiculireud.  Mündige  können  bezeugen  auch  über  das,  was  ^ie  in 
den  Jahren ,  der  Kindheit  und  Unmündigkeit  wuhrgenommcn  haben.  Vg\ 
jedoch  die  Anmerkung  Ackcrmann'*s  daselbst. 
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,^er  spriclit  in  seiner  Einfalt^)  bei  den  in  diesem  und  §.  43.  52. 
erwähnten  Zeugen  ein.    Vgl.  Baba  Kania  114**  Ketiibot  27** 

Zu  §.  39. 
Lieber  Wahn-  und  Blödsinnige  Baba  Batra  u.  a.  a.  O. 
Maimomd.  Edut  r.  9.  §.  9.  10.  Auch  wenn  der  Wahnsinn 
nur  in  einer  fixen  aberwitzigen  Idee  bestehet,  in  anderen 
Dingen  aber  der  von  ihr  Behaftete  sich  als  ganz  veruiinftig 
zeigt,  so  ist  er  nichtsdestoweniger  ein  unfähiger  Zeuge  (Mai- 
tnofmL  U  /.,  nach  Ckagiga  4*',  Tgl.  R.  J.  Karo;  Choschen 
Müchp.  L  L  §•  8.). 

Taubstumme  werden  in  der  talmudischen    Lelire    all- 
gemein in  eine  Categorie  mit  Wahn-  und  Blödsinnigen  gesetzt, 
und  sind  sie  unfähige  Zeugen  (Mahnonid.  l.  L  §.  11.).  Audi 
Taube  und  Stumme'*')  sind  imlahige  Zeugen:  weil  ein  rich- 
tiges   Zeugenrerhör   nicht   mit    ihnen    angestellt   werden   kann 
(Tgl.  Gütin  7V'  über  Stumme,    aus    der   Schrift  hergeleitet; 
Maimonid.  U  L  setzt  „Taubc^^  zu,    und    gibt  den  Torgedach- 
ten  Grund  an).  —  Neuere  Gesetzgebungen  weichen  hier  man- 
nigfaltig   ab.     So  'spricht    das    Oesterr.   Strafgesetzb.  §.  357* 
TOD  dem  Stummen,  der  schreiben  und  dem  Tauben,  der  le- 
sen   kann:    dort   ist    die    Frage    mündlich  zu  stellen  und  die 
Beantwortung  *  schriftlich   zu    fordern,    hier   umgekehrt.     Von 
dem  Taubstummen  schweigt   dieses    Gesetz,    scheint   ihn   also 
für  unflhig  zu  halten.     Das  Baier.  Strafgb.  Art.  278.  4.  er- 
klärt „Diejenigen ,  welche  nicht  miJndlich  oder  schriftlich  durch 
Worte,  sondern  nur  durch  Zeichen  ihre  Gedanken  auszudrucken 
vermögen,  aU  schlechterdings  untüchtige  und  zum  Beweis  un- 
taugliche Zeugen.^^    Der  durch  Schrift  sich  auszudrücken  ver- 
mögende Taubstumme   könnte  also  sogar  (vgl.  auch  Art.  2>^0.) 
ein  classsicher  Zeuge  sein.     Die  Preuss.  Crim.  Ordn.  §.  356. 
No.  4.  (und   Pr.  Allgcm.  G.  O.  Titel  10.  §.  227.  4.)  scheiut 
ganz    mit  dem  Baier.   Strafgb.  übereinzustimmen;    doch    führt 
„der  revidirte  Entwurf  der  Straf-Proccss-Ordnung^^  §.  246.  5. 
„Taubstumme,    die    sich    durch   Zeichen    verständlich   machen 
können**^  unter  der  Rubrik  Jener  an,    die  zur  nähern  Erklä- 
rung, jedoch  ohne  Eid,  vernommen  werden  (vgl.  Motive  2.  Thi. 
S.  93).     Das   englische   Recht   scheiut   sogar   den   Taubst uiu- 


*)  Vgl.  die  Anmerkuog  sa  „Stumme*'  bei  Bommel  S.  182. 
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men,  wenn  er  sich  auch  nur  durch  Zeichen  verständlich  ma- 
chen kann  (with  ihe  asshtance  of  an  Interpreter  wird  hin- 
zngerügtX  als  einen  classischen  Zeugen  anzunehmen  (PhiUipps 
l,  U  p.  16).  Aber  das  Zeug;ni9s  eines  Taubstummen  hat  in 
jedem  Falle  Tief  Bedenkliches,  da  in  neueren  Gesetzgebungen 
der  Eid  unerlässlich  ist  und  also  ein  gegrijndeter  Zweifel  zih 
riickbleibt,  ob  ein  Taubstummer  die  Heiligkeit  und  Gewich- 
tigkeit des  Eides  ganz  begreife  und  er  auf  ihn  den  tiefen 
Eindnick  der  Aufforderung  zur  Wahrheit  mache  (vgl.  Globig 
a.  a.  O.  2.  Thl.  S.  149).  unfähig  nach  gemeinem  Deutschen 
Civilprocessrecht  halt  ihn  Linde;  und  ebenso  Hommel 
und  andere  juristische  Schriftsteller.  Vgl.  Hommel  ^,Taub* 
stumme^^  und  Anmerk.  daselbst  Das  talmudische  Recht  legte 
auf  derartige  Zeugnisse  wegen  der  rorbemerkten  starken  In- 
q4iirlrung  keinen  Werth,  obschon  es  bei  anderen  Gelegenhei- 
ten manchen  von  einem  Taubstummen  durch  Zeichen  voll- 
zogenen Handlungen  Gültigkeit  zuerkennt  (Gittin  59^"'  71''). 

Blinde  werden  Im  talmudischen  Rechte  durchgehenda 
als  unfähige  Zeugen  angenommen  (vgl.  Nidda  50^*  u.  a.  a.  0.); 
und  consequent  dem  (zu  §.  37  angeführten)  Grundsatz:  ^^dass 
der  Zeuge  bei  der  Wahrnehmung  und  dem  Ablegen  des  Zeug- 
nisses föhig  sein  muss^%  wird  derjenige,  der  zwischen  der 
Wahrnehmung  und  dem  Ablegen  erblindet  ist,  als  unfähig  be- 
trachtet (Baba  Batra  128).  —  Diese  allgemeine  Regel,  dass  der 
Blinde  imfahig  sei ,  für  die  nur  eine  eiitferntliegende  Bibelstelle 
angefiihrtwird  {Erachin  18^),  scheint  sehr  alt  zu  sein  (vgl.  Einlei- 
tung zu  diesem  Cap.),  und  ist  im  Anklageprincip,  das  eine  Con- 
frontation  des  Anklagers  und  der  Zeugen  mit  dem  Angeklag- 
ten verlangt  (vgl.  zu  §.  7.),  gemäss;  daher  auch  die  nach- 
malige Erblindung  unfähig  zum  Zeugnisse  macht.  (Das  tai- 
mudische  Recht  kennt  daher  auch  nicht  den  von  manchem 
Bechtslehrer  und  mancher  Gesetzgebung  angenommenen  Satz, 
dass  der  Blinde  nur  in  Ansehung  der  Gegenstande  des  Ge- 
sichts ein  nnßhiger  Zeuge  sei.  Vgl.  Hommel  „Blinder^^  und 
die  in  der  Anmerk.  das.  angeführten  Autoren  und  Gesetze, 
femer  Schneider  a.  a.  O.  §.  112.)  Hingegen  sollte  bei  einer 
Aussage  auf  einen  Umstand  (z.  B.  die  Grenzzeichen  eines 
Grundstückes  anzugeben  u.  dgl.  m.)  der  Erblindete  ein  föhiger 
Zeuge    sein;    und   ist   dieses  auch  die  Meinimg  verschiedener 
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Uliuudisclicr   Autoren  {Baba  Bnlra  /.  /.)^  die  aber  nach  dem 
obengadacliteii  Gnmdsatze  veru'orfen  wird. 

Noch  ist  zu  bemerken,  das«  bei  Zeugnissen  iibcr  den 
Tod  eines  Ehemannes  das  schriftliche  Zeugnis»  eines  Stum- 
men gViItig  ist  {Giltin  IV'  Maimonid.  u.  Chosch.  Mfsvhp.  i.  /.)- 
Ueber  das  Zcuguiss  eines  Tauben,  den,  wie  oben  bemerkt,  erst 
Maimonides  für  unfähig  erklärt,  wird  geschwiegen;  allein  da 
es  hier  nicht  der  strengen  Befragung,  welche  Maimonides  als 
Grund  der  Unfähigkeit  angibt,  bedarf  (§.22.),  so  scheint 
das  Zeugniss  gültig  (vgl.  auch  Giftin  L  ./. )•  Dieses  diirfte 
auch  auf  ein  derartiges  Zeugniss  eines  nach  der  Wahrneil- 
nrang  Erblindeten  anzuwenden  sein  (igl.  Gittin  23'**  u.  Tose- 
fot  dasclb(;t). 

Zu  §.  40. 

■'  Bei  dem  im  §.  gedachten  Zustande  tritt  das  Bedenken 
ein,  ob  die  Krankheit,  da  der  Ausbruch  oft  wiederkehrt, 
nicht  auch  innerlich  fortwirke  und  den  Seelenkräften  eine  ver- 
worrene Richtung  gebe,  die  den  Zeugen  sowohl  zu  einer  ge- 
nauen Beobachtung  als  zu  einer  abgfunessenen,  der  Wahrheit 
treuen  Aussage  unfähig  macht  {3liUermaier  S.  119)  ♦).  IMcli- 
rere  alte  und  neue  Gosetzgebungen  wollen  ein  solches  Zeug- 
niss nicht  als  vollen  Beweis  gelten  lassen  (Pr.  C.  O.  §.  356.  1.;. 


*)  Dieses  Bedenken  Ist  bei  dem  mit  einer  fixen  Idee  Defanfteteo  (v.  $.) 
noch  begründeter,  da  eine  Abgrenzung  der  Geisteskräfte  nach  ihren  ver- 
schiedenen Functionen  nur  ein  logischer  BegrifT  ist;  die  gestörte  Seelen- 
kraft  wirkt  auch  auf  andere  Gebiete  hinüber  und  erzeugt  eine  Unfähig- 
keit, die  das  Vertrauen  zu  dem  richtigen  Denken  und  Schliessen  eines 
derartigen  Geistoskranken  stdrt.  Die  Gesetzgebungen  schweigen  hierüber; 
scheinen  aber  das  Zeugniss  eines  solchen  Menschen  unter  der  Catego- 
rie  „Zeugniss  eines  Wahnsinnigen",  eine  Benennung,  riiit  der  man  im 
gewöhnlichen  Leben  den  mit  einer  fixen  Idee  Behafteten  zu  bezeichnen 
pflegt,  zu  Terstehen.  Für  die  englische  Praxis  genüge  hier,  den  von 
Ijord  Brougham  im  Monate  "März  1843  im  Oberhause  cr/ählten  Vorfall  an- 
saführen.  Ks  war  bei  einem  Klagcfall  Jemand  dem  Gericht  ab  Wahn- 
sinniger bezeichnet  worden,  das  Gericht  nahm  aber  trotz  vieler  an  den- 
selben gerichteten  Fragen  die  vollkommenste  Besinnung  wahr.  Endlich 
veroeigte  sich  der  Anwalt  der  Gegenpartei  gegen  ihn  mit  dem  Bemer- 
ken, dass  einer  solchen  hohen  Person  grosse  Khrfurcht  gebühre.  „Ihr 
habt  Recht'S  sagte  Jener,  „ich  bin  der  Ueiland'S  worauf  das  Gericht 
iha  Cur  wahusimiig  erklärte. 
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Das  römische  Recht  hält  zwar  (L.  20.  §.  4.  /I.  28.  1.)  ein 
solches  Zeiigniss  für  gültig;  doch  soll  dieses  nur  auf  Hand- 
luDgen,  wo  mehrere  (d.  i.  mehr  als  zwei  Zeugen)  hinzuge- 
zogen werden,  anwendbar  sein  (vgl.  GlAck  a.  a.  0.  S.  142 
und  oben  zu  §•  1.).  Das  englische  Recht  erblickt  hier  ei« 
nen  Toilkommenen  Beweis  ( PhiUipps  L  L )  '*')•  —  Das  frühere 
talmudische  Recht  spricht  sich  eigentlich  nicht  über  Zeugniss, 
sondern  über  civilrechtliche  Handlungen  in  den  lichten  Zwi- 
schenräumen aus  und  erkennt  sie  als  gültig  {KetuLot  20**' 
vgl.  auch  Bosch  Hasehofia  28"');  dieses  wurde  von  spateren 
(nachtalmudlschcn)  Autoren  auch  auf  das  Ablegen  eines  Zeug- 
nisses mit  der  Bemerkung  angewendet,  dass  man  hier  mit 
vieler  Vorsicht  zu  Werke  gehen  müsse  {Mahnonid.  L  L  §.  9. 
Chosch.  Mischp.  L  L  %  9.  Sie  sprechen  von  einem  mit  der 
Epilepsie  Befallenen  und  in  Folge  dieser  Krankheit  an  tempo- 
i^rer  Geistesabwesenheit  Leidenden,  welches  aber  überhaupt 
auf  den  Im  §.  gedachten  Fall  anwendbar  Ist)  **). 

Zu  §.  41. 
Baha  Batra  a.  a.  0.,  wo  neben  dem  §.  37.  angeführ- 
ten Grundsatze  auch  ausgesprochen  wird,  dass,  wenn  sich  der 
Zeuge  beim  Anfang  (Wahrnehmung)  und  beim  Ende  (Aussage) 
im  normalen  Zustande  befindet,  sein  Zeugniss  gültig  ist,  wenn 
er  auch  in  der  Zwischenzeit  sich  in  einem  ihn  unfähig  ma- 
chenden Zustande,  wie  Blindheit,  Taubstummsein,  Wahnsinn, 
befand.  Wir  haben  im  $.  den  vom  Wahnsinn  Genesenen  her- 
ausgehoben, well  liier  zumeist  ein  Zweifel  erwachen  kann,  ob 
nicht  durch  den  Zwischenzustand  das  Erinnerungsvermögen  hin- 
sichtlich früher  vorgefallener  Begebenheiten  gestört  worden 
sei,  wie  auch  in  der  That  zuweilen  die  Erfahrung  zeigt,  dass 
manchem  nach  einer  Geisteszerrüttung  wieder  <  zu  sich  Gekom- 


*)  Doch  wird  daselbst  hinzugefugt:  if  they  have  suffidenily  recove- 
red  ihcir  understandingi.  Also  im  Grande  auch  hier  wie  im  talmudischen 
Kechte  von  dem  Ermessen  des  Richters  (der  Geschwomen)  ^abhängig  ge- 
macht. 

*♦)  Vgl.  Hummel  „Wahnsinniger^'  und  die  Anmerk.  das.  —  Der  re- 
vidirte  Entwurf  der  Straf  -  Process  -  Ordn.  für  die  Preuss.  Staaten  S.  59 
lässt  den  Zusatz  der  Crim.  Ordn.  „und  seine  Aussago  hat  niemals  vollige 
Beweiskraft^^  vseg^  und  will  nur  grosse  Vorsicht  bei  der  Vernehmung. 
Also  wie  das  tabaudischa  Recht«    Vgl.  aach  Motive  2.  Tbl.  S.  93. 
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menen  das  frühere  Leben  ein  nur  von  schwachen  Bildern  (Er- 
innerungen) durchwirkter  Traum   ist. 

Zu  §.  42. 
MahnoniiL  /.  /•   §•  10.  (nach  Alfasi)^     Ckosch.  Mischp. 
U  U  §.  10.   —   Das  Zeu^iss  unbesonnener  u.  s.  w.  Menschen 
iSBt  verdächtig,    da   ihnen    oft   die   uöthige  Ruhe  zur  gründli- 
chen   Auffassung    des    Vorgefallenen    und    die    Sanimhing    des 
Geistes  zum  richtigen  Wiedergeben  des  Wahrgenommenen  ab- 
gehet.     Die    meisten    Gesetzgebungen    sprechen    zwar    davon, 
dass  dem  Zeugen,  der  leichtsinnig  in  Beachtung  der  Sittlich- 
keit und  Wahrheit  ist,    nur    bedingt    Glauben  geschenkt  wer- 
den kann;  doch  entspringt  dieser  Leichtsinn  nicht  sowohl  aus 
einem  schwachem  Sittlichkeitsgefühl  als  einer   gestörten    Gei- 
stesoperation,   aus  dem   Unvermögen,    bei  einem  Gegenstande 
lange   zu    verweilen    und    ihn    richtig    aufzufassen,    aus    einer 
Unruhe,    in    der    ein   Wort,    ein  Einfall,    ein    Entschluss    den 
andern  jagt    und    nicht    zum    besonnenen    Nachdenken    kom- 
men lässt.     Es  wird  daher  auch  von  denkenden  Recht«lchrern 
{Globig >i   Mittermaier  u.  A.)  häufig  darauf  anfmerksam  gemacht, 
dass  der  Richter  sich  mit  der  Individualitat   des    Zeugen  be- 
kannt mache  und  sich  über  seine    geistigen  Anlagen  Auskunft 
verschaffe :    und  sagt  treffend   Maimonid.  L  l.  ^^Dic  sehr  über- 
„eilt  und  leichtsinnig   und  verworren  sind,  gehören  eigentlich 
„zu  den  Irrsinnigen.      Es  hängt  hier  Alles  ab  von  dem,  was 
„der  Richter  siebet  (Ermessen):    schriftlich  lassen   sicii  keine 
„Regeln  hierüber  aufstellen.^^ 

Zu  §.  43. 
Es  wurde  schon  im  Eingange  zu  diesem  Cap.  bemerkt, 
dass  nach  der  Grundlage  des  mosaisch  -  talmudischen  Rechts 
das  religiöse  Moment  zur  vorzüglichen  Geltung  gelangen  und 
Einfluss  auf  die  Befähigung  Zeugniss  abzulegen  üben  musste. 
Auf  diesem  Einfluss  des  Rcligionsprincipes ^  dem  gemäss  das 
talmudische  Recht  sogar  nicht  den  Eid  beim  Zeugenbeweise 
für  nothwendig  erkennt  (vgl.  zu  §.  24.),  sind  die  hier  fol- 
genden §§.  (43 — 56.)  basirt.  —  Bei  Jenen  ^  die  den  Glauben 
nicht  anerkennen,  d.  i.  die  ausser  dem  Verbände  der  Confes- 
siou  stehen,  macht  die  gänzliche  Nichtanerkenuiiiig  der  Reli- 
gion das  Zeugniss  ungültig.  Wir  mögen  hierfür  nicht  zum 
Vorwande  suchen,  dass  der  Talmud  selbst  eigentlich  nur  von 
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lividuischon  Völkern  spricht,  noch  hierdurch  manche  den 
Geist  ilircs  Zeitalters  an  sich  tragende  Intoleranz  beschönigen, 
die  wenigstens  den  hart  gedrücitten  Juden,  die  allenthalben  nur 
Feinde  erblicken  mussten,  in  gewissem  Maassc  nachzusehen  wäre. 
Doch  dürfte  gerade  diese  Vorschrift,  auch  bei  der  liberalsten 
Ansicht  über  Andersglaubende,  ihre  Rechtfertigung  in  dem 
oben  gedachten  Ausgangspuncte  finden.  Das  talmud Ische  Recht 
legt  das  religiöse  Princip  zu  Grunde,  findet  in  ihm  eine 
solche  Garantie,  dass  es  keinen  Eid  bei  der  Zeugenaussage 
kennt.  Bei  den  NichCbekennern  des  Glaubens  fallt  das  rcli* 
giöse  Moment  weg;  und  da  dem  talmudischen  Rechte  der 
Eid  bei  Zeugnissablegung  unbekannt  ist,  welche  Bürgsdiaft 
bot  sich  hier  für  die  Wahrscheinlichkeit  der  Aussage  dar  ^)1 
Und  auch  die  negative  Aufforderung  zum  wahrhaften  Zeug- 
nisse, die  Bestrafung  der  Unwahrheit  (vgl.  oben  zu  §.  24.  su 
Ende),  ging  dem  talmudischen  Rechte,  das  sich  grösstenthells 
zu  der  Zeit  ausbildete,  wo  die  Juden  nicht  weltliche  Machl 
besassen,  ab;  und  man  musste  also  auf  dieses  gewichtige, 
wenn  auch  nicht  vorzüglichste  Mittel,  um  vom  falschen  Zeug- 
nisse abzuschrecken,  verzichten.  Man  denke  sich  nun  fm 
Mittelalter  einen  diristlichen  Zeugen  vor  dem  verachteten, 
»machtlosen  jüdischen  Gerichte :  war  hier  mit  begründeter  Zu- 
verlässigkeit auf  die  Wahrhaftigkeit  der  Aussage  zu  rechnen  1 
Ist  doch  auch  nach  neueren  Doctrinen  das  Zengnisa  einet 
Fremden  verdächtig  (vgl.  Gtobig  a.  a.  0.  2.  Thi.  Sekneider 
§.  117.),  obschon  in  ihnen  jedes  Zengnisa  mit  einem  Eide 
verbunden  ist!  —  Uebrigens  erkennt  das  talmudische  Recht 
Urkunden,  die  von  competenten  nichtjüdischen  Gerichten  ab- 
gcfasst  und  von  nichtjüdischen  Zeugen  unterschrieben  sind, 
selbst  dann  für  gültig  an,  wenn  sie  erst  ihre  Gültigkeit  durch 
die  Zengenunterschrift  erhalten  (wie  Schenkungen  nach  tat- 
mudischem  Rechte;  vgl.  Gitiin  10^  und  R.  bischer  daselbst). 
Ein  nachtahnudiscber  Autor  hält  dafür,    dass   an   sich  Nicht« 


*)  Die  Einflibning  eines  Eides  für  Zeogen,  die  Nicbtbekenner  des 
Glaubens  dnd,  wfirde  nach  dem  Oegenstande,  bei  welchem  der  Eid  biUf 
abgelegt  werden  müssen ,  su  ungemeinen  Inconvenienzen  geführt  haben. 
A.uch  mochte  das  talroudische  Recht«  da  nichtjüdische  «Zeugen  sehen  vor 
Jüdischen  Gerichten  erschienen»  hier  nicht  erst  neue  Normen  (Ridesable- 
gung)  fixiren. 
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Juden  nicht  unfähige  Zeugen  8eien,  sondern  nur  ein  Verdacht 
gegen  ihre  Wahrhafiigkeii  obwalte;  und  diesem  gemäss  will 
ein  anderer  Autor,  dass,  wenn  der  NichtJude  ein  notorisch 
wahrhafter  Mann  ist,  sein  Zeugniss  gültig  sei  (also  ohne  Eid 
nnd  ohne  den  Rückhalt  der  Strafe!)  vgl.  B,  Hai  Mekach  Umimkar 
13.  Pforte  im  Auszug  (woselbst  jedoch  etwas  ungenau).  Glosse  su 
R.  Aacher  L  L  Raschi  Ci/tm9''  Ferner  Tumim  zu  Cho8ch.MUchp. 
e.  68.  §.  2. 

Dieses  über  Zeugniss  Andersglaubcnder  im  Ailgemehien. 
Es  kommt  hier  aber  auch  noch  lu  erwägen,  wie  es  mit 
dem  Zeugniss  über  ceremonielle  Gegenstände  zu  halten  sei'J 
Dem  Andersglaubenden  gehet  hier  grösstentheiis  die  Tiefe  der 
Wahrnehmung  (und  häufig  auch  der  Ernst  der*  Aussage) 
ab,  da  dieser  Gegenstand  ihm  gar  nicht  von  Wichtigkeit 
scheint,  er  ihm  also  nicht  die  gehörige  Aufmerksamkeit 
widmet.  Ein  solches  Zengniss  bleibt  immer  verdächtig;  und 
daher  will  die  Beraita  Ketubot  28^*,  dass  selbst,  wenn 
ein  Andersglaubender  sich  zum  Glauben  bekehrt  hat,  sein 
Zeugniss  auf  derartige  frühere  Vorfalienheiten  nicht  gültig 
aei,  „weil  er  damals  nicht  genau  untersuchte^^  (der  Vorfall 
för  ihn  nicht  genug  Wichtigkeit  hatte,  um  ihn  ganz  aufzu- 
fassen). —  Zu  bemerken  ist  noch,  das«  bei  Aussagen  über. 
den  Tod  eines  Ehemannes  der  erzählungsweise  vorgebrachte 
Bericht  (vgl.  zu  §•  38.)  eines  Andersglaubenden  als  gültiges 
Zeugniss  angesehen  wird  (Jebamot  121^  ),  und  gilt  dieses  auch 
bei  nichtbiblischen  Verboten  und  Einrichtungen  {ßaöa  Kaina 
114^'  u.  a.  a.  0.). 

Der  andere  Theil  des  §.  („die  dem  Glauben  Entgegen- 
handelnden^^) fliesst  ebenfalls  aus  dem  in  der  Einleitung  zu 
diesem  Capitel  entwickelten  Princip.  Doch  kennt  nicht  nur 
die  Mischna  nicht  dieses  ausschliessliche  Keligionsprincip ,  son- 
dern wird  es  auch  noch  von  einem  späteren  taimudischen  Au- 
tor —  Raba  —  bestritten,  dessen  Ansicht  sehr  bemerkens* 
werth  ist.  „Wenn  Jemandes  meint  dieser  Autor,  „ver- 
botene Speisen  geniesst  aus  Gelderspamiss,  unter  gleichen 
Verhältnissen  aber  sich  nur  an  erlaubte  Speisen  hält,  so  ist 
er  ein  unfähiger  Zeuge;  wenn  aber  Jemand  unter  allen  Ver- 
hiltnisaen  verbotene  Speisen  geniesst,  ist  er  ein  fähiger  Zeuge^^ 
(ßynhedr.  27*0*     Weil,    wird  daselbst  hinzugefügt,    man  nur 
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durch  ungcrecliten  Besitz  oder  nngerechten  6eldv<irtheil  (ü^n) 
ein  iinziiläasiger  Zeu^  nird.  Im  ersten  Falle  f«t  die  irreli^öse 
Handlung  ziigleicli  eine  unmoralische,  denn  da  hier  der  Ue* 
bertrefcnde  das  Bindende  des  Gesetzes  anerkennt,  ihm  nach- 
lebt, wenn  kein  Geldvorthcil  lockt,  so  Ist  bei  ihm  die  Ue- 
bertretnng  eine  Hintansetzung  der  bessern  FIrkenntnisa  um  ei- 
nes niedrigen  Interesses  willen,  und  kann  also  nicht  bei  ihm 
Wafirhaftigkeit  .angenommen  werden.  Beachtet  aber  der  Ue- 
bertrelende  dieses  Gesetz  Oberhaupt  nicht,  so  liegt  hier  noch 
gegen  seinen  moralischen  Charakter  kein  Verdacht  vor,  und 
Ist  er  vom  Moralprincip  aus  betrachtet  ein  giiltiger  Zeuge. 
Doch  wird  diesem  Autor  nicht  beigestimmt,  da,  wie  wir  obea 
bemerkten,  das  religiöse  Princip  zur  ausschliesslichen  Geltung 
kam.  Welche  Modificationen  hier  dennoch  eintraten,  werden 
die  folgenden  §§.  lehren. 

Zu  §.  44. 
Wenn  auch  dem  Religionsprincip  Tiel  eingeräumt  wurde, 
so  waltet  doch  ein  bedeutsamer  Unterschied  zwischen  bloa 
religiösen  ( ceremoniellen )  und  religiös  moralischen  Verboten 
ob.  Religiös  biblische  Verbote  machen  unfähig,  wenn  auf 
sie  Gcisselstral'e  (und  natfirlich,  wo  noch  höhere  Strafe,  alz 
Todesstrafe,  Ausrottung  ff.)  nach  dem  Gesetze  erfolgt  (wenn 
sie  auch  tbatsächlich  nach  Aufhebung  der  peinlichen  Gerichtsbar- 
keit nicht  Tolifuhrt  wird).  Die  Unfähigkeit  wird  also  inrol^ 
virt  durch  ein  Handeln  gegen  ein  Verbot;  die  Unterlas- 
sung eines  Gebotes  sowie  Uebertretnng  eines  Verbotes,  auf 
das  nicht  Geisseistrafe  folgt,  macht  nicht  unfähig.  Maimo* 
mdea  l.  l  c.  10.  §.  Chosch.  Müchp.  c.  34.  §.  2.  (Nur  tritt 
hl  letzterem  Falle  nach  der  Verordnung  der  Lehrer  [vgl« 
Einleitung  zu  diesem  Cap.]  Unfähigkeit  ein.  Glosse  Chasekm 
Mt'schp,  l.  L)  —  Hingegen  macht  die  Ucbertrctung  eines  r«-^ 
ligiös-moralischen  Verbotes,  auf  das  auch  nicht  Geisselstrafa 
erfolgt,    nnföhig  zum  Zeugnisse.    Vgl.  Maimonid*  L  L 

Zu  §.45. 
Es  wurde  zu  Ende  des  vorigen  Cap.  Manches  über  4Be 
Verwarnung  erwihnt  und  wie  sie  im  talmudisclien  Recble^ 
wo  auch  die  Uebertretnng  reiner  Religionsgesetze  der  Strafe 
unterliegt,  als  nothwendig  erscheinen  musste  (vgl.  oben  S.  224). 
Auch  bei  der  Benrtbel^nng  über  UaRLhigkeit  wegen  üebertre- 
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liin^  tritt  eine  solche  BfnicLsichii^nti*  ein:  die  l  nfülii^Leil 
wird  iwar  nicht  da^oo  abhiiisiff  svinachl.  da«»  dtT  l  eberlreCeiid« 
^en»anit  wordeu  »ei«  sondern  ob  er  einer  »okliea  NerMarmmg  be- 
durfte, ob  nämlich  aniiiiiehinen  »ei.  da>s  da»  Verbot  ihm  be- 
kannt »ei.  Heil  es  i.  B  ein  allst lutin  ^erbreiteteü  i«t.  odei 
nicht:  in  letzterem  Falle  mus»  er  er>t  ^orlier  aufaierLsani  hier- 
auf ^machi  Horden  »ein.  wenn  die  l  nUhi^keit  auf  die  L'e- 
bertretüDZ  eintreten  »oll.  Da»  taliinidi^ilie  Kerlit  i«t  liier  iiD- 
gemein  nac)i»ichti^ :  und  uird.  nenn  nur  irgend  «oran^xiithelzeii 
i>t.  da»»  der  L'ebertreter  au»  L'nui>>eiilieii  ouer  ^ieileichl  §mt 
in  ^iter  Absicht  »o  gehandelt  habe,  er  niiht  unfähig  lua 
Zeu£ni»»e.  Vsl.  Snufntirn  -0"  yU.ianrtid.  /•  /.  r.  1-.  <&.  ] 
Choiciu   Mhchp.   l.   L  Ü-k,   und    Glos?e   ^8?.  4. 

Zu   5.   4Ö.   lül.   Hciter  zu    5.   5-. 

Zu   5-  47. 

VfiL  BtchOiot  30.  -S.'i.  Mitini f;i'\i.  I.  i.  r.  11.  6.  7.  Jore 
iJta  c.  11«*.  §.6.  Selb»t  durch  einen  auf  einem  all^eraeineo 
Gerüchte  beruhenden  Verdacht  uird  die  GlauNwiirdisLcic  uicLc 
ge»tört.  Vsi.  S»fna  zu  Chost^t-  Mi-ihp.  L  L  §.  25.  llodi 
Luin  ein  der  .\rt  Verdächtiger  in  dem  Functe.  in  welchem 
ein  Verdacht  auf  ihm  ruhet,  niiht  bei  einem  ihm  zugehöri- 
gen Gefenstand  Zeusni»»  ablesen  (wenn  z.  B.  Jemand  ver- 
dächtig i»t.  den  Zehnten  ^orznentlialten.  »o  ist  »ein  Zeu^nin 
—  \z\'  §•  3.  zu  Ende  —  da»»  die»cs  ^e^eniiärlise  Getreide 
nicht  der  Zehnte  »ei.  nitht  ^ültis  .  Ux.  jedoch  Jemand  im 
Verdacht  der  L'nkeu»chheit «  »o  kann  er  überhaupt  in  Ehe- 
ncfaen  nicht  Zeuf  nl»s  ablegen  Glo»>c  zu  (  ho^ch.  Misck/f-  /.  /. 
v^l.  auch  SchacJk  zu  Jore  Üca  L  /.  Anmerk.  1?"  .  —  So  «eiC 
iibrieens  ein  Verdächtiger  nicht  Zeu£ni^»  ablegen  kann,  l»t 
dasselbe  auch,  wenn  er  es  durch  einen  Eid  bekräftigt,  un- 
gültig.   Jore  Uta  /.   /.   §.    7.     \  gl.   oben  zu  §.   24. 

Wir  bemerken  noch,  da»»  »elb»t  bei  dem  wegen  wirk- 
licher Uebertretuns  al»  zum  Zeugen  unfähig  Erklärten  die  \2n- 
fthigieit  erst  Ton  der  notorischen  Uebertretung  angenom- 
men wird.  Waltet  ein  ZvieifeK  ob  er  Tor  oder  nach  abge- 
legtem Zcuguiss  Übel  treten,  so  ist  das  Zeu^niss  gültig,  da  die 
praesunUh  loni  €t  a€qui\  die  Jedermann  für  sich  bat  (vgl. 
weiter  Einleitting  iiun  4.  Titel),    so  lange  f erbleibt,    bia  ai« 
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notorisch  anfgeliobcn   ist.      Glosse    zn    Choscken    Miachp,  L   /. 
§.  23.  uach  R,  J.  ben  Scheschet   respons.   266.  '^). 

Zu  §.  48. 

Maimonides  L  L  c.  12«  §.  4«  und  Toen  ffenitan  (de 
aetore  et  reo)  c.  2.  §.  9. ,  wo  neb«t  der  Strafe  Reue  erfordert 
wird,  sowie  im  Gegentlieile  Reue  allein  ihn  auch  wieder  zum 
iahigen  Zeugen  macht  (vgl.  Keaef  Misckna  das.).  Nach  Glosse 
zu  Chosch.  ilhchp.  §.  22.  /.  /.  (vgl  auch  Schach  Aiimerk.  21.) 
gcniigt  ein  ernstliches  Versprechen  der  Besserung.  (Das  tal- 
mudische Recht  kennt  nicht  die  Strafe  der  Ehrlosigkeit  und 
eine  hierdurch  herbeigefiihrte  Unfähigkeit  Zeugniss  abzulegen. 
Gegen  letzteres  sprechen  überliaupt  die  meisten  Reditsiehrer. 
Vgl.  Ilommel  5.  7.  Regel  und  den  das.  citirten  Sonnenfels; 
auch  die  Anmerkung  das.  über  verschiedene  Gesetzgebungen. 
Mittennaier  Beweis  S.  321.  322.) 

Zu  §.  49. 

Ueber  diesen  §.  wurde  schon  in  den  obigen  §§«  Man* 
dies  besprochen.  Die  Meinung  der  talmudischen  Autoren  ist 
über  Unfähigkeit  durch  religiöse  Uebertretuiig  getbeilt  (vgl. 
§.  43.  zu  Ende);  über  Unfähigkeit,  wo  wegen  Geld  ein  Un- 
recht begangen  wurde  oder  war  einmal  falsch  gezeugt  ff., 
Iierrscht  unreine  Meinung'*'^), 


'*')  Bei' nanchen  Rechtslehrern  neuerer  ZU  gilt  die  Regel,  daM  iai 
ZweifeUfaUe  eher  die  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  als  dessen  Verdäch- 
tigkeit anzunehmen  sei ,  damit  der  Zeugenbeweis  nicht  zu  sehr  be- 
schränkt werde.  Vgl.  fhmmel  a.  a.  O.  8.  Regel.  Diese  Berücksichti- 
gung streitet  aber  mit  dem  Begriffe  des  Zeugenbeweises.  Nicht  weil  der 
Richter  will  etwas  bezeugt  haben,  sondern  weil  der  Zeuge  der  Wahr- 
heit gemäss  aussagt,  ist  er  ühig,  bildet  seine  Aiiifsage  einen  Beweis. 
■Die  Rücksicht  des  talmudischen  Rechts,  die  praenumtio  aequi^  hat  da- 
her mehr  für  sich.  —  Die  weiteren  Polgerungen  bei  Hommel,  das« 
zwei  nicht  iroJIgfiltige  Zeugen  einem  vollgülti^n  gleichkommen,  wurden 
schon  oben  za  §.  14.  gewürdigt. 

**)  Die  neueren  Gesetzgebungen  heben,  wie  bemerkt  wurde,  nur  das 
moralische  Moment  heraus;  das  rdmische  Recht  delmte  diesen  BegriiT  aus 
und  erklärt  Ehebrecher  für  unfähige  Zeugen.  L.  14.  18.  D.  22.  5.  L.  20. 
§.  6.  D,  28.  1.  (Auch  der  oh  Carmen  famosum  tlamnatua  ist  ein  unfähi- 
ger Zeuge,  L.  21.  pr.  D.  22.  5.  L.  18.  $.  1.  ü,  28.  I.,  wobei  eben- 
falla  die  mindere  Moralit&t  einer  solchen  Person  ui  Anschlag  gekommen 
sein  mag;  auch  mochte  die  Superstition  hier  ihren  Antheil  gehabt  haben.) 

18 
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Ueber  die  eiiiscliien  Piincfe  de8  §.  ist  su  bemerken: 
Unter  Uaiib  iHt  hier  zu  verstehen  da«  gewaltsame  Entreissen 
eines  Gegenstandes,  ohne  dafiir  einen  Ersati  zu  leisten  (vgl. 
weiter  zu  <^.  51.).  Räuber  und  Diebe  sind  biblisch  unfähig 
(Synhedr.  26").  Bei  Verleihung  auf  Zinsen  wird  niclil 
nur  der  Gläubiger^  sondern  auch^  der  auf  Zinsen  ausleihet, 
unfähig  zum  Zeugulj^se  (das.  25"),  nach  Einigen  sogar  auch 
der  Bürge.  Vgl.  Setna  Anmerk.  1.  Chosrh,  Mischp.  §.  52.  und 
Schach  Anmerk.  15.  zu  §.  34.  Ueber  die  dabei  anwesenden 
Zeugen  vergl.  Tosefot  zu  Baba  Mezial^"'  —  Der  Meineid 
gehört  nach  gemeinem  Rechte  zu  den  religiös-moralischen  Ver- 
gellen;  nach  der  talroudischen  Lehre  theils  zu  diesen,  tlieils  zu 
den  rein  religiöiicn  Vergelien,  da  auch  das  Geliihde,  ein  mit 
einem  Eide  ausgesprochener  Vorsatz^  der  auch  nicht  in  Beziehung 
zum  Nebenmenschen  stehet,  als  Eid  betrachtet  wird  und  die 
Uebertretung  eiurn  falschen  Schwur  zeigt  (vgl.  das  Aus- 
führliche „  Eidesleistung""  S.  55  —  58 ).  Die  talmudische 
Lehre  betrachtet  aus  dieser  Rücksicht  auch  einen  derartigen 
fah^chen  Eid  auf  die  Vergangenheit  (es  schwört  z  B.  Jemand, 
er  habe  gegessen,  und  er  hat  nicht  gegessen  fT.)  als  Meineid. 
Nach  der  zu  §.  43.  angeführten  talmudischen  Meinung,  das« 
nur  der  ungerechte  Gcldvortlieil  unfähig  macht,  Ihut  ein  der- 
artiger Meineid  oder  das  nicht  gehaltene  Gelübde  keinen  FJin- 
^■^gi  Synhedr*  26.:  und  dieses  ist  der  Standpunct  des  ge- 
meinen Rechts.  Da  aber,  wie  bemerkt  wurde,  das  talmudi- 
8che  Recht  nach  seinem  Principe  auch  das  Religiöse  mit  In 
■einen  Kreis  zog^  so  involvirt  auch  dieser  Meineid  Unfähig- 
keit zum  Zeugnisse.  Chosch.  Miachp.  l,  l.  §.  5.  —  Es  Ist 
fibrigens  überhaupt  beim  Eid  zu  unterscheiden,  ob  er  asser- 
torisch oder  piromissorisch  sei,  und  kann  der  Begriff 
Meineid  eigentlich  nur  anf  den  assertorischen  Eid  bezogen 
werden:  hier  wurde  im  Momente  der  Eidesleistung  der  Fre- 
Tel  begangen,  die  Gottheit  zum  Zeugen  einer  Unwahrheit, 
deren  man  sich  bewusst  war,  anzurufen.  Beim  promiMSori- 
■ehen  Eid  erfolgt  die  Verletzung  erst  in  einer  darauf  folgen- 
den Zelt,  nnd  mag  in  dem  Moment  des  Eides  der  Vorsatz 
ihm  nachzukommen  ernstlich  und  wahr  gewesen,  und  kann 
hier  eigentlich  nur  von  einem  falschen  Schwüre,  nicht  von 
emem  Meüieid  die  Rede  sdh  (Eidesleistung  S.  41  ff.).     Daher 
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\»i  die  Meinung  i*Jui(»cT  uadiCalmiidMclicr  Autoren  (unter  Bezie- 
hung auf  Schebuot  46^  ),  daaa  nur  der  eines  assertorlsclien  Mein- 
eides Ueberführte  nnfalii^  %\\m  Zeugnisse  sei;  andere  Autoren 
erstreclien  diese  Unfaliigkeii  auch  auf  den  Meineid  (falHclien 
Schwur)  bei  Promissionen.  Chosch.  Mischp.  L  L  *).  —  Bei  dem 
Nichthalten  eines  promissorischen  Eides  rauss  noch  der  Fall  in  Kr- 
wagung  kommen,  wenn  Verhinderung  als  Veranlassung  des 
Nichteriuliens  angegeben  wird.  Mehrere  Autoren  (igl.  Bei 
Joseph  L  /.)  erklären,  das«  hierdurch  keine  Unfähigkeit  ein- 
trete. (Ueber  Gtosse  lu  Chosch,  Mischp*  l.  L  vgl.  Si-hach 
Aumerk.  8.) 

Ueber  falsches  Zeugniss  fuhren  wir  hier  noch  die 
Meinung  eines  mischnischcn  ^^)  Autors  an:  dass,  wenn  Je- 
mand ein  folsches  Zeugniss  in  Cirilsachen  abgelegt,  er  den- 
noch in  Capitalrachen  ein  giilliger  Zeuge  sei  (war  er  auch 
dort  nicht  wahrhaft,  so  wird  er  bei  der  ernsten  Frage  über 
Leben  und  Tod  doch  nur  die  Wahrheit  sagen);  welche  Mel« 
uung  aber  verworfen  wird  (Sijfthcdn  /.   U)> 

Unkunde  kann  bei  obigen  Fallen  nicht  vorgeweudet  wer- 
den. Vergl.  Maimomdes  L  i.  €•  12.  §.  1.  Ckasch»  Mischp. 
/.   /.  §.  24.    Femer  oben  S.  224.  und  su  §.  45. 

Zu  §.  50. 

Die  von  den  talmudischen  Lehrern  getroffenen  Verbote 
beziehen  sich  nicht  nur  auf  das  Ceremonielle,  sondern  Jiäufig 
auch  auf  das  Rechtliche:  und  liat  unser  §•  auf  derartige  Vor- 
schriften seine  Anwendung.  So  ist  s.  B.  biblisch  der  Raub, 
gewaltsames  Wegnehmen  ohne  Ersats,  verboten  (vgl.  vor.  $.)^ 
nichtbibilsch  (nach  der  Vorschrift  der  Lehrer)  ist  jedes  ge- 
waltsame Wegnehmen,  auch  wenn  der  Werth  erlegt  wird, 
als  Raub  anzusehen.  So  ferner  wenn  ein  Kind  etwas  findet, 
da  Kinder  nichts  erwerben  können  (vgl.  hierher  auch  L.  I. 
§.  3.  D.  41.  2.  Doch  weicht  das  talmudische  Recht  in  vie* 
1er  Hinsicht  vom  römischen  Rechte  ab;  vgl.  GUtin  59^),  ao 


"*)  Vgl,  auch  das  luterestante  Rescript»  Preiut.  Crim.  O.  $.  236.  über 
einen  gebrocheaen  gerichtlichen  Cautiooseid. 

^*)  Eigeatlich  da«,  in  der  Beraita.  Wir  nennen  auch  die  in  der  Be* 
raita  ▼orkonimeaden  Aatoren  mischolfche,  um  luerdurch  ihr  früheres 
Zeitalter  ansuzcigeo.    Vgl.  oben  S.  100.  101. 

18* 
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isl  der,  der  es  ihm  wegnimmt^  biblisch  iiichi  als  Räuber 
aiiziisehen;  nach  der  iiichtbiblischcii  Kinrichtiiiig  wird  er 
als  solcher  bctrachlet.  So  ferner  wenn  Jemand  einen  Bienen- 
schwarm einfaiigi,  der  sich  in  dem  Felde  eines  Andern  fest- 
gesetzt: der  F^igenlhiimer  des  Feldes  hat  z^iar  hierdurch 
kein- eigentliches  Recht  erlangt  (vgl.  auch  §.  14.  J.  2.  1.) 
und  findet  an  sich  hier  kein  ungerechtes  Wegnehmen  (Raub) 
statt.  Durch  nicht  biblische  Einrichtung  wird  der  Bienen- 
schwarm als  Eigenthum  Jenes  betrachtet ;  und  nimmt  ihn  Jemand, 
so  hat  er  einen  Raub  begangen.  Ferner  gehört  hierher,  wer 
an  bewohnten  Orten  Locktauben  halt  u.  dgl.  m.,  woriiber 
GUtin  59.  Synhedr.  25"'  Maimonid.  Geaela  {de  Raptii)  c.  K?. 
Nach  einigen  nachtalmudischen  Autoren  {Maimonid,  Kdttt 
c.  10.  $.  3.  Tur  L  /.)  macht  die  Uebertretung  eines  jeden 
nichtbiblischeu  Verbotes  unfähig  zum  Zeugnisse;  nach  An- 
deren aber  nur  jene  nichtbiblischcn  Verbote,  die  wie  die  Tor- 
gedachten  sich  auf  das  Rechtliche  beziehen,  also  einen  Geld- 
vortheil  zum  Zwecke  haben.  Wir  liaben  den  §.  nach  dieser 
Meinung  gegeben,  da  auch  Glosse  zu  Choseh.  Miachp.  /.  /. 
sie  anführt  und  Oberhaupt  bei  nichtbiblischen  Verordnungen 
stets  nach  der  mildern  Seite  interpretirt  wird. 

Zu  §.  51. 

Auch  die  in  diesem  §.  Genannten  sind  durch  spätere 
nichtbiblische  Verordnungen  uniahig.  Synhedr.  ii"  25^  Sol- 
chen Menschen  gehet  der  Ernst  ab  und  vermögen  sie  nicht 
das  Wiclitige  eines  wahrhaAen  Zeugnisses  abzuwägen  (vergl. 
Raschi  L  /.).  Maimonid,  L  L  betrachtet  das  auf  diese  Weise 
gewonnene  Geld  als  eine  Art  Raub  durch  naclibiblische  Ver- 
ordnung, welches  auch  die  Meinung  eines  talmudischen  Au- 
tors das.  ist  (vergl.  auch  weiter  2«  Abschnitt  Einleitung  zum 
3.  Titel);  doch  wird  dieses  von  den  Commentatoren  gerügt 
und  wird  die  friiher  angegebene  Ursache  als  die  richtige  fest- 
gehalten. Daher  wie  im  §.  „von  Profession^^ ;  ein  zufalliges 
Wfirfelspieleu  if.  macht  nicht  unfähig.  Synhedr.  l.  l.  CJwsvh. 
Miachp.  U  l.  §•  24.  —  Doch  muss,  da  Mancher  niclit  das 
Unwiirdige  solcher  Handlungen  einsehen  dikrffte,  eine  Verwar- 
nung (Tgl.  §.  45.)  vorhergellen.  Maimonid.  l.  l.  c.  12.  §.  1. 
Ckoaeh.   Mischp.  l.  l 
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Beim  Zeugnisse  iiber  den  Tod  eines  Ehemannes  sind 
auch  die  nichtbibJisch  unfähigeu  Zeugen  gültig.  Rosch  Ha- 
schana  22"*- 

Zu  §.  52. 

Bei  Civilsachen,  wo  die  Zeugen  oft  als  Instruments-  und 
Solenuitätszeugen  erscheinen,  kann  durch  nicht  allgemein  be- 
kannte Unfähigkeit  der  Zeugen  leicht  dem  gesellschaftlichen 
Verkehr  mancher  Nachtheil  entstehen.  So  wenn  z.  B.  Jemand 
im  Monat  Januar  gestohlen  und  im  Juni  Tor  Gericht  gesteilt 
und  des  Diebstahls  überfuhrt  wurde.  Seine  Unfähigkeit  gilt 
natürlich  schon  ^on  Januar  und  sind  Contracte  u.  dgl.,  zu  denen 
er  als  Zeuge  lierbei  gezogen  oder  die  er  als  solcher  unter- 
schrieben, ungültig;  es  entstehet  aber  hierdurch  dem  Verkäufer 
oder  Käufer  ff.  unverschuldet  ein  Nachtheil.  Dieses  Berück- 
sichtigend will  ein  talmudischer  Autor,  Raba  (Synhedr.  27^'), 
dass  ein  der  Unwahrheit  überfnhrter  Zeuge  erst  von  der  Zelt 
der  Ueberfiilirung  an  als  unfähig  angesehen  weide  (so  nach 
einer  Erklärung  das),  und  wäre  dieses  auf  jede  Ueberfuhning 
einer  religi'jsen  oder  moralischen  Unfähigkeit  anzuwenden  (das*). 
Doch  wird  bei  Zeugen,  die  biblisch  unfähig  sind^  diese  IVf ei- 
nung nicht  angenommen,  also  das  Zeugniss  schon  von  der  Zeit 
des  Vergehens  an  ungültig.  Hingegen  Hess  man  bei  dem  durch 
IJebertretung  eines  nichtbiblischen  Verbotes  unfähigen  Zeugen 
die  vorgedachte  Berücksichtigung  eintreten,  nnd  ist  daher  verord- 
net, dass  man  bei  solchen  Fallen  öffentlich  die  Unfähigkeit 
verkünde.  Jeder  Vertrag,  Contract  ff.,  dem  er  bis  vor  der 
Verkündigung  als  Zeuge  beiwohnte  oder  unterschrieb,  bleibt 
gültig.  Syrütedrin  26^*  Maimonid.  L  /.  c.  11.  §.  6.  Chosck. 
Blischp.  /.  /.  §.  23. 

Bei  falschem  Zeugnisse  auf  Urkunde  tritt  die  Unfähig- 
keit erst  von  der  Ueberführung  vor  Gericht  und  nicht  vom 
Datum  der  Ausstellung  der  Urkunde  ein.  Denn  ist  einmal 
die  Urkunde  falsch,  so  liegt  gerade  hierdurch  auch  kein  Be- 
weis in  r  die  Richtigkeit  des  Datums  vor,  und  kann  die  Ur- 
kunde vielleicht  erst  gestern  oder*  heute  mit  früherem  fal- 
schen Datum  ausgestellt  worden  sehi.  Es  werden  daher  die 
Zeugen,  wenn  nicht  die  Urkunde  schon  früher  recognoscirt 
wurde  oder   Andere  sie    gesehen    haben,    erst   von   der    Zelt, 
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wo  sie  vor  Gericht  präsentirt  wurde,  als  unfähige  Zeugeo  be- 
t  richtet.  Alfasi  Baba  Kmna  /.  30.  Maimanid,  /.  /•  c.  19. 
§.  3.  Chosch.  Mkchf.  L  L  §.  9.  (lieber  Datirung  und  Ue- 
cognition  der  Urkunden  Tgl.   2.  Abschnitt  3.  Titel.) 

Zu  §.  53. 
Maimonid,  l.  L  e.  10.  §.  4.  c.  12.  §.  4«    Ckoseh.  Mischp. 
I.  l.  §.   29.  .nach  Synhedr.  25^*      Selbst  wenn   der  Dieb  oder 
Hiuber  das  Entwendete  freiwillig  zurückgegeben,  bleibt  er 
Dich  Maimonides    (ygl.  Kesef  Mischna  lu  c.   12.  §.  4.)    uih 
flhig,  bis  er    andere  Beweise  seiner  Besserung  abgelegt.  (Nach 
Glosse  zu   Chosch.  Müichp,  L   L  gilt  dieses  nur  von  dem,  der 
dem  Diebeshandwerk  obliegt.)  —  Die  Besserung  bestehet  ubri- 
gens  nicht  in  einer  Kirchenbusse,    sondern  in  einer  überzeu- 
genden Darlegung,    dat«  man  das  ungerechte  Gewerbe^  aufge- 
geben und  sich  von  der  unsittlichen  Handlung  ganz  fem  halte. 
8b  s.  B.  wer    einen    Meineid    abgelegt,    wenn    er    bei^  einem 
Gericht,    das  ihn  nicht  kennt,   selbst  aussagt,    dass  er  einen 
Eid  zu  leisten  unfähig    sei    (vgl.  weiter  §.  92.),    oder    wenn 
Ihm  daselbst  in  einem    bedeutenden    Processe    ein    Eid    zuer- 
kannt wurde,   auf  den  Eid  mit  Verlust  seines  Processes  ver- 
sichtet  (jerus*    Talmud   Schebuoi  23^'    Maimonid,  L  /.   §.  9. 
Chosch,  Mischp.  §.  33.  und   Glosse  das.).  Ein  falscher  Zeuge, 
wenn  er  bei  einer  andern  Gelegenheit,    wo  ihm  viele  Beloh- 
nung   ein    falsches    Zeugniss    abzulegen    geboten    wurde,    dem 
Reize    widerstand    und    die   Zumuthung    von    sich    ^ies.      Der 
Würfelspieler,  weiui  er  seine  Würfel  zerbricht  und  nie  mehr 
mit   Würfeln   spielen    will   u.  dgl.   m.      Vgl.  Maimonides    und 
Chosch.  Misjohp.  L  L 

Wenn  der  unrähige  Zeuge  sich  auf  obige  Weise  gebes* 
sert,  so  kann  er  Zeugniss  ablegen  auch  auf  das,  was  er  vor 
seiner  Besserung  wahrgenommen,  und  wird  hier  nicht  der  §.  37. 
gedachte  Grundsatz  „dass  Wahrnehmung  und  Ablegung  des 
Zeugnisses  im  Zustande  der  Fähigkeit  sein  müsse^  geltend  ge- 
macht. Schach  L  L  Anmcrk.  33.  (Und  dieses  ganz  rational: 
bei  einem  Unfähigen  dieser  Art  stehet  nichts  der  riclittgcii 
Wahrnehmung  entgegen,  sondern  ist  die  Aussage  zweifelhaft, 
d.  i.  ob  er  die  Wahrheit  sagen  wolle  —  vgl.  *  Einleitung  zu 
diesem  Cap.  — ;  dieser  Zweifel  aber  wird  durch  die  nun- 
mehrige Besserung  beschwichtigt) 


279 

Zu  §.  54. 

Menschen  aus  dem  rohen  Haufen,  die  In  ihrer  Enie- 
hung  verwalirloai  weder  vor  Gesetz  noch  vor  Sitte  Achtung 
haben,  sind  unfähige  Zeugen.  Peaachim  49^'  Chagi^a  25*' 
vgl.  Alfasi  zur  ersten  Stelle  und  die  Commentatoren.  Mai- 
tnoNÜies  /.  /•  c.  11.  §.  1  ff.  ChoBch.  Mhchp,  /.  U  §.  16. 
(Audi  das  römische  Recht  ist  hier  sehr  strenge,  und  wOI, 
dass  auf  Sitten,  Treue,  Ernst,  sogar  auf  Vermogenszustaod, 
ob  arm  oder  reich,  ff.  Rucksicht  genommen  werde.  L,  2. 
h.  3.  pr.  I).  22.  5.  NovelL  90.  I^aef.  '  Neuere  Geselzge- 
huugeii  scheinen  auf  das  im  §.  Angedeutete  zu  wenig  Ge- 
wicht zu  legen:  und  doch  ist  ein  derartiger  Zeuge  selten 
ganz  unzuverlässig.) 

Zu  diesem  §.  ist  noch  Manches  zu  beziehen,  was  wohl 
nach  den  Verhältnissen  anderer  Gegenden  und  nach  dortigen 
Gewolmheiten  seine  Geltung  hat,  und  von  dem  wir  hier  Ei- 
niges herausheben.  Für  unfähig  wird  angesehen,  wer  anf 
freier  Gasse  in  Gegenwart  Anderer  igst,  wer  nackt  bei  der 
Arbeit  herumgehet  u.  dgl.  m.;  weil,  wie  Maimonides  (/•  /. 
r.  11.  §.  3.)  sagt,  diese  nicht  Schamgefühl  kennen  und  auch 
leicht  ein  falsches  Zeugniss  ablegen.  Auch  wer  sich  ohne 
Almof^en  ernähren  kann  und  es  dennoch  öffentlich  auch  von 
Nichtjuden  beanspruch^,  ist  unfUhtg  zum  Zegnisfie,  da  er 
hierdurch  sich  und  seinen  Glauben  verichtlich  macht.  Syn- 
hedrin  26**  vgl.   Raacki  daselbst. 

Unfähig  sind  weiter:  Hirten  nnd  Zöllner  {Synhedrm 
l,  /•):  Hirten,  weil  sie  gewöhnlich  ihre  Heerden  In  Anderer 
Felder  treiben,  Zöllner,  weil  sie  sich  bei  Einforderung  des 
Zolles  Ungerechtigkeiten  erlauben.  Doch  sind  ^mter  Hirten 
hier  nur  jene  gemeint,  die  ihr  eigenes  Vieh  weiden  (Syn- 
hedr.  das.  Maiwon.  L  L  r.-lO.  §.  4.),  also  sich  mehr  den 
Nomaden  nihem,  und  hat  dieses  wohl  f%r  unsere  Zeit  kaum 
mehr  eine  Redentung  (obschon  es  Ckoack,  Mischp.  L  L  §.  13. 
angeführt  wird).  —  Zollner  sind  aus  den  Reisebeschreibun- 
gen  über  das  Morgenland  (vgl.  noch  in  neuester  Zeit  E.  Riip- 
pell  y,Reise  In  Abjssinien^^),  binlingltch  wegen  ihrer  Willkör* 
lichkeiten  sowie  ihrer  Raub  -  und  Pliinderungssucht  gegen 
Fremde  bekannt.  Wo  ein  von  der  Regierung  festgesetzter 
Zoll  bestehet,  der  nicht  willkürlich  von  dem  Zöllner  erhöhet  wer- 
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den    kantig    ist    dieser    natiirlicli    ein    fuliiger  Zeuge.     Chosck, 
Mischpat   L  U  §.   14.  initl  Glosse. 

Als  uiifaliig  erklärt  Mairooiiides  (/•  l.  §.  10.)  ferner  den 
Denuncianten.  Bei  dem  frühem  gedrVickten  Stande  der 
Juden,  nach  welchem  sie  blos  als  Bereicherungsmittel  von 
den  Regierungen  angesehen  wurden,  die  den  Wohlhabenden 
auspressten  und  seines  Vermögens  beraubten,  musste  der  De- 
uunclant,  der  Jemanden  angab  und  auf  ihn  die  Gier  der  Ge- 
walthaber' lenkte,  als  ein  Todfeind  und  Verrather  an  seinen 
Brüdern  angesehen  werden. 

Zu  §.  55. 

Schebuot  30  Selbst  wenn  das  Object  des  Zeugnisses 
an  sich  richtig  ist,  darf  man  nicht  mit  dem  Unfähigen  zu- 
sammen Zeugniss  ablegen.  Maimon.  U  L  c.  10.  §.  1.  Cftosrh. 
Miachp.  L  L  §.  1.  Dieses  will  Schach  (Anmerkung  3.  das.) 
von  Instruments-  und  Solennltätszeugeu  verstehen:  hier  er- 
lialt  das  Object  erst  durch  die  Zeugen  seine  Gültigkeit,  um 
Zeuge  zu  sein;  und  da  Jener  unfähig  ist,  so  darf  der  fähige 
Zeuge  nicht  mit  ihm  zusammentreten.  Hingegen  findet  dieses 
nicht  Anwendung  beim  Beweiszeugen  (dieser  sagt  über  ein 
Wahrgenommenes  aus):  wie  sollte  er  mit  seinem  wahrhaften 
Zeugnisse  zurückbleiben,  weil  noch  ein  unfähiger  Zeuge  sich 
zu  dieser  Aussage  findet'}  —  Doch  e'rkiärt  er  es  auch  von 
Bewelszeugeu ;  denn  da  einmal  die  Schrift  zwei  Zeugen  liaben 
will  (J^.  1.),  so  darf  der  Zeuge,  so  durchdrungen  er  auch  bei 
sich  yon  der  Wahrhaftigkeit  seiner  Aussage  ist,  nicht  Anlass 
geben,  dass  das  Gericht  nur  auf  einen  Zeugen  —  denn 
der  Unfähige^  kommt  als  Zeuge  gar  nicht  in  Betracht  —  ein 
Urtheil  falle  (vgl.  auch  in  §.  11). 

Zu  §.  50. 

Zeugen  können,  wie  oben  zu  Ende  des  2.  Capitels  be- 
merkt wurde,  nur  durch  ein  Alibi  der  Unwahrheit  überführt 
werden;  Widerspruch  der  einen  Zeugenpartei  mit  der  andern 
hebt  zwar  das  Zeugniss  auf,  aber  ist  hier  keine  dieser  Zeu- 
genparteien als  überführt  anzusehen  (vergl,  anch  zn  §.  14.). 
Doch  ist  nicht  minder  richtig,  dass  eine  dieser  Zeugenpar- 
teien Unwahrheit  ansgesagt;  wenn  also  ein  Zeuge  von  dieser 
Zengenpartei    nnd  ein  Zeuge  von  der  andern  bei  einer  andern 
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Gelegenheit  zusimmen  Zciigniss  ablegen^  so  ist  gewiss  hier 
ein  iinrähiger  Zenge,  d.  i.  der  einst  falscli  gezeugt.  Und  hier- 
auf gründet  sich  unser  §.^  für  den  die  Quelle  Schebuot  47*' 
(woselbst  sogar  ein  Autor  will,  dass  jede  dieser  Parteien,  da 
der  Richter  ungewiss  ist,  welche  die  walirhafte  und  welche  die 
liignerische  ist;  ihre  Glaubwürdigkeit  für  immer  verloren  habe); 
Atfaai  ad  loc.  Maimonid.  LI.  c.  22.  §.  1.  Chwch,  Misch p.  r.  31, 
§.  1.  —  Es  wird  das.  hieran  noch  die  Frage  gekni'ipft,  wie  es  zu 
hallen  sei,  wenn  ein  Gläubiger  zwei  Scliuldurkunden  präsentirt, 
deren  jede  von  einer  andern  dieser  Zeugenparteien  unterschrieben 
ist.  Stellt  der  Schuldner  die  Urkunden  in  Abrede,  so  zahlt  er 
nur  eine,  bei  ungleichen  Summen  die  kleinere,  da  eine  von  ihnen 
ungültig  ist  Noch  andere  das.  discutirte  Fragen,  die  mehr  znm 
eigentlichen  Process  als  zum  Beweis  gehören ,  übergelien  wir  hier. 

Zu  §.  57—62. 

Verwandte  unßhige  Zeugen  Synkedrinil  und  28.;  luid 
zwar  sowohl  zum  Vor  -  als  zum  Nachtheile.  Aus  der  Allgemein- 
heit, mit  der  die  Verwandtscliaft  als  unfähig  betrachtet  wird,  gehet 
hervor,  dass  diese  Norm  sehr  alt  sei  (vgl.  Einleit.  zu  diesem  Cap  ), 
und  wird  sie  Synhedr,  L  L  aus  Deuteron.  24,  16  abgeleitet. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Verwandtschaftsgraden  und 
verwandten  Linien,  so  gehörte  diese  Materie  von  jeher  zu  den 
schwierigsten  Erörterungen  der  Gesetzgebung  und  behandelt 
schon  das  römische  Recht  (L.  1 — 10.  D,  38,  10.)' diesen  Ge- 
genstand mit  der  scrupulösesten  Genauigkeit,  In  neuerer  Zeit 
hat  Schneide?'  a.  a.  O.  §.  118 — 127.  über  verwandte  Zeugen 
ausfiihrliche  Normen  aufgestellt,  wobei  ihm  freilich  der  Unter- 
schied der  ginzlich  unfähigen  und  der  halb  glaubwürdigen  (ver- 
dächtigen) Zeugen  zu  Statten  kam  (vgl.  auch  Pr.  G.  O.  10.  Tit. 
§.  288.).  Folgende  Darstellung  nach  Synhedr.  l,  L  Baba  Batra 
128.  Maimon,  L  L  c  13.  Chosch,  Miachp,  c.  33.,  und  wobei  uns 
vorzüglich  Haimonid.  zum  Wegweiser  diente,  wird  einen  ziem- 
lichen Ueberblick  des  talmudischen  Rechts  über  die  Verwandt- 
schaft hinsichtlich  des  Zeugnissablegens  (bei  Erbschaften  tritt 
eine  abweichende  Nontf  ein)  geben,  und  was  in  den  §§.  nur 
kurz  angedeutet  wurde,  erläutern. 

Das  talmudische  Recht  hat  hier  drei  Verwandtschaftsgrade: 
Den  ersten  Verwandtschaftsgrad  (den  wir  A  nennen  wollen) 
bilden  Geschwister,  wenn   auch  nur  von  väterlicher  oder  ^on 
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mfitterliclier  Seite  ^);  Vater  und  Soliii.  (Naeh  jB.  Sam.  beu  Aleir 
%\\  'Baba  Baira  L  i,  bilden  A^cendcnten  und  Descendenten  nur 
einen  Grad  und  zwar  bis  in  die  weiteste  Linie  hinaus.  Diese 
Meinung  wird  aber  allgemein  verworfen.  Vgl.  Toscfoi  das.  und 
Bet  Joseph  §.  3.).  Zweiter  Verwandtschaftsgrad  (B):  Kinder 
des  einen  Bruders  mit  den  Kindern  des  andern  Bruders.  Drit- 
ter  Verwandtschaftsgrad  (C):  Knkel  des  einen  mit  den  Kukeln 
des  andern  Bruders.  Glieder  der  ersten  Verwandtschaftsgrade 
sind  in  Bezieliung  zu  einander  unfähige  Zeugen;  ebenso  zwei- 
ter zum  ersten  und  zweiten  Verwandtschafti^grad.  Erster  und 
»weiter  Verwandtschaflsgrad  zum  dritten  sind  fihige  Zeugen: 
und  noch  mehr  dritter  Verwandtschaftsgrad  zum  dritten.  Es  sind 
also  diesem  gemäss  Brüder  (A  und  A),  Eltern  und  Kinder  (A 
und  A)  zu  einander  untahige  Zeugen.  Dieses  gilt  auch  von 
Grosseltern  und  Enkeln  (AundB),  Onkel  und  MefTen  (A  und  K), 
Geschwisterkindern  (B  und  B).  Hingegen  sind  Urgrossvater  und 
Urenkel  (A  und  C),  Grossonkel  und  Grossneife  (ebenfalls  A  u.  C) 
in  Beziehung  zu  einander  fähige  Zeugen.  Dieses  nach  der 
Meinung  AlJaaVa  und  Maimonides  nach  Baba  Batra  /.  /.  Andere 
Autoren,  an  deren  Spitze  R.  J.  Tarn  (Jacob  ben  Meir  s.  oben 
S.  110.)  erklären  nach  jer.  Talm.  Synbedr.  13"-  ersten  und 
dritten  Verwandtschaftsgrad  zu  einander  für  unfähig.  Diesem 
wird  zwar  Semag  Lawin  214  (6')^-  Ediiio  Venet.)  und  Chosck. 
Miachp.  /.  /.  c.  2.  Glosse  beigestimmt;  in  den  §.  haben  wir 
allein  die  Grade  aufgenommen,  die  nach  Aller  Meinung  unfähig  sind. 
Dieses  hinsichtlich  der  Blutverwandtschaft  (cognatio).  Gehen 
wir  auf  die  Verwandtschaft  durch  Schwiegerschaft  ein,  so  stehet 
oben  au  der  §.  58.  ausgedrückte  Satz:  Gatte  uud  Gattin  bil- 


*)  Das  romische  Recht  stehet  nach  der  Regel:  Tot  $Mnt  gradns  quoi 
$nnt  genera,  Geschwister  für  den  zweiten  Grad  an.  L.  1.  §.  3.  D,  h.  f. 
Das  romische  Recht  spricht  auch  Tom  Zeugnisse  des  Vaters  zum  Sohn 
und  umgekehrt  (L.  9.  D,  22.  5.  L.  6.  C.  4.  20.);  will  aber,  dass  bis 
som  achten  Grade  kein  Zwang  Zeugniss  absniegen  stattfinde ,  L.  JO. 
|ir.  D.  38.  10  (etwas  ander»  L.  4.  D.  22.  6.)/  und  bat  auch  das  gemeine 
Recht  bei  den  entfernteren  Verwandtschaftsgraden  die  Frage  ober  Zwang 
warn  Zeugnisse  im  Auge.  Die  Gesetzgebungen  differiron  anch  bei  Ver^: 
wandten  des  ersten  GradoB  —  Eltern  und  Kinder  —  hinsichtlich  des 
Zeugnisses  gegen  einander.  Vgl.  Bommel  Art.  ^I^h^der.**  Ackermann 
Anmerk.  das«  Vgl.  auch  oben  zu  $.  8. 
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den  susaiDincn  eine  Vennindtschafl  des  ersten  Graden.    Dieser 
Satz   wird   auch  ansgedrüclit:  der  Gatte  ist   wie  seine  Gattin 
und  umgekehrt  (Synhedr,  L  /.)i  ^"^  ^''^  ^^^  Meinung  des  Türe 
Sahab   (zu  Chosch.  Mischp,  l.  L) ,  dass  Gatte   and   Gattin '  als 
ein  Grad  (eine  Person)  betrachtet  werden^  so  dass  den  Grad, 
den  die  Gattin  mit  einem  rc^pect.  Verwandten  ausmacht,  z,  D. 
ihrem  Vater  (A  mit  A),    der  (jatte  ebenfalls  ausmache.     Nach 
Setna    Anmerk.   15.    16.    das.    ist    dieses  ,, Verwandtschaft  des 
ersten  Grades^^  buclistablich  zu  nehmen;  und  bildet  also  schon 
der  Gatte  mit  dem  Vater  seiner  Frau  eine  Verwandtschaft  des 
zweiten,  mit  deren  Grossvater  eine  Verwandtschaft  des  dritten 
Grades  u.  s.  w.  *).  —    Schwiegerältern  und  Schwiegersöhne  sind 
also   nach  obigem  Satze  zu  einander  unfähige  Zeugen;   ferner 
Stiefallern  und  Stiefkinder  (z.  B.  der  Sohn  aus  der  frühem  Ehe 
zu  dem   nunmelirigen  Manne   seiner  Mutter).     Auch   Schwager 
(d.  Männer  die  zwei  Schwesteni  geheirathet)  sind  zu  einander 
unfähig;   nur  tritt  bei  ihnen  eine  .neue  Kiicksicht  ein:  Männer 
die  Frauen  geheirathet,  die  zu  einander  im  zweiten  Grade  ver- 
wandt sind   (zwei  Cousinen)    sind   zu   einander   föhige  Zeugen, 
weil     nach    dem    talmudischen    Rech tsausd ruck    ,  zweimal    der 
Mann  wie  seine  Frau  bei  einer  derartigen  entfernten  Verwandt- 
schaft nicht  angenommen  wird*^  (d.  i.  da  hier  und  dort  die  Ver» 
wandtschaft  nur  dadurch,   dass  die  Frauen  sich  verwandt  sind, 
sich   herausstellt    und   hier  und  dort    der  Mann  in    die  Stelle 
seiner  Frau  treten    soll).     Nach   der  ala  Norm  angenommenen 
Mchiung  des  R.  Äscher  (Chohch,    Mischp.   §.  4.   Glosse)    sind 
sogar    die  Gatten   der  durch   ersten   und   zweiten  Grad  zusam- 
men verwandten  Frauen   (A  mit  B)  zu  einander  fähige  Zeugen: 
also  der   Gatte    der  Nichte    zu  dem  Gatten  ihrer  Tante,    und 
wird  schon    hier   das  „doppelte  Mann    wie  Frau^^   nicht  ange- 
nommen. —     Die  Schwiegerscbaft  bleibt  übrigens  nur  bei  den 

*)  Mit  dem  Zeugnis«  der  gegenseitigen  Verwandten  za  ihnen  bat  et 
jedoch  die  Beziehung  wie  nach  7)ire  Sahabi  blos  der  dritte  Verwandt- 
schaftsgrad (nach  Tarn)  macht  hier  eine  Ausnahme.  Ckoich.  Miaehp.  L  L 
j.  3.  —  Das  canonische  Recht  betrachtet  Gatte  und  Gattin  fQr  eine  Per- 
son, und  will  daher,  dass  die  Schwester  der  Frau  mit  deren  Mann  den 
ersten  Grad  ausmache,  wobei  auf  die  Schrift  berufen  wird,  dass  „Mann 
und  Frau  ein" Fleisch  seien/*  c.  3.  Causa  d&»  Qu,  5.  Bemerkenswerth  ist 
überhaupt  diese  ganze  Caa»a  uud  vorzfiglich  die  benannte  Quaeath.  Doch 
wird  dieses  das.  hinsiGbüich  des  Kiogehens  der  £he  anfgeittellt. 
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SchwS^ern  stelieu:  Verwandte  des  einen  Schwager  aind  daher 
fähige  Zeugen  zu  dem  andern  Schwager  und  dessen  Verwandten. 
Die  erst  durch  Verhelratiiung  entstandene  Verwandtschaft 
{affinitas)  wird  durch  den  Tod  des  einen  Theiles  wieder  auf- 
gelioben.  Der  Schwiegervater  wird  also  wieder  ein  falliger 
Zeuge  zu  seinem  Schwiegersolnie^  wenn  dessen  Gattin  (die  Toch- 
ter jenes)  stirbt:  und  gilt  dieses  natürlich  von  allen  Verwand- 
ten der  Gattin.  Die  gedachte  Verwandtschaft  wird  durch  Ehe- 
scheidung ebenfalls  aufgehoben. 

Zusammengebrachte  Kinder  (völlige  Stiefgeschwister)  sind 
m  einander  fähige  Zeugen. 

Verlobte  sind  zu  einander  unfähige  Zeugen;  zu  ihren  ge- 
genseitigen Verwandten  sind  sie  fähige  Zeugen,  und  ebenso  diese 
zu  ihnen.  Nur  meint  Alfasi  bei  llaittur  und  Maimonid,  l,  L  §.  14..^ 
dass  nur,*  wenn  solches  Zeugniss  schon  angenommen  wurde ^  es 
g&Uig  sei  (der  Uichter  also  besser  solche  Zeugen  zurück  weise). 
Uebrigens  wurde  schon  oben  (S.  49.  Anmerk.)  erwähnt,  dass 
das  jetzt  gebräuchliche  Versprechen  kehie  Verlobung  ausmache, 
luid  tritt  auch  durch  dieses  nicht  Unfähigkeit  zum  Zeugnisse 
ein;  bei  Civilfällen  wird  jedoch  die  Fähigkeit  bezweifelt.  Vgl. 
Chosch,    Mischp,  L  L  §.  9.  Glosse  *). 

Wir  bemerken  noch ,  dass  die  frühere  Mischna  '^*)  die  Ver- 
wandtschaft hinsichtlich  der  Erbfolge  zur  Norm  nahm,  und  da- 
her nur  die  Verwandten  Ton  väterlicher  Seite  unfähig,  von 
m&tterli  her  Seite  hingegen  (so  weit  hier  keine  Erbfähigkeit) 
die  Verwandten  fähige  Zeugen  seien.  (So  nach  Raschi  Synhedr. 
27*-  vgl.  Nemuke  Joseph  das.  der  eine  andere  Erklärung  bringt, 
dass  nach  der  frühem  Mischna  die  Verwandten  der  Frau  fähige 
Zeugen  zu  deren  Gatten  und  umgekehrt  waren;  also  jener 
Grundsatz  „der  Mann  wie  seine  Frau^^  nicht  galt.)  Die  spätere 
Mbchna  stellt  das  Verhältniss,  wie  wir  es  oben  gedacht,  her. 
.  Das  talmudische  Recht  behandelt  übrigens  die  Unfähigkeit  des 
Zeugnisses  durch  Verwandtschaft  nicht  aus  der  Rücksicht,  dass 


*)  Das  gemeine  Recht  hält  Brautleute  nicht  nur  unter  sich,  sondern 
anch  in  Sachen  der  Schwiegerältem  IBr  völlig  unzulässige  Zeugen.  Vgl. 
Hommel  Art.  „Braut**  und  Anmerk.  da«. 

"**)  8(-hon  vor  der  heutigen  durch  li.  Jesuda  HBnnas!>i  redigirteii 
Mischna  (vgl.  oben  8.  100.)  gab  es  mehrere  ältere  MUchiia.  Die  im  Texte 
gedachte  scheint  sehr  alt,  da  Synhedr.  l.  /.  schon  die  Mischna  des  AkibaaU 
eine  spätere  gedacht  wird.  Vielleicht  bt  diese  frühere Miscbna  die  des  H  i  1  le  I. 
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Verwandte  wegen  ilir<ir  natürlichen  Bcueliuug  zii  einander  nicht 
die  Wahrheit  sagen  werden  (vgi.  weiter  §.  77),  sondern  ans 
dem  Standpuncte  eüier  absoluten  biblischen  Vorschrift  (rgt 
Baba  Batra  159*):  und  daher  ist  ihm  der  Verwandte,  audi 
wenn  er  mm  Nachtheile  des  Verwandten  aussagt, .  ungültig  (TgL 
jedoch  oben  S.  160,  TgL  femer  Synhedr.  28**  «nyi-  •^anp*'»  tn^na). 
—  Bei  Proselyten  wird  nur  unter  besclirankten  Umständen  durch 
VerwandschafI  Unßhigkeit  tum  Zeiigniss^  bedingt  Vgl  CboMch. 
Mfschp.  L  l.  %  11.  Sema  und  Schach  das.  Hingegen  wer- 
den imeheliche  und  selbst  in  Blutschande  eneugte  Kinder  f&r 
nicht  minder  durch  Verwandtschaft  unflhig  «i ihren  Eltemu. s.w. 
wie  die  ehelichen  angesdien.  Hinsichtlich  Anderer  als  Verwand- 
ten sind  in  Blutschande  eneugte  Kinder  völlig  gültige  Zeugen. 

Wir  schliessen  diesen  §•  mit  einer  kurzen  genealogisclien 
Tafel  des  hier  berührtet  Verwandtschaftsverhältiiisses. 

A  erster  Grad:  Vater,  Bmder,  Gatte,  Gattin. 


B  I  B  zweiter  Grad :  Kinder  zweier  Brüder. 


C  I  C  dritter  Grad:  Bnkel  zweier  Brüder. 

Unfühig: 

A  ^11  A       (Vater  und  Sohn,  Onkel  und  Neffe,  Groia- 
B  B        Tater  und  Bnkel,  Geechwisterkmder  ff.)     . 

Fähig: 

Nach  Alfasi^und  Maimonides:  Nach  R.  J.  Tarn: 

A  (Bradeikinder  wid 

B  mit  C    (üi^roMvater  und  ür-  ®  mft  C    ß"*^«*«^«* »  *^- 

^  enkel.)  C  kel    zweier    Brü- 

der ff.) 

Gatte  und  Gattin  bilden  A  und  A;  und  su  den  gegeasei^ 
tigen  Vemaadten  einen  Grad  tiefer  (so  nach  Sema ;  nach  Türe 
Suhab  bilden  Gatte  und  Gattin  A,  und  nach  diesem  das  Ver- 
haitniss  zu  den  gegenseitigen  Verwandten). 

Ek  doppeltes  A  A  wird  bei  entfemterm  Grade,  d.  I. 
wenn  die  Gattianen  B  und  B  oder  A  und  B  ^ind,  nicht  an- 
geaomnen.  ^ 

Zu  $.  63. 

Der  Vater  ist  begUabigi  Hber  die  LegUunitiU  oder  Nichts 
legitimiat  des  Sohnes^  Kiddusehin  74^*  Maimonid,  Jsure  Bia 


286 

0«  15.  §.  15.  (Doch  kann  er  den  Sohn,  der  als  legitim  bisher 
betrachtet  wurde  und  selbst  Kinder  hat,  nicht  niefir  für  illegi- 
tim ausgeben.  Jebamot  47'''  Maimonides  L  /.).  Ebenso  Ist  die 
Mutter  bei  einer  unbekannten  Abstammung  (das  Kind  mit  einem 
unbekannten  Manne  gezeugt)  beglaubigt  über  die  legitime  Ab- 
kunft (dass  das  Kind  nicht  aus  einer  Terbotcnen  Berälirung  — 
Blutschande  —  abstamme).  Ketubat  13"'  Maimonid.  LL  $.11. 
(Docli  ist  ihre  Aussage  für  den  Mann,  auf  den  sie  aussagt, 
nicht  bindend.)  —  Ueber  Findelkinder  — '-  als  solche  werden 
angesehen,  die  ohne  irgend  ein  Kcnnseichcn  imd  ganzlich  ver- 
wahrlosst  ausgesetzt  sind  —  sind  Vater  und  Mutter  beglaubigt, 
so  lange  sie  noch  Niemand  aufgenommen:  in  bedrängter  Zelt 
(Hungiersiioth)  sind  Vater  und  Mutier  immer  beglaubigt,  weil 
die  Noth  sie  zu  diesem  unnatürlichen  Schritt  getrieben  haben 
mag  {Kidditsckbi  l.  l,   MaimonitL  L'  /•   §.  32).    . 

Iliusichtlich  Erbscliaftssachcn  ist  der  Vater  beglaubigt  zu 
erkßrcn,  dieser  Sohn  sei  der  Erstgeborne  (der  Erstgeborne 
erbt  nach  der  Schrift  einen  doppelten  Theii);  die  Mutter  bis 
sieben  Tage  nach  der  Geburt  (bis  dahin  bleibt  ihr  das  Kind 
unausschlicsslich  überlassen ,  am  achten  Tage  als  dem  Beschnei- 
dimgstage  erkennt  es  der  Vater  an)  Kidduachin  L  L  vgl.  Raschi 
das.  Baba  Batra  127.  Maimomd.  L  l.  uud  ausführlich  Nacheilet 
c.  2.  4.  —  (Auch  die  Hebamme  ist  so  lange  sie  der  Gebären- 
den beistehet  über  obige  Puncte  beglaubigt  /.  /•). 

Zu  §.64. 

Vgl,  zu  §.  37.  Auch  im  umgekehrten  Falle,  wenn  zur  Zeit 
der  Wahrnehmung  eine  Verwandtschaft  stattfand,  die  zur  Zeit 
der  Aussäge  aufgelöst  ist,  vgl.  §.  61.,  ist  das  Zeugniss  un- 
gültig. Chosch.  Mischp.  /.  /.  §.  13.  —  Hinsichtlich  Recogniticfi  der 
Urkunden  vgl.  weiter  zu  §.  183.  —  Wenn  Jemand  vor  zwei 
Zeugen  testirt  hat,  die  mit  ihm  verwandt,  mit  dem  Testerben 
aber  nicht  verwandt  sind,  so  wird  von  einem  nachtalmudischen 
Autor  (jß.  Hai?)  dafür  gehalten,  dass  das  Zeugniss  gültig  sei, 
da  nicht  dem  Testator,  sondern  den  Erben  ein  Vortheii  aus 
dem  Testament  erwächst  (es  zu  ilitün  Gunsten  gemacht  wird;, 
mit  diesen  aber  sind  die  Zeugen  nicht  verwandt.  Andere  neh- 
men auch  dieses  Zeugniss  für  ongültig  an,  weil  bei  der  Wahr- 
.  nehmui^  (dem  Testiren)  «ine  VerwanAtacfaaft  stitttfaüd«  Chosch. 
Mkchp.  l  l.  §.   14,  ;    .     •     .1 
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Zu  §.65. 

Alfasi  zn  Maccot  6^*  iiacli  fer,  Talm,  iöid,  2*-  Maimonid. 
l.  I.  r.  14.  §.  7.  Cko8ck,  Misckp.  r.  51.  §.  6.  An  letzterm 
Orte  y^ird  fiir  den  erstem  Fall  (Urkunde  mit  einem  Objccte 
auf  zwei  Personen)  angefiihrt,  dasa  Menn  der  Doiiatar,  mit  dem 
die  Zeugen  verwandt  ftind,  fkicli  aeines  Anspruches  begibt,  die 
Urkunde  Ciiihigkeit  habe  (welchem  jedoch  Schach  das.  Aumerk.  7. 
widerspricht,  da  hier  von  vorn  herein^  bei  der  Unterschrift, 
die  Urkunde  ungültig  war).  Nach  R,  Hai  und  Anderen  —  vgl. 
Bet  Joseph  §.  6.  —  ist. die  Urkunde  in  beiden  i>^llen  hinsichth'ch 
des  Nichtver wandten  gültig  (auch  ohne  Entsagung  von  Seiten  des 
Donatars).  Doch  wurde  diese  Meinung  nicht  in  den  ChoscA. 
Miachp,  aufgenommen. 

Zu  §.  66. 

Die  Zeugen  nidit  verwandt  untereinander  Maccot  Mtschna 
5^  ;  und  ist^  weqn  unter  den  zusammien  aussagenden  Zeugen 
ein  Verwandter  oder  sonst  Unfähiger  sich  findet,  das  Zeug- 
uiss  ungültig.  Es  wird  hierüber  weitläufig  verhandelt,  wie  der 
Richter  diesem  vorzubetigen  habe.  Das  Ausflihrliche,  so  wie 
manche  hier  sehr  rigorose  Meinung  —  die  rationalste  scheint 
die  des  R,  Chajim  Cohen  bei  7\>sefot  /.  /.  vgl.  auch  ^Ifaai 
in  Respona,  bei  R.  Niastm  LL  —  findet  sich  Cbosch.  Mischp. 
c.  37.  vgl.  femer  weiter  zu  §.  161. 

Dass  die  Zeugen  nicht  mit  dem  Richter  verwandt  sein 
dürfen  Jlfasi  zu  Sy/Aedr.  265.  nach  jer.  Talm.  ibid.  ISO. 
Chosch.  MUchp.  c.  33.  §.  17.;  vod  einigen  Autoren  jedoch  nicht 
angenommen.  Vgl.  Tosefot  KetubotiV^-  —  Die  Zeugen  nicht 
verwandt  mit  dem  Bürgen  Maccot  7^* ;  da,  wenn  der  Schuldner 
nicht  zahlte  der  Bürge  für  ihn  einstehen  muss.  Vgl.  R,  Ascher 
ibid.   Choach,  Mischp.  L  i.  §.  16, 

Die  Recognitionszeugen  können  mit  den  Tnstrumentszengen 
verwandt  sein ;  vgl.  Ä.  Nissim  zu  Ketubot  ü?8.  Chosch,  Mischp. 
c.  46.  §.  17.  Nach  Einigen  können  die  Recognitionszeugen 
auch  mit  dem  Producenten  und  mit  den  recognoscirenden  Rieh* 
tern  verwandt  sein.     Vgl.  das.  $.  18.  19. 

Zn  §.  67. 

So  nach  Synhedr.  96.  Wenn  also  Jemand  bestohlen  wurde 
und  er  auf  die  Zurückgabe  des  Gestohlenen  und  den  Schaden^ 
ersatz   vendditeti  «80   Ist    er   ein  gllitiger  Zeuge   (Glosse  zu 
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Chosch.  Miashp,  c.  34.  §.  26.).  Die  Verwandten  iles  Ermorde- 
ten sind  gViltige  Zeugen  gegen  den  I^lörder,  und  bei  einer  Itescliä** 
d>g»"g  gi'iltige  Zeugen  ^^en  den  Bcscliadiger ^  wenn  dem  De- 
scliädigten  kein  Vortlieil  daraus  er^iäclist  (Glosse  /.  /•  c.  33. 
§.  16.).  Da  kein  Vortlieil  für  den,  zu  dessen  Gunsten  ausge- 
sagt wird^  hiermit  verbunden  ist,  so  fällt  der  Verdacht,  der 
auf  dem  Zeugoisse  in  eigner  Sache  ruhet,  weg.  Selbst  wenn 
der  zu  Tod  Verwundete  vor  seinem  Hhischeiden  auf  den  Thä- 
ter  aussagt,  ist  er,  wenn  er  nicht  anders  jetzt  schon  als  ver- 
scliieden  anzusehen  ist,  glaubwürdig  (vgl.  Sema  1. 1.  Anmerk.  25. 
Schach  Anmerk.  16.  lieber  den  Umstand  „als  schon  verschieden 
anzusehen^^  Synhedr.  IS"-  und  sonst;  und  wird  hierüber  viel  im 
talmndischen  Strafrecht  verhandelt).  —  Hierher  ist  auch  noch 
zu  beziehen,  wenn  Jemand  ein  Zeugniss  gegen  sich  und 
Andere  zugleich  in  Capital-  und  Criminalsachen  aussagt.  Es 
wurde  oben  schon  vielfach  angeführt,  dass  im  taJmudischen 
Recht  sich  Niemand  selbst  anschuldigen  kann;  hingegen  wird 
die  Aussage  buisichtlich  des  Alitsdiuldigen  angenommen  und 
theilt  man  nach  talmudischem  Rechtsausdrucke  seine  Worte  ():*^:!^is 
rr^T'^).  Wenn  also  A  bezeugt,  er  und  B  haben  Jemanden 
umgebracht,  so  ist  er  hinsichtlich  B  ein  gültiger,  zu  sich  ein 
ungültiger  Zeuge.  Ferner,  er  habe  umgebracht  den  Ehemann  N., 
so  darf  die  Wittwe  heirathen,  gegen  sich  selbst  ist  aber  er 
ungültig.  Hier  wie  dort  wird  die  Thatsache  als  walir  ange- 
nommen, seine  Tbeilnahme  daran  aber  al«  iingirt.  Vgl.  Sytihedr, 
l.  L  und  25«   Jebamot  25«  Chosch.  Miachp.  c.  34.  §.  26. 

Der  Grundgedanke  unseres  §.  tritt  auch  in  manchen  anderen 
Strafgesetzgebungen  hervor.  So  verbietet  zwar  das  römische 
Recht  Zeugniss  in  eigener  Sache  {L.  10. 11.22.  5.  L.  10.  C.  4.  20), 
welches  aber  nach  L,\,  11.  J),  49.  4.  nur  in  so  fern  dem  Bezeu- 
genden ein  Nutzen  daraus  entstellet,  zu  deuten  sein  dürfte. 
Die  Carolina  Art. 25.  Nr. 6.  nimmt  die  beeidete  Aussage  des 
Beschädigten  oder  wenn  „er  darauf  stirbt^^  (sie  in  der  Todesstunde 
ablegt)  als  ein  Anzeichen  an,  worauf  wenn  noch  mehrere  das. 
benannte  Anzeichen  zusammentreffen  die  peinliche  Befragung 
(Tortur)  erfolgt  (Art.  27.).  Das  baierische  Strafgb.  Art. 281 
erkennt  das  Zeugniss  des  Beschädigten  für  gültig  hinsichtlich 
der  That,  aber  nicht  in  Hinsicht  des  Thäters.  Hingegen  weist 
Miitermaier  (Beweis  8.  326.  Strafverfahren  ^.  Thl.  &  259  fl.) 
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iiacli^  dass  die  Aussago  des  Bescliädigleii  in  den  meisten  Fällen 
Gültigkeit  habe.  Miiterniaier  verlaugt,  dass  der  Beschädigte 
genau  die  Umstände  angebe:  im  talmudisclieu  lledit  ist,  wie  oben 
im  2.  Cap.  auseinandergesetzt  wurde,  dieses  ein  Ilaupterfordeniiss 
bei  jedem  Zeugnisse  in  Crtminalsacheu. 

Zu  §.  (y% 

Von  hier  bis  g.  75.  wird  Ton  dem  Zeugnisse,  bei  welchem 
dem  Aussagenden  ein  Vortlieii  (oder  Nachtheii)  entstehet  oder 
entstehen  kann,  gehandelt.  Diese  §§.  beziehen  sich  auf  Ci\il* 
Sachen:  und  sind  Quellen  hierfür:  Baba  Batra  43—47.  Mai- 
monid.  L  L  c.  15.  16.   Chosch.  Misckp.  c.  37.  u.  a.  a.  O. 

Bei  der  Abwägung  des  Vor-  und  Nachtheils  wird  zwar 
vorzüglich  der  pecuniäre  ins  Auge  gefasst^  doch  kommt  zu- 
weilen auch  der  an  der  Ehre  daraus  entstehende  Nuchtheil  in 
Betracht  und  macht  er  ebenfalls  zum  Zeugnisi<e  in  dieser  An- 
gelegenheit  ungültig.  So  können  z.  B.  wenn  Drei  ein  Uicli- 
tcrcollegium  bildend  eine  Urkunde  recognoscirt  haben  (vgl,  wei- 
ter zu  §.  179.)  und  gegen  einen  dieser  Dreien  autsgesagt  \«ird, 
er  habe  gestohlen  (sei  unfähig  IMitglied  eines  Gerichts  zu  sein), 
die  anderen  zwei  Beisitzer  nicht  für  ihn  aussagen,  well  ihre 
Ehre  dabei  compromittirt  ersclieint,  mit  einem  derartigen  Mit- 
gliede  zusammen  zu  Geridite  gesessen  zu  haben.  Vgl.  K^tubot 
21.  22.  nachifa^cAf  das  und  Anderen.  Vgl.  auch  ScAacÄ  Choack. 
Miachp.  c,  46.  Anmerk.  66. 

Das  talmudi>chc  Becht  will  auch,  das«  selbst  der  nur  einen 
mittelbaren  Vortheil  aus  dem  Ausgange  des  Processes  zu  er- 
warten hat,  ein  ungültiger  Zeuge  sei  (d.  i.  z.  B.  zum  Vortheit 
des  Prodnccnten,  wenn  dem  Zeugen  durch  den  günstigen  Aus- 
gang auf  dieser  Seite  ein  Vortheil  entstellet.  Es  braucht  aber 
kaum  erwähnt  zu  werden,  dass  er  in  solcliem  Falle  ein  güili* 
ger  Zeuge  sei,  wenn  er  zum  JNachtheile  des  Producenten  aussagt; 
und  umgekehrt,  vgl.  Schach  c.  37.  Aumerk.  1.).  Es  wird  auch 
anempfohlen,  dass  der  Richter  sehr  forsche,  ob  dem  Zeugea 
nicht  etwa  ein  Vortheil,  wenn  auch  nur  ein  entfernter,  daraus 
entstehe  {Maimonid.  L  l.  16.  §.  4.  Chosch,  MUchp,  L  /.  §.  21.). 
Das  gemeine  Recht  beobachtet  auch  (wenn  liielldcht  nicht  in 
so  ausgedehnter  Weise)  dieselbe  Norm  (vgl.  Schneider  g.  141 — 
144.  Honunel  4.  Regel;  vgl.  auch  i#.  1.  §.  11.  D.  49.  4.);  nur  "^ 
wird  hier  zuweilen  der  Zeuge  nur  als  mtngdhaft  (verdächtig) 
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angesehen^    wovon    aber    die    taliniidif^clie    Zciigciielassification, 
wie  Eiiileitiiiig  zu  diesem  Cap.  bemerkt  wurde ^  nichts  weiss. 

Es  wird  aber  auch  anderseits  genau  erwogen^  in  wie  fern 
ein  Vortheil  nur  scheinbar  und  wie  weit  er  überhaupt  zu  beriick- 
sichtigen  sei.  So  ist  Jener  der  narh  seinem  gegenwärtigen 
Vermögen  ^zustande  unbetiieih'gt  ist  ein  gülliger  Zeuge^  obsciion  bei 
verändertem  Vennögenszustande  fiir  ihn  eine  Retheih'gung  hervor- 
gehen könnte.  (Ein  solcher  Fall  wäre  etwa  ein  vom  Vermögen 
abgekommener  Bürge,  der  zu  Gunsten  des  Schuldners  aussagt) 
Vgl.  Tosefot  Bahn  Batra  45«»  Chosvh.  Mischp.  L  /.  §.  10.  — 
Interessant  ist  auch  die  Frage,  ob,  wenn  Zwei  als  Zeugen  auf 
einer  Urkunde  unterschrieben  sind  und  sie  diese  Urkunde  käuf- 
lich an  sich  gebracht,  die  Urkunde  durch  erwähntes  Zeugnis» 
Gültigkeit  habe '(ob  nicht  etwa  die  Zeugen  in  der  Absicht  die 
Urkunde  an  sich  zu  bringen  falsch  unterschrieben  liaben).  ^ach 
Chosch.  Mischp.  c  66.  g.  21.  wird,  wenn  beide  Zeugen  die 
Urkunde  gekauft,  die  Gültigkeit  des  Zeugnisses  negirt,  hat  aber 
einer  der  Zeugen  die  Urkunde  erkauft,  so  ist  sie  gültig,  da 
ein  unbetheiligter  Zeuge  da  ist.  Nach  Sehach  Anmerk.  71.  das. 
ist  das  Zeugniss  auch  im  ersten  Falle  zulässig. 

Zu  §.  69. 

Wenn  gegen  ein  Gnmdstück,  dessen  Eigenthümer  einem 
Andern  schuldet,  Einspruch  erhoben  wird  (er  habe  es  unrecli- 
mässiger  Weise  an  sich  gebracht)  und  der  Eigenthümer  besit/t 
nur  dieses  Griuidstück  allein,  so  ist  weder  der  Gläubiger  noch 
der  Bürge  als  Zeuge  zulässig.  Jener  nicht,  weil  es  in  seinem 
Vortheile  liegt,  dass  der  Schuldner  ein  Grundstück  besitze,  an 
das  er  sich  bei  dessen  Insolvenz  halten  kann;  der  Bürge  eben- 
falls nicht,  weil  es  für  ihn  vortheilhaft  ist,  dass  der  Gläubiger 
beim  Schuldner  etwas  vorfinde,  da  er  sonst  für  diesen  bezahlen 
müsste.  Hhigegen  sind  Gläubiger  und  Bürge  gültige  Zeugen, 
wenn  der  Schuldner  noch  ein  anderes,  der  flöhe  des  Darlehns 
gleichkommendes  Grundstück  besitzt;  da  hier  obige  Rücksicht 
wegfällt.  Baöa  Batra  46*  Maimmid.  c.  15.  §.  6.  Chosch. 
Mischp,  l,  l,  §.  13. 

Ueber  Bürge  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken.  Das  talm. 
Recht  unterscheidet  zweierlei  Bürgen:  den  gewöhnlichen  (n^r) 
und  den  übernehmenden  (acceptireiiden  l-ap  sn?.)  Jener  haf- 
tet blos  für  die  Schuld  und  kommt  im  talmudischen  Recht  un- 
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tpr  der  Formel  vor:  ,,leihc  ihm  und  ich  siehe  dafür  ciii^^  oder 
^4ch  werde  salileii.^^  Hier  hat  der  Gläubiger  sich  zuerst  au  den 
Schuldner  zu  halten.  Sagt  aber  der  Bürge  zum  Gläubiger, 
,,gib  ihm  (dem  Schuldner)  die  verlangte  Summe  und  ich  werde 
dir  sie  wiedergeben^^,  so  ist  er  ein  fibernehmender  Uürge  und 
kann  der  Gläubiger  sich  sogleich  an  ihn  halten  {Baba  Batra 
173.  174).  Der  übernehmende  Bürge  soll  nach  einer  Meinung 
(/.  /.  47°'  Chosch.  Mischp.  l,  L  Glosse)  in  keinem  Falle,  selbst 
wenn  der  Schuldner  noch  andere  Grundstücke  besitzt,  Zeug- 
niss  ablegen  können;  da  ihm  daran  gelegen  ist,  dass  der  Gläu- 
biger eine  reichere  Auswahl  bei  dem  Schuldner  finde  und  ilm 
f  erschone  (vgl.  B,  Sarn-  ben  Me¥r  ad  loc.  und  Toaefot), 

Das  gemeine  Recht  ist  übrigens  hinsichtlich  des  Gläubigers 
und  Bürgen  strenger  als  das  talmudische  Uecht.  Vgl.  Hommel 
Art  Bürge,  Gläubiger,  Schuldner. 

Zu  §.  70. 

Der  in  diesem  §.  angeführte  Pächter  ist  der  colonus  partia- 
riu8^  doch  in  dem  Sinne,  dass  er  einen  aliquoten  Theil  der 
Erudte  für  seine  Mühe  bekommt  (übrigenf  dürfte  es  auch  um- 
gekehrt sein,  dass  er  dem  Eigenthümer  einen  aliquoten  Theil 
als  Pacht  abträgt,  vgl.  oben  S.  61,  Anmerk.).  So  lange  er 
Früditc  auf  dem  Felde  hat^  ist  er  wie  im  §.  ein  unzulässiger 
Zeuge,  um  für  den  frühem  Besitzer  auszusagen;  weil,  wenn  sich 
erweisen  würde,  dass  das  Feld  diesem  nioht  gehört  habe,  er 
um  seinen  Theil  kommen  würde  (da  der  neue  Besitzer  nicht 
an  den  von  jenem  eingegangenen  Contract  gebunden  ist,  und 
or  dem  Pächter  nur  die  gehabten  Auslagen  zu  ersetzen  braucht; 
vgl.  Baba  Mezia  14.  15.).  Ist  aber  schon  die  Enidte  vorüber, 
so  kann  der  Pächter  Zeugniss  ablegen;  die  Rücksicht,  dasa 
er  von  Seiten  des  neuen  Eigentliümers  Aufkündigung  des  Pach- 
tes  befürchten  dürfte,  wird  nicht  als  Betheiligung  augesehen 
(Baba  Batra  46^-).  Hat  er  jedoch  das  Grundstück  ameliorirt 
(vgl.  B.  Sam.  ben  Meir  L  L  und  Tur  a.  a.  0.)  oder  hatte  er 
von  dem  frühern  Besitzer  sehr  vortheilhafte  Pachtbcdingungea 
(Ihir  und  Glosse  zu  Chasch.  Mischp.  /.  /.  §.  2.  vgl.  Sema)^ 
so  ist  er  ein  unzulässiger  Zeuge.  —  Ist  der  Pacht  emphyteu- 
tisch,  so  ist  der  Pächter  in  jedem  Falle  als  Zeuge  unzulässig 
(Nimuke  Joseph  zu  Baba  Batra  L  /.). 

Auch  bd  Bliethe  —   der  andere  Theil  des  §.  —  waltet 
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die  obige  Rrick^icht  nb  {Baba  Batra  29^  Maimonid.  c.  15. 
§.5.  Chüsck.  Misehp.  L  l.  §.  12).  Hat  der  Miether  schon  den 
IMielhslohn  entrichtet^  80  liegt  in  neinem  Interesse,  dass  der  bis- 
herige Besitzer  als  rechtlicher  Eigenthiimer  gelte,  da  er  im 
entgegengesetzten  Falle  die  Miethe  nochmals  entrichten  müsste. 
Ilat  er  sie  aber  noch  nicht  abgetragen,  oder  gibt  der  Mietlis- 
herr  sie  ilim  ziiriick,  dass  er  sie  dem  zahle  dem  das  Grnnd- 
«tiick  werde  zuerkannt  werden,  so  ist  der  Mietlier  ein  zulässi- 
ger Zeuge  {Chasch.  Misehp.  L  l,  und  c.  140.  §.  12.,  wo  für 
den  Fall,' dass  der  Miethsherr  die  JMiethe  zuriickgiebt,  eine 
divergirende  Meinung  angeführt  wird,  die  aber  nach  Schach 
das.  Anmerk.  13.  nicht  zu  beachten  Ui),  Nach  gemeinem  Hecht 
ist  der  Miether  —  und  diesem  analog  der  Pächter  —  ein  un- 
zulässiger Zeuge,  weil  er  die  Kiindigung  zu  belVinhten  hat; 
vgl.  Hojnmel  Art.  Miether.  Das  talmudische  Recht  scheint  hier 
richtigere  Normen  aufgestellt  zu  haben.  Vgl.  Ackermann  das. 
Anmerkung. 

Zu  §.  71. 
Baba  Balra  43*-  (wo  dieses  vom  Richter).  Chosch. 
Misehp,  L  /.  §.  18.  In  den  Fällen  wo  dem  Communmitglied 
noch  nach  der  Entsagung  ein  Nutzen  entstehet,  kann  er  nie 
Zeuge  sein.  So  z.  B.  bei  einer  Synagogenrolie ,  die  der  Com- 
mun  entwendet  wurde.  Wollen  auch  zwei  Mitglieder  ihr  Kip:en- 
thumsrccht  an  diesem  Objecte  aufgeben,  so  ist  es  noch  immer 
in  ihrem  Vortheil,  dass  diese  Synagogen  rolle  derCommnn  verbleibe, 
da  sie  daraus  vorlesen  hören  (/.  /.).  Es  müsste  denn  sein,  dass 
die  Commun  tioch  eine  andere  Synagogen  rolle  besitzt  (Glosse 
SU  /.  /.  §.  19.).  Dasselbe  gilt  auch  bei  einem  Processe  iiber 
ein  der  Commun  gehöriges  Bad ,  Gnuidstück  u.  dgl.  m.  Maimouid, 
/.  /.  r.  15.  §.  (vgl.  hingegen  §.  1.  das.)  und  Glosse  /.  /.  §.  18.  — 
Nach  römischem  Recht  {L,  7.  §.  1.  D,  3.  4.)  wäre  zu  schliessen, 
dass  Gemeindemitglieder  in  Sachen  der  Gemeinde  gültige  Zeugen 
seien.  Der  Gerichtsbrauch  will,  dass  wenn  ^ein  Gemeindemitglied 
keine  Aussicht  auf  unmittelbaren  Gewinn  hat,  sein  Zeugniss 
in  dieser  Angelegenheit  zulässig  sei,  da  gewöhnlich  in  Gemeindc- 
sachen  die  Wahrheit  nicht  anders  als  durch  ein  derartiges  Zeiig- 
niss  ermittelt  werden  kann  (also  hier  wieder  die  canoinVche 
Regel :  si  veritas  aliter  haberi  nequit  vgl.  ober  zu  §.  8.).  J/amniei 
Art.    Gemeinheit   vgl.    auch    Anmerk.  das.     Die  Preuss.   G.  O. 
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1.  4  hl.    10.  Tit.  §.  228.  10.    lassl   Gcmeindcimltglicder  nur   Iih 
forma (ioii8-  aber  nicht  Beweinenden  sein. 

Zu  Tergleichen  ist  hier  anch  e.  38.  X,  %  20.;  doch  scheint 
es  dort  mehr  eine  Fiction.  Ueberhaupt  ^aeht  das  canonisclie 
Hecht  zu  Gunsten  der  Klöster  und  Geistlichen  manche  Aus- 
nahme vgl.  r.  5.  X.  2.  Pf.  c.  6. 12.  X.  2. 20. 

Zu  §.  72. 
Bei   GrunJstiickcn    rouss  in   der  Regel  der  Verlaufer   für 
jeden  Einspruch^    der  gegen   seinen  frühem  rechtmässigen  Be- 
sitz des  Grundstückes  erhoben  \%1rd,  haften  (Gewahrleistung  für 
Eviction),   und   selbst  wenn  dieses  auch  nicht  ausdrücklich  im 
Yerkaufcontract  benannt  ist  (vgl.  ausführlich  weiter  2.  Abschnitt 
Einieit.  zum  3.  Tit.  und  zu  den  dortigen  §§.)     Das«  daher  der 
Verkäufer  nicht  Zeugniss  gegen  den  Einspruch  Erhebenden  (oder 
gegen  die  Fähigkeit  des  von  diesem  producirten  Zeugen,   vgl. 
R.  Sam,  ben  Me'ir  Baba  Batra  44  )  ablegen  könne,  Ist  von  selbst 
begreiflich.  Aber  selbst  wenn  der  Verkauf  unter  der  ausdrücklichen 
IMichtgewährleistnng  abgeselilosscn  wurde,  Ist  nichtsdestoweniger 
der  Verkäufer  nicht  befähigt  ein  Zeugniss  gegen  den  erhobenen 
Einspruch  abzulegen,  da  ihm  hinsichtlich  seiner  früheren  Gläubiger 
daran  gelegen   ist,   dass  der  Käufer  das  Grundstück   im  Besitz 
behalte,    da   nach   dem    taimndischen  Hypotheken  recht  es   dem 
Gläubiger  zustehet,  sich  an  das,  auch  schon  zum  Käufer  über- 
gegangene Grundstück    zu    halten    (vgl.  die  gedachte  Kinleit.); 
der  Verkäufer  ihn  also  auf  dieses  Grundstück  hinweisen  kann'* und 
nicht  als^  gewissen  loser  Schuldner  erscheint  {Baba  Batra  43.  45. 
vgl.  R.  Joseph  ben  Megas  das.).     Hingegen  kann  in  diesem  Falle 
bei  beweglichen  Gütern  der  Verkäufer  bei  erhobenem  Einspruch 
gegen  seinen  frühem  rechtmässigen  Besitz  Zeugniss  ablegen,  da  hier- 
durch für  den  etwaigen  Gläubiger  des  Verkäufers  kein  Vortheil  ent- 
stehet; denn  an  verkaufte  bewegliche  Güter  kann  der  Gläubiger 
sich  nicht  halten.     Doch  kommen  auch  hier  noch  manche  Be- 
dingungen zum  Vorschein,  welche  aber  mehr  in  das  Hypotheken- 
recht  gehören.     Es  werden  noch  andere  Fälle  eines  eventuellen 
Vortheils  erwähnt.     So  z.  B.  A  verdrängte  C  (nach  des  letztem  Be- 
hauptung) aus  seinem  Grundstücke  und  verkaufte  es  au  B.     D  tritt 
fiun  auf  unter  Anführung  von  Zeugen  oder  einer  Urkunde,  dass  das 
Gmndstück  ihm  gehöre;  so  ist  C  nicht  zulässig  als  Zenge  S^gen 
D  (d.  i.  gegen  den  von  D  producirten  Beweis,  die  Zeugen  oder 
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die  Urk linde)  um  zu  veranlassen ,  dnss  das  Grundstuck  nicht  bd  D 
sondern  bei  U  verbleibe.  Denn  obschon  hier  wie  dort  G  noch 
nicht  zu  seinem  Keclite  gelangt ^  ilim  also  aus  dieser  seiner  Aus- 
sage kein  Vortheil  erwäclist,  so  diirfte  C  den  B  als  einen 
billigeren  Mann  als  D  ist  kennen,  und  voraussehen,  dass,  wird 
er  Zeugen  fi'ir  seine  ))ehauptnng  bringen,  er  an  B  keinen  so 
hartnäckigen  Gegner  wie  an  D  finden  werde.  L,  l,  43^*  Maimon. 
r.  16.  §.  1.  Chosch.  Mischp,  §.  16.  Andere  derartige  Fälle 
(/.  /.)  übergehen  wir  hier. 

FVir  den  andern  Theil  des  §.  ist  die  Bemerkung  vorauszu- 
schicken^ dnss  hier  der  gemeinschaftliche  Besitz  so  zu  verstehen 
sei,  es  haben  A  und  B  Jeder  ein  Haus  ff.  bcj^cssen,  und  sie 
treten  nun  zusammen  zu  gemeinschaftlichem  Besitz,  Genuss  und 
Schaden  (Dafurhaftung).  Eii  bedarf  daher  kaum  der  Erwäh- 
nung, da<>s,  solange  die  Gemeinschaft  fortdauert,  der  Eine  bei 
dem  Einsprüche,  der  gegen  den  Besitz  des  Andern  erhoben 
wird)  nicht  Zeugniss  ablegen  kann.  Aber  auch  wenn  der  Eine 
seine  Gerechtsame  aufgegeben,  seinen  Theil  an  den  Mitbesllzen- 
den  verkauft  hat  und  es  wird  nun  Ehispruch  erhoben,  dass 
dieser  abgetretene  Theil  sich  unrechtmässig  in  dem  Besitze  des 
Abtretenden  befunden  habe,  so  kann  dieser  nicht  als  Zeuge 
gegen  den  producirten  Beweis  auftreten ,  weil  ilim  wie  oben  dem 
Verkäufer  noch  die  Gewährleistung  obliegt,  er  also  dabei  be- 
theiligt ist.  Selbst,  wenn  er  »ich  ausdrticKiich  beim  Ver- 
kauTe  die  Nichtgewährlelstung  für  E\iction  ausbedungen,  so 
kann  er  auch  nur  unter  sehr  beschränkenden  Umständen  Zeug- 
niss ablegen. —  \^\.  Baba  Batra'^i)"'  Maimon  Chosch,  Mischp.  c.  1. 

Unter  dem  Einspruch  des  unrechtmässigen  Besitzers,  der 
erhoben  wird  und  gegen  den  der  frühere  Associe  und  in  manchen 
Fällen,  wie  oben,  der  Verkäufer  unter  beschränkenden  Beding- 
ungen als  Zeuge  auftreten  kann,  ist  hier  gemeint  die  Behauptiuig, 
Jener  habe  das  Object  von  Jemandem  erworben,  der  es  unrecht- 
mässig (gewaltsam)  an  sich  gebracht.  Würde  aber  gegen  diesen 
frühern  Associe  selbst  ein  Einspruch  erhoben  werden,  dass  er 
das  Grundstück  (der  Verkäufer  das  bewegliche  Gut)  unrechtmäs- 
siger Weise  an  sich  gebracht,  so  würde  er  in  keinem  Falle  hier 
etwas  aussagen  können  (s^g^^^  die  Urkunde  oder  die  vom  Produ- 
ccnten  gebrachten  Zeugen  als  Zeuge  auftreten),  denn  wenn  auch 
keine  pecuniaire  Betheiligmig,  so  findet  doch  immer  eine  Ehren- 
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hetheilijsriii)^   hierbei   statt.       Vgl.    Tut  /.  /.    §.  H.    (Ucber    das 
gemeine  Hecht  vgl.  Hommel  Art.  Litisdeiiunclant.  Verkäufer.) 

Zu  §.  73. 

Dieses  nach  Kiddvachin  43^*  Wenn  ein  Schuldner  Jeman- 
dem Geld  übergeben  hat,  dass  er  es  schiem  Gläubiger  über- 
bringe, und  dieser  den  Empfang  in  Abrede  stellt,  so  muss 
dieser  Kote  den  Reinignngseid  (den  rabbinischen ,  Tgl.  weiter 
zu  §.  82.)  schwören ,  dass  er  nicht  das  Geld  unterschlagen  habe, 
und  hat  er  diesen  geleistet,  so  wird  noch  immer  nicht  seine  Aus- 
sage als  ein  Zeugiilss  för  den  Schuldner  angesehen.  i<}s  ist 
übrigens  kein  Unterscliied,  ob  der  Schuldner  durch  einen  oder 
zwei  Boten  das  Geld  überschickt  habe;  /.  /.  Maimonides  Scke- 
luchin  JFeschotfin  {de  nnntiis  et  sociis)  c.  1.  §.  7.  Choach. 
Mischp,  c.  121.  §.  9.  Als  Grund  hierfür  geben  Tosefot  und 
R.  Nissun  das.  an,  weil  wenn  Jemand  erst  durch  einen  Eid 
seiner  Aussage  Glaubwürdigkeit  verschaffen  (seine  Betheiligung 
oder  sonst  einen  Verdacht  abwenden)  muss,  er  nicht  mehr 
Zeugniss  ablegen  (seine  Aussage  nicht  mehr  als  Zeugniss  ange- 
sehen werden)  kann. 

Zu   §.  74. 

Der  Vormund  ist  in  Sachen  der  Pupillen,  bei  Forderungen 
die  sie  an  Jemanden  haben  u.  dgl.  wo  er  pecuniär  unbetheiligt  ist, 
ein  gültiger  Zeuge  (Chosch.  Mischp.'  c.  37.  §.  8.  r.  290.  §.  12. 
(flösse);  da  er  kein  persönliclies  Interesse  au  der  Sache  hat 
(vgl.  /?.  Äscher  bei   Tur  L  l.  §.  35.)  ♦). 

Der  Richter  kann  b6i  minder  wichtigen  Umständen  Zeuge 
sein,  d.  i.  Zeuge  und  Richter  zugleicli.  So  z.  B.  bei  einer  Recog- 
nition  von  Urkunden.  Nach  dem  stricten  Rechte  bedarf  es 
nach  der  Ansicht  des  talmudischen  Rechts  nicht  der  Recogni-' 
tion  (vgl.  weiter  zu  §.  170.);  wenn  also  ein  IVlitglied  des  Col- 
legiu^is,  dem  die  Urkunde  zur  Recognition  vorlie/sit  die  Unter- 
schrift der  Zeugen  kennt,  so  kann  er  vor  den  andern  Beisitzern 
die  Legimität  bezeugen  (vgl.  §.  179.  d)  und  hierauf  mit  ihnen 
(wenn  noch  ein  Zeuge  da  ist,  vgl.  das.)  die  Urkunde  recognos- 

♦)  Nach  mehreren  neue»  Rechtulehrem  Ui  jtMlor.li  der  Vormund,  wegen 
präsumtiver  personlicher  Zuneigung  für  den  Pflei^cbtifuhlnen ,  alleutbalben 
i'in  verdächliger  Zeuge. 
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ciren.  Ketubot  21*-  MaimonitL  l.  L  c.  7.  §.  6.  Chosch.  Mischp. 
c.  46.  §.  24.  —  Uebef  elnron  ihm  gelalltes  Urtlicil,  für  das 
kein  sclirirtliclier  Spruch  vorliegt  iiiifl  der  Richter  keinen  llechts- 
gnind  anzugeben  vermag,  ist  er  ein  ungültiger  Zeuge.  Vgl. 
Kidduschin  74«*  ChoBch.  Mischp.  c.  23.  §.  4. 

Der  Bote  Zeugen  wenn  wie  im  vor.  §.  der  Schuldner  ihm 
eine  Summe  an  seinen  Gläubiger  übergeben,  und  zugleich  die 
Versicherung  hinzuHigte,  dass  er  ihm  völlig  traue  und  in  keinem 
Fall  einen  Eid  (dass  er  nicht  das  Geld  untergeschlagen)  ver- 
lange;  seine  Aussage  ist  dalier  ein  Zeugniss  (eines  Zeugen). 
Wir  Tilgen  diesem  und  dem  vor.  $.  noch  die  Bemerkung  hinzu, 
dass  hier  kein  Zeugniss  in  eigener  Sache  sei;  da  nach  talmu- 
dischcm  Uccht^  wenn  der  Bote  sagt  er  habe  die  Summe  dem 
Absender  zuriiokgegeben ,  er  ebenfalls  beglaubigt  ist.  Vgl. 
Kwldischin  43"-  Ob  der  Mandatar  (Bevollmächtigte)  Zeuge 
fein  kann*?  Dieses  wird  Chosch,  Mischp.  c.  12S.  §.  10.  11.  da- 
hin entschieden;  Hat  der  Bevollmächtigte  vom  Ausgange  der 
Kechtssarhc  weder  Vor.  öder  Nachnicil  zu  erwarten  (sind  ihm 
nämlich  in  jedem  Falle  dieselben  Emolumente  zugesichert),  so 
ist  er  ein  gültiger  Zeuge;  hat  er  sich  aber  von  dem  günstigen 
Aus<:niigc  eines  Vortheiles  zu  ge>^ärtigen,  so  ist  er  unzulässig 
als  Zeuge.  Dasselbe  gilt  auch  für  den  entgegengesetzten  Fall, 
wenn  umgekehrt  man  den  Zeugen  zum  Mandatar  machen  will. 
Doch  \iird  letzteres,  auch  wenn  der  Mandatar  keinen  Vortheil 
von  dem  Ausgange  zu  erwarten  hat,  entschieden  gemissbilligt 
(ß.  Salomon  ben  wideret  bei   Bei  Joseph  l,  /.)  *). 

Wir  fügen  noch  zu  dem  in  diesem  §.  berührten  „Richter 
und  Zeugen  in  einer  Person^^  hinzu,  dass  das  talmudische  Recht 
im  obigen  Puncto  nachsichtig,  in  anderer  Rücksicht  wieder  mit 
grosser  Strenge  verfahrt.  FJs  besagt  schon  der  §.,  dass  dieses 
nur  bei  minder  wichtigen  Umständen  stattfindet,  und  ist  dieses 
zu  beziehen  auf  Zeugnisse  bei  nichtbiblischen  Einrichtungen. 
Bei  Zeugnissen  über  in  der  Schrift  begründete  Gegenstände  kann 
der  aussagende  Zeuge  nicht  Richter  sein.  Bd  Capitalverbre- 
chen  kann   schon   der  Augenzeuge,   selbst  wenn   er  kein  Zeug' 

*)  Das  gemeine  Recht  handelt  von  Mandatar  nach  beenc]igteni  Ge- 
schäfte, und  berücksichtigt  die  aus  der  Vernachlässigung  der  8oIcnnitä- 
ten  ihm  nach  Reichsabschied  vom  Jahre  1512.  Tit.  l.  §.  2.  Tit.  2.  §.  62. 
drohende  Strafe,     Vgl.  Homiucl  Art.  Advocat.  Notar. 
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n!88  liieriiber  ablegt ^  nicht  Richter  sein,  hi  dem  Gerichtshöfe  nicht 
seine  Stimme  abgeben,  weil  zu  hefnrchtcn,  da8«  er  durch  den 
empfangenen  Eindruck  gegen  den  Thater  eingenommen,  auf  die 
Kn(!a8lung8griinde  nicht  gehörig  eingehen  werde.  Bosch  Ha- 
schana  26''*   Baba  Kama  90^«    Ketubot  21*-  vgl.  Toaefot   daa. 

Zu  §.  75. 
Dieses  nach  Mischna  Synkedr.  22''*  i^Sagt  er  mehi  Vater, 
sein  Valer  ist  mir  beglaubigt  ein  Richter  in  diesem  Procease 
zu  sein  (Verwandte  sind  nämlich  unfähig  als  Richter  und  gilt 
was  über  Unfähigkeit  der  Zeugen  auch  hber  Richter),  so  kann 
er  sein  Wort  nicht  zurücknehmen^^:  und  wird  dieses  auch  auf 
Zeugen  angewendet.  Chaach,  Mischp,  c.  22.  §.  1.  Sind  also  die 
Parteien  damit  einverstanden,  so  erlialt  auch  der  Unföhige  Glaub- 
würdigkeit; so  wie  sie  auch  übereinkommen  komien  Einen  Zeu- 
gen die  Glaubwürdigkeit  zweier  Zeugen  zu  schenken,  und  auch 
hier  selbst  einem  Unfähigen.  Vgl.  Glosse  und  Sema  das.  — 
In  Criminalsaclien,  wo  kein  Entsagen  und  Aufgeben  seines  Rechts 
stattfindet,  hat  natürlich  Obiges  keine  Anwendung. 

Zu  §,  7«. 
Dieser  §.  fliesst  aus  dem  vor.  §.  R.  Salomon  ben  Aderet 
respons,  811  sagt,  da^s  dieses  allgemeiner  Gebrauch  in  den 
Gemeitidcn  (Spaniens)  sei,  und  in  Communangelegenheiten  auch 
Verwandte  als  gültige  Zeugen  angenommen  werden.  (Doch  machte 
die  Gemeinde  zu  Barcelona  nach  dem  Bericht  des  J.  6en  Sehe- 
sehet  respons.  195.  hiervon  eine  Ausnahme.)  —  Bei  Zweifeln  über 
ältere  Communangelegenheiten  oder  über  Ansässigkeitsrechte  (Hei- 
matsrecht)  ist  das  Zeugniss  durch  Hören  sagen »  da  bei  solcher 
Gelegenheit  Augenzeugen  oft  nicht  mehr  am  Leben  sind,  gül- 
tig. B,  Metr  aus  Botenbnrg  respons.  (angehängt  zu  Maimonid, 
Edut  c.  13.).  Chosch.  Mischp.  c.  137.  §.  22.  und  Glosse.  (Vgl. 
'auch  oben  zu  §.  10.  Mit  unserm  §.  stimmt  in  mancher  Hin- 
sicht das  englische  Recht  überein,  und  sind  hierher  zu  ver- 
gleichen einige  interessante  Fälle  bei  B.  Phillipps  l.  /.  p.  193.) 

Zu  §.  77. 
Das  talmudische  Recht,  das  die  Fähigkeit  zum  Zeug- 
nisse (:onst  sehr  beschränkt,  legt  gerade  auf  diesen  in  den 
meisten  Gesetzgebungen  als  Zeugnissunfahigkeit  geltenden  Punit 
kein  Gewicht.  Zwar  will  ein  mischnischer  Autor  —  Syn- 
hedr.  27^  29*    —   dass  Freund    und  Feind    unfähige   Zeugen 
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'teieii;  und  gibt  er  fQr  den  ^^Feiiid*'^  das  Criteriiini  an,   er  hat 
seit  drei  Tagen  aus  Hass  nidit  mit  ihm  (gegen  den   er  aus- 
sagt) gesprochen^   als  ^^Freund*'^  betrachtet  er  den  Ilochzeits- 
genossen  während   der   sieben    Tage   der    Hochzeit    (so   lange 
danerten  nach  einem  alten  Brauche  die  Ilochzettsbelusti^ungen, 
und  wurden  gcwöluilicli   dem    Bräutigam   Iloclizeitgenosi^cn   zu- 
gesellt, vgl.  auch   Richter  14,  11  ff.).  .  Doch   wird  diesem   von 
anderen  Autoren  (daselbst)  mit  der  Behauptung  widersprochen, 
dass   es    ein    ungegrimdeter   Verdacht    sei,    dass    Jemand    aus 
Freundschaft  oder  Feindschaft  zeugen  werde.      Es    wird    also 
liier  sehr  auf  das  Hechtlichkeits^'eriihi  und  die  Ehrfurcht  vor 
dem    religiösen    Verbote     ein    falsches    Zeugniss    zu    sagen 
vertrauet;  und  wenn   Verwandte  dennoch  als  unfähig  betrach- 
tet werden,  so*  hat  dieses  seinen  Grund  in  der  biblischen  Vor- 
schrift.   Maimoiiid*  L  l.  c,  13.  §.  15.    Vgl.  auch  zu  §.  57.  — 
Nach    dem    In    der    Einleitung    zu    diesem    Capitcl    Bemerkten 
dürfte    so    viel    feststehen,    dass    ein    alter  Gebrauch    Zeugen 
wegen  Freund-   oder  Feindschaft  zu   verwerfen,   nicht  bestan- 
den habe    (wohl  aber  hinsichtlich    der  Verwandtschaft);    und 
durfte    als  Grund    hier    anzusehen    sein,    weil  das  Critcrium 
hierfür  sehr  schwer  (wie  die  meisten  Gesetzgebungen  bewei- 
sen)   aufzufinden    ist  ^).      (Jnd  selbst    wenn  man  die  tödtli- 
che  Feindschaft  (die  s.  g.  inimicitiae  capitales^  vgl.  Glück 
a.  a.   O.  S.   154)  als  einen  Maassstab  für  die  Feindschaft  an- 
nehmen   will,    so    bleibt    man    noch    immer    mit   der  Freund- 
schaft in  Verlegenheit.     Vgl.  auch  Ilommcl   Art.  „Feinde^''  und 
die  Anmerk.   das.  —  Dass  das  talmudischc  Hecht  von   diesem 
Gedanken    geleitet   wurde,    dürfte    auch    daraus    hervorgehen, 
dass  es  den  Freund   und   Feind    unfähig    zum    Richter  er- 
klärt.    Mahnonid.   Si/nhcdn  c.  23.   §.  6.    Chosch.  Mhchp.  r.  7. 
§.  7.   nach  Ketubot  105.      Hier  ist  eine  Art  Recusations- 


*)  Zu  welchen  Abirrungen  und  hierdurch  zu  welchen  Verdrehungen 
die  weite  Theorie  über  den  beregten  Punct  geführt  mag  beweisen,  dass 
Manche  angenommen,  wenn  Jemand  Einem  eine  Ohrfeige  gegeben,  sie 
untereinander  aU  Feinde  betrachtet  wurden  und  der  Beleidigte  kein  Zeuge 
gegen  Jenen  sein  könne.  Es  rath  daher  Coepolla:  Si  aliquis  noit  habet 
niti  nnum  festem  contra  ie,  pote$  hanc  adhibcre  malitiam:  vi<lcUc€t  quod 
tu  de$  ei  unam  alapham,  postea  cum  ille  iestia  producitur  contra  te 
oppones,  quod  est  tuu$  mimictit.     Vgl.  bei  Schneider  Anmerk    55. 
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recht  (vgl.  Einlcitang  S.  86.  Anmerk.  6.):  es  kann  die  Partei, 
wenn  sie  den  Richter  sicli  feindlich  gesinnt  oder  dem  Gegner  sn 
sehr  geneigt  glaubt^  ihn  zurückweisen.  (Doch  spricht  das  talmu- 
dischc  Recht  mehr  zu  dem  Richter :  wer  sich  einer  Partei  geneigt 
oder  abhold  weiss,  der  soll  hi  diesem  Processe  nicht  Rich- 
ter sein  *),  Vielleicht  mochte  auch,  da,  wie  oben  mehrfach 
erwähnt  wurde',  im  mosaisch- talmudischen  Rechte  der  Zeuge 
eigentlich  4er  Ankläger  Ist,  die  Regel,  dass  Feindscliaft  unfähig 
ra  .chc^  nicht  gut  haben  stattfinden  können,  da  schon  indem  Begriffe 
^^Anklager^^  etwas  Feindliches  liegt,  und  dieser  als.  Feind  niclit 
nur  in  den  Augen  des  Angeklagten,  sondern  auch  manches 
nicht  tiefer  Eingehenden  erscheint.  Wenn  sich  gegen  den 
Staatsanwalt  des  neueren  Anklageprocesses  eine  solche  Ansicht 
nicht  geltend  macht,  so  ist  zu  erwägen,  dans  er  vom  Staate 
hierzu  angestellt  ist,  eine  feindliche  Tendenz  also  ihm  «nicht 
untergesclioben  werden  kann  (und  wo  dieses,  wie  z.  B.  dem 
beriichtigtcn  Fouquier  Thinville  der  französischen  Schreckens- 
zdt,  wie  ist  er  ein  Gegenstand  des  flasses!),  und  dass  sein 
Beruf  sogar  sei,  die  Rolle  des  Vcrtheidigcrs  zu  übernehmen. 
Vgl.  Braun  a.  a.  O.  S.  15.  —  Wo  demnach  die  Anklage  eine 
Bürgerpflicht  int  und  sie  nicht  der  öffentliche  Anwalt  vertritt, 
ist  eine  Norm  für  Feindschaft  schwer  aufzustellen;  und  ha- 
ben auch  andere  alte  Gesetzgebungen,  wie  das  attische  Recht, 
Plato  in  seinen  Legg.  Feindschaft  nicht  als  Unfähigkeit  zum 
Zeugnisse  herausgehoben. 

Wir  sclilies'sen  diesen  Abschnitt  mit  der  kurzen  Bemer- 
kung, dass  im  talmudischen  Rechte  der  Beweis  durch  Zeu- 
gen ganz   auf  Mündlichkeit  gegründet  ist,    und  dieses  Princip 


*)  Sema  zu  Chosch,  Mischp.  g.  33.  §.  1.  erklärt  den  Unterschied 
zwischen  Zeugen  und  Richter:  „der  Zeuge  hat  blos  seine  Wahrnehmung 
treu  wiederzugeben ,  und  dieses  kann  er  sowohl  als  Freund  wie  als  Feind. 
Der  Richter  aber  muss  eine  Geistesoperation  Tornehroen,  inuss  die  beider- 
seitigen Gründe  prüfen,  Schlüsse  machen  u.  s.  w.;  und  da  ist  es  unaus- 
weichbar,  dass  nicht  das  Gefühl  der  Freundschaft  oder  Feindschaft  Ein- 
fluss  übe,  und  der  Richter  trotz  seinem  besten  Willen  von  ihm  bestochen 
werde'^  Indessen  dürfte  in  psychologischer  Hinsicht  doch  Manches  gegen  den 
ersten  Satz  einzuwenden  sein  5  das  Gefühl  übt  nicht  selten  ans  selbst  nnbewusat 
sowohl  auf  die  Wakrnehmung  wie  auf  die  Wiedergebung  manchen  Einfliua. 
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hier  in  seiner  Consequenz  durchgefiüirt  ist.    Datier  kennt  niclit 
das  talmudische  Recht  eine  Uebergabe  der  Beweisartikel,   Di- 
rectorinm,    Zcugenrotiilus    und    andere    aus    dem    schriftlichen 
Verfahren  herrührende  Förmlichkeiten.      Die   Parteien    müssen 
beim   Antritte  des  Proccsses  genau  die  Klage  und  Einrede  nach 
allen  ihren    Umständen    angeben    {Maimonides    Toen    JFenitmi. 
Ckosch.  Mischp.   e,  75.   §.    I.);    und  ist  dieses  vorziiglich  er- 
forderlich^   wenn    dem    Richter   Manches   in    der   Klage   oder 
Einrede    trügerisch    erscheint.     Vgl.  Glosse    L  L     Der  Partei 
wird   nun,  wenn  sie  angibt,  dass  sie  Zeugen  habe,  eine  Frist 
lon  dreissig  Tagen  zu   deren  IIcrbeischafTung   (und  dieses  gilt 
auch  für  jedes  andere   Bewei^<mittel)  gestattet;   und  kann  nach 
Umständen   eine  noch  längere  Frist  eingeräumt  werden  (\ienn 
z.  B.   dem    Gericht    bekannt,    dass    die    angegebenen    Zeugen 
gegenwärtig  waren  und  sie  nun  an  einem  entfernten  Orte  woh- 
nen),  oder  sie  auch  auf  noch   weniger  als  dreissig  Tage   be- 
schränkt werden    (wenn  der  Richter   erkennt,     dass   der  Auf- 
schubsforderung eine  Chicanc  zu  Grunde  liege).    Chosch.  Mischp. 
c    16.   §.   1.     Eine  Dilation   wird   ferner  gestattet,    wenn  Pro- 
duct  sie  verlangt,  um  sich   über  die  Klage  zu  Orientiren:   der 
Richter  bestimmt  hier   die  Dauer    der  Dilation  sowie  er  auch 
zu  ermessen  hat,  ob   dem  Verlangen  des  Producten  nicht  eine 
Ausflucht  nur,    um  den  Process  In   die  Länge  zu  ziehen,  zu 
Grunde  liege.   Glosse  zu  §.  2.   das.  —  Sind   die  dreissig  Tage 
znr    IIcrbciscIiafTunp;    der    Beweismittel    verstrichen    und    diese 
nicht   herbeigebracht  worden,  so  wird   das  Urtheil  gesprochen 
Eine  peremtorische  Frist  wird  nicht  gesetzt,   und  wird,  wenn 
je  die   Partei  den  Beweis  bringt,   der  Process  revidirt;   es  sei 
denn,   dass   sie  selbst  gesagt,    dass  ihr  keine  Beweismittel  zu 
Gebote  stehen:     bringt  sie  hernach  dennoch   deren,   so   haben 
sie  durch  jenes   früliere   Geständniss  (Verzicht)  keinen  Wertli. 
Doch  kommt  es  auch  hier  auf  Umstände  an.      So  z.  B.  wenn 
die  Zeugen  in  weite  Länder  verreist  waren;    hier  lag  in   der 
Angabe    der   Partei,    dass  Ihr    keine    Beweismittel  zu  Gebote 
stehen,    kein    Geständniss    und    Verzicht,    sondern  die  pliyst- 
sische  Unmöglichkeit    die   Beweise  herbeizuschaffen.      Oder  es 
hat  der  Vater  einer  der  Parteien  ein  Convolut  Urkunden  bei 
Jemandem  aufzuheben  gegeben  (nach  einigen  Autoren  die  Par- 
tei selbst),   und    es  findet  sich  unter  diesen  eine  hierher  bc- 
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züg^liclic  UrKiiiide.,  von  der  abo  die  Partei  leicht  iiiciitK .  wis- 
sen konnte  (und  nach  der  andern  Meinung  die  Partei  selbst 
vergessen  haben  konnte).  Dieses  gilt  in  einem  noch  höherm 
Grade,  wenn  ein  Pror'esa  gegen  den  Erblasser  anhängig  ge- 
macht wird ;  m  aren  ^  die  Erben  noch  minderjährig  bei  deiüsen 
Tode,  so  kann  ihre  Angabe,  dass  keine  Beweismittel  ihnen 
zu  Gebote  stehen,  in  keiner  Weise  gegen  sie  geltend  gemacht 
werden,  da  sie  sehr  leicht  von  den  ihnen  in  der  That  zu 
Crebote  stehenden  Beweisen  niclits  wissen  mochten.  Das  Aus- 
führliche hieri'iber  Stßuhcdr.  f.  31.  Maimonu!.  Sipthedr.  v.  17. 
§.  6—10.    Chosch.  Mischp.  c.  20. 

Dieses  sowie  di«  meisten  §§.  des  Capitels  für  den  Ci- 
vilprocess,  der  auch  aus  den  in  der  Einleitung  angegebenen 
Gründen  vollendeter  als  der  Criminalprocess  erscheint. 


Zum  zweiten  Ahsclinill. 

Das  mosaisch- talmudische  Recht  kennt  für  Criminalfallc 
nur  den  Zeugenbeweis  als  Beweismittel;  hinsichtlich  anderer 
Bewelsartcn  ist  zu  vergleichen  oben  Ende  des  ersten  Capi- 
tels, und  ist  hier  nur  noch  Manches  iiber  den  Eid  für  Ort- 
minalprocess  zu  erwähnen.  Dass  auch  der  Eid  nicht  als  Be- 
weismittel in  Criminalsachen  anwendbar  sei,  liegt  in  der  Na- 
tur des  mosaisch- talmudischen  Criminalprocesses ,  und  kann  er 
hier  weder  als  Zuschiebungs-  noch  als  Reinigunga- 
oder  als  E  r  g  ä  n  z  u  n  g  s  e  i  d  vorkommen.  Der  Eid  durch  Zuschie- 
bung  ist  kein  Element  des  mosaischen  Rechts  (vgl.  weiter); 
der  Keinigungseid  M  hier  nicht  anwendbar,  da  er  nur  dann 
uls  Beweismittel  anzusehen  ist,  wenn  der  Angeschuldigte  nicht 
schwört  und  sich  hierdurch  als  schuldig  erklärt  (wobei  frei- 
lich schon  der  Ausdruck  „Eid  als  Beweismittel*^  unlogisch  ist, 
da  hier  gerade  der  Nichteid  das  Beweismittel  ist,  vgl.  Mit^ 
iennaier  Beweis  S.  483.  484):  das  mosaisch- talmudische  Cri- 
minalrecht  legt  aber  auf  Scibstgeständniss  keinen  Werth.  Ue- 
berhaupt  ist  es  im  grössten  Widerspruche  mit  dem  Accusa- 
tlumtprincfp  den  Angeklagten  zum  Scibstgeständniss,  weuu 
auch  nur  moralisch,  zu  zwhigen  (vgl.  oben  S.  174)  und  mnsate 
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daher  den  allen,  auf  dieses  Princip  gebauten  Gesetzgebungen 
der  Kid  in  Criminalsachcn  unbekannt  sein.  Und  ist  man  end- 
lich doch  selbst  Im  Inquisitionsprocesse  von  diesem  Beweis- 
mittel  zurückgekommen  und  zur  Einsiclit  gelangt,  dass  es 
ganz  ungeeignet  zur  Eruirung  der  Wahrheit  sei,  da,  berück- 
sichtigt man  die  Verhaltnisse  des  Lebens,  der  Angeklagte 
»ich  in  einer  solchen  Collision  zwischen  den),  Kufe  der  Selbst- 
erhaltung  und  der  Stimme  des  Gewissens  befnulet,  dass  nur 
die  grösste  Gewissenhaftigkeit  sie  zu  lösen  und  jenen  Ruf  zif 
fiberhören  vermag:  wird  solche  nicht  in  dem  Inculpaten  vor- 
ausgesetzt, so  ist  in  den  meisten  Fällen  anzunehmen,  dass  er 
den  (falschen)  Eid  leisten  und  sich  der  Strafe  entziehen  werde 
(vgl.  Mlttennaier  das.).  —  Der  Erfüllungseid  findet  ebenfalls 
nicht  statt.  Soll  er  von  dem  Augeklagten  zur  Ergänzung  sei- 
ner Einrede  geleistet  werden,  so  Ist  er  eigentlich  ein  Heini- 
gungseid  (vgl.  Malblanc  doctnna  de  jitrcjnrajido  §.  75.  Ao/c 
384.);  soll  ihn  der  Ankläger  zur  Vervollständigung  seines  De- 
weises  schwören,  so  Ist,  abgesehen  davon,  dass  der  Accusa- 
tionsprocess  einen  solchen  Eid  nicht  kennt  (vgl.  Glück  Com- 
mentar  12.  Thl.  S.  388),  er  schon  an  sich  nach  dem  Prin- 
cip des  mosaisch-talmudischen  Rechts,  das  einen  Eid  gegen 
ein  Recht  nicht  zulässt  (vgl.  weiter)  nicht  anwendbar;  denn  der  An- 
geklagte ist  Im  Besitze  eines  Rechts  auf  sein  Leben,  seine  Ehre, 
seine  Freiheit.  —  Das  mosaisch  -  talmudische  Recht  erwähnt 
daher  nirgends  eines  Eides  In  peinlicher  Beziehung;  und  wenn 
hier  ein  Eid  vorkommt,  so  findet  dieser  nur  statt  nach  der 
clvilrechtlichen  Seite,  von  welcher  aus  das  mosaisch  -  talmudi- 
sehe  Recht  manches  Criminelle  anderer  Gesetzgebungen,  wie 
Diebstahl,  betrachtet. 


Zum  ersten  TiteL 

Quellen:  Tract.  Schebuot  vom  (>.  Cap.  an  und  andere 
Ttlmudstellen.  Mispete  Scliebuot  {modi  jm-umentontm)  \ o» 
B.  Hai  Gaon*),  —  Alfaai  und  R.  Ascher  ad  loc.  und  a.  n.  O.  — 


*}  In   diesem  treffiicben  Werke,  das  tich  gincb   fem  vom' trocknen 
ScbeaMOuBUii   wie  vob  weitlaafiger  Discnaiionaweise  bfilt,   stellt  der  ge- 
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SchaareSchebnot (portae  juramentortini)  ron  R,  Jizchak  ben 
Renben  Barceloni  *).  —  Malmonides  TocnWciiitan  {de  actore 
et  reo)  und  sonst.  —  Choschen  Misehpat  h,  K  —  Ferner  viele 
Responsen  mehrerer  oben  S.  110  fif.  angefiihrtcr  Autoren. 

Ueber  das  Princip  des  Eides  und  das  Formelle  der  Eides- 
leistung haben  wir  bereits  in  unserer  Schrift  die  ^^Eideslefstun^^ 
gehandelt,  und  werden  wir  nur,  so  weit  es  zur  Einheit  des 
Ganzen  nethwendig  ist,  hier  nochmals  Manches  erörtern.  Der 
gegenwärtige  Titel  hat  den  Eid  als  Beweis  Im  Auge,  gibt 
die  Tcrschiedenen  Arten  des  rechtlichen  Eides  und  wem  er 
auferlegt  wird  an:  die  Anwendung  auf  die  bcsondcrn  Fälle  des 
Rechts  gehört  in  die  speclelle  Rechtslehre. 

Wichtig  dijrfte  hier  "vor  Allem  sein,  die  Verschiedenheit 
der  Grundlngc  des  reclitlichen  Eides  zu  erkennen,  die  zwischen 
denv  mosaisch  -  talniudischcn  Recht  und  dem  römischen  Recht 
obwaltet.  Im  römischen  Recht  war  nach  dem  Vorbilde  des 
attischen  Rechts  der  Eid  urspriinglich  ein  Vergleiclismittel ; 
man  kommt  überein  daf  für  wahr  anzunehmen,  was  der  Geg- 
ner beschwören  wird  (vgl.  L,  1.  1).  12.  2.)  und  gehet  also 
die  Eidesauflegung  eigentlich  von  den  Parteien  aus  (vgl.  bei 
Glück  S.  219.  233.).  Daher  ist  die  Eidesdelation ,  sowohl 
die  aussergerichtliche  (jtirameniitm  voluntarinni)  als  die  ge- 
richtliche (;Vr.  judiciale)  hier  von  grosser  Wichtigkeit;  und 
kann  nach  L.  34.  §.  6.  D,  12.  2.  L,  9.  C.  4.  2.  L.  25.  §.  3. 
JX.  22.  3.   selbst  derjenige,   der  seine  Behauptung   noch  nicht 


feierte  Verfasser  die  Quellen  oben  an,  deduclrt  aus  ihnen  in  bündiger, 
stricter  Weise  und  rollt  so  vor  den  Augen  des  Lesers  die  Resultate  abc 
Das  Werk  selbst,  ursprünglich  arabisch  geschrieben,  enthält  eine  knrae 
lllinlcitung  über  die  Rechtskraft  des  Eides  überhaupt,  und  zerfallt  dann 
in  zwei  Abtheilungen,  deren  erste  die  Fälle  des  Reinigungseides ,  die 
andere  die  Fälle  des  Crgänzungseides  umfasst.  Dieses  Werk  ist  nur  in  der 
hebräischen  Uebcrsetzung  erschienen,  Venedig  J.  5362  (1602  der  übl. 
Zeitr.),  Tgl.    Rappoport  Bikkure  Haittim  10.  Jahrg.  8.  82. 

*)  Der  Verfasser  giebt  hier  in  zwanzig  Pforten,  deren  jede  in 
Unterabtheilungen,  die  letzte  in  dreisig  Unterabtheilungen,  zerfällt,  die 
Kälte  des  Eides  wieder.  Sein  Werk  stehet  zwar  an  Concinnität  hinter 
dem  vorgedachten  des  R.  Hai  zurück,  ist  aber  doch  gedrängt  und  hat 
mit  jenem  die  Quellenangabe  so  wie  die  Deductionsweise  gemein,  fn  den 
Aufgaben  ist  es  dem  zweiten  Theile  des  Buche«  Alfasi  angehängt. 
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w«1ir9cheiiilich  gcmaclit  liat,  selbst  wenn  sie  sogar  nuisalirscliein- 
lieh  scheint,  den  Kid  dcferiren  (vgl.  Glücl^  S.  284.  285):  nur 
bediente  man  sidi  liiergegen  (d.  i.  ziim  Schulze  des  Dciateu) 
des  Eides  für  Gefährde  (///r.  caltimniae  L.  34.  §.  4.  />,  12.  2. 
L.  25.  §.  3.  D.  22.  3.,  und  seit  Justinian  sehr  weitläufig  aus- 
gesponnen,  \gl.  L.%  pr,  C.  2.  50).  Dass  das  römische  Kecht 
den  Ueinigungscid  kenne,  wird  verneint;  ob  es  den  Krgänzungs- 
eid  kenne,  wird  bezweifelt.  Vgl.  Gluck  S.  373-378. 

Ein  ganz  anderes  Verhältniss  zeigt  sich  im  mosaisch-lal- 
mudischcn  Rechte.  Der  rechtliche  Eid  ist  hier  ursprünglich 
der  gerichtliche,  der  vom  Richter  auferlegte  Reinigungs- 
eid. In  dieser  Gestalt  tritt  er  schon  In  der  Schrift  —  Exod. 
27,  10  —  hervor;  und  bildet  er  auch  die  Grundlage  des  tal- 
modischen  Rechts.  Es  folgt  von  selbst  hieraus,  dass  schon 
einiger  Beweis  fnr  den  Producenten  vorliegen  müsse  (vgl.  weiter 
zu  §.  79.),  da  sonst  der  Richter  nicht  den  Producenten  zur 
Eidesleistung  veranlassen  könnte.  Anderseits  aber  kann  die 
fiideszusc hiebong  hier  nur  sehr  wenig  in  Anschlag  kommen 
(\gl.  §.  103.)  und  Ist  die  FMdeszurückschiebung  nur  von 
untergeordnetem  Moment,  da  der  Eid  ein  zuerkannter  nothwen- 
diger  Eid  ist,  von  dem  der  Beklagte  sich  nicht  entbinden  kann 
(vgl.  auch  Glück  S.  3^9). 

Zn   §.  78. 

Vgl.  Eidesleistung  S.  8—1).  Die  Definition  des  Eides 
„Anrufung  Gottes  zum  Zeugen  der  Wahrheit  und  Rächer  der 
ünwahrheit^^  ist  schon  von  Mehreren  als  dem  Begriff  des  Eides 
zuwider  zurückgewiesen  worden.  Vgl.  Glück  S.  183.  Schneider 
£.55.  Anmerk.  —  Wenn  übrigens  die,  Eidesleistung  S.  10.  an- 
gefiihrte  Meinung  des  Maimonides,  dass  der  rechtmässige  Eid 
einen  Theil  der  Gottesanbetung  ausmache  und  es  verdienst- 
lich sei  zur  Walirheit  zu  schwören,  von  einem  etwas  spä- 
teren Autor,  H,  Moses  ben  Nachman^  bestritten  wird,  der 
auch  beim  Bewustsein  der  Wahrheit  den  Eid  nicht  uls  Ver- 
dienst auslebet  (man  also  auf  ihn  verzichten  kann,  eine  Ansiclit 
die  Manches  für  sich  hat,  da  menschliche  Schwäche  nicht  sel- 
ten Wahrscheinlichkeit  mit  Gewissheit  identificirt),  so  thiit 
dieses  doch  der  dortigen,  aus  der  Schrift  hergeholten  Defini- 
tion des  Eides  keinen  Abbruch. 
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Zu  §.  79. 
Es  wurde  bereits  bemerkt,  dass  die  Schrift  nnr  den  Ret- 
nignngseid  kenat:  und  wird  diesem  §em^^  Mhchna  Sckebtioi  44^- 
der  Gnindsati  aufgestellt:  ^Alle  Schwörende  nach  der  Schrift 
«chwören  und  bezalilen  niclil^%  d.  i.  die  Schrift  kennt  nur  einen 
Eid  ftlr  den  Producten.  Der  Eid  der  Schrift  wird  theils  durch, 
deren  eigene  Angabe^  theils  durch  Erklärung  einiger  Schrift- 
atellen  (vgl.  Baba  Mezia  S««  Sehebuot  40«-  u.  a.  a.  O.)  für  die 
drei  im  §.  gedacliten  Fälle  angenommen.  Es  kann  also  der  Eid 
ursprunglich  nicht  einen  Besiti  aufheben,  sondern  soll  er  über 
die  Einrede  des  Producten  gegen  eine  mit  manchem  Grunde 
gegen  ilui  vorgebrachte  und  mit  Hecht  iweifelerregende  Klage 
Tergewisseni.  Dieser  tritt  bei  den  Fällen  des  §.  offen !>ar  her- 
vor. Das  theilweise  Gestandniss  —  A  fordert  von  B  die  Zu- 
rückzahlung hundert  ihm  geliehener  Gulden,  imd  B  sagt  er 
schulde  ihm  nur  fünfzig  —  weiset,  da  ein  Geständniss  gemacht 
worden  ist,  deutlich  darauf  hin,  dass  Producent  Aurecht  und 
Zutritt  zur  Klage  habe.  (Wurde  aber  Product  ganz  leugnen, 
so  wäre  er  mit  einem  eigentlichen  Eide  nicht  teu  belasten,  da 
hier  noch  gar  nichts  für  die  Begründung  der  Klage  spncht. 
Vgl.  auch  Eidesleistung  S.  48.  Das  Ausführlichere  über  thcil- 
wcises  Geständnl8s  weiter  und  im  2.  Titel.  Vgl.  vorzüglich  zu 
§.  12.).)  —  Bei  der  Aussage  eines  Zeugen  liegt  (nach  gewöhnlichem 
Uechtsausdnicke)  ein  halber  Beweis  vor.  Ebenso  wird  bei  dem 
dritten  Fall  die  Zulässigkeit  einer  Forderung  von  dem  Pro- 
ducten zugestanden:  dass  Producent  den  Gegenstand  In  Verwah- 
rung gegeben  und  ilim  das  Depositum  nidit  zunickgestellt  wordeh 
sei,  wird  nicht  in  Abrede  gestellt:  nur  will  Piroduct  durch 
ein  unverschuldetes  Abhandenkommen  des  Depositums  (vgl.  Exod. 
22,  7.  10.)  sich  von  der  Pflicht  der  Restituirung  entlasten; 
diese  seine  Einrede  nun  soll  er  durch  den  Eid  bewahrheiten 
(vgl.  Baba  Koma  107^*  Maimoa.  Schaala  Upikadtm^  d.  i.  de 
rebus  commodatis  et  deposilis  c.  4.  §.  1.  c.  6.  §.  3.).  —  Noch 
wird  ein  Fall  des  biblischen  Eides  angeführt:  A  fordert 
von  B  100,  die  dieser  ganz  in  Abrede  stellt  Es  treten  nun 
Zeugen  anf,  die  von  einem  Darlehn  von  50  wissen,  so  hat 
hier  B  wie  beim  theilweisen  Geständnisse  einen  lleiuiguiigs- 
eid  auf  die  anderen  50  zu  leisten  {Baba  Mezia  f.  3,  seq. 
vgl.   auch   R.  Niasim  zu    Sehebuot  f.  40.).      Barceloni   führt 
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aiicli  in  der  11ial,  in  der  vierten  Pforte  seines  obcu  benannten 
Werkes^  vier  Falle  des  biblischen  Kides  an;  allein  da  der  zu- 
letzt gedachte  Fall  nicht  ganz  unangefochten  ist  (vgl.  Baba 
Me%ia  5^)^  so  nahm  ihn  Mainionid.  und  nach  ihm  Cliosch. 
Hischp.  nicht  unter  die  rein  bibliifchen  Eide  auf  und  räumte 
ihm  (c.  4.  §.  10.)  seine  eigene  Rubrik  ein  {Chosck.  Mischp. 
c.  75.  §.  4.). 

Ein  tieferes  Kingehen  zeigte  dass  das  älteste  jüdische  Reclit 
(die  Schrift^  nacli  obiger  Auffassung)  ilen  Eid  nicht  als  ein  voll- 
kommenes Beweismittel  ansiehel;  er  \ermag  nicht  ein  Besitz- 
recht  (ein  solches  hat  Product  unstreitig  an  seinem  Elgen- 
thum,  von  dem  er  nach  der  Klage  des  Producenten  einen  Theii 
herausgeben  soll)  anfauheben,  sondern  soll  er  den  anscheinend 
triftigen  Anspruch  des  Producenten  entkraftigten.  Der  Eid  Ui 
also  auf  der  Seite  dessen,  wo  schon  ein  natiirliclies  Recht  (im 
Talmud  häufig  unter  dem  Ausdruck  Mptn  vgl.  weiter  Einleitung 
zum  4.  Tit.)  sidi  findet.  Dieses  ist  auch  ganz  der  Grundlage 
des  Eides  des  mosaisch-talmudischen  Rechts  gemiss.  Denn  da 
hier  der  Eid,  wie  oben  bemerkt  wurde,  nicht  aus  der  Natur 
dea  Vertrages,  sondern  aus  dem  rechtlichen  Erkenntnisse  deri- 
virt,  der  Richter  ihn  absolut  auflegt ,  so  ist  dieser  da,  wo  der 
Eid  ein* natürliches  Recht  aufliebt,  hieran  nicht  ermächtigt'*'). — 
Dieae  Rücksicht  auf  das  naturliche  Reclit  (Besitzrecht  des 
Producteu)  scheint  übrigens  im  gemeinen  Rechte  zu  wenig  in 
Anschlag  gebracht  worden  zu  sein,  wie  es  die  so  häufig  discu- 
tirte  Frage:  ob  bei  einem  lialbeu  Beweise  der  Ergänzungs-  oder 
der  Reinigungseid  aufzulegen  sei,  und  manche  Rechtslehrer  sich 
für  den  crsteren  entsclieiden.  Andere  es  dem  richteriiclien  Er- 
messen anheimstellen  (vgl.  Glück  a.  a.  O.  S.  f383  ),  darthut.  Allein 
der  Producent  will  hier  ein  natürlidies  Recht  (das  des  Beklag- 
ten an  seinem  Besitzthum)  auflieben  und  sein  Recht  erat  nach- 
weisen» Product  hingegen  ist  unstreitig  schon  im  Besitze  eines 
natürlichen  Rechts;  daher  beim  halben  Beweise  billig  der  Eid 
dorthin  zu  deferiren  ist,  wo  ein  unzweifelhaftes  Recht  sich 
findet:   also  dem  Producteu  (Reinigiuigseid). 

*)  Im  römitfchen  Recht,  wo  nach  dem  Grundzug  des  Vertrages  die 
Partei  —  der  Product  —  deferirt,  silmört  natürlich  der  Producent  so 
Product  hierauf  anträgt,  da  er  hierdurch  seine  Einwilligung,  sich  seines 
R«cht«s  auf  den  Sid  des  Producenten  zu  begeben,  ausspricht. 
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Zu  $.  80. 

Wenn  die  Schrift  mir  den  Relnigimgseid  kennt  (v.  §.) ,  so  ging 
die  Misclina  {Schebuot  44.  45.)  weiter  und  fTilirte  aucli  den  ErfiH- 
lungseid  ein ,  den  Eid  des  Producenten,  und  i^t  durch  dessen  Ablei- 
stung der  Product  verpflichtet^  der  Forderung  Genüge  zu  leisten^ 
(nach  misclinischem  Ausdruclce:  ^^dicsc  schworen  und  nehmen^^). 
Dieser  Eid  wird^  wie  die  von  der  Mischna  angcii'ihrteu  Falle  zeigen, 
geleistet:  1)  wenn  die  Forderung  des  Producenten  begriindeft 
ist,  die  Einwendung  des  Producten,  dass  er  sclion  befriedigt 
habe,  auf  einem  leicht  aA  entstehendem  Irrthume  beruhen  mag; 
2)  wenn  Product  selbst  i)ber  seine  Einrede  gegen  die  begrijn- 
dete  Klage  ungewiss  ist;  3)  wenn  Product  als  Verdächtiger 
nicht  zur  Eidesleistung  zugelassen  werfen  lianu  (vgl.  §.  92.); 
4)  wenn  bedeutende  Indirien  gegen  den  Producten  spreclien. 
Wir  geben  hier  die  einzelnen  Fülle  wieder  und  knijpfen  au  aie 
manche  fnr  das  talmudische  Recht  wichtige  Folgennigen. 

Der  Erfiüllungseid  wird  zuerkannt  dem  Tagelöhner,  der 
seinen  Lolui  fordert  und  der  Miethsherr  behauptet  ihm  dera- 
aelben  schon  gegeben  zu  liaben.  Da  der  Miethsherr  mit  den 
Tagelöhnern  (und  der  Auszalilung  des  Tagelohns  an  diese)  be- 
flcliaftigt  ist,  so  kann  er  leicht  vermeinen  einem  Tagelöhner  schon 
seinen  Lolm  gegeben  zu  haben ,  wenn  es  auch  noch  nidit  gesche- 
hen ist.  (Docli  wird  Taltn,  ibid,  hinziigelTigt,  dass  der  Tagelöh- 
ner in  der  Zeit,  wo  der  Miethslierr  auszahlt,  z.  B.  des  Abend«, 
gefordert  haben  muss,  dasa  SSengcn  da  seien,  dass  er  gemiethet  ge- 
wesen u.  8.  w.  vgl.  Chosch,  Mischp  c,  89.).  —  Ferner  wird  dieser 
Eid  zuerkannt:  A  sagte  dem  Kramer  II,  er  werde  ilim  seine  Arbeiter 
schicken  und  soll  er  ihnen  den  LoIhi  ,  den  er  (A)  ihnen  schulde,  für 
ihn  auszahlen.  Diese  behaupten  hierauf  nichts  empfangen,  der 
Krämer  behaupten  ihnen  ausgezahlt  zu  haben.  A  hat  hier 
nur  eine  «wcifelhafte  Einrede,  hingegen  gestehet  er  selbst  ein, 
dass  die  Arbeiter  an  ilim  eine  Forderung  haben,  ferner,  dasa 
er  an  B  Aeu  Auftrag  für  ihn  auszuzahlen  ertheilte,  ohne  daaa 
er  von  ihm  verlangt  dieses  vor  Zeugen  zu  thun  (nach  heutigem 
Gebrauclie  sich  darüber  quittiren  zu  lassen).  Es  schwören  da- 
her die  Arbeiter,  dasa  sie  nicht  empfangen  und  bezahlt  A  ihnen 
den  Lohn;  und  sdiwört  ferner  B,  daas  er  ausbezahlt  und  musa 
ihm  ebenfalla  A  die  Summe,  die  er  In  seinem  Auftrage  aus- 
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»hlen  sollte«  calrichtai  *).  —  Em  wurde  hienoi  ipiter  auf 
aodere  analoge  Fllle  gcMgcrt;  aa  wcaa  A  aa^e  wm  B,  Icilie 
mir  UM  Golden  und  catricbte  ne  BKiaem  Gliubiger  GL  C  atellt 
den  Empfang  In  Abrede,  B  aber  behauptet  die  100  Gnldoi  ihm 
gegeben  zn  haben ;  B  und  C  achworen  nnd  A  bcxahlt  an  beide 
Maimonid.  Malwe  Welowe  (de  crediiore  ei  debiiore)  r.  16.  §.  5. 
Femer  —  wenn  noch  etwaa  Terachieden  —  wenn  ein  Schuld- 
ner durch  Jemanden  an  seinen  Gläubiger  die  ihm  schuldige  Summe 
fiberschickt,  und  der  Gliubiger  nichts  empfangen  haben  will, 
der  Bote  aber  behauptet  sie  ihm  gegelien  su  haben  {CkoBck. 
MUchp.  c.  121.  §.  9.  Tgl.  oben  su  $.^73.  74.).  —  An  Obigea, 
die  Tom  Producten  anerkannte  und  durch  keine  liestimmte  Ein- 
rede  wiederlegte  Forderung  ist  auch  ein  anderer  mischniacher 
Erfolluiigseid  anzureihen,  den  der  Ehemann  bei  Amelioration 
der  aeiner  Gattiu  geliorenden  Grundstücke  über  die  Höhe  der 
gehabten  Auslagen  achwört  (Miackna  Keiubat  79^-);  und  ea 
wird  diesem  gemäss  auf  jede  mit  Willen  des  Besitzers  vorge- 
nommene Amelioration  gefolgert  {Chosch.  Migckp.  r.  91.). 

An  die  Anerkennung  des  Kedits  der  Forderung  und  deren  Ge- 
gentheil  kiinpfen  sich  noch  andere  wichtige  Keclitssitse.  So  wenn 
A  Ton  B  eine  Summe  fordert,  die  er  behauptet  ihm  als  Darlebn 
gegeben  su  haben;  B  gestehet  so,  dasa  er  die  Summe  empfan- 
gen, er  sweifelt  aber,  ob  er  sie  nicht  schon  surQckgezahlt,  so 
wird  diese  Einrede  zorfickgewiesen  und  miiss  er  in  A,  ohne 
dass  dieser  einen  Eid  zu  leisten  braucht,  die  Schuld  entrich- 
ten. Zweifelt  aber  B  ob  er  das  Geld  empfangen,  so  wird  A 
trotz  seiner  Beliauptung  der  Gewissheit  zurfickgewiesen ,  weil 
aeiner  Beliauptung  die  Anerkennung  fehlt  (und  vermag  sie  da- 
her nicht  das  jenseitige  anerkannte  Besitsrecht  aufzuheben,  vgl. 
T.  $.)  Ketubot  13*'  Baba  Batra  118«-  und  ist  dies«  dortige  Mei- 
nung die  angenommene  Maimon.  Toen  c.  1.  §.  9.  Chosch.  Mischp. 
c.  75.  §.  9.  (Hierher  ist  femer  zu  vergleichen  Baba  Me%ia  97** 
wo  zwar  Manches  der  obigen  Theorie  zu  widersprechen  scheiftt. 
Vgl-  jedoch  Töaefot  anfangend  hbr.i  und  Nimuke  Joseph.)  Doch 
muss  Product  nach  der  spätem  Einrichtung  (vgl.    zu  §.  82.) 


'*')  Wir  bsben  fchon  Bidetleiitung  8.  46.  Annerkang  86  darauf  auf- 
merkiam  gemacht ,  man  hierher  nicht  Bid  und  Gegeneid  wie  die  attifche 
n^omfiosla  und  dwtmfiocla  au  beziehen  gel. 
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den  rabbiniscliea  Eid  fchw&ren,  Amm  er  iiirklidi  iweifele; 
dat.,  v^l.  auch  Eade  dieaes  Titela.  Noch  wird  Baba  Kama  l.  /. 
hinrngefü^t,  das«  um  vor  Gotl  —  Tor  neinem  Gewissen  —  ge- 
rechtfertigt zu  aeüi,  Produel  an  Prodnoenten  die  Summe  zahlen 
aoll:  vgl.  aii^fiihrlich  Vhtmch.  Miichp.  l.  L  $.  9--i2. 

Ueber   Verdächtige  vgl.  weiter  zu  §.  95. 

Der  Erfiillnngseid  bei  1  n  d  i  c  i  e  n.  Die  Miscbna  fiihrt  hier  an : 
,,der  Beraubte  8chwörl^^  und  erklirt  dieses:  wenn  Jemand  in  ein 
Haus  hineinging,  sich  widerrechtlich  an  den  Sachen  des  Hausbe- 
wohners zu  pfänden  (iiberhaupl  ihm  etwas  widerrechtlich  wegzu- 
nehmen), Hiid  er  dann  behauptet  von  seinem  Vorhaben  abgestanden 
zu  sein,  der  Hausbewohner  aber  behauptet,  dass  er  ihm  seine 
Sachen  genommen,  so  schwort  dieser  den  Erfüllnngseid.  Doch 
wird  dieses  erklart  (?gl.  Talm.  das.  46  und  die  Commentatoren), 
es  haben  Zeugen  gesehen,  dass  er  mit  einigen  Sachen  heraus- 
ging ;  er  also  schon  in  jedem  Falle  des  unrechtmissigen  an  sich 
HeiKsens  sich  schuldig  gemacht  hat.  (Nach  Maitnanid.  Geaela  — 
de  raptu  —  c.  «H.  §.  16.  gilt  dieses  selbst  wetut  er  eine  wirk- 
liche Forderung  an  ihm  liatte,  dinrch  das  eigenmichtige  Ver- 
fahren wird  er  als  ein  Uechtsrauber  angesehen,  vgl.  auch  weiter 
Einleit.  zum  4  Tit.  und  wird  überhaupt  in  allen  diesen  Fällen 
aus  dem  Motive  der  Uestrafung  dem  Producten  nicht  der  iäid  zuge- 
standen. Das.  «.  4.  §.  1.  vgl.  auch  Tun  c.  90.  Nadi  Raschi  zur 
Mischna  aber  scheint  dieses  wegen  der  hier  obwaltenden 
Indicien.)  Der  auf  diese  Weise  Beraubte  legt  einen  Eid 
ab  auf  die  Hölie  des  Werthes  der  nach  seinem  Vorgeben  Ihm 
entrissenen  Sachen.  Doch  Ist  er  nur  beglaubigt  über  Gegen- 
stände, von  denen  anzunehmen  ist,  dass  er  sie  besessen  habe; 
hingegen  kann  er,  wenn  er  als  ein  armer  Mann  bekannt  Ist, 
nicht  darauf  schwören,  dass  Jener  ihm  Edelsteine  entwendet 
habe.  Vgl.  ausführlich  hierüber  j^lfasi  ad  loc.  R.  Hai  2.  Ab- 
theilung 2.  Plorte.  Barceloni  20.  Pforte.  Maimonid,  L  L  c.  4. 
Ckosek.  Jdiachp.  c.  90  *),  —   Die  Alischna  liat  noch  einen  andern 


*)  An  diese  Beeidigung  fiber  die  Höbe  de«  Wertbes  (juramentitm 
quantitatis)  werden  noch  andere  Fälle  angeknüiiri :  wenn  A  einen  Geld- 
beutel des  B  genommen  und  ihn  ins  Wasser  geworfen,  wenn  A  das  Haus 
des  B  angezündet  und  dessen  Gerätliscliaftcn  verbrannt  sind  u.  s.  w. ;  B 
schwort  in  diesen  Pilleii,  wie  ticI  sieb  in  dem  Beutel ,  iu  dem  Hause  u.  s.  w. 
befunden.  Iis6a  Kama  ^'2  o.  Cko^ek.  MUekp  1. 1.  und  §.  298. 388. 418.   Hier 
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offenbarem  Fall  anf  Indicten:  ,,Der  Verwundete  sehwSrl^,  d.  f. 
man  rah  A  unTersehrt  in  da«  Haiia  des  B,  in  welchem  nnr  dieser 
aliein  aich  befand,  hineingehen  und  er  kommt  verwundet  her* 
aus  (und  iie  waren  schon  frfther  in  Zwist  mit  einander  begriffen^ 
E.  Meir  Halewi,  bei  T\ir  i.  /.  §.  23.)-  A  aa^  nun  B  habe 
Ihn  verwundet,  B  aber  behaufitet  A  habe  sich  selbst  Terwrnidet«, 
ao  wird  dem  A  der  Eid  augestanden;  (dieser  hat  aber  nur  eine 
ciTilrechtliche  Besiehnng.  Vgl.  oben  S.  S04.  Maimonid^  Er- 
kiimng  zur  Mischna  und  Ck'obel  Umamk  —  He  vultnu  et  dum- 
nrnrn  inferente  —  c.  5.  §.  4.  erblickt  audi  hier  eine  Beatraftiog 
gegen  Raufbolde  ff,;  doch  acheint  die  Meinung  dea  B.  AlMrakam 
den  David  das.,  dass  hier  die  Indicien  den  ESd  auf  Seltenes 
Prodncentcn  veranlassen,  wahrscheinlicher).  Zuweilen  braachl 
der  Verwundete  auch  nicht  zu  schworen.  Wenn  nimllch  Zeugen 
Ihn  —  wie  oben  —  haben  gesehen  eintreten,  und  ein  Ande- 
rer ausser  dem  angeblichen  Verwnnder  nicht  In  dem  Havn 
war,  und  er  kommt  heraus  mit  Merkmalen  von  Verwondong 
die  ihm  nur  ein  Fremder  beigebracht  haben  kann,  s.  B.  mit 
einem  Biss  fm  RUcken  u.  dgl. ,  ao  wird  B,  ohne  dass  A  beddd 
wird,  zum  Schadenersats  verurtheilt.  Talm,  l,  l.  46*-  Maim&m, 
l.  l  Cko9ch.  Misehp.  e.  80.  §.  14.  c.  90.  §.  16.  —  Hieran 
werden  noch  andere  Fälle  geknüpft;  als:  es  sahen  Zeugen  den 
A  in  ein  Haus  hineingehen  und  sie  wissen ,  welche  Gegenstinde 
sich  darin  befanden;  nachdem  derselbe  herauf>gegangen,  und 
ehe  ein  Anderer  eingetreten,  haben  sie  diese  Gegenstände  naefa- 
gezählt  und  es  werden  einige  verrolsst,  diese  Gegenstinde  sind 
aber  von  der  Art,  dasis  sie  nicht  in  eine  ZImmerritae ff.  ge- 
fallen sein  können,  so  wird  Jener  als  der  Entwender  angenom* 
men.  ChoBch.  Mischp.  i,  /.  §.  6.  (Ufer  dürften  zwar  die  Zeugen 
als  Bcthefligte  erscheinen,  da  A  gegen  sie  geltend  machen  wird, 
sie  haben  die  Gegenstinde  entwendet;  allein  nach  der  formel* 
len  Wahrheit  zeugen  hier  Zwei  gegen  Einen.  Ueberhanpt  fin- 
det dieser  Fall  seine  Anwendung,  wenn  das  Gericht  selbst  sich 
aogleich,   nachdem   A  das  Haus    verlassen,    an   Ort   und  Stelle 


ist  ein  JtffofiieRfttiR  in  litem'y  doch  bemerken  wir,  dass  das  talmodl- 
sehe  Recht  den  Aflectionscid  nicht  kennt,  sondern  wird  nnr  der  wirk- 
liche Werth  bezahlt ,-.  und  nicht  der,  den  er  in  den  Augen  des  Be- 
sitsers  hatte. 
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be^ad  und  eH  so  wie  oben  gefunden.)  —  Dcrtrifge  unleug- 
bare Judicien  werden  in  Civilsachen  al»  nbeneugeiid  betrachtet, 
obschon  in  peinlichen  Fällen  auf  aie  nicht  erkannt  ^ird  (vgl. 
oben  S.  180  ff.).  Doch  gelten  iu  der  Uegel  auch  in  Civilfällen 
trotz  der  gegenüboratehenden  Meinung  eines  Autora  Judicien 
nirjit  als  Beweismittel.  Vgl-  Baba  Baira93^-  u.  a.  O.  Mainion. 
Nialse  Mamon  {de  damnis  quoad  pecuniam)  c,  8.  §.  14.  Ckasck. 
Mischp.  c.  408.  §.  2. 

Die  Mischna  —  Schebuot  l.  t,  und  Ketubot  87  —  führt 
noch. andere  firfiillungseide  au,  die  auf  Falle  sich  beziehen  wo 
Producent  eine  Urkunde  producirt  und  bewahrheiteu  soll,  dass 
sie  noch  nicht  gezahlt  sei.  Dieses  gilt  vorzüglich,  wenn  die 
Urkunde  gegen  Waisen,  gegen  die  Käufer  producirt  wird  (hier 
auch  oline  Einrede  des  Producten);  wenn  die  Urkunde  einge- 
stand encrmassen  theilwei^e  gezahlt  ist  und  Producent  sie  ganz 
gezahlt  haben  will  u.  a.  m.  Wir  werden  in  diesem  und  im 
3.  l'itel  auf  manche  dieser  Fälle  zurückkommen.  Im  Allge- 
meinen sind  die  Bestimmungen  der  Mischna  ausgeprägt  und 
iiberheben  f^ie  über  die  ganze  Scali  des  halben  und  mehr  oder 
minder  als  halben  Beweises,  auf  der  die  Uechtsgelehrten  noch 
bis  auf  den  heutigen  Tag  hhiauf  und  hinuntersteigeu,  ohne 
festen  Fuss  fassen  zu  können. 

Zu  §.  81. 

Der  biblische  Reinigungseid  beziehet  sich,  wie  aus  §.  29. 
erhellt,  nur  auf  eine  gegri\ndete  Forderung  des  Producenten; 
die  Ulischna  hat  den  Reinigungseid  auf  Fälle  erweitert,  mo  der 
Producent  selbst  ungewiss  ist,  ob  er  gar  eine  Forderung  (Ursache 
zur  Klage)  habe,  aber  sich  für  ihn  manche  Berechtigung  zeigt, 
von  dem  Profincten  Gewissheit  über  seine  Z\«eiiei  zu  verlangen. 
DielMischnafuhrt  hierfür  an:  Associes,  Pächter  (Gärtner,  vgl.  zu 
§.  70),  Vormünder,  Hausverwalter  u.  dgi.  m.  Hat  z.  B.  der 
Associe  seinen  Mitcompagnon  in  Verdacht,  dass  er  ihm  etwas 
im  Gescliäft  veruntreuet,  so  muss  dieser  den  mischuischen  Rei- 
nigungseid schworen.  Dieses  gilt  auch  von  den  anderen  vor- 
benannten Personen;  nur  ist  bei  Vormündern  zu  merken,  dass 
nur  der  vom  Gericht  eingesetzte  Vormund  mit  dem  Reinigungs- 
eide belastet  werden  kann ;  aber  nicht  der  von  dem  Erblasser  er- 
naimte  Vormund.   Vgl.  Gitlifi  f.  52    Chosch.  Mischp,  c.  93  und 
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290.  Vgl.  auch  Manches  bei  Memdelsokn  Ritnalgeaetse  2.  Haupt- 
atiick  1.  2    Ahtchaitt. 

Als  Ursache  fiir  diese  Eide  wird  Sehehuoi  48*  an- 
gegeben,  weil  Aasociea,  Verwaker  ff.  steh  nicht  selten  für 
ihre  Mähewattung  Manchea  erlauben,  was  ihnen  atrengrecht- 
lieh  nicht  zukommt;  und  also  der  Verdacht  nicht  gans  nn- 
gegründet  tat.  Vgl  auch  Barceioni  L  L  18.  Pforte.  Vgl.  fer- 
ner weiter  su  $.  93.  94.  (Ueber  den  romlachen  Manifesta- 
tlonaeld  vgl.  L.  22.  $.  10.  C.  6.  30.  und  kann  nach  rom. 
Rechte  bei  Erbschaften  der  Sciare  auf  Ungewiasheit  peinlich 
—  durch  Tortur  —  befragt  werden.) 

Zw  §.  P2. 
Der  Eid  dieses  §.  schreibt  sich  aus  einer  spitem  tal- 
mudisclien  Eiuriclitung  her,  —  der  Urheber  ist  der  oben 
8.  103  benannte,  in  Babylon  lebende  R.  Nach  man,  —  und 
wird  er  dem  Producten  ( selten  dem  Produccnten )  dort  zu- 
erkannt, wo  e.*  nach  der  Miscliua  keinen  Eid  abzuleisten 
hitte.  So  z.  B.  bei  der  ansuchen  Ableugnung  einer  Forde- 
rung; nach  d:r  Mischna  schwort  Product  nicht,  ygl.  su  §.  79; 
nach  der  talmudischen  Einrichtung  m\\%sK  er  (obschon  Produ* 
Cent  keinen  erweislichen  Reclitsautritt  hat)  einen  Eid  leisten, 
weil  für  den  Producenten  die  Prisumtion  spricht,  dass  er 
nicht  die  Unverscliimtheit  haben  wurde,  eine  Forderung  zu 
machen,  wcun  er  hierzu  gar  keinen  Grund  luUe  (Svheöuot 
40^).  Doch  will  eine  Meinung  Tabn.  L  L  lud  mehrere 
nachtalmudische  Autoren,  dass  es  auch  beim  rabbiniscfaen  Eide 
eines  Iteclitszutritts  bedürfe,  so  z.  B.  A  macht  an  B  eine 
Forderung  von  Hundert  und  er  gestehet  sie  ihm  ein;  den  an- 
dern Tag  verlangt  er  diese  Summe,  und  B  sagt,  er  habe 
sie  ihm  schon  ausgezahlt.  Leugnete  aber  B  von  vom  her* 
ein,  dass  er  etwaa  schulde,  so  kommt  auch  der  rabbinische 
Eid  niclit.  Diese  Meinung  fuhrt  such  R.  Hai  1.  Abtb.  5.  Pforte 
an,  spricht  sich  aber  für  die  erstere  (die  such  allgemein  an- 
genommen ist)  aus.  Vgl.  auch  Tose/oi  ad  /or.,  wo  R.  Hai 
nicht  genau  citirt  ist*)..    Dieser   Eid    wurde   auch   in   fielen 


*)  Doch  ist  nach  einer  nachtalmudiscben  Einrichtung  (vgl.  Rexp.  37. 
bei  Maimonid,  Sefer  MiBchpatim)  die  Anflegnng  dieses  l£ides  dem  rich- 
terlichen Ermessen   anheimgegebea :   siebet  namUch  dieser  die  Unwahr- 
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anderen  Ffiilen  auferlegt:  so  z.  B.  wenn  A  von  B  eine  ge- 
\ivi$8e  Summe  fordert  und  B  besweifelt^'  ob  er  sie  empfangen 
habe  (vgl.  su  <^.  80.),  so  schwört  B,  dasa  er  wirklich  zwei- 
fele. Chosch,  Mütckp.  c.  75.  §.  9.  —  Dieser  Eid  —  ,,Bld 
der  Lehrer^,  rabbinischer  Eid  genannt  —  ist  fiberfiaiipt  in 
sehr  hSufigera  Gebrauche  bei  den  nachtalroudischen  Autoren^). 
Die  folg.  §§.  werden  manchen  Unterschied  zwischen  den 
obigen  Eiden  und  diesem  Eide  zeigen.  Es  findet  sich  aber 
noch  ein  anderes  Merkmal,  dass  bei  den  obigen  (den  misch- 
nischen)  Eiden  das  Gericht  den  die  Eidesableistnng  Verwei- 
gernden als  schuldig  erkennt,  und  ihn  zur  Bezahlung  anhilt; 
hei  dem  rabbinischen  Eide  aber  nur  einen  dreissigtSgigen  Ge- 
richtsbann **)  verhängt  und  ist  dieser  fruchtlos,  auch  einige 
(körperliche)  Bestrafung,  auf  Bezahlung  aber  wird  nicht  er- 
kannt. Taini.  l  L  41*-  Chosch.  Mhchp.  c.  87.  §.  9.  (Zwar 
wird  auch  bei  dem  mischnischen  Eide  im  VerHelgerungsfalle 
niclit  auf  Bezahlung  gedrungen,  doch  gehet  dieses  hier  aus 
der  Natur  dieses  Eides  selbst  hervor.  Bei  dem  ErfuUungs- 
cide  §.  80.  wird  Produceiit,  wenn  er  nicht  schwören  will, 
mit  seiner  Klage  natürlich  abgewiesen;  und  §.  81.  ist  keine 
bestimmte  Klage  da,  sondern  beruhet  sie  nur  auf  einem  Zwei- 
fel.    Vgl.   Chosch.  Mutrhp,  L  L) 

Zu  §.  83. 

Der  biblische  Eid  nach  Sehebnoi  38"*,    der  mischnische 
nach  den  Geonim^    Tgl.   Tur  c.  87.  §•  22.    Bei  Joseph  das. 


fichcinlichkeii  der  Forderung  ein^  es  fordert  z.  B.  ein  Bettler  von  einem 
Reiclien  eine  bedeutende  Summe,  die  er  bU  Darlehn  gegeben  haben  will 
und  von  der  unglaublich,  dass  aie  Producent  je  besessen,  so  scheint  es 
hier  nur  auf  eine  Chicane  abgesehen  i  Producent  hofil,  dass  Product  sich 
mit  ihm  abfindeo  werde;  und  legt  also  der  Richter  letEterm  keinen  Eid 
auf. 

*)  R.  Hai  führt  im  Eingänge  nodi  eine  Art  Verwahrung  (denn  nur 
so  kann  Folgendes  benannt  werden)  an :  es  kann  die  unterliegende  Partei  über- 
liaupt  aussprechen,  dass,  wer  ihr  Unrecht  thue,  der  sei  in  Bann,  Ter- 
wünscht.    Diese  Verwahrung  kommt  häufig  im  talmudiscben  Rechte  tot. 

*^)  Das  jüdische  Gericht  bediente  sich  zur  AusfQhrung  des  Urtheiles 
des  Bannes  gegen  TergiTcrsaDten)  opd  nahm  man  zu  ihm  aus  Mangel  an 
anderen  Zwangsmitteln  «eine  ZaHueht.  Die  MIschna  scheint  noch  nicht 
den  GerichtsbanB  für  dfilrachtlleiie  Fälle  sa  kennen. 
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und  Chosck.  Misckp.  /.  l.  $.  13.;  fttr  den  rabbinifchco  Kid 
das.  ohne  Anftsann^  eines  heiligen  Gegenstindes;  ferner  §.  18. 
das.  ohne  Anriifang  des  Nameon  Gottes,  sondern  blos  ,,ich 
sehwöre.^^  {Maimonid.  Schelmot  c.  11.  §.  13.  ist  anderer  Mei- 
nung, es  wird  ihm  aber  niclit  beigestimmt.  Vgl.  J.  ben  Sehe- 
gebet  resp,  437.)  Das  Ausführliche  hierüber,  sowie  über  die 
Gradation  des  Eides  und  dass  die  talmudische  Rechttilehre  anf 
daa  Intensive  desselben  \iel  Gewidit  lege,  vgl.  Eidesleistung  S.  31. 
Ferner  &  34.  über  die  Gegenwart  des  Kligcrs  beim  Eide  If. 
—  Der  rabbhiisdie  Eid  ist  im  Grunde  nur  als  eine  feierliche 
Versicherung  anzusehen,  ungefähr  wie  im  gemeinen  Hechle 
bei  dem  aussergerichtlichen  Eide  die  Formel:  ^,bei  dem  Worte 
der  ewigen   Wahrheit.''    Vgl.  Giück  12.  Tbl.  S.  190. 

Zu  §.  84. 

Dass  die  Eideszuschiebiing  des  römischen  Rechts  dem 
talmudischen  Rechte  fremd  sein  musste,  gehet,  wie  oben  er- 
wihnt  wurde,  aus  dem  ganzen  Wesen  der  mosaisch- talmudi- 
achen  Eidesleistung,  wo  der  richterliche  Eid  die  Grundlage 
bildet,  hervor;  der  Richter  kann  nicht  willkürlich  einen  Eid 
deferiren,  er  rouss  einen  rechtlichen  Grund  für  die  Zuerkeu- 
Dung  des  Eides  haben  und  kann  dann  aber  auch  der  Eid  von 
dem  Delaten  nicht  verweigert  werden  (vgl  §.  87.  93.).  liingegeu 
findet  sich  im  talmudischen  Rechte  eine  Eidesa n Schiebung, 
die  wieder  dem  romischen  Rechte  unbekannt  ist.  Ist  Jemand  Ei- 
nem einen  Eid  abzuleisten  schuldig,  so  kann  dieser  dem  Delaten 
einen  Eid  über  eine  andere  Forderung  (oder  Forderungen)  zu- 
•chieben,  auf  die  an  sich  ein  Eid  nicht  abgeleistet  zu  wer- 
den braucht.  Folgendes  Beispiel  diene  zur  Erörterung.  Der 
Product  A  hat  an  den  Producenten  B  einen  Eid  wegen  theii- 
wclsen  Geständnisses  zu  leisten  (§.  79"').  Nun  macht  B  an 
A  noch  eine  Forderung  geltend,  die  aber  dieser  ganzlich 
in  Abrede  stellt,  also  (wir  sehen  einstweilen  von  der  spatem 
Einrichtung  des  rabblnischen  Eides  in  diesem  Falle  —  zu 
§.  82.  —  ab)  an.  sich  keinen  Eid  auf  seine  Einrede  zu  lei- 
sten braucht;  da  er  aber  an  B  wegen  der  Forderung  mit 
thellwelsem  Gestandniss  einen  Eid  ablegen  muss,  so  schiebt 
ihm  B  —  das  Gericht  für  B  —  auch  wegen  der  andern  ganz 
in  Abrede  gestellten  Forderung  einen  Eid  zu.     Diese   Eides- 
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saschiebnng  findet  toeh  statt ^  wena  der  eigentliche  Eid,  d.  I. 
auf  den  erkannt  wnrde,  nur  der  rabbiniaclie  war;  femer  fat 
l^ein  Unleracliied,  ob  dieser  cigfentliclie  Eid  ein  Reinigungs- 
eid  (ff.  79.)  oder  ein  Erfülliingscid  (§.  80.)  war,  oder  auf 
iweifelhafte  Forderung  (§•  81.)  zuerkannt  ^urde.  Auch  kann 
der  Eid  auf  Fordeningen  über  Gegenstinde  geschoben  wer- 
den, bei  denen  an  sich  kein  E'd  nach  talmudiscliem  Rechte 
atattfindet  (§«  89.).  Nach  dem  lolmudischen  Ausdrucke  (KU- 
duschin  28")  kann  sogar  ein  Eid  bis  auf  die  persönliche  Frei- 
heit angescfioben  werden:  „schwöre  mir,  dass  du  nicht  mein 
Knecht  bist'' ♦).  Nur  bei  d.m  Erfüllungseide  des  Tagelöh- 
ners ( zu  $.  80. )  findet  eine  Eldesanschiebung  nicht  statt. 
Schehuot  48''  —  Die  Zurückschiebung  des  adhirirten  C^dea 
gehet  nicht  an;  und  selbst  wenn  der  Beklagte  den  eigent- 
lichen ihm  zuerkannten  Eid  nicht  leistet,  sondern  sich 
zur  Bezahlung  des  eigentlichen  Streitobjectes  (auf  das  der  ur- 
sprüngliche Eid  zuerkannt  wurde)  bekeqnt,  muss  er  nidil 
minder  den  auf  die  spätere  Klage  angeschobenen  Eid  leisten. 
Das  Ausfuhrliche  hierüber  Kidduschin  27  fS.  Schebuot  /.  U 
R.  Hai  l.  l.  2.  Abtheil.  5.  Pforte  f.  6.  7.  Barceloni  l  l. 
17.  Pforte  (der  in  dem  zuletzt  gedachten  Punct  anderer  Met- 
nung  ist )  .  Maimonid.    Toen  c.  3.     Ckosch.  Mischp.  c.  94. 

Der  Adliarirungseid  (nach  dem  Ausdrucke  der  taimudl- 
schen  Rechtslehre  n^nso  ^i:^:k  „Auschiebung  des  Eides'')  wird 
Kiddusvhin  L  L  aus  einer  Schriftstelle  durch  Analogie  abge- 
leitet; und  sclieint  hier  der  Gedanke  zu  Grunde  zu  liegen, 
dass,  da  4Clager  schon  einen  gegründeten  Rechtszutritt  zu  dem 
Beklagten  hat,  dieticr  also  in  dem  Verdachte  eines  Unrechts 
gegen  jenen  atehet,  der  Klager  auch  mit  jeder  andern  Klage 
zuzulassen  sei:  nur   musa  sie,    wenn   Kliger   selbst   ungewtaa 


*)  Auch  die  römische  Eidesdelation  erstreckt  sich  auf  alle  Privatkla- 
geil,  selbst  auf  jene,  anter  denen  des  Beklagten  Bhre  leidet,  wie  z.  B. 
ob  er  nichts  gestohlen ,  die  Ehefrau ,  ob  sie  nichts  bei  Seite  geschafft 
(neeio  rcr.  oirofor.)  u.  dgl.  n.  Vgl.  L.  9.  $.  %  L.  S8.  $.  6.  D.  IS.  3. 
JU  11.  f.  1.  D.  25.  %  und  Glüde  tu  a.  O.  6.  263— 268.  Im  r5mifclMi 
Rechte  kann  für  dergleichen  Klagen  nnr  darin  eine  Berechtigung  gefun- 
den werden,  dass  der  Kl&ger  sich  im  Verweigerongsfaile  zur  Eideslei- 
stong  (fladearaiatioB)  bereit  erklirt 
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kt,    eine  RechUrenniithiiiig  fiir   gich   haben.      Tasefoi    Baba 
Mezi'a   97'-     Choseh.  Müchp.  /.  /.  %.  ±*). 

Zu  §.  85. 

ChoMch.  Mischp.  c.  75.  §.  17.    Die  oben  $.  79.  81.  an- 
geführten Fille  haben  ihre  Begründung  wie  das.  erktarl  wurde. 
Wenn  also  A  vermeint,    bei  B  100  Gulden  lu  haben  (er 
ist  dessen  nicht    gewiss)    und   B  stellt  die  Forderung  in  Ab- 
rede,   so    wird    selbst   der    rabbinische   Eid  nicht    zuerkannt. 
Auch  in  dem  Falle,  dass  A  vermeint,    dis   100,    die  er  von 
B  geborgt,    seien    von    diesem  noch  nicht  zurückgezahlt  wor- 
den,   B  aber  behauptet  mit  Bestimmtheit,    sie   zurückgezahlt 
zu  haben,    so  kommt  ebenfalls  kein  Eid,    obschon  eingestan- 
den   wurde,    dass  A  eine    Forderung    (also   einen    Rechtszu- 
tritt)  gehabt.  —  Für  den  andern  Hicil   des  §.   vgl.  Chosch, 
Mischp.  L  L  §•  23.      Der  Zeuge  veranlasst  einen  Eid,  selbst 
wenn  der  Producent  sich  seiner    Klage   nicht   mit    Gewissheit 
bewusst    ist,    und    sie    nur   auf   diesen   Zeugen   gestützt  vor- 
bringt (der  Zeuge  hat  z.  B.  gesehen,  wie  Product  etwas  ent- 
wendet hat  If.).  Hier  wird  der  biblische  Eid  —  wie  §.  79b.  — 
geschworen.     Doch  muss  dieser  Zeuge  vor  Gericht  erscheinen 
und  selbst  gegen  den  Prodncten  aussagen;  behauptet  aber  der 
Producent,    dass   er   es    von    glaubwürdigen    Männern    gehöri 
habe,    so  erfolgt  selbst  der  rabbinische   Eid   nicht    (das.  vgl. 
anch  Schach  Anmerk.  82).    Auf  eine  ungewisse  Anklage  muss 
ferner  ein  Eid  (der  rabbinische)    geleistet  werden,    wenn  sie 
sieh    der    Gewissheit    nähert;    so   z.  B.  wenn    Jemand    seinen 
Kasten  erbrochen  findet  und  es  war  Niemand  im   Hause  aus- 
ser dem  Producten.    Glosse  L  l.  (Hier  kann  also  der  Produ- 
cent mit  einiger  Gewissheit  seine  Klage  anbringen.    Bei  Zeu- 
gen erfolgt  in  solchem  Falle  der  mischnische  Eid.  Vgl.  zu  $.  80.) 
Wir    bemerken    hier   noch    zur    Aussage    eines    Zeugen: 
sie  veranlasst,  wie  unser  §.  sagt,  einen  Eid,  selbst  wenn  Pro- 


*)  Mendelsohn  (JdhrbQcber  f&r  preoss.  Gesetigebang  116.  Heft 
3.  St&ck  S.  413)  nennt  diesen  Eid  „Nebeiieid^S  welches  aber  dem  ei- 
geotUcben  Begriffe,  den  die  RecbUlehre  mit  Nebeneid  (juram,  minus  prin- 
eigmU)  verbindet  und  dahin  den  Eid  für  Gefährde,  Editionseid  ff.  rech- 
net, der  also  doch  in  eigentlichem  (wenn  auch  nicht  wesentlichem)  Zu- 
sammenhang mit  dem  vorliegenden  RecbtafaH  stehet,  nicht  ganz  entupricht. 
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ducent  an  sich  nicht  mit  Gewissbeit  auftriU;  doch  entlaatet 
sie  auch  wieder  rom  Eid,  wenn  sie  su  Gnnsten  dessen  ist, 
dem  ein  Bid  luerkannt  wurde.  Wenn  also  beim  theilweisen 
Gestandniss  79a.  ein  Zeu^  daiiir  auftritt,  dass  Product  nur 
den  Theil,  den  er  lugestanden,  schulde,  so  findet  eine  Ei- 
desleistung nicht  mehr  statt.  Chosch.  Mischp.  e.  87.  §.  6. 
Ebenso  entbindet  auch  der  Zeuge  vom  Erfüllungseide.  Glosse 
das.  —  Ist  Zeuge  gegen  Zeuge,  so  tritt  wieder  die  auf  die 
Partei  fallende  Eidesleistung  ein.  Schach  ibid.  Anmerk.  15, 
gegen  R.  Iserlein  (16.  Jahrb.),  der  In  diesem  Falle  die  Partei 
von  der  Eidesleistung  entbunden   glaubt. 

Zu  §.  86. 

B.  Hai  und  Maimonid.  Toen  Ck  1.  §•  15,  (da,  wenn 
auch  der  Promittent  sein  Versprechen  eingestehet,  er  doch 
nicht  angehalten  werden  kann,  es  su  erfüllen).  Seibat  wenn 
das  Versprechen  von  einem  Schwüre  begleitet  war,  so  invol' 
virt  es  noch  Immer  nicht  eine  rechtliche  Verbindlichkeit: 
der  Promittent  ist  iwar  religiös  imd  moralisch  verpflichtet, 
seinen  Schwur  su  halten,  doch  kann  nicht  Producent  mit  ei- 
nem Rechte  hervortreten  und  durch  dasselbe  den  Producten 
zur  Erfüllung  seines  Schwures  anhalten:  daher  denn  auch 
ein  Eid  nicht  atattfindet.  Vgl.  J.  den  Scheschet  resp.  344.  — 
Diese  Regel  tritt  auch  anderwärts  hervor:  ein  Eid  findet  nnr 
statt,  wenn  Im  Falle  des  Eingestindnisses  von  Seiten  des 
Producten  er  rechtlich  cur  Bezahlung  venirtheilt  wird.  Vgl. 
Schebuot  Mischna  35**' — 

Zu  S    87. 

Der  in  diesem  §.  vorgetragene  Satz  ist  einer  der  ein* 
flussreichsten  des  talmudischen  Rechts  und  bildet  ein  Axiom, 
auf  das  viele  Fälle  zurückgeführt  werden  Es  wurde  schon 
zu  §.  84  bemerkt,  dass,  da  das  taimudische  Recht  eigent- 
lich nur  den  richterlichen  Eid  kennt  und  eine  Zurückschie- 
bung  nicht  stattflndet,  so  wird,  wenn  Delat  den  ihm  zuer- 
kannten Eid  nicht  leisten  will,  die  Behauptung  der  Gegen- 
partei als  erwiesen  angenommen.  Dieses  erstreckt  sich  aber 
anch  darauf,  wenn  Delat  diesen  Eid  nicht  leisten  kann,  wel- 
ches sich  auf  zweierlei  Wefse  herausstellt:  a)  Delat  kann  Ihn 
nicht  leiatea,  weil  er  ungewias  ist;   b)  er  kann  den  Bid  ai:^ 
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den  eigenUlclicn  Rech(8piinct,  auf  welchen  die  Ableitlang  Ter- 
bttgt  wird,  nicht  schworen.  Für  Ersterea  den  FaU:  ea  fordert  A 
Ton  B  100  Gulden,  B  gestehet  50  sii,  von  den  anderen  50  sagt  er, 
er  wiaae  niclit,  ob  sie  ihm  A  gegeben.  Hier  liegt  dem  B  nach 
aeinem  theiiweisen  Geständnisse  der  biblische  Eid  ($.  79a.) 
anf  die  anderen  50  ob;  und  da  er  von  diesem  ihm  su  Ge- 
bote stehenden  Rechtsmittel  nicht  Gebrauch  machen  kann,  so 
gilt  obiger  Sals  und  wird  die  Klage  als  erwiesen  angesehen 
{Baöa  Mczia  98^  Maimonid.  Toen  c.  4.  §.  ?•  Chosch»  Mtschp. 
e.  75.  §•  13. ).  —  Für  b.  fuhren  wir  zuerst  folgenden  ein- 
leuchtendem Fall  an:  A  fordert  von  B  eine  Summe,  die  er 
ihm  geliehen  und  worauf  auch  ein  Zeuge  aussagt;  B  gestehet 
zwar  dieses  zu,  allein  er  wendet  ein,  dass  A  ihm  eine  ahn- 
liehe Summe  schulde,  liier  liegt  B  ob,  die  eigentliche  Klage 
des  A  zu  entkrSnen,  da  ehi  Zeuge  für  diesen  aussagt  und 
den  biblischen  Eid  ($.  79b.)  veranlasst:  B  mnss  also  der  ei- 
gentlichen Verbindlichkeit,  die  ihm  aus  diesem  Klagepunct 
hervorgehet  —  der  Eidesleistung  gegen  die  Aussage  der  Zeu- 
gen —  Genüge  thun.  Allein  diesen  Eid  kann  er  nach  sei- 
nem eigenen  Gestandnisse  nicht  ablegen:  es  bleibt  also  die 
eigentliche  Eidesleistung  nnerfnilt  und  wird  die  Klage  als  er- 
wiesen angesehen.  Vgl.  Mahnonides  Toen  L  L  §.  7.  Chosch. 
Misehp,  L  l.  §.  13.  (wo  hinzugefügt  wird,  dass  die  Forde- 
rang  von  der  Art  sein  mnss,  dass  dem  Producten  die  Einrede,  er 
habe  schon  zurückbezahlt,  nicht  zu  Gebote  stehet.  Vgl.  2. 
nftd  4.  Titel). 

Diese  Norm,  dass  der  Eid  stets  direct  gegen  die  Aus- 
sage des  Zeugen  geleistet  werden  muss,  fliesst  aus  einem  im 
Talmud  Baba  Batra  33.  34.  Schebiiot  32.  47.  vorkommen- 
den Fall,  den  wir  hier  ganz  wiedergeben.  „A  halte  B  eine 
8ill>erbarre  entrissen  in  Gegenwart  eines  Zeugen,  welclier  auch 
diesea  vor  Gericht  aussagte.  A  antwortete  hierauf:  ja  wohl 
liai»e  ich  sie  ihm  entrissen,  allein  sie  gehörte  mir.  Der  Rich- 
ter (R.  Am  ml)  zweifelte  nnn,  wie  hier  das  Urtheil  zu  fällen 
sei«  A  zur  Bezahlung  verorthellenl  Eis  sind  aber  nicht  zwei 
Zeugen  da  (würden  zwei  Zeugen  aussagen,  dass  er  dem  B  den 
Gegenstand  entriasen,  so  würde  Ihm  seine  Einrede,  der  Gegenstand 
fohSre  ihm,  nichts  nützen,  da  sonst  sich  Jedermann  unter  diesem 
Verwinde  der  Sache  dea  Andern  bemiditigen  könnte,  vergl.  die 
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Commentatoren  dts.  und  weiter  Etnleit.  sum  4.  Titel).  Ihn 
lossprechen*?  (weil  er  angibt^  dass  er  das  Seinige  genommen, 
und  hier  noch  aus  der  zu  Gebote  stehenden  bessern  Einrede, 
da  er  hätte  leugnen  können,  dass  er  gar  etwas  genommen,, 
vgl.  4.  Titel);  allein  es  sagt  ein  Zeuge  gegen  ihn  aus  (dasa 
er  genommen  und  so  fallt  auch  die  bessere  Einrede  weg). 
Ihn  schwören  lassen  (auf  seine  Behauptung)?  Allein  da  er 
selbst  eingestanden,  dass  er  den  Gegenstand  genommen,  so 
ist  er  zu  dem  ihm  auf  die  Aussage  des  Zeugen  obliegenden 
Eid  unfähig.  Hierauf  ertheiite  ein  anderer  anwesender  Leh- 
rer (R.  Ahba)  den  Bescheid:  er  ist  schuldig  zu  schwören, 
kann  aber  nicht  schwören,  daher  muss  er  bezahlen. ^^  Fol- 
gendes zur  nahem  Erklümng.  Wenn  B  den  A  Tor  Gericht 
fordert,  dass  er  ihm  einen  Gegenstand  weggenommen  und  Pro- 
dnct  gestehet  zwar  dieses  zu,  gibt  aber  an,  dass  der  Gegen- 
stand Ihm  gehört  habe,  so  findet  seine  Einrede  Glauben:  da, 
würde  Product  hier  eine  Unwahrheit  Torbringen,  er  von  vom 
herein  eine  bessere  Einrede,  wodurch  er  jedes  Streites  ledig 
wäre,  entgegengehalten  haben  wurde,  n&mlich  er  habe  nicht« 
genommen  (die  Theorie  weiter  4.  Titel  ausfithrlich).  Hat  B 
vor  zwei  Zeugen  den  Gegenstand  genommen,  so  wird  auf 
seine  (obige)  Einrede  nicht  gehört  und  wird  er  vielmehr  als 
Räuber  angesehen  (vgl.  B.  Stnn,  ben  Mei'r  das.).  Sagt  end- 
lich ein  Zeuge  aus,  dass  die  Behauptung  dea  Prodocenten 
wahr  sei  (B,  hat  das  Object  genommen)  und  Product  stellt 
das  Ganze  in  Abrede,  so  leistet  er,  wie  79b.,  den  biblischen 
Eid.  Aber  Product  gestand  bei  dem  obigen  Vorfalle  zu,  dass 
er  genommen,  brachte  jedoch  eine  anderwärtige  Einrede  her- 
bei; jede  Klage  aber  wird  nur  entkräftet,  indem  der  Eid, 
der  gegen  sie  geleistet . werden  soll,  wirklich  geleistet  wird, 
welchem  aber  hier  Product  nicht  genügen  konnte.  —  Diese  Norm 
wird  mitunter  kurz  unter  dem  Ausdrucke:  „die  Norm  des  R« 
Abba  bei  der  Silberbarre^  (xnx  '"n  vao:!)  angeführt 

In  Fallen,  wo  Product  nur  den  rabbiniscli^n  Eid  zu  lei- 
sten hat  (vgl.  zu  S.  82.),  gilt  nicht  die  Regel,  „wenn  er 
nicht  bezahlen  kann,  mnss  er  schwören  ^  Chosch,  Mischp. 
/.  /.  §.  14.  nach  R.  Mehr  Halewi  bei  Tur  §.  17.  Hingegen 
sind  die  Meinungen  getheilt,  wie  es  mit  dem  Adhärirungseld 
(<J.  84.)  lu  halten  ael;  ob,  wenn  Product  diesen  nicht  leisten 
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kann,  weil  er  über  die  angeschobene  Klage  ungewiaa,  liier 
auch  die  Norm  des  R.  Abba  gehe.  Vergl.  ChosclL  Mischp. 
l.  l  §.  15. 

Zu  §.  88. 

Dieser  §.  gründet  sich  auf  den  Sati:  ^Wer  einmal  der 
frischen  Einrede  überwiesen  ist  (nach  talmudischem  Ausdrucke 
^wer  sich  als  Ableugner  herausgestellt^^  "psa  ptnm),  dem 
stehet  in  dieser  Angelegenheit  nicht  mehr  Einrede  und  Eid 
su.^^  A  macht  B  klagbar  wegen  einer  ihm  geliehenen  Summe 
und  B  leugnet,  etwas  empfangen  zu  haben:  hierauf  bringt  A 
Zeugen,  in  deren  Gegenwart  er  dem  B  die  Summe  überge- 
ben, und  nun  wendet  B  ein,  dass  sie  ihm  A  als  Geschenk 
oder  Abzahlung  einer  Schuld  gegeben,  so  wird  auf  diese  Ein- 
rede nicht  gehört  {Schebuot  34''').  Ebenso:  A  fordert  von 
B  eine  Summe  und  B  leugnet  das  Darlehn  ab ;  A  bringt  Zeu- 
gen und  nun  sagt  B  er  habe  schon  zurückbezahlt,  so  wird 
diese  Einrede  nicht  angenommen  {Baba  Mezia  17*')  und  braucht 
Producent  selbst  den  rabbinischen  Eid  nicht  zu  schwören. 
ChoBch.  Müchp.  c.  79.  $.  8.  Vergl.  ferner  auch  weiter  zu  §.  124. 

Der  obige  Satz  „wer  einmal  geleugnet  If.^^  hat  auch  seine 
Geltung,  wenn  Producent  eine  recognoscirte  Urkunde  produ- 
drt;  und  findet  überhaupt  häufige  Anwendung.  Choach.  MUchp, 
U  l.  c.  69.  §.  2.  u.  a.  a.  O.  Tur  c.  41.  §.  11.  Doch  muss 
die  Ableugnung  Tor  Gericht  sein,  aussergerichtlich  thut  sie 
der  Einrede  kehien  Eintrag  (vgl.  folg.  Titel).  Auch  müssen 
Zeugen  gegen  die  Ableugnuog  auftreten;  wenn  aber  Product, 
selbst  wenn  es  schon  zur  Eidesleistung  kommt,  seine  frühere  Ab- 
leugnung zurücknimmt  und  eine  andere  Einrede  vorbringt,  so 
wird  er  nicht  als  «,  Ableugner  ff.  ^^  betrachtet  und  gehet  er 
nicht  der  Einrede  und  des  Eides  verlustig  (vergl.  weiter  zu 
$.  105.  131.  Senia  c  75.  Anmerk.  24.  gibt  als  Ursache  an, 
weil  Product  doch  auf  seine  jetzige  Aussage  schwören  will, 
also  der  ihm  obliegenden  Eidesleistung  nachkommt.) 

Zu  §.  89. 

Der  Eid  wird  nach  Misehna  Schebuot  38.  Talm.  39. 
nur  dann  zuerkannt,  weqn  die  vom  Producten  in  Abrede  ge- 
stellte Sun^me  sich  mindestens  auf  die  Höhe  von  zwei  Sil- 
beratücken  belSuft  und  das  Zugestandene  (79^)  eine  Pc- 
rnta,    das    Abgeleugnete   mindestens   zwei  Main    ausmacht. 
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(Uebcr  den  WerÜi  dieser  aiigegebeiieQ  Möiiien  vgl.  S.  Hai 
l.  l.  1.  Abiheil.  Eiii^ng  f.  2.  Mainwnid.  Toe^n  c.  3.  %  1. 
Choaekm  Mischp.  c.  88.  §.  1.  Ferner  Zum  zur  Literatur  iwd 
Geschichte  S.  599>  Doch  macht  die  Klage  auf  Geratbachaf- 
ten  oder  wenn  Producent  eloeu  Zeugen  hat  (§.  79b.)  ewe' 
Ausnahme^  und  muas  hier  ohne  Unterschied  dek-  Eid  geleiatct 
werden.  JR.  Hai  und  Maimonid^  nach  Talm.  L  L  Chosch. 
Mischp»  h  l.  3.  4.  '  Abweichende  Meinungen  iib«^^r  Gerathschaf- 
ten  Tgl.  Schach  das.  Aiimerk.  2.  und  4.  Bei  der  Klage  ijber  . 
Deposita  (79c.)  sind  ebenfalls  die  Meinungen  über  die  Höiie 
der  Summe,  die  einen  Eid   veraulasst,  getheilt.    Das.  $.  5. 

Das  Object  musa  ferner  bestimmt  sein,  d.  i.  Produ- 
cent muss  genau  iu  Zahl,  Mass  oder  Gewicht  seine  Forde- 
rung angeben  und  .Product  sie  in  solcher  Weise  in  Abrede 
stellen.  Sagt  also  Producent,  er  habe  einen  Beutel  mit  Geld 
(ohne  eine  Zahl  zu  bestimmen)  aufzuheben  gegeben  und  Pro- 
duct  erwidert,  es  wären  zehn  Siiberstückc  darin  gewesea, 
so  vvird  nicht  auf  Eid  erkannt.  Ebenso  im  umgekehrten  Falle, 
'wenn  Producent  zwar  eine  bestimmte  Summe  fordert,  Pro- 
duct  aber  itni^Q%i\fe:i  ^  er  habe  .wohl  einen  Beutel  mit  GeM 
empfangen,  allein  da  es  ihm  nicht  zugezählt  worden,  wisse 
er  nicht,  wie  viel  in  dem  Beutel  gewesen  u.  dgl.  m.  Mischnä 
L  /.  Maimonid.  l,  h  Chosch.  Mischp.  L  L  §.  23.  24.  Doch 
wird  allenthalben  der  rabbiuiacbe  Eid  zuerkannt.  Vgl.  Chosch. 
Mischp.  §.7. 

Ueber  den  andern  llieil  des  §.  sagt  die  Mischna  /.  l. 
42^',  dass  auf  Immobilien  (wenn  z.  B.  A  sagt,  B  habe  ihm 
zwei  Häuser  verkauft  und  dieser  gestehet  nur  Eines  zu),  Hei- 
ligthümer,  Urkunden  und  ScIaTen  kein  Eid  geleiatet  werde 
(d.  I.  der  biblische,  der  rabbinische  Eid  wird  nach  der  spä- 
tem Einrichtung  geleistet.  Chosch,  Mischp.  c.  95.  §•  1.).  Die- 
ses wird  dort  aus  einer  Bibelstelle  abgeleitet,  und  motlrlrt 
Manchea  R.  Hai  l.  Abtheil.  5.  Pforte.  Der  Eid  findet  nur 
statt  zwischen  Menschen  und  Menschen;  zwischen  Menschea 
und  Gott  ist  der  Eid  am  unrechten  Orte.  (Heiligthümer  gdidreft 
Gott  au,  der  Eid  wird  bei  Gott  geleistet:  waa  kann  er  also  nützenf 
Wo  der  Verdacht  dea  Sacrilegiuma  obwaltet,  welche  AoakoHll 
soll  der  Eid  geben?).  Bei  Immohilien  kann  beim  theflweiM« 
Eüigeatindniai : fder  biblisebe  Eid  nicht  anlbrlegt  werden,  well 
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Uer  das  Eingestiadniss  wie  dai  Uebergebe»  efates  Tbeile«  der 
ForderiHig  ansusehea  ist  (vergl  zu  §.  125«  zu  Eude),  denn 
lamobil&en  gind  nicht  entwendbar.  Docli  inird  bei  letztefen  der 
tabbiabdie  Eid,  bei  lieiligUi&iiieni  auch  dieser  nach  R.  Hai 
■idit  a«f|^elegt.  Vgl.  aber  Ckosck.  Mise^.  ^.  M.  §.  1.  daaa 
aUeBtiiaibeii  der  rabbiniache  Eid. 

Zu  §.  90. 
•  Müekna  Stiiehioi  38  Ein  Kind  nfe  zum  Eide  zuzolat- 
MQ.  Vgl  R.Abr.  ten,  David  zu  Seehiroi  c.  11.  $.  6.  und  M.  Je- 
kudm  deMosanes  {MUchne  Lemeleek)  das.  Ferner  Choech.  Muchp. 
c»S9.$.2.  und  Mfimwn.  Toen  c.5.  §.  10.  Aneti  isl  dieses  ganz  ana- 
lag der  Regel ,  daas  aaeh  der  lleiliglLeit  des  Eides  derselbe  cineni 
Vcrdicfatigen ,  seibal  wenn  die  Gegen;>artel  einwilligt,  nicl>t 
angestanden  wird.  Vergl.  zu  §.  99.  —  Das  rönisGlie  Recht, 
dea  Eid  ais  Vertrag  im  Auge  behaltend,  hat  hier  von  der 
HeiliglLeit  dea  Eides  und  dass  er  im  Munde  eines  Kindes  ent- 
würdigt werde,  abgeselien.  und  gestattet,  dass  auch  einem 
Kinde  ein  Eid  deferirt  werden  Icsmi.  Vgl.  X.  26.  D.  12.  2. 
^^i  jur09ae  dicitur  nihil  refert  cujus  stsus  aetaiütve  sii: 
mrnni  enim  modo  custodki  deöet  jusjurandum  adversus  ewn^ 
^BM  contentus  eo^  quum  deferret^  fuit,^^  Die  Partei  war  zu- 
frieden mit  dem  Eide  des  Kindes,  da  sie  ihm  denselben  de- 
Jeriffte  und  so  hat  er  Gültigkeit.  (Aber  diesem  gemäss  auch 
BatikrUch  nur  zum  Nutzen  dea  Kindes,  nicht  zu  dessen  Nacl»- 
theU.  Vgl.  L,  34.  §.  2.  h.  t.  und  Glück  Ul.  S.  206.)  Bes- 
aer  hat  daa  caaonisdie  Recht  die  Heiliglcelt  des  Eides  bewahrt, 
md  aehBesst  {canon.  14.  15.  Cauaa  XXII,  qu.  5.)  Unmuit- 
digt  bis  zum  zarnckgalegten  vierzehnten  Jafarre  tob  der  Ei- 
4cai€isiwif  aus. 

Zit  $.  91. 
Auf  Klagen  einea  Kindes  (und  Wahnsinniger  If.)  wird 
aach  Misehna  L  L  ein  Eid  nicht  zuerkannt.  Do^  s<rfl  nach 
Manchat  Mefcinog,  wenn  ein  Zeuge  zu  Gunsten  des  Kindes 
Miaagif  der  Eid,  usgIi  Anabgie  loa  §.  85.  —  Aussage  ei- 
Bca  Zeugen  Iwi  wigewisaer  Khige  —  gefeistet  werdm  mia« 
aan»  Audi  in  de»  Filten ,  .  bei  denen ,  da  ^ne  Veranias> 
Mig  ▼•rUesif  audi  die  Ungewisse  Klage  den  EM  herbeifdiirt 
i^  7*0*  §•  &10t  mU  ebeaAüa  aaeh  Elnlg^tt  airf  die  Kkge 
«nea  MiMca  oea  BM  nevlcanni    ncMdi*    Vergl.  Mhthtt&tMcs 


823 

Sedürot  e.  2.  §.  7.  (jcdocb  ¥oii  R.  Abr.  ben  Duviä^  ihs.  be- 
stritten)«    Cho$eh.  Müehp.  r.  92.  §.  1. 

Nacli  der  mchtalmtidisclien  Elorichiang  wird,  demit  Ki»^ 
der  sieht  reclit-  und  sebntade«  seien  (Jedermann  iiiaen,  wm 
de  etwa  habe«,  aus  den  Händen  reiase),  auf  deren  Klage 
der  rabbioisdie  Eid  geleistet.  (Docfa  wollen  Einige,  dass  rie 
acbon  ein  gewiasea  Alter  —  8  bis  9  Jahre  —  erreiche  hta- 
ben,  da  frülier  ihre  Kbge  ab  niditig  angcaehen  wird.)  Vgl. 
Maimanid  To^n  c*  5.  §.  19.  Cko9ch.  Mischp.  L  /.  %  2.  Tifr 
§.  9.  (Tgh  oben  zu  §.  8.  24«  die  englische  Geaetsgebuog). 

Zu  §.  92. 

Maiinonid,  Toen  2.  1.  Chmch*  Mischp.  c.  92.  §r  !•  nach 
Mischna  Schebuot  44^**  Selbst  wenn  Producent  anfrieden,  ist, 
dass  der  Verdichtige  den  Eid  leisten  soll^  so  wird  dieser 
dadi  nicht  zum  Eide   xngeiasstn.     V^l.  weiter  zi|  §.  98. 

Daa  Aasfohrliche  «her  Verdächtige  wurde  übrigem  schon 
za  §.  43 — 51.  besprochen,  und  fahre»  wir  hier  noch  an, 
wie  durch  Abienganiig  (§.  50.)  die  Unfähigkeit  zur  Eideslei- 
stung (und  znr  Zengnissablegung)  eintrete.  Jede  Ablcugnung 
mit  einem  Eid  macht  durch  deii  Mdneld  unfähig.  Abletig- 
nmng  eines  Darlehns  ohne  Eid  macht  nicht  unfähig  (wdl  Tiet- 
lekht  Prodnct  jetzt  nicht  im  Stande  ist  zurückzuzahlen,  ygf« 
EldesidstiH^  S«.  48  ff*.);  Ableiignung  eines  Oe^iositams  aber, 
das  die  Zeugen  zu  derselben  Zeit  in  der  Hand  (Gewalt)  des 
Depositen  gesehen,  macht  auch  ol^ne  HinzufiiguRg  einetf  Ei- 
des unlaliig  zur  Eidesleistmig.    Chasch.  Mischp.  /.  L  §.  3.  4. 

Zu  S.  93.  94. 

Wir  haben  den  Ausdruck  „Eideshimiiberadiiebiiog^  ge- 
wählt, wdl  der  Begriff  Bideantscbiebmg  iind  Eidessurliek- 
scMebnng  dem  talmudisclien  B  echte  nicht  adäquat  ist.  Im 
tahnodiaclie»  Rechte  ^  das  nur  den  riehterüchen  Eid  kennt 
(vgl.  zu  $.  84.  87.),  kann  nur  davon  die  Rede  sehi,  daea 
der  Eid,  den  eine  Partd  zn  Idatea  hat,  auf  die  andere  hin- 
nbergeachobea  wlrd^  und  zwar,  wie  dieser  und  die  folg.  fg. 
besagen,  in  zweierlei  Hinsieht:  entweder  Ddat  schiebt  den 
Eid  auf  iHe  Gegenpartd  hinüber  —  freiwillige  Eldet-^ 
hitfftbefachiebong  —  oder  es  alchet  deh  das  Oeriehi 
Uerztt'  BWtbfedrungeii*  Also  hiev  weder  dne  Eldesde-  nod^ 
Rdatton  im  4Ha»B  daa  ttaMhdl'  Bcchla. 
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Beim  rtbbinischen  Eide  findet  die  freiwillige  Hiuüber- 
flcbiebung  —  wie  im  §.  —  statt  und  macht  dieses,  nach 
Sehehuot  41'*' •  den  Unterschied  xwischen  dem  rabbinischen 
und  dem  biblischen  Eide,  bei  welclicra,  als  dem  nothwen- 
digen  Reinigungseide,  eine  Hinüberschiebung,  wie  oben  mehr- 
fach erwähnt  wurde,  nicht  stattfinden  kann.  Wir  lassen  hier- 
ftber,  sowie  wie  es  mit  dem  mischnischen  Eide  zu  lial- 
ten  sei,  R.  Nissim  ad  loc.  sprechen:  „Bei  den  Fällen  des 
biblischen  Eides  spricht  Vieles  gegen  den  Productcn:  er  muss 
aicb  also  hiervon  durch  den  Eid  reinigen  oder  er  bezahlt: 
eine  Hinüberscbiebung  findet  nicht  statt.  Bei  den  Fällen  des 
rabbinischen  Eides  liegt  im  Grunde  dem  Producten  kein  Eid 
ob,  er  leistet  ihn  nur  zur  grossem  Vergewisseruiig  und  kann 
er  ihn  daher  auf  den  Producenten  hiniibert ragen.  Wie  ist 
es  aber  zu  halten  mit  dem  mischnischen  Eid  (dem  Ergän- 
znngseid)?  Hier  gibt  es  manclie  Fälle,  wo  es  schon  als  eine 
dem  Producenten  zu  Theil  gewordene  RechtsTcrgünstigung  an- 
susehen  ist,  dass  ihm  der  Erfüll ungseid  zugestanden  wurde, 
80  der  Tagelöhner,  bei  Entwendung,  Verwundung  (vergl.  zu 
§•  80.);  will  also  Producenl  nicht  schwören,  so  findet  eine 
Hinüberscliiebung  nicht  statt.  Hingegen  gibt  es  hier  wieder 
andere  Fälle,  wo  im  Grunde  Producent  gar  keinen  Eid  lei- 
sten sollte,  wie  z  B.  wenn  er  den  Waisen  eine  Scbuldorkunde 
ihres  Terstorbenen  Vaters  producirt  u.  dgl.  m.  (vgl.  §.  80.  zn 
Ende):  hier  dürfte  ein  Hinüberschieben  auf  den  Producten 
stattfinden.  Dieses  scheint  auch  die  Meinung  Kascbi's  zu 
sein;  Alfasi  aber  hält  dafür,  dass  beim  mischnischen  Eide 
nie  eine  Hinüberschiebung  stattfinde.^^  B.  Mcher  zu  Ketubot 
88'  motivirt  das  Nichthinüberschieben  beim  mischnischen  Er- 
fullungseide  folgendermaassen :  „Ein  Hinüberschieben  ist  nur 
SU  denken  vom  Producten  auf  den  Producenten,  indem  erste- 
T^r  zu  letzterem  sagt:  du  forderst  von  mir,  schwöre  und  ich 
will  zahlen.  Mit  welchem  Rechte  aber  kann  Producent  den 
Ihm  obliegenden  Eid  auf  den  Producten  hinüberschieben  1  Die- 
ser hält  ihm  entgegen:  willst  du  deine  Forderung  durch  ei- 
nen Eid  beweisen,  gut,  so  will  ich  zahlen:  willst  du  sie  nicht 
beweisen,  so  hast  du  nichts  mit  mir  zu  thun.^^  —  Die  obige 
Meinung  Alfasi's  wird  als  Norm  angenommen  und  findet  nie 
beim  miacfaniscben  Eid  ein  Hioftbertehiebeo  statt 
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Dieses  für  den  firginzaDgseid.  Für  den  mitcbDiscIien 
Reinigungseid  (§.  81.)  kann  er  auf  die  Qegenpartei  gewiss 
niclit  hini&bergesclioben  werden,  da  diese  nur  eine  ungewisse 
Kiage  hat  und  niclit  schwören  kann  (vgl.  au  §.  81.).  Doch, 
kann  nach  R.  Mei'r  Halewi  Prodnct  dem  Prodncenten  eineä 
Eid  antragen ,  dass  er  ihn  wirklich  in  Verdacht  habe  (und  sein 
Anfrag  auf  Eid  nicht  eine  Chicane  sei).  KUo  eine  Art  Oe- 
fahrdeeld,  welchen  sonst  das  (almudische  Recht  nicht  kennt: 
und  der  |iur  hier,  weil  der  eigentliche  Eid  nur  auf  eine  un- 
gewisse Klage  erfolgt,  nach  Halewi*s  Meinung  stattfindet. 

Noch  ist  zu  bemerken:  Kommt  zu  dem  rabbinischen  Eid 
ein  Adhärirungseid  hinzu,  so  findet,  wie  leicht  begreiflich, 
ein  Hinüberschieben  nicht  biaü.  Will  jedoch  Product  den  Ad- 
härirungseid leisten  und  nur  den  eigentlichen  Eid  hinüber- 
schieben, oder  will  er  beide  Eide  zugleich  hinüberschieben, 
80  ist  ihm  dieses  gestattet.  Es  kann  aber  auch  der  misch- 
nische  Erganzuugseid  in  einen  rabbinischen  Eid  umgewandelt 
werden,  d.  i.  wenn  Producent  sagt,  er  renuntiire  auf  seinen 
Eid  (z.  B.  der  Tagelöhner,  dass  er  noch  nicht  seinen  Lohn 
empfangen),  er  wolle  nicht  äie  Rechtsrergünstigung  und  möge 
ci  verbleiben  bei  der  Einrichtung ,  nach  welcher,  wenn  Pro- 
duct die  Forderung  in'  Abrede  stellt,  er  den  rabbinischen  Eid 
le'sten  muss  (vgl.  zu  §.  82.).  Product  kann  nun  wieder  die- 
sen rabbinischen  Eid  auf  seinen  Gegner  hinüberschieben:  und 
schwört  dieser  nicht,  so  ist  Produkt  von  der  an  ihn  gemach-» 
ten  Forderung  freizusprechen.  —  Eine  Zurückschiebung 
kennt  (wenn  man  den  obengedacbten  Fall  ausnimmt,  wo  aber 
auch  keine  eigentliche  Zurückschiebnng  ist)  das  talmudische 
Recht  nicht.  Uebrigens  findet,  wenn  beide  Parteien  damit 
eiuTerstanden  suid,  auch  beim  biblischen  Eide  eine  Hinüber* 
Schiebung  statt.  Das  Ausführliche  über  diesen  §.  vgl.  jR.  Hai 
l  l.  1.  Abtheil.  5.  Pforte  f.  9.  BarceUmi  l  l.  17.  Pforte. 
Miimonidea  Toen  c.  1.  Choschs  Mischp.  c.  87.  §.  11.  12. 
c.  94.  §.  6.    Tur  c.  87.  §.  17.   18.   19. 

Zu  §.  95—98. 

Wir  kommen  jetzt  .zu  der  nothweudigen  Eideshlnüber- 
schiebung,  wenn  nämlich  die- Partei,  der  der  Eid  obliegt, 
wegen  irreligiösen  oder  unsittlichen  Wandels  zur  Eideakistuog 
imfUdg  Ist     Die  Norm  i)daas,  wer  einen  Eid  zu  leisten  hat 


326 

iHi4  ibo  aScht  leisten  Icann,    ^r  »um  bezahlen^  (zvt  $.  87.) 
findet  hier  nidit  Anwendung,    de  hier  eine  ganz  andere  Be- 
nehuog  eintritt:  der  Product  kann  tmd  wfU  den  Eid^  soweit 
es  von  ihm  abhängt,   leisten,   er  schwebt  nicht  in  Ungewks- 
bei4  ülier  den  s«  beschwörenden  Punct,  noch  gestehet  er  den 
eigentlichen  RechtspnncC  zu:  das  Gericht  lisst  ihn  nicht  znm 
Eide  zu.    Auch  wire,  sollte  diese  Norm  hier  geltend  gemacht 
werden,  der  Verdachtige  rechtlos,  da  Jedermann  an  ihn  eine, 
mit  einer  Eidesleistung  Terbundene  Forderung    steilen    köraite 
und    er  jedes    rechtlichen  Vertheidigungmiittels    beraubt  wire 
{I^oaefot  Baba  Mezia  5*).      Daher  sagt  die  Mischna  Sehebttot 
44.,    dass,    wenn  Product  rerdichtig  ist,   Producent  schwort. 
— ^  Dieses  iur  den  mischnischen    Eid   und  zwar  insofern  Piw^ 
diiecnt    eine    KIsge    mit    Gewissheit    vorbringt.      Gründet  sich 
aber  die  Klage  nur  auf  Zweifel,  wie  bei  abhanden  gekomme- 
nen Deposiüs  (§.  79c.),  so  findet,  da   Producent  nicht  schwö- 
ren   kann,    eine   Iliniibcrscliiebimg   nidit   statt  und  muss  ako 
die  Eidesleistung  unterbleiben.   —   Wie    es    aber    beim    bibli- 
schen Eide   (mit  Ausnahme  von  <§.  79c.)  zu  halten   sei,   wenn 
bdde  Parteien  Terdachtig  sind?  Hierüber  findet  sich  Misckfia 
U  /.    Talmud  das.  47^'  eine  Meinungsverschiedenheit,  die  sich 
auch   auf   die    nachtalmudisclien     Autoren    fortpflanzte.     Nach 
Einigen    wird   der    Eid,    da  ihn  Producent,    auf  den  er  tun- 
fibergeschoben  wurde,  nicht  leisten  kann,  wieder  auf  den  Pro- 
dncten  zurückgeschoben ,   dem  doch  eigentlich  die  Eidesleistung 
obliegt:  und  da  er  sich  durch  dieses  Beweismittel  nicht  reinigen, 
kann,  so  gilt  wieder  die  Norm:  ,,wer  einen  Eid  zu  leisten  hat  ff. 
der  mnss  zahlen.^^      Diese  Meinung    thcilen    auch    Alfctsi   und 
Mahnomd.  ( To^  e.  2.   §.  4.)   und   wird  sie    Chosch,  Miachp. 
c.  92.  §.   7.  angeführt      Andere  halten    dafür,    dass    Product 
und    Producent,    da   an    beiden    die    Schuld   der  Unterlassung 
der  Eidesleistung  liegt  (li^L  Tosefot  ad  loc,\  jeder  zur  Hälfte 
bfisse.      Dieser  Meinung    treten   R.   Hai  2.  Abtlieil.  4.  Pforie 
und   viele  Andere  bei.    Vgl.   Glosse  zu   Chpsch.    Mischp.  U   L 
und    Schach    das.  Anmerk.;    haben    wir  sie  auch   §.  96.   auf- 
gemmuneu. 

Ist  beim  mischnischen  ErgLnzungseid  der  Producent 
Teididitig,  so  unterbleibt  (nach  Alfasi  bei  Tur  l.  L  ^  13.) 
dks   Eldesle^uBg ,    da  sie  an  sich  'selbst  nur  eme  Vergfinstl- 
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gung  hi.  MaimßMid.  L  L  §.  5.  n.  A.  erkeDiie«  den  PkWufitai 
des  mbbM^en  Eid  mw^  R.  Alnraham  ben  Umvid  ad  l^e. 
Und  Jf.  Meir  HtUewi  (f(I.  Maegid  Misebma  das.)  vollen  «mI- 
lieb,  d«M  bei  den  FiUen^  wo  Im  Grunde  (der  Frodoceai  g« 
keinea  Eid  tu  leisten  hitic,  wie  bei  Uiiimdon  gegen  Waiaen  ff. 
(Tgl.  oben  zu  §.  93.),  Producenten,  wenn  er  Jila  TerdiehÜg 
den  Eid  nicht  leisten  kann,  die  Forderung  ohne  Eidesleistung 
angestanden  wird.  Die  Meinung  Maimonides'  ist  die  ange- 
noBiflN»e  mnd  wird  Chosch»  Miackp.  L  L  §.9.  angeführt,' dt- 
ber  sie  unser  f.  97.  wiedergibt  —  lai  beim  niiduusekca 
Reinigungaeid  der  Froduct  rerdiehtig  (der  andere  Thell 
TOB  $.  97.),  00  unterbleibt  die  Eidesieistitfig,  da  die  Klage 
nur  auf  Ungewisslieit  beruhet 

Beim  rabbiaiichen  Eide  unterbleibt  ebenfaila  die  EMeo- 
leistueg^  wenn  der  Produet  ferdichtig  ist  ( $.  98. ).  Dieacn 
sagt  Talm.  l.  l.  §.  41"-  und  wird  als  Grund  bierfür  angege- 
ben :  „der  rabbinisebe  Eid  ist  an  sich  nur  eine  Euirichtueg 
(d.  i.  nach  dem  eigentlichen  Rechte  bedarf  es  dessen  oidil 
und  wurde  er,  nur  aur  -grossem  Eruirung  der  Wahrheit,  tob 
den  spätem  talraudiKchen  Autoren  eingerichtet),  und  fugt  man 
ihr  nicht  eine  neue  Einrichtung  hiuzu.^^  —  ( Dass  beim  mischni- 
sehen  Eid,  wenn  iwide  Parteien  Terdachtig,  die  Norm  Ton 
1^.  96.  ntdit  anwendbar  ist,  sondern  die  Eidesleistmg  gnai 
unterbleibt,  wird  dem  denkenden  Leser  sich  leicht  aan  §$• 
97.  98.  ergeben.) 

Zu  §.  99. 

Maimonid.  L  L  %.  8.  Chosek*  Miackp.  /•  /.  §.  13.  Ue* 
berhaupt  kann  ein  Verdächtiger,  selbst  wenn  die  Ckgenporlcl 
damit  euiTerstanden  iai,  nidit  zur  Eidesleistung  sugeiasaen 
werden.  Maimtmid.  L  L  §.  1.  Sehr  acharfainnig  Mgert  eia 
naehtalmudischer  Autor  (MaggidMiachna  L  /.)  diesen  Sata  ans  der 
in  TOT.  $.  angegebenen  IMorm.  Dort  wird  nicht  der  Eid  hiunber- 
gescbobee  luid  unterbleibt,  weil  Prodiiot  Terdaditig,  der  Eid  Allein 
unstreitig  wäre  Producent  damit  eiuTerstanden ,  dass  der  Pro- 
duet den  Eid  leiste,  damit  er  doch  wenigstens  ein  (wenn  audi 
hier  nie^  iMdeutendes)  Rechtsmitlei  in  Händen  luibe.  Ea 
ergibt  aich  alao  hieraus,  daaa  ein  Verdächtiger,  selbet  mit 
Einwilligung  der  Gegenpartei,  nicht  aur  Eidealeistung  anzu- 
lassen sei.  —  Der  Grund  hierfür  ist-,  weil  ia  dem  Eide  eines 
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VcrdicliCigeD  eine  Entweiliniif ,  eine  Ilerabwärdigeng  des  Ei- 
des liegt.  Vgl.  Senia  Chosch,  Misphp.  L  L  Anmerk.  1.  vgl. 
ftrner  oben  lu  §.  90.  (Nach  dem  römisiclien  Rechte  scheint 
es  der  Partei  frei  sn  stehen,  anch  eioeni  Meineidigen  einen 
Bid  zu  deferiren.  Vgl.  Malblanc  L  l.  %.  42.  Vgl  jedoch 
Gmek  l.  L  &  274  ff.) 

Zn  §.  100. 

Die  friihereii  Autoren  a.  a.  O.  —  Hat  Jemand  einen  Eid 
nidit  nach  der  Vorschrift  geleistet,  s.  B.  den  liibiischeii  Eid 
ohne  Anfassung  eines  heiligen  Gegenstandes  u.  s«  w.  (§.  83.), 
■o.  kann  er  sur  nochmaligen  rechtmaf^sigen  Eidesleistung  ange- 
halten werden.  Ckosch.  Mischp*  c»  87.  <!f.  13.  Glosse.  .  Im 
Gegentheile  kann,  wenn  Jemand  den  rabbinischen  Eid  su  lei- 
sten hatte,  der  Richter  aber  ihm  den  biblischen  Eid  anfer- 
.  legte  und  er  ihn  nicht  ableistete  (und  hierdurch  in  den  Ver- 
lust des  Processes  verfiel),  derselbe  auf  Restitution  des  Pro- 
oesses  antragen.  Das.  Tgl.  auch  Schach  das.  und  Ende  die- 
ses Titels. 

Zu  §.  101. 

Der  wie  $.  92.  Verdächtige  ist  genau  genommen  nicht 
absolut  unfähig  sum  Eide,  sondern  nur  Terdachtig,  d.  i.  es 
wird  aus  manchem  Vorgange  gefolgert,  dass  es  ihm  auf  ei- 
nen Meineid  nicht  ankommen  dürfte^  und  scliwindet  das  Vertrauen 
zu  seiner  Wahrhaftigkeit  Vgl.  oben  S.  248.  Gibt  er  sich 
nun  selbst  als  verdächtig  an,  so  schadet  nach  taimndischem 
Rechte  dieses  Selbstgeständniss  an  sich  nicht  (vergl.  oben 
S.  174  ff.);  und  wird  dem  Delaten  vorgestellt,  dass,  da  er 
nicht  absolut  unfähig  ist,  er  nach  seiner  bessern  Ueberzen- 
gung  den  Eid  leiste  oder  dfe  Klage  zugestehe.  Maintonides 
l.  L  §.  3.  nach  R,  Hai.  —  Doch  gilt  dieses  nur  für  den 
Reinigungseid;  hinsichtlich  des  Erfüllungseides  aber  wird, 
da,  leistete  Delat  den  Eid  er  das  von  ihm  Geforderte  erheben 
wiirde,  sein  Vorgeben,'  da^s  er  den  Eid  wegen  Unfähigkeit 
nicht  leisten  könne,  als  eine  Renuntiation  angesehen,  die, 
wie  oben  vielfach  erwähnt  wurde,  in  Civilfällen  stattfindet. 
Ä.  Mei'r  Halewi  bei  Tur  Chmch*  Mischp.  l.  L  §.  5.  Vgl. 
auch  c.  87.  §.  2^. 
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2a  %  102. 

C/iosck.  Miackp.  l.  L  §.  7.  Glosse  und  Schach  Anni.  10.  — '- 
Dt  Prodacent  von  der  Efdesunfahigkeit  des  Prod  tiefen  gewasst 
mid  sich  mit  ihm  eingelassen,  so  ist  ansonehmen,  dass  er 
aaf  das  Rechtsmittel  des  Eides  vensichtet. 

Zu  $.  103.  104. 

Der  Eid  ist  vertragsmassig,  wenn  Prodnct  und  Proda- 
cent mit  einander  üliereinlcommen ,  dass  letzterer  einen  Eid 
Idsten  und  ersterer  hierdurch  die  Behauptung  des  Producen« 
Xen  als  erwiesen  ansehen  wolle  *).  Der  vertragsmSssige  Eid 
erscheint  im  talmudischen  Rechte  in  verscliicdener  Gestalt 
Es  war  Product  einen  Eid  zu  leisten  gar  nicht  schuldig:  die 
Klage  beziehet  sich  auf  ein  Object,  auf  das  ein  Eid  nicht 
abgelegt  wird  (vergl.  §.  89.),  und  Prodnct  ist  einverstan- 
den, dass,  wenn  Producent  den  Eid  leisten  will,  er  seine 
Forderung  als  gegriindet  anerkenne  und  ihm  das  Object  ab- 
trete {Baba  Batra  128'-  Vgl.  R.  Sam.  ben  Meir  das ).  — 
Der  Vertrag  kann  ferner  von  der  Art  sein,  dass  Producent 
dem  Producten  den  eigentlichen  Eid  erlässt  und  sich  dafSr 
mit  einer  feierlichen  Versicherung  begnügt:  so  z.  B.  dass  et 
statt  der  Ableistung  des  biblischen  Rcipigungseides  bei  seinem 
Leben  schwöre.  Oder  umgekehrt:  Product  verzichtet  auf 
den  Eid  und  fordert  Producenten  auf,  dass  er  bei  seinem 
Leben  schwöre.  Miachna  Synhedr,  24.  MaimomiL  Synhedr. 
c.  7.  §.  3  ff.     Chosch,  Mischp,  c.  22.  §.  3. 

Zu  §.  105. 

Wenn  Product  vor  Gericht  erklärt,  dass  er  nicht  den 
Eid  leisten,  sondern  dass  er  bezahlen  will  und  er  nimmt  hier- 
auf sein  Wort  zurück  und  erklärt  sich  zur  Eidesleistung  be- 
reit, so  wird  diese  Erklärung,  sobald  das  Gericht  die  Acten 
geschlossen,  d.  i.  den  Process  für  erledigt  hält,  nicht  be- 
rücksichtigt. (Nach  Einigen  kann  Prodnct,  so  lange  er  nicht 
die  Gerichtsstube  verlassen,  sich  noch  immer  zur  Eideslei- 
stung bereit  erklären,    nach  Anderen  sogar  so  lange  die   Ge- 


1)  Im  geroeinen  Rechte  unterscheidet  sich  der  vertragsm&srige  Eid 
TOD  dein  deferirten ,  dass  bei  letsterem  Prodacent  dem  Producten  den  Eid 
auch  ohne  dessen  \Yillen  zuschiebt,  bei  jenem  aber  eine  Uebereinkunft 
voraosgehet.    Vgl.  Sehneidtr  $.  331  ff.  und  critische  Anmerkong. 
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genpartei  nicht  gefMshworea;  doch  wird  dem  snerst  Angeführlen 
beigesliniiiil.)  V^l.  Chasch.  Misckp.  c.  22.  $.  3.  Sema  Anmerk. 
80«  Sckadi  Anmerk.  16.  Eui  auasergerichtlieber  Versidbl;  aber 
Undet  den  Prod^etea  nicht  (vgl.  auch  in  §.  88.).  —  Ueber 
die  Versicherung  vgl.  weiter  Einidt.  warn  3.  Titel  symboliacbe 
Znsichemng.  Diese  ist  anch  aussergericbtlich  verbindend.  Hier- 
fiber  Sgnhedr,  Maimanid,  Chosch. Misckp. LI.  —  Auch  der  ver- 
iragsinassige  Eid  $.  103.  104  Ist,  wenn  der  Vertn«  gerichtlich 
gesMcbt  oder  durch  Versicherung  befeat^t  wurde,  unwiderruflich. 

Da«  im  §.  Erwähnte  gilt  auch  in  seinem  ganzen  Umfiinge, 
wenn  Product  einen  Eid  nicht  zu  leisten  hatte  und  er  sich  zur 
Bidesleiatiuig  anheischig  machte.  Chotch.  Misckp.  L  L 

Zu  §.  106. 

Ck^ach,  Misckp.  l.  l.  nach  Analogie  der  lieiden  vor.  §§. 
Sind  jedoch  noch  nicht  die  Acten  geschlossen  (und  beziehendlich 
der  §.  105  angeführten  Meinungen  hat  Product  noch  nicht  die  Ge- 
lichtsstube  verlassen  oder  die  Gegenpartei  noch  nicht  geschwo* 
ren),  so  kann  Product  die  Hinüberschiebung  zurücknehmen. 
(Diesem  ganz  ahnlich  das  römische  Becht,  welches  ebenfalls 
dem  Deferenten  bis  zur  Sentenz  des  Richters  die  Zurücknahme 
des  ziigeschol>enen  Eides  gestattet^  L.\\s  C.  4. 1.;  wobei  jedoch 
Frieder  der  Unterschied  zwischen  dem  römischen  und  dem  tai- 
mndischen  Recht  hinsichtlich  der  Zu  Schiebung  zu  beachten 
ist  Nach  der  Pr.  G.  O.  10.  Tit.  §.  289.  kann,  wenn  nicht 
neVie  Beweismittel  ^ich  darbieten,  nach  erfolgter  Acceptatlon 
der  deferirte  Eid  nicht  zuruckgenonunen  werden.) 

Zu  §.  107. 

Baba  KamalQßi*-  (es  sei  denn,  dass  die  Partei  auf  andern 
Beweis  ausdrücklich,  wie  Ende  vor.  Abschnitts ,  verzichtet.  Vgl. 
je,  Hai  1.  Abth.  5.  Pforte).  Wenn  also  Product  ein  Darlehn 
nb^feschworen  und  Pr<oducent  hierauf  eine  recognoscirte  Urkunde 
vorbringt,  so  muss  Product  bezahlen  {Ckosch,  Misckp.  c.  87. 
§•  31.).  Oder  wenn  ein  Zeuge  gegen  den  Producten  ausgesagt 
hat  und  dieser  den  Eid  geleistet  (§.  79b)  und  es  tritt  dann 
noch  ein  anderer  Zeuge  zu  dem  ersten  hinzu,  so  gilt  dieses 
als  Beweis  zweier  Zeugen,  und  wird  sogar  Product  als  des 
lldneideB  nberfülirt,  nufabig  ziur  fernem  Eidesleistung  (das. 
{.  ^.)*).  —    Zu  merken  Ist  jedoch,    dass   das   taimndlsche 

*)  Nsiok  R.  Jakkir  ilO-^ll.  ikkiii.)  kaoa^  wenn  Product  dan  Eid  ' 
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Redit  eine  eventuelle  EideseaniaUtlon  nidlii  i^UUett 
datier  den  Eid  nict^  lulint,  wenn  sich  die  Ausgicbi  leigi  juif 
•ndemi  Wege  einen  Beweis  anflBufindea  (daa.  §.  33).  —  Wen« 
den  Prodnden  ein  Eid  auerkannt  wurde  und  Produceni  wteacbt 
daa»  die  Eidesleistuag  Teracboben  werde,  da  er  Zeugen  oder 
einen  andern  Beweis  au  bringen  boffl  (d*  L  nach  Sema  Aa^ 
meii.  6.  au  Cbo9ch.  Mitchp.  c.  16.  swar  aicbi  einen  roUaliu* 
digen  Beweis,  denn  dieser  wurde  ohnediess  die  Wirluuig  des 
Eides  —  wie  im  §.  —  aufbeben,  jedech  einen  Beweis  tou  der 
Art,  dasa  der  Prnduct  Ton  seiner  BereitwUli^lüeit  den  Eid  au 
leisten  sttrüekkeiDnien  wirde)^  so  wird  Bim  aoJcbes  in  der  Regel 
augeaUndeo.  ChoedL  Mischp.  e.  24.  §•  1.  CUosse.  —  Die  €(e- 
wissensvertretunf  des  römischen  undferoeinen  Rechts  (d^  L 
wenn  Jener,  den  ein  Eid  zugeschoben  wurde,  die  Unwahrheit 
des  Beweissatzes,  weiche  er  besdiwören  soll  durch  andere  Beweis* 
mittel  darthuu  will;  vgl  Glück  8.321  W.)  wird  kn  tahnudischen 
Recht,  da  es  die  eigentliche  Eidesauschiebunf  uicbt  kennt,  nicht 
erwähnt;  doch  wurde  schon  oben  S.  800.  des  gerichtlichen  Ter- 
mins von  30  Tagen  gedacht,  welcher  den  Parteien  zur  Bei- 
briagung  ihrer  Beweise  geststtet  ist 

Zu  §,  108. 
Der  Mandatar  kann  als  Abgeordneter  des  Mandanten  (daa 
talmudische  Recht  betraditet  ihn  nicht  als  unumschränkten  Stell- 
vertreter; vgl.  Baba  Koma  70^)  nichts  was  zu  dessen  Mae||- 
theii  ist  vornehmen;  daher  auch  nicht  den  Eid  erlassen  (aiioh 
nicht  einen  Vergleich  eingeben  u.  s.  w.).  Maimonid,  SehelucUm 
c.  3.  §.  9.  Chosch.  MUchp.  c.  123.  §.  5.  —  Den  andern  Thcil 
des  §.  vgl.  Maim.  L  l.  §.  iL  Cho»ch.  MUchp.  L  L  %.  1.  Der 
Producent  leugnet  nämlich  ganz  ab  und  hat  den  rabbinischea 
Eid  zu  schwören  (§.  82.),  will  aber  diesen  auf  den  Mandanten 
hinuberschieben.  Er  hat  zwar  hierzu  nach  §.  93.  ein  Recht| 
allein  da  diesem  Hinuberschieben  leicht  eine  List  des  Produo« 
ten  zu  Grunde  liegen  kann  und  er  solches  nur  in  der  HoiSbung 

• 

geg«n  einen  Zeugen  geleiBtet,  Producent  nebft  dieieai  Z«t]gen  ml  der 
Anklagb,  dass  Product  in  Zukunft  aii  Meineidiger  zu  betrachten  sei,  auf- 
treten; denn  da  Producent  keine  Forderung  mehr  macht,  ist  er  nicht 
sb  BelbeiUgter  airzusehen  und  also  ein  gültiger  Zeuge  ge^^n  Produotea. 
Dfteh  wird  diasera  vielfach  widerspracheo.  Vgl.  C%afcft.  MiUchp.  c.  3A, 
S.  27.  Tut  daa.  und  c  87. 
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thut,  dtss  der  entfernte  Mandant  nicht  erscheinen  werde  oder 
damit  er  Frist  gewinne ,  so  wurde  die  Einrichtung  des  §.  getroffen 
(rgl.  Keaef  Miachna  ad  loc,),  —  Ob  Mandatar  einen  Eid  deferiren 
kannl  Dieses  könnte  nadi  dem  Vorhergehenden  nur  bei  einer  un- 
eingeschränkten oder  einer  Speciaivoilmaclit  stattfinden  (hiermit - 
am  Yergl.  L.  17.  §.  3.  L,  18.  D.  12.  2.);  allein  es  kann  nach 
talmudischem  Recht  nur  Klager  einen  Bevollmächtigten  stellen, 
Beklagter  hingegen  muss  dem  mVindlichen  Verfahren  gemäss 
selbst  vor  Gericht  erscheinen  {Chasch,  Mischp,  c.  123.  Tgl.  oben 
8.  93.).  Da  nun  aber  nach  den  obigen  Resultaten  (zu  §.  93.)  im 
tahn.  Recht  nur  eine  Eideshinüberschiebung  vom  Producten  auf 
den  Producenten  vorkommt,  so  liegt  ein  Fall,  wo  Mandatar  einen  Eid 
deferiren  sollte,  im  talmudischen  Recht  nicht  vor.  (Wir  bemerken 
hier  noch ,  dass  das  talmudische  Recht  einen  Eid  durch  Stellvertre- 
ter nicht  nur  nicht  kennt  —  vgl.  Eidesleistung  S.  169.  — ,  sondern 
es  geradezu  als  etwas  Undenkbares,  Absurdes  bezeichnet.  Im 
jer.  Talm.  Synhedrin  6^-  wird  bei  der  Mischna,  dass  auch 
der  Hohepriester  vor  Gericht  erscheinen  miisse,  gefragt:  War- 
um kann  er  sich  nicht  durch  einen  Stellvertreter  [^xsix  von 
ivxiklio^  Beauftragter,  Abgeordneter]  vertreten  lassen  1  Und 
hierauf  geantwortet:  Wie  wenn  ihm  ein  Eid  zuerkannt  wird, 
kann  etwa  der  Steilvertreter  schwören?) 

Ob  der  Vormund  einen  Eid  liinüberscliiebcn  kann?  Auch 
ein  solcher  Fall  kann  nach  der  Weise,  wie  im  talmudischen 
Recht  Vormünder  Gläubigern  gegenüber  sicli  zu  verhalten 
haben  nicht,  eintreten.  Es  ist  nämlich  hier  die  Regel,  dass 
Gläubiger  des  Erblassers  nur  dann  von  dem  Vermögen  der  Pu- 
pillen bezahlt  werden,  wenn  entweder  der  Erblasser  selbst  sich 
beim  Sterben  als  Schuldner  bekannte,  oder  er  gerichtlich  zur 
Zahlung  venirtheilt  war  und  als  Tergiversant  starb,  oder  der 
Gläubiger  mit  einer  schon  beim  Leben  des  Erblassers  gericht- 
lich anerkannten  Fordertmg  auftritt'*'),  deren  Zahlungszeit  beim 
Ableben  des  Erblassers  noch  nicht  eingetreten  war,  da  hier  ebenfalls 
nicht  anzunehmen  ist,  dass  EIrblasser  schon  seine  Schuld  ent- 
richtet (vgl.  weiter  zu  §.  196.).     In  allen  diesen  Fällen  ist  aber 

'*')  Eine  Zeagenaussag«  nach  dem  Ableben  des  Erblassers  findet  bier 
nicht  statt,  da  Pupillen  als  abwesend  betrachtet  werden.  Vgl.  oben  zu 
i^  7.  SU  finde.  Sie  sind  auch  desshatb  aber  den  Besitz  ihres  Vermdgens 
nur  in  den  weiter  gedachten  Fällen  klagbar. 
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auch  keine  Gelegenheit  zum  Eide.  Treten  die  Gläubiger  in 
anderer  Weise  als  der  Torgcdachten  auf,  so  wird  Ton  dem  Pu- 
pillenvermögen nicht  gezahlt;  Tielieidit.hat  Erblasser  selbst  schon 
seine  Schuld  abgetragen  oder  ein  Pfand  gegeben,  und  miisseq 
die  Glaubiger  sich  bis  zur  Mündigkeit  der  Pupillen  gedulden 
mit  denen  sie  den  Proccss  antreten.  Der  Vormund  kann  ihrf 
Klage  nicht  annelunen,  denn  er  ist  nach  talmudischem  Rechio 
nur  zum  Vortheile  der  Waisen,  nicht  zu  deren  Nachtheil  ge- 
setzt (vgl.  oben  S.  64  ff.),  —  Auch  das  erwiesene  ungerechte 
Gut  des  Erblassers,  wenn  er  gestohlen  und  das  gestohlne  Gut 
abbanden  gekommen  ist,  wird  von  dem  Pupillenvermögen  ge- 
zahlt, ebenso  werden  die  Deposits  zurückgegeben;  ferner,  wenn 
Erblasser  Geld  gegen  Zinsen  von  NichtJuden  aufgenommen  (von 
Juden  ist  dieses  nicht  gestattet;  vgl.  oben  zu  §.49.),  wird  von 
dem  Piipillenvermögen  gezahlt,  damit  nicht  die  Zinsen  das  Ver- 
mögen aufzehren.  Vgl.  das  Ausführliche  über  diesen  ganzen 
Gegenstand  Baba  Kama  1 12.  Baha  Batra  7^*  und  70^*  Erachin 
22  (die  vorzüglichste  Quelle).  R.  Hai  2.  Abtheilung  10.  Pforte 
Alfaai  zu  Ketiibot  c.  11.  zu  Ende  Maimonid.  Malwe  c,  11. 12. 
Chosch,  Mischp.  c.  lOS.  HO.  290.  —  In  allen  diesen  Fällen 
ist  ebenfalls  keine  Gelegenheit  zum  Eide. 

Es  ist  aber  dem  Vormund  gestattet  zum  Nutzen  der  Pupillen 
auszuborgen ,  und  wird  die  Schuld  wieder  von  dem  Vermögen  der 
Pupillen  zurückbezahlt;  vgl.  JR,  Ascher  z\x  Ketubot  c,  11.  Chosch. 
Mischp.  c.  110.  §.  8.  Würde  nun  Jemand  von  dem  Vormund 
die  Rückzahlung  einer  Summe  fordern,  die  er  für  die  Pupillen 
erbofgt,  und  der  Vormund  stellte  die  Forderung  ganz  in  Ab- 
rede, so  hätte  er  nach  §.  82;  den  rabbinischen  Eid  zu  leisten. 
Hier  könnte  also  ein  Hinüberschieben  des  Eides  vorkommen 
und  wäre  die  Frage,  ob  solches  dem  Vormunde  gestattet  sei. 
Allein  abgesehen  davon  ^  dass  das  talmudische  Recht  stets  auf 
den  Vortheii  und  die  Sicherheit  der  Waisen  bedacht  ist  und 
solches  auch  dem  Vormunde  zur  heilfgsten  Obliegenheit  machl^ 
er  also  sdiou  aus  dieser  Rücksicht  den  Eid  nicht  deferiren 
dürfte,  so  scheint,  dass  der  Vormund  hier  überhaupt  gar  keinen 
Eid  zu  leisten  habe.  Denn  da  Producent  selbst  sagt,  dass 
der  Vormund  die  Summe  für  die  Pupillen  ausgeliehen  und  er 
aneh  nicht  an  ihm,  sondern  an  dem  Vermögen  der  Pupillen  die 
Forderung  macht,  der  Vormund  also  kein  persönliehes  Interesse 
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'dabei  hat,  so  fet  aefaie  Aussage  lifcht  die  efner  Partei,  sondern 
^e  eines  Zeugen  (vgl.  Chosch.  Mtachp,  c.  290.  §.  12.  Glosse 
und  oben  su  §.  74.)  und  findet  nach  dem,  was  zu  §.  85.  zu  Ende 
benderltt  wurde,  hier  keine  Beeidigung  statt.  (Uel>erhau^  d&rfte 
auf  den  Faii  wo  Producent  kein  personlidies  Interesse  hat,  die 
Einrichtung  des  rabbinischen  Eides  gar  nicht  au  beziehen  sein. 
Efaie  Anaiogie  hierfür  scheint  Chosch,  Misehp.  d  87.  §.  38- 
Glosse  zu  bieten.) 

Bin  anderer  Fall,  wo  der  Vormund  einen  Eid  abzulegen 
bat,  ist  folgender  r  Wenn  Jemand  Scfauldurkunden  zurüekiässt  und 
der  Schuldner  behauptet  sie  schon  bezahlt  zu  haben ,  so  m&ssen 
die  Erben  sclrworen,  dass  der  Elrblasser  ihnen  weder  mfindiich 
noch  durch  einen  Andern  etwas  davon  gesagt,  dass  die  Schuld 
schon  bezahlt  sei,  sowie  dass  sie  keiire  Quittung  Ikber  die  Schuld 
unter  dem  Nachfasse  vorgefunden  haben.  Dieser  Eid  ist  ein 
m  is  chni  seh  er  (MischnaSchebuotAb^).  Hat  der  Erblasser  einen 
Vormund  gesetzt,  so  mnss  er,  wenn  er  die  Schuldurknude  för 
die  Pupillen  einfodert,  vorgedachten  Eid  scliwören '^).  Da  aber 
dieser  Eid  ein  mischnischer  ist,  so  findet  auch  hier  (vgl.  zu 
$.  93.)  ein  Hinüberschieben  nicht  statt.  —  Das  talmndische 
Recht  hat  also  keine  Gelegenheit  die  Eidesdelation  bei  Procu- 
ratoren,  Vormündern  nnd  Curatoren  (vgl.  S.  64.  Aimierk.)  zu 
ermahnen. 

Zft  §.  109. 

Der  erste  Satz  des  §.  ist  nach  Ketuhot  94^- ,  angefahrt 
Cköseh.  Misehp.  c.  87.  §.  36.  c.  176.  §.  24.  —  Dieses  gilt  für 
den  t'all,  dass  alle  Associes  oder  einer  in  Namen  Aller  geklagt 
ttdd  auf  den  Eid  erkannt  wurde.  Dasselbe  Bewandfaiss  hat  es 
auch,  wenn  zwar  nur  einer  d^  Associes  geklagt,  die  anderen 
iher  im  Orte  anwesend  waren  nnd  von  der  Klage  hörten  und 
dazu  schwiegen;  dieses  wird  als  ein  Einrerständniss  mit  dem 
Verfahren  des  Associes  angenommen.  Befinden  sie  sich  aber  an^ 
eliiem  andern  Orte,  wo  also  votanszusetzen ,  dass  ihneit  vor  der 
ittgesteilten  Klage  des  Associe  keine  Kunde  geworden,  so  bratf- 
Sie  hei  dem  geleisteten  Eide  sich  ketnesCalls  zu  berubigeii. 


*)  Anch  hiev  w&re   eigentlich   die  Aassage   als  die  eines  Zeugen  zu 
biedraeiiteD,  und  findef  anch  R.  J.  Elbetehütür  (nmim  ad  loc)  die'fte- 

cid^Mg  anfflUfend. 
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ftottdern  kdonen  sie  die  Kla|^  neeiiiiNits  tnttcUen  md.  Deoe  Gr&ode 
TMrbringen.  Vgl.  Keiuboi  l.  i.  B.  Hai  l.  l.  1.  Abth.  5.  PfoH« 
in  Eade.  Maimand,  Sckduekin  c.  5.  §•  3.  CkMcK  Misckp.  a,  TT. 
%  0.  e.  122.  §.  9.  (und  Sckaeh  Aamolc.  37.  96.)  r.  17&  §.  S5. 
^r  Midere  Theil  de»  §.  ist  ans  einer  Glosse  ku  Riaimon. 
bei  Sema  AnmerlB.  100  am  c.  87.  und  Thire  Suhak  daselbst 


Wir  werfen  nodi  einen  Bilde  zornck  anC  den  Eid  des  iai- 
roudlsdieti  Redits.  We  polypenartige  Vielgestalinng  des  Eides 
ins  römischen  Reclit^  die  nur  daan  geeignet  ist,  iKe  Ehrfurcht  yov 
den  Eide  durch  dessen  AnliaufiHi|^  an  vermindern  und  den 
Prttcess  ins  Unendliciie  au  verlängern,  ist  liier  unbekannt  Aooh 
daas  das  taimudisdie  Recht  in  der  Eidesfotmel  und  der  Weis« 
der  Ableistnng  des  Eides  eine  GradtlioR  eintreten  lisst  und 
den  eigentlichen  Eid  intendy  hebt,  tonsste  die  Helligkeit  des 
Eides  steigern  und  eine  Verseltsamung  des  Eides  hertieiiühren^ 
der  überhaupt  hier  auch  nidit  der  Willkür  dnea  Jeden  der  ihn 
auschieben  wiU  airheimgestellt  ist^  lunl  nicht  der  Chicane  ein  freiea 
Feld  ihn  herabzuwürdigen,  darbietet.  Wie  aocb  in  der  Tliat  der  Eid 
bei  den  Juden  seine  Heitigimg  erhidt  und  mit  welcher  ängstlichen 
Gcwlssenliaftigkeh  er  geleistet,  ja  trota  dem  besten  Wissen  oft 
vermseden  wird,  vgl.  Eidesleistung  S.  100.  —  Kann  aber  nicht 
über  die  Vervidfachung  des  Eiden  durch  juramentt/m  creduli- 
tatis^  für.  calumniae  u.  a.  geklagt  werden,  so  dürfte  vieUdcht 
ein  entgegengesetzter  Vorwurf  gehört  werden,  dass  hier  ein 
nothwendigerEidvermisst werde:  der  Eid  vom  Nichtwissen 
(jur.  ign&rantiae).  Das  frühere  -—'  misebnische  -^  Reclft  er- 
wühlt  seiner  nirgends  aosdrüeUich  tmd  sdieünt  ihn  nicht  im 
kennen,  vgl.  Baba  Kama  liS**  Wenir  also  Froducf  dn  Vor^ 
geben  des  Nichtwissens  nicht  zu  beschworen  braucht,  ##  winl 
er  sich  hinter  dieses  in  den  meiaten  Fällen  flüchte»  und  seines 
Eides  entbunden  oefci.  AUein  bdm  nähern  Singehen  schwinde« 
a«ch  Mer  daa  Befremittide,  da  nadi  dem  Prindp  d^  tshiradi- 
adven  Rechts  Producent  dgentHch  nur  dorch  ehven  ReefertsM-^ 
frfft  (dieser  liegt  in  dem  thdiweiscn  Gestandtnisse,  Aussage 
eines  Zeugen  u.  dgt  ^  vgl.  §.  79.  wozu  noch  die  Misclina  Bf  an- 
efafla  hinzirf&gte  §.  81.)  daa  Badii  erwhrht^  Prodnetoi  nü  dnun 

mMaolttf.   Et  hnroMrl  daher  §iiiiildMAMengM»keiMi 
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Eid,  und  schützt  «160  die  Einrede  des  Nichtwissen«  nicht  mehr 
als  ein  gansliches  Ableugnen;  sowie  anderseits  die  Einrede  des 
Nichtwissens  noch  keinen  Rechtszntritt  zugestehet  und  daher  auch 
nicht  das  Recht,  Producten  mit  einem  Eide  zu  belasten.  Und  hier 
tritt  nun  wieder  jener  characteristische  Unterschied  zwischen 
der  Grundlage  des  talmudischen  und  des  römischen  Rechts  her* 
Tor.  Dieses  gestattet  die  Zuscliiebung  eines  Eides,  wenn  auch 
Producent  seine  Behauptung  noch  gar  nicht  wahrscheinlich  ge- 
macht: daher  musste  auch  Product  bei  seiner  Einrede,  dass 
er  nicht  wisse,  ob  die  Klage  des  Producenten  wahr  oder 
unwahr  sei,  den  Eid  auf  Nichtwissen  schwören.  —  Die  spatere  talm. 
Einrichtung',  die  auf  Tolliges  Ableugnen  den  rabbinischen  Eid 
setzte  (zu  g.  82.) ,  hat  daher  auch  in  der  That  den  Eid  auf  die  Ein- 
rede des  Nichtwissens.  Vgl.  zu  §.  80.  —  Wir  bemerken  nur 
noi;h ,  dass  der  Eid  von  Nichtwissen ,  wo  er  über  facta  aliena 
(wie  bei  Erbschaften)  geleistet  wird  und  mit  der  vorerwähnten 
Gmndansicht  nicht  in  Verbindung  stehet,  auch  von  der  Mischna  (vgl. 
vor.  §.  über  den  Eid  der  Erben)  vorgeschrieben  ist.  Das  tal- 
mudische  Recht  kennt  jedoch  keinen  Eid  über  Nichtwissen  der 
Zeugen,  worüber  oben  §.  8.  24. 

Dass  im  talmudischen  Recht  manche  Weilläuftigkeiten  übetr 
die  Eidesterroinc  und  wer  die  Kosten  zu  tragen  habe  nicht  vor- 
kommen, ist  in  der  Mündlichkeit  des  Processes  und  in  der 
Weise,  wie  die  Richter  Recht  sprechen  mussten^  begründet 
(vgl.  oben  S.92ff.). 

Zum  zweiten   Titel. 

Quellen:  Sjnhedrinf.  20.  Schebuot  f.  40  u.  a.  a.  O. 
B.  Hai  Mischpete  Schebuot  1.  Abtheiluug  5.  Pforte.  Mai- 
monides  ToenWenitanc.  6.  7.  Uäittur  voce  nucxin  ♦).  Choach. 
Miichp.  c.  32,  81.  88. 

'^)  Das  Werk  Hafttar  entwickelt  nach  der  Weise  des  R.  Eä\  ans 
den  Qoellen,  ist  aber  reicher  an  Discnssionen  and  Besprechong  der  v«S> 
scbiedenen  Meinungen.  Nur  der  erste  Theil  dieses  Werkes  ist  edirt^  von 
dem  andern  Theil  soll  jedoch  ein  Msct.  vorhanden  sein«  vergl.  die  Vor- 
rede des  Heraasgebers  der  Warschauer  Auflage  (J.  5561 — 1801).  Diesen 
ersten  Theil  hat  der  Verfasser  nach  zwölf  Buchstaben  des  'Alphabet  —  er 
selbst  bezeichnet  sie  in  seUier  Vorrede  mit  rvasn  !^:i^  ^ptcn  -^  geordnet 
aad  enthalt  jeder  Bachstabo  verschiedene  mit  ihm  beginnende  Rabrifcen; 
Toraus  gebet  noch  eina  Abbaadlong  Aber  TarsefaledeBe  Gegenstinde.    Der 
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.  Man  nennt  im  Civilprocess  den  Beweb  durch  Gestiadiiiss 
den  Köni^  der  Beweise  {confeifio  regina probationum)^  ob- 
8chon  genau  genommen  das  Gestandniss  nicht  als  Beweismittel 
betrachtet  werden  kaun^  da  was  Jemand  augestanden  nicht 
mehr  streilig  ist  und  es  einer  förmlichen  Beweisführung  hier- 
über nicht  bedarf  (vgl.  Weber  &ber  die  Verbindlichkeit  aur 
Beweisführung  S.  (iO.).  Es  kann  also  Gestandniss  nur  als  Be- 
weis im  objectiven  Sinne  (vgl.  oben  S.  3.).  gelten;  und 
ist  von  grosser  Wichtigkeit,  unter  welclien  Umständen  der  Rich- 
ter das  Gestandniss  als  solches  auzimehmen  hat,  d.  i.  wie  es 
beschaffen  sein  niuss,  um  Gewissheit  in  der  Seele  des  Beur- 
theilenden  hervorzubringen. 

Ob  die  Kraft  dieses  Beweises  aus  dem  Rechte  der  Dispo- 
sition über  das  Seinige  herzuleiten  sei  (Gönner  Handbuch  des 
deutschen  gemeinen  Processes  IV,  44.  Linde  Lehrbuch  des 
deutschen  gemeinen  Civilprocesses  S.  373.) ,  oder  weil  wenn  Je- 
mand zu  seinem  Schaden  entsagt,  hierin  eine  Innere  Glaubwür- 
digkeit liegt  und  an  solcher  Aufrichtigkeit  gar  niclit  zu  zwei- 
feln ist  OVeber  a.  a.  O.  S.  74.  Schneider  a.a.O.  S.  70.)*), 
dürfte  für  das  talraudlsche  Recht  von  keinem  erhebiicJien  Ein- 
flüsse sein.  Deim  wenn  gegen  die  erstere  Ansicht  eingewendet 
wird ,  dass  auch  in  manchen  Strafßillen  das  Gestandniss  genügt 
und  hier  doch  eine  freiwillige  Disposition  über  das  Seinige  nicht 
zu  Grond/e  gelegt  werden  kann  (Weber  S.  73.),  so  findet,  wie 
bereiti)  aus  einander  gesetzt  wurde,  im  talmudlscheu  Recht  dieses 
nie  statt  und  kann  in  Straffällen  in  keiner  Weise  Jemand  gegen 
sich  zeugen.  Doch  scheint  nach  dem  Ausdrucke,  den  das  tal- 
mudische Recht  für  Gestandniss  in  Civilsachen  hat  „das  eigene 
Gestandniss  ist  wie"  (zuweilen  „mehr  als^)  „das  Zeugniss  von 
hundert  Zeugen'*  die  zweite  Ansicht  vorzuwalten :  das  Gestandniss 
ist  die  glaubwürdigste  Aussage,  ein  Zeugniss  wider  das  kein  Zwei- 

Verfasser  sagt  (i.  1.),  dass  nan  heute  zählt  4939.  seit  Erschaifang  der 
Welt  (1179  ubl.  Zeicr.);  er  kennt  daher  Main.  Werk  nicht,  obschon  A. 
Jaeob  hen  Mar  —  A.  Tarn  —  ihm  bekannt  ist  und  von  ihm  mit  vieler 
Hochachtang  genannt  wird. 

*)  Das  romische  Recht  motivirt  das  Selbstgeständniss ;  Qiii  quodam- 
modo  tua  sententia  damnatur  (L,  1.  D,  42.  2^):  und  will  (L.  3.  4.  h.  f.) 
das  Gestindniss,  selbst  wenn  es  unwahrscheinlich,  ja  sogar  unwahr  ist, 
gelten  Uaseo.    Es  acheint  also  hier  die  erste  Ansicht  vorzuherrschen. 
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fei  aufkommen  kann.  (Aber  nur  in  Chilsachcn;  in  Crimio^- 
liileu  erwachen  wider  das  Uonatiirliche  des  Gcständniaset  viele 
Zweifel^  Tgl.  oben  S.  175.)  Darauf  durfte  auch  hinweisen, 
dasa  das  Indirecic  Gestandniss  (vgl.  zu  §.  125.)  im  lalmudiachen 
Recht  als  Beweis  gilt.  Von  Verzichtleistung  kann  hier  nicht 
die  Rede  sein,  da  doch  Product  das  ganze  Dariehn  ableugnet. 
Hingegen  hat  er  durch  diese  Ableugiiung  selbst  natürlich  da- 
gestanden, dass  er  das  Darlehn  niclit  zurück  bezahlt;  behaup- 
ten nun  Zeugen,  dasa  Product  es  empfangen  es  aber  wieder 
'  abgetragen  habe,  so  kann  letzteres  nach  dem  aligemeinen  Prin- 
dp,  dass  das  eigene  Gestandniss  die  grösste  Glaub»iiirdigkeit 
habe,  nicht  angenommen  werden,  wenn  auch  die  Absicht  des 
Prodocten  nicht  auf  Kiuräumung  eines  Rechts,  Abtretung  des 
8dnigen,  hinzielte.  —  Doch  diirften  im  talmudischen  Recht 
vielleicht  auch  beide  Ansichten  zusammengeflossen  sein. 

Zu  §.  110. 
Das  talmudische  Recht  nimmt  für  das  Gestandniss  ein 
weit  ausgebreiteteres  Gebiet  in  Anspruch  als  das  gemeine  Redit. 
Letzteres  spricht  nur  von  dem,  auf  vorhergegangene  Veranlas- 
sung de»  Producenten  erfolgten  Gestandniss.  Das  talmudische 
Recht  behandelt  aber  nicht  nur  ausführlich  diese  Puncte,  son- 
dern verbreitet  sich  auch  über  das  Gestandniss,  das  Product 
ohne  vom  Producenten  odec  sonst  hierzu  aufgefordert  zu  sein, 
abgelegt.  Wir  haben  zur  genauen  Bezeichung  diese  zwei  Arten 
geschieden:  und  die  erstere  Ein  gestandniss,  die  zweite 
unaufgefordertes  Gestandniss  genannt. 

Zti  §.  111. 
Auf  den  im  §.  gestellten  zwd  Bedingungen  berohet  die 
JLchre  vom  Geständnisse  überhaupt,  und  haben  sie  ün  talmudi- 
sehen  Recht  noch  manche  besondere  Beziehung.  Die  Beding- 
nng  ernstlich,  welche  vorzüglich  beim  Ein^estindniss 
XU  beachten  kommt,  hat  den  Umstand  zu  Grunde,  dass  Pro- 
duct nicht  erwidern  kann,  er  habe  die  Forderung  des  Produ- 
centen für  Sehers  gehalten,  da  er  doch  wissen  müsse,  dasa  er  nichts 
bd  ihm  habe;  und  habe  daher  auch  Producenten  in  solcher  Weise 
geantwortet.  Synkedr.  l.  L  vgl.  Raachi  das.  (Nach  dem  taUnu- 
dischen  Ausdrucke  yi  ^^^  n^üia  „ich  habe  dich  zum  Narrea 
gehabt'S)  —  Ohne  Nebenabsicht:  dieses  ist  eine  Grundbe- 
dingung   für  das   unaufgeforderte  Gestandniss,    da   dta 
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AufTallende  eines  solchen  6e«täirdnu«e9  Toniiglich  derV^rmuthuiig 
Raum  fn^t,  es  lie^e  hier  eine  Absicht  .au  Grunde  und  Ewar  die, 
,,uni  nicht  für  reich  zu  gelten"  (rctcf  rx  r-^nwnb  nhm)  l.  l.  So' 
1%-ird  das.  erzählt:  ^^Man  nannte  Jemanden  eine  auf  dem  Gelde 
liegende  Maus  (ein  ProTinzialf8m  für  ^, einen  reichen  Geizhals^) 
und  er  sagte:  ^^^ii^h  schulde  doch  Diesem  und  Jenem^^^\  Dieses 
Geständnis«  wurde  aber  von  dem  Richter  nicht  als  solches  an- 
genommen; es -mag  in  der  Absicht  um  nicht  für  reich  ausge- 
schrieen zu  werden,  ausgesprochen  worden  sein»"  Femer  das.. 
,,Man  nannte  Jemanden  ^^Urkundenmass^^  (nach  unserm  Ans-' 
drucke:  ^^Schuidensack"  man  habe  ein  Mass  von  Schuidurkun- 
den  gegen  ihn)  und  er  sagte;  ,,,^Wer  hat  an  mich  etwas  zu  for- 
dern ausser  N  N*j"  Der  Richter  entschied,  dass  dieses  kein 
eigentliches  Geständniss  sei,  da  es  in  der  Absicht  ausgespro- 
chen sein  kann ,  daiss  man  ihn  nicht  für  überreich  lialte "  (er 
wollte  weder  für  arm  noch  für  reich  gelten).  Vgl.  Nimuke  Jo- 
seph, das. 

Die  Einrede  des  Nichtemstiichen  findet  also  beim  Elnge^ 
ständniss,  die  Einrede  der  Nebenabsicht  beim  unaufgeforderten 
Geständnisse  statt.  Hingegen  weiset  die  Natur  dieser  Einreden 
selbst  darauf  hin,  dass  beim  Eingeständniss  nicht  vorgegeben 
werden  kann,  es  sei  in  der  Absicht  um  nicht  Hir  reich  in 
gelten,  und  beim  unaufgeforderten  Geständniss,  es  sei  schen- 
weise  abgelegt  worden.  l\ir  c.  81.  §.  ^*  {Schach  Anmerk.  12. 
h.  cap.  führt  zwar  viele  Autoren  an,  dass  auch  bei  dem  un- 
aufgefordeten  Geständnisse  die  Einrede  „scherzweise"  geltend 
gemacht  werden  kann;  vgl.  das.  die  Motivirung.  Dodi  wird  in 
Cho8ch.  Miichp.  durchgängig  wie  Tur  angenommen.) 

Noch  muss  eine  dritte  Bedingung,  die  im  gemeinen  Recht 
angeführt  wird,  erwähnt  werden:  „das  Geständniss  muss  frei 
sein'S  Diese  Bedingung  schliesst  jeden  sowohl  unmittelbaren  als 
mittelbaren  Zwang  aus;  und  hat  ein  aus  Furcht  gemachtes  Ge- 
ständniss keine  Wirksamkeit.  Auch  das  talmudtsche  Recht  er- 
kennt natürlich  diese  Bedingung  an,  und  will  sogar,  dass,  wenn 
Producent  als  ein  an  Gewaltthätigkeiten  gewöhnter  Mann  bekannt 
ist,  selbst  das  vor  Zeugen  abgelegte  Eingeständniss  des  Productea 
keine  Geltung  habe,  weil  hier  Furcht  eingewirkt  haben  kann. 
Vgl.  Baha  Batra  47^-  —  Nur  wird  diese  Bedingung  «Is  von 
selbst  hn   Begriffe' „Ges^dniss"   involvirt^    weniger   im  tal- 
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iDudischen  Recht  besprochen ;  und  bilden  die  zwei  Bedingungen 
des  §.  die  Haupifactorcn ,  Ton  denen  auch  die  folg.  §§.  ausgehen. 

Zu  §.  112. 

Das  Eingeständnias  Tor  Gericht  unwiderruflich,  Ckosch, 
Miachp.  LI'.  §.  22.  vgl.  Tosefta  Baba  Mezia  c.  1.  —  Mit  dem 
Gerichte  scherzt  man  gewöhnlich  nicht,  also  war  das  Eingestandniss 
ernstlich.  Der  Acceptation  von  Seiten  des  Producenten,  auf 
die  mancher  neuere  Rechtslehrcr  so  grossen  Werth  legt,  be- 
darf es  nicht:  was  vor  Gericht  ausgesprochen  wird  hat  still-  . 
schweigend  die  Acceptation  des  Richters,  ist  gi'iltig  (vgl.  auch 
Allg.  Pr.  G.  O.  1.  ThI.  lO.  Tit.  §.  88").  Ucber  Widerruf  und 
Interpretation  vgl.  weiter  zu  §.  131. 

Zu  §.  113. 

Das  sog.  fingirtc  Eingeständniss ,  d.  i.  das  Stillschweigen 
des  Pro^ducten  iibcr  die  von  dem  Producentcn  aufgestellten 
Thatsatze  wird  verschieden  beurtlieilt.  Manche  neuere  Rechts- 
lehrer halten  es  Ji'ir  einen  Widcrspnich  {TAH s  contestaiio  nega- 
tiva). Andere  lassen  das  Stillschweigen  vor  Gericht  als  Strafe 
für  Eingeständniss  gelten,  denn  die  Parteien  haben  die  Pflicht 
vor  Gericht  zu  reden  (vgl.  Schneider  §.  82  fl*.  und  crit.  Anmerk. 
hierzu).  Im  talmudischen  Recht  kommt  häufig  vor,  dass  Stiil- 
Rchweigon  Eingesläudniss  sei,  aber  nicht  aus  der  secundären 
Rücksicht  der  Bestrafung,  sondern  weil  es  in  sich  selbst  begröndet 
Ist,  dass  Jedermann  sein  Recht  nach  Kräften  zu  vertreten  und 
die  von  der  Gegenpartei  vorgebrachten  falschen  Thatsatze  Jtu 
iwiderlegen  sucht:  schweigt  Product  fl". ,  so  liegt  hierin  ein  Beweis, 
dass  er  die  jenseitige  Behauptung  für  begründet  erkenne:  vgl.  R. 
Jerucham  (14.  Jahrh.)  c.  77.  nach  Ketubot9A^-  (Dieser  Autor 
ffihrt  auch  den  Grund  an,  „dass  sonst  Product  es  tich  sehr 
leicht  machen  würde,  er  braucht  nur  zu  schweigen*'^)  Indessen 
können  aber  auch  Umstände  darauf  hinweisen,  dass  Produc^ 
«diwieg,  weil  er  selbst  in  Ungewissheit  schwebte  (vgl.  Baba 
Mezia  37^),  oder  er  weiss  seinem  Stillschweigen  eine  plausible 
Interpretation  zu  geben,  dass  es  nicht  Eingeständniss  gewesen 
sei  (vgl.  Schach  Anmerk.  8.  zu  Choach.  Miachp,  c.  80.) ;  rfaher 
die  Norm  des  §.  (nach  Gloaae  zu  B.  Aacher  Baba  Mezia  L  /.), 
dass  das  Ermessen  des  Richters  über  das  Stillschweigen  eut- 
scheidet.  —  Ueber  Stillschweigen  bei  aussergerichtlicher  For- 
derung Tgl.  die  folg.  §§. 
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Zu  §.  114.  115. 
Bei  dem  Ejugeständniss   uod  zwar  bei  dem  aiissergericht- 
liehen   miiss    nach  §.  111.   die  Gewissheit   aufgesucht    werden, 
dass  e«  ernatiich  igt.      Diese  Gewissheit  wird  nach  Synhedr. 
L  L  erlangt:  ,,wenn  bei  dem  EingeständniMse  Product  selbst  in 
den  (zwei)  Anwesenden  sagte:  ihr  sollet  meine  Zeugen  sein^  oder 
wenn  Prodncent  sie  aufforderte^   Zeugen   des  Ringestindnisse« 
2U  sein  und  Product  schwieg ^^  (erhob  nicht  die  Einrede,  daaa 
sein  Eingeständniss   nicht    ernstlich    gemeint  sei).     Der  Gmnd 
Ist  sehr  einleuchtend,    und  fugen  wir  noch  die  das.  erwähnten 
Einschränkungen  hinzu: 'Product  muss  wissen  Ton  der  Anwesen- 
heit  der    Zeugen.       Wenn    nun    Producent    die    Zeugen    ver- 
steckte und  vom   Producten    eine   Schuld   forderte,   die   dieser 
ihm  auch  zugestand;  worauf  Prodncent  sagte,   er  soll   es  vor 
N.  N.  eingestehen  und  Product   antwortete:   ich   fürchte,   data 
dn   mich   gerichtlich  belangen   wirst.      Prodncent    fordert    nna 
unter  Berufung  auf    dle^e  Zeugen  den  Producten  vor  Gericht, 
so  kann  dieser,  da  er  von  der  Anwesenheit  dei*  Zengen  nichta 
wusste,    sein  EingestSndniss   noch    immer  als   ein  nicht  erbst- 
liches  widerrufen.     Es   folgen  das.  noch  andere  Bestimmungen; 
doch   ist   das  Resultat,  dass   wenn   Product    annehmen   konnte, 
dass  Zeugen  da  seien  und  Producent   sie  als    solche  unter  Zu- 
stimmung des  Producten  anrief,  das  Eingeständniss  als  ernstlich 
angenommen   wird.     Wichtig  ist  übrigens   die  Meinung  Maimo- 
nides  (Toen  c.  7.  §•  1.),  dass  wenn  auch  Product  nicht  gesagt: 
„seid   meine  Zeugen^'   sondern  nur   in  Gegenwart  Zweier  aus- 
gesprochen   „ich  gestehe,    dass   ich   an  B  schuldig   bin^^   (aber 
nicht  ein  kurzes  „Ja^^  auf  die  Forderung  des  Producten;  vgl. 
ausführlich  bei  ^S'cAarA  Anmerk.  19.  zu  Chosch.  Mischp,  c.  81), 
so  wird  auch  dieses  Geständniss  als  ein  ernstliches  angenommen.  — 
Für  diese  Meinung  wird   auch  ein  Beleg  ans  jer.  SynHedr.  13«* 
angeführt,  und  wii'd  sie,  obschon  von  mehreren  Autoren  an^- 
fochten  {R.  Ascher  u.  A.),  doch  als  norminend  Chosch.  Mischp.  L  l, 
§.8.  (vgl.  auch  HaUmmol  42.  Pforte  1.  Abtheil.  §.  8.)  aufgestellt 
Dieses  für  Eingeständniss.     Schwieg  aber  Product  (§•  1 15.) 
gleich  vom  Anfange  der  Anforderung  des  Producenten  und  aetste 
sein  Stillschweigen,  als  dieser  Zeugen  anrfef,  fort,  so  ist  hier 
kein  Eingeständniss  wahrzunehmen,  und  behauptet  also  Product 
mit  Recht,   dasa  da  er  aussergerichtlicb  nicht  Rede  lu  stehen 
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braucht,  er  auf  die  ^iize  IlandluDg  des  ProduceDteo  kein  Ge- 
wicht gelegt  uod  aie  nicht  der  Widerrede  werth  gehalten  habe. 
(3ko8ch.  Misckp.  L  L  §.  7. 

Zu  §.  116. 

Wird  auch  bei  dem  nidit  wie  §•  114.  gemachten  Einge- 
atindnisae  dem  Producten  die  Einrede,  er  habe  ea  nicht  emat- 
lieh  gemeint,  zugestanden,  so  musa  er  einen  aolchen  Widerruf 
geltend  machen;  das  Gericht  aber  setit  den  Widerruf  nicht  voraus. 
Wenn  also  Product  auf  die  Klage  des  Producenten,  dass  er  ihm  aus- 
aergerichtlich  eingestanden,  erwidert,  er  sei  ihm  nichts  schuldig, 
ao  betrachtet  das  Gericht  dieses  als  ^inen  Widerspruch  (und 
muss  also  Product,  da  Producent  Zeugen  hat,  befahlen),  so 
nicht  Product  ausdrücklich  die  Einrede  des  „Nichtcrnstlich'^  vor- 
bringt. Cho8ch.  Miachp.  /.  L  §.  3.  —  Zu  bemerken  ist  jedoch, 
dass,  wenn  Product  gestorben,  das  Gericht  selbst,  bei  dem  der- 
artigen Eingeständniaa  diese  Einrede  erhebt ,  und  zwar  nach  detr 
allgemeinen  Regeides  talmndischen  Rechts:  man  wendet  zu  Gunsten 
der  Erben  das  ein,  waa  der  Verstorbene  selbst  hätte  Torbringen 
können.  Toaefot  L  L  nach  Baba  Batra  175^-  Chosch,  Mischp.  L  L 

Zu  §.  117. 

Dieses  wird  Cho8ch.  Mischp.  L  l.  §.  1.  angeführt  ujid  schreibt 
sich  von  B.  Saadia  her.  Es  liegt  hier  die  zu  §.  B2.  angeführte 
apätere  talmudische  Einrichtung  zu  Grunde,  dass  auch  auf 
ganzliche  Ableugnung  geschworen  werden  muss.  Vgl.  auch  Sema 
und  Schach  ad  loc,  Saadia  wird  iibrigeus  nur  für  das  unvoll- 
standige  aussergerichtliche  Eiugeständuiss  angeführt  {B,  Ascher 
zu  Synhedr,  L  L  Tur  c,  32., 81.)  und  dürfte  für  das  un- 
aufgeforderte Geständniss,  da  hier  doch  keine  eigent- 
liche Ableugnung  ist»  nicht  ein  Eid  zuzuerkennen  sein.  Doch 
haben  Maimonid,  l,  L  c,  6.  §.  8.  und  nach  ihm  Chosch.  Misehp. 
§.21.  auch  hier  den  rabbiuischen  Eid.  Vgl.   Tumim  Anmerk.  2 

Zu  §.  118. 

Hattrumot  L  L  §.2.  Chosch.  Mischp,  l.  l.  §.  4. ,  und  zwar 
ana  dem  einleuchtenden  Grunde,  dass,  da  Product  weiss.  Pro* 
dttcent  habe  einen  ihm  gehörenden  Gegenstand  in  Besitz  und 
werde  sieh  daran  halten  können,  er  nicht  scherzhafter 
Weise  ein  Eingeständniaa  ablegen,    sondern   wenn    er  In   der 


343 


Tliat  ifiiQ  iiidits  schuldete,   die  gemachte  Forderung   ernstlich 
zurückweisen  würde.   Vgl.  Sema  das. 

Zu  §.  119. 
Baba  Batra  Vlb*^-  ^^weil  der  Mensch  in  der  Todesstunde  » 
nicht  SU  scherzen  pflegt^**  (das  Eingeständniss.  war  also   ernst- 
lich) *).  —  Ob,  wenn  der  Kranke  geneset  und  er  nun  sagt,  dasa 
sein  Eingeständniss' nicht  ernstlich  gewesen  sei,  diese  Einrede 
angenommen  -werdet     R.  Joseph  Karo  {Bei  Joseph  c.  32^  §.  2.) 
weiset  es  entschieden  zurück,  denn  wird  einmal  die  Einrede  aus 
obigem  Grunde  als  ernsthaft  angenommen,  was  soll,  weil  Pro» 
duct   nicht  gestorben,    zu  einer  andern  Annahme  veranlassen Y 
Und  wäre  zu  denken,    dass  das  Eingeständniss  nicht  ernstlicb 
gewesen,  so  würde  doch  das  Gericht  diese  Einrede  zu  Gunsten 
der  Erben   (vgl.  zu  §..116.)  geltend  machen!    Sehach  Anmerk.    - 
zu  r.  7.  S.  61.  sucht  jedoch  zu  beweisen,  dass  zwar  im  Allge- 
meinen   angenommen    wird,   das  Eingeständniss    sei    ernsthaft 
gewesen,   und   darum  vertritt  nicht   das  Gericht  die  Erben  mit- 
dieser  Einrede.    (Denn   auch  dieses    ist  eine  Regel    des   talmu-' 
dischen    Hechts,    dass    seltne    Ereignisse,    nach    Einigen    sehr 
seltne  Ereignisse,  —  vgl.    Chosch.  Mischp,    c.  108.   §;  4.    und  ^ 
Schach  das.  und  ad  loc.  —  nicht  als  Einreden  zu  Guusten  der 
Erben  eingewendet  werden,   wenn  auch   der  Verstorbene  selbst 
sie  hätte  vorbringen  können.)     Behauptet  aber  der  nun  Genesene, 
dass    sein    Eingeständniss  nicht  ernsthaft    gewesen    sei,    so    iat 
die  Einrede  gültig.     Tumim  Anmerk.  7.  ftkhrt  jedoch  viele  ältere 
Autoren  an  (vgl.  auch  Hattrumot  L  l,  2.  Abth.  §.  1.),  dass  ein 
solches  Eingeständuiss  durchaus  unwiderruflich  sei:  uud  hat  auch 
in  der  That  die  Meinung  des  Schach  Vieles -wider  sich. 

Hinsichtlich    de;^    unaufgeforderten    Geständnisses 

*)  Im  gemeinen  Recht  wird  die  Frage  sehr  besprochen,  ob  Tud  die  Kraft 
der  Eidesleistung  habe,  d.  i.  wenn  Jemand  sich  bereitwillig  erklärte,  einen 
ihm  deferirten  Eid  zu  schworen  und  er  vor  dessen  wirklicher  Ableistung  starb, 
ohne  dass  er  widerrufen ,  der  Eid  für  abgeleistet  zu  nehmen  sei ,  weil 
von  jedem  Sterbenden  zu  vennuthen  ist,  dass  er  sein  Gewissen  bedacht 
haben  werde  (vgl.  Glück  12.  Thl.  S.  307  ff.).  Das  tolmudische  Recht  — 
wo  diese  Frage  überhaupt  nach  der  in  ihm  seltnen  Eideszuschiebinng 
weniger  anftaochen  konnte  —  nimmt  den  Tod  nicht  für  Eidesleistung  so. 
Vgl.  (wenn  auch  nicht  ganz  hierher  gehörend)  ScAe6uol48a.  —  Hingegen 
macht  sich  beim  Eingeständniss  die  im  Texte  erwähnte  natürliche  Rück- 
sicht geltend. 
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eines  Kranken  wird  schon  Synhedr.  /.  L  discutirt,  ob  anzu- 
nehmen sei,  dass  ein  Kranker  ein  derartige«  Geständniss  aus 
der  Nebenabsicht  ,,uni  seine  Erben  nicht  für  reich  auszugeben'^ 
ablegen  werde.  Diese  Ansicht  behält ,  obschon  dort  auch  auf 
die  entgegenstehende  Meiniuig  eines  Autors  Rücksicht  genom- 
men wird,  die  Oberhand,  —  Doch  wird  dieses  Geständniss 
Ar  gültig  angenommen  <,  wenn  es  in  der  Form  eines  Geständ- 
nisses, d.  i.  nicht  blos  „ich  bin  N.  N.  schuldig ^%  sondern 
,^ich  gestehe  vor  euch  (den  Zeugen),  dass  ich  IT.^^  abgelegt 
wird.  Schach  L  l .  Anmerk.  34.  nach  Baöa  Batra  175''  Vgl.  Chosch. 
Müchp»  c.  255.  §.  2.  -*-  Ferner  gilt  Obiges  nur,  wenn  der 
Kranke  blos  gestanden,  „ich  bin  N.  N.  schuldig'*';  hat  er  aber 
S^ftg^i  iiffcbct  an  N.  N.  die  100  Gulden,  die  ich  ihm  schul- 
dig bin'^,  so  ist  dieses  ohne  Widerspruch  ein  gültiges  Geständ- 
nis«. Baöa  Batra  174^'  Chosch.  Mischp.  l.  l  vgl.  auch  Hat- 
rumot  l,  l.  §.  2. 

Zu  §.  120 

Respojis.  des  j46i  Esri  (Anfang  des  13.  Jahrhunderts) 
bei  Mordechai  zu  Synhedr.  c.  3.  Nro.  705.  Chosch»  L  L 
f.  2.  Glosse  (vgl.  auch  §.  27.).  Dieses  ist  nach  Analogie  des 
vor.  §.,  da,  sowie  der  Mensch  nicht  in  der  Todesstunde  zu 
scherzen  pflegt,  man  auch  mit  einem  Sterbenden  nicht  scherzt. 
—  Der  „  Kranke  ^^  dieser  §§.  ist  übrigens  von  jedem  bedeu- 
tend Erkrankten  zu  verstehen .    Vgl.  Bei  Joseph  c.  32.  §.  7. 

Zu  §    121. 

Dieser  §.  hat  das  im  vor.  §.  erwähnte  Responsnm  zur 
Grundlage.  Eine  Wittwe,  die  erkrankt  war,  hatte  in  Gegen- 
wart ihres  Sohnes  einem  Verwandten  ein  Legat  ausgesetzt. 
Nacli  ihrem  Hinscheiden  erhob  der  Sohn  die  Einrede,  dass  ^ie 
kein  Recht  hierzu  gehabt,  da  das  ganze  Vermögen  sein  väter- 
liches Erbthcil  sei;  und  er  entschuldigte  sein  Stillschweigen 
damit,  dass  er  seine  kranke  Mutter  nicht  habe  durch.  Wi- 
derrede betrüben  wollen.  Der  erwälmte  Autor  weist  diese 
Eini'ede  zurück  und  liält  das  Stillschweigen  nach  Synhedr,  29. 
und  B(iba  Batra  175.  für  Eingeständniss.  —  Doch  gilt  die- 
ses nur,  insofern  ein  Zweifel  obwaltet,  ob  Testator  über  das 
Legat  Terfügcn  konnte.  Hingegen  ist  in  diesem  Stillschwei- 
gen nie  ein  Zugestand niss  wahrzunehmen,    d.  i«  dass  Je- 
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maad  hierdurch  ein  wlrkKchet  Recht  aufgebe.  Wenn  also  A 
in  Gegenwart  seines  Gläubigers  *  in  der  Webe  über  sein  Ver- 
mögen Terfugt  hat,  dass  auf  letzteren  nur  eine  Kleinigkeit 
kommt  und  er  hat  dazu  geschwiegen,  so  hat  dieser  Gliabi* 
ger  desshalb  nicht  sein  Recht  verloren.  Vgl.  Chosch.  Müchp. 
c.  98.  §.  1.  Glosse.    JSh:hach  Anmerk.  9.  zu   c.  81. 

Noch  durfte  zu  erwägen  sein,  ob,  wenn  ein  Kranker  an 
Jemanden  eine  Forderung  in  Gegenwart  Ton  Zeugen  machte 
und  dieser  schwieg  (vergl.  §.  114.  115.),  das^  Slillscliwelgcii 
hier  nicht  für  ein  Eingeständniss  zu  nehmen  sei.  Nach  Ana- 
logie  des  obigen  Responsum  dürfte  dieses  zu  bejahen  sein. 
Selbst  wenn  nicht  Zeugen  anwesend  waren,  dürfte  hier  ein 
Eingeständniss  wahrzunehmen  sein.  Vergl. .  /.  L  c,  81.  §•  3. 
Glosse,    Schach  Anmerk.  8.     Tumim   Anmerk..  9. 

Zu  §.  122. 

Chosch.  Mischp.  L  L  §.  1.'  Glosse  nach  J.  den  Sehe- 
sehet  respans.  475.  476.  Es  hatte  eine  Gemeinde  einen  (3e- 
meindcbeamten  (Vorbeter)  aufgenommen  und  ihm  nach  seinem 
Vorgeben  zugestanden,  dass  er  von  Steuern  befreiet  sein  solle, 
die  Gemeinde  stellte  aber  letzteres  in  Abrede.  Es  ergab  sieh 
aber  aus  der  Mittheilung  einiger  Zeugen,  dass  mehrere  Ver- 
treter' der  Gemeinde  die  Richtigkeit  der  Behauptung  Jenes 
Vorbeters  eingestanden  hätten  (jedoch  nicht  gesagt,  dass  jene 
Zeugen  sein  sollen;  Tgl.  §.  114.).'  Unter  mehreren  Gründen, 
die  benannter  Autor  anführt,  fügt  er  auch  diesen  hinzu,  dats 
es  nicht  annehmbar  sei,  dass  eine  Commun  ein  Gestän:lnfs8 
scherzweise  abiegen  werde.  (Vielleicht  dürfte  nach  Analogie 
Ton  §.  120.  anzunehmen  sein,  dass  auch  jedes  einer  Commmi 
gemachte  Eingeständniss  als  ernsthaft  anzunehmen  sei;  vergl. 
jedoch  Schach  Anmerk.  4.  und    Urim  Anmerk.  6.) 

Zu  §.  123. 

Dieser  §.  ist  nach  Synhedr.-  30^'  (vgl.  oben  zu  §•  13.), 
wo  ersichtlich,  dass  das  Eingeständniss  vor  Einem  Zeugen 
auch  als  ernstlich  angenommen  wird.  R.  Serachja  Ualetoi 
(in  seinem  Buche  Maor  zu  Synhedr.  29.)  meint  zwar,  dass 
diese  Norm  nur  auf  den  Fall  anwendbar  ist,  dass  das  Ein- 
geständniss zweimal,  je  vor  einem  Zeugen,  abgelegt  worden 
sei  (also  zusammenbezogen  zwei  Zeugen):  hat  aber  Product 
nur  efaunal  in  Gegenwart  eines  Zeugen  eingestanden,  so  kann 


346 

er  elowenden,  da«  ESingestandniM  sei  nicht  ernsthaft  gewesen 
(vgl.  Schach  L  L  Anmerk.  22  ).  Dieser  Autor  beruft  sieh 
iwar  auf  eine  Stelle  Baöa  Batra  40^',  wo  es  heisst:  ^Ge- 
slindniss  vor  Zweien^;  doch  sind  die  meisten  nachtalmudi- 
sehen  Autoren  anderer  Meinung  und  fassen  gedachte  Stelle 
anders  auf.  Das  Eingestandniss  Vor  Einem  Zeugen  Chaach. 
Mischp.  l.  l.  §.  10.  wird  ^daher  als  ein  ernstliches  angenom- 
men. Leugnet  also  Producta  dass  er  es  abgelegt,  so  muss  er 
aaf  diese  seine  Behauptung  den  biblischen  Eid  leisten  (§.  79b. 
Nach  R.  Serachja  braucht  er  nicht  zu  schwören,  da,  wenn 
er  auch  einräumt,  dass  er  vor  dem  Zeugen  gestanden,  er  doch 
sn  nichts  Terpflichtet  ist,  vgl.  oben  zu  §.  86.);  gibt  er  zu, 
dass  er  eingestanden,  so  muss  er  auf  dieses  Eingestandniss 
die  Forderung  des  Producenten  erfüllen. 

Zu  §.  124. 
Dieser  §.'  schliesst  sich  an  §.  88.  an,  und  ist  er  eben- 
falls im  talmudischen  Rechte  ?on  Wichtigkeit,  Wir  führen 
Uer  seine  nächste  Anwendung  an.  A  fordert  von  B  eine 
Summe  und  dieser  leugnet  das  Darlehn  ab.  Hierauf  sagen 
Zeugen  aus,  B  habe  diese  Summe  ausgeliehen,  Imbe  sie  ab^r 
sebon  zurückgezahlt.  liier  ist  nun  B  hinsichtlich  des  Aus- 
leUiens  der  falschen  Einrede  überwiesen  und  ist  durch  dl» 
Zeugen  constatirt,  dass  er  das  Darlehn  empfangen  habe.  Es 
g«liet  aber  aus  der  Einrede  des  B  selbst  das  Geständniss  her- 
vor, dass  er  nicht  zurückgezahlt  (denn  hat  er  nicht  ausge- 
iieiien,  so  hat  er  doch  wohl  nicht  abgetragen!).  „Das  Ge- 
«Hadniss  der  Partei  ist  aber  starker  als  die  Aussage  tou  hun- 
dert Zeugen^^;  und  muss  er  daher  an  A  bezahlen  ^).  Dieser 
Satz  wird  Schebuot  41^  unter  der  Formel  angeführt:  ^Wer 
da  sagt,  ich  habe  nichts  ausgeliehen,  der  hat  gleichsam  auch 
gesagt,  ich  habe  nichts  abgezahlt''^  Vgl.  auch  oben  S.  338. 
Ea  wird  ausser  mancher  andern  Anwendung  hieraus  zunächst 
gefolgert,  dass  es  nicht  des  ausdrücklichen  Eingestandnissea 
der '  Partei    bedarf,    sondern  sobald  ein  solches  aus  der  Ein- 


*)  Producent  braucht  hier  auch  den  rabbiiii«chen  Eid  nicht  zu  schwo- 
ren. Ueberhaupt  findet  hier  ein  Bid  gar  nicht  statt.  Producent  niüsste  näroüch 
schwSren,-  er  habe  nichts  empfangen,  allein  dieses  wäre  g^gen  die  Aos- 
sage  zweier  Zeogen.   Maggid  Mitthna  zn  Mnimonid.  Toin  c.  5.  $.  3. 
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rede  oder  der  Kftage  lier%orgehet,  8o  hält  sich  der  Richter 
dartD  (Tgl.  J.  beft  Scheschet  a.  a.  O.  und,  sonst  bei  anderen 
Antoren).  Auch  erkennt  der  Richter,  wenn  aus  der  Einrede 
des  Beklagten  sich  ein  theiiweises  Geständniss  ergibt,  naeh 
§.  79b.  auf  den  biblischen  Eid.  Vgl  das  Ansfnhriiche  ChoHik. 
Mischp.  c.  75.  §.  5.  nach  einem  Responsum  des  Salam.  dem  , 
Aderet, 

Zu  §.  125. 
Wenn  Producent  einen  Gegenstand-  fordert  und  Prodoct 
denselben  ableugnet,  aber  einen  andern  Gegenstand  augeate- 
het  (Producent  sagt  z.  B.  er  habe  hei  Product  zehn  Strich 
Weizen,  dieser  leugnet  den  Weizen  ab,  sagt  aber,  Prodä- 
Cent  habe  bei  ihm  zehn  Strich  Gerste) ,  so  wird  dieses  nicht 
als  Eingeständniss  betrachtet,  und  veranlasst  weder  (wie  sonal 
beim  tlie]lwei8en  Eingeständniss)  einen  Eid  (auf  den  Weizen)^ 
noch  braucht  Product  den  eingestandenen  Gegenstand  (die 
Gerste)  zu  bezahlen.  Baba  Koma  35^'  und  sonst  häufig.  Jt. 
Hai  1  Abth.  1.  Pforte.  Maimonid.  To&n  c.  3.  §.  10.  CTioedL 
Mischp,  c.  88.  §.  7.  bis  19.  —  Als  Grund'  hierfür  dürfte  an 
besten  der  von  R.  Metr  Halewi  angegebene  (vgl.  auch  Schadk 
U  L  Anmerk.  16.)  anzusehen  sein,  dass,  da  Product  hier  gar 
nicht  auf  die  Forderung  des  Producenten  eingehet,  sein  Ein- 
geständniss als  ein  nichtemstiiches ,  als  eine  Ironie  zu  be- 
trachten Ist.  Raschi  und  Mamonidea  ( doch  difierirt  erste- 
rer  etwas )  -  nehmen  als  Grund  an ,  dass  Producent  in  der 
Weise  der  gestellten  Forderung  (Klage)  gleichsam  selbst'  ge^ 
sagt  habe,  er  habe  Weizen,  aber  nicht  Gerste  zu  fordern« 
R,  Ascher  L  U  findet  diesen  Grund  nur  unter  der  Rfodifi- 
cation  geltend:  eb  fordert  Producent  an  Producten  zehn  Stridl 
Weizen,  die  er  ihm  am  10.  des  Monats  ^.  um  11  Uhr  ge* 
geben,  und  Product  sagt,  Producent  habe  ihm  um  diese  Zelt. 
zehn  Strich  Gerste  gegeben.  Verhielte  es  sich  so,  so  w&rde 
Producent  seine  ganze  Forderung  geltend  gemacht  und  zugleich 
mit  dem  Weizen  auch  die  Grerste  gefordert  haben.  —  Die 
Differenz  dieser  beiden  Ansichten  übt  auf  andere   sich  hieran 

• 

schiiessende  Reehtsfalle  Einfluss.  So  wird  nach  Meir  Ha- 
lewi, wenn  Zeugen  wie  das  Eingeständniss  des  Producten 
—  auf  den  nichtgeforderten  Gegenstand  —  aussagen,  oder 
wenn  Product  aefai    Eingeständniss  nicht   als  ein  nichtemstli- 
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• 

ches  betrachtet  wiasen  will^    Product  zur  Bezahldog  des  ein- 
gestandenen  Gegenstandes    angehalten    werden.      Nach   Maiino- 
nldes,    da  die  Nichtfordeniug  (die  Nichtklagbarmachnng )  des 
uidem  Gegenstandes  von  Seiten  des  Prodiicenten  als  Gestand- 
niss  ( Aussage,  dass  er  den  andern  Gegenstand  nicht  zu  for- 
dern habe)  betrachtet  wird,  kann   naturlich  Product  nicht  zur 
Bezalilung  angehalten  werden,  und  auch  die  Zeugenaussage  ist,  da 
▼om  Producenten  das  Gegentheil  besagt  wird,  nicht  von  Gewicht 
(vgL  vor.  §.).     Hingegen  muss   nach.  Maimonides  Product  den 
eingestandenen  Gegenstand    entrichten,    wenn  Producent    erwi- 
dert, ja  wohl  habe  er  auch  diesen  zu  fordern,    er  habe  ihn 
nur  jetzt  nicht  verlangt  (weil  er  ihn  nicht  braucht  u.  s.  w.). 
Nach  R,  Meir  Halewi,    da    das  Eingestandniss  des  Prodncten 
Ar  ein  nichtemstliches  zu  nehmen  ist,  hat  jene  weitere  Be- 
hauptung des  Producenten  keinen  Einfloss.    —    Hat  Producent 
iwd  verschiedene  Gegenstande  gefordert  und  Product  hat  ihm 
einen  davon  eingestanden,    so  ist   das  Eingestandniss  hinsicht- 
lich dieses   Gegenstandes  gültig  und  veranlasst  auf  den  andern 
.    Gegenstand  einen  biblischen    Eid.    Vgl    Ketubot   108^'    Sehe- 
tuoi  40.    Mahnoniäes   und    Choach.  Mischp.   l,  L     Selbst  bei 
dem  früher   gedachten   Fall    bemerkt   schon    ein    taimudischer 
Autor   —  Sckebuot  L  L  —  dass,  wenn  Product  listigerweise 
den  andern' Gegenstand    eingestanden,    d.  i.  ehe  noch  Produ- 
cent seine  Klage  beendigt,  und  es  fordert  letzterer  nun  auch 
diesen   andern    Gegenstand,'  so    wird    das    Eingestandniss    wie 
lu  dem    eben   gedachten  Fall    (wenn  Producent    beide  Gegen- 
stlnde  forderte)    als  ein  theilweises  angesehen. 

Analog  unserm  §,  ist  auch,  wenn  Product  zuerst  zu 
dem  Producenten  geisagt,  dass  er  einen  Gegenstand  bei  ihm 
habe  (Gerste)  und  hierauf  fordert  Producent  von  ihm.  ehieu. 
andern  Gegenstand,  so  ist  jene  Aussage  des  Producten  nicht 
als  theilweises  Eingestandniss  zu  betrachten  ( also  nicht  der 
UbUache  Eid;.  Ueberhaupt  gilt  die  Kegel ,  dass  zu  einem  thetl- 
weisen  Eingestandnisse  wie  ^.  79a.  die  Forderung  des  Produ- 
centen vorhergehen  muss.  Vgl.  R,  Mos,  den  Nachniann  bei 
Schach  Anmerk.  9.  zu  Chiosch.  Mischp.  c,  75.  Daher  Obi- 
ges selbst  bei  einem  Gegenstand:  wenn  Product  unaufgefor- 
dert zu  Producent  gesagt,  dass  er  ihm  fünfzig  Gulden  schulde 
und    Producent   hinzurugt,    er    sei   ihm    noch    andere  fünfzig 
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Guldeo  schuldig,  8o  wird  auch  dieses  niclit  wie  ein  theilwei- 
ses  Eingeständniss  angesehen.  Vgl.  Schach  Anroerlc.  31.  zu  c.  8d. 
Vgl.  auch  weiter  zu  §.  129.  —  Auch  werden  zwei  getrennte 
Klagen  nicht  zusammengezogen.  Wenn  Produceut  erst  einea 
Gegenstand  gefordert  und  Product  hat  Ihn  zugestanden  <)  luer- 
auf  fordert  er  den  andern  und  Product  stellt  ihn  in  Abrede, 
so  ist  hier  kein  thcilweises  Geständniss«  Doch  hat  in  allen 
diesen  Fällen  der  Ricliter  zu  sehen,  ob  nicht  Product  listiger- 
weise, voraus,  oder  ehe  Producent  seine  Klage  geeiid'gt,  ge- 
standen habe.   Glosse  L  /.  ,§.    16.   und    Schach  Anmerk.  34. 

Noch  schliessen  wir  liier  einen  Satz  des  talmudischeu 
Rechts  an.  Wenn  Product  dem  Producenten  einen  l'heil  sei- 
ner Forderung  sogleicli,  wie  er  seine  Klage  erhebt,  übergiX>t, 
so  wird  dieses  nicht  als  ein  thcilweises  Eingeständniss  betrachtet. 
Durch  die  Uebergabe  fällt  dieser  Theil  der  Klage  ganz  weg: 
und  ist  nun  der  andere  l'hell  des  Klagepunctes  als  eine  f&r 
sich  alleinstehende  Forderung  anzusehen,  die  aber  Product  ganz 
in  Abrede  stellt  (also  nur  der  rabblni8che  Eid,  wie  zu  §.  82.). 
Im  talmudischen  Rechte  kommt  dieser  Satz  unter  dem  Ausdruck 
■^yn  (i,hier  hast  du^^)  vor.  Ausführlich  hierüber  Baöa  Meziaf.  4. 
R.  Hai  1.  Abtheil.  1.  Pforte.  Mainwnules  L  U  c.  1.  §.  3. 
Chosch»  Mischp*  c«   75.  §.  6.   e.  87.  §.    1. 

Zu  §.  126. 

Das  Eingeständniss  ist  allentlialben  so  zu  nehmen  wie  ef 
Product  ablegt,  und  hat  daher  jeder  Zusatz,  durch  den  er 
dasselbe  beschränkt  oder  aufhebt,  seine  Gültigkeit.  Fordert 
z  B.  A  von  B  eine  Summe,  die  er  ihm  geliehen,  und  dieaer 
gestehet  ein,  er  habe  zwar 'ausgeliehen ,  er  habe  ihm  aber  die 
Schuld  erlassen ,  so  wird  ihm  geglaubt.  Im  talmudischen  Rechte 
fliesst  die  Glaubwürdigkeit  der  Beschränkung  aua  der  zu  Ge- 
bote stehenden  bessern  Einrede  (vgl.  4  Tit.);  wäre  es  B  mn 
euie  Lüge  zu  thun,  so  würde  er  von  vom  herein  geleugnet 
haben,  dass  er  gar   an  A  etwas  schulde'*').      Die  Anwendung 


^)  Au€h  die  Einrede  „er  habe  schon  bezahlt'^  stehet  hier  dem  Pro-f 
dacten  za  Gebote,  da  nach  talmudischem  Rechte  der  Schuldner  bei  einem 
mündlichen  Darlehn  einwenden  kann,  er  habe  schon  gezahlt,  und  selbst 
wenn  er  Tor  Zeagen  aosgeliehen.  Indesa  kann  letztere  Bxception  olcCt 
angenommen  werden,  wenn  die  Verfallzeit  noch  nicht  da  ist  (vgl.  weitor 
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dieses  SaUes  ist  selir  liaufig:  so  z.  B.  vrenii  A  eine  uicht  re- 
cognoscirte  UrLuode  producirt  uud  B  zwar  dereo  Echtheit  ein- 
gestehet^ aber  hinzufügt,  dass  eine  geheime  Bedingung  statt- 
gefunden, die  nodi  nicht  erfüllt  Ist  (vgl  weiter  §.  184.)  oder 
dass  er  nocli  nicht  das  Geld  empfangen,  so  wird  ebenfalls  das 
Eingeständniss  nur  so  genommen  wie  es  der  Zusatz  aussagt, 
da  Product  die  Urkunde  ganz  in  Abrede  stellen  konpte.  Chosch. 
Mischp.  c.  d2.   §•  1, 

Das  einschränkende  Gesläoduiss  (die  s.  g.  coufessio  qua- 
Ifficata)  wird  von  neueren  Rechtslehrern  umständlich  behandelt; 
und  wtllen  Manche  unterscheiden,  ob  die  Einschränkung  mit 
dem  zugestandenen  l'hatsatz  unmittelbar  verbunden  Ist,  oder  ob 
ii^  einen  andern  für  sich  bestehenden  Thatsats  ausmacht.  Vgl: 
Sehneider  critische  Anmerk.  29.,  welcher  ganz  wie  das  talmCi- 
diache  Recht  die  Einschränkung  aus  dem  Grunde  gelten  lässt, 
weil  „es  kostet  dem  Gewissen  des  Schuldners,  welcher  nicht 
bezahlen  will,  nicht  mehr,  die  Existenz  der  Schuld  fälschlich  zu 
leugnen,  als  die  geschehencBezahlungfälschh'ch^orzugeben.''^  Dodi 
muss  noch  bemerkt  werden,  dass  die  neuereu  Rechtslehrer  un- 
ter einschränkendem  Eingeständnisse  auch  das  theilweise  Ge- 
ständuiss  (A  fordert  von  B  100,  und  B  sagt,  er  schulde  ilim 
nur  50)  verstehen.  Allein  dieser  Begriff  scheint  hier  nicht 
richtig;  denn  was  Product  eingestehet  (fünfzig),  beschränkt  er 
nicht,  und  die  fünfzig,  die  er  nicht  bezahlen  will,  gestehet  er 
gar  nicht  ein^.  Das  Eingeständniss  müsste  denn  hier  auf  den 
Begriff  des  Darlehns  bezogen  werden ;  aber  dieser  Begriff  wird 
wieder  im  Grunde  nicht  beschränkt.  —  Es  ist  aber  auch  fer- 
ner an  sich  nicht  ganz  richtig,  dass  dieser  Einschränkung  des 
CheUweisen  Geständnisses  Glaubwürdigkeit  beizumessen  sei;  denn 
m  kostet  dem  Gewissen  des  Producten  gewiss  meiir  Anstren- 
gung, Alles  als  nur  einen  Theii  abzuleugnen,  und  wird  der 
nicht  ganz  Gewissenlose,  der  jetzt  gerade  nur  einen  Tlieil  der 
geforderten  Summe  abtragen  kann,  lim  lieber  eingestdien  und 
abtragen,  als  dass  er  völlig  ableugne.  Dass  dieses  der  Grund- 
salz des  talmudischen  Rechts  Ist,  das  beim  theilweisen  6e- 
stindnisse  den  biblisciien  Eid  zuerkennt,  wurde  sdlion  oben  zu 


m  §.  196.>5   hingegen   findet   auch  hier  die  im  Text  angegebene  besiere 
Binrede  statt. 
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§.  79.  bemerkt  uud  Eidesleistuiig  S.  48.  ausfülirllcli  besprocben; 
vgl.  auch  R.  Hai  L  l.  Eiogang.  —  Wir  haben  dem  $.  die  vor-  ' 
liegende  Fassung  gegeben,  uud  dürfte  er  um  so  weniger  ei- 
nem Missverstäuduisse  auigesetat  sein,  als  schon  genugsam  wie- 
derholt wurde,  dass  das  theiiweise-  Eingeständuiss  im  talmudi- 
sehen  Rechte  einen  Eid  veranlaast. 
^  Zu  §.  127. 

Wir  gelangen  jetzt  lu  der  andern  Art  des  Gestaudnisaee, 
das  nämlich  von  dem  Producten  (wenn  anders  diese  Benennung 
liier  anwendbar  ist)  abgelegt  wurde,  ohne  dass  Jemand  an  Ihm 
eine  Forderung  geltend  machte.  Ein  solches  lileständniss  hat 
viel  Auffallendes  und  waltet  die  Vermuthung  eingr  Neben-  - 
absieht  ob  (zu  §.  111.);  daher  wollen  auch  mehrere  nach- 
talmudische  Autoren,  dass  selbst,  wenn  Product  seine  gegen-' 
wärtige  Einrede,  er  sei  nichts  schuldig,  nicht  durch  die  Ein- 
rede, dass  er  aus  Nebenabsicht  zugestanden,  inotlTirt,  das 
Gericlit  selbst  diese  Interpretation  macht  und  In  der  jetzigen 
Ableugnung  keinen  Widerspruch  mit  dem  frühem  Gestund-  ^ 
nlss '  erblickt.  Vgl.  Ckoscken  MUchp*  c.  81.  §.  21.  GloMe 
zu  §.  14.  (also  hier  anders  als  bei  dem  Eingeständnisse;  Tgl. 
zu  §.  116.  Anderer  Meinung  sind  jedoch  R.  Hai  und  Mai- 
monides :  Product  muss  ausdrücklich  die  Einrede  der  Nebenab- 
sieht  vorbringen).  —  Ein  solches  Geständuiss  ist  aber  unwi- 
derruflich, wenn  es  vor  Gericht  abgelegt  wurde  (Ckosci. 
Mischp.  L  L  <$.  22.  nach  Hatttur)\  vor  Gericht  wird  näm- 
lich eben  so  wenig  eine  Nebenabsicht  wie  ein  nichtemstlichea 
Eingestehen  (vgl.  zu  §.   112.)  angenommen  *). 

Zu  §.  128. 

Der  erste  Theil  des  §.  nach  Mahnon.  ToSn  c.  7.  §.  1. 
(und  bedarf  es  sogar  nicht  des  förmlichen  Geständnisses,  aos- 
dem  'genügt,  wenn  Product  es  auch  nur  erzählungsweise  ror- 


*)  Dieses  stehet  nicht  im  "Widerspruche  mit  der  Meinung  des  II. 
Metr  Halewi,  der  bei  der  Forderung  eines  Gegenstandes  und  Za- 
gtftftndnlss  eines  anderen  Ittcteres  für  ein  nicht  emstUcbes  Gestand- 
niss  (vergl.  zu  §.  135.)  b&lt,  und  selbst  wenn  es  vor  Gericht  abge- 
legt wurde;  denn  dort  liegt,  wie  Schach  Anmerk.  56.  zu  c.  81.  erklärt| 
in  dem  Nichtbeachten  der  Klage  —  da  Product  gar  nicht  auf  sie  eingehet 
und  etwas  ganz  anderes  zugestehet  —  ein  Anzeichen-,  dass  es  Ihm  nieht 
Binist  sei. 
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gebricht).  Die  Nebenabsicht,. data  er  nicht  für  reich  ausge- 
schrieen  werden  aoli  (lu  §.  111.),  wiirde  schweriich  Jeman- 
den bewegen,  in  Gegenwart  eines  Andern  zu  sagen,  dass  er 
ihm  schulde  (Tgl.  Schach  L  L  Anroerk.  34  ).  Daher  wird 
hUr  auch  nicht  zur  Bedingung  gemacht,  dass  Product  die  Zeu- 
gen  als  solche  ("§.  114.)  angerufen;  und  ist  dieses  geschehen, 
so  ist  ,das  auch  in  Abwesenheit  des  Produceoten  gemachte 
Gestandniss  —  der  andere  Fall  des  §•  —  unwiderruflich. 
Vergl.  Chosch,  Mkchp.  L  L  §.  15.  Glosse.  Schach  Anmer- 
kung 34.  41. 

Zu  §.  129. 
Das  jinaufgeforderte  theilweise  Gestandniss:  A  sagt,  er 
habe  von  B  (oder  dessen  Vater)  hundert  erborgt  und  fünf- 
lig  schon  zurückgezahlt;  A  leistet  hier  keinen  Eid  (auch  den 
rabbinischen  nicht) ,  da  sein  ganzes  Gestandniss  Ton  Redlichkeit 
leigt:  er  hätte  nur  zu  schweigen  gebraucht.  Ketabot  15«  16. 
22.  Schebuot  42''  (ein  derartiges  Gestanduiss  an  den  Erben 
wird  in  Parallele  gestellt  mit  dem  Zurückgeben  einer  verlore- 
nen Sache,  vgl.  Euileitung  zum  4.  Titel).  Maimoniiks  L  L 
c.  4.  §.  5.  Chosch.  Mischp.  c.  75.  §.  3.  c.  88.  §.  32.  — 
Selbst  wenn  B  hierauf  sagt,  ich  wusste  zwar  nichts  von  der 
Schuld,  doch  erinnere  ich  mich  jetzt,  dass  Product  mir  nicht 
geiahlt,  so  findet  doch  kein  Eid  statt  (vgl.  Schach  Anm.  9. 
BU  §.  75.  vergl.  auch  oben  S.  348.).  Mur  meint  Sana 
Anmerk.  8.  L  /•,  dass  der  Richter  (wie  oben  zu  §.  125.) 
darauf  zu  sehen  habe,  ob  das  Gestandniss  nicht ^istigerweise, 
ehe  Producent  gefordert,  abgelegt  worden  sei. 

Zu  §.  130. 
'  Dieser  §.  nach  einem  Vorfalle  GUtin  14^'  Es  rechne- 
ten mehrere  CUirtner  unter  einander  ab  und  fand  sich  bei  ei- 
nem  ein  Ueberschuss,  der  als  dem  Grundherrn  gehörend  die- 
sem durch  eine  Scheiutradition  zugesichert  wurde.  Hierauf 
rechnete  jener  Gärtner  für  sich  nochmals  nach  und  es  fand 
dch  kein  Ueberschuss.  Der  talmudische  Autor  Raba  ertheilte 
den  Bescheid,  dass  die  Zusicherung  ungültig  sei,  da  sich 
zeigt,  dass  hier  ein  Irrthnm  obgewaltet  habe.  Alfasi  fügt 
im  Namen  älterer  Lehrer  hinzu,  dass  dieser  Irrthum  sich 
durch  Zeugen  ausgewiesen  habe  (oder  Producent  selbst  den 
Irrthum  eingesehen):   und  sagt  daher  Chqsch.  Mischp.  c,   81. 
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§.  20.^  d«88  ein  GeständoiM,  das  sich  als  Irrtbum  erweist, 
kein  Gestindniss  ist.  Es  wird  auch  an  letzterm  Orte  ange- 
führt, dass,  wenn  A  an  B  eine  Schuldurknnde  in  der  Md- 
nimg  übergeben,  dass  er  ihm  schuldig  sei,  und  es  erweist 
sich  dieses  als  unrichtig,  so  ist  die  Urkunde  ungültig!  Fer- 
ner das.  §.  30.,  wenn  sogar  schon  nach  der  Uebergabe  ei- 
ner zugestandenen  Summe  sich  ein  Irrthum  zeigt,  so  ist  eben- 
falls das  Zugestandniss,  als  auf  einer  falschen  Voraussetzung 
beruhend,  ungültig.     Vgl.  das.  mehrere  Fälle. 

Zu  §.  131. 

Der  erste  Theil  des  §.  basirt  auf  Mischna  Schebuot  38*, 
woselbst  wenn  B  an  A  eingestehet,  dass  er  bei  ihm  hundert 
zu  fordern  habe,  den  andern  Tag  aber  sagt,  er  habe  sie  ihm 
(inzwischen)  gezahlt,  so  ist  die,  Einrede  gültig.  Sagt  er  aber 
den  andern  Tag,  Producent  habe  nichts  bei  ihm,  so  wird  die 
Einrede  nicht  angenommen.  Das  gestrige  Gestandniss  war 
nämlich  vor  Zeugen  (das.  41^);  es  ist  also  zwischen  der  heu- 
tigen und  der  gestrigen  Aussage  des  Producten  notorisch  ein 
Widerspruch :  und  kann  er  nicht  anführen ,  er  habe  sich  ge- 
irrt, denn  (wie  die  Commentatoren  hinzufügen)  man  überlegt 
wohl  genau,  ehe  man  ein  ernstliches  Gestandniss  ablegt.  Vgl. 
Tosefot  Gittin  14'*'  und  Schach  Anmerkung  €0.  zu  Chosck. 
Mischp.  L  L  —  Aehnllches  besagt  auch  die  Tpsefta  Baha 
Mezia  c.  1.;  doch  will  Schach  (/•  L  Anmerk.  56.)  einen  Un- 
terschied machen  zwischen  dem  Eingeständniss  und  dem  nn-  ' 
aufgeforderten  Gestandniss,  und  fuhren  wir  hier  Manches 
ausführlicher  über  die  Theorie  der  Zurücknahme  einer  Aus- 
sage oder  eines  Geständnisses  an. 

„Wer  einmal  vor  Gericht  eine  Aussage  gethan,  der  kann 
sie  nicht  zurücknehmen,  es  sei  denn  unmittelbar  nachdem  er 
gesprochene^  ist  ein  Princip  des  talmndischen  Rechts  (vergl« 
Schebuot  32^*  u.  a.  a.  O.);  er  kann  also  nach  einigem  Zwi- 
schenräume nicht  angeben,  er  habe  sich  geirrt.  Bei  gleich- 
zeitigen Zeugen  kann  jedoch  der  eine  Zeuge  widerrufen,  so 
lange  noch  der  andere  spricht  (Tgl.  Sema  Anm.  7.  zu  c.  80. 
Tgl.  auch  oben  za  §•  27.).  Hat  nun  die  Partei  ihre  Aus- 
sage geendigt,  so  ist  diese  unwiderruflich,  wenn  auch  dai 
Gericht  noch  nidit  die  Klage  und  Einrede  protoeoUrt  hat  (TgL 
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SaUm.  hen  Aderet  respane.  1060.)  *).  Doch  wtrd ,  80  hnge 
ikt  Parteien  die  Gerichtsstelle  nicht  Terlawen  htben ,  auf  eine 
pbinible  Interpretation  ^hört  (Chosch.  Mischp.  r.  80.)  **).  — 
Oeatehet  non  Prodiict  dem  Producenten  die  Forderung  so^ 
ao  ist  daa  Etngeatandnigs  (,wenn  es  nicht  unmitteihar  surüclc- 
genommea  wurde)  unwiderruflich  und  findet  das  Vorgel>en  ei- 
liea  Irrthumea  nicht  atatt,  möge  das  Bingestandnisa  Tor  Ge- 
richt oder  For  Zeugen  unter  den  nöthigen  Formen  (§.  114.) 
abgelegt  worden  aeio.  Gestehet  aber  Prodnct  unaufgefordert, 
ao  kann  nach  der  Meinung  Schachts  ^  selbst  wenn  dieses  un- 
aufgeforderte Gestandniss  vor  Gericht  abgelegt  wurde,  Pro- 
dnct es  zurücknehmen;  nur  kommt  viel  darauf  an^  in  wel- 
cher Weise  er  das  Gestindoisa  ausgesprochen.  Choseh>  Mischp. 
{.  ^  §.  22.  gibt  jedoch  auch  das  unaufgeforderte  Gestand- 
niss als  irrevocabel  an.  —  Daa  Gestandniss  (nach  Schach  das 
EIngeatandniss )  vor  Gericht  wird  .für  ao  ernstlich  und  über- 
legt gdialten,  dass  selbst  wenn  der  Beweis  einer  bessern 
Einrede  für  den  Producten  spricht  (wenn  z.  B.  Prodnct  ei- 
nige Zeit,  nachdem  er  vor  Gericht  das  Gestindniss  abgefegt, 
ea  als  irrthümlich  widerruft:  hier  spricht  für  lim,  widerriefe 
er  aua  Unredlichkeit,  ao  konnte  er  kurz. sagen,  er  aei  dem 
Urtheilaspruche  schon  nachgekommen  und  habe  bezahlt)  daa 
Vorgeben  einea  Irrthnma  nicht  angenommen  wird.  —  Das  Ge- 
stindniss Tor  Zeugen  wird  ebenfalls  von  einigen  Autoren  für 
80  ernsthaft  und  überlegt  gehalten,  daas  auch  hier  auf  keine 
Weise  auf  die  Einrede  eines  Irrthums  gehört  wird  (  T^osffot 
L  L  und   Andere).      Doch  hat  narch  einigen  Autoren  hinaicht- 


•'^)  Obschon  der  Proceis  ijn  talmuditchen  Rechte  mundUcb  ist,  so 
kdnnen,  wenn  beide  Parteien  damit  einverstanden  sind,  sie  ihre  AcUonen 
and  Exceptionen  protocotliren  lassen  {Baha  Batra  167.  168.).  Dieses 
pflegt  auch  nach  /.  ben  Schettchet  respons.  298.  zu  geschehen,  damit  um 
daatowemger  ein  Widerruf  des  einmal  Ausgesagten  stattfinde.  Vgl.  Cho§ek, 
MiMckp.  e.  13.   S.  3.  «.  80.  §.  %  Glot$€. . 

**)  Nach  der  Allgem.  Preuss.  G.  O.  1.  Thl  10.  Tit.  $.  27.  83.  fin- 
det ein  Widerruf  nach  erfolgter  Regulirung  des  atotus  cautae  et  contro- 
versiae  nicht  statt.  -Widerruf  bei  aussergerichlUchero  Gestandniss  findet 
iiadi  §.  88b.  das.  statt,  wenn  Product  Gründe  seines  frrthuros  u.  s.  w. 
(vgl.  S  27.  das.)  angibt  Das  taimudische- Recht  nimmt  auch  bei  dem  ausser- 
^eriohiUcbea  Ckatöadaisse  (vor  Zeugen)  kemin  Irrthm  an.    .Vgl.  wektr. 
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ttch  der  besteni'  Elordk  dat  Gestiodolst  vor  Zeugen  nicht 
die  Kreft  wie  dm  QetOndniet  ver  Oericht  (R.  Ma$.  6m 
Naehmtm^  SaUmu  ben  Adertt).  Eine  dritte  Meinung  (Jl. 
Joseph  Kolon  reMpono.  65.),  dau  bei  einem  Fingrgfindriier 
^«r  Zeugen  überhaupt  die  Exception  eines  Irrthnma  stattfinde, 
stehet  gans  isoilrt  da,  und  wird  mit  Recht  snrdckgewiescn. 
Vgl  snsfiUirfich  Schach  Anmerk.  60.  /.  /. 

Der  andere  Theii  des  §.  gehet  aus  Baba  Batra  175** 
hervor,  wo  nach  der  Erklärung  von  T^osefot  das.,  wenn  ein 
Kranker  gessgt,  er  schulde  an  A  euie  Summe,  und  hierauf 
sagt,  er  erinnere  slch^  sie  schon  gesahit  su  liaben  (seine  firft- 
here  Aussage  war  also  ein  Irrthum),  das  Letitere  als  lidhtig 
«ngenolnmen  wird,  weil  die  Denkkraft  eines  Kranken  oft  ge- 
stört ist  und   der  Irrthum  hier  sehr  leicht  möglich« 

Zu  §.  132. 

„Wenn  A  'Ton  B  efaien  Gegenstand  (ein  Gefass^  Kield 
n.  s.  rw.)  als  ihm  gehörend  fordert^  und  B  erwiedert,  er  ge- 
boret nicht  dir,  sondern  dem  C,  so  gilt  dieses  nicl^t  als  Oe- 
etindniss  für  C,  selbst  wenn  dieses  vor  Gericht  ausgespse- 
chen  wurde.^^  Choach*  Müchp.  /.  /.  §.  23.  nach  E.  Hai.  — 
Als  Grund  hierfür  wird  angegeben,  dass  dieses  Gestandniss 
gär  nicht  zu  der  Klage  gehorte  und  nur  als  ein  eitles  Ge- 
rede su  betrachten  ist.  Doch  ist  dieses  Gestandniss  gültig,  wenn 
es  in  Gegenwart  von  C  vor  Gericht  ausgesprochen  wurde.  Vgl. 
Schach   Anmerk.  58.   und  oben  zu  §.  28. 

Zu  §.   133. 

Chmtch.  MUchp.  L  l  §.  17.  19.  Daa  achriftliche  Ge- 
standniss ist  unwiderruflich,  weil  man  aus  Scherz  oder  Ne- 
benabsicht wolil  nicht  ein  solches  ablegt  (jR.  Ascher  respona. 
65.  §.  1.).  Wenn  unter  dem  Nacbbsse  eines  Verstorbenen 
sich  eine  Sdirift  befindet,  in  welcher  er  sägt,  dasa  er  an  A 
eine  gewisse  Summe  schulde,  so  wird  dieses  ebenfalls  als  gU- 
tiges  Gestlndniss  angenommen;  denn  wenn,  wie  zu  §.  110. 
bemerkt  wurde,  auch  bei  dem  unaufgeforderten  Gestandufase 
eines  Kranken  die  Vermuthung  einer  Nebenabsicht  nicht  ausge- 
sehlossen  ist,  so  iSUt  diese  bei  einem  derartigen  schriftlichen  Ge- 
atindnisse  weg  (JB.  bischer  L  l).  Dieses  gilt  auch,  wenn  man  in 
dem  Rechnnngsbuche  (vgl.  weitor  §.  188.)  des  Verstorbenen 
«faie  Schuld -eingetrageQ  findet     (So   nach   Scicrdb  Anm.  45; 
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das  Olossem  dm:  §.  17.  will,  du§  die  Handschrift  nur  dann 
beweiset, 'wenn  sie  sich  bei  einem  Andern  befindet.  Vgl.  Sema 
Anmerk.  42.  und  Tumim  Anmerk.  25.).  —  2Snni  schriftlichen 
Gestindniss  ^hört. ferner,  wenn  Product  Tor  Zeugen  ein  Ge- 
stindniss  ibgelegt  und  su  ihnen  gesagt,  dass  sie  es  schrift- 
lich aufsetien  können,  so  ist  dieses  schon,  wenn  auch  die 
§.  114.  erwähnte  Form  fehlt,  ein  unwiderrufliches  Gestind- 
niss. (Maimonid.  Edut  c.  17.  §.  4.  Vgl.  auch  Schach  An- 
merk. 48. 'L  /.  Anderer  Meinung  ist  Chosch.  Mischp,  L  /. 
^  18.)  Zu  bemerken  ist  jedoch,  dass  ohne  Vorwissen  des 
Producten  die  Zeugen  ein  schriftliches  Document  über  das 
Geständniss .  nicht  ausstellen  können  ( es  sei  denn  die  symbo- 
lische Zusichenmg  Torhergegangen).  Vgl.  ausführlich .  Synhedr* 
£9^  Maimoftfd.  l.  l.  c.  7.  §.  2—6.  Chosch.  ^iachp.  c.  39. 
§.  7  — 13.  Vgl.  auch  weiter  zu  §.  140.  141.  —  Auch  wenn 
Product  ein  schriftliches  Gestandniss  in  einer  ihm  unTerstand- 
lieben  Sprache  Ton  Jemandem  hat  aufsetzen  lassen  und  es 
unterschrieben,  so  ist  es  giiltig,  da  er  durch  Hiniufngung 
■einer  Unterschrift  deutlich  zeigte ,  dass  er  dem  Abfasser  die- 
ses Docuraents  rolles  Vertrauen  schenke  und  iiberzeugt  sei, 
dass  er  nur  der  Wahrheit  gemäss  schreiben  werde.  Respons. 
des  Mos,   ben  Nachman.     Vgl.   Bet    Joseph  c.  45.   $<  2. 

lieber  die  symbolische  Zusicherung  (der  zweite 
Fall  des  §.)  vgl.  Eingang  zum  folg.  Titel.  Nach  der  Kraft, 
die  diese  Zusicherung  hat,  ist  anzunehmen,  dass  ein  derarti- 
ges Gcständniss  ernstlich  gewesen  sei  —  Dieses  gilt  auch  fiir 
Geständniss  in  Gegenwart  eines  Dritten  ff.  (der  dritte  Fall 
des  §.),  d.  i.  B  sagt  zu  A,  dass  er  die  Summe  oder  das 
Depositum,  das  er  bei  ihm  zu  fordern  hat,  an  den  gegen- 
wärtigen C  übergebe  und  Product  A  erklart  sich  hiermit 
einTerstanden ,  so  ist  dieses  von  Seiten  des  A  ein  vollkomme- 
nes Geständniss,  dsfss  B  diese  Summe  oder  das  Depositum 
wirklich  bei  ihm  zu  fordern  habe  und  kaim  er  es  nicht  unter 
dem  Verwände  des  Nichternstlichen  oder  der  Nebenabsicht  wider- 
rnfen.  Vgl.  auch  Chosch.  Mischp,  c>  126.  §  13.  und  STtfr^das.  — 
Das  Vorgeben  eines  Irrthums  findet  nach  Schach  Anmerk.  43. 
zu  c.  81.  wenn  eine  bessere  Einrede  zu  Gebote  stehet,  (vgl. 
zu  §.  131.),   auch  bei  den  Fällen  dieses  $.   statt. 

R.  Joseph  ben  Leb  Tom.  2.  §.  51.  will  aucli,   dass  wenn 
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Asagt,  das  Depositum ,  das  er  bei  Jemandem  niedergelegt,  ge*' 
liöre  an  B,  90  sei  dieses  ein  vollgültiges  Gestandniss;  den 
da  er  befürchten  mnss,  dass  Depositar  auf  dieses  Gestand* 
niss  das  Depositum  an  B  geben  werde,  so  wird  er  woU 
nicht  aus  Nebenabsicht  ff.  ein  unwahres  Gestandniss  ablegen. 
Tumhn  Anmerk.  31.  widerspricht  diesem  aus  Griinden,  die 
nicht  gani  zureichend  sein  dürften.    - 

Zu  §.  184. 

Ckoach,  Mischp.  l.  l.  §.  28.  nach  Aifasi  in  respons,  —  * 
Hier  findet  auch  das  Vorgeben  eines  Irrthums  (er  habe  als  er 
geschworen  vergessen,  dnss  er  schon  gezahlt)  nicht  statt  (seibat 
wenn  eine  bessere  Einrede  zu  Gebote  stehet.  Schach  Anmerk.  6S.)j 
denn  man  überlegt  genau  ehe  man  schwört.  Tur  l.  l,  §.  31.  — 
Den  Handschlag  ermähnt  Glosse  ibid,  nach  JR,  Jerucham^  der 
zwar  anführt  den  Handschlag  ,^auf  Glauben'^  (inaitaMn  ,,auf  Treue'^); 
doch  erklärt  Sema  Anmerk.  58.,  dass  der  Handschlag  hentesn- 
tage  gewöhnlich  so  genommen  wird,  und  es  nicht  der  ausdrüdL- 
lichen  HinzuHigung  „auf  Glauben^^  bedarf '*'). 

Zu  §.  135. 

Cliosch,  Mischp,  L  L  §.  29.  nach  Haltrumot  42.  Pforte. 
,^Sagt  der  Gläubiger  zu  dum  Schuldner,  er  habe  auf  die  Schuld 
>on  zweihundert  schon  hundert  empfangen,  so  ist  dieses  ein  gül- 
tiges unwiderrufliches  Ges(äudni8S^^  (Dieser  Satz  gehet  zwar  schon 
aus  der  Analogie  des  §.  118.  Gedachten  hervor;  unser  §.  spricht 
jedoch  auch  ^on  dem  Fall,  dass  Producent 'eine  auf  200  lau- 
tende S^huldurkunde  in  Händen  hat,  und  jene  theilweise  Abbezah- 
lung  auf  ihr  nicht  bemerkt  ist,    und   wird  auch  hier  daa  Ge- 


*)  Der  Handacblag  wird  Im  Chö9ch,  Mitehp.  aos  doppeltem  Ga- 
sichtepancte  betr^clitet:  ab  Versicherung  und  als  Kid.  Als  Versicberanf 
komiDt  es  darauf  an,  ob  der  Ortsgebrauch  sei,  dass  durch  den  Hand- 
schlag ein  Kauf,  Verkauf  IT.  beschlossen  werde:  in  diesem  Falle  hat  der 
Handschlag  Rechtskraft  und  wird  der  Kauf  n.  s.  w.  hierdurch  unwider- 
ruflich. Chosch,  Mitehp.  c.  I!29.  §.  5.  Glosse,  c.  201  §.  %  —  Als  Eid 
(unter  HinvufQgung  „auf  Glauben^'  oder  unter  solcher  Voraussetzung)  mosa 
der  Handschlag  allenthalben  gehalten  werden;  doch  kann  das  Gericht 
hieran  nicht  zwingen  (vgl.  oben  zu  g.  86  )  und  sind  auch  die  Erben  nicbt 
verpflichtet  dem  Versprechen  nachzukommen  (wie  Beides  im  ersten  Falle). 
Vgl.  Sehath  Anmerk.  14.  zu  §.  121.    Ferner  c.  907.  §.  19. 
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itiodniM  •!•  völlig  gfilUg  ngeBommea.    VgL  A.  iotii  SerkemA 
bd  &AaeA  Aaoieik.72. 

Zu  $.  ISft. 
Chasch.  Mißchp.  L  l.  §.  25.  Dich  Hatirumot  L  L  und  A« 
Aacher  respans,  65.  §.  4.  —  Doch  man  der  Associe,  weldicr 
.gestehet ,  die  ginze  Forderuag  bezahlen^  da  et  nich  Cho§ck 
BÜMchp  c.  77.  §.  1.  Norm  ist,  das« wenn  Mdirere  gemehischafdidi 
kaufen  oder  ausleihen,  der  Eine  für  den  Andern  bur^  (soli- 
darische Obligallon),  vgl.  Sema  Anmerk.  51.  und  Sr/kacA  Anmerk. 
64  zu  c.  81.  —  Es  wird  dieser  Norm  gemäss  auch  nicht  der 
gestehende  Associe  als  Zeuge  gegen  den  andern  Associe  (um 
denselben  mit  dem  biblischen  Eide  nach  §.  79b.  zu  belasten) 
zugelassen;  da  er  hierbei  betheiligt  ist.  —  Fordert  aber 
Producent  an  Associes  eine  Schuld,  die  sie  ausser  ihrer  Asso- 
ciation gleichzeitig  coutrahirt  haben  (wo  jeder  nur  eine  obligatio 
In  partem  hat),  so  verursacht  das  Eingeständniss  des  Einen 
dem  Andern  einen  F^id,  so  wie  sie  auch  in  dieser  Beziehung 
zu  ehiander  Zeugniss  ablegen  können.  Chosch.  Miachp.  c.  37. 
§.  4-6.  c.  77.  §.  5. 

Zum   dritten   Titel. 

Quellen.  Baba  Batra  160 — 176  und  sonst  an  >ielen  Stel- 
len, vorzüglich  Ketubot  und  Baba  Mezia.  X.  Hai  Gaom 
ttekach    Umimkar  {de  emtione et  venditione)*).    Alfaei^  zu 


'*')  Ueber  Geiit  and  Daritellungswefie  des  Verfatiers  vgl.  oben  S.  302. 
Das  Baeh  Mekach  Umimkar  zerfillt  in  sechsig  Pforten  and  war  ebenfalls 
arabisch  geschrieben.  R.  Jizchak  freu  Keufren  Barceloni  (Tgl.  oben  S.  303.) 
übersetzte  es  ins  Hebräische  und  begleitete  es  mit  einem  knften  Vortvort, 
k  welcbeai  er  das  Jabr  4838  (1080  Qbl.  Zeitr.)  ab  das  der  Uebersetzung 
baseicbnet.  Diese  Uebersetzang  (im  Orighial  warde  das  Werk  nicht 
darch  den  Drack  TerdlTentlicht)  erschien  zaerst  Venedig  5363)  .dann 
.Wien  5&60  mit  Annerkongea  nnter  deai  Titel  8er  Sahab  des  nn- 
Ungst  Terstorbenen  A.  Rleatatj  Verfasscra  mehrerer  Werke.  Die  Anaer* 
kongen  enthalten  grdsstentbeiU  N/ichweise  der  bezdglicheA  Talmudatelh» 
and  manche  TextTerbetsemngen.  Der  letztgenannte  Vcrfasaer  tertfeni 
schon  deshalb  Anerkennung,  weil  er  Jeden  gelehrten  Apparat  nnd  die 
aoagedebnte  Disputationsweise  Termieden,  und  sich  strict  an  das  Werk 
gehalten.  Ein  kurzer  hebrftischer  Auszug  des  Mekach  Umimkar  erschien 
ebenfalls   zu  Venedig  im  obengedachtea  Jahre«    Rappaport^   Leben  des 
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dem  gedachteu  TaÜBudstellm  uid  mmmI.  Mamanide8  Toön 
Wenilan^uodMalwe  Vf  elo^e  {ilecreditoreeidebitore).  HaU- 
tur  voce  rrnm»,  pp.  "poB-itt  dt^.  tarp.  ytn,  mVo.  nan».  und  sonst.  -  - 
R.  Sanrnel  Hassardi  Hattruffeiot  *),  R.  /Äscher,  C9lo.fdft. 
Miwehpat  c.  39—87.   Tur  n.  A. 

Wir  senden  der  ErkUirunf  der  §§.  hier  Manches  &ber  llypo  • 
ÜidLen  und  Ohligationen^  des  talmudischen  Rechts  Toraus^  da 
erst  durch  eine  genauere  Aaffassung  der  Eigenth&mlichkeit  dieser 
in  vorgenannten  Rechte,  Aufschhiss  über  dessen  Lehre  von  Ur- 
kunden wird. 

Zuerst  Einiges  tkber  Hypotheken.  Dem  Giftobiger  stehet 
gesetslich  das  Pfandrecht  su.'  Me  Pfindung  kann  aller  nur  auf 
Erkc^nntuiss  des  Gericlits  und.  iwar  durch  den  Gerichtsdiencr  vor- 
genommen werden  (also  pigtius  es  cau9ajndicatf),  —  i>ic  Instru- 
mente  des  Handwerkers  können  nicht  gep findet  werden,  so  vile 
überhaupt  kein  Pfandrecht  auf  das  wovon  sich  Jemand  emfthrt, 
stattfindet.  Auch  das  Unentbehrliche  des  Lebensbedarfes, 
wie  das  Kleid  des  Schuldners  u.  der^i.  kann  nicht  ausge- 
pfändet werden.  Andere  Modalitäten  und  die  Weise  der  Pfän- 
dung auHfiihrlicIi  Baba  Mezia  113  ff.  Maimonidea  Malwe  e.  9. 
Hattrumot  1.  Pforte.  '1.  Abtheilmig  §.  3—5.  Chmch.  Mittchp. 
c.  72.  79.  ~  Ueber  Faustpfand  Baba  Mezia  72.  Sehe-, 
buot  43.  Maimonid.  l.  l.  und  SechinU  c,  10.  Chosch,  Mischp, 
c.  72.  Hervonuheben  ist  hier,  dass  der  Pfandgliubiger 
das   Pfand,    das    durch  Gebrauch   wenig   abgenütst    wird,   wie 

Hai,  hält  dafür,  daM  dieser  Atiazug  nicht  Ton  Barceloui ,  sendet u  von 
einem  andern  Uebersetzer  herrühre,  dem  er  auch  vor  jenem  den  Vorzug 
einriamt.  In  letzterer  Hinsicht  dflrfte  jedoch  nicht  anbedingt  Rappoport  bei- 
zustimmen  sein.  -—  Wir  benützen  hier  die  Wiener  Ausg;abe  und  den  ge- 
dachten Auszug. 

*)  Der  Autor,  ein  Sardinier,  verfasate  nach  jibrok.  Soccul  seui  Weik 
im  Jahre  4d85  (1225  der  übl.  Zeitr.)  und  theilte  es  in  70  Pforten  ein; 
jede  Pforte  STerRUlt  in  Abtheilnngen  und  jede  Abtheiliing  in  Paragraphen. 
Dem  Werke  gehet  ein  Gedicht  voraus,  in  welchem  der  Verfasser  sein 
'Alter  bei  dessen  Beginn  auf  dreissig  Jahre  angibt.  Br  war  ein  Schüler 
des  R.  Moses  ben  Nachman,  mit  dem  er  in  starkem  Briefwechsel  stand 
and  dessen  an  ihn  ergangene  Antworten  er  oft  anführt.  Dieses  Buoh 
wurde  schon  in  früherer  Zeit  öf^r  edirt,  und  endlich  Venedig  5403  von 
dem  auch  als  Homiletiker  bekannten  und  gebildeten  Ataria  dt  Pigo  mit 
dessen  zu  diesem  Werk  verfassten  Commentar  Giddnie  Teruma.  Wir 
ckiren  ans  dieser  Ausgabe. 
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eioe  Axt,    Schaufel  a.  dgli,   wenn  es  ihm  Ton    eioeai  Annen 
Terpfiodet  wurde,  weiter  rermiethen   und   den   Lohn   als   Ah- 
lahlung  nehmen  darf  (ai§o  eine  Rechtswohlthat  für  den  Ver- 
pfander).     Dem  Pfand^läubiger  aelbst  stellet  kein  Niessbrauch  am 
Pfände  zu,    wohl  aber  musa  er  für  Diebstahl  und   Abhanden- 
kommen  haften.     Eine  Antichreaia   (dass    der  Gläubig^er  die 
Frfächte  der  Terpfandeten  Sachen  statt  der  Zinsen  ziehe)  gehet 
im  talmudischen    Recht    nicht    an    (vgl.    oben    §.   49.);    wolil 
aber  kann   nach  Uebereinkunft  der  Parteien  der  Gläubiger  die 
jihrlichen  Früchte  des   Terpfandeten    Grundstucks  als  Abzah- 
lung   der    Schuld    beziehen.    Baha    Mezia  67**  (wo    berichtet 
wird,    dass  dieses  in  der  mesopotamischen  Stadt  Sura  häufig 
war,   daher   auch  diese   Art  Pfandleistung    den  Namen   Mras:^ 
«•Wi  pigtioratio   Suritana   erhielt).      Maimanid.  L  L  c.  6.  — 
Das  Faustpfand  kann  nur  mit  Wissen  und  Einwilligtmg  des  Ver- 
pfanders  veräussert  werden;    eine  AuMiahme   macht,   wenn  der 
Gläubiger   gegriindcte  Furcht   hat,    dass   man    ihm    das  Pfand 
atehlen  oder  es  ihm  sonst  abhanden  kommen  werde  und  er  es  daher 
lieber  In  Geld  umwandeln  will,  das  er  besser  aufbewahren  kann; 
zweitens  wenn   das  Pfand   sich  deteriorirt,    und   der  Gläubiger 
hierdurch   seine  Sicherheit  für   die  geborgte   Summe  Tcrlieren 
wikrde:  In  diesen  beiden  Fällen  kann  das  Pfand  auch  ohne  Vor- 
wissen    des  Verpfänders   verkauft    werden   {R,  Hai  6.  Pforte). 
Im  Allgemeinen  gilt  für  jedes  Pfand  (auch  für  das  gerichtliche) 
die  Regel,    der  Pfandgeber   muss    bei  dem    Verkaufe    hlenon 
Terständigt  werden,  vielleicht  will   er  es   einlösen  und  hat  er 
das  Vorrecht  vor  j^dem  Andern.     Der  Gläubiger  kann  das  Pfand 
nicht  an  sich  bringen,  und  muss  es  gerichtlich  verkauft  werden 
Baia  JUezia  38.    Hai  /.  /.    Maimonid.   Chasch.  Mischp,    (Bei 
Verkauf  der  Wittwe  zur  Erlangung  ihrer  Alimente  und    ihrer 
Paraphernen  tritt  manche  lindernde  Ausnahme  von  dem  bisher 
Gedachten  ein.      Vgl.  Ketubot  f.  97.  98.  Hai  l.  l.  f.  15.    und 
Andere). 

Von  grösserer  Wichtigkeit  für  den  folgenden  Titel  ist  das 
hypothekarische  Verhältniss  in  welchem  das  Habe  des  Schuld* 
nera  zum  Gläubiger  stehet.  Das  Vermögen  des  Schuldners, 
sowohl  das  immobile  als  das  mobile,  das  er  zur  Zeit,  als  er 
die  Schuld  contrahirte,  besass,  ist  nach  talmudischem  Rechte 
dem  Gläubiger  verobUgirt,  also  hier  stillschweigend  die  röm. 
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hypotheca  nmnium  bonorum  (L.  15.  §.  1.  i^.  94.  $.  D.  20.  I. 
Der  Rechtsiiisdruck  Im  Ulmodischen  Recht  ist  'nxPWD  ^^uoterthi- 
nig,^^  verobli^rt).  Es  wird  iiSmIich  der  Grundsatz  aufgestellt :  ,4ie 
Güter  des  Menschen  bürgen  für  ihn*<  n-m  '}^yisia  iztdk  nn*i  "nsa 
Baba  Batra  174'*  Der  Gläubiger  hat  also  ein  Recht  an  den 
Schuldner,  und  durch  dieses  ju9  ad  personam  oder  eigentlicb 
poteatas  *)  entstehet  ein  derartiges  ju8  ad  rem^  dass  auf  dem 
sammtlichen  Vermögen  eine  ^''Unterthänigkeit^^  (n*a:i^;29)  zu  dfim 
Gläubiger  liegt,  es  stillschweigend  hypothecirt  Ist  **),  Ein 
tahnudischer  Autor  (Abaja,  Peaachim  29)  meint  sogar,  dasa 
dieses  hypothekarische  Recht  sich  wenn  der  Schuldner  nicht 
zahlt  schon  von  der  Zelt  des  Darlehns  in  eine  Possession  um- 
wandelt, das  Habe  (natürlich  so  weit  die  Forderung  des 
Gläubigers  reicht)  also  schon  Ton  da  an  als  Eigenthum  deS' 
Gläubigers  betrachtet  wird,  so  dass  wenn  letzterer  in  dieser 
Zwischenzeit  einen  Kaufcontract  darüber  abgeschlossen  oder 
es  (zum  Gebrauche  eines  Gotteshauses  oder  der  Armen)  g^ 
heiligt  hat,  der  Kauf  oder  die  Heiligung  gültig  ist.  Dieser 
Meinung  wird  (das.)  widersprodien :  der  Gläubiger  hat  nur 
ein  Recht;  doch  wird  aligemein  eingestanden,  dass  dieses 
Recht  so  stark  ist,  dass  wenn  der  Schuldner  zur  Zelt  die 
Zahlung  nicht  leisten  kann ,  auch  sein  Verkauf  oder .  seine 
Heiligung  in  der  Zwischenzeit  ungültig  ist.  Der  Gläubiger 
kann  sich  also,  wenn  Schuldner  nicht  zahlt,  an  dessen  gegenr 
wärtlgeMobilien  halten,  so  wie  an  die  Immobilien  auch  wenn 
sie  schon  im  Besitze  eines  Dritten  (verkauft  sind)  *^*y, 

*)  Vgl.  Tab.  m.  L.  ].  2.  3.  der  XII.  Tafelgesetze  (bei  Dirk«en)r 
Aerii  confessi  rebuaqvt  Jure  judieaÜB  iriginta  dies  juati  ttmto.  PnI 
deinde  manua  i^jectio  e$io ,  tu  ju$  ducito,  2Vi  judUmtwm  faeii  aitl  fiMpt 
endo  em  jure  vindicit^  tecum  ducito  ^  vincito^  aut  nervo  out  eompedibuif 
quindecim  pondo,  ne  majore  aut  si  volet  minore  vincito.  Vgl.  Geüiu» 
iVoct.  Mtie,  L.  30.  c.  1.  Dieser  Gedanke  schebt  dem  obigen  Satsei 
,,Die  Göter  den  Menschen  bürgen  ff."  zu  Grunde  au  liegen;  doch  kennt 
iu  der  Wirklichkeit  das  talmudiscbe  Recht  durchaas  keine  solche  poteetm 
an  dem  Schuldner,  und  weiss  es  auch  sogar  nichts  von  einem  Schuidarrealb 

'^^)  Der  Ausdruck  ju»  ad  rem  ist  nicht  ga^  adäquat  und  ist  last 
nach  der  weiter  zu  erörternden  Unterthänigkeit  hier  ein  jus  iu  re. 

**'^)  Bei  Mobilien  nur  die  gegenwärtigen,  aber  nicht  die  inzwischeil 
▼erkauft  wurden  und  sich  nun  in  der  Hand  eines  Dritten  befinden.  Als 
Ursache  hierfür  ist  anzusehen,  weil  sonst  jeder  Schuldner  vom  nothwan- 
digsten  Verkehr  ausgeschlossen  wäre ,  da  Nieaiand  von  ihm  etwas  als  Be- 
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Nur  lal  der  Oliubiger  luersl  an  dt9  unverkaufte  Vermd* 
g&n  des  Schuldner!  lu  weisen,  und  sellMt  wenn  er  hier- 
bei im  Naehlheiie  stellet.  Es  gelten  hier  folgende  Regeb: 
der  Glittblger  nimmt  für  seine  Schuld  die  mittleren  Grund- 
slficke,  d.  i.,  wenn  Schuldner  ihn  nicht  mit  baarem  Gelde 
oder  Mobillen  beMedlgen  kann  (besitit  der  Schuldner  erste- 
res  oder  letstere,  so  kann  er  nicht  den  OKubiger  auf  Grund- 
stikcke  Tcrwdsen  Baba  Koma  9^  vgl.  Tosefoi  Ketuboi  86*  und 
Bmba  Batra  93^)  und  er  beaitst  Felder  von  guter,  mittlerer 
mid  schlechter  Qualität  (Fruchtbarkeit),  so  wird  GÜub^  von 
den  von  mittlerer  Qualitit  befriedigt.  Hat  nun  aber  Schuld- 
ner diese  verkauft  und  uur  die  von  schlechter  Qualllit  ra- 
T&ckbefaalten^  so  muss  Glaubiger  sich  mit  letsteren  snfrieden 
ateUen,  und  kann  die  ihm  eigentlich  gebührenden  Felder  mitt- 
lerer Qoalitit  nicht  vom  Klufer  abfordern.  —  Shid  mehrere 
GrandsCQcke  des  Schuldners  von  Mehreren  erkauft  wordeii| 
•0  kann  Gläubiger   sich  nur  an  den    leisten  Käufer,   d.  L  an 

von  ihm  erkaufte  Grundstück  (wenn  die  Schuld  nicht 
Höhe  übersteigt^,  halten;  denn  der  frühere  Käufer 
entgegnet  %  es  sei  bei  seinem  Kaufe  noch  genuc  beim  Schuld- 
ner geblieben,  dass  er  —  der  Gläubiger  —  befriedigt  werde. 
Bemerkt  muss  femer  werden,  dsss  der  Glänbiger  nnr  na 
Jeae  verkauften  Immobilien  ein  Recht  hat,  die  der  Schnld- 
MT  IV  Zeit  der  Contrahirung  der  Schuld  besessen;  GBter 
iber  die  erst  nadi  dieser  Zeit  in  den  Besits  des  Schaldiien 
bnmen,  sind  ivrmr  so  lange  sie  der  Schuldner  besitst  dem  Gliv- 
bigcr  unterthänig,  kann  dieser  seine  Schuld  an  ihnen  ijnfafdrm, 
sie  aber  verkauft,  so  kann  der  Gläubiger  sich  aichl  aa 

KUfcr   hahca.      Kiae   Aa^nahsie    macht  jedoch  hicrwK 
Scbaidaey   ia   die   Scfaaldurkuade   eineeschriebca. 


«HKteM  k««Mu  iW«Hf«  jedM^  «sMMcfclicb  die  MiWlw  mit 
I^srck  a»!  dt*  hiMeknif  vifBlBpft,  m  ktaM«  aw^  sie  aw  dn- HaM 
U^imcvteartwwäM«  Tgl.  Aste  Aitr« 444.)  bkMMMabvi 
Man«  dMS  sv  Zeit  4m  Tala«4t  4m  cigcadicW  V 
aAckf«  Wiaad  «aä  asa  ia  ifcnw  die  eigMÜicW  V 
Vgl  AtSaWl  «Ta.  IM«  ITaMa  334.  I^rw  «mrdc 
la^htraea«  IKm«  AKataie  aar  ««a  d«a  ^a^iibaMfi  cucvf«rdcfft  iL  L  Ua). 
Bm  ah  M  «f^MTcc  ir4Nr  Sek  die  Jadea  mI  dea  iUadcl 
aaidisk  fihttca  die  rwaia  eis ,  das»  dk  Pirafbecaca  a.  «.  «. 
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er  %vtdk  das,  wm  «r  etwi  erwerben  werde,  dem  Glivbifsr 
VBterwerfe^.  (Vgl.  each  L.  9.  C.  8.  17.  und  weiter  so  $.  192.) 
—  Bei  mehreren  Gläabfg«ni  hat  der  erste  die  Prioritil, 
ecibet  wenn  die  Zablidt  des  spatem  6JiuMgera  eher  nk 
die  seinfgc  fiele;  doch  gilt  auch  Ider,  dass  wenn  der  spitere 
Gllubiger  sich  an  einem  6randstiU:ke  beiahlt  gemacht,  dn 
anderes  aber  noch  bei  xdem  SchirMoer  zurttckgeUleben  ki% 
der  f nähere  Gläubiger  sich  nur  an  dieses,  selbst  wenn  m 
sddechterer  QuaHtät  ist,  halten  kann.  Die  Priori tfr  glH 
femer  nur  hiasiditlich  der  Immobilien,  die  der  Schuldner  sclion 
cur  Zeit  der  Contrahhrüng  der  Schuld  besessen;  bei  Mobilien 
so  wie  ah  spiter  erworbenen  Immobilien  ist  das  Recht  aDer 
Gläubiger  gleich,  und  findet  eine  Frioritat  nidit  aUtt  *). 

Wir  gehen  nun  lu  den  Obligationen  iber,  die  in  nihe« 
rer  Verbindung  mit  dem  folgenden  Titel  stehen.  Unter  den 
Obligationes  ^  qnae  catuentu  eonirakuniur  ist  hier'^Torsiiglieh 
der  Kaufcontract  zu  erwähnen.  Die  eigentliche  Erwerbsait 
ist  bei  Mobilien  die  Apprehendon,  und  swar  indem  entweder 
der  Kaufer  die  Sache  in  die  Hohe  hebt  (welches  die  vorzüg- 
lichste imd  allenthalben  gültige  Art  der  Apprehension  Jsl)^ 
oder  indem  Verkäufer  den  Gegenstand  an  den  Käufer  über- 
gibt, oder  der  Käufer  ihn.  an  sich  ziehet.  (VgL  hierüber  ans- 
f^hrlich  Baba  Batra  76.  86.  KidduMfihin^.  Hai  13.  Pforte.) 
Bd  Tausch  braucht  dfe  Apprehendon  nur  dnsdtig  zu  sein^ 
d.  i.  wenn  einer  der  Padscenten  die  Apprehension  an  der  gegen- 
seitigen Sache  gemacht,  so  hat  hierdurch  der  andere  Padscent 
dbenfalls  die  eingetauschte  Sache  erworben  {Kiddu9chin  28**). 
Bderans  entstand  der  sogenannte  Mantelgriff  ("fro'psp),  wdcfaea 
dne  traditio  symbolica  ist.  Der  Käufer  reicht  nämlich  dem 
Verkäufer  einen  Gegenstand  (sein  Gewand)  hin,  gleichsam  als 
Eintausch  gegen  das  tou  ihm  erkaufte  Gut,  der  Verkäufer 
dehet  dieaen  an  dch  und  hat  hierdurch  der  Käufer  den  er- 
kauften Gegenstand  erworben  (Baöa  Mexh  47.  Hai  L  L  Ckasek. 

'*')  Diese  Sätze  werden  ausführlich  besprochen:  Kttvhoi  90.  92b  94. 
Qiiim  48 Jf.  Boba  Koma  /.  8.  Boba  Batra  f.  44.  und  sonst  an  rielea 
Orten.  A.  Hai  27.  Pforte.  Alfaii  und  R.  j4»eher  zu  Ketubot  86.  94.  und 
a.  a.  O.  Maimomd»  Malwe  c  19.  20.  HaiHur  voce  n1*nnM-  Aalfm- 
mot  4«  Pforte.  Choteh.  MUekp.  c  104.  111.  112.  vgL  ferner  welter  zu 
§.  13a 
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Mkckp.  e.  195.).  Diese  Tradition  Jcommt  häufig  bei 
Vertrigen  vor,  und  gilt  sie  sonst  bei  vielen  Fällen  als  uuwider- 
mflicbe  Zusichemng  ^).  —  Nach  der  Meinung  eines  talniu- 
dischen  Autors  (Kidduschin  L  L  und  sonst  a.  a.  O.),  welche 
•nch  allgemein  als  die  gültige  angefahrt  wird  (Hai  L  L 
Maimanid*  MecMra  r.  3.  Ckosch.  Mischp,  L  L  c.  198/  §.  1.), 
mächt  eigentlich  ,,Geld,^  die  Besahlang  des  Kaufpreises, 
den  Kanf  gültig  und  bedarf  es  nicht  der  Apprehension ;  allein 
ift  der  Verkäufer  sich  jeder  weiteVh  Obhut  (custodia)  über- 
hoben sehen  würde  und  so  das  Gekaufte  bei  ihm  leicht  zu 
Grunde  gehen  könnte,  wurde  die  Apprehension  einj^eführt 
(also  ursprünglich  nicht  symbolisch ,  sondern  war  es  eine  wirk- 
liche Uebemahme;  vgl.  oben  S.  55.  vierte  Anmerk.).  IMobi- 
lien  werden  femer  erworben,  wenn  sie  sich  im  Hause  des 
Kiafers  befinden,  und  bedarf  es  hier  blos  der  beiderseitigen 
Ilebereinstimmung.  Zweifelhaft  ist  jedoch,  ob,  wenn  sie  in 
den  Geräthschaften  des  Käufers  Im  Hause  des  Verkäufers 
•der  umgekehrt,  in  den  Geräthschaften  des  letxtern  und  im 
Hause  des  Käufers  sich  befinden,  ohne  anderweitige  Apprehen- 
don  erworben  werden  k5nnen  **),      Immobilien   werden  erwor- 


*)  Der  Verkäufer  gibt,  nachdem  er  den  als  ftymbolischen  Taasch  erkaaf- 
ten  Gegenstand  angegriffen,  denselben  gewöhnlich  dem  Käufer  zurück ;  daher 
der  Ausdruck:  Erwerb  durch  MantelgrÜT.  Uebrigens  kann  auch  ein  Drit- 
ter einen  Gegenstand  (dein  Gewand)  zu  Gunsten  des  Kaufers  zu  diesem 
symbolischen  Tausch  reichen:  denn  es  gilt  im  talmudischen  Recht  als  Re- 
gel, dass  was  einem  Abwesenden  zum  Vortheile  ist  auch  ohne  dessen 
Willen  fttrihn  gethan  werden*kann  (y^stl  kVv  t3^b  ''{^'Si)^  und  hat  dieie  Hand- 
lang «volle  Rechtskraft  So  kann  z.  B.,  Jemand  für  einen  Dritten  ein  Ge- 
idimk  übernehmen  und /kann  der  Geber,  weim  auch  der  Beschenkte  es  noch 
nicht  ratificirt  hat,  es  nicht  zurückverlangen  (also  nicht  die  Norm  des 
römischen  Rechts :  ignoranti  possesio  non  adquiritur  L.  1.  C.7. 32.).  Daher 
kann  auch  einer  der  Zeugen  sein  Gewand  zum  MantelgrifT  hergeben  $  und 
iit  dieaes  gewöhnlich.  Cho$eh.  Miachp.  l  I.  §.  3.  Glosse.  Eine  andere 
Art  der  traditio  »ymbolica  ist,  wenn  Mobilien '  mit  (vermittelst)  Immobi- 
lien erworben  werden ,  vgl.  Baba  Batra  756 ;  auf  die  wir  aber  als  etwas 
fernliegend  hier  nicht  eingehen. 

**)  Nach  Baba  Batra  So.  86.  ist  hier  die  Frage  was  eigentlich  zu 
bernckiichtigen  sei,  ob  der  Ort  wo  der  Gegenstand  sich  befindet,  oder 
dai  Gefasi  worin  er  sich  befindet.  Wird 'also  der  erste  Fall  unseres 
Textes  negirt,  lo  mosi  der  andere  bejahet  werden  und  umgekehrt.  Alfasi 
ad  loe»  und  Maimonid,  l,  1.  c.  4.  g.  2.  verneinen  jedoch  mit  Bestimmtheit  beide 
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ben:  1)  durch  sofortige  ganxe  oder  theilweise  Beiahlung  dei 
Kaufpreises  '*');  2)  durch  die  Kaufsurkunde;  3)  durch  Appre* 
liension,  welche  daria  bestehet,  dass  der  Kaufer  etwas  an 
dem  Grundstück  mit  Wiiieu  des  Verkäufers  Toroimmt,  einea 
Pflock  einschlagt,  den  Zaun  verbessert  u.  dgl.  m.,  den 
Scliiiissel  vom  Hause  abziehet  oderles  übergibt  ihm  der  Ver- 
kaufer den  Schlüssel  (worül>er'  ausführlich  Boba  Batra  52 — 54w  - 
Hai  L  L  Mmmonid.  /.  L  c.  1.  Ckosch.  Minchp.  c,  192* ){ 
endlich  4)  durch  die  obengedachte  symbolische  Tradition.  Dia 
Bezahlung  des  Kaufpreises  maeht  jedoch  mir  an  jenen  Orten 
den  Kauf  unwiderruflich,  wo  man  gewöhnlich  nicht  eine  Kauft- 
Urkunde  ausstellt;  wo  nicht  ein  solcher  Gebrauch  bestehet,  bedarf 
es  auch  der  Urkunde  {Kidduschin  26°).  Umgekelirt  macht 
aber  auch  Kaufsurkunde  ohne  Bezahlung  uiclit  denn  Kauf,  ea 
sei  denn,  dass  das  Grundstück  von  schlechter  Qualität  sei  und 
der  Verkaufer  es  gern  losschlagen  will  {l,  L  Hai  L  l.  Mai*- 
inonid.   L  l.   Chosch*  Miaehp,  jc.  190.  191«). 

Die  Torzüglichstc  Obligation  des  Verkiufers  ist  die 
Gewährleistung  für  Eviction  (talmudischer  Ausdruck  r'n'viiiX 
d.  i.  die  Dafurhaftung  im  Falle  das  verkaufte  Object  den 
Kaufer  von  einem  Dritten  rechtlich  weggenommen  (evincirt) 
wird,  entweder  weil  es  dem  Verkäufer  gar  nicht  gehörte- 
und  er  es  unrechtmässig  an  sich  gebracht  hatte,  oder  ea 
fordert  es  ein  früherer  Gläubiger  des  Verkäufers  für  dessen 
Schuld  von  dem  Käufer  ab  (vgl.  oben).  Diese  Gewährlet- 
stuug  übernimmt  stillschweigend  jeder  Verkäufer,  wenn  sie 
auch  nicht  in  der  Urkunde  bemerkt  ist  (Boba  Alezia  15** 
und  gilt  dieses  auch  für  Schuldverschreibung),  oder  wenn 
gar  keine   Urkunde  ausgestellt  wurde,  lind  der  Kauf  nur  vor 


Fälle,  worüber  die  Conmientatoren  zu  vergleichen  «iod.  —  Auch  bei  den 
oben  gedachten  Arten  der  Apprehension  übt  die  Verschiedenheit  des  Ortes 
einen  Binfluss)  so  findet  das  an  sich  Ziehen  nur  in  einem  dem  Käufer  ge- 
hörenden Locale  oder  in  einem  nicht  frequenten  Gässchen  (k:3Q*^D  tetniia) 
statt,  das  Uebergeben  nur  in  einer  besuchten  Strasse,  das  Aufheben  aber 
allenthalben.  Vgl.  Baba  Baira  77  und  86.  Eine  andere  divergirende 
Meinung  des  B.  J.  Tarn  l.  l,  77.  übergehen  wir,  da  sie  allgemein  nicht 
ahgenominen  ist. 

'^)  Die  Bezahlung  darf  nicht  in  einem  Pfand  oder  in  einer  bei  dem 
Verkäufer  habenden  Schuld  bestehen,  wenn  der  Kaufpreis  die  Apprehen- 
sion machen  soll    Vgl.  ausführlich  A.  Hai  I.  I. 
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Zeugen  getclimh  (vgl  R.  Mm.  ien  Naekman  m  Baha  Beträ 
77^).  Aber  selbst  wenn  aatdrucLHch  eine  Nichtgewibiiei^ 
•tung  ansbedungen  wurde,  kann  bei  einer  in  Autsicht  stehen- 
den Enction,  d.  i.  wenn  ^on  einem  Dritten  ein  Einspmdi 
erhoben  wird,  der  iwar  noch  nicht  gerichtlich  erwiesen,  f&r 
dessen  Richtigkeit  aber  mehrere  Anseichen  sprechen  (vgl. 
Cbowh.  Müehp.  c.  226.  §.  ö.  Glesse),  der  Kiufer  so  er 
nicht  eine  bemerkiiche  BesiUergrelfnng  (eine  Abänderung,  also 
■och  mehr  als  die  obige  Apprehendon)  Torgenommen  hat,  zu- 
iftsktreten  und  muss  Verkaufer  das  Kaufgcld  zurückerstatten 
{Mmrnonid.  L  /.  €•  19.  §.  2.  Cbasek,  Misehp.  L  L,  nach  A!e- 
tubat  92.  Anderer  Meinung  ist  jedoch  Raechi  daselbst:  wenn 
dnmal  dss  Kaofgeld  erlegt  wurde,  so  kann  Käufer  auf  eine 
•och  nicht  erwiesene  Eriction  nicht  nirncktreten.  VgL  auch  R, 
A9dmr  und  Tut  l.  l.)*).  — '•  Fernere  Obligationen  shUI: 
Der  Verkiufer  miiss  haften  lur  die  Mängel  und  Fehler  des 
Objects,  die  der  Kiufer  nicht  erkannt  hat,  d.  L  von  denen 
er  nichts  beim  Kaufe  gewnsst.  Was  als  Fehler  zu  beurthei- 
Ien  sei,  hingt  (ausser  den  allgemeinen  Fehlem)  vom  Ortsgebrauche 
•b;  femer  in  wie  weit  durch  den  Fehler  der  vom  Kiufer 
namhaft  gemachte  Zweck  nicht  erreicht  werden  kann.  Seibat 
wenn  der  Kiufer  erst  nach  längerer  Zeit,  sogar  nach  Verlauf  meh- 
rerer Jahre  den  Fehler  erkennt,  gehet  der  Kauf  zurück;  hat 
aber  der  Kiufer,  nachdem  er  den  Fehler  erkannt,  die  verkaufte 
Sache  noch  weiter  gebraucht,  ao  wird  dieses  als  ein  sich 
Bufrleden  geben  betrachtet.  Bei  Mingeln,  die  dem  Kaufer 
Um  Auge  fallen  mussten ,  findet  nach  Ketubot  57^'  und  75'''  keine 
Rückgingigkeit  statt.  Ebenso  wollen  auch  manche  nachtalmudische 
Autoren,  dass  wenn  der  Kiufer  gleich  kosten  oder  einen  Ver- 
auch  anstellen  konnte  und  er  hat  es  unterlassen,  so  hat  er 
zu  verstehen  gegeben,  dass  er  wegen  Mängel,  die  auf  diese 
Welse  zu  entdecken  sind,  nicht  den  Kauf  rückgingig  macheo 
wolle  (vcL  Maggüi  Misehna  zu  JUaimojiid,  L  L  c.  15*  )• 
Findet  sich  an  der  erkauften  Sache  ein  bleibender  Fehler, 
ao  kann  der  Kaufer  auf  ginzliche  Aufhebung  des  Kaufes 
dringen  (also  eine  actio  redhibitoria)  ^  aber  nicht  auf  Minde- 
rung   des  Preises    {actio  quanti   minons);    ist    es    aber    dn 

*)   Die   BtiptOmtio   dmplae  des   römifcheo  RechU   L.  43.   56.    $•  2. 
D.  21.  2.  i«t  deai  talmvdiachen  Recht  ganz  anbekaant. 
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Idchi  XQ  verbettenider  Fehler,  00  kann  Kinfer  nur  dfelets^ 
tere  Klage  iber  nicht  die  eratere  anbringen.  Mahnonid.  L  l.  §.  4. 
TgL  Maggid  Mütchna  das.;  Ckoach,  Mischp.  L  L  §•  5.  und 
Glosse  nach  R.  Ascher  reapons,  96.  §.  7.  *). 

Der  Kauf  ist  ferner  bei  Mobilien  anfgehobenv  wenn  der 
eine  oder  andere  Contrahent  über -ein  Sechstel  des  Werthea 
Terletst  Wurde«  Bei  einem  Sechstel  selbst  Ist  der  Verlust 
zu  ersetsen  und  bleibt  der  Kauf;  bei  weniger  als  einem  Sechs- 
tel brsncht  auch  ein  Ersatz  nicht  geleistet  sn  werden.  .Wen 
übrigens  bei  der  Verletzung  über  ein  Sechslei  nur  die  Klage 
auf  Rflckginglgkeit  stattfindet,  so  muss  sie  Ton  dem  Ver- 
letzten (auch  wenn  der  Verklufer  um  diesen  Werth  verletat 
wurde,  gehet  der  Kauf  zurück)  angestellt  werden;  tritt  aber 
der  Verletzte  mit  der  Klage  auf  Ersatz  auf,  dann  kann  andi 
der  Verletzende  den  Kauf  rückgangig  machen.  Baba  Mezia  49  C 
Baba  Batra  84  und  Töaefot  das.  R.  Hai  15.  Pforte,  aher 
etwas  abweichend.  A^asi  an  beiden  Orten,  Tgl.  aneh  JL 
Aacher  zu  letzterer  Stelle.  Mahfumid.  L  l.  e.  12.  Chaack.  Miadkp. 
c.  227).  —  Bei  Immobilioi  acheint  nach  babylonisdiem  Tal- 
mud eine  Klage  auf  Verletzung  gar  nicht  atattanfinden  (Baim 
Mezia  S6  und  sonst  an  Tiden  Stellen).  Der  jerus.  Talmud 
Ketubat  SJ""'  will,  dass  wenn  der  Contrahent  über  die  Hilfte 
verletzt  worden  ist,  der  Kauf  aufgelöst  sei,  aber  auch  hl 
diesem  Falle  schehit  der  babylonische  Tahnud  {L  l.  ]08<^) 
nicht  eine.  Verletzung  zu  kennen.  Auch  R.  Hai  L  L  hat 
keine  Verletzung  bei  Immobilien;  R.  Chananel  (vgl.  Taeefot 
Ketubot  9&^)  versucht  jedoch  eine  Uebereinstimmung  zwi- 
schen beiden  Taimuden,  und  nimmt  auch  Glosse  zu  Choach. 
Miachp.  L  l.  §.  29.  eine  Verletzung  über  die  Hilfte  an. 
Vgl.  auch  c.  ^.  §.  38.  Glosse  und  Schach  Anmerk.  122  **). 

*)  Diefei  bt  ganz  analog  den  hier  unmittelbar  folgenden  Sätzen  fiber 
Werthaverletzang.  —  Die  Lehre  über  die  RQckeangigkeit  durch  Fehler  Baha 
Mezia  80.  Baha  Batra  83. 92—98.,  wo  auch  bestimmt  wird  was  ein  Fehler  sei. 
R,Htti  Gaon  Pforte  45—48.  Maimimid.l.  I.  c.  15—18.  Cho$eh.  Müekp. 
c.  329.  930.  231  233.  234.  Hierher  sind  aach  za  vergleichen  die  Rddi- 
ichen  Bdicte.  L.  I.  S-  i-  pv*  L.  38.  D.  21.  1.  Ueberfaaupt  bietet  dieser 
ganie  Titel  sehr  viel  Interessantes)  l&sst  aber,  wo  eine  Klage  statthaft 
ist,  föwohi  die  actio  redhibitorla  als  act.  aesttmaforia  (quanti  minorit)  la. 

**)  Das  ramladie  Recht  hat  nach  ^aer  fpiteren  CoöstStoUon  (consl.  2. 
C.  4.  44.y  chie  ImiIs  «Ifra  rf/arfd tasi.  wenn  derVerkfiafer  rsrletzt  wurde. 
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Wir  enfihDen  nun  auch  Einiges  über  Schenkungen. 
Die  Schenkung  wird  sowohi  bei  Mobilien  ah  Immobiiien 
durch  dieselben  Mittel  wie  die  des  Kaufes  erworben. 
Die  Schenkung  eines  Kranken  macht  eine  Ausnahme;  hier  ge- 
n&gt  der  ausgesprochene  Wille,  um  dem  Donatar  einen  Gegen- 
■Und  suiueignen.  Hierher  ist  auch  zu  besielicn,  wenn  unter 
der  ausgesprochenen  Erwartung  eines  baldigen  Todes  etwas 
geschenkt  wird.  —  Die  Schenkung  muss  sich  •  besiehen  auf 
dnen  bestimmten  Gegenstand,  d.  i.  das  geschenkte  Grnnd- 
aliick  n.  s.  w.  muss  benannt  sein;  heisst  es  aber  der  Dona- 
tor schenkt  ein  (nicht  naher  beaieichnetcs)  Grundstück  unter 
•einen  Grundstücken,  so  hat  hierdurch  Donatar  gar  nichts 
erworl>en;  Maimonid.  Sechija  c.  3.  ^.  5.  nach  Gitiin  8.  9. 
€Jko8ck,  Mischp,  r.  141.  §.  4.  —  Die  Schenkungsurkunde 
eines  Gesunden  muss  öffentlich  sein,  d.  i.  der  Donator  muss 
den  Zeugen  gestatten,  dass  Hie  Tor  aller  Welt  die  Urkunde 
tassteilen  und  unterschreiben;  eine  Schenkung,  die  im  Gehei« 
men  oder  nicht  auf  gedachte  Weise  geschiehet,  ist  nicht 
gültig,  es  wird  hier  eine  Nebenabsicht  oder  ein  Zwang,  oder 
dass  nicht  in  der  Macht  des  Donators  gestanden  habe 
in  Tcrschenken,  geargwohnt  (vgl.  Samuel  den  Meir  Baba 
Batra  44^);  und  wird  daher  in  der  Schenkungsurkunde  ge- 
wöhnlich die  Formel  geschrieben:  „er  (der  Donator)  hat  cu 
den  Zeugen  gesagt,  ihr  könnt  euch  öfTentlich  hinsetzen  und 
ihm  eine  oifene  Urkunde  sdireiben.*'*-  Doch  ist  bei  der  Schen- 
kung eines  Kranken  gestattet,  dass  er  von  den  Zeugen  Still- 
adiweigen  bis  nach  seinem  Tode  verlange.  —  Dass  eine 
Schenkung  auch  ohne  Wissen  des  Donatara  für  ihn  acceptirt 
werden  kann,   wurde  schon  oben   bemerkt;   doch  kann  natür- 


und  läflst  hier  wieder  beide  Klagen  zu;  nur  bleibt  dem  Käufer  anheimge- 
stellt  y  auf  welche  er  eingehen  wolle.  Das  ialmudifiche  Rocht  verfolgt 
überhaupt  bei  Werthverletzung  einen  andern  Gnindsatz:  der  ganze  Rauf 
wird  als  ungültig  gehalten,  so  der  Verletzte  mit  ihm  nicht  einverstanden  ist; 
nach  Anderen  überhaupt  fQr  ungültig,  nnd  kann  deshalb  aach  der  Ver- 
letser  zurücktreten,  wenn  auch  die  vorzüglichste  Rücksicht  auf  den  Ver- 
letzten zu  nehmen  ist.  Vgl.  R,  Jona  bei  Ascher  L  i.  Uebrigens  ist  eine 
Frist  bestimmt,  innerhalb  welcher  der  verletzte  Käufer  zurücktreten  kann 
(vgl.  Baha  Mezia  496) ^  hat  er  diese  verabsäumt,  so  bleibt  der  Kauf. — 
Bei  Münzen  findet  nich  einer  Meinung  (I.  1.  51.  Glosse  zu  CftoscA.  MUchp. 
0.  137.  S.  16.)  schon  eine  Verfetiong  statt,  sobald  mehr  als  ein  Zwölftel. 
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licli-der  Btaehtnktie^  wenn  er  Kiiiidc  da^^ii  erhSIt,  jene  Ae- 
cepUtioii  fir  ungvltig  erklircn  (/.  L  137^).  —  Dfe  Schen^ 
kmig  toll  eigentlich  so  «ein,  dast  der  Betchenkte  jeden  be- 
liebigen Gebninch  von  ihr  machen  kann;  lial  jedoch  der  Do- 
nilor  etisdrücklich  gesagt,  daaa  er  nur  «u  einem  gewlttea 
Clebrattche  oder  nur  auf  ehie  gewisse  Zeit  schenke,  oder 
liat  er  sonei  eine  Bedingung  daran  geknüpft  (smd  modo  oder 
tuö  cmuUlwney.  'so  muss  der  Wille  des  Donators  stets  er^ 
lullt  werden.  Wird  die  Bedingung  iiidit  eingelmlten,  so  miiae 
der  Donatar  daa  Geschenkte  nebst  den  inswischen  geiogeueif 
Fruditcn  restituiren  (Ckofck.  Ml$ekp,  L  L  %  5—9.).  —  Bei 
Schenkungen  wird  «brigeus  nicht  nnr  der  ansdrlkckliche,  son- 
dern auch  der  muthmassliche  Wille  {vciTCMi)\  d.  I.  unter  wd- 
cher  Vorausselaung  der  Donator  daa  Geschenk  gemacht,  Im-* 
nUsksicktlgt  (vgl.  auch  weiter  bei  Verkauf}.  Daher  findet 
eine  Revocation  atat|,  wenn  ein  Erkrankter  sein  Vermögen 
Jemandem  als  Geschenk  verschreibt  und  er  hierauf  geneset, 
weil  anzunehmen  iat,  dasa  diese  Schenkung  nur  unter  der 
Voraussetsnng  des  eintretenden  Sterbefalls  gemacht  wurde, 
denn  es  wird  wohl  Niemand  sich  sdues  ganien  Vermögena 
berauben  und  es  einem  Andern  geben  (Ba&a  Balra  146.). 
Ferner,  weiw  iemaud  schien  abweaenden  Sohn  för  gestorben 
haltend,  eine  derartige  Schenknng  macht,  nnd  dieser  Sohn 
wieder  zurückkommt;  hier  Ist  ebenfalla  begründete  Vermuthung 
wie  oben  (/.  /.}  R.  Mehr  Lublin  reapom.  104  scliUesst  nach 
dieser  Analogie,  wenn  ein  Kinderloser  eine  solclie  Schenkung 
macht  und  es  werden  ihm  hierauf  Kinder  geboren,  so  Ist 
ebenfalls  diese  Schenkung  ungültig.  Es  wird  ferner  Chowh. 
Mischp.  c.  246.  §.  3.  nach  B.  Mehr  llalewi  angeführt,  dasa 
wenn  Jemand  vor  Feinden  oder  Gläubigern  flüchten  musste  und 
er ^  sein  Vermögen  verschenkte,  hierauf  aber  sich  mit  ihnen 
abgefunden  oder  ausgeglichen  u.  s.  w.,  so  kann  er  ebenfall« 
die  Schenkung  revociren.  Doch  gelten  alle  diese  Fälle  nnr 
von  der  Schenkung  des  gansen  Vermögens;  hat  hingegen  der 
Donator  etwas  für  sich  lurückbehalten  —  -selbst  wenn  dieses 
nicht  bedeutend  ist  —  so  findet  mit  Ausnahme,  wenn  der 
Donator  aussprach:  er  schenke  in  der  Erwartung  seines  nahen 
Todea,  eine  Ueiticktion  nicht  sUtt  Noch  erwähnen  wir  eine 
Vonussetiung,  die  aber  schon  mehr  eine  Deutung  der  Worte 
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des  Donatoni  ist.  Wenn  Jemand^  der  mehrere  Kinder  liatte^ 
■ein  Vemiö^n  an  seine  Frau  oder  an  einen  seiner  Söhne 
verschrieb,  so  wird  angenommen,  dass  er  die  Frau  oder  den 
Sohn  nur  als  Vormund,  Verwalter  des  hinteriassenen  Ver- 
mögens einsetzen  wollte«  Baba  Batra  131*'  Doch  wird  die 
Schenliung  als  solche  angenommen,  wenn  sich  in  der  Urkunde 
deutlich  herausstellt,  dass  der  Donator  eine  wirkliche  Schen- 
kong  gemeine  {Chosch.  Mhrhp,  c  246.  §.  4.)  *).  —  Die  Ge- 
wihrleistung für  Eviction  findet  bei  Schenkung  niclit  statt,  es 
•ei  denn  dass  der  Donator  sie  ausdrücklich  sugesichert  **). 

Eine  sehr  bemerkenswerthe,  einem  Serritut  sich  nihemde 
Obligation  veranlasst  das  dem  talmudiachen  Recht  eigenthitm- 
liche  Grenzrecht  (r*Q*in)*  Diese  Obligation  wurde  erst  in 
späterer  Zelt  von  unter  persischer  Herrschaft  lebenden  taU 
imidischeft  Autoren  ausgebildet;  sie  isl  hervorgerufen  durch 
daa  beim  Verkaufe  eines  Gnuidstiickes  dem  angrenzenden 
Nachbar    zugestandene  Vorrecht,    welches    spiter   sich   In    ein 

*)  In  einem  Falle  gilt  die  VorauMet3(ung  such  im  umgekehrten  Ver- 
hältniss,  es  wird  nämlich  ein  schenkender  Wille  angenommen,  wenn  auch 
dieser  Wille  nicht  ausgesprochen  wurde.  Wenn  namlicb  Jemand  ein 
-Hana  ganz  aufgnrftumt,  all  sein  Geräthe  heraasgenommen  und  seinen 
Sohn  darin  verheiratbet  hat,  lo  wird  dieses  als  eine  Willenserklärung  an- 
gesehen, dass  er  dem  Sohn  das  Haus  schenke.  Baha  Ratra  J446.  Maimon» 
Sechija  c,  6.  §.  16.  —  Dieses  ist  ein  Beitrag  zu  dem  Familienleben  jener 
Zeit:  und  wird  so  wie  die  im  Text  erwähnte  Schenkung  an  die  Frau 
s.  8.  w.  vom  Talmud  selbst  bezeichnet  „wie  eine  Rege!  ohne  eigentlichen 
(R«chts.)  Grund«<  fdas.).  Bs  wird  hier  die  Absicht,  der  Wille  benlck- 
sichtigU 

**)  Ucber  Schenkungen  Baba  Balra  o.  9.  10.  Mmimomid.  Sechija 
Ümatana  {de  adipi$cendo  et  donatione)  ö.  5.  6.  8 ff.  Haittur  voce  rOT» 
Choich.  Mischp.  e  241  bis  258.  —  Im  talmudischen  Recht  bedarf  es  bei 
einer  Schenkung  nicht  wie  im  rdmlschen  Recht  L.  36.  §•  3.  C.  8.  54.  der 
WiUenserfclining  yor  Gericht  (imuntiaiio  donatlonie).  Die  Revocation 
fiadet  femer  im  talmadischon  Recht  nur  statt,  wenn  von  Seiten  des  Donators 
ein  neuer  Umstand  wie  oben  binsotritt;  ein  Umstond  aber  Ton  Seiten 
des  Besolienkten  in  Beziehung  zum  Geber,  wie  manuM  impiae^  intidiat 
ftc.  berechtigen  nicht  zur  Revocation.  Das  rominche  Recht  hingegen 
Ifgt  auf  die  Beziehung,  des  Donators  zum  Donatar  Gewicht  (L.  10. 
C.  8.  66.);  kennt  aber,  wo  von  Seiten  des  Gebers  ehi  neuer  Umstand 
eintritt,  nur  dir  revoeaiio  propier  $ubvemiemtimm  IMeronrni,  and  zwar  nur 
dann  wenn  die  Schenkung  von  dem  Patron  don  Uktrim  genseht  wurde 
iL.  a  i6i<0- 
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elf  entliclieft  Recht  umwandelte  und  eine  Klage  gegen  den  Ranfer 
begründet.  Der  Beailser  einet  Gruudütuck»  liat  nämiicb  bei  Verliauf 
eines  angrensenden  Gnindatückea  die  Prinritil  dienet  sii  erliaufen; 
hal  nun  Jemand  ohne  »ein  Vorwiatfn  esgclianfit«  so  ist  dieser  Kinfer 
gehallen  et  ihm  gegen  Erlegung  des  Kaufpreiaea  absntrcten.    Hat 
der  Kiufer  dna  Grundstück  sehr  billig  an  sich  gebracht  (d^ 
Werth  ist  2000,  und  er  hat  ea  frtr  1000  erkauft),  ao  braudU 
der  Grenznachbar  nur  den  Kmnfpreia  au  erstatten ,  es  sei  denn 
dass  sich    ausweise,    dass  Verkaufer   aus    besonderer    Frenod- 
sdiaft    für   den  KSufer    ea   demselben  bilKger   überlassen  hat. 
Hat   der  Käufer   daa  Grundatnck    amellorirt,   so    bekommt  er 
die  Amelioration    ersetst;    hat  er   es    deteriorirt,    so    muss  er 
den  Schaden  ersetsen  *),    —     Dieser  Obligation   liegt  an  sich 
nur  eine  ^^Billigkelt^^  nu  Grunde,    also  an  sich  nur  eine  mora- 
lische  Verpflichtung   (gleichsam    eine   obligatio  tiaturalis)^   sie 
wird  Iiergcleitet  aus  Deuteron.  6,  18.  ,,du  sollst  thun  das  Recht- 
liche und   Gute    in    den  Augen  Gottes^%    also  noch    mehr   ab 
recht,    much  billig  liaodeln;    Jenem  ist   es    von  Nutzen,    daaa 
seine  Grundatücke  an  einander  grenaen,    diesem  verschlagt  ea 
nichts  sich    anderswo   ein  Grundstück    zu  kaufen    (^-obei    irei- 
lieh  von  unserer  Zeit,  wo  die  Acquisition  eines  Grundstftckea 
durch  Uebenölkenuig  sehr  erschwert  ist,  abgesehen  werden  muss). 
Sie  wurde  lu  einer   rechtlichen  erhoben,  doch  treten  mniicho 
Modilicationen  sowohl    nach  dem  Verhaltniaae    des  Verkiufera 
ala  dem  de«.  Kiufers  ein.     So  wenn  s.  B.  dringende  Umstünde 
einen    schnellen  Verkauf  erheischten,    da    unter   aolchen  Um* 
stfinden  der  Verkaufer  nicht  erst    bei  den  Nachbarn  anfragen 
kann,  ob  sie  kaufen  wollen.     Femer,  wenn  Kiufer  das  Grund- 
stück auf  zeitweilige  Abtragung  erstand,  da  der  Grenznachbar 
nicht  verlangen  kann,  dasa  auch  ihm  der  Verkiufer  wie  Jenem 
traue  und  auf  Borg  verkaufe  (es  sei  denn,  dass  er  die  Kaufsurom^ 
baar  erlegen  will).    Femer,  wenn  das  Grundstiick  bei  dem  Käufer 
verpfändet  war  (hier  wird  dieser  ala  der  ersteNachbar  betrachtet); 
der  Ehemann,    der   von   aelne'r  Frau   ein  Gnindatfick  erkauft, 
u.  dgl.  m.     Dm  Grenzrecht  findet  nmt&riich  bd  Schenkungen 


*)  Der  Käafer  wird  als  der  RfendaUr  des  Gremnadibari  betraebtat 
(Tgl.  Baba  MestalOS),  und  ist  er  gewiaeerauisaen  der  «egotloniai  g^Mer 
aowie  auch   biar  Mancbes   der  m€gMmfmm  gtüim  D.  ü.  6.  anwendbar  ist. 

24* 
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nicht  statt;  ferner,  wenn  OnnidstÄcke  geg^n  einander  einge- 
tauscht wurden  (da  ein  GmndstAck  durch  Tausch  bu  er- 
werben niclit  immer  bu  Gebote  stehet^  und  also  jene  Dilüg- 
keitsH'icIisicht  wegÜlit).  —  Dieses  Grenirccht  ist  von  be- 
sonderer \Vichtigl(eit  bei  Erbschaften;  und  miiss  wenn  einer 
der  Erben  ein  in  der  Nihe  des  ererbten  Gnmdstuckes  liegen- 
des Besitzthum  hat,  ihm  das  angrenseude  Grundstück  (wenn 
es  nSmiich  nicht  besserer  QuniitSt  als  die  anderen  ist  (Vlber- 

lassen  werden  ♦). 

Wir  haben    oben  die  Obligationen,    die  Mos  auf  gegen- 
seitiger Einwilligung  beruhen,   besprochen  ♦♦);  wir  gehen  jetzt 


*)  Die  Lehre  Tom  Grenzrecht  Baka  Mezim  /.  108.  Baha  Batra  f.  4. 
6»  12.    Maimonid,   Schechenim   (c/e  vicinit)  c.    J2 — 14.  Chofch.  Mitckp, 
c  175.    Das  Grenzrecht  schreibt  sich    aus   der  Zeit  als  die  Sas^anide^ 
Mesupotamicn  erobeKen,    her;   und  verfolgt  man  aufmerksam   die  Discus- 
Mon  Babß  Mczia  f.   h,   so   scheint  es  sich   aus  dem  Umstände  entwickelt 
zu    haben,    dass   die  Broberer    das   eroberte  Land    als  Rronlehn  ansahen 
(▼gL  oben  8.  66.  dritte  Anmerk.),    und   die  Grundstücke  gegen  eine  ge- 
wisse Grundsteuer  —   die  Taska    vgl.   das.  —  jedem  diese  Anbieteadcn 
überliessen.      Daher   heisst   es   ursprünglich:    „wenn   zwei    Brüder   oder 
zwei  Socien  auf  beiden  Seiten  Grundstücke  haben   und  in  der  Mitte  liegt 
ein  durch   die  Taska   zu    erwerbendes  Grundstück,   und   es  drängt  sich 
ein    Fremder   ein    (vgl.   Rtnehi  das.),    so   ist   es   eine   Unverschämtheit 
(^Ti  MD"*Sn);   aber  entfernen  kann  man  ihn   nicht^%   d.  i.  ein  Recht  ist 
idcht  da,  wodurch  er  veranlasst  werden  könnte,   das  Gru/idstuck  an  die 
Brüder,  gegen  die  von  diesen  zu  entrichtende  Ta»ka  abzutreten.     Bin  etwas 
späterer  Autor  (nach  der  gewöhnlicher  Leseart,  wo  oben  Rah)  gestehet  schon 
bei  diesem  Falle  ein  Recht  zu  „man  entfernt  ihn";  ragt  aber  ausdrücklich, 
dass  wegen  des  Grenzrechts  man  nicht  entfernen  kann.    Erst  noch  spätere 
Autoren    erbeben   (das.)   das  Grenzrecht  zu   einem  vollkommnen  Rechte 
and  fügen  die  näheren  Bestimmungen  hinzn^     Es  bezog  aicfa  also  diese 
Lehre  anfänglich  nur  auf  emphytentische  Grundstücke  i   und  da  dieie  zur 
Zeit   der  »as«anidischen  Eroberung  leicht  zu  erlangen  waren ,   so    wurde 
ein   Eindringen    zwischen   zwei   Brüder   als   eine  Unbilligkeit  angesehen. 
KIn  Grenzrecht  an  sich,  dass  et  selbst  bei  Kauf  eintrete,   erkannte  man 
auch  in  der  darauf  folgenden  Zeit  noch  nicht  an  und  dehnte  es  ent  die 
noch'  spätere  Zeit  in  solchem  Umfange  am.  — -   IfVir  beanerkcn  noch,  daii 
nach   der  Meinung  des   JR.  J.    Tarn  in   renpotu,   (vgl.  Tosefoi   das.)   bei 
Häusern   nicht   das  Grenzrecht  stattfindet,   da  man   nicht  so  leicht  ein 
Haua  zum  Kaufe  bekommt  (also  die  dem  Grenzrecbte  s«  Grande  liegende 
Mligkeit  hier  wegflUlt).    Vgl.  A.  Jtehtr  ad  Iwm. 

**y  Dieaa  ObligaUoiija  athnnen  darl»  wo  die  Nornaa  in  der  Natar 
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SU  den  RemlcoBlractea  über,  iy  «o  weit  sie  mit  unserm 
Titel  iu  Verbindung  stehen,  und  heben  hier  du  Dmriehn 
heraus.  Es  ist  eine  Regel  -des  islmudiscben  Rechts,  der 
Schuldner  des  Schuldners  Ist  der  Schuhlner  des  ersten  Gliu- 
blgers,  und  heisst  es:  ,,Wenn  Jensad  (A)  bei  Einem.  (B)  su 
fordern  hst,  und  dieser  (B)  wieder  bei  Einem  (C),  so  niftimt 
man  es  diesem  (C)  weg  und  gibt  es  Jenem  (A).*^  Diese 
Regel  wird  nach  ihrem  Urheber,  dem  mischniscben  Autor 
R.  Nathaui,  kursweg  die  Verobllgirnng  des  (nach)  R.  Nathan  — 
}r3  'm  vcnasm  — :  gcnaimt,  und  wird  hiulig  auf  sie  surüdi* 
geliommen  (Pesackim  81*'  Ketuboi  IV'  und  sonst  siient* 
halben).  Nach  der  Meinung  der  melaten  Autoren  ist  äbri- 
gens  kein  Unterschied,  ob  der  Schuldner  des  ersten  Gliu- 
bigers  oder  der  Schuldner  des  Scliuldners  friiiber  die  Schuld 
coiitrahirte;  der  sweite  Schuldner  ist  allenthalben  dem  ersten 
GIsubiger  verobiigirt  {Choseh.  Mhchp.  e.  86.  %.  !.)•  ^  ^^^ 
daher  B  nicht  dem  C  die  Schuld  erlassen  (das.  §.  5.);  kann 
femer  A  das  Darlehn  direct  tob  G  einfordern,  selbst  wenn, 
B  noch  sonst  Vermdgen  hat  (vgl.  das.  Schach  Anmerk.  5.).  — 
Noch  mehr  Eigenthundiches  bietet  die  Lehre  f&ber  Gession. 
Vor  Allem  ist  su  bemerken,  dass  die  Uebergabe  einer  Schuld- 
Urkunde  in  der  Absicht  sie  su  cediren,  noch  keine  Cession 
macht,  sondern  muss  Cedent  eine  Urkunde  ausstellen  (oder 
bei  der  Sthuldurkunde  bemerken),  dass  Cessionar  von  Ihm 
die  Scliuldurkuttde  erworben  hst  {Baba  Batra  f.  76.  77.  und 
so  die  meisten  Autoren.  Vgl.  A{fa9i^  Tosefoi^  R.  Ascher  ihui.y 
R.  Hai  IS.  Pforte  f.  29**,  und  nicht  wie  R.  Sam*  ben  Meis 
ad  loc»  dsss  die  Uebergsbe  sllein  eine  Cession  mache.  Vgl. 
Chosch,  Miwhp.  e.  66.  §.  I.).  Aber  iiichtMle«towen{ger  kann 
Cedent,  selbst  wenn  Ccsnionsr  iliui  die  Schuldurkuiide  sbge- 
kauft,    dem   Schuldner    die   Schuld    eriasseu    {Keluboi  tö*'); 


der  Sache  gelegen  sind  und  jede  Rechtalebre  auf  sie  kommen  muM,  wie 
«ifia  und  morhi  beim  Kauf,  mit  dem  römiacbon  Rechte  ubercin,  weichen 
aber,  wie  der  Leser  bisher  zn  erkennen  Gelegenheit  hatte,  in  anderer 
Hinsicht  ganz  von  demselben  ab:  so  wie  auch  manche  rdroisrhen  Gesetze 
zu  spät  sind,  als  dass  der  Talmud  sie  kennen  konnte,  manche  Normen' 
wieder  von  talmudischen  und  Dachtalmudi«clicn  Auturou  aufgestellt  sind, 
die  erweislich  das  römische  Hecht  nicht  kannten.     Vgl.  oben  S.  57.  58. 
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aar  mnss  er  daan  an  den  Cesflionar  die  gante  in  der  Schuld' 
Urkunde  enthaltene  Summe  (alao  nicht  nur  den  etwa  geringem 
Kaufpreis,  den  er  Tom  Cesalonar  für  sie  empfangen)  besahleu 
(JM/.SÖ"*  Chosch.  Mischp.  LI.  §.27.  32  und  Schach  Anmerk.  100). 
Einige  Autoren  {AlfaH  ad  lac.  Mahnonid.  Mechira  c.  6.  $.  12. 
Tosefot  Ketubot  10^*  u.  A.)  sehen  als  Grund  hierfür  an,  weil 
Urkunden  überhaupt  nach  dem  biblischen  (stricten)  Hechte  (TgL 
weiter  su  §•  138.  Anmerk.)  nicht  verkaufbar  sind;  denn  nur 
eine  wirkliche  Sache  kann  Terkauft  werden,  nicht  aber  ein 
Beweis  *).  Die  Meinung  eines  andern  Autors  {R,  Chananel 
bei  Alfas!) ,  dass  Cedent  einwenden  kann,  er  habe  nachge- 
rechnet und  gefunden,'  dass  der  Debitor  cessns  ihm  nichts 
schuldig  sei,  wird  als  ganz  unlialtbar  surfickgewiesen.  Mehr 
scheint  die  Meinung  des  R,  Abraham  ben  David  (bei  Mai- 
monid.  a.  a.  O.)  für  sich  zu  haben,  dass  überhaupt  der  Schuld- 
ner einwenden  kann,  er  habe  sich  nur  seinem  unmittelbaren 
OlSubiger,  nicht  einem  Dritten  (an  dessen  Stelle  Tretenden) 
terobligirt.  Es  kann  also  diesem  gemäss  eine  Cession  gegen 
den  Willen  des  Schuldners  nicht  gemacht  werden;  und  hat 
aie,  wenn  ohne  dessen  Vorwissen,  nicht  vollkommene  Rechts- 
kraft. —  jff.  Joe,  Tmn  nimmt  fdr  obigen  Satz  folgende  Rechts- 
fictton  an.  Der  Gläubiger  hat  an  den  Schuldner  ein  doppel- 
tes Recht:  ein  Recht  an  ihn  selbst  {ju9  in  persanam^  an- 
nähernd potesfas  vgl.  oben)  und  ein  Recht  an  sein  Ver- 
mögen (jus  ad  rem) ,  und  zwar  folgt  letzteres  nach  dem  Grund- 
satz „die  Güter  dos  Menschen  bürgen  für  ihn^^  (vgl.  oben) 
aus  ersterm  so  da^s  wenn  dieses  aufhört,  jenem  die  Thiter- 
lage  fehlt  und  es  also  nicht  statt  hat.  Nun  ist  aber  nur 
das  jus  ad  rem  cedirbar  aber  nicht  das  jtu  in  personam^ 
dieses  verbleibt  dem  eigentlichen  Gläubiger;  gibt  er  es  nun 
auf,   erlässt  es  dem  Schuldner,   so  fällt  von   selbst  auch  das 


*)  Das  hypothecarische  Recht  (vgl.  oben)  wird  also  nur  als  ein 
schwebendes,  angewisses  betrachtet;  es  tritt  ein,  wenn  Schuldner  nicht 
bezahlt  and  Gläubiger  sich  an  dessen  Vermögen  halten  will.  Ein  solches 
Recht  ist  an  sich  als  l^ein  wesentliches  nicht  verkaufbar,  obschon  dingliche 
Rechte  yeriotuf-  und  abtretbar  sind  und  daher  Aftermiethe  (rgl.  Choich, 
Mitehp.  e.  816.  §.  1.)  u.  dgl.  gestattet  ist.  Ui^rdareh  dürfte  auch  die' 
von  'f^ttfot  Baba  Batra  76b.  zu  Ende  tafgeworfene  Frage  erledigt  sein. 
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j$u  ad  rem^  weichet   uur  dessen  Folge  Ist  (vgL  jR.  Aaeher  K9- 
tuöoi  L  l). 
*  Nach   der   Meinung   manclier    nacliüilmiidlschen    Auteren 

iudet  jedoch   ein   £rlase   an    den   Schuldner   von    Seilen    des 
Gedenten    nicht    statt,    wenn    Cedent    vermögenslos    ist    und 
niciit  dem  Ceasiooar  die  Schuld  . bezahlen  kann;  da  in  diesem 
Falle    nach    der    Torgedachten    Regel    dea    R.    Nathan    der 
Debitor    cessns    dem    Cessionar    als  erstem  Gliubiger,    Glis- 
biger  seines  Gliubigers,  ▼erpflichtet  Ist.     Andere  stellen  dieses 
in  Abrede    und  erkennen   die  Regel   des    R.  Nstlian   nur  bei 
ehier  eigentlichen  Schuld  an.  Vgl,  Chasch,  Mischp.  l.  L  §.  26. 
Glosse,     Sema    Anroerk.   65«    Schach   Anmerk.  89.    —     Bfai 
Eriass   an   den  Schuldner    findet,    wie  allgemein    angenommen 
wird,   nicht   statt,    wenn  Scluildner  dem   Ceasionar   einräumt, 
dass  er  ihn  nun  als  seinen  Gläubiger  betrachte  (Choach.  Misehp. 
L  l  S.  28.  nach  R.  Hai,  also  hier  die  Cession  mit  WUlen  des  De- 
bitors),   qier    wenn    der  Schuldner   selbst   eine    Drkunde   nn 
den   Cessionar    ausstellt   {Ketubot   L    L)^   femer,    wenn    die 
Schuldurkuiide    lautet,    er    —    der  Schuldner    —    Terpflichte 
sich  Jiem  Glaubiger   und  Jedem,   der   am    dessen  Stelle   auf- 
treten   wird   (dieses  ist  die  Meinung    ie»  R.   AbraJiam  ben 
David  und  eine  natoriiclie  Folgerung  aus  dem,  von  demselben 
oben  angegebenen  Grunde  fikr  den  Eriass);    ferner,  wenn  die 
Cession    in  Gegenwart   des  Schuldners  vor  sich  ging  (Chosch. 
Mischp,  §.  29.  hier  ebenfalls  eine  Euiwilliguug;  vgl.  jedoch  Schach 
Anroerk.  97.);    femer,  wenn  Cedent  ein  Pfand  seines  Schuld- 
ners in  Händen  hatte,  und  es  bei  der  Cedirung  an  den  Ces- 
sionar übergab  (/•  /•  §.  30.  nach   Hatnunot  51.  Pforte  A.  Ab- 
thellung    §.    13.   vgl.  auch    das.  28.  Pforte    6.  Abibeiinng:  der 
Grand  ist  einleuchtend,  Censionar  befliidet  sich  liier  im  Besitn). 
Da  andere  Realobligationen  tliells  sclion  erwäliut  wurden, 
theils  nicht  liierher  gehören,   so  heben  wir  noch  Eliniges  über 
Verbal-  und  Literalobllgationen  iieraus.  —    Das  Wort 
verobligirt  moralisch,  sowohl  bei  Kauf  (I^aimomd.  Mechira  c,  7. 
§.  8.   Choach.  MUchp.  r.  204.  §.  8.)  als  bi*i  Geschenk  (das.) ;  und 
ist  es    talmudlscher  Grundsatz:   „dein  Ja    muss   gerecht  seln^*' 
(Baba    Mezia  49'').      Eiiie   eigentliche    Obligation    und    durch 
sie  Begründung  einer  Klnge  entstehet  jedoch  nicht  hieraus:  es  se'i 
denn,  dass  ein  Handschlag,  wo  dieses  Ortf^gcbrauch   ist,  dar- 
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Hilf  geleistet   wunle   (vgl.  lu   §•  134.),    oder  der  Käufer  die 
Waare    bezeichnet    hat  uod    dieses    ebenfalls  Ortsgebranch   ist 
(BaöaMezia  74"*  Choseh.   Miachp.  e.  201).    —     Das   tahnn* 
dische  Recht  legt  itbrigeus  einen  grossen  Werth  atit  die  ernste 
WHIeusbe^timirauig;  nnd  wo  anzunehmen ,   dass  diese  sich  niclit 
ToUständig  finde,   ist  der  Vertrag   nicht    bindeinl.      Dieses    wi 
▼orziigiich   anwendl>ar    anf   Scheinvertrage    (xnrsDK),    die   hier 
eine  eigenthumiiche  Stellung  eiunehmeo  und  Torzuglich  herrortritt 
wenn  Bedingungen  an  die  Nichterfüllung  geknöpft  sind,  Ton  denen 
SU  muthmassen  ist,  dass'dle  Partei  mir  auf  sie  eingegangen,  weil 
sie  vorausgesetzt,'  dass  es  jue  dahin  kommen  werde.      So  z.  B. 
wenn  Jemand    ein  Feld  gegen   ein    absnKcferndes  Quotum    in 
Facht   übernommen    (eolomis  parfiarius)    und    in    den  Pacht- 
contract  hineingesetzt :  wenn  ich  dis  Feld  brach  liegen   hissen 
und    es    nicht  bearbeiten    werde,    so    wiU    ich    1000  Gulden 
(eine  unTerhiltnissmissige  Summu)  bezahlen,  —  jso  ist  er  zii 
dieser  Summe  nicht  verpflichtet,    weil  er  sich  nicht  ernstlich 
hierzu    verobligirte,    sondern   voraussetzte,    dass  er    das  Feld 
bearbeiten    und  es  nie  dahin    kommen  werde,    dass  er  werde 
zahlen  müssen.     Hingegen    hat  die  schon    von   der  Mi  seh  na 
angeführte  gewohnliche. Bedingung  „wenn  idi   das  Feld  bradi 
liegen   lasse  ff.,    so  will   ich  aufs  Beste    (nach    dem   bestzuer- 
wartenden ESrtrag)    entrichten^'  ihre  volle  Giiltigkeit,    da    hier 
eine  ernstliche  Willensbestimmung  ist  (Bfdw  Mezia  104'*  Vhoseh. 
MUckp.    e.  32^.  $.  2.).     Dieses  ist  auch  anwendbar  auf  Dar- 
lehn,  wenn  die  Nichterfüllimg  der  Bediugtmg  eiuc  Unverhilt- 
niasmisafgkeit  zeigt      So  wenn  z.  B.  Schuldner  sich  TcrpfUcli- 
tet,   wenn   er   bis    zu    einer   gewissen  Zeit    nicht   die  Schuld 
entrichtet   oder   sein  Pfiind    eiiilÖKt,    er   das    Dopireite    zahlen 
will    (Tgl.   Baba,  Mezia  f.  48.  66.   Baba  Batra  168"-   Choseh. 
Mischp»  c.  107.  Tgl.  vorztiglich  das.   Glosse  zn  §.  13.)  *),  — 
Aus  diesem  Grunde   kann  auch    der  Vertrag  rückgängig    wer* 
den,  wenn   der  Verkaufer  zu  erkennen  gegeben,   dass  er  sich 
durch  Umstände  zu  dem  Verkaufe  veranlasst  sehe;  diese  Um* 
stände  sich  ab^  anders  gestalteten.     So  z.  B.  wenn  Verkäufer, 


*)  Das  taliDudiscbo  fiecbt  hält  also  das  pactum  oommisaortumf  das 
das  r5muche  Recht  frfiher  ge«taUete  (L.  8t.  pr.  D.  81.  1.  L.  16.  $.  9. 
O.'  tl,  1.)  mid  erst  später  verbot  (L.  3.  C.  B.  35.),  f&r  ongfiltig. 
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snm  Kiufer  getagt:  ^da  leb  Ton  dieaem  Orte  abstehe,  äo  ver- 
kaufe ich  daa  Haaa  iT.^,   er  aber   darcb  eintretende  VerhSIt- 
niaae  nicht   abziehen   kann,   ao   geht   auf  aein  Verlangen  der 
Kauf  znrfick,  obschon  der  Absug  nicht  ala  auadruckliche  Be- 
dingung namliaft  gemacht  wurde  (vgl.  Keiubot  97  und  Tosefot 
daa.   Kiddmchin  50«*    Choseh.    Mischp.  l.  l.).    —     Hingegen 
wird   aclion   daa  Wort   bindend,   wenn   anzunehmen   tat,    data 
ihm   eine   emate  Willenalieatimmung   zu  Grunde   lag.      Dieaea 
In   dem  Fall,   wenn  Zwei   aich   auaammen    bei   doi^Verheini- 
thnng  ihrer  Kinder  beapreciien,  dieaer  aagte:    ,,wie  Tlel  gibät 
du  deinem  Sohne  1^  y,So  und  aö  viei^;   dieaer  ,,wie  viel  gibat 
du  dehier  Tochter  1   ,,So  und  aoviel^,    ao  hat  dieaer  Vertrag, 
olrachon  nur  in  Worten,  aeine  volle  G&itigkeit;  weil  hier  heilte 
Parteien  gern  wegen  der  VerachWigerung  ihrem  Worte  völlige 
Kraft   geben  {Ketuhot  102^-   MaimonuL   Seckija  e.  6.   §.  17. 
Eben    Ha&ser    c*  51.).       Eine    andere    Verbalobligation 
findet  aich  bei  der  Ceaaion  In  Gegenwart  dea  Schnldiiera  und 
Ceaaionara.     Wenn  Gliubiger  zu  Jenem  aagte,  daaa  er  dieaem 
die  Schuld  entrichten  soll,  ao  iat  daa  Wort  nhwidemifllch,  möge 
der  Gliubiger    die  Schuld    ala  Abzahlung   oder    ala   Geaclienk 
an  den  Ceasionar    geben.      Daaaelbe  gilt  auch    bei  einem  De* 
positum,  wenn  Depositor  dem  Depoaiiar  aufgetragen,    daaa  er 
ea  dem  gegen  wirtigen  Dritten  gebe  (Giilinfm  13.  14.,  wo  dieaea 
vorzligHch  beim  I>epos!tom.  Chasch.  Miackp,  c.  126.).     Ala  Grund 
dieser  Obligation    wird    die  Erleichterung,  dea  Verkehra   ange- 
geben,   da  wenn  z.  B.  der   Gliubiger  etwaa  gekauft,   er  den 
Verkauf  er,  wenn  dieser  damit  einverstanden  ist,  nur  zum  Schuld- 
ner hinzuführen  und  ihn  an  dieaen  einzuweisen  braucht.    Vgl. 
Tosefot  und   R  Ascher  L  l.  femer  Alfaai  zu  Baba  Mexia  112.  ^). 
Hinsiditlich  der  Literalobligation  so  iat  dieaea  oon- 
atatiK,  dass  die  iitere  römiache  Literalobligation  durch  nomen 


^)  Ein  ntipulaiio  nolennibut  verhu  (vgl.  §.  1.  J.  316.)  kennt  das 
tnliDodi^clie  Recht  nicht,  so  wie  überhanpt  sich  hier  nicht  toUnnia  verba 
(etwa  mit  Ausnahme  der  Foroiel  [aber  nicht  der  verba]  f&r  Bedingungen) 
finden.  Wenn  im  talmaditchen  Recht  bei  Schenkung  u.  a.  (ygl.  Kctubot  83. 
GUti»  l  l.  und  /.  32.  Baba  Mezia  106.  Baba  Batra  148. 149.  KiddoBehin 
c.  1.  3.)  auf  das  Wort  viel  Gewicht  gelegt  wird,  so  ist  es  nicht  wegen 
einer  fehlenden  Solennitat,  sondern  ob  dieses  Wort  eine  Schenkung  u.  dgl. 
ausdrücke. 
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trttfiseriptiimm  (vgL  Gafus  lil.  §•  128 — 133.  und  Gan9  Scholieu 
8. 419 — 427.)   dem    talmndiachen   Recht    durchaus   fremd   ist 
(Tgl.  auch  weiter  lu  §.  187.).     Wichtiger  ist  die  syngrapha*). 
Et  wurde   adioo   oben  bemerkt^   daaa    eine  Schenkung   durcli 
Uebergabe  der  Schenkungsurkunde,  ohne  daas  ea  einer  andern 
Beaitiergreifung  von  Seiten  dea  Beacheiiklen  bedarf,    erworben 
wird;    nur    wurde    auch    angeftihrt,    daaa   aie    aich  auf   einen 
bestimmten  Gegenstand  besielien  muaf.   —    Hinsichtlich  einer 
Schuld,  alias  vor  Allem  bemerkt  werden,   daaa  daa  talmudiache 
Becht  die  exceptio  non  numeratae  pecuniae  (die  Einrede  dea 
Schuldners,    er   habe    daa   Geld    nicht   empfangen)    bei    einer 
durch  Zeugen    vollzogenen  Urkunde    nicht    kennt,    und    dieae 
Exception  aelbat  bei  der  bloa  vom  Schuldner  unterschriebenen 
Urkunde  an  aich  von  keiner  Bedeutung  iat,'  so  aie  nicht  erat 
durch  die  au  Gebote  stehende   beasere  Einrede  Gültigkeit  er- 
klangt   (Tgl.   weiter  su    $.  186.)*      Noch  unbekannter  ist   dem 
talmudischcn   Recht  die   eJceptio  non   solutae   pecuniae   (die 
Einrede  dea  Gläubigers  bei  einer  Quittung,  er  habe  daa  Geld 
nicht  bekommen).      Allein  ea  kann  nach  Mahnonides*  Meinung 
and  Erklärung    der   Talmudstelle  Keinbot  101^     sich  Jemsnd 
durch  einen  Literalvertrag  zu  einer  Schuld  verpflichten,  d.  i. 
wenn   A   eine   Urkunde   auaatellt,    er   sei    an   B   100  Gulden 
■chuidig,  so  entstehet  durch  diese  Urkunde,   obschon  er  ihm 
gar  nichts  schuldet,   eine  Verpflichtung:  also  eine   eigentliche 
Literalobh'gation  ^^). 

Aber  das  talmudische  Recht  kennt  eine  Art  der  Obligstion, 
die  anderen  Rechtslehren  unbekannt  ist:  Obligation  durch 
sjmboliache  Zuaicherung  (vgl.  oben).  Dieae  bildet  nicht 
nur  bei  Kauf  und  Schenkung  eine  Art  der  Acquisition,  son- 
der übt  sie  auch  grossen  Einfluss  bei  Darlehn  und  Ausstel- 
lung von  Schuldurkunden  (Vgl.  zu  §.  138.  140.),  wird  durch 
aie  die  locatio  conductio  ff.  bestärkt  und  bildet  sie  überhaupt 


'*')  Go/tif  I.  1,  §.  134.  Praeterta  Uiterarum  Bbligath  fleri  videtur 
ekirographu  et  $yngraphu^  id  e$t^  ti  fui$  dtbere  se  aut  daturum  ie 
Mtribat. 

**)  Raaehi  L I.  erklärt  diese  Stelle  anders  und  erkennt  bieria  keine 
Verpflicbtuttf;.  Doch  wird  Chwck.  Mk^p^  o.  40.  Maiaionides'  Ansicht  aU 
Norm  aufgestellt. 
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die  Belestigniig  jedes  Rechttrertniges.  •—  Wir  werden  weiter 
auf  sie  nehmials  inrikckicommeii,  imd  -gelieii  nno  sur  ErküriMg 
der  §§.  fiber. 

Za  §.  137. 

Der  BegrifF  der  Urkunde  umfsssl  ini  weitem  Sinne  cia 
grosses  Gebiet,  Indem  hierlier  Denkmäler,  «Gemilde,  WsppeOi 
SIgiile,  insehriften  u.  s.  w.  (Tgl.  L.  1.  D.  22.  und  oben 
S.  178.)  gehören«  Doch  begreift  mtn  unter  Urkunde  {initrU'- 
mentum)  im  eigentlichen  Sinne  das  schHftlidie  Docnment  (vgL 
Gläck  22.  Thl.  S.  9.),  welches  auch  das  tahnudlsche  Recht 
unter  dem  Ausdruck  notD  (auwellen  auch  d2i,  vgl.  ArucM  voce 
Sä  und  Tösefoi  OUiin  2^')  beieichnet.  —  Der  §.  gibt  neben 
der  Ausstellung  des  Producten  auch  an  ,,Ton  Zeugen  im  Auf- 
trage tr.^^  und  ist  diese  Art  der  Urkunde  im  tslmudischen 
Recht  sehr  gewöhnlich.  Sie  lautet  dann:  ,,An  diesem  Da- 
tum •  •  •  an  dieseni  Ort .  • .  hat  A  vor  ms  Endesunteridch* 
neten  von  B  ausgeliehen  oder  an  B  verkaull  ff.  • «  N.  N, 
Zengen^S  Die  Unterschrift  des  Schuldners,  Verkäufers  n.  s.  w« 
kommt  anf  solcher  Urkunde  selten  Tor,  wenigstens  ist  sie 
nicht  nöthlg.  — ,  Es  tritt  hierdurch  ein  ungemeiner  Unter- 
schied cwischen  der  Urkunde  den  gemeinen  Rechts  und  der 
des  talmudischcn  Rechts  ein.  Dort  sagen  die  Zeugen  eigent- 
lich nur  auf  die  Unterschrift  des  Producten  (oder  der  Par- 
teien), hier  auf  den  eigentlichen  Inhalt  aus:  ein  Umstsnd  auf 
den  bei  der  Recognitiou  Tiel  Gewicht  gelegt  wird.  Vgl.  wei- 
ter zu  §.  179  ff. 

Zu  §.  138. 

Dieser  §•  hat  vorzügliclie  Beziehung  auf  die  Schuldur- 
kunde. Es  wurde  Einieit  zu  diesem  Tit.  das  hjpothecarische 
VerhMItniss  des  Schuidnera  zu  den  Gläubiger  besprochen,  nnd 
dass  dieser  die  Immobilien  von  dem  Käufer  evinciren  ksnn« 
Doch  gilt  dieses  nur  von  einer  suf  Urkunde  contrahIrten 
Schuld  und  zwar  unter  den  im  $.  angegebenen  Modalitäten. 
Es  stehet  nämlich  hier  der  Satz  oben  an  (Misch na  Baöa  Btdrm 
175.):  „Eine  Schuld  mit  Urkunde  wird  eingefordert  tou 
den  unterthSnigen  Gütern^  (d.  i.  Immobilien,  die  auch  in 
der  Hand  eines  Dritten  verobligirt  bleiben);  „mündliche  Schuld 
aber  nur  von  den  freien  Güterh^^  (d.  L  die  sich  gegenwärtig  im 
Besitze  des  Schuldnen  tiefinden).      Unter  obiger  Urkunde  ist 
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jene  zu  venteben,  »uf  weldie  Zeugen  ikntencbrieben  sind: 
dieiie  bringen  gewöhnlich  die  Sache  lur  aUgemeinen  Kennlnist, 
ersalilen  dam  A  von  B  geliehen  IT.,  und  so  tritt  daa  still- 
schweigehde  Ilypotekenrecht  des  GBnbigers  in  Kraft  *).  Einige 
Uhnndisclie  Autoren  (iäid.)  halten  dafür,  dass  nach  dem  stric- 
len  Recht  ^^)  auch  bei  der  mündliclien  Schuld  Gliubiger 
die  Immobilien  vom  Kiufer  eFinciren  könnte,  allein  man  licss  hier 
die  Rücksicht  vorwalten,  data  die  Contrahining  liaufig  nicht  zur 
allgeipeinen  Kenntuisa  kommt,  der  Kiufer  also  sich  nicht  in 
Acht  nehmen  konnte.  Einige  Auloren  sind  der  entgegenge- 
setzten Meinung,  dass  nach  dem  strengen  Recht  auch  die 
Terbriefte  Schuld  kein  Anrecht  auf  Eviucirung  vom  Käufer 
gibt,  rnid  man  liier  nur  eine  Concession  gegen  den  Gläubiger 
gemaclit,  da  sonst  Niemand  sein  Geld  verleihen  wurde«  Erstere 
Meinung  ist  die  von  j^ffasij  Maimonüi  und  Chosch.  Misehp, 
c.ä9.  $.  1.  ■ngenonimene  (vgl. jedoch  Schach  daa.  Anmerk.2.)***). 
Es  ist  aus  Obigem  ferner  ersichtlich,  dass  auch  eine 
verbriefte  Schuld,  so  nicht  Zeugen  auf  der  Urkunde  unter- 
tdirleben  sind,  zu  einer  Evincirung  ***^)  nicht  berechtigt, 
da  auch  sie  gewöhnlich  nicht  zur  allgemeinen  Kenntniss  kommt. 
Doch  tritt  ein  neues  Verhältniss  ein,   wenn  eine  derartige  Ur- 


*)  Das  talmoditche  Recht  kennt  noch  nicht  Vormerkung  bei  Gericht 
und  gerichtliche  Hypothekenbficher:  telbst  die  argettlarii  des  rdmiachen 
Recht«  sind  ihm  unbekannt  Zu  Athen,  das  ebenfalls  keine  Hypotheken- 
bflcher  hatte,  wurden  steinerne  Tafeln  vor  die  verhypothecirten  Grundstücke 
aufgestellt.  Diese  Tafeln,  o^oi  genannt,  enthielten  den  Namen  des  Ar- 
chonten  unter  dem  das  Geschäft  gemacht  wurde,  den  Namen  des  Gläu- 
bigers, endlich  die  Summe,  worauf  das  Grundstück  verpflndet  war.  liökh 
bat  in  emeoi  Programm  zum  Berliner  Lectionscatalog,  Sommer  1821 ,  xwci 
Juschriften  auf  Sifoig  bekannt  gemacht. .   Vgl.  Meier  und  Schömann  S.  b06. 

**}  Eigentlich  heisst  es  „die  Verobligirung  sei  biblisch*'  (KT^iirc 
KrY^*V)Xl)  und  fuhren  die  Commentatoren  hierfür  eine  BibeUtelle  an  (vgl. 
lt.  Sam.  bcn  Mclr  f.  l.).  Doch  wird  im  Civilrecht  der  Ausdruck  „bib- 
liach*«  xoweilen  fQr  „strictes  Recht'*  genommen.  Vgl.  auch  bei  Recog- 
nition  der  Urkunden  zu  $.   179. 

***)  Diese  Rücksicht  wurde  dfler  genommen,  vgl.  auch  sn  §.  22.,  da 
nach  talmudiscbem  Recht  der  Gläubiger  keinen  Nutzen,  Zinsen  von  dem 
Darlehn  ziehen  darf. 

***^  Wir  bemerken,  dass  zur  Abkarzung  wir  hier  und  in  den  folg.  §§. 
unter  „Eviucirung**  daa  Recht  das  Gläubigers,  die  verkauften,  bei  einem 
Dritten  sich  befindeaden  hnmobilien  wegsansbiDen,  verstehen. 
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künde  vor  Zen^en  übergeben  warde  (der  andere  Fall  des  $.)• 
Ob  liier  Eviucirung  sUUllnde,  sind  sowohl  talmndische  ala  nach- 
talmudische  Autoren  gethellter  Mdnung  (vgl.  Gihm  86^*  Alf^ 
da«.  HüUrumot  13.  Pforte.  3.  Abtheil.  §.  2.  Sekaeh  Anmerk.  9. 
an  Chi^Hik.  Mtsehp.  r.  51.)«  Maitnanid*  Malwe  c«  11.  $.  2.  Chasek* 
Mufchp.  c.  40.  <$.  2.  c.  51.  ^.  7.  führen  die  ETincirung  an:  doch 
wollen  einige  Geonim,  daaa  die  Zeugen  auf  Torhergehende  Auf-« 
forderung  geschrieben  geben,  dass  Tor  ihnen  die  Urkunde  über- 
geben  worden  sei  (denn  hierdnrdi  gelangt  die  Sache  mehr  nur 
Publldtat.  Hattrumot  L  U  Mag^id.  MUchna  bei  Maimonid.  /.  /•)• 
Hingegen  erkliri  schon  die  angeführte  Misclina,  dass  bei  einer 
selbst  vor  Zeugen  eingegangenen  mündlichen  Schuld  eine  Evind- 
rung  nicht  stattfinde;  hier  wird,  weil  keine  Urkunde,  weniger 
auf  Verbreitung  gerechnet.  Eine  Ausnahme  macht  jedoch  der 
Verkauf:  dieser  erlangt  gewöhnlich  auch  ohne  Urkunde,  wenn 
f;r  nur  vor  Zeugen  geschehen,  Publicitit  {Baba  Batra  41.). 

Noch  gehört  ein  dritter  Fall  hierher:  weim  die  sym- 
bolische Zusicherung  iror  Zeugen  auf  die  Schuld  ein- 
gegangen wurde.  Die  Zeugen  sind  hier  nach  §•  140.  befugt 
eine  Urkunde  aussitstellen,  und  wollen  daher  mehrere  nach- 
talmudische  Autoren,  dass,  da  aneh  hier  gewöhnlich  Verbrei- 
tnng  stattfindet,  die  E\hidrung  eintrete;  Andere  stellen  db 
Evincirung  In  Abrede  (vgl.  Bet  Joseph  c.  43.  $.  12.  I4; 
Chosch.   Müehp.   e.   39.  §.  1.   Sema  und  Schach  das.  c.  48. 

S.  16. 

Bei  der  Urkunde,  bd  welcher*  Evincimng  dntritt,  habHi 

wir  inr  leichtem  Fassung  den  Ausdruck  „Tolle  Rechtskraft^, 
bd  der  Urkunde  mit  Nlchtevindmng  den  Ausdruck  ,,mangcl^ 
hafte  Kechtskraff'.gewihlt. 

Zu  §•  139. 
Aus  dem  Hypotheken wesen  des  tahnudisdien  Redita  ist 
Idcht  au  ersehen,  dass  bd  dnem  Darlehn  nicht  nur  Glaabi« 
ger  nnd  Schuldner,  sondern  noch  dne  dritte  Partri  bethdiigt 
ist:  der  etwaige  Kiufer  der  Immobilien  des  Schuldners.  Es 
wird  daher  bei  der  Form  der  Urkunde  strenge  darauf  Rück- 
sicht genommen,  dass  die  Käufer  nicht  mit  Unrecht  beein- 
trichtigt  werden  (vgl.  weiter  an  §•  141.  154  u.  a.);  und 
fliesst  auch  hieraus  unser  §.  Durch  die  Aosstdlung  euier 
Urkunde  wird  die  mfindliche  Schuld   in  dne  feibrieAe  nmge- 
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wanddi  md  erlangt  der  GKobiger  das  EWncinm^ftredit:  ea 
iberadircilca  aka  die  Zeuges ,  wem  aie  aolebcs  oline  Aof* 
trag  des  Schuldnera  thiu,  effeabar  sara  Nacfathcile  der  Kiv- 
fer  ihre  Befugaiaa  (§.  1S7.).  Chasch.  Misckp.  e.  39.  §.  2. 
■ach  Ketuhüt  55**  Baba  Baira  40^'  Auch  mag  abgeaehea 
Toa  den  Kiufem  dem  Schnldner  aelbal  das  Uebertragea  in 
eise  Drfciuide  unlieb  aein,  da  doch  wolU  ^iielnand  vunacfaii 
daaa  van  ihni  Schnldurkunden  circnlireD.  (Wird  öAer  im  tal- 
rnndisdieD  Recht  angeführt.  Tgl.  TVtefo/  Attubot  55"^  Synkedrim 
20^  ).  —  Die  Norm  unaerea  $.  gilt  niclit  allein  bei  Schnldur- 
linnden,  aoodem  auch  bei  Sdienkoagen  «.  dgL;  und  awar 
bd  die«en  noch  mehr,  »o  daaa  venn  Donator  den  Zeuge« 
geaagt,  daaa  aie  die  Urkunde  aufKcUen  und  unterschreiben 
aoUeq,  aie  tot  der  wirklichen  Ausfertigung  des  Instrumenta 
ihn  noduDals  befragen  müssen  {Ketubot  L  l.)^  was  bei  Schuld- 
urkunden in  diesem  Falle  nicht  nötlilg  iat.  {Maimonid.  Malwe 
r.  11.  §.1.  will  jedoch  anch  bei  letsteren  die  nochmalige 
Befragung,  vgl.  Chosch.  MUchp,  L  l.  und  Schach  Anmcrk.  4^  5.). 

Zn  §.  140. 
Ketubot  und  Baha  Batra  L  /•  Mahnon*  L  L  Chosek» 
Miickp.  L  l.  ^.  3.  —  Auf  daa  Eingehen  der  symbolischen 
Zusicherung  erfolgt  gewohnlich,  wie  Inr  Talmud  sehr  hiufig 
erwähnt .  wird  (Tgl.  auch  B.  Sam.  ben  Mei'r  Baba  Batra  Ll)^ 
die  Auafertigung  der  Urkunde  *).  Einige  Autoren  (Saim 
ben  Aderet  u.  A.)  gestatten  hier  die  Ausstellung  selbst  wena 
Prodnct  eaterbietet.  Andere  {Toeefot  Jl.  ^scAer)  wollen,  daaa 
in  dicaen  Falle  Prodnct  gehört  werde:  R,  J.  Tarn  endlich 
nimmt  hei  Schenkungen  unter  qrmboliacher  Zusicherung  Lei»* 
teres,  bei  Verkauf  und  Darlehn  Brateres  an  (vgl.  ChimtA. 
MUchp.  L  l.  S«  4.  Schach  Anmcrk.  13  ).  Die  Zeugen  müssen 
ibrigena  bei  dem  Falle  onsera  §.  ehigeladen  sein.  W&rden 
anah  Nichtaolennititaaeugen  die  Urkunde  auaatellen  können^ 
ao  könnte  leicht,   wenn  aehn  Menschen  bei  der 


'*')  Dia  syBibolisekeZiliicbsniQg  war^  tvie  Ende  der  Einleitung  zu  dieseni 
Tit  erwähnt  worde,  die  gewöhnlidute  Art  der  Befestigung  eines  Rechts- 
gesdikfls,  and  wird  nach  der  Meinung  Tieler  Autoren  auch  hier  still- 
sobweigend  diä  GewikrleSstong  fSr  BtIcCIoo  (vgl  8.  365.)  angenooti- 
Mkmdk  L  t  AnsMii:.  M. 
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Zmicliernng  gegenwirtig  waren,  der  Gläubiger  sich  tor  Je 
xwei  von  ihnen  #fne  Urkunde  ausstellen  lassen  und  m&srte 
der  Schuldner  fünfmal  hesahlen  (Sii^oi/t.  ^  ^liere^  107,3.)! 

Der  andere  Tlieil  des  f.,  dass  die  Zengen  auch  nach 
liogerer  Zeit  die  Urkunde  ausstellen  können,  gründet  sich 
auf  ehie  Erklirung  des  jR.  Hai  eu  Ketuhat  19*'  Zwar  braucht 
nach  talmudischem  Recht  das  TOr  Zeugen  gemachte  Darlehn 
nicht  in  Gegenwart  von  Zeugen  abgetragen  xu  werden  {Sehe- 
buot  fm  41.  45.  Ckosch.  Misrhp.  c  70.);  wenn  aber  hier 
dennoch  die  Zeugen  selbst  nach  lingerer  Zeit  dletJrkuiide  aus- 
stellen können  und  nicht  sn  bertlcksichtigen  haben,  ob  der 
Schuldner  Tielleicht  Inswischen  *)  seine  Schuld  abgetragen,  o^ 
liegt  dieses  hi  dem  Umstände,  dass  da  Schuldner  weissi, 
dasa  er  eine  symbolische  Zusicherung  eingegangen  und  die 
Zeugen  demgeroHas  ohne  sein  Wissen  die  Urkunde  ausstellen 
können,  er  im  Zahlungsfalle  die  Zeugen  hätte  davon  in  Kennt* 
uiss  setzen  oder  sich  einen  Empfangsschein  ausstellen  Isssen 
Höllen  (vgl.  Bet  Joseph  U  L  §.  11.).  Doch  beschrinken 
einige  Autoren  diese  längere  Zelt  auf  dreissig  Tsge;  da  nadi 
talmudischem  Recht  beim  Darlehn  ohne  Zeitbestimmung  erst 
nach  drcbsig  Tage  der  Zahlungstermin  eintritt^  und  ander« 
sdts  prasumirt  wird,  dass  der  Schuldner  erst  sura  Zshlnngs- 
termine  xahle  (vgl.  oben  su  §.  108.).  —  Wenn  die  Zeu- 
gen die  Urkunde  nach  einiger  Zelt  ausstellen,  so  schreiben 
tiie  In  die  Urkunde  das  Datum  des  Tsges,  an  welchem  die 
symbolische  Zusicherung  geschah  oder  sie  bemerken  in  ihr, 
sie  sei  spater  geschrieben,  habe  aber  ihre  Geltang  von  dem 
.  .  •  Tage  der  Zusicherung.  .  Vgl.  weiter  sn  $.  147.  » 

Zu  §.  141. 

Als  Quelle  Baba  Baira  f.  177.  und  ausßhrlicfa  bespro- 
chen Baia  Metiaf.  IS.  Es  wdrde  schon  su  §.  199.  be- 
merkt, dasa  bei  Schuldnrkondeir  dasi  Recht  der  eventuellen 
Käufer  sn  wahren  sei,  und  nmss  dalier  auch  Jeder  Anteda- 
limng  vorgebeugt  werden  (vgl.  weiter  zu  g.  154.).  Auf  die- 
ser Grundlsge    beruhet   nun   unser   Paragraph.      Dasa   In  Ab- 


"^  Wenn  nimlicb  kein  Zahlnngsteraiin  fea^gsftellt  wurde.  Ist  ein 
solcher  bestiimnty  so  dürfen  die  Zeugen/  wenn  er  abgelaufen  lit|  ksine 
Urkwida  aasstellen.   Obaidk.  MMkp.  L  IL  f.  & 
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weseoheil  des  Schuldocrfi,  d.  i.  so  derselbe  sich  noch  uiciu 
Btt  der  Schuld  bekauufe,  die  Urkiuide  olchl  musgesteUt  wer- 
den Hisnn,  bedarf  kaum  einer  Erwahuung;  selbst  wenn  der 
Gläubiger  sie  bis  xur  Anerkennung  von  Seiten  des  Scliuld- 
■ers  bei  den  Zeugen  depouiren  will,  darf  sie  nicht  ausge- 
atellt  werden  (TgL  Maggid  Mischna  su  Maimoffid.  Malwe 
c.  23.  S.  6).  Aber  auch  für  die  Abwesenheit  des  Gläubi- 
gers gilt  diese  Norm.  Die  Urkunde  tritt  nämlich  Im  talmu- 
dischen Recht  erst  mit  der  Ueberrelchung  an  den  Gläubiger  (oder 
dessen  Stellvertreter)  in  ihre  hjpothecarische  Kraft.  Der 
Gläubiger  muss  in  Gegenwart  der  Zeugen  dem  Schuldner  die 
Summe  einliändigen,  oder  der  Schuldner  aussagen,  dasa  sie 
Ihm  schon  eingehändigt  worden  sei,  und  muss  der  Schuldner 
sogleich  die  Urkunde  dem  Gläubiger  übergeben«  (Vgl.  Baba 
Menia  f.  13.  lu  Anfang  und  Nmtiike  Joseph  hierzu.  JI.  Joseph 
ben  Megas  bei  Bei  Joseph  e.  39.  §.  27.  Nach  Anderen  — 
A(fasi  ad  loc.  Mamomd,  L  L  und  angefiihrt  Chosch*  Mischp. 
(•  /.  §.  13.  —  bedarf  es  nur  der  Uebergabe  der  Urkunde 
an  den  Gläubiger  in  Gegenwart  der  Zeugen,  aber  nicht  des  Ein- 
handigens  der  Summe).  Wollen  übrigens  die  Zeugen  xn 
Händen  des  Gläubigers  die  Urkunde  öbernebmen,  so  bedarf 
es  nach  der  im  talmudischen  Recht  geltenden  Regel  igvoranti 
possessio  adquiriturj  nicht  der  Gegenwart  des  Gläubigers  (it. 
Nissim  ben  Nimuke  Joseph  L  (.). 

Wir  haben  im  $^.  hinsugcfiUgt  „in  der  Regel'S  und  be- 
liebet sich  dieses  auf  Gegenwart  des  Gläubigers.  Eine  Aus- 
nahme macht  nämlich  die  symbolische  Znsicherimg;  luit  diese 
ststtgefunden,  so  wird  nach  Baba  Mesua  L  L  und  der  Erklä- 
rung AlfasTs  das.  die  Urkunde  auch  in  Abwesenheit  des 
Gläubigers  ausgestellt:  denn  mit  der  Zusicherung  beginnt  auch 
die  vollständige  Verfajpotbecirung«  (Raschi  und  Jl.  Aseher 
das«  Stelleo  iwar  diese  in  Abrede;  doch  treten  Maimonid»  l.  L 
und  andere  Autoren  der  Meinung  Alfasi's  bei  und  wird 
sie  Chosch.  Mischp.  L  L  als  Norm  angeführt;  vgl.  auch 
Schach  Anmerk.  39.). 

Zu  §.  142. 

Nach  der  Meinung  der  meisten  nachtalmudischen  Auto- 
ren ist  eine  sniedatirte  Verkaufsuriiiuyide  nngikltlg,  da  der 
Verkäufer  das  Object  in  der  mrladies  den  Datum  und  diesem 
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Kaufe  gelegene  Zeit  an  einem  Andern  verkauft  ^haben  konnte; 
wird  nun  die  antedatirte  Urkunde  producirt,  SGf  wird  der 
Käufer,  densen-  Urkunde  swar  von  einer  fipätern  Zeit  iautct, 
der  aber  in  der  That  der  frühere  Käufer  war,  verletzt.  ESa 
kann  daher  eine  Kaufurkunde  nur  in  Gegenwart  des  Käufers 
und  mit  sofortiger  Uebergabe  an  denselben  ausgestellt  wer- 
den, dl  sein  Recht  erst  mit  dem  Empfang  der  Kaufurkunde 
beginnt  (Gegen  Maimotnd.  L  L  c  24.  §.1.,  der  nach  MiHckna 
Baba  Batra  167  aucli  in  Abwesenheit  des  Käufers  die  Ur- 
kunde aussustellen  gestattet.)  Eine  Ausnahme  macht  jedoch, 
wenn  eine  symbolische  Zusicherung  stattgefunden,  oder  Ver- 
käufer sonst  angibt,  dass  Käufer  das  Object  durch  eine  der 
oben  gedachten  Arten  der  Acquisition  erworben  habe;  denn 
dann  gehörte  das  Object  scho/i  in  der  That  dem  Käufer  und 
erwirbt  er  es  nicht  erst  durch  den  Empfsng  der  Urkunde, 
die  hier  blos  als  Beweis  dient  (/2.  Mos,  ien  Nachman  lu 
Baba  Batra  L  L  Chosch,  Mhchp.  c  238.  §.  1.).  Dieses  besagt 
nun  mit  Besiehung  auf  den  vor.  §.  unser  Paragraph;  nur 
wird  hinzugefiigt ,  „wenn  Verkäufer  angibt,  dass  er  schon  den 
Kaufpreis  empfangen''^  (welches  ebenfalls  in  die  Urkunde  hin- 
eingeschrieben wird,  Svma  L  L  Aumerk.  6.);  da  es  leicht  sich 
ereignen  könnte,  dass  Verkäufer  mit  dem  angeblichen  Käufer 
gar  nicht  den  Kauf  eingegangen  und  später  von  ihm  auf  Grund 
dieser  Urkunde  die  Becahlung  fordert  {R.  J.  ben  Megaa 
bei  Tur  L  L  Chosch*  Miachp,  §.  3.).  Anderer  Meinung  ist 
jedoch  R.  IVf 0  8.  ben  Nachman,  da  wenn  die  Ui-kunde  nicht 
besagt,  dass  sie  mit  dem  Willen  des  Käufers  ausgestellt  sei, 
derselbe  sie  natürlich  desavouiren  kann  {ibid.  Chouch.  Mischp. 
L  L  scheint  der  Meinung*  des  B,  J,  ben    Megas  beisutreten). 

Zu  §.  143. 

Mischna  L  U  Maimonifi*  L  L  —  „Urkimden  über  die 
Wahl  der  Schiedsrichter^^:  Jeder  der  Parteien  wählt  —  vgl. 
oben  S.  89.  —  gewöhnlich  einen  Schiedsrichter,  und  wird 
zuweilen  die  Wahl    urkundlich. aufgesetzt. 

Bemerkenswerth  ist  die  schon  von  der  angeführten  Mischna 
getroflfene  Bestimmung,  wer  bei  den  in  diesem  und  dem 
vorigen  §•  gedachten  Urkunden  die  Schreibgebiilircn  bezahlt. 
Bei  Darlehn  und  Kauf  Schuldner  und  Käufer,  bei  Pacht  und 
MIetlie  Pächter  und  Miether,  bei  Verlobungs-  und  Ehepacten 
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i)c*r  Ui-äutigam ^  hei  Sclieidiuig  die  Frau,  bei  Scliiedsricliterur- 
kiiiideii  80  wie  bei  Urkunden  über  die  vor  Gericht  vorge- 
brachton Klagen  und  Ehireden  (diese  werden  —  wie  oben  su 
§.  131  bemerkt  wurde  —  auf  beideraeitlgen  Wunsch  protocollirt 
und  werden  liierübcr  Urkunden  ausgefertigt),  beide  Parteien. 

Zu  §.  144. 
Der  erste  SatB  des  §•  btdarf  keiner  Erläuterung,  luid  dient 
er  den  folg.  <;§.  zur   Unterlage.      Der  andere  Sats  nach  einer 
Baha  Baira  /•  172.    beriditeteu.  Thatsaclie.       Es    producirte 
Jemand  bei  Gericht  eine  Urkunde,  in  welcher  es  hiess:  „leb 
N  N  liabe  von  dir  ausgeliehen  hundert  (Gulden) ^S       Dieses 
„von    dir^   soll    besagen,    dasa   Producent    der    Gläubiger    ist; 
aber  abgct^ehen    von    dem    Auffallenden   einer    derartigen  Ur- 
kunde,   so  kann  sie  vielleicht  dem  eigentlichen  Gläubiger  ab- 
handen gekommen    Sfiii  und   hat   sie  gegenwärtiger  Producent 
gefimden.      Dieses   wird  nun  das«  besprochen,    und   wird  end- 
lich SU  Gunsten  des  Producenten  entschieden.   —     An  diesen 
etwaa    seltnen  Fall    (angeführt    Chasch.  Mischp,  c*  50.   <J.  1.) 
schliessen  sich    andere    wichtige  Bestimmungen   an.     Wenn  In 
der  Schuldurkunde   neben   dem    Namen   dea    Gläubigers    noch 
beigefügt  ist,  .  dass  sie  an  jeden  Producenten  sahlbar  sei,    so 
mnss    sie   auch    an   Jeden    ausgesahlt   werden.      R.    Ascher 
führt   in    seinen  Responsen   an,   dass   in   Schuldurkuiiden    ge- 
wöhnlich   geschrieben    wurde   „aahlbar   an  jeden  Producenten, 
Juden  oder  Nichtjudcn*'*';   und  wurde  er  befragt,   ob  es  einer 
Vollmacht  von  Seiten  des  Gläubigers  bedürfe.      Er  antwortete, 
^daas  in  Toledo  die  Vollmacht    erforderlich   werde  ^    da  jener 
Ausdruck  nur  eine  übliche  (nicht  Rechtskraft  habende)  Formel 
iül^^      Es  wird  daher  gefolgert,   dass  an  Orten,  .wo  dieses  nidii 
eine  blos  übliche   Formel  ist,  def  Producent  einer,    Verbiud- 
lichkcit    an    den  Gläubiger    und  jeden  Producenten    enthalten- 
den Urkunde,  keiner  Vollmacht  bedarf  (Chosch.  Mischp.  c  61. 
i^.  4.).      Doch  muss  er  üi  Kraft  (Ordre)  des  Gläubigers  auf- 
treten (Glosse  SU    Cho^h.  Mischp.  r.  50.);    stehet    aber  keia 
iSame  In  der  Urkunde,   sondern  lautet    sie   auf  ,Jeden  Produ- 
centen^^ {au  poi'teur)^    so  Ist  sie  an  jeden  Producenten  sabU 
bar,   tritt  er  auch   nicht   im  Namen   des  eigentlichen  Gläubi- 
gers auf  (Schach  Anmerk.  3.  das.). 

Diese  BestlmmungcB  sbid  sueh    historissb    merkw&rdigi. 
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da  sie  ans  die  allmiiligG  Entstehung;  des  Wechsels  zeigen,  dessen 
Erfindung  man  den  Juden  luschrefbt  (R.  Asüher  lebte  in 
Ende  des  13.  Jahrh  ). 

Zu  $.  145. 

Unser  $.  handelt  von  der  vom  Schuldner  ohne  Ziizie- 
liung  und  Unterschrift  von  Zeugen  ausgestellten  Urkunde: 
und  braucht  sie  blos  tod  ihm  unterschrieben,  die  Urkunde 
selbst  kann  eine  andere  Handschrift  sein  {ChoBch.  Müvhp, 
€•  69.  ^.  1.).  —  Es  wird  aber  auch  besprochen,  wenn  der 
Schuldner  nicht  unter-  sondern  überschrieben  ist,  d  1. 
wenn  die  Urkunde  lautet:  „ich  N  N  habe  ausgeliehen  u.  s.  w.^ 
(ohne  sonstige  Unterschrift)  *) :  hier  muss  die  Urkunde  ganz  Ton 
der  Handschrift  des  Ausstellers  sein ,  well  nach  —  Ketubot  22*' 
Baba  Batra  167'*  —  es  si^h  treffen  kann ,  dass  Product  seinen 
vNamen  auf  eine  Karte  u.  s.  w.  geschrieben  und  sie  Jemand 
findet  und  in  eine  Schnidurkunde  umwandelt.  Vgl.  hierüber 
ausfiilirlich  HaJttnmwf   13.   Pforte  1.  Abtheilung  '^^). 

Zu  §.  146. 

Misrhna  l.  L^  und  wird  diese  Frage  in  Tcrschiedenen 
Fällen,  so  bei  Abhandenkommen  eines  Documents  (Gittm  27. 
Baba  ^fesiV/ 18.),  bei  Sterbeßllen  {Jehamoi  lld.  116),  bei 
Scheidungen  (GUHn  24.J  u.  a  m.,  besprochen.  Die  aiigerührte 
Mischna  beziehet  sich  auf  Schuldurkundeii  und  kann,  wenn  zwei 
Alänner  gleichen  INamens  (■•  B.  Joseph  Sohn  Simons)  ***)  in 


X    *)  Die«er  Gebrauch  weicht  .zwar  tod   dem  heatesatag  üblichen  ab) 
doch  ist  sdne  Tbesia  auf  Blanket  and  wendbar. 

**')  Bei  den  gegenseitigen  Rechnungen  der  Associes  unter  einander 
genfigt,  dafs  sie  von  ihrer  Hand  geschrieben  sind,  wenn  auch  die  Unter» 
Schrift  fehlt.  Haiirumot  L  L  Ckotck.  Muckp,  1. 1.  §.  3.  —  Die  Urkunde  trom 
Schuldner  ausgestellt  scheint  die  Chirographe  der  Alten,  die  Urkunde 
mit  Zeugen  deren  Syngrap  he  gewesen  zu  sein,  und  werden  wir  derKQnce 
wegen  diese  Ausdrücke  anwenden.  Es  wird  sich  uns  im  talmudi^chen  Recht 
bei  mehreren  Gelegenheiten  der  Unterschied  s wischen  beiden  (ausser  der  za 
$.  138.  gedachten  Verobligirung  der  Gfiter)  zeigen  5  und  scheint-  auch  bei 
den  Attikern  mancher  derartiger  Unterschied  vorgewaltet  zu  haben,  wenn 
sich  auch  nichts  mit  Gowissheit  hierüber  ermittehi  lässt.  Wenigstens  dürfte 
hierüber  vom  tairoudischen  Recht  aus  mehr  Aufschlnss  werden  als  von 
Ascanius  und  anderen  Schriftstellern  (vgl.  Meier  und  Schümann  S.  MMIT.} 
gegeben  wurde. 

***)  In  früherer  Zdt  waren  bei  den  Juden  PamiliennaBiea  nicht  üb- 

25* 
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einer  Slaudt  wohnen^  gf^^n  Keinen  tob  Beiden  eine  Scliiild- 
urkunde  producirt  werden,  da  -Jeder  einwenden  kann,  der 
Andere  sei  hier  gemeint.  Die  Mischna  acliiagl  dalier  vor, 
dass  in  aolchem  Falle  der  Name  des  Grofts^alerft  an^geben 
werde  (Joaeph  £ohn  Simona,  Solmea  Jacoba);  und  waren  auch 
diese  gleich,  ao  aeien  andere  unterscheidende  Merkmale  hin- 
snsufiigen.  Ra  wird  auch  beaprochen,  in  wie  fem  >amena- 
verwandte  gegen  einander  Schuldurkunden  prodnclren  können, 
ferner  wie  ea  su  halten  ael,  wenn  der  Gläubiger  einen  Na- 
menarerwandten  hat  n.  dgl.  m.  (woriiber  anaführlich  Chosrk. 
HUsvhp*  c.  49.  <$.  7  bla  10.).  Einige  Autoren  wollen  dalier, 
dam  in  der  Urkunde  der  OrtMiame  (Wohnort)  den  Glaiibfger« 
und  Schuldners  (voraiigllch  bei  letaterm,  \g\.  Setna  Anmerk.  i^,) 
angegeben  werde;  hierdurch  wird  jedem  Veratoaiie  vorgebeugt, 
dl  vielleicht  ein  Anderer  gleichen  Namena  an  einem  andern 
Orte  wohnen  k&mite.  Doch  fuhrt  Oloaae  /.  /.  ^.7.  an.daaa 
dieaae  Voraicht  weder  nöthig  noch  gebräuchlich  hi,  —  Wir 
bemerken  noch,  daaa  wenn  überhaupt  ein  Ort  der  Ausstel- 
lung nicht  in  der  Urkunde  angegeben  ht  (und  ein  Rinopruch 
dagegen  nicht  erhoben  wird),  die  Urkunde  Ihre  Giihigkeit 
behilt  Ckosch,  Muchp.  c.  43.  §.  22.  vgl.  auch  Ttimim  Au- 
merk.  11.  au   Choach,  Misehp.  r.  49. 

Zu  §.  147. 
Der  erate  Theil  dea  <^.  Gittin  19*^  22.  —  Die  Urkunde 
iat  in  dieaem  Falle  ungöltig,  selbst  wenn  Product  offenbar 
noch  keine  Gelegenheit  hatte,  etwas  an  Ihr  zu  verfülschen 
(wenn  er  sie  s.  B.  unmittelbar  nach  der  Ausfertigung  produ- 
drte).  Zwar  will  ein  früherer  nachtalmudischer  Autor  — 
R.  Chananel  nach  Gitiin  L  I.  —  Ihr  in  diesem  Falle  Gültigkeit, 
sugeatehen;  doch  iat  daa  auerst  Gedachte  die  Chosch.  Misehp. 
r.  42.  f^.  1.  angenommene  Norm.  —  Der  andere  Theil  den 
%.  iat  nach  Baba  Batra  \%V  und  besieliet  sich  vorzüglich 
darauf,  daaa  die  Buchstaben  weder  au  weit  von  einander  ent- 
fernt, noch  einander  au  nahe  aein  sollen.  Da  diese  Ver- 
falachung  auf  hebräische  Buchstaben  Bezug  hat,  so  Hlhren 
wir  die  weltern  Beispiele  nicht  an,  wohl  aber  die  Bemerkung 


lieb,  fondem  machte  die  Hinxafugang  ^Sohn  dei"  dai  Patronymicom  mam 
(wie  ha  Grlechiachea  6  'MiiavÖqoq  xov  9iUnuw9  a.  s.  w.). 
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dm  wenn  der  Richter  einen  gegritndeteu  Verdacht  einer  Tor- 
genomneDen  Verfälschung;  hat,  er  Zwaii^maasregeiii  anwen- 
den kann,  um  den  Prodiicenten  mm  Geatüiidnias  zu  bringen. 
Diese  mit  dem  Aiiklagepriucip  eluigermassen  .  In  Widerspruch 
siehende  und  von  R,  Mei'r  Ilalewi  (der  sie  aus  Baba  Batrß 
L  L  folgert)  luerst  angegebene  Nortn  bexiehet  sich  auf  den 
Fall,  wenn  eine  derartige  Urkunde  gegen  die  Erben  oder 
gegen  die  Kiofer  lum  Behufe  der  Kvincirung  producirt  wird, 
und  zwar  nach  der  Regel  des  talmudisclieii  Rechts,  dass  das 
Gericht  der  natiirliche  Vertreter  der  Erben  und  K&ufer  ist 
(vgl.  Baba  Batra  S3*-  41*  und  oben  zu  <$.  106.)-  Wenn  nach 
Tut  Cho8ch.  Mischp.  l.  l.  %.  3.  das  Gericht  auch  in  An- 
wesenheit des  Producten  obiges  Verfahren  gegen  den  Produ- 
centen  eiiischligt,  selbst  wenn  jener  nicht  die  Einrede  der 
Verfälschung  vorbringt,  so  erklärt  Schock  Anmerk.  4-1  daaa 
hier  gemeiut  sei,  Product  stellt  überhsupt  die  ganze  Forde- 
rung in  Abrede  ^). 

Zu  $.  148—150. 
Diese  drei  <$$.  enthalten  die  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Angabe  der  Summe.  Was  $.  148.  anbelangt  —  Choneh. 
Miachp.  /./.$.  4w  —  so  fpigt  er  aus  der  aus  dem  vor.  §. 
resultirenden  Norm:  es  muss  ^eder  Verfilschung  vorgebeugt 
werden.  (Wir  hsben  zur  Verstandniss  des  deutschen  Lesers 
,,niclit  in  Zahlen^  angenommen;  im  Ckosch*  Miachp.  ist  „nicht 
in  Buchstabens^  da  im  Hebräischen  [so  wie  im  Griechischen 
und  Arabischen]  die  Buchstaben  ihren  Zahleuwerth  haben ,  und 
Alcf:=^eins,  Bet=zwei,  Kaf=zwanzig  ist  u.  s.  w.)  Bemer- 
kiiiiHwerth  ist  die  Bestimmung  (die  zwar  im  Hebräischen  unter 
anderer  Benennung  vorkommt  aber  dodi  auf  dasselbe  Resultat  hin- 
ausläuft), dass  von  drei  bis  zehn  die  Zahl  nicht  am  Ende 
der  Zeile  kommen  darf,  da  hier  leicht  zu  drei  ein  ssig, 
zu  vier  ein  zig  angedrängt  werden  kann  {Baba  Batra  L  L 
vgl.  auch  Chosch.  Mischp.  §.  4.  und  Glosse  das.  Schach  Au- 


*)  Das  Gericht  fpricht  zuweilen  in  Anvfesenlieit  des  Producten  far 
demelbeiK,  wenn  er  seine  Einrede  nicht  Im  geliörigen  Zosaroaienhang  zu 
bringen  Yermag  (vgl.  oben  S.  93.)  oder  wenn  da«  Gericht  Ton  der  Uner- 
heblichkeit der  Klage  (wie  bei  nnaafgefordertem  Geständoiss  a.  a.  m.) 
überzeugt  ist 
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merk.  5.  6.)^  —  Ist  die  Siimme  in  Zahlen  (Buclislaben)  u.  s.  w. 
geschriebeu,  so  Utdie  Urkuude  nach  der  Ucgel  ^^ede  Ur- 
kunde, die  eine  VerfäUcliuiig  zulässt,  hat  keine  Gültigkeit'^ 
bogultig  (Glosse  sii  $.  4.  /.  /.).  Jedoch  behält  sie  ihren  Werth, 
wenn  ani  Ende  der  Zelle  Zehner  (dreiäsig,  Tierzig  ff,)  ge- 
sehrieben sind  und  wird  nicht  eine  hier  vorhergegangene  Verfal- 
schuug   geargwohnt  (Nimuke  Joseph  hei  Bei  Joseph  §.   7.). 

Fiu-  §.  149.   150.  Müchna  l  L  163^'  und    Talmud  iöid.^ 
luaführlich  Chosch.  MUchp.  L  L  %  5 — 15.    ,,Keine  nähere  Be- 
stimmung der  Summe^^  d.  i.   es  stehet  Suaim  (dieses  der  Plural 
vonSus)und  dieAnsahl  wurde  entweder  gleich  von  vornherein  nicht 
angegeben  oder  sie  ist  ausgelöscht,  so  wird,  zwei  Sus  als  die 
geringste  Zahl  des  Pluraüi  angenommen,  aber  auch  nicht  mehr» 
Aehnllchea  gilt,    wenn   die  Münzart    fehlt:    es    wird    die   ge- 
ringste Munaart  angenommen      Doch  ist -hier  die  gewöhnliche 
Berechnung,    d.  i.  in  wie   fern    die  Anzahl    kleinerer  Münzen 
in   die  grössere  aufgehet,  zu   berücksichtigen.      So  wenn  z.  B. 
in    der  Urkunde    dicf   Zahl   „zweihundert^^    (oline    Augabc    der 
Münzart)  atehet*     liier  sollte  zwar  nach  obiger  Norm   bezwei- 
felt werden,    ob  nicht  Peru  tot  (die  geringste  Muuz^orte,  etwa 
wie  unsere  Pfennige)  gemeint  seien ;  allein  da  schon  deren  1% 
einen  Sus  machen,  so  setzt  man  bei  einer  solchen  Anzahl  nicht 
Perutot  sondern  redducirt  sie  auf  Sus  (so  wie  bei  uns  man  nicht 
zweihundert    Kreuzer    oder    Groschen,    sondern    Gulden    oder 
Thaler   schreibt):    und   können    alao    liier    nicht    Perutot   ge- 
meint sein  (vgl.  /.  /.  IGü^'  und  Zunz  zur  Geschichte  und  Lite- 
ratur S.  539.).   —     Mooh.  ist  bei  der  Münzart  zu   bemerken, 
dass  wenn  sie  auch  angegeben  ist,    mancher  Zweifel  bei  der 
Differenz    des   Münzfusses    in    den    verschiedenen    Orten    ent- 
stehen kann  (ungefähr  wie  bei  uns  über  die  Benennung  „Gul* 
den^%   ob  rheinische  oder  Conventionsgulden).      Hier  gilt  nun 
die  Regel:    bt  in    der  Urkunde    der  Ort   der  Ausstellung  an- 
gegeben,   so    wird    gezahlt     nach    der    daselbst    gewöhnlichen^ 
Münzart.      JFehlt  der  Ort  der  Ausstellung   (vgl.    zu  §.  145.)^ 
so  wird  gezahlt   nach    der   am  Orte  der  Production    gewöhn- 
lichen Münzart  (nach  Ketubot  110^*). 

Für  §.  150.  iat  zu  merken,  dass  in  der  Schuldar- 
kunde die  Siinune  gewöhnlich  zuletzt  nochmals  mit  den  Wor- 
ten wiederholt  wird:  „für  die  mir  geliehene  Summe  von .  «  .  . 
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bin  ich  mit  meinem  Venoögen  Terobligirl  n:  a.  w.  (vgl.  R,  Sam^ 
den  Mei'r  su  obiger  Misclma).  Diene  letztere  Stelle  wird  mit 
Toniiglicher  Genauigkeit  abgefasat;  daher  wird  bei  einem  an- 
auaglei  eil  barem  Widentpmche  Bwintclien  der  aiilelat  und 
iet  oben  angegebenen  Summe  (vgl.  Chosciu  Miackp,  §.  5. 
Sema  Anmerk.  10.  Schach  Anmerk.  9.)  an  letzterer  gelialten. 
ist  aber  oben  eine  Specification  der  Summe,  s.  B.  50  Gul- 
den für  •  • .,  60  Gulden  für  .  • .,  100  Gulden  für  . . .,  unten 
aber  eine  Summe,  die  zusammengelogen  der  apecifirten 
Summe  nicht  entspricht  (diese  macht  210,  und  unten  bl 
200),  so  wird  die  obere  Zahl,  da  dort  genau  angegeben  i«t, 
für  die  richtige,  und  die  untere  als  die  irrthömliche  ance- 
nommen  {R.  JcBchaja  bei  Tur  L  /.  %  8.).  Uebrigens  sagt 
die  Misrhna,  dass  wenn  in  der  untern  Stelle  etwas  ausge- 
löscht ist,  man  aus  dem  obern  Theile  Aufschlusa  holt,  iassi 
aber  dieses  nur  von  einem  Buchstaben  gelten.  So  z.  B. 
wenn  es  obefi  heiswt  Chanani  (Eigenname)  und  unten  Chanan 
und  etwas  ausge]Ö8cht,  so  wird  angeiiorhmen ,  dass  es  auch 
unten  Chanani  geheissen  habe  Vgl.  ausführlich  Baha  ßairä 
16Ö«  R.S.  ben  Miir  und  Tosefat  das.  Chosch.  Mischp,  l.  l.  %.  5.  0. 
(Manche  Fälle  dieser  §§  sind  noch  heutigen  Tagea  von  Kinfluas, 
manclie  kommen  zwar  nach  unaerm  Gebrauche  nicht  zur  Anwen- 
dung, doch  beleliren  sie  über  den  Geist  des  tsimiidischen 
Rechts.  Im  I  Allgemeinen  stimmt  das  gemeine  Recht  hier  mit 
dem  talmudizichen  Recht  überein.  Vgl.  folg.  §.) 

Zu  §.  151. 

Sdion  die  vor.  §§.  basiren  auf  dem  in  diesem  §.  auf- 
gestellten Grundsatz,  dass  in  zweifelliafHen  Fallen  der  Be-- 
weis  dem  Producenten  obliegt;  denn  Prodiret  ist  im  Besitze 
und  es  muss  nach  dem  öfters  gedachten  Axiom  des  tal- 
mudischen  Rechts  der  beweisen,  der  das  Besitzrecht  eines 
Andern  auflieben   will  *)&   —    Bedeutsam    iät  der  Zusatz  des 


*)  Das  romiscbe  Recht  hat  ebenfalls  wie  onser  $.:  Semper  in  obacu- 
ris  quod^iinimum  ett,  Mequhntir.  L.  6.  L.  56.  1^.50.  17.  vgl.  anch  L.  34. 
h.  i.  Femer  mehreres  an  obigen  §|.  in  Beaog  Stehende  L.  13.  13.  31. 
D.  34. 6.  —  Bei  Verträgen  will  das  rifta.  R. ,  dasa  der  Zweifel  wider  den  an 
iaterpretiren  sei,  der  sich  h&tte  beatiAmter  ausdrücken  sollen  (£«.  26.  I>.  34. 5. 
L.  38.  g.  18.  D.  45.  1«),  und  aasdrücklich  ge^en  den  Verkäufer  und 
Vermiether  (L.  39.    D.  2.  14.  L.  172.  ]pr,  D.  50.  37.).      Das  talmudische 
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S    ^in  so  fern  ff.  wurde.  ^^       Die   in   den  vor.  §§,  angeregten 
Zweifel  sprachen   nicht  der  Urkunde  den    ganaen  Werth  ab, 

'  sondern  bewegten  sich  nur  um  dessen  Hohe.  Wiirde  aber 
die  eine  Seite  des  Zweifels  die  Urkunde  gana  aufheben,  so 
M  gar  nicht  auf  ilin  au  hören,  und  wird  der  sweifelhafteu 
Stelle  die  angemessene  Auslegung  gegeben.  Es  stehet  2.,  B. 
in  der  Urkunde,  dass  sie  Ostern  sahlbar  ist.  Wird  hier 
nicht  angeuoninien,  der  Sinn  aei  nachstkommendo  Ostern,  so 
wire  die  Urkunde  ad  calendas  graecas  liinaussuschieben  und 
wire  ihre  Abfai^siing  ganx  zwecklos  gewesen.  (Wenn  also  auch 
Sehuldiier  sagt,  er  meinte  Ostern  über  awei  Jahre  —  also 
eine  bestimmte  Zeit  augestehet  —  so  wird  doch  nur  nächst- 
kommende  Ostern  angenommen ,   da  wenn  nicht  diese,  die  Ur- 

.  knnde  an  sich  unbestimmt  und  daher  werthlos  bliebe.)  Dieses 
gUl  für  slle  derartige  Falle:  eine  (recogiioscirte,  rgl.  weiter 
so  §.  156)  Urkunde  kann  eines  Zweifels  wegen  nicht  gans 
aufgehoben  werden:  und  stimmen  hierin  die  Torsugllchsten 
Autoren  (/2.  Ckananel^  Tosefat^  Mas.  inen  Nachman,  Äderet^ 
Aaeker  u.  A.)  überein;  vgl    Chosch.   Misehp.  L  l,  §.  9. 

Bei  den  in  diesem  §^.,  gedachten  Fällen  tritt  übrigona 
eine  neue  Seite  dea  talmudinchen  Rechts  hervor.  Ist  Prodn- 
cent  im  Besitse  eines  dem  Froducten  gehörenden  Gegeufttan- 
dea,  so  kann'  er  sich,  soweit  er  seine  Fonlerung  angibt,  dar- 
an halten.  Ist  hier  iwar,  da  über  der  Höhe  des  Wcrthes 
der  Urkunde  Zweifel  walten,  das  Besitzrecht  des  Producenten 
an  dem  Gegenstande  zweifelhaft,  so  hat  auch  die  Be- 
Nuptung   des  Froducten  nichta  für  sich,    das   den  jenseitigen 
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Reciit  enUchcidet  aacfa  hier  ffir  den^  desien  Besitsrecht  (Chasaha)  beein* 
trftchtigt  werden  loU:  alflo  for  den  Verkäufer  und  Verniiether  (vgl.  Baba 
Meaua  102  a.  Baha  BtUra  926).  Das  taimudische  Recht  hält  auch  nach 
einer  Erklärungiweise  Baha  Haira  71o  dafiir  (vgL  A.  Chananel  bei  H. 
Harn,  hen  Meir  das.,  und  treten  ihm  auch  Maim.  Mcfhira  c,  26.  §.  5. 
Chotch.  Miichp,  c.  215.  S  6.  bei),  dass  es  dem  Käufer  obliege,  sich  ge- 
nau auszudrücken.  Nur  bei  Scheulcnngen  erkennt  es,  aus  dem  natürlichen 
Grunde,  dass  der  Beschenkte  nicht  anfragen  und  yerlangen  kdnne,  diese 
Obliegenheit  den  Geber  za  (vgl.  auch  das.  64  a,  wo  der  Meinung  des 
&.Akiba  [überhaupt  dem  ganzen -qto  rw«  «pw  „der  Verkäufer  concedirt 
viel'*]  der  Gedauice,  4aa8  der  Verlulufer  sich  genau  hätte  ausdrüclten  sollea, 
zu  Grunde  liegen  dürfte;  doch  widerspricht  das  tahuudisofae  Recht  aiient- 
balben  dieser  Anflfaisung). 
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Besiti  als  erweislich  imgerecht  dannstellen  und  iha  auf-* 
anheben  vermöchte.  Prodnel  nnd  Prodncent  sind  nun  gewto- 
fcmiassen  in  ein  entgegengesetates  VerliSItniss  getreten,  nnd 
ist  tetaterer  Besitaer  gewordeir.    Vgl.  Einleit.  anm  folg.  Titel. 

Zu  ^.  152—156. 
Diese  §§.,  die  die  Bestimmnngen  über  die  Zeit  bespre* 
eben,  sind  in  dem  in  der  Einleit  an  diesem  Tit.  und  au  §.  138. 130. 
Erwähnten  begründet.  Qnellen  hierf&r  sind  Sckebiii  10,  5. 
Baöa  Me%ia  f.  72.  Baba  Batra  f.  44.  157,  und  ansftkhrlichr 
betiprodien  C^o9ch,  Miachp,  c,  43.  —  Fehlt  das  Datum ,  so  kann 
eine  Evincimng  nicht  geltend  gemacht  werden,  da  die  Urkunde 
nicht  besagt,  ob  vor  oder  nach  dem  Verkaufe  ausgeliehen 
worden  sei,  der  aber  beweisen  muss,  der  das  Besitarecht  eines 
Andern  aufheben  will  (vor.  §.).  —  Enthilt  die  Urkunde  ehi 
frliheres  Datum,  so  ist  hier  eine  Verfilschimg  aum  Nachtheile 
der  Kiufer,  da  Gläubiger  die  Erincirung  vom  Datum  an  l&ben 
wird,  damals  aber  ihm  die  Gftter  des  Schuldners,  dem  er  erst 
später  geliehen,  noch  nicht  verobligirt  (unterthänig)  waren. 
Nach  Taeefot  Baöa  Metia  L  l.  und  R.  Ascher  (bei  7Wr  §.  6.) 
verliert  sie  ihre  ganae  Giiltigkelt  und  dient  auch  gegen  den 
Producten  nicht  ala  Beweis.  Nach  anderen  Autoren  (jilfasi^ 
Raachi,  Maimonid,  Malwe  c.  23.  $.  1.)  ^'erliert  aie  nur  daa 
Recht  der  Evinciroiig,  und  wird  auch  dieser  Meinung  Ckosek, 
Minchp.  l.  L  §,  7.  beigetreten.  —  Bedeutsam  ist  übrigeiis  die 
Frage,  wie  bei  einer  von  Zeugen  imterschriebenen  Urkunde 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  das  Datum  friiher  sei?  Sagen 
es  die  unterschriebenen  Zeugen  selbst  aus,  so  ist  abgesehen 
vom  Widerruf  (vgl.  weiter  zu  §.  186.)  und  Selbstaiiklage  (vgl. 
oben  Ende  des  ersten  Cap.)  mit  Wissen  der  Zeugen  ein  Fal- 
sum  vorgegangen  und  sie  haben  es  unterschrieben:  sie  sind 
demnach  unfähige  Zeugen  (§.  49  ff.):  wie  kann  nun  die  Urkunde 
noch  irgend  eine  Beweiskraft  (wie'  die  letztere  Meinung  will) 
haben?  Einige  Autoren  (ygh  Nimuke  Joseph  1. 1.)  nehmen  an,  die 
Zeugen  sagen,  sie  haben  auf  Aufforderung  des  Schuldners  eine 
Urkunde  In  Abwesenheit  des  Gläubigers  geschrieben  un^  dieser 
erst  einige  Zeit  hierauf  das  Geld  geliehen.  Zwar  sollen  Zeu- 
gen nur  in  Gegenwart  des  Gläubigers  die  Urkunde  -ausstellen 
(§.  141);  doch  ist  eine  derartige  fgitoraiii(ta /tir^s  au  entschul- 
digen.   Andere  (/.  /.)   erklären ,    die  Zeugen  sagen  sie  haben 
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all  sie  die  Urkunde  nnterechrieben,  dafür  gelialleu,  der  Gläu- 
biger habe  selion  dem  Scliuldner  das  Darlehu  eiugdiandigt;  und 
aie  übenengCen  sich  hierauf,  da^a  es  erst  späler  gesdieheu. 
Femer:  die  Zeugen  geben  an,  sie  haben  sich  in  der  Monats- 
rechnung geirrt  (vgl.  oben  zu  §.  20.)  und  haben  dsher  die  Ur- 
kunde für  richtig  gehalten.  (Eline  andere  Meinung,  es  liaben 
die  Zeugen- unterschrieben  in  der  Yoraussetsung,  es  werde  nie 
sur  Evindrung  kommen  *)  —  R.  Simson  zu  Schebiit  L  L  — 
wird  Ton  R,  SaL  hen  Aderei  7bm.  3.  renpons.  8.  aufs  enC- 
achiedenste  verworfen.)  R,  J,  ben  Scheschet  resp.  382  be- 
merkt, dass,  wenn  oiTeiibar  hervorgehet  die  Zeugen  lisben  falscli 
unterschrieben,  so  ist  die  Urkunde  nach  Aller  Meinung  völlig  uu- 
giihig  (Chaach.  Miuchp.  §  8.).  Sehr  richlig  bemerkt  ferner  /äderet 
respons,  3.  8.  /.  /.  dass  wenn  aucli  das  in  der  anteda^irten  Urkunde 
«n^ähnte  Factum  —  das  Darlelm  —  seine  Kichtigkeit  liat,  die- 
selbe nichtsdestoweniger  vom  Gerichte  verniclitet  wird',  damit 
Gliubiger  nicht  (etwa  vor  einem  andern  Gericht  oder  wenn  die 
Sache  vergessen  wird)  die  Evincirung  geltend  mache;  und  ist 
die  Zshlungszeit  noch  nicht  da,  so  wird  ihm  vom  Gericht  eine 
neue  Urkunde  mit  der  ausdrücklichen  liemerkung,  „dasf  sie  nur  von 
den  freien  (bei  dem  Schuldner  sich  vorfindenden)  Giitern  zahl- 
bar sei^'  ausgefertigt.  Vgl.  auch  «Sc^acA  Anmerk.  10.  *'*^).  Die 
antedatirte  Urkunde  ist  übrigens  auch  bei  Kauf  und  Schenkung 
ungültig.  —   Dieses  für  §.  152—  154. 

Ist  die  Schiüdurkunde  —  §.  155.  —  auf  »j^äterm  Datum  ge- 
achrieben  (das  Darlehn  war  im  Januar  gcm.aclit  worden  und  die  Ur- 
kunde lautet  auf  Februar  d.  J.)  so  scheint  beim  ersten  Anblick,  dass 


*)  Die  Antedatimng  schadet  nur  wegen  der  eventuellen  BvinciniDg. 
Bs  braucht  übrigens  kaum  erwähnt  su  werden,  dass  bei  der  Chirographe 
(vgl.  §.  146.  Anmerk.)  die  Antedatirung  nichu  achadet,  da  hier  (vgl.  zu 
$•  138.)  eine  Evincirung  nicht  stattfindet. 

**)  Das  römische  Recht  spricht  zwar  auch  von  der  Antedatirung  (hier 
praefcre^  repdere  diem  genannt;  vgl.  L.  1.  J.  2.  D.  2.  13.  L.  3.  D.  22.4.). 
Allein  da  das  römische  Recht  die  Evincirung  ans  den  Händen  eines  Drit- 
ten mit  ausdrücklicher  Ausnahme  der  kypotheea  omnium  bonorum  (Tgl. 
oben  S.  361.)  nicht  kennt,  so  liegt  an  sich  in  der  Antedatirung  keioe 
Verfälschung,  da  Schuldner  damit  einverstanden  war  (vgl.  die  xuleUi 
angeführte  L.  oad  L.  145.  D.  50.  17).  Nur  wenn  darch  die  Anteda- 
tirung eb  späterer  Gläubiger  zum  Nachtheile  früherer  Pfandgläubiger  be- 
günstigt warde,  findet  ein  faUi  crimen  statt'  L.  28.  D.  48.  10. 
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hier  nidiU  sam  Nachtlieile  der  eventuellen  Kiufer  geschehen, 
sondern  Tielmehr  dier  Gläubiger  Manehes  von  seinem  Rechte 
aufgegeben  und  die  Urkunde  also  göltig  seL  Allein  es  wurde 
sclion  oben  (S.  362.)  bemerkt,  dass  das  Bfiucirungsrecht  des 
Gläubigers  sich  nur  auf  Jene  in  der  Hand  eines  Dritten  sich 
befindenden  Immobilien  erstreckt,  die  Schuldner  sur  Zeit  der 
Contrahirung  des  Darlehüs  besessen,  nicht  aber  auf  Jene,  die 
er  erst  später  erworben,  und  die  nun  im  Besitie  eines  Dritten  sind. 
Es  liegt  also  In  der  Postdatirung  ein  Nachtlieil  für  den  Kiu- 
fer, der  später  erworbenes  Gut  von  dem  Schuldner  gekauft. 
Doch  ist  es  nicht  ungewöhnlich,  dass  Schuldner  in  der  Ur- 
kunde die  G&ter,  die  er  erwerben  werde,  Terpflicbtet  (un* 
tertliänig  -macht);  findet  sich  also  diese  Clansei  in  der  spä- 
ter datirten  Urkunde,  so  ist  sie  giiltig.  Einige  Autoren  ImI- 
ten  daflir,  dass,  wenn  auch  diese  Clausel,  nicht  aiisgedrikckt 
ist,  sie  stillschweigend  verstanden  wird  (vgl.  weiter  su  f^.  192.); 
und  dann  wäre  die'  pontdatirte  Urkunde  in  der  Regel  gül« 
^^9  (^§}'  Sehach  Anmerk.  26.). —  Die  VerkaufiCurkunde  (und 
auch  Schenkung)  mit  späterm  Datum  ist  durcbgehcnds  ungfil- 
tlg,  weil,  im  Falle  der  Verkäufer  (oder  Donator)  wieder  das 
Grundstück  an  sich  giebracht,  er  durch  die  postdatirte.  Ur- 
kunde leicht  in  Gefahr  kommt,  das  Seinige  su  veriieren. 
Ausführlich  Baba  Batra.  157*'  171^'  Chosch.  Misehp.  L  L 
§.  12.  13.  —  Doch  sind  alle  postdatirten  Urkunden  gttitig, 
wenn  in  ilmen  ausdrücklich  stellet,  dass  sie  später  (als  das 
Dariehn,  der-Verkauf  u.  s.  w.  eingegangen  wurden)  datiri  seien; 
es  wird  aber  überhaupt  gemissbiiligt,  eine  derartige  Urkunde 
auszustellen,  da  sie  den  Schein  eines  Falsums  an  sich  trägt 
(Glosse  zu  §.   12.  /.  /.).   — 

Gehet  aus  der  Urkunde  hervor  (§.  156.),  dass  d«s  Da- 
tum unrichtig,  und  es  ist  eiu  Zweifel,  ob  sie  früher  datfkt 
(also  ungüUig)  oder  später  datiri  (und  unter  oben  gedachtem 
Umstände  gültig)  aei,  so  wird  angenommen,  das  Datum  sei 
später.  Dieses  nacli  Baba  Batra  171,  wo  angeführt  wird: 
Wenn  das  Datum  auf  Sabbat  oder  den  10.  Tischre  (Versoh- 
nungstag,  an  diesem  sowie  an  jenem  Tage  ist  das  Schreiben  ver- 
boten) lautet,  so  ist  hier  sicherlich  das  Datum  amrichtlg  und 
ein  Irrthum  dabei  vorgefallen  (vgl.  R.  Sam»  ben  Me'ir  das.); 
die  Urkunde  aber  ist  gültig,  denn  es  wird  angenommen,  das 
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Darlehn  sei  früher  —  den  Torhergehenden  Freitag  oder  den 
9.  Tischre  —  contrahirt  worden  und  ist  also  das  Datum  ein 
apiteres.  Diese«  gilt  jedocli  nur  von  efner  recognosdrlen  Ur- 
kunde (Uaittur.  bei  Tur  L  /.  $.  16.);  und  wird  ein  Zwei- 
fel^ der  sie  auflieben  würde,  nicht  angenommen  (Tgl.  Ma^gid 
Misckna  Mahnonid.  Halewi  c.  23.  4.  und  ohen  an  §.  151.  *). 
Nach  einigen  iiachtalmudischen  Autoren  kann  jedoch  Scliuld- 
ner,  wenn  er  die  Postdalirung  in  Abrede  atellt,  Ton  dem 
Gläubiger  einen  Eid,  daaa  daa  Datum  apater  ael,  abfordern 
(vgl.  Sehach  Anmerk.  32.).  Ist  aber  die  Urkunde  nicht  re- 
cognoacirt,  ao  muaa  Glaubiger  einrn  Beweis  durch  Zeugen  für 
aeine  Behauptung  der  Poatdatiruiig  bringen.  Citosch.  Misehp.  L  L 

Wir  maciien  hier  noch  auf  einen  Umstand  aufmerksam, 
der  zwar  in  den  ersten  Abschnitt  gehört,  docli  erst  durch 
Obiges  begreiflich  wird.  Die  BeraiU  (Sytthedr.  32^ )  erklärt 
dem  zuletzt  Gedachten  gemäss,  dai^s  auf  Urkunden  unter- 
schriebene Zeugen  niclit  eines  Alibi  überfulirt  werden  kön- 
nen; denn  wird  auch  erwiesen,  dass  am  Datum  der  Urkunde 
die  Zeugen  nicht  an  dem  Orte  der  Ausstellung  gewesen  seien, 
ao  kann  noch  immer  angenommen  werden,  die  Urkunde  aei 
früher  geschrieben  und  postdatirt  worden;  Zeugen  auf  Ur- 
kunden können  diesem  gemä:ss  nur  dann  in  die  Wiedervergcl- 
tungsstrafe  (Ende  des  2.  Cap.)  verfallen,  wenn  sie  selbst  an- 
.gegeben,  dasa  daa  Datum  ganz  richtig  sei,  d.  I.  keine  un- 
regelmässige Datirung  stattgefunden,  und  sie  nun  eines  Alibi 
überführt  werden.  Bemerkenswerth  ist  noch  die  ^leiuung  des 
R.  Serachja  Halewi^  dass  nur  auf  mündliche  Auasagen,  nicht 
aber  auf  eine  Unterschrift  die  WicdervergeltungHKtrafc  eintritt 
(vgl.  R.  Nissinu  Ketuhot  c.  2.  zu  Ende ) ; '  doch  sind  Alfasi 
und  Mahnonid.  Edul  c.   19.   §.  3.   entgegengesetzter  Meinung. 

Wir  haben  nun  noch  $.  152.  zu  besprechen.  Die  Ju- 
den rechneten  in  früherer  Zeit  nach  der  Sdeucidischen  Aera; 
seit  Ausbreitung  der  Araberherrschaft  rechnen  sie  nach  Er- 
achaffung  der  Welt.  Vgl  Rappoport  Kerem  Chemed  6.  ThI. 
(daa  Jahr  1846  ist  bei  den  Juden  5606).  Nebst  dem  Jahre 
muss  in  der  Urkunde  noch  angegeben    werden    der    Tag   dea 

*)  Selbftt  wenn,  wie  nach  Alfaei,  bei  der  AntedatiniDg  von  den  freien 
GAteni  angefordert  wird ,  so  iai  doch  die  Urkunde  aufgehoben ,  und  mius 
noch  überdieM  dn  Fabum  angenommen  werden.   Vgl.  Maimonidet  l  I. 
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Monat«  und  Tag  der  Woche.  Wenn  nun  bei  der  JahreanU 
die  Tau«ende  und  Hunderte  fehlen  und  nur  Zehner  und  Ein- 
heiten geachrleben  aind,  s  B.  im  J.  84  atatt  5584,  ao  iai 
die  Urkunde  gültig  ^).  Stellen  aber  die  Jahrtauaende  und 
Hunderte,  die  Zehner  und  Einheiten  fehlen,  ao  iat  die  Ur- 
kunde ungültig.  —  Wenn  der  Wochentag  nicht  mit  dem  Mo- 
nat tag  inrammentrifft,  ea  heiaat  i.  B.  in  der  Urkunde  „Mitt> 
woch  den  S2.  dea  Monata...^^,  mid  Mittwoch  war  der  24i, 
ao  iüt  die  Urkunde  dennoch  güllig,  weil  (wie  zu  %•  SXK) 
angenommen  wird,  man  habe  sich  in  der  Calenderrechnnng 
geirrt;  und  wird  bei  der  Urkunde  noch  mehr  ala  bei  Zeu* 
genauaaage'  (vgl.  aualuhrlich  an  §.  20  )  dem  Irrthume  au  Gnte 
gehalten,  und  er  auch  über  die  Hälfte  dea  Monata  oder  auf 
Bwei  Tage  angenommen.  Cko9ch*  Müchp.  L  L  nach  Mordechtd 
Bosch  UascJmnä  au  Anfang.  (Doch  führt  der*elbe  an,  daaa 
R.  Tarn  eine  derartige  Urkunde  für  ungültig  hält.)  —  Dn 
ferner  der  Tag  nach  der  Jüdischen  Zeitreclmung  mit '  dem 
Abend  beginnt,  die  Nacht  aliui  zum  folgenden  Tag  geliört, 
ao  können  die  Zeugen  eine  Urkunde,,  die  bei  Macht  ausge- 
fertigt wurde ^  den  darauffolgenden  unterschreiben  f  wurde  aller 
die  Urkunde  bei  Tag  snsgestellt  und  die  Zeugen  haben  aie  die 
folgende  Nacht  unterschrieben,  ao  iat  aie  ala  eine  antedatirle 
ungültig,  ea  aei  denn,  daaa  die  Zeugen  aich  schon  bei  Tag 
mit  der  Urkunde  befasst  und  aie  ihre  Wirksamkeit  mlso  acbon 
damala  begonnen  haben.    Ckosch.  Misehp.  ^.  16. 

Zu  %.  157. 
Chosch.  Miächp.'  L  L  §.  16.  18.  20.  nach  Baba  Baira 
172"*  —  Ea  wurde  schon  ani  §.  140.  manchea  Hierhergehö- 
rende bemerkt;  und  Iat  hier  nur  noch  der  Punct  der  Orta- 
Terschiedenbeit  nachau tragen.  Baba  Batra  L  U  heiaat  ea: 
„Rah  Huna  aagte  zu  den  Schreibern  (Soferim^  taheUiones)^  seid 
ihr  in  Scliili  (Ortaname),  ao  müsst  ihr  die  Urkunde  ausstel- 
len nach  Schill,  obachon  man  euch  (den  Auftrag,  die  Urkunde  sn 
schreiben)  in  Hini  (ebenfalla  Ortsname)  übergeben  hat,  und 
umgekehrt.^    Hinaichtlich  der  Zeit  heiaat  ea  daa. :  „Wenn  ihr 


'*')  Bei  Joseph  $.  1.  will  wenn  ancb  die  Zehner  fehlen  ond  nur  die 
Einheiten  flehen,  die  Urkunde*  gelten  Usiens  doch  moÜTirt  er  nicht  fdne 
Mdnnng  und  iit  ile  allerdingB  sehr  befreaidciid. 
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•chreibct  eine  Urkunde  anf  nymbolliiclie  Ziraichemiig,  ra  schrei- 
bet nach  dem  Tag,  wo  die  Zuafchemnff  geachah;  wo  nicht 
■ach  dem  Tag  der  Anaatellnng.^  Nach  einem  Reaponsnm  dea 
JK.  Jfo«.  ben  Naehman  bd  Hattrttmot  (56.  Pforte  1.  Abth. 
§.  5.)  wird  bei  der  ayroboliachen  Zuaichemng  nnr  dann  die 
Urkunde  nach  dem  Ort  der  Ausalellung  geschrieben,  wenn  die 
Zeugen  aich  nicht  mehr  dea  Tagea  der  Zusicherung  erinnern. 
Da  aie  nun  in  aolchem  Falle  daa  Datum  der  Auaatellung 
achreiben  müiaen,  ao  wi]re  hier,  atellen  aie  die  Urkunde  nach 
dem  Orte  der  Zusicherung  aus,  ein  acheinbares  Falsum,  dm 
Ort  und  Zeit  im  Widerspruch  stehen;  an  diesem  Tage  wa- 
ren die  Zeugen  doch  nicht  an  diesem  Orte.  Erinnern  sich 
aber  die  Zeugen  dea  Tagea  der  Zitsichenmg  und  schreiben 
die  Urkunde  nach  diesem  Datum  (su  §.  140.  au  Ende),  dann 
mftaaen  aie  auch  die  Urkunde  nach  dem  Ort  der  Zusicherung 
anaateilen:  wirden  aie  aie  nach  dem  gegenwirtigen  Orte  ler- 
aeidinen,  so  atinde  wieder  hier  Zeit  und  Ort  In  Widersprncii. 
i2.  Saloman  ben  Aderet  bemerkt  nun  Folgendes:  Schreiben 
die  Zeugen  Ort  und  Zeit  der  Zusicherung  (sie  erinnern  sich 
noch  dea  Tagea  der  Zusichemng),  so  wird  gesetzt:  ^yf\r  ha- 
ben Ten  N.  an  dem  Orte...  und  an  dem  Tage....  die  Zu* 
aicherung  fibemommen  und  haben  die  Urkunde  geschrieben 
und  nntendchnet  if.^^:  Ort  und  Datum  beaiehen  sich  also 
hier  auf  die  Zusichenmg.  ^  Mnsa  aber  Ort  und  Datum  der 
Ausstellung  geschrieben  werden  (die  Zeugen  erinnern  sich 
nicht  mehr  des  Tages  der  Zusicherung),  so  wird  gesetst: 
,,Wir  haben  Ton  N.  die  Zuaicherung  erhalten,  und  haben  ao 
dem  Ort  •  • .  und  dem  Tage ...  die  Urkunde  geschrieben  ff.^, 
wo  also  Ort  und  Datum  lu  der  Ausfertigung  bezogen  wer- 
den: und  wird  hier  wie  dort  vorgebeugt,  dass  nicht  in  der 
Urkunde  Etwas  wie  ein  Falsum  erscheine.  —  R.  Mehr  Ha-- 
lewi  will  auch,  daaa,-wenn  der  Mnnzfuss  des  Ortes  der 
Ausatdlung  Ton  dem  dea  Ortea  der  Zusicherung  Terschiedea 
iat,  letsterer  Ort  oder  der  daa.  beatehende  IVliiiizfnss  geaetst 
werden  muaa,  da  man  nch,  wie  in  §.  148  — 150.  bemeri&t 
wurde,  bei  varilreiidem  Munzfusse  an  den  in  der  Urkunde 
benannten  Ort  hält  (vgl  Tur  l.  L  §.  13.  15.  und  Bet  Ja- 
aeph  f.  12.  13.).  JS.  Sam.  ben  Meir  will  aber  überhaupt, 
daas,  wenn  die  Urkunde  nach  dem  Orte  der  Ausstellung  g«- 
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schrieben  wird,  man  hineinsetse:  ^Wir  haben  an  dieaem  Orte 
(und  Tage)  die-  Urkunde  anageferligi  über  daa,  waa  wir  an 
jenem  Orte  (dem  der  Zuaicbeniug)  wahrnahmen^;  wodurdi 
denn  freilich  die  Bedenken  Halewi'a-  und  Aderet\a  gehoben 
aind  (vgl.  Bet  Joseph  L  L). 

Zu  §.  158. 

Wenn  der  §•  aagt  ^von  mindestena  iwei  Zeugen^,  ao  iai 
diisaea  nicht  in  Besug  auf  Gültigkeit  au  nehmen,  daaa  dieae 
aich  mit  der  gröaaern  Anaahl  ateigerte:  daa  talmudiache  Rechl 
wiegt  nidit  nach  der  Menge  der  Zeugen  ab  (Tgl.  oben  su 
f^  14.);  aondem  gilt  dieaea  nur  in  Illuaicht  der  Form  der 
Urkunde«  Ala  antiquariache  Eigenthnmlichkelt  muaa  hier  an- 
geführt werden,  daaa  zuweilen  die  Urkunde  faltcnweiae  abge- 
faaat  wurde;  und  zwar:  eine  Zeile  wurde  geachricben,  die 
andere  leer  gelasaen  tmd  auf  diesen  leeren  Raum  die  ge- 
schriebene Zeile  gelegt  und  zuaammeiigenihet,  hierauf  wieder 
eine  Zeile  geschrieben  und  eine  Zeile  leer  gelaaaen  u.  a.  w« 
Als  Veranlassung  dieser  aonderbaren  Abfaasmigaweise  werden 
Bitöa  Batra  160^'  die  Ehescheidungsurkimden  der  Priester 
(Aroni(en)  augegeben.  Diese  sollen  zum  Jähzorn  sehr  geneigt 
gewesen  sein:  durch  die  durch  vorgedachte  Abfaaanogaweian 
iiothwendig  entstehende  Verzögerung  soll,  bei  der  etwa  ia 
Jähzorn  beachloaaenen  Eh^cheidung,  Zeit  zur  besonnenen  Ue- 
berlegung  gewonnen  werden.  Bei  einer  derartigen  Urkunde, 
die  die  zusammengebundene  (nvtpv,  im  Gegensatz  Ton  der 
gewöhnlichen,  die  „Dim^%  „die  gestreckte,  gerade^  beisst) 
genannt  wird,  muaa  je  auf  einer  Falte  ein  Zeuge,  und  da 
nicht  weniger  als  drei  Falten  sein  dürfen,  alao  hier  wenig- 
stens drei  Zeugen .  unterschrieben  sein.  Mischna  ibid.  und 
Giiiin  81^*  —  Dleae  Form  ist  jedoch  schon  lange  und,  wte 
es  scheint,  schon  zur  Zeit  der  tahnudiseheu  Autoren  ausser  Ge- 
brauch gekommen;  und  wird  sogar  eine  heutigen  Tages  In 
dieser  Form  abgefasste  Urkunde  ala  vngülUg  erklärt,  jVnmiAt 
Joseph  ad  loc.  Chosch.  SUschp*  <;.  42.  §•  1.  Glosse  nnd  Schadk 
Aumerk.  3.  vgL  auch  Tosefbt  GiUm  L  L  Mükaomdes  «rwUmt 
ebenfalls  nicht  diese  Urkunde. 

Eine  Urkunde,    auf   der   nur   etn  Zeuge  unterschrieben 
ist,    hat,  wenn  sie  recognoscirt  ist,  das  Recht  der  mündlichen' 
Aussage  einea  Zeugen  und  ?cranlasat  also,  wie  %.  79b.  im  AIh 
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leogDiuigsrane,  einen  biblischen  Eid.  Ber  jenu.  Talmud  Ke- 
iuöoi  will  iwir  nicht  einem  tchrifUichen  Zeugen  die  Kraft, 
einen  Eid  lu  veranlatsen,  lugeatehen  (Tgl.  jR.  Ascher  Baba 
Batra  165.);  der  babyloninche  Talmud  /.  /.  scheint  der  Im 
$.'  angeführten  Meinung,  die  auch  von  den  meisten  Au- 
toren und  Chosch.  Miachp.  c.  51.  §.  2.  als  normirend  aufge- 
stellt wird.  Doch  gibt  die  nur  Ton  einem  Zeugen  unter- 
schriebene Urkunde  kein  Recht  auf  Eviucirung,  selbst  wenn 
■och  ein  anderer  Zeuge  mundlich  aussagt,  dass  in  seiner  Ge- 
genwart die  Schuld  contrahirt  worden  sei  (vgl.  Chosch.  MUehp. 
U  L)\  es  fehlt  nämlich  hier  an  Gelangung  zur  Publicität  {R. 
Ascher^  Tgl.  oben  lu  §.  138.).  Sagt  aber  der  m&ndliche 
Zeuge  'aus,  dass  Tor  ihm  die  Urkunde  übergeben  worden,  so 
wiren,  da  gewöhnlich  die  Urkunde  Tor  den  auf  derselben 
unterschriebenen  Zeugen  eingeliäudigt  wird,  hier  swei  Zeu- 
gen auf  die  Uebergabe,  und  bitte  sie  Toile  Rechtskraft 
{Choach.  Miachp.  l.  /. ).  Nur  wurde  schon  zu  $.  138. 
bemerkt,  dass  Tiele  Autoren  der  nur  Tor  Zeugen  übergebe- 
nen  und  nicht  von  Zejugen  unterschriebenen  Urkunde  nur 
mangelhafte  Rechtskraft  zugestehen:  uud  gilt  dieses  auch  fikr 
den  Torgedachten  FalL"  —  Wir  fugen  noch  bei,  dass  aucli, 
wenn  zwei  Urkunden,  jede  von  einem  Zeugen  unterschrie- 
ben, producirt  werden  (vgl.  zu  §.  13.),  eine  volle  Rechts- 
kraft nicht  eintritt.    Choach    Miachp.  L  L  Glosse. 

Zu  §.  159. 
Der  erste  Satz  des  §.  Choach.  Miachp.  c,  45.  §.  2.  nach 
Gittin  19^'  Die  Zeugen  müssen  die  Urkunde  lesen;  Ist  die- 
ses nicht  geschehen,  sondern  sie  haben  sich  sie  vorlesen  Ins- 
ten und  sie  unterschrieben,  so  ist  die  Urkunde  ungültig, 
selbst  wenn  Zwei  sie  ihnen  vorgelesen  (Alfaai  ad  loc,  Mai- 
monid.  Geruachin  e.  1.  §.  23.  vgl.  auch  Haiti nr  v.  üvp  in 
fine  und  Bei  Joaeph  t.  l  §.  23.)  *).  Ist  die  Urkunde  in  ei- 
ner dem  Zeugen  unverstlndlichen  Sprache  abgefasst  und  der- 
selbe hat  sich  sie  libersetzen  lassen,  so  ist  Obigem  gemiss 
ebenfalls'  die   Urkunde   ungiiltig    (vergl.   Choach.  Miachp.  L   L 

'^)  Bei  Ehetcbeidungsbriefen  treten  hier  und  im  Folgenden  mandie 
erleicbtemde  Normen  ein  (Gittin  l  I.  Eben  Haeser  e.  130.);  doch  han- 
deln wir  in  diesem  Titel  durchaus  nur .  von  den  rehi  dvilrechüicheu  Ur- 
kondea. 
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Ghsse  und  Sckaeh  Amnerk.  4).  —  Die  Zeugen  mflssen  incA 
ihre  Namen  unterschreiben  können;  veraiögen  tie  dieses  nicht 
und  es  liat  ilinen  Jemand  die  Buchstaben  aufgezeichnet  (auf  die 
Urkunde  nämlich  und  die  Zeugen  haben  sie  mit  Tinte  überschrie- 
ben, oder  man  hat  die  Buchstaben  in  ein  Papier  eingeschnit- 
ten und  dieses  auf  die  Urkunde  gelegt  und  die  Zeugen  ha- 
ben die  Buchstaben  ausgefüllt),  so  ist  ebenfalls  die  Urkunde 
ungültig  {Giliin  L  l.  und  die  Commentatoren  das.  Ckasdk. 
Muchp,  L  L  §•  4.  Manche  Autoren  vermeinen  jedoch,  das«, 
wenn  es  schon  geschehen,  die  Urkunde  gültig  sei,  Tgl.  /.  /.). 
Wenn  Andere  im  Auftrage  der  Zeugen  unterschreiben,  d.  L 
wenn  diese  des  Schreibens  unkundig  sind  und  ein  Anderer 
unter  die  Urkunde  setzt  „N.  N.  hat  mich  beauftragt,  für  ihn 
zu  unterzeichnen^,  so  ist  ebetifails  die  Urkunde  ungültig  (^Sa- 
tomou  Ben  Aderet  in  respom.):  weil  die  Unterschrift  als  ein 
Zeugniss  angesehen,  dieses  aber  stets  unmittelbar  vom  Zen« 
gen  ausgehen  muss  («f.  Ben  Scheachet  in  reapans.  bei  Bei 
Joseph  §.  3.).  Jedoch  ist  an  Orten,  wo  die  Einrichtung  ge- 
troffen ist,  dass  der  Safer  {tabellio)  zu  schreiben  pflegt, 
y)N.  N.  hat  mich  beauftragt,  die  Urkunde  für  ihn  zu  unter- 
schreiben^%  dieselbe  gültig  {Chosch:  Mischp,  L  l.  §.  5.  vgl. 
oben  §.  76.)*). 

Für  den  andern  Satz  des  §.  ist  Baöa  Batra  167''  Quelle: 
und  ist  der  Grund  einleuchtend.  Kennen  nicht  die  Zeugen 
die  Parteien  nach  deren  Namen,  so  könnten  leicht  betrüge- 
rischerwcise  unter  dem  Namen  eines  Dritten  Schuld-  und  Ver- 
kauf snrkunden  ausgestellt  werden.  Nach  Chosch.  Mischp,  r. 
49.  §.  2  brauchen  die  Zeugen  bei  der  Verkaufsurkunde  hur 
den  Verkäufer  und  bei  der  Schuldurkunde,  die  in  Abwesen- 
heit des  Gläubigers  ausgestellt  wird  (durch  die  symbolische  Zu- 
sicherung vgl  zu  §.  141  ),  nur  den  Schuldner  zu  kennen. 
Maimontdes  Malwe  c.  24.  §.  3.   führt  aber  überhaupt  „beide 

*)  In  manchen  Gemeinden , war  auch  die  Einrichtung  getroffen,  dass, 
um  jeder  Verfälschung  vorzubeugen,  die  Urkunden  Ton  dem  Sofer  ge- 
schrieben und  von  hierzu  bestellten  notorischen  Zeugen  unterschrieben  sein 
mussten.  Doch  galt  dieses  nur  für  Verkaufburkunden  und  Syngraphen; 
die  Chirographe  aber  so  wie  die  Schenkung  der  Schuld  »n  den  Schuldner 
selbst  (im  talmudischen  Rechte  „nV^rm^^  Abtretung)  kann  allenthalben  von 
der  Hand  des  Aosstellers  geschrieben  sein.  Vgl.  Chosch,  MUchp.  c.  61. 
S*  1.    Tut  daf.   Sema  Anmerk.  2. 
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Iteleien^  au  (r^.  Maggid  Mischna  da9.  und  Sema  Anm.  3.). 
fili  geflögt  übrigeos,  dass  Jemand  ait  einem  Orte  drefssig 
Tage  unter  diesem  Namen  bekannt  sei,  um  den  Namen  niebt 
fiur  fingirt  su  hatten.  Antwortet  Jemand  auf  einen  Namen 
(man  rnft  ihn  a.  B  ^,Stmon^^  an  und  er  meldet  aicli)  inid  er 
Miaidet  bei  einer  gegen  ihn  produeirten  Urkunde  ein,  dass  er 
■icht  ,<^imon^^  beisae,  ro  wird  er  doch  für  diesen  genommen, 
aeibat  wenn  er  noch  nicht  dreis^^ig  Tage  unter  diesem  Na- 
men beliannt  kX.  (Hingegen  beweiset  da^  Anmelden  nicht 
für  deuProducenten  —  wenn  Product  einwendet,  da^s  dieser 
nicht  der  eigentliche  Gläubiger  - -,  da  es  hier  leicht  aiif 
einen  Betrug  abgesehen  sei»  kann.)  f-hosi^h.  Mischp,  U  l,  §.  3.  4. 
vgl.  Sema  Anmerk.  7. 

Zu   §.   160. 
Mit  diesem  §.  treten  wir  in  manche  Eigenthiimliclikeit  des 
tabmidischen  Rechts  über  Urkunden,  auf  die  auch  die  folg.  §§.  zu 
besieben  sind.    Das  ältere  talmudischc  Recht,  das  nocli  nicht  ab- 
gegrenzte Formehl  für   Urkunden  hat  (vgl.  weiter  zu   <i^.  163.), 
raaeht  es  sich  zur  Aufgabe,  vorzubeugen,  dass  nicht  zwischen 
der  Urkunde  und  der  Zcugensehrift  Etwas  fälischlich  zugesetzt 
werde.    Daher  die  Regel:  „die  letzte  Zeile  beweiset  nichts^**  (Baba 
Balra  162").      Ist  nämlich   hier  ein   wichtiger  Umstand  ange- 
führt,   80  sagt  er  nichts  aus;    denn   die    Zeugen  imterschrel- 
ben  selten  so  unmittelbar  an  der  Urkunde  an,  dass  nidit  eine 
Zeile  leer  bliebe    und    hier    etwas   verfälscht    werden   könnte. 
Datier  auch  umgekehrt:  „man   wiederholt  in   der  letzten  Zelte 
von   dem   Inhalt   der  Urkunde^^    {Und,   161*),     d.   i.   man    gibt 
hier  kurz   etwas  von  dem  Obigen  an   (als:   wir  haben  die  sym- 
bolisclie  Zusicherung  erhalten  von  N.   N. ,  sowie  oben   [in  der 
eigentiichen    Urkunde]    geschrieben    und    erklärt    ist;    vgl.    J?. 
Sam.  6en   Mci'r  und    Nimnkc  Joseph  das.,   ferner   Schach   An- 
merk. 2.   zu    Vkosch.    Mischp,   §.   44.),    so    dass    diese    letzte 
Zeile  an  sich  von  keiner  Bedeutung  ist.      Ist  also  die  Ueber* 
Schrift  der  Zeugen  eine  Zelle  oder  etwas  mehr  {ibid,    162*') 
von  der  Urkunde  abstehend,    so  kann  kein  Falsum  vorgebeB. 
Ist  sie    aber   zwei    Zeilen    entfernt,    so    kann    in    der   ersten 
(leergebliebenen)  Zeile  ein  wichtiger  Umstand  zugesetzt  (s.  Bl 
dkie  grössere  Summe  «la  oben^  vgl.  zu  ^  150.)  und  inv  dei^ 
■weiten  die  Wiederholnngaformel  gescdudebea  worden*  seiar,  wor-  - 
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durch  jene  dte  Torletzte  ^ird  iirid  mfi  in  der  ei^entll^faäV 
Urkunde  gehört.  Dieses  nun  Ut  die  Grundhfg^  ttos^te  $.f 
und  wurde,  um  einem  Falsnm  dfeser  Art  Torzubeugen,  als 
Regel  festgesetzt,  dass,  wenkt  die  Zi^ugennnterschrfft  zwei 
Zeifeii  abstellet,  die  Urkunlde  nngilitfg  ist.  Chöaeh.  Mischp. 
c.  45.'  §.  6.  (Doch  behält  sie  mangelhafte  Redit^raft,  nnldf 
dient  als  Beweis  gegen  Producten.  Idid.  §.  7.)  Noch  Wer- 
den Badti  Baira  l  L  und  Ckosch.  Mischp.  c.  44.  45.  vfeirf 
Beslimnningen,  nm  derartigen  Falsa  TOtzübengen,  aiig^f&lirt, 
die  wir  aber  als  minder  gcwkhtig  übersehen. 

Zu  §.  161. 

Es  wnrde  schön  oben  zn  §.  66.  erwihnt,  dass,  wenltf 
ünler  ziksammen  anssagenden  Ztix^eii  ein  Verwandter  oder  eÜ 
znm  Zeugnisse  UnfShfger  Irefnnden  #irdv  das^  Zetignisä  vtU- 
giiltlg  ist.  Wenn  nun'  eine  ü^kande  vor  Gericht  pVödochrt' 
iirird,  dfe  wie  im  §.  beiderlei  Zeifgen  enifallt,  Itö  fsi  Ot; 
wetfn  sich  hier  zwei  clas^sche  Zeugen  fiiideh'v  giiltig  {Toseftd 
Baba  Btära  c.  11.  vergl.  auch  Talm.  daS.  167*);  es  wirf 
namlich  angettotnmeri ,  dass  d7e  dassischeh  Zeugen  für  si^h 
iHtterschriebe*  haben"  uiitf  die  uichtclassfsthen'  er^t  hernaclr 
ihre  Unterschrift  hinzu^^fSgt:  jene  also  mit  diesen  nfcbt  efn 
Zengnfs^  ausiMchten.  Haiachat  Gedolol  wHI  zwar,  dass  f&r 
diese  PrSsuhitioir  irgend  ein  Finjgerzefg  seih  n^üsse  und  lassf 
die  Urkoncfe  nur  danki  gelten;  webt»  die  classisi^hen' ZiOiigen  ^utet:^ 
unterschrieben  sfnd;  dieses  weiset  daraufhin,  dass  ^6'  in  Ab- 
wesenheft  der  unfähigen  Zeugen,  die  ihiien  sonst  den  Vor- 
rang eingeräumt  haben  wth-den,  unterzeichnet  haben.  Dfe 
mefsten  Autoren  halfen  jedoch  die  Urkunde  fdr  gültig  ohne 
Riicksicht  auf  den  Platz,  den  die  «hisshr'chen  Zeu^^n  eintteAT- 
mert  {Ckosch.  Mischp,  c.  45.  §.  12.  ver^.  atith  Schkrih  M- 
rtitrk.  23.,  der  wie  HatachJbt  Credotöt)'. 

Siiid  nur  zwei  Zeugen  unt^i'siiiliriehen  uttH  einer'  Von  iA- 
Iren  ist  nichfcr^sf^ch  —  dek-  ^i^lte  Skir  des  §.  -^,  ib'  gebebt 
na^  den^e  Woffi^n*  bei  Mahndnid.  Aht  ö.  14.  ^:  6.,  da»d 
dte  Urkuttde  v'6\\fg  ünguiäg  rfei;  ddntt  dk  hfbr  Ae  erfoirdei^- 
liche  Zeugenanzahl  unterzeichnet  ist,  so  ist  anzunehmen,  dass 
die  Zeugen  zusammen  unterschrieben  haben  (vgl.  Kesef  Misehna 
das.). ,  Dodi  halten  auch'  Mar  die  meiaten  Autoren  Mnf^  dhsr  dai 
Zeugnisa  de»  AMschen  SEetoj^e»  gUkig  und*  ffie  Grtonide  irtß 
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nach  §.   13^.  zu  bcurtlieileo  sei     'Chosch.  Misckp,    /.  /.    «g(- 

«•dl  Schock  das. 

Zu  §.  162. 
Der  erste  Salz  des  §.  Ba^  Batra  /.  /.  Chosch   Mhrhp.  c, 
45.   §.   15.      Die  uufahigen   Zeugen   schadeir  liier   nach  vor.  §. 
nicht,     und    i«t    gerade  hierdurch   dem  §.    160    bereden   Fal- 
sum  Torgebeugt.      Doch    nius«    diese   Ausfüllung    stattgefunden 
haben,  ehe  die  Urkunde  vor  Gericht  producirt  \»ird  und  zwar, 
wie  einige  Autoren  wollen,    uur  mit  Vorwissen   d«*^  Schuldners 
(ibid,)  *;.    —    Der    andere    Satz    des  §     —    Chosch.  Mhschp. 
L    L   §.   17.    nach    Salom.    ben    Aderet   —   beruhet    auf    dem 
folgenreichen   Grundsatze  des   talmudischen   Hechts:    wenn  jü- 
disches und    nichtjüdisches   Recht  von  einander  diiferiren   und 
ein  Jude  in  der  Kraft  (statt,  vermittelst^   eines  NichtJuden  auf- 
tritt, so  wird  nach  dem  uichtjüdischen  Reclite  verfahren.    Ei- 
nige Beispiele  werden    dieses   erläutern.      Es    kauft    ein    Jude 
'Ton  einem  Nichtjuden  .ein  Haus,  und  in  detssen  Nähe  beßndet 
sich  das  Haus  eines  andern  Juden,    dessen  Fenster  nach  die- 
ser Seite  gehen.      Nach  taimudischem   Rechte  darf  ein   Nach- 
bar nur  in  der   Entfernung    vou    vier    Ellen    eine    Mauer   Tor 
die  Fenster  eines  andern   Hauses  ziehen   { Misch fia   Baba   Ba- 
tra 22.     Cbosch.  Mischp.  c.   124.,   wo   dieses  Nachbarn erhiit- 
niss  gründlich   und  ausführlich   besprochen   wird):   nach   nicht- 
jüdischem  Rechte  (nach  persischem   und   wie  es   scheint  auch 
nach  altspanischein )    lag  dem   Nachbar  diese   Entfernung  nicht 
ob,   und   konnte  er   vor  das   Fenster  eines   andern  Hauses  vor- 
bauen.   Der  jüdische  Käufer   tritt  nun   hier   in   das   Recht   des 
nichtjüdischen  Verkäufers,   und  kann   daher  die  Fenster  seines 
jüdischen  Nachbars  verbauen  (Chosch.  Mischp.  /.  /.  §.  18.).  — 
So  femer :  Wenn  ein  Jude  von  einem  Nichtjuden  eine  Schuld- 
urkunde  auf    einen    Juden    gekauft,    und    nun   der  Verkäufer 
(der  Cedent)    dem  Schuldner  die  Schuld  erlässt.      Nach    tal-. 
mudischem  Rechte  ist,  wie  oben  (S.  373.)  aus  einander  geaetsi 
wurde,    dieses  gültig;  aliein  da  das    nichtjüdisclie  Recht   dem 
Cedenten  ein   solches    Erlassen    nicht   zugestehet    und    es    fftr 


*)  Aach  bei  der  zasammengebondeneii  Urkunde  ( vgl.  zu  §.  158.1 
kennen  die  Falten  durch  Verwandte  und  Unfähige,  sobald  die  gehdrifle 
AniEahi  daiibcher  Zeugen  da  ist,  auigef&llt  sein.    Giitin  816. 
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un^akig  erklart,  so  findet  es  auch  hier  nicht  statt  (/•  /•  c, 
66.  §.  25.),  well  der  Jude  ganz  an  die  Stelle  des  Verkiu- 
fers  tritt  und  das  Object  nach  dem  für  diesen  geltenden 
Rechte  mit  seinen  Vor-'  und  Nachtheilen  beurtheilt  wjrd.  So 
die  Ton  den  meisten  Autoren  angenommene  Meinung:  und  ist 
hierdurch  auch  unser  §.   erläutert.    Vgl.  auch   Sema  Anm.  38. 

Zu  §.  163. 

Diese  Formel  scheint  erst  im  11.  — 12.  Jahrhundert  zur 
gewöhnlichen  Schlussformei  gemacht  worden  zu  sein:  und  soll 
durch  sie  den  zu  §.  160.  erwähnten  Bedenkiichkeiten  einer 
Verfälschung  am  Ende  der  Urkunde  t orgebeugt  werden.  Es 
kann  daher  auch  in  die  letzte  Zeile  ein  wichtiger  Umstand  ge* 
setzt,  sowie  auch,  der  obige  Inhalt  nicht  braucht  wiederholt 
zu  werden  (Ckosch.  Mischp.  c.  44.  §.  4.).  Der  Talmud  Baba 
Batra  162"'  kennt  zwar  auch  schon  diese  Formel  (der  wört- 
liche Ausdruck  ist  „fest  und  bleibend^  c^i  ^'^^t;);  doch  wurde 
sie  erst  in  der  späterq  Zeit  (bei  den  französischen  Juden) 
zur  stehenden  gemacht,-  so  dass,  wenn  sie  fehlt,  die  Urkunde 
ungViliig  ist. 

Wenn  übrigens  durch  diese  Schlussformel  Vieles  besei- 
tigt ist,  so  bleibt  doch  §  160.  in  Kraft;  weil,  wenn  die  Zeu- 
gen weit  von  der  Urkunde  abstehen,  man  das  ganze  Obere  weg- 
schneiden und  auf  diesen  Zwischenraum  eine  neue  falsche  Urkunde 
abfassen  könnte.   Choach.  Mischp    e.  45.  §.  6.  Sema  Anmerk.  18. 

Zu  §.   164. 

Ckoseh.  Mischp.  c.44.  §.  5.  nach  Baöa  Batra  161**  („durch- 
strichen^^ nach  B.  J.  den  Scheachet  in  respona,).  Es  wird 
also  vor  der  Schlussformel  geschrieben :  „Das  Wort ....  iaC 
über  der  Zeile  geschrieben^^ ,  oder  „an  der  ausgelöschten  Stelle 
standen  die  Worte  . .  .  .''^  und  so  bei  den  durchstrichenen  Wor- 
ten. Was  nicht  vor  der  Schlussformel  nochmals  bemerkt  ist« 
wird  als  nicht  in  der  Urkunde  vorhanden  angesehen.  Daher 
der  zweite  Satz  des§.,  der,  was  das  Wesentliche  der  Schuld- 
urkunde macht  (und  nach  diesem  ist  auf  jede  andere  Urkunde 
zu  schliessen)  aufzählt.  Wäre  aber  etwas  Unwesentliches  über 
den  Zeilen  geschrieben  oder  durchstrichen,  so  bleibt  die  Ur- 
kunde gültig;  nur  wird  auf  dieses  Ueberschriebene  u.  s.  w. 
nicht  refiiectirt;  ist  aber  etwas  ausgelöscht  und  nicht  vor  der 
Schlussformei  bemerkt ,  dann  iai  nach  der  Meinung  vieler  Au- 
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tpren  die  Urkunde  nogultig,  weil  ap  dieser  Stdie  e^lwis  Wich- 
tigei,  z.  B.  jeiDUB  Bedingung  ff.,  gestanden  haben  kann,  die 
^er  Inhaber  d^r  Urkunde  vefloschl  hat  Docli  iajt  aucii 
^ese  Urki^i|de  gültig,  vfepn  aus  dem  ganzen  Zusammenliang 
l^r  hervorgehet,  ^aa  an  der  Y^^i'löschten  Steile  geschrieben 
gewesen  sei.    Glosse  zu  §.  5.  /.  /.    Schach  Anmerk.   14. 

Zu  §.  165. 

ffakß  ßiffra  l.  l.  C/ioscfu  Mi^chp.  L  L  §.  8.  Da  die 
l^fBugeif  häufig  eine  Zeile  von  der  Urkunde  ab  sich  unter- 
fchr^il|^n,  so  kann  hier  ein  Falsum  yqrgegangeu  sein.  Die 
▼eriöschle  Stelle  enthielt  namiicii  diß  Sclilussformel  und  en- 
dete hier  die  Urkunde:  der  Falsarius  löschte  die  Formel  aus, 
fugte  noch  eine  Zeile  hii^zii  ynd  setzte  die  Schlussformi;;!  zu 
Ende.  —  Ti^r  l*  ^*  schliesst  daher,  dasg,  wenn  in  einer  der- 
artigen Urkunde  die  Unterschrift  der  Zeugen  eine  Zeile  Ton 
der  Urkunde  entfernt  ist,  siß  gültig  sei.  Denn  wäre  hier 
^uf  obige  Weise  etwaa  zugesetzt  worden,  so  musste  ange- 
Bommeil  werden,  die  Zeugen  haben  zwei  Zeilen  enlfernt  un? 
terschrieben.  Da  dieses  aber  nacli  $.  160.  niclit  sein  darf 
und  immer  vorausgesetzt  wird,  dass  die  Zeugen  nach  Recht 
qnd  Vorschrift  verfahren,  so  liegt  hier  kein  Grund  zu  ir- 
gend ^inem  Verdachte  vor.  Doch  wird  Chosch.  Mischp.  l.  l. 
tlinzugeftigf,  dass  die  Zeugen  Manner  sein  müssen,  von  de- 
il^n  ap^unehmen   ist,  dass  sie  derartige   Normen  kennen. 

Zu  §.   166, 

Wir  haben  im  §.  ausdrücklich  „Pergament^^  gesetzt,  weil 
app^t  diese  ganze  Doctrin  unverständlich  wäre;    bemerken  aber, 
l^aas  in  di^e^l  ganzen   Titel  von   Pergament    als    dem    Mate-, 
rift  der  Urkunde  diß    Rede    ist    (Papier    war    zu  jener   Zeit 
noph   nicht  bekannt):    daher  die  vielen  Besorgnisse  und  Vor- 
beuguMgeu  gegen  Verfälschungen,  deren  manche  bei  auf  heu- 
tigepi  Papiere  geschriebenen   Urkunden  gar    nicht    stattßndeq« 
Iqi  tftliPMdtechen  Rechte  wird  angenommen,  dass  man  an  den 
Pergamente  \^q|i1  unterscheiden  kann,    ob  ea  ein-  oder  zwci^ 
ipfll  ausgelofioht  worden  aei,    wenn  auf   demselben  Pergament 
aicb  eine  Cclegenhcit  au?  Vergleichung  darbietet.     Dalier  der 
erste  Satz  de«  §,;  „ei^  auf  verlöschtem  ff.  iat  gültig";  hUsr 
Kwi  kein  Falsmo  vorgehen.     Bei  einer  auf  verleaobten  Pev^ 
nmeüt«  ee^fihriebeoep  Urkunde  muaa  nämlich  der  Verfilaiabnii« 
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vorgebeugt  werden ,  daM  Produccnt  Riebt  die  Urkunde  (bis  tuf 
die  Zeugeniinterschrift)   nochroals  auslösche   iiud  eiwas  Ande- 
res dafür  schreibe.      Sind  nun  wie  im  $.  Urkunde  und  Zeiifen 
auf  verlöschtem   Pergamente,    so  würde,    im  Falle  Producent 
hier  etwas  verialsclite,  die  Vergleichung  der  Unterschrift  mit 
der    Urkunde    dartliun,    dass    sie  .zweimal    verlöscht   Ist    und 
wire  das  Falsum  offenbar.      Die  Bedingung  des  §.  ,,wenn  das 
Pergament  in  Gegenwart  der  Zeugen  if.^^  ist  ebenfalls  im  Vor- 
hergehenden begründet  und  will  vorbeugen  ^    dass    nicht  etwa 
die  Zeugen  auf  eine  schon    zweimal    verlöschte    Stelle    unter- 
schreiben, wodurch  dann  leicht,  wie  sich  nach  Obigem  bei  einiger 
Aufmerksamkeit  zeigt,  die  Urkunde  verfälscht  werden  könnte.  — 
Der  zweite  Satz  des  §.  „die  Urkunde  auf   reinem,  die  Zeu- 
gen auf  verlöschtem  Pergament  ff.^%  hier  kann,  da  die  Zeu- 
gen dieses   bemerkt,    ein    Falsum  nicht   mehr  vorgehen;    nur 
muss   diese    Bemerkung,     damit  sie  nicht  ausgelöscht   werden 
könne,  zwischen  die   eine  Unterschrift   und   die  andere  ein- 
gefügt werden.      Beim  dritten  Satz  endlich    „ist  die  Urkunde 
auf  verlöschtem   IF.^%    hier  kann  die  Urkunde  beliebig  ausge- 
löscht und  verfälscht  werden.      Die'  Unterschrift   ist  hier  auf 
reinem  Pergament  und    bietet    also    keine    Vergleichung,    und 
ebensowenig  kann  sie  aus  einem   andern    Pergament    angestellt 
werden,    da  nur  das  auf  demselben  Pergament    Geschriebene 
und  In  kurzem  Zeitz wischenraume  Verl«' sehte    (so   kann  auch 
wegen  der  Vergilbung   das  gestern  verlöschte  Pergament  nicht 
mit  dem  heute  verlöschten  verglichen  werden),    einen  Unter- 
schied zeigt    Bahn  Baira  164"'   Chosch.  AUschp.  c.  45.  §  20. 
23.  (Diese  speciellen  Bestimmungen  sind  in  der  Vorsorge,  je- 
dem Betrüge  vorzubeugen,  gegründet,  und  musste  das  talmu- 
dische    Recht   um    so    mehr    derartige    Bestimmungen    treffen, 
als    es    die   Urkunde    vorzüglich    aus    dem    Standpuncte    des 
Zeugnisses  betrachtet  [vgl.  weiter  zu  §.   184.].    Anderseits 
machte  wahrscheinlich  das  theure  Material  es  nicht  ungewöhn- 
lich, dass  map  auf  verlöschtem  Pergament  schrieb.) 

Zu  $.  167. 
Chosch.  Mi^chp.  c.  44.  §.  6.  c.  45.  §.  23.  nach  B.  Jsvher 
respana.  68.  §.  12.    R,  Mob.  den  Nachman  halt  diese  Urkunde 
nur  für  verdächtig  and  muss  Producent  streng  vernommen  wer- 
den.   Vgl.  Bei  Joseph  c.  44.  §.  6.  und  Schach  Anmerk«  1&. 
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Zu  §.  168.  169. 

Baba  Batra  16S*-    Cho8ch.   Mischp.  c.  52.  §.  1.  2.   — 
Dm    Gericht    Ternichtet    eine    Urkunde^    indem    es    in    deren 
Breite  und  Lange    einen    Riss    macht,    oder    die    Namen    des 
Schuldners,  Gläubigers  und  der  Zeugen,  das   Da(um   u.  s.  w. 
durchreisst.      Dieses  drückt   §.   169.   uhter  ,^  gerichth'che  Ver- 
nichtung^^   aus.      Ein    sonstiger    Riss    schadet    nicht    ( Talmud 
L   U)y     es  sei   denn,    dass   die  Urkunde  in   zwei  durch  nichts 
zusammenhangende    Thcilc     gerissen    (I/attrumot    57.    Pforte 
1.   Abtheil.   (^.  2.),  oder    dass  sie  zerschnitten  ist   (R.  Ascher 
response     Chmch,   Muchp.   L   L).  —    Ist  die  Urkunde  da,  wo 
sie  in   einander  gelegt    wird    (in  den  Falten),  in    zwei  Theile 
zerrissen,    so  hält  sie    Scma    (Anmerk.  8.  U  /•),    dem  auch 
R,  Joel    Serkisch    beistimmt,    für    gültig;     nach    Schach    An- 
merk. 8.  ist  sie  ungültig.     (Das    römische    Recht    stimmt    im 
Wesentlichen  mit  diesen  §§.  überein.   Vgl.  Glück  22  Thl.S.54fro 

Zu  §.  170    171. 

Mischna  und  Beraita  L  L  Chosch,  Mischp.  c.  41.  §.  1 .  -— 
Die  verloschene  Urkunde  muss  bei  der  Renovirung  vernichtet 
werden,  da  sonst  Producent  jene  bei  einem  andern  Gerichte 
vorzeigen  und  sie  nochmals  reno^iren  lassen  könnte  (also  zwei 
Urkunden  in  Iläudcn  hätte).  R»  Me'ir  flalewi  verlangt  sogar, 
dass  in  -der  reuovirtcn  Urkunde  ausdrücklich  bemerkt  werde,  die 
verloschene  sei  vernichtet  worden.  —  Das  Gericht  muss,  dt 
die  eigentliche  Urkunde  nicht  vorhanden  ist  und  die  Aussage 
über  deren  Inhalt  gleichsam  ein  neuen  Zeugniss  ausmacht,  die 
aussagenden  Zeugen  genau  befragen  und  dieses  in  der  Vr** 
künde  bemerken  (vgl.  Sana  Anmerk  10.).  —  Ehie  ohne  Ver* 
schulden  zerrissene,  verweste  u.  s.  w.  Urkunde  wird  eben- 
falls nach  der  Weise  dieser  §§.  renovirt.  Chosch.  Miacbp,  c 
52.  §.   1.  Glosse. 

Zu  §.  172. 

Chosch.  Mischp»  c.  41.  §.  2.  nach  Tur  das.  5-  5.  TgL 
Senia  Anmerk.  18.  —  Wir  machen  hier  auf  die  Im  talmn- 
dischcn  Rechte  geltende  Präsumtion  aufmerksam:  der  Glia* 
biger  bewahrt  die  Urkunde,  auf  die  er  wirklich  zu  fordern 
hat,  gut  auf:  und  ist  sie  verloren  gegangen,  so  deutet  diesca 
darauf  hin,  dasa  die  Schuld  achon  bezahlt  worden  sei  (daher  die 
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Urkunde  nicht  mehr  beachtet  wnrde)  Tgl.  ausführlich  hteruber 
Baba  Mezia  12^-  ff.  —  Dieses  gilt  denn  auch  für  das  Erloschen, 
welches  wie  ans  Tur  ersichtlich  ist  gewohnlich  dadurch  ge- 
schiehet^  dass  die  Urkunde  an  einem  unpassenden  (feuchten)  Orte 
liegt:  hätte  sie  noch  eigentlichen  Werth,  so  würde  Gläubiger  sie  in 
geziemende  Obacht  genommen  und  am  gehörigen  Orte  aufbe- 
wahrt haben.     Hierauf  gründet  sich  denn  unser  §. 

Zu  §.  173. 

Der  erste  Thcii  des  §.  Baha  Batra  L  L  Ckosch,  Miachp.  c.  239. 
^.1.  —  Wurde  dem  Käufer  eine  vollständige  Urkunde  ausgestellt,  so 
hat  er,  im  Fall  er  die  verlorne  Urkunde  wieder  findet,  zwei  Urkun- 
den in  Händen ,  woraus  aber  —  wje  dieses  /.  /.  weitläufig  aus  einan- 
der gesetzt  wird  —  im  Falle  der  Eviction  mancher  bedeutende 
Nachtheil  für  die  spätem  Käufer  entstehen  könnte.  Daher  wird 
wie  es  der  §.  angibt  in  die  Urkunde  gesetzt;  und  dient  sie  also 
blos  zum  Beweise.  —  Hingegen  kann  bei  der  Schenkungsur- 
kunde, wenn  Donatar  behauptet  sie  verloren  zu  haben ,  unbedenk- 
lich eine  andere  ausgestellt  werden,  da  bei  Schenkungen  eine 
Gewährleistung  für  Eviction,  so'  nicht  Donatar  sie  ausdrücklich 
übernommen,  nicht  stattfindet.  Choach,  Mhchp.  c.  41.  §.  3. 
Glosse  (und  gilt  dieses  auch  für  den  Fall,  dass  die  Urkunde 
verloschen  sei,  das.   §.  1.). 

Hinsichtlich  des  andern  Satzes  des  §.,  so  wurde  schon  zum  v.  §. 
bemerkt,  dass  eine  verlorne  Schuldurkunde  eine  Präsumtion  gegen 
sich  hat.  Hier  kommt  aber  noch  der  Umstand  hinzu,  dass  der  Gläu- 
biger die  Urkunde  wieder  finden  und  also  eine  doppelte  in  Händen 
haben  (und  zweimal  fordern)  würde.  Letzteres  Bedenken  tritt 
hervor,  selbst  wenn  bezeugt  wird,  dass  die  Urkunde  dem  Gläu- 
biger ganz  ohne  sein  Verschulden  abhanden  gekommen  sei.  Auch 
dadurch,  dass  in  der  neuen  Urkunde  bemerkt  würde,  das« 
eine  frühere  verloren  gegangen,  würde,  so  lange  nicht  Schuldner 
hiervon  in  Kenntniss  gesetzt  ist,  dieses  Bedenken  nicht  gehoben; 
denn  es  könnte  Gläubiger  die  eigentliche  (wiedergefundene) 
Urkunde  zuerst  produciren,  die  ihm  auch  Schuldner  ohne  wei- 
tern Argwohn  zahlen,  und,  wie  es  häufig  geschiehet,  die  zu- 
rückempfangeiie  Urkunde  vernichten  könnte.  Hierauf  producirt 
Gläubiger  die  renovirte  Urkunde,  und  der  Schuldner  mni6 
nochmals  zahlen)    Kann  aber  nur  mit  dessen  Vorwissen  reno- 
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Tirt  werden*),  «o  wird  er,  wenn  Gläubi^^er  die  Originaiurktuide 
producirt,  dieselbe,  da  die  Schalurkiinde  dem  Schuldner  bei  der 
Bezahiunj[  zurückgestellt  werden  muss  (vgl.  §,  178.),  sorg- 
fältig aufbewahren  und  sie  dem  Glaubiger  falls  er  nochmals  auftrUt 
isntgegenhalten.  Vgl.  hierüber  Baba  Balra  L  L  und  M,  Sam, 
ben  Me'ir  das.  Mainwa.  Malwe  c.  23.  §.11.  B,  Ascher  reapona. 
94.  §.5.  Choseh.  Mischp.il.  §.3.  und  Schach  Anroerk.  11.  Nach 
'  Vrim  ad  loc.  (vgl.  Thimim  Anmerk.  9.)  wird  in  die  renovirte  Ur- 
kunde hineingeschrieben,   dass  die  frühere  Urkunde  iingüUig  sei. 

B,  jischertugt  l,  l,  hinzu',  dass,  M-enu  Gläubiger  dieSchnld- 
lirkunde  einem  Andern  zur  Aufbewahrung  übergeben  und  sie 
diesem  abhanden  gekommen  ist,  so  wird  dem  Glaubiger  eine 
andere  Urkunde  ausgestellt,  da,  wenn  er  sie  nicht-  selbst  ver- 
loren, der  Besorgniss  des  Wiederfindens  weniger  eingeräummt 
wird.  Choseh.  Mischp.  L  L  vgl.  zu  folg.  §.  zu  Kiide.  (Das  „erweis- 
lich^* des  §.  beziehet  sich  auf  den  Verlust  der  Urkunde.  Stellt 
der  Schuldner  die  Echtheit  —  den  Inhalt  —  in  Abrede,  so 
muss  sie  Gläubiger  durch  Zeugen  nachweisen.  So  hat  es  auch 
das  römische  Recht,  vgl,  X.  5.  C  4.  21.,  welches  aber  die  Be- 
sorgniss des  Wiederfindens  weniger  berücksichtigt.) 

Zu  §.  174. 

Hattrumot  57.  Pforte,  2.  Abtheil.  §.  4.  Choseh,  Mischp.  l.  L 
(wahrscheinlich  durch  Umstände  —  Unsicherheit  der  Strassen  im 
Mittelalter  —  veranlasst).  In  diese  Urkunde  wird  eingeschrie- 
ben, dass  Gläubiger  eine  Urkunde  des  Inhalts,  Namens  If.  pro* 
ducirt  (vgl.  §.  171.  mit  Ausnahme  jedoch  der  Erforschung  der 
Zeugen)  und  das  Gericht  ihm,  weil  er  fürchtete  die  Original- 
urkunde bei  sich  zu  führen,  die  gegenwärtige  Urkunde  ausge- 
stellt hat.  Diese  wird  dann  bei  dem  Ortsgerichte,  wo  sich 
der  Schuldner  befindet,  niedergelegt,  welches  dem  Gerichte,  bei 
welchem  die  Originalurkunde  deponirt  wurde ,  von  der  geleiste- 
ten Bezahlung  Nachricht  gibt,  und  wird  von  diesem  die  Origi- 
nalurkunde vernichtet.  —  Im  Falle  diese  abschriftlicho  Urkuude 
erweislich  abhanden  gekommen  ist,  so  wird  dem  Gläubiger  die  Ori- 
ginalurkunde zurückgegebeli  {ibid.)  und  wird  hier  nicht  «die 
Besorgniss  des  Wiederfindens  berücksichtigt^  denn  dieser  wird,  nur 

*)  Das  talmadische  Recht,  das  vor  der  Erfindung  der  Buchdrucker- 
knnst  und  AlTentliehcr  Blätter  ausgebildet  wurde,  kannte  natürli<:h  dl« 
heutigen  Tages  (kblioha  Anorüsation  nicht. 
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wenn  Glaabiger  die  Urkunde  jui  geinem  Wohnorte  rerloren, 
H^Bcbes  eingeräumt,  weil  er  des  Orts^  wo  er  verloren,  iicb  leicht 
mitsiiinßa  kann  und  dort  nacheuehen  wird.  Setna  Anmerk.  24.  S6. 

Zu  §.  175. 
In  den  bisherigen  §§.  wurdjt  Ton  der  Urkmide  gehandelt, 
in  M^ekhiB  (sine  vorhergehende  ihrem  bihaite  nach  angenommen 
wurde,    um  sie  ganz  su  vertreten.      Eine  solche  Urknnd«  darf 
pur  zurNoth,  wenn  nämlich  die  Originaluricnnde  verloschen,  abr 
lifuden   gekommen  ist  u.  s.  w.  ausgestellt  werden.     B.  Ascher 
respans,  618.  §»21.   erklart,   „dass  er   auf  «ine  Aftenirkiinde 
(wir  wählen  der  Kürze  halber  diesen  Ausdriidk)  nichts  vornehme, 
wenn    nicht    die    Originalurkunde    beigebracht    wird    (nimüeh 
ausser  den  vorgedachten   Fallen);    und  selbst    eine  Afterkauf« 
Urkunde  mit   der  Bemerkung,    dass    man  hierdurch  kein  Recht 
an  den  Verkaufer  habe  (§.  173.),  darf  nicht,   wenn  nicht  Um* 
stände  es   erfordern,    ausgestellt   werden.^  -^   Unser  §.   aber 
handelt  von  einem  förmlichen  Duplicpt  (dem  esemplum  des 
römischen  Rechts  L,  2.  D,  22.  4.,    und    wie  Cujaclus   erklirt 
^^esemplum  es  integro  de$cnbitur^  vgl.  Glück  l,  l.  8. 13.),  dss 
wörtlich  abgeschrieben  ist  und  worüber   bemerkt  wird,  es  sei 
ein    Duplicat.       Dieses    wird    nicht    als   Urkunde    ausgefertigt, 
sondern   lun  als  Beweis  zu   dienen,  dass   eine  solche  Urktmde 
exiäiire,   imd  zwar  vorzüglich  da,  wo  die   eigentliche  Urknnde 
fn  der  Hand  der  Gegenpartei  bleibt  und  von  dieser  leicht  nie- 
dergeschlsgen  werden  könnte.     So'  s.  B.  bei  Ehepaeten,  wo  der 
Mann-  das  Original  behält,    der  Frau  aber   ein  Duplleat  einge- 
händigt wird.     R.  J,  ben  Scheschet  respofu,  413.  414.  bezeugt, 
dass  dieses  in  allen  spanischen  Gemeinden  üblich  war,  und  wird 
das.  ein  Fall  besprochen,   wo  die  Erben   des  Gatten  die  Ehe- 
pacten  als  verloren  angaben  und  die  Wittwe  ihr  Duplicat  pro- 
dncirte.    Der  benannte  Autor  erklärt  das  Duplicat  für  giUtIg  selbst 
wenn  es  nicht  gerichtlich  abgefasst ,  sondern  nur  von  zwei  Zeu- 
gen   ausgestellt  ist,    die  in  ihm  bestätigen,    dass  es  mit  dem 
Original  ganz  übereinstimme.  Vgl.  das.  und  Chasch.  Misokp.  l,  l. 
Glosse  Sema  Anmerk.  27.  *). 


'^)  Obiges  Respons.  bringt  auch  den  historisch  bemerkenswer then  üm- 
itand,  dau  die  Landesregierong  selbst  einen  Jödischen  Richter  beauftragt 
hatte,  dssii  ar  diesen  Prooesa  nach  jidisebeai  Recht  scbH^hte. 
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Zu  §.  176. 

Baha  Mezia  17*-  Chosch.  Mischp.  c.  48.  —  Die  Anweo- 
duDg  dieses  §.  kann  nur  für  den  Tom  Talmud  selbst  als  selten 
bezeichneten  Fall  stattlinden,  wenn  Schuldner  an'^deni  Tage  der 
Contrahlning  der  Schuld  bezahlt  und  an  demselben  neuerdings  tod 
diesem  Glaubiger  ausleihet ;  in  einem  sonstigen  Falle  kann  ohne- 
diess  die  Urkunde  nicht  für  einen  andere  Schuld  gebraucht  werden, 
da  sie  eine  antedatirte  wäre  (vgl.  §.  134.).  Es  ist  aber  dieser  §• 
wegen  des  ihm  zu  Grunde  liegenden  Princips  von  Wichtigkeit, 
dass,  wenn  einmal  die  eigentliche  Verobligirung  aufgehört,  die 
Urkunde  als  vernichtet  betrachtet  wird  (nach  dem  Ausdrucke 
Maimoru  Malwe  c.  14.  §.  6.  ,;wie  ein  Scherben^^) ;  und  dient  sie  so- 
gar nicht  zum  Beweise  gegen!Producten,  wenn  er  zwar  eingestehet, 
er  habe  auf  die  Urkunde  nochmals  ausgeliehen,  habe  aber  schon 
wieder  abgezahlt  (Tgl.  weiter  tu  §.  186.  So  nach  Schach 
Anmerk.  2.  gegen  Sema),  —  Doch  lassen  mehrere  Autorea 
den  §.  nur  von  der  Syngraphe  gelten;  denn  da  die  Zeugen 
nur  auf  die  frühere  Schuld  unterschrieben,  diese  aber  abbe* 
zahlt  wurde,  so  hat  nun  die  Urkunde  aufgehört.  War  sie  aber 
ursprünglich  eine  Cliirographe,  so  kann  sie,  da  es  hier  blos 
auf  den  Willen  des  Schuldners  ankommt,  auch  für  die  neuere 
contrahirte  Schuld  gelten.  Vgl.  Schach  l,  L  und  jerus.  Talmud. 
Baba  Mezia  3^* 

Zu  §.  177. 

Baba  Batra  172«-  Chosch.  JJdischp.  c.  53.  —  Weim  Gläu- 
biger zwei  Urkunden  von  je  fünfzig  Gulden  producirt  und 
er  verlauf^,  dass  sie  in  eine  Urkunde  von  Hundert  zusam- 
mengezogen werden,  so  darf  ihm  das  Gericht  nicht  will- 
fahren; und  gilt  dieses  auch  im  umgekehrten  Falle:  Gläubiger 
producirt  eine  Urkimde  von  hundert  und  verlangt,  dass  das 
Gericht  ihn  dafür  zwei  Urkunden  von  je  fünfzig  ausferti^« 
Es  wird  das.  nachgewiesen,  dass  hier  wie  dortdem  Schuld- 
ner ein  Nachtheil  erwachsen  könnte  und  kann  daher  nichta 
ohne  dessen  Zustimmung  vorgenommen  werden.  —  ^  Weiss  dms 
Gericht  nicht  mit  Gewissheit,  dass  Schuldner  noch  nicht  ge- 
zahlt, so  darf  selbst  in  eine  kleinere  nicht  die  grosse  Urkuade 
umgewandelt  werden,  d.  i.  selbst  wenn  Gläubiger  verlangt,  dnaa 
man  statt  der  Urkunde  von  100  ihm  eine  von  fünfzig  ausfertigte; 
denn  es  könnte  jene  schon  bezahlt  und  über  sie  eine 
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ausgestellt  worden  sein,  und  will  nun  Glaubiger  durch  diese 
kleinere  Urkunde  betrügerischerwelse  einen  Tlieil  der  Schuld 
Qochmals  fordern. 

Zu   §.  178. 

Die  Frage  ob  der  Schuldner  überhaupt  eine  Quittung  an- 
nehmen nnuss  oder  er  auf  Zurückgabe  der  Originalurkunde 
dringen  kann,  da,  wenn  die  Quittung  ihm  abhanden  kommt, 
Gläubiger  nochmals  jene  produciren  könnte,  wird  Ton  mischni- 
sehen  und  talmudkchen  Autoren  viel  besprochen  (Baba  Batra 
170  ff.  Ketuhot  16.  56.  89.  Sota  7  u.  a.  a.  O.)  und  ist  die  überwie- 
gende Meinung,  dassin  den  im  §.  gedachten  Fällen  Schuldner  die 
Quittung  annehmen  muss.  Für  den  ersten  Fall  des  §.  „wenn  die 
Schuldurkunde  verloren  ff.  Baba  Batra  171^-  und  zwar  schon  nach 
dem  Vorgeben  des  Gläubigers  (also  wenn  er  auch  nicht  Zeugen  hier- 
für bringt).  Behauptet  jedoch  der  Schuldner,  dass  Gläubiger  die 
Urkunde  besitze  und  sein  Vorgeben  unwahr  sei,  so  muss  Gläubiger 
den  rabbinischen  Eid  schwören  [Maimonid.  Malwe  c.  2.  3.  §.  16. 
Ch4>8ch.  MiHchp,  c.  54.  §.  2 ).  Besitzt  aber  Gläubiger  die  Ur« 
künde  und  er  will  sie  nicht  herausgeben  sondern  eine  Quit- 
tung  schreiben,  so  braucht  Schuldner  nicht  hierauf  einzugehen, 
sondern  kann  er  die  Zahlung  bean8tand^n  bis  Gläubiger  ihm 
die  Urkunde  zurückstellt  (Aderet  respons,  1110.);  und  selbst 
wenn  Gläubiger  vorgibt,  dass  er  die  Urkunde  nicht  zur  Hand  habe 
(sie  in  einer  entfernten  Stadt  liege  ff.).  Chosch,  Miachp.  L  /. 
§.  3.  und  Glosse. 

Der  andere  Fall  des  §.  wird  Mischna  Baba  Batra  170^* 
besprochen.  Der  Schuldner  hat  einen  Theil  der  Schuld  abge- 
tragen (die  Urkunde  lautet  auf  1000  imd  er  bezahlt  500):  ein 
Autor  meint,  man  stellt  dem  Gläubiger  eine  neue  Urkunde  über 
die  noch  schuldige  Summen  aus;  ein  anderer  Autor  will,  Gläu- 
biger behält  die  eigentliche  Urkunde  und  stellt  dem  Schuldner 
eine  .Quittung  über  den  empfangenen  Theil  aus.  Es  wird  aber 
(das.)  entschieden,  dass  es  von  dem  Willen  des  Gläubigers  ab- 
hängt, ob  er  die  Urkunde  umschreiben  lassen  will,  welches 
aber  nur  gerichtlich  geschehen  kann  und  wo  dann  auch  das 
Datum  der  frühern  Urkunde  angemerkt  wird  (damit  Gläubiger 
nicht  in  der  von  diesen)  Datum  ihm  zustehenden  Eviction  ver- 
letzt werde,  vgl.  Einleit.  zu  diesem  Tit.  und  zu  §.  155.),  oder 
er  schreibt  dem  Schuldner  eine  Quittung.    Maiman.  l,  L  §.  15* 
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Cko9ch.  Mischp.  L  /.  §.  1.  (Kanu  der  Empfang  anf  der  Rftek- 
aeite  der  Urkunde  beacircinigt  werden,  so  wire  hier  jedeam 
Bedenken  abgeliolfen ;  die  Mischna  aber  tiaudclt  von  einem  Fall, 
wo  dieses  nicht  angehet,  die  Urkunde  ist  z.  B.  auf  beiden  Sei- 
ten beachrieben  n.  dgi.  m. ;  Tgl.  Schach  Anmerk.  11.  zu  Chosch, 
Mischp,  c.  43.  Vgl.  auch  die  etwafi  gezwungene  Melnmig  de8= 
B,  Mob,  benNachman  bei  Tosefot  Jotn  Tob,  aä  loc.) 

Zu  §.  179. 

Dieser  und  die  folg.  §§.  handeln  von  der  Recognition,  die 
im  talmudisclien  Recht  nach  vielen  Selten  hin  besprochen  wird. 
Quellen  hierfür  aliid:  Ketubot  18—22.  Baba  Batra  159.  163. 
jilfasi  und  B.  Ascher  ad  loc.  Maimofiides  Edut  c,  6—8.  Haff" 
tut  t^.  tTp.  (Jhosch,  Misch,  c.  46. 

Der  Gebrauch  der  Recognition  wird  schon  von  der  Miscbn« 
a.-  a.  O.  und  aonat  als  etwas  Gewöhnliches  angesehen.  Wir 
weilea  hier  nochmals  vor  Allem  erinnern,  dass  das  talmn* 
dische  Reclit  gewöhnlich  die  von  Zeugen  unterschriebene,, 
seltner  die  vom  Producten  unterzeiclmete  Urkilnde  im  Aii^ 
bat.  Daher  stellt  dasselbe  als  Grundsatz  oben  an:  „die  Rec^^ 
irition  ist  nur  eine  rabbinisdie  Einrichtung  und  bedürfte  es' 
Mch  dem  atricten  Rechte*)  ihrer  nicht,  denn  das  unterschriebese 
Zeugnisa  wird  angesehen,  als  hätte  es  daa  Gericht  erforseht^ 
(wire  es  von  dessen  Authenticitat  überzeugt).  Ketubot  18**' 
Git'tinS^*  und  sonst.  Dieses  wird  zwar  schon  von  früherem 
naclitabnudischen  Autoren  (vgl.  Tosefot  Ketubot  28^*'  und  83*-) 
auffallend  gefunden  und  scheint  vielmehr,  dass  das  stricte  Recht 
eine  Recognition  verlange,  da  sonst  leicht  eine  falsche  Urkunde 
ausgestellt  und  die  Namensunterschrift  nachgeahmt  werden  könnte. 
Allein  der  obige  Grundsatz,  der  die  von  Zeugen  ausgestellte 
Urkunde  im  Auge  hat,  hat  nichtsdestoweniger  Vieles  für  sich. 
Der  Betrug  vergehet  sich-  leicht  zu  einer  falschen  Unterscbrlik 
der  betreffenden- Person  (des  Producten);  hingegen  die  Unter- 
sehriffe  einer  fremden  Person  fälschlich  herbei  zu  ziehen  und 
hier   sogar  zwei  Unterschriften  —  zwei   Zeugen  —  darf    nnr 


*)  Manche  haben  den  Ausdruck  ,,blbllscb'^  Doch  wird,  wie  soiloil^ 
früher  bemerkt  wurde,  im  Civilrocht  der  Ausdruck  „biblisch*'  zuwoImi 
für  „strict"  genommen.  Vgl.  auch  Jizchak  di  Leon  in  seinem  MegiUat 
Either  zu  Maimotiid,  Mzwot  reg,  3.,  der  jedoch  nicht  genug  den  P\üici 
des  Citilreohts  herroriiebt. 
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ab  Ansnatime  belnichtft  werden.  Nodi  mehr:  bd  ^  Phchalimiiiig 
der  Unterschrfft  des  Producteft  fürchtet  der  Betrüger  nicht  sa  sehf 
die  Entdeckung;  denn  erkennt  anch  Product  nicht  die  ÜnteilftchilfC 
ala  die  aeinige  an,  so  bevreiset  dieses  nach  immer  nicht  gegaA 
den  Producenten :  das  Gericht  Irieibt ,  da  Prodiict  hier  der  Bethd^ 
iigte  ist,  nngewiss,  airf  we^^sen  Seite  der  Betrug  sei.  fling^nr 
wird  den  Zeugen  als  Unbetheiligten  natürlich  GläiAen  geschenkt 
werden,  wenn  sie  die  Unterschrift  diffitfren:  und  hat  also  der 
Verfalscher  sehr  die  Entdeckung  des  Betruges  tu  betülTChten. 
Es  wurde  daher,  gcstätst  auf  diesen  Grnndsatir,  fttr  ntanche 
FMe  (Tgl.  Gittin  l.  l,  rgl.  auch  oben  S.  262.)  ehicf  EHcfcMe- 
mng  getroffen.  AHgemehi  wird  jedoch,  wie  folg".  §§.  zeigen;, 
streng  an  der  RecognItion  gehalten. 

Unser  §.  gibt  nach  Maimond.  L  l  c,  6.  §.  2f.  und  Ckosch, 
Mischp.  §.  7.  (in^  etwas  Terinderter  Ordnung)  die  Arten  an,  wfef 
die  Urkunde  recoghoscirt  wird  *).  Die  Recognftionen^  des  §. 
sind  eigentlich  auf  drei  Orundweisen'  ztitiVckzirführen :  Anferken^ 
nung  durch  die  unterschriebenen  Zeugen  (Instrnmentidzeargen) , 
Anerkennmig  durch  Andere,  die  die  Unterschrift  genau  zu  kennen 
behaupten,  Vergfeichimg  der  Handschrift  (comparatio  literarum), 
—  Was  die  Anerkennung  durch  die  histnimcntszeugen  anbe- 
langt, so«  fuhrt  sie  schon  die  Mischna  {Ketubot^^)  an.  Hier 
entstehet  jedoch  die  Frage:  wie,  da  in  der  Agnitton  des  hi- 
stmmentszeugen  eine  Aussage  ziun  Nachtheile  eines  Dritten 
(des  Schuldners  ff.)  Kegt,  ein  Zeuge  (er  selbst)  genfige?  Der 
Zenge  ist  zwar  hierbei  tinbethettigt  und  kann  daher  die  Agnftlon* 
nicht  als  Zeugniss  in  eig'ener  Sache  angesehen  werden ;  aber  es 
bedarf  doch  allenthalben  zweier  Zeugen  zu  einer  Aussagte?  Diese 
Frage  ist  besonders  nach  dem  reinen  Accusationsprincip ,  wo^ 
andere  UmstSnde  nfcht  in  Betracht  gezogen  werden ,  von  Wfch- 
tigkek;  und  durfte  sie  selbst  fn'  Aeuereh  Gesetzgebungen,  dti 
allgemein  die  Agnfitfeu  der'  Zeugen  genügt,  t\k  berücksfchtig'en' 
sein.  Ein  Autor  (/.  L)  will  daher  in  dier  That,  da^s  neben 
d^m^  agnoscirenden  Tnsttum^^ntszeugen  noch  ein  Zeuge  dessen  ün- 


*)  MaimoDides  laMt  zwar  hier  noch  eine  Art  der  Recognition  aus: 
wenn  Proddct  selbjst  die  UntenkAirift  alir  eeht  anarkertnt.  Er  scheint  aber 
diesas  mit  Vorbedhcht  getban  au'  haben ,  #eil'  bei'  diesem  Falle  noch  manche 
Eioredte  zUlasafg  ist;    Vgl.  weiter  ^  $;  1>86. 
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terschrlft  anerkennen  müsse.  Doch  wird  dieses  (das.)  zurück- 
gewiesen, ,,weil  bei  der  Anerkennung  durch  den  Instrumenta- 
leugcn  nicht  die  Unterschrift  das  Eigentliche  der  Agnition  ist» 
sondern  er  sagt  hierdurch  auf  das  Wesen  der  Urkunde  aus/^ 
Es  wurde  nämlich  schon  zu  §.  137.  bemerkt,  dass  die  unter- 
schriebenen Zeugen  auf  die  in  der  Urkunde  verzeichnete  That- 
sache  (das  Dariehu,  Kauf  ff.)  Zeugniss  ablegen  und  sie  bewahr- 
heiten; daher  sie  auch  mit  dem  Mas  die  Urkunde  besägt,  vertraut 
sein  müssen*).  Bei  der  Agnition  durch  die  Instrumentszeugen 
wird  also  angenommen,  dass  sie  sich  auf  die  Tliatsache  zurück- 
beziehen, diese  nochmals  bestätigen,  daher  ihre  alleuii^c  An- 
erkennung genügt,  da  hierdurch  auf  das  was  die  Urkunde  be- 
sagt zwei  Zeugen  sind.  (Haben  daher  die  Zeugen  die  Thatsacbe 
'  ganz  vergessen  und  wollen  nur  ihre  Unterschrift  anerkennen,  so 
nützt  diese  Agnition  nichts,  da  nun  die  Urkunde  die  eigent- 
lichen Zeugen  verloren.  Doch  wird  auf  diesen  Umstand  nicht 
gefragt.  Vgl.  Ketubot  L  L  Maimonid.  c.  8.  §.  l — 3.  Ckosch. 
Mischp.  §.  10.) 

Die  Anerkennung  der  Unterschrift  durch  Andere  erwähnt 
ebcnrall«  die  Mischna  (/.  /.  18^-)  und  Beraita  (19^).  Diese  An- 
erkennung wird  wie  ein  Zeugniss,  eine  Aussage  angesehen;  und 
bedarf  es  zu  jeder  der  Unterschriften,  der  Agnition  von  zwei 
Zeugen.  (Es  braucht  übrigens  kaum  erwähnt  zu  werden,  dam 
dieselben  zwei  Zeugen  die  Unterschrift  des  einen  wie  des 
andern  Instrument^zeugen  anerkennen  können,  und  es  nicht 
zwei  Paar  agnoscirender  Zeugea  bedarf.)  Erkennt  einer  der 
hnstrumentszeugen  seine  Unterschrift  an  und  ein  Fremder  die 
Unterschrift  des  andern  Instrumeutszeugen ,  so  ist,  wie  aus  Obi- 
gem leicht  zu  erachten,  hier  noch  keine  genügende  Agnition. 
Selbst  wenn  der  Instrumentszeuge,  nachdem  er  seine  Unterschrift 
agnoscirt,  mit  dem  Fremden  zugleich  die  andere  Unterschrift 
agnosciren  wollte,,  so  wird  dieses  nicht  gestattet,  weil  hier 
das  Gleichgewicht  gestört  ist  und  die  Urkunde  zum  grösseren 
Theile  durch  Einen  Zeugen  (den  Instrumentszeugen,  der  seine 
und   die  andere  Unterschrift  agnoscirt)   ihre    Anerkennung   er« 


*)  Im  gemeinen  Recht  wird  hierauf  nicht  reflectirt  und  sind  die  Ur« 
kundenzengen  gleichsam  nur  agnoscirende  Zeugen ;  sie  erkennen  die  Uaterw 
Schrift  des  Producten  (oder  beider  Parteien    wie  bei  ICanfarkunden  ff.)  «n. 


« 
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langt.  (Da«  Ulmudlache  Recht  will  überhaupt,  da88  bei  jedem 
Zeugnisse  die  Zeugen  in  gleicher  Weise  betheiligt  seien  uttd 
nicht  durch  den  Einen  mehr  als  durch  den  Andern  sich  ergebe. 
Vgl.   Ketuhot  21«  Baba  Baira  57«  )  ♦). 

Der  dritten  Art  der  Recognition  —  Vcrgleichung  der  Handr 
Schriften   —   gedenkt  die  Mischna   /.  /.    allgemein    und  erklart 


*)  Uebcr  diese  hier  erwähnte  zweite  Art  der  Recognition,  die  auch 
das  alte  deutsche  Recht  — jedoch  unter  Beeidigung  der  agnoscirenden  Zeugen 
—  gehabt  haben  soll ,  wurde  von  mehreren  Rechtsichrem  Einspruch  erhoben 
und  sie  als  durchaus  unrichtig  verworfen.  Eine  Aussage  der  Zeugen 
muss  rein  historisch  sein ,  darf  sich  aber  nicht  gründen  auf  das  was  aia 
filauben  und  dafür  halten  ^  ferner  verlangt  die  Vergleichung  von  Hand- 
schriften das  Gutachten  von  Sachverständigen,  und  doch  soU  auch  die 
Aussage  von  Zeugen  gelten,  dass  sie  des  Producten  Hand  wohl  kennen, 
auch  gewiss  glauben,  dass  er  das  ihnen  vorgelegte  Document  ausgestellt 
habe  (vgl.  Gluck  22  ThI.  S.  100.  Anmerk.  87.).  Diese  Einwendungen  dürf- 
ten jedoch  bei  genauerer  Prüfung  Manche^  an  ihrem  Gewichte  verlieren. 
Ist  es  zwar  richtig,  dass  das  Zeugniss  rein  historisch  sein  und  kein  Ur- 
thell  enthalten  soll,  so  kann  doch  auch  anderseits  nicht  in  Abrede  ge- 
stellt werden,  dass  sowohl  in  Criminalsachen  (wie  bei  Aufßndung  einer 
Leiche  u.  dgl.  in  )  wie  in  CivilfUIen  (z.  B.  bei  einem  vom  Gerichte  nicht 
gekannten  Erben  ff.)  Identitätszeugen  angenommen  werden  und  auf  ihre 
Aussage  verfahren  wird.  Und  wie  oft  gründet  sich  ein  solches  Zeugniss  auf  ein 
Urtheil,  auf  Merkmale,  die  die  Zeugen  z.  B.  an  dem  Leichnam  wahrgenom- 
men und  ihn  dadurch  für  eine  gewisse  Person  erkennen!  —  Allein  es 
scheint,  dass  man  hier  die  Begriffe  Wiedererkennen  und  Urtheilen 
(oder  besser  Urtheilen  und  Schliessen)  nicht  gehörig  von  einander 
geschieden.  Der  Zeug^  darf  nicht  urtheilen:  nicht  von  einem  Gegebenen 
auf  ein  Nichtgegebenes  schliessen  (dieses  ist  der  eigentliche  Ausdruck) 
und  auf  diesen  Schiuss  sein  Urtheil  gründen;  er  darf  nur  das  aussageil 
was  er  durch  sinnliche  Wahrnehmung  erkennt.  Bei  einem  Wiedererken- 
nen ist  es  aber  nur  eine  Vergleichung,  ein  Gegeneinanderhalten  eines  früher 
gewonnenen  sinnlichen  Eindrucks  gegen  eine  gegenwärtige  Wahrnehmung, 
wozu  es  nicht  einer  eigentlichen  Geistesoperation,  sondern  nur  einer  Ver- 
gegenwärtigung bedarf.  —  Noch  weniger  scheint  der  andere  Einwurf  zu 
entlialten.  Die  Vergleichung  der  Handschriften  erfordert  dort  das  Gut- 
achten '  der  Sachverständigen,  wo  man  die  Handschrift  an  sich  nicht 
kennt  und  erst  durch  Vergleichung  mit  einer  andern  ihre  Identität  er- 
wiesen werden  soll.  Hier  vermag  der  Laie,  dem  mancher  Zug,  manche 
Eigenthümlichkeit  ff.  leicht  entgehet,  nicht  zu  entscheiden  und  muss  efst 
der  Sachverständige  gegeneinanderhalten  (nicht  schliessen,  sondern 
nur  urtheilen  ob  beide  Handschriften  identisch  sind).  Wo  aber  Zeugen 
aussagen,  dass  sie  mit  der  Handschrift  des  Unterschriebenen  wohl  vertraut 
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lue  BeraiU  nilier:  ^^aos  eiuer  Urkusde,  die  beamtaadet  und 
gerichtlich  reoogHOscirt  wnrde.^^  Der  Talmud  erklirt  nuD  die* 
aes  weiter,  und  da  aich  hier  Terschiedene  Leaearten  {%i^,  Atfaai 
und  Raschi)  und  verschiedene  spätere  Meinungen  finden,  so 
mhren  wir  Folgendes  als  das  Erheblichste  an.  Nach  Raschi 
u.  A.  l^ann  die  Vergleichiuig  nur  ans  einer  früher  beanstande- 
ten und  hierauf  recognoscirten  Urkunde  angestellt  werden;  weil, 
wie  manche  Aulorcii  erklären,  vorauszusetzen  ist,  dass  das  Ge- 
richt bei  jener  Urkunde  die  genauesten  Nachforschungen  ange- 
stellt und  die  Unterschrift  ganz  autlientisch  gefunden  habe. 
Aus  einer  blos  recognoscirten  Urkunde  hingegen  kann  die  Ver- 
gleichung  nicht  angestellt  werden.  Andere  Autoren  (unter  iluiea 
R.  Ascher)  halten  dafür  dass  aus  jeder  recognoscirten  Urkunde 
die  Vergleichung  stattfinde;  Beraita  und  Talmud  haben  den 
Ausdruck  „aus  einer  Urkunde  die  beanstandet  ff.  wurde^^  nach 
dem  sich  gewöluilich  Ereigenden,  da  man  die  Urkunde  nur 
dann  recognoscireu  zu  lassen  pflegt,  wenn  sie  beanstandet  wird. 
Beide  Meinungen  werden  Chosch.  Mischp.  L  L  §.  7.  und  Gloaae 
§.  37.  angeführt  {Schach  Anmerk.  25.  entscheidet  für  letztere)- 
Unser  §.  erwähnt  noch  eine  andere  Vergleichung  der  Hand- 
Schriften  „aus  zwei  im  Besitze  Anderer  ff.''  Dieses  wird  al< 
eine  spätere  Einrichtung  talmudischer  Autoreu  {Keiubot  /.  I.) 
angeführt  und  wird  (das.)  bestimmt,  dass  diese  zwei  Urkuuileo 
ex  qua,  Verkaufsurkunden  über  Grundstücke  sein  müssen,  die 

sind  (und  fegen  die  Wahrhaftigkeit  dieser  Behauptung  waltet  doch  gar  keia 
Zweifel  ob)  «nd  sie  die  gegenwärtige  Unterschrift  als  solche  erkennen ,  so 
dAri^  hierauf  noch  sicherer  als  auf  das  Urlheil  der  Sachverständigen  zu  baoea 
sein.  Die  Unten»chrift  meines  Bruders  oder  meines  Freundes,  nk  de« 
ich  in  häufiger  Correspondenz  stehe,  bt  in  den  meisten  Fällen  mirmebc  be- 
kannt, und  roeinUrtheil  hier  sicherer,  als  je  das  Urtheil  SacbTerstäadiger^ 
die  erat  aus  einer  Vergleichung,  wobei  leicht  Manches  verloren  geh«( 
(daher  auch  dieser  Beweis  im  gemeinen  Recht  nicht  für  einen  volUtändlg«a  §•- 
halten  wird,  vgl.  weiter),  eruiren  wollen.  Wenn  voUeods  noch  hioang«-- 
fugt  w  ird ,  „dass  die  Zeugen  angeben  müssen,  dass  sie  auch  gewiss  glaub  •■» 
dass  Product  das  ihnen  vorgelegte  Document  ausgestellt  habe'*  (v^ 
oben  das  Citat  aus  Glück),  so  ist  dieses  eine  gänsliche  Verkeaanng  die- 
ser Recognition.  Die  Unterschrift  allein  ist  hier  Object  des  ZeugniaaaA: 
und  so  wenig  die  Zeugen  je  befragt  werden,  ob  sie  glaaben,  «Iam  4(ar 
angeklagte  C  eines  Mordes  fähig  sei,  so  weiug  sind  sie  hier  aber  ttic 
Glaabea  hiosichtUdi  des  Ausstellers  des  DocaoMati  zu  befragen. 
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schon  drei  Jahre  (dteses  ist  wie  mehrmah  bemerkl  wurde  die 
praescriptio  longi  temporis  für  Immobilien)  im  uhangefoclitenen 
Besitze  des  Käufers  sind,  oder  es  seien  Ehepacten  (Ketuba\ 
wobei  es  jedoch  keiner  Zeit  bedarf,  da  schon  die  Ehe  auf  die 
Richtigkeit  der  Ketubot  hinweist  (so  nach  den  meisten  Autoren 
Vgl.  Schach  Anmerk.  20.).  Es  müssen  aber  diese  beiden  Ur- 
kunden sich  in  Händen  Anderer  befinden,  d.  i.  es  sind  zwei 
fremde  Yerkauisurkunden  oder  Ketubot;  denn  befinden  sich 
diese  Urkunden  es  qua  in  den  Ilanden  des  Producenten,  so 
kann  er  aus  diesen  authentischen  Unterschriften  die  Unterschrift 
auf  der  Urkunde  ad  quam  nachgeahmt  haben.  Diesem  gemäss 
wollen  auch  mehrere  Autoren,  dass  auch  die  Vergleichung  der 
Unterschrift  aus  einer  rccognoscirten  Urkunde  (der  erste  aub  e 
gedachte  Fall)  nur  aus  einer  nicht  in  den  Händen  des  Prodn- 
centen  sich  befindlichen  rccognoscirten  Urkunde  angestellt  wer- 
den kann  '*').  Das  talmudische  Recht  hat  also  bei  der  compa- 
ratio  literarum  zwei  Umstände  im  Auge ,  1)  dass  die  Urkunde  es 
qua  echt  sei,  2)  dass  die  Unterschrift  ad  quam  nicht  ialschlich 
nachgeahmt  sei.  Der  ersten  Besorgniss  wird  vorgebeugt  durch  die 
Vergfeichung  mit  einer  rccognoscirten  Urkunde  ff. ;  der  andern 
Besorgniss,  indem  Producent  die  Urkunde  es  qua  nicht  in 
flanden  hatte:  wSre  die  Urkunde  ad  quam  eine  Nachahmung, 
so  würde  wahrscheinlich  durch  diese  Urkunde  es  qua  sich  eine 
Verschiedenheit  zeigen^'*').     Die  Vergleichung   geschieht  durch 


*)  So  nach  Raschi.  Aus  Maimooid.  I.  I.  gehet  hervor,  das«  des- 
halb die  Urkunde  ex  qua  sich  in  Anderer  Hand  befinden  müsse,  ^eil  Pro- 
ducent auch  diese  verfälscht  haben  könnte;  und  kann  daher  die  Verglei- 
chung auch  aus  einer  ia  den  Händen  des  Producenten  sich  befindlichen 
recogaoflcirtea  Urlamde  angettcllt  werden.  Nach  dieser  Meinung  i«t  eiae 
IflHiatien  der  Uaterschrifken  .weatger  xu  befürchten,  da  sie  selten  ganz 
genau  nachgeahmt  werden  können^  hingegen  ist  mehr  die  Besorgniss  ein- 
zuräumen, ob  nicht  die  Urkunde  es  qua  gänzlich  verfälscht  sei.  Doch 
ist  die  Meinung  Raschids  die  übervviegende.  Vgl.  Sema  Anmerk.  21.  und 
Schach  Anmerk.  24. 

**)  Wenn  sich  tum  andere  Ton  diesen  Zeng«n  «nterschriebene  Ur- 
kunde in  den  Bänden  iftea  ProdocenCen  befindet,  so  kann  nach  A.  Jteker 
zn  lUtubet  L  h  dardr  canparaii^  Uterar.  nicht  recognoscirt  werden  «nd 
bedacf  es  dar  Agnttion  Anderer.  Nach  HaMur  396.  genügt  in  diesem  Falb 
«oHMrt  diese  Agnition  nicht,  und  mCissen  abo  die  iMtrumentsseogen  selbst 
ihre  Unterschrift  anerkennen. 
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das  Gericht ;  SacliTerstindige  Leimt  das  talmudUclie  Recht  auch  hier 
nicht  (Tgl.  oben  S.  173.)-  Jedenfalia  Ist  aber  eine  Anerkennung  der 
Unterftclirift  durcli  Andere  besser  als  die  Rccognition  durch  Ver- 
glelchung  (vgl.  Schach  L  IX  Nach  R,  J.  ben  ScMeachet  respon, 
136.  und  Chosch.  Mischp.  l,  L  §.  7.  Glosse  4.  kann  nicht  aus 
Briefen  eine  Vergleichung  angestellt  werden,  weil  hier  oft 
die  Schrift  schnell  und  luigcnauff.  ist  (vgl.  auch//a>V/i/r29^  colum. 
2.  und  Schach  Aumerk.  27.)  ♦). 

Zu  §.  180. 
Die  schon   oben   §.  160  IT.    gedachte   ungemeine    Sorgfalt, 
dass  nicht   durch  llinzufuguug  oder    durch   Wegschneiden    des 
obem   Theils    der   Urkunde    etwas  Anderes  an    die  Stelle   der 
eigentlichen  Urkunde  koninie,   hat  auch  hier  ähnliche  IVIassregelo 
henorgerufcn ,  die  ebenfalls  vorbeugen  sollen,  dass  niclit  etwa, 
wenn  ein  bedeutender  Raum  zwischen  der  Urkunde  und  der  darua- 
ter   stehenden  Recognitien   gelassen   würde,    ein   FaUarius    die 
obere   Urkunde     sammt    Zeugenunterschrift     wegschneide    und 
auf  diesen  leeren  Raum  eine  neue  Urkunde  schreibe,    die  dann 
bei  der  Producirung  als  rccognoscirt  für  echt  gehalten  werden 
würde.     Die  Recognition  muss  daher  ganz  nahe  sein  (nicht  ein- 
mal eine  Zeile   entfernt,  well,    was   ebenfalls  eine  F^igenthüm- 
lichkeit  jener  Zeit   und  ihrer  Schreibart,  eine  in  einer  Zeile 
geschriebene    und     unterschriebene    Urkunde   gültig  Ist,    Baha 
Batra  163"*),  oder  es  muss  der  leere  Z\iischenraum  mit  Stri- 
chen oder  Puncten  ff.  ausgefüllt  sein.  Vgl.  hierüber  ausführlich 
ibid,  und   Chosch.  Mischp,  L  l.  §.  31 — 34.  —  Die  Recognition 
kann  auch   auf  die  Rückseite  geschrieben   werden   (der  andere 
Fall  des  §.),   doch  muss  sie  dann    um  jeder  Verfälschung  vor- 
zubeugen der  Schrift  der  Urkunde  gerade  gegenüber  sein.    Ibid. 
§.  31.  vgl.  Schach  Anmerk.  83.  —    Nach  R.  Hai  (bei  HaUtur 
L  /.)  kann,  wenn  die  Urkunde  nicht  ausreicht,  ein  anderes  Per^- 
ment  angeheftet  und   ein  Zeiclien  daran  gemacht  werden,   dasa 
ea   zu  dieser  Urkunde   gehöre,    wo   dann    die  Recognition     auf 

*)  Wie  viele  Noth  die  eomparatio  liter,  dem  römischen  Recht  geaiaciit, 
erkennt  man  aus  L.  20.  C.  4. 21.  NovelL  49.  c.  2.  Novell  73.  Praefai.  und 
0.1 — 8.  Die  heutige  RechUlehre,  die  so  ^vie  das  römische  Recht  vorsüg- 
lieh  die  nur  vom  Producten  unterschriebene  Urkunde  im  Auge  hat,  Jt^ 
kennt  nicht  diese  Recognition  als  einen  vollständigen  Beweis  an.  Vgl.  Gl6ck 
a.  a.  O.  S.  104.  und  weiter  zu  §.  186. 
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das  angeheftete  Pergament  geschrieben  wird.  Doch  sind  die  meisten 
Autoren  hiermit  niclit  einverstanden  (Tgl.  Maggid  Mischna  Malwe 
c:  27,  §.  ^M  hingegen  Schach  Anmerk.  84.).  —  Nacli  Maimonid, 
L  L  und  lilosse  /.  /.  kann,  wenn  nicht  Raum  ist,  die  Recog^ 
nition  aucli  auf  die  Seite  geschrieben  werden. 

Zu  §,  .181. 

Maimonid.  Bdut  c,  6.  §.  4.  Chosch.  Mischp,  L  L  §.  8.  — 
Die  gewöhnliche  Formel  für  die  Recognition  ist:  „Wir  drei  (die 
unterzeichneten  Rieh  1er)  sassen  zusammen  und  kamen  N.  N. 
(die  Instrnmentszengen)  und  sagten  vor  uns  ans,  dass  dieses 
ihre  Unterschrift  sei^^  oder  „es  kamen  N.  N.  —  andere  Zeugen 
—  und  agnoscirten  die  Unterschrift^-,  oder  „wir  haben  diese 
Urkunde  mit  Anderen  i-crglichcn  u.  s.  w.^^;  und  da  sich  uns 
herausstellte^  dass  die  Unterschrift  echt  sei,  so  haben  wir  sie 
gebührlich  legitimirt  und  bestätigtes  (Vgl.  Chosch,  Mischp.  §.  S. 
Nacli  Schach  Anmerk.  29.  war  es  zu  seiner  Zeit  nicht  gebriiuchlich, 
dass  man  die  Weise  der  Recognition  bemerkte.)  Gewöhnlich 
unterschreiben  alle  drei  Richter;  doch  genügt  bei  obigem 
Formular,  w^nn  auch  nur  zwei  Richter  unterschrieben  sind 
(vgl.  /.  /.  §.  29.  30.).  —  Die  Recognition  kann  auch  bei  einem 
nichtgelehrten  Gerichte  (vgl.  oben  S.  89.)  geschehen,  so  wie 
auch  in  Abwesenheit  des  Producten;  ferner  wenn  auch  der- 
selbe gegenwartig  die  Urkunde  als  falsch  ausgibt  und  will  dass  man 
sie  gar  nicht  reco'gnoscire  (/  l  §.  3.  5.  nach  Baöa  hama  112^').<— 
Die  Recognition  beziehet  sich  iibrigens  blos  auf  die  Unterschrift 
der  Zeugen:  die  Urkunde  selbst  brauchen  die  Richter  nicht  zu 
lesen,  es  sei  denn,  dass  mancher  Umstand  obwaltet^  der  die 
Richter  zu  einer  genauem  Bekanntschaft  mit  der  Urkunde  auf- 
fordert.    Vgl.  Ketuboi  109^    Tosefot  das.  Chosch,  Mischp.  §.  20. 

Zu  §.  182.  • 

Eine  recognoscirte  Urkunde  ist  zwar  als  ein  öffentliches 
Document  zu  betrachten;  allein  auch  nach  heutigem  Rechte 
kann  dieses  angefochten  werden,  so  wenn  z.  B.  das  Merkmai 
des  öffentlichen  Glaubens,  das  Amtssiegel,  dem  gegenwärtigen 
Gerichte  unbekannt  ist  n.  dgl.  m.  (vgl.  Schneider  §.  234.).  Da 
das  talmudische  Recht  ein  Amtssiegel  nicht  kennt,  so  konnte  um 
so  elier  ein  Einspruch  gegen  die  Recognition  erhoben  werden. 
Dieses  wird  auch  aus  Ketubot  21**  gefolgert  (vgl.  Tosefot  das.) 
und  wird ,  wenn  das  gegenwärtige  Gericht  nicht  die  Untersclirift 


der  recognoscirendeu  Richter  kennt,  die  Echtheit  der  Urkunde 
auf  die  im  §•  gedachte  Weise  hergestellt,  wobei  die  Norm  au 
merken :  Instrnmentszeugen  und  recognoscirender  Richter  können, 
wenn  sie  ihre  Unterschrift  anerkennen,  hier  nicht  zusammen* 
bezogen  werden,  da  das  Zeugnis«  eines  Jeden  hier  auf  etwa« 
Anderes  gehet,  das  des  Instnimentszeugen  auf  den  Inhalt  der 
Urkunde  (vgl.  zu  §.  179.),  und  das  des  Richters  dass  die  Un- 
terschrift als  echt  befunden  wurde  (vgl.  v.  §.).  Hingegen  wird  der 
recognoscirende  Richter  mit  zwei  oder  auch  nur  einem  gegen wärtig 
agooscirenden  Zeugen  zusammenbezogen,  da  beide  auf  die  Richtig-^ 
keit  der  Unterschrift  der  lostruroentszeugen  auriickgehen.  C7i09ch. 
Mischp.  l,  l,  §.  14 — 16.  (Daher  genügt  auch  hier,  dass  der  re- 
cognoscirende Richter  seine  Unterschrift  anerkennt  und  be- 
darf es  nicht  noch  hierzu  eines  andern  Zeugen  [vgl.  S.  416  ]^ 
weil  er  durch  diese  Anerkennung  auf  die  Thatsache  des  Be- 
fundes der  Echtheit  jener  Unterschriften  aussagt;  vgl.  R,  Jona 
bei  Aßcher  l,  /.) 

Zu  §.  183. 
Baba  Batra  159"    Ckosch.  Mschp.  L  /.  §.  34.  35.  —   Es 
wurde  schon   hierüber  Manches  oben    zu  §.   37.    64.  bemeriit 
und  fugen  wir  hier  noch  Folgendes  hinzu.     Bei  dem  ersten  Falle 
des  §•  ist  auch  die  Anerkennung  Anderer  nur  beschränkt  giiltig; 
denn  auch  vorausgesetzt,  dass  die  Unterschrift  echt  sei,  so  be- 
sagt sie  nichts  für  die  Urkunde,   da  diese  vielleicht  verfilachi 
und  ein  früheres  Datum,   wo  dieser  Zeuge  noch   zulässig  war, 
gesetzt  wurde.      Es    müssen   daher   die  agnoscirenden    Zeugen 
diese  Urkunde  mit  der  Unterschrift  schon  vor  eingetretener  Un- 
fähigkeit   der  Instrumentszeilgen    gesehen    haben.    (Es    braudif 
kaum  erwähnt  zu  werden,  dass  aus  diesem  Grunde  eine  Recog- 
nition    durch    Yergleichung    der  Handschriften    ebenfalls    nicht 
stattfindet.)   —    Bei   dem  andern  Fall   des   §.  kann  zwar  der 
Instrumeotszeuge  wegen  der  eingetretenen  Verwandtschaft  eben« 
falls  nicht  auf  seine  Unterschrift  (durch  die  er  eigentlich»   wte 
§.  179  und  V.  §.,  den  Inhalt   der  Urkunde  bezeugt)  aussagea; 
hingegen  wird  der  Besorgniss  der  Verfälschung  hier  nicht  Reim 
gegeben:  und  ist  also  die  Anerkennung  Jener,  die  auch  nidii 
die  Urkunde  nebst  Unterschriften  vor   eingetretener  Verwandt- 
schaft gesehen,  gültig.  —    Die  Norm  über  eingetreten^  ff^MÜge 
nad  physische  Unfähigkeit  ist  noch  mehr  begreiflich;  und  fnhfca 
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wir  noch  an,  das«  gesweifell  wlrd^  wie  es-  bei  eingetretener 
Ündhigkeit  wegen  rein  reUgiöser  Vergehen  (§.  43  ffl)  lu  hilCea 
«ei.    Vgl.  TUeßt  bei  Bei  Joseph  §.30. 

Zu  §.  184.  185. 
Keiubot  18  j^.  MäifMMd,  /.  /.  c.  S.  Olo^eA.  Mhehp.  §.  37.  38. 
Zur  VerstiiidniM  dieser  §§.  folgende  Bemerkung.  Die  Urliunde 
wird  im  gemeinen  Recht  theiis  tis  Eingeständnisse  theiis  «It 
Zeugniss  betrachtet,  inwiefern  nSmlich  die  Urkunde  den  Pro^ 
ducten  nnm  unmittelbaren  Drheber  but  (er  sie  selbst  nnter-^ 
achrieben),  öder  sie  die  hierher  bexögh'che  Aussage  Anderer 
enthXtt,  wie  öffentliche  Urkunden ,  Certificate,  Prolocolle  ü;  s.w. 
(vgl.  Schneider  §.  196.  nebst  Anmerk.  sn  §.  218  IT,).  Das  taimU'' 
dische  Recht  hat  die  Urkunde  zunächst  als  Zengntss  im  Ange^ 
als  eine  Ton  den  Zeugen  hier  niedergelegte  Aussage  über  ihre 
Wahrnehmung  (vgl.  zu  §.  137.  138.).  Ist  die  Urkonde  noch  nicht 
recognoscirt,  so  beginnt  die  eigentliche  (gerichtliche)  Aussage 
erst  mit  der  Recognition,  also  mit  der  Anerkennung  der  In- 
strumentszeugen ,  wenn  durch  diese  die  Recognition  geschieliet 
(§.  179a);  der  Zeuge  findet  aber  so  lange  er  nicht  seine  Aus- 
sage geendigt  mit  jeder  Angabe  Gehör,  ausser  mit  einer  solchen, 
durch  die  er  sicii  selbst  eines  Verbrechens  zeihet,  da  Nie- 
mand nach  talmudischem  Reclit  gegen  sich  als  Ankläger  auf- 
treten kann  (Ende  des  ersten  Cap.).  Ilieranf  beruhet  denn  §.  184.: 
die  Zeugen  heben  durch  Angabe  eines  Umstandes  das  Zeugniss, 
das  sie  fioch  nicht  wollig  abgelegt ,  wieder  auf.  Zu  bemerken  ist, 
dass  bei  dem  ersten  Falle  des  zweiten  Satzes  des  §«  (Product 
habe  ihnen  dargelegt ,  dass  er  ff. ^  gezwangen  Merde)  die  Zeugen 
kein  Unrecht  mit  ihrer  Unterschrift  begehen  (wie  eine  Meinung  Tal- 
mud /.  /.  will) ,  sondern  sie  wohl  von  der  guten  Absiclit  geleitet  sein 
mochten,  den  Producten  einstweilen  von  dem  ihn  zum  Verkaufe 
eines  Gnmdstückes  ff.  gewaltsam  Drängenden  zu  befreien,  und 
es  dann  dem  Gerichte  anzuzeigen  (/.  /.).  —  Noch  sind  die 
Worte  des  letzten  Satzes  „zum  Nachtheile  des  Producenten^^ 
herauszuheben.  Sagen  nämlich  die  agnoscireuden  Instruments- 
zeugen^  dass  die  in  der  Urkimde  Terzeichnete  Thatsache  (das 
Darlehn,  Kauf  ff.)  nicht  stattgefunden  und  sie  für  empfangene 
Bezaliluiig  falschlich  unterschrieben  haben,  so  thut  dieses  zwar 
der  Urkunde  keinen  Eintrag;  allein  Tom  dnlrechtlichen  Stand- 
puncte  aus  liegt  Jiier  ein  Geständniaa  vor,  dass  die  Zeugen  dem 
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Producteu  Schaden  verursacht;  hi  dieser  (ciiilrechtUcher)  Hin- 
iicht  hat  die  Aussage  gc^en  sich  Gültigkeit  und  verfallen  sie 
wie  oben  §.  27.  in  Schadenersata.      Dieses   für  die  noch  nicht 
recognoscirte    Urkunde.  —     Ist    aber    die   Urkunde    schon    re- 
^  cognoscirt^   so   liegt  in   dieser  selbst  ein   vollendetes  Zeugniss 
vor.     Geben  nun  die  Instruineutszeugen  einen  die  Urkunde  ent- 
kri&ftenden  Umstand   an,   so  ist  dieses  ein  Widerruf  nach  be- 
endigtem Verhör ,  welcher  (§.  27  luid  §.  131  )   nicht  gestattet 
ist,   und  macht  dieses -die  Grundlage  von  §.  185.      Doch  sind 
bei  dem  Falle,   dass   die  Instrumentszeugen  aussagen,   es   wäre 
mit  der  Urkunde  eine  geheime  i^edingimg  verbunden   gewesen 
(§•  184.),    schon   die    frühesten   nachtalmudischen   Autoren    — 
da  die  betreffende  Talmudstelle  /.  /.  f.  19     verschieden  gedeutet 
wird  —  verschiedener  Meinung ,  me  es  hier  mit  der  rccogooscir- 
ten  Urkunde  zu  halten  sei.     Einige  sind  dafür,  dass  die  Angabe 
einer  Bedingnug  gehört  werde,  da  doch  die  Urkunde  hierdurch 
nicht    aufgehoben    wird:    erfüllt  Producent  die  Bedingung,    so 
hat    die  Urkunde   ihre    völlige    Kraft.      Andere    erblicken    hier, 
einen  Widerruf,   da  die  Urkunde,   wie  sie  sich  darstellt,   nichts 
von   einer  Bedingung   weiss.     Vgl.   l^osefot  l.  l,  und  R.  Nisaitn, 
Letzterer  ist  der  Meinung,  „dass  entweder  eine  Urkunde  in  der 
nicht  alle  Umstände  angegeben  sind^  da  sie  leicht  zu  einem  Unrecht 
führen  kann,    gar  nicht  ausgestellt  werden  darf  und  dann  wer* 
den   die  Zeugen  selbst    wenn    die  Urkunde  nicht  recognoscirt 
ist,  nicht  gehört '^),  oder  darf  (wie  in  det  That)  eine  Urkunde 
bei   geheimer  Bedingung  ausgestellt    werden,    dann    finden    die 
Zeugen,    auch   auch    wenn    die  Urkunde   recognoscirt  ist,    mit 
einer  solchen  Angabe  Glauben^S      Dieser  Meinung  ist  auch  JIL 


*)  Auf  diese  Rucksicht  wird  im  talmudischen  Recht  viel  Gewicht  ge- 
legt.    So  darf  z.  B.  eine  Schuldarkonde,   die   Product  ohne   das  Darlebn 
empfangen    zu   haben    (non   numerata  peeunia)   dem  Produccntcn  in    dem  * 
gaten  Glauben  übergibt,  dass  er  ihm  die  in  der  Urkunde  bemcldete  Suronie 
wenn  er  deren  benöthige  auszahlen  werde,   nicht  von  Zeugen  unterscfarse^ 
ben  werden,  weil  hier  eine  Veranlassung  zu  Unrecht  liegt.  (Fro  babyloni- 
schen Talmud  kommt  diese  Urkunde   unter  dem  Namen   Ji;73K)   in  jenik* 
Talmud  unter  D'^DüD'^fi   niözig  „  Vertrauungsurkunde'^    vor).     Sagen    also 
die  Instrumentszeugen,    dass  die  vorliegende  Urkunde  eine  derartige    sei, 
so  zeihen  sie   sich  selbst  der  Unredlichkeit;    da  sie  unerlaubterweise    die 
Urkunde  antericbrieben,  und  werden  also  nicht  gehört,  vgl  Keimboi  19.  —    * 
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Hai',  wir  führten  §.'184.  185  nach  Maimam'd.  Cho8ch,Mi8chp. 
L  l.  (jedoch  widerspricht  sich  Chosch.  Misckp,  c.  82.  §•  12. 
vgl.  Sema  Anmerlc.  104.  Schach  Anmerk.  116.)  und  sonst  sehr 
vielen  Autoren  an.  (Ueber  die  Aussage^  Product  sei  gezwungen 
gewesen,  vgl.  Schach  Anmerk.  117.) 

Der  andere  Satx  des  §.  185«  wird  von  M.  Jörn  Tob  ana 
Sevilla  (14.  Jahrh.)  aufgestdll  (Bet  Joseph,  §.  35.).  Hier  ist 
nicht  ein  Widerruf  der  Aussage ^  aondern  gleichsam  die  Dar- 
legung eines  neuen  Ereignisses,  und  ist  ein  Analogon  hierRo^r: 
wenn  die  Zeugen  aussagten,  die  Urkunde  sei  schon  bezahlt; 
hier  wird  nicht  widerrufen ,  sondern  wird  ein  neues  Ereigniss  ange* 
geben.  Stimmt  zwar  auch  Chosch.  Mischp,  l.  L  diesem  nicht 
bei»  so  hat  sie  doch  viele  gewichtige  Autoritäten  für  sich,  und 
wfrd  sie  von  Schach  (Anmerk.  114.)  als  die  allein  richtige  be- 
zeichnet. —  Der  letzte  Satz  des  §.  185.  wird  Ketubot  /.  /. 
discutirt,  und  bemerken  wir:  Träten  Zeugen' auf,  die  die  In- 
strumentszeugen  als  Unfähige  an  sich,  wie  §.  43.  49.,  ange« 
ben,  so  wftrde  nach  der  Meinung  der  meisten  Autoren  (gegen 
R.  Aacher  zu  Ketubot  /.  /.  vgl.  Schach  Anmerk.  102.)  die  Urkunde 
völlig  ungültig  sein  (vgl.  oben  S.  243.  244.).  Hier  ist  aber  gemeint 
die  Zeugen  setzen  die  Glaubwürdigkeit  der  Instrumentszeugen  nur 
in  Beziehung  zu  dieser  Urkunde  in  Zweifel  (sie  sagen  die  Instm* 
mentszeugen  seien  verwandt  gewesen  mit  einer  der  Parteien, 
oder  die  Instrumeiitszeugen  sind  schon  gestorben  und  jene  be- 
haupten, sie  wären  bei  der  Unterschrift  unzulässige  Zeugen 
wegen  Diebstahls  u.  s.  w.  gewesen :  diese  Aussage  hat,  dai  die  Instm* 
mentszeugen  nicht  mehr  das  Object  einer  Anklage  sind,  nur 
Beziehung  auf  die  Urkunde);  es  stehet  also  Zeugniss  gegen 
Zeugniss  gegenüber,  da  eine  recognoscirte  Urkunde  gleichsam 
eine  lebendige  Aussage  der  auf  ihr  unterschriebenen  Zeugen 
ist.  Die  Gültigkeit  der  Urkunde  ist  daher  zweifelhaft  und  kann 
nicht  Product  zur  Bezahlung-  verurtheilt,  so  ..wie  Producent, 
weim  er  sich  im  Besitze  befindet,  nicht  zur  Zurückgabe  an- 
gehalten werden.  Vgl.  zu  §.  151.  und  Eingang  zum  4.  Titel* 
(Manches  noch   zu  diesen    §§.  Gehörende  Ende   dieses  Titels.) 

Zu  §.  186. 

Dieser  §.  ist  nach  R.  Scherira  und  R.  Hai  (angeführt  bei 
Hattrvmot  13.  Pforte  1.  Abtheil.  §.  3.  und  Tur  c.  09,  §.  10.); 
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and  ennihnt  auch  C9tosck.  Mischp.  dieser  Meinung  nicht,  •• 
ist  tie  doch  in  §idi  hinlänglich  begründet  und  hilt  «ie  ancll 
Schach  (c.  69.  Anmerk.  12.)  fär  die  richtige.  Die  VergM- 
chnng  der  Handschrift  ist  eine  nur  achwach  genügende  Rc- 
Cognition  (vgl.  zu  §.  179.  Anmerlt.);  und  wenn  Ihr  anch  du 
talmudiache  Recht  bei  der  Zeugenunterachrift  Kraft  eingerilumt, 
io  waltet,  wie  oben  bemerkt  wurde,  die  Rticksicht  ob,  dass  hier 
überhaupt  eine  Verfiyschung  in  weiter  Aussicht  stehet  und  et 
nach  dem  >,stricten  Recht^^  nicht  der  Recognitlon  bedürfe.  B^ 
der  alleinigen  Unterschrift  des  Producten  hingegen  Teriangt 
nach  der  Beliauptung  der  vorgedachten  Geonim  das  stricl« 
Recht  ein  Recognition  (welches  ebenfalls  in  dem  cu  §.  179.  Gcdach-* 
ten  gans  begründet  ist)^  und  findet  demgemiss  der  Vergleich  durch 
die  Handschrift  nicht  statt.  —  Hier  kann  also  blos  dnrch 
Anderer  Anerkennung  (§.  179d.)  oder  durch  Agnition  dea  Fr^ 
ducten  selbst  recognoadrt  werden»  In  letzterm  Falle  tritt  luer 
mancher  neue  Umstand  ein.  Die  nur  ron  Producten  anter- 
schriebene  Urkunde  ist  als  EingestSudiiiss  zu  betrachten  (vgl.  wä 
^  184  SU  Anfang) ,  und  ist  also,  so  lange  sie  nicht  recognoecirt 
Ist,  die  §.  126.  aufgestellte  Norm  anwendbar,  „das  einschrtUi- 
kende  Gestandniss  kann  nur  so  genommen  werden  wie  ea  die 
Einschränkung  besagt.^^  Erkennt  demnach  Product  zwar  dit 
Urkunde  an,  lugt  aber  hinzu,  dass  sie  eine  Vertrauungsurkiinde 
gewesen,  oder  dass  er  schon  gezahlt  u.  s.  w.,  so  Ist  er  aoa 
der  zu  Gebote  stehenden  bessern  Eiqrede  beglaubigt,  da,  so 
ea  Ihm  um  Unredlichkeit  zu  thun  wäre,  er  nur  die  Urkunde  nicht 
ignosciren  durfte  (vgl.  oben  S.  350.).  —  Auch  bei  der  Syngraph«^ 
die  erst  durch  die  Agnition  des  Producten  recognoscirt  wird,  findet 
deasen  Einrede,  sie  sei  schon  bezahlt,  aus  dem  vorher  erwähnten 
Grunde  statt  {Ketnbct  19«-  wo  jedoch  MeinungSTerschiedenheltw 
Hattrumot  17.  Pforte  1.  Abth.  §.  1.  Chosch.  Mischp.  c.  82.  §.  l.y 
Erfolgt  jedoch  hierauf  eine  Recognition  durch  eine  der  §.  179. 
gedacht«!  Arten,  ao  hat  die  Urkunde  an  sich  ihre. Gültigkeit 
erlangt  und  fallen  jene  Einreden  weg  (Maimonid.  Malum  c.  14w 
§.  5.  Hattrumot  und  Cho8ch,  Miachp.  l.  /.). 

Bei  einer  recognoscirten  Syngraphe  findet  die  Einrede,  ale 
sei  schon  bezahlt,  nicht  statt;  da  hi  diesem  Falle  sie  im  ße- 
dtne  dea  Schuldners  und  nicht  in  dem  des  Gläubigers  sein 
mtete  (oder  ea  müsste  jener  eme  Quittung  aufzuweisen  bsben). 


1. 
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Doch  miiss  Gliiibtger  auf  Verltngea  des  Scbnldoeri  den  mitdi- 
nischen  Eid  schwören,  das«  nicht  sehen  gezahlt  sei  (Ckosck, 
Mischp.  /.  /.  §.  2.).  Ob  bei  einer  recognosdrten  Chiro^phe  die 
Einrede,  dass  sie  schon  bezahlt  sei^  stattfinde  nnd  ProdiH^ 
vorgeben  könne,  dass,  da  die  Urkunde  nur  mangdbafte Rechts» 
kraft  (su  §.  138.)  hat»  er  wegen  ihrer  mindern  Wichtigkeit  nichl 
auf  die  Zorückstdlong  gedrungen,  hierdber  herrscht  bei  den 
nacfatalmudischen  Autoren  Meinungtrerschiedenheit  (TgL  Hai^ 
trumat  13.  Pforte  ]•  Abtheil.  §.  4.).  Nach  Chasch.  Mi$chp. 
e.  69.  §.  2.  findet  diese  Einrede  sUtt;  Glosse  das.  fuhrt  aber 
die  widersprechende  Meinung  an,  und  schliesst,  dass  es  dem 
Ermessen  des  Richters  anheimgestelit  sei.  {Tumim  Anmerk.  5. 
sagt  dass  nach  Eünfi'ihrung  der  Wechsel,  da  diese  von  einer  Hand 
cur  andern  übergehen,  es  bei  allen  Gerichten  üblich  sei,  obige 
Einrede  nicht  ansunehmen.) 

Noch  bemerken  wir,  dass  das  altere  talmudisdie  Recht 
den  Dlffessionseid  (Eid  des  Prodncten  bei  Ableugnung  seiner 
Handschrift)  nicht  kennt,  da  liier  kein  CTestandniss  oder  son- 
stige Hinweisung  auf  einen  Rechtssutritt  vorliegt  (rgl.  oben  sa 
§.  79  ff.);  nach  spaierm  talmudischen  Recht  (Einführung  des 
rabbinischen  Eides  §.  82.)  muss  Product  bei  Diffes^on  der 
Handschrift  den  rabbinischen  Eid  leisten.  Cbaach.  Mischp.  L  l.  *)^ 

Zu  §.  187. 

Dieser  §.  berührt  das-  in  neuerer  Zeit  weit  discutirte  Ge- 
biet des  ,^Beweises  durch  Handelsbücher'S  Mischna  und  Talmud 
sprechen  nicht  ausdrücklich  hierüber  und  thun  auch  die  früheren 
nachtalmiidischen  Autoren  hiervon  noch  nicht  Erwähnung.  Erst  H. 
Ascher  (Ende  des  13.  Jahrb.)  macht  respons.  86.  auf  einen 
Ausdruck  in  der  Mischna  aufmerksam,  aus  welchem  zu  folgern 
sein  dürfte,  dass  das  Rechenbuch  des  Kaufmanns  (eigentlich 
Krümers)  für  denselben,  wenn  noch  andere  Anceichen  hinni- 
treten,  ein  Beweis  sei,  und  kann  er  hierauf  wenn  er  sonst 
den  eigentlichen  Umstand  Tcrgessen  einen  Eid  ablegen.     Die 


"*)  Nach  dem  römischen  Recht  (L.20.  C.  4.  21.  Noveü.  XVllh  c.8.) 
wird  der  DiffeMionseid  auf  Verlangen  des  Producenten  geleistet;  die 
spatere  Praxis  hat  daraus  ein  juramwium  necettorium  gemacht.  Vgl 
Glück  a.  a.  O.  §.  1163. 
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Miscliiia  Schelmot  45'*  bedient  sich  nämlich  bei  dem  FaU,   wo 
der  Krämer   nnd  die  an  ihn  gewiesenen  Arbeiter  den  mischnt- 
scheu  Eid    leisten    (vgl.    oben  S.  S05.)    des  Ausdruckes:  ,,der 
Kramer  anf  sein  Uechcnbuch^^  (isp»  nlval^  die  Rechentafel): 
also    nicht  nur   wenn   er  mit  Gewissheit  weiss  den  Arbeitern 
das  ihm  Aufgetragene  gegeben  zu  haben ,  sondern  wenn  er  auch 
Dur^  weil  es  so  in  seinem  Buche  eingeschrieben  ist^  mit  dieser 
Behauptung  auftritt  '*').     Nur  weiset  hier  noch  ein  Umstand  dar- 
auf hin,  dass  das  Buch  seine  Richtigkeit  habe:  der  Mlethsherr 
hatte  ihn  beauftragt  für  ihn  auszuzahlen;  und  wird  hieraus  anf 
andere  Fälle,  wo  derartige  Anzeichen  hinzutreten,  geschlossen. 
Ist  aber  Product  oder  Produceut  sich  bewusst,    dass  sie  genau 
Buch  fuhren,   d.  i.  dass   sie  alle  Ausgaben   und  Einnahmen  ins 
Buch  eintragen,   so  können  sie  je  nachdem  der  Eid  auf  diesen 
oder  auf  jenen  fällt  ihn  Kraft  ihres  Buches  leisten  {Idem  /.  L 
Chosch,  Mischp.  r.  91.  §.  4.  5.  Tgl.  Schach  Anmerk.  24.).     R. 
Aacher  führt  auch  an,  dass  wenn  Product  sich  bewusst  Ist  ge- 
nau ^uch  zu  fuhren  und  es  Mird  von  ihm  eine  Summe  gefor- 
dert, die  sich  nicht  in  seinem  Buche  findet,    so  kann  er  hier- 
auf gestiitzt   einen  Reinigungseid   leisten.  —    Bei  genauem  Ein- 
gehen   fijidet    sich   hier    folgendes   Verhältniss    zwischen    dem 
talmudischen    und    dem    gemeinen    Recht.       Letzteres    erw&gt, 
welche  Gewissheit  das  llandelsbuch  dem  Gerichte  darbiete  (Be- 
weis  im    objectiven  Sinn)    und  wird   es    gewöhnlich   für   einen 
halben  Beweis  genommen  und  dem  Producenten  der  Erfüllungs- 
eid zuerkannt  (vgl.  Gliick  a.  a.  0.   S.  61  ff.  Schneider  §.  250. 
251.).     Das  talmudische  Recht  erkennt  strict  genommen  in  dem 


*)  B«  den  Attikern  hatten  zwar  die  Bucher  der  TgaTveihai  so  wie 
bei  den  Römern  die  der  argentarii  oder  mensularii  die  Kraft  öffentlicher  Ur- 
kunden and  lieferten  einen  vollen  Beweis  (vgl.  Meier  und  Schümann  S.  661. 
Glück  12.  Tbl.  S.  125.).  Dem  Ausdruck  TQant^irrjg  und  mensulariua  — 
von  rgane^a  und  mensa  —  entspricht  ^anz  das  mischqische  und  talroudische 
*f2rto  von  )rkiß  (Tisch);*  doch  führte  er  nicht  ein  öffentliches  Bach  und 
erscheint  er  auch  nicht  In  dem  öffentlichen  Character  der  Trapeziten 
und  Argentarien.  Die  vorerwähnte  Mischna  hat  noch  überdiess  "^^l^n, wel- 
ches Krämer  bedeutet  und  also  noch  weniger  mit  jenen  gemein  hat.  Wir 
bemerken  noch ,  dass  das  talmudische  Recht  die  tahulae  accepti  et  expansi 
nicht  kennt  und  auch  hierzu  nicht  Gelegenheit  hatte,  da  Census  und 
Cofflitien  ihm  natürlich  unbekannt  sind. 


429 

IlandelebuchQ,  wenn  es  die  ^hörigen  Erfordernisse  eines  ge- 
naqen  Ilandelsbuclies  hat,  einen  vollen  Beweis  (und  dafür  lasten 
es  auch  manche  Particularreclite  geüen^  vgl.  Anmerk.  des  Her- 
ausgebers bei  Schneider  a.  a.  0.  2.  Aufl.);  ob  es  aber  diese  Erfor- 
dernisse habe,  kann,  da  zu  jener  Zeit  noch  nicht  eine  nach  ge- 
wissen Regeln  geordnete  und  hierdurch  auf  Glaubwürdigkeit 
Anspruch  machende  Buchfiihrung  besland  (worauf  die  neueren 
Gesetzgebungen  und  Rechtslehrcr  ihre  Normen  für  den  Beweis 
aus  Ilandelsbüchern  basireu),  nicht  der  Richter  beurtheilen,  son- 
*dern  nur  die  Partei  selbst:  und  hat  sie  diese  Ueberzeugung, 
so  kann  sie  einen  Eid  leisten  (daher  also  das  jüdische  Recht  Jiichl 
auf  das  Gericht ,  sondern  auf  die  Partei  zurückgehen  musste). 

Zu  §.  188. 

Dieser  §.  ist  ebenfalls  nach  dem  emiihnten  Responsum  des 
R.  Ascher.  Sind  in  dem  Rechnungsbuche  des  Producten  Um- 
stände angeführt,  die  mit  der  Behauptung  des  Producentea 
übereinstimmen,  so  beweiset  dieses  völlig  gegen  den  Producten, 
Der  ¥M  des  Respons.  ist  folgender:  A  behauptete  an  den  in- 
zwischen verstorbenen  B  1000  Gulden  zu  einem  gemeinschaft- 
lichen Geschäfte  gegeben  zu  haben,  B  war  ohne  letze  Ver- 
fügung verschieden,  doch  war  in  seinem  Rechenbuche  einge- 
tragen :  diese  Pfänder  erworben  für  die  von  A  erhaltenen  1000, 
auch  war  im  Buche  bei  jedem  Pfände  A  bemerkt.  R.  Ascher 
hielt  dieses  für  einen  vollen  Beweis  und  veranlasste  die  Erben 
zur  Bezahlung.  Vgl.'  Chosch.  Mischp.  L  /.  §.  5.  (Findet  sich 
aber  im  Buche  eines  Verstorbenen  eingetragen,  dass  er  an  A 
schulde,  so  bietet  dieses  —  wenn  die  Zahlzeit  schon  war  -^ 
keinen  Beweis,  da  Product  vielleicht  schon  bezahlt  hat  und 
dieses  durch  Umstände  verhindert  nicht  in  das  Buch  eintrug, 
Salomon  hen  Aderet  respofis.  bei  Bet  Joseph  c,  107.  §.  7.  Chosch, 
Mtschp.  c.  107.  §.  12.  vgl.  oben  S.  332.  333.) 

Wenn  in  dem  Rechnungsbuche  eines  Verstorbenen  sich  ein- 
getragen findet,  dass  A  ihm  eine  Summe  schulde  und  die  Erben 
jenes  treten  mit  der  Klage  auf,  so  muss  nach  R.  Hai  Product 
bei  völliger  Ableugung  den  rabbinischen ,  bei  theilweisem  Ge- 
ständnisse den  biblischen  Eid  leisten.  Chasch.  Mischp.  c.  77, 
§.  22.  vgl.  Sema  Anmerk.  55.  (liier  bietet  also  das  Buch, 
da  nicht  Jener,  der  das  Buch  führte,  auftritt,  nicht  einen 
vollkommen    halben    Beweis.     VgL   v.  §)   —    Wenn    Product 
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Id  selneiii  Bnche  elogetragen  hat,  dasa  er  Jemandem  achulde 
und  er  gibt  hieraaf  vor,  er  habe  aich  geirrt,  ao  hat  dieae 
Einrede  GülÜgkeit.  Choach.  Mischp.  o.  81.  §.  22.  Glosse  naeh 
B.  J.  Kolon  respons.  85,  Tgl.  auch  Schach  Anmerk.  61.  (Wir 
haben  In  diesen  §§.  die  Benennung  ,,Rechnung8budi^^  gewählt, 
da  u'le  Tor.  §.  bemerkt  wurde  ,Jlandelsbnch^  nach  seinem  heute 
fibüohen  Begriffe  auf  jene  Zeit  nicht  anwendbar  ist.) 

Zu  §.  189. 
Ueber  Edition  der  Urkunden  findet  aich  ausser  einer  An* 
deutung  Baba  Batra  168*-  nichts  in  Mischna  und  Talmud ;  erat* 
die  Geonim  haben  hierüber  Einrichtungen  getroffen  (TgLJfai- 
momd.  Tom  c.  5.  §.7.  8.  Tur  c.  60.  au  Ende)  und  wurde 
später  durch  R.  Ascher  {respons.  68.  §.  21.)  noch  Manches 
näher  bestimmt.  Maimonid.  führt  überhaupt  im  Namen  der 
Frühem  an,  dasa  das  Gericht  aur  Edition  anhalte,  welchen 
aber  nadi  R.  Ascher  nur  dann  stattfindet,  wenn  wie  im  §• 
Produoent  (oder  Product)  die  Behauptung  durch  andere 
gaben  wahrscheinlich  gemacht  Imt.  Vermag  Producent  dii 
nicht,  so  muss  awar  der  Dritte,  wenn  er  gestehet  eine  der- 
artige Urkunde  zu  besitzen,  aie  ediren:  Terneint  er  aber  den 
Besitn  und  Producent  tritt  mit  der  bestimmten  Behauptung 
des  Gegentheils  auf,  so  leistet  dieser  Dritte  den  rabbiniadiea 
Eid.  —  Zur  Edition  der  Urkunde  ist  übrigens  Jedermama, 
aelbst  der  Product  (und  dessen  Verwandte)  verpflichtet.  Ueher- 
baupt  kann  jede  der  Parteien,  die  Torgibl,  dasa  sie  eine  fät 
^  beweisende  Urkunde  irgendwo  liegen  habe,  sie  wisse  aber 
nicht  wOy  den  Richter  Teranlassen,  dass  er  unter  Androhang 
des  Banns  Jedermann  auffordere,  den  Beweis  beim  GeriAte 
anznaeigen  *).     Chosch.  Mischp.  c.  1&  §.  a  4.  —   Der  Edcei 


*),  Der  Baon  wird  hier  nicht  gegen  eine  gewisse  Person  oder  in  Falle 
der  Entdeckung  angedrohet,  sondern  spricht  er  eine  religiöse  Verpflicb- 
tung  aus,  d.  i.  wer  der  Aufforderung  nicht  nachkommt,  der  hat  sich  ala 
mit  dem  Baim  behaftet  zu  betrachten.  Der  Bann  ist  also  nicht  sowohl  tHtm 
weltliche  Kirebeastrafe  als  viehnehr  eine  das  Gewissen  Terpfllcbtendä  Bestra?» 
(ong :.  w^  dieses  od«r  jents  thut  oder  unterlässt,  der  hat  sich  als  Terbanat  i 
zusehen.  Daher  hat  die  jüdische  Lehre  bei  geheimen  Vecgehen  und 
Stern  z.  B.  bei  Ononie  „wer  es  thut  der  ist  in  Bann.''  Es  wurde  sdMMi 
in  der  Einleitung  aus  einander  gesetzt,  dass  die  jüdische  Lehre  allenthalbeii 
Ton  Ctott  ausgehet  und  auf  ihn  die  Ueberwachung  des  Rechts  und  der 
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steigt,  wict  im  §.  f  di«  Urkunde  nur  dem  Gericht  rw,  welches  den 
Beweiipunkt  auMdireibt  (das.).  ^—  Brindbt  der  Schuldner  die  Bhi- 
rede,  daM  die  TonProduceBtca  preducirte  Urkunde  Cdach  gel  und 
i^erlaugt  daher  eine  Abschrift»  an  wird  eiue  solche  ihm  voUstindig 
gegeben  (/.  /,  §«  & )>  na<}h  Anderer  Meinung  (R^  As€her  vgl.  Semm 
Anmerk.l6.)mu8aüberhau|^,  sobald  eine  Abschrift  der  producirten 
Urkuude  verlangt  wird  (tlao  nicht  nur  bei  der  Einrede  der  Verfäl- 
schung) solche  ausgestellt  werden.  —  Edition  gemeinschaftlicher 
Urkunden  wird  Im  talmudischcu  Recht  al&  sich  von  selbst  ver- 
stehend (vgl.  Baba  BtUra  /.  /.)  nicht  besonder«  erwähnt  ^\ 

Zu  §.  190. 
Ketuboi  36^  wurd  angeRhrt^  ^wenn  iwei  Zengen  aus- 
sagen, Producent  habe  von  ihnen  eine  falsche  Urkunde  ver- 
langt^, so  kann  auf  eine  von  ihm  producirte  Urkunden  nicht  ein- 
gefordert (ProdMct  nicht  aur  Beaahlung  nngebaltf«  weirdenX  da  er 
vielleicht  diese  Urkunde  filscUich  geschrieben^'  (und  die  Unter- 
scturif  t  der  Zengen  nachgeahmt  hat).,  J?.  Ascher  «rl  loc.  und  (%osc&. 
Misehß,  c.  63.  (vgl.  auch  c.  äl.  §.  4.)  erklären  dieses,  wie  ea 
im  §.  augegeben  ist:  hat  Producent  auf  diesen  Producten  eine 
falsche  Urkunde  verlangt,  sn  ist  jede  vom  Prpducenten  gegen 


SHlKchkeit  zarückbeziehet;  daher  Hegt  schon  eine  Strafe  Sn  demBewusst- 
sew,   sich  des  Bannes  schuldig  gemacht  zn  haben. 

^>  Die  EditUMi  der  Urlcunden  wird  D,  %  la  10.  4.  4a  3.  C.3.  J. 
3.  42.  8.  7.  ausföhrüch  faichandelC  Nach  L.  32.  C.  4.  Sil.  wuf4  dev  Kdi- 
tionseid  nicht  nur  gelei«.tet  wenn  der  um  Edition  Angegangene  den  Be- 
sitz der  Urkunde  in  Abrede  stellt,  sondern  auch  wenn  er  i^us  der  Be- 
kanntwerdung der  Urkunde  Schaden  fürchtet,  und  schwört  er,  dass  nicht 
etwa,  weil  er  Geld  dafür  empfangen,  sondern  weil^  ihm  Nachtheil  ent- 
atehen  könne,  er  die  Urkunde  nicht  edire.  Das  talmndlsohe  Recht,  öat 
nach  dem  rnüadficihen  Processe  den  Hichter  in  uqmittelhare  Verbindung  mit 
den  Parteien  bringt  und  nicht  durch  Productions-  und  Beweisterminen  un4 
Anwälte  eine  Scheidewand  zwischen  Gericht  und  Parteien  ziehet,  hat 
eine  andere  Norm  als  die  Justinianische  (übrigens  nicht  glossirte,  vgl.  Glück 
S.  112. ff.)  Lex  und  lasst  d?e  Urkunde  dem*  Gericht  vorlegeo,  welches 
nur  den  Beweispunkt*  ausschreibi  und  aaeh  ihm  urtheilC  Der  Eigenthü- 
mer  kann  na^üsHch  von  dem  Gerichte  StiUschveigeo  Aber  das  Uebrig^ 
verlangen  und  auch  darauf  recbofa..  Das  talmudisch^  Recht  verlsogt  fer- 
ner nur  ein  Darthuu  dmr  Wahraoheioltchkeit  von  Seite  des  die  Editioo 
Fordemden  (wie  im  §.) ,  al^er  nicht  ei^ien  Calumnleneid  wie  dM  römische 
Recht  (L.  9.  $.  3.  D.  %  13.);  dj^fer  Eid  ist  überhaupt,  wie  im  1. Titel 
bemerkt  wurde,  nicht  den  C^ndsStzeo  des  talmudischen  Rechts  gemäss. 
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ihn  Torgebnichte  Urlnnde  nngiilti^;  Urkunden  gegen  Andere 
aber  von  diesem  Producenten  vorgebracht  haben  Gültigkeit,  dn 
Prodiicent  hier  noch  nicht  als  ein  allgemeiner  Falsarius  cr8c|ieifit 
(nnd  er  vielleicht  eine  alte  Schuldfordening  an  diesen  Produc- 
ten  hatte,  die  er  in  leine  Urkunde  bringen  wollte).  Verlangt 
er  aber  überhaupt,  dass  sie  eine  falsche  Urkunde  auf  irgend 
Jemanden,  wer  er  immer  sei,  ausstellen,  so  erscheint  er  ala 
allgemeiirer  Falsarius  und  ist  jede  von  ihm  producirte  Ur- 
kunde bis  auf  weitem  Nachweis  ungültig.  (Andere  Autoren 
wollen  auch  schon  beim  ersten  Fall  allgemein  keine  Urkunde 
von  diesem  Producenten  gelten  lassen,  vgl.  R,  Ascher  das. 
Vgl.  auch  das.  manche  andere  Blodificatiouen  hinsichtlich  der 
Summe.) 

Wie  bei  einem  derartigen  Producenten  der  Nachweis  der 
Authenticitat  sich  herausstelle,  besagt  der  §.,  da  er  die  Agoi* 
tion  der  Instrumentszeugen  will;  die  Anerkennung  durch  Andere 
nützt  hier  nicht  (und  noch  weniger  die  comparatio  Uterarum)^ 
da  wo  schon  die  Absicht  zu  verfalschen  sich  offenbar  zeigt 
vieler  Grund  zur  Besorgniss  der  Nachahmung  vorliegt,  ^o  dam 
selbst  die  Agnitionszeugen  nicht  im  Stande  sein  durften,  die 
nachgeahmte  Unterschrift  von  der  echten  zu  unterscheiden. 
11.  Me'ir  Ilalewi  {Tur  L  L  CTiosch.  §.  1.  Glosse)  will  selbst 
die  Agnition  der  Instrumentszeugen  nicht  gelten  lassen,  da  die 
Unterschrift  vielleicht  so  genau  nachgeahmt  wurde,  dass  sie 
selbst  getäuscht  werden.  Eine  solche  Urkunde  könnte  also 
nur  Gültigkeit  erlangen >  wenn  Zeugen  aussagen,  dass  Pro- 
ducent  dem  Productcn  in  ihrer  Gegenwart  die  hier  be- 
nannte Summe  geliehen,  oder  dass  diese  Urkunde  in  ihrer 
Gegenwart  unterschrieben  wurde  (vgl.  Tur  l.  /.  vgl.  bierza 
Glück  a.  a.  Ö.  S.  99.).  Maimonid.  Edut  c.  22,  §.  5.  Chosch.  Mischp. 
l.  l.  §.  1.  und  andere  Autoren  halten  jedoch  die  Agnition  der 
Jnstrumentszeugen  für  genügend.  —  Die  Urkunde  dieses  §.  ist 
bis  auf  geschehenen  Nachweis  ganz  kraftlos  (also  nicht  wie 
§.185.  von  zweifelhafter  Gültigkeit) ;  und  wird  Producent,  wenn 
er  eine  Besitznahme  ergriffen,  zur  Zurückerstattung  angehalten 
(vgl.  Sema  Anmerk.  4.).  Die  Urkunde  muss,  damit  nicht  Pro- 
ducent bei  dem  etwaigen  Sterbefalle  des  Producten  mit  ihr  bei 
einem  andern  Gerichte  auftrete,  ausgeliefert  werden  und  wird 
sie  bei  einem  Dritten  deponirt  (Ibid,  §.  2.  Glosse). 
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Za  §.  191. 
Das  taliDiidische  Redit  kennt  keine  Verjährung  der  Ur- 
kunden; ddch  bemerkt.!?.  Bacher  respons.  81.  §.  9  .,  dass  bei 
alten  Schiildurkunden  der  Richter  genau  nachiuforfichen  habe^ 
da  hier  die  ao  lange  anfgeachobene  Prodiictlon  Verdacht  erweckt. 
R.  Jacob  Kolon  respons.  190.  fngt  hinzu ,  d«8S  selbRt  bei  einer 
Urkunde,  In  welcher  die  Clanael  hinzugefügt  ist,  dass  Product 
«ich  aller  Einrede  begebe  (vgl.  weiter ),  es  in  obigem  Falle  der 
genauen  richterlichen  Nachforschung  bedarf.  —  B.  bischer  re- 
spons, 68.  erwähnt  ferner  folgenden  Fall :  es  producirte  Jemand 
nach  dem  Tode  des  Producten  eine  Urkunde,  Producent  war 
aber  schon  beim  Leben,  des  Producten  verarmt;  die  Erben  er- 
hoben nun  aus  dem  bisherigen  Stillschweigen  den  Beweis,  dasa 
die  Urkunde  unecht  sei.  R.  Ascher  erwiderte  hierauf,  dieser 
Beweis  ist  nicht  genügend,  da  Producent  die  Urkunde  verlegt 
haben  mochte  und  sie  erst  jetzt  fand;  doch  empfiehlt  er  dem 
Richter,  genau  die  Sache  zu  untersuchen.  Vgl.  Chosch,  Mischp. 
r.  61.  §.  9.  und  Glosse. 

Zu  $.  192. 

Schon  die  Alischna  Baba  Me%ia  104°'  erwähnt,  dass, 
wenn  bei  der  Pachtung  nicht  die  gewöhnliche  Verpflichtung 
(vgl.  oben  S.  376)  in  den  Contract  gesetzt  wurde,  sie  doch 
eingehalten  werden  müsse;  uud  wird  das.  noch  Mehreres  an- 
geführt, wo  der  Gebrauch  die  Norm  angibt.  Nach  Bei  Joseph 
c.  42.  §.  21.  dürfte  Gewohnheit  und  Ortsgebrauch  sogar  noch 
mehr  als  manche  gesetzlich  getrofi'ene  Einrichtung  verbindlich 
sein ;  indem  bei  letzterer  unter  Umstanden  ein  Nichtwissen  (tg- 
norantio  juris)  stattfindet,  bei  ersteren  aber  nicht  (vgl.  hinge- 
gen Schach  Anmerk.  36).  —  Es  wurde  auch  schon  oben 
(S.  365)  erwähnt,  dass  die  Verobligirung  der  Güter  eben- 
falls eine  stillschweigende  Verpflichtung  ist,  auch  wenn  sie 
nicht  in  der  Urkunde  bcmeldet  wurde,  ferner  .  halten  meh- 
rere nachtalmudische  Autoren  dafür,  dass,  wenn  auch  nicht 
in  der  Urkunde  die  Verobligirung  der  sj^ter  etwa  zu  erwer- 
benden Güter  (vgl.  S.  362)  gesetzt  ist,  nichtsdestoweniger  eine 
derartige  Verpflichtung  eintrete  (Choscb,  Misehp*  c  112.  §,  1. 
Glosse).  Von  beiden  Verobligirungen  pflegt,  wenn  sie  . fehlen, 
der   Ausdruck    gebraucht    zu    werden:    „es   sei   ein   Versehen 
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des  Schreiben.^    Doch  gehört  dieMs  nicht  sain  Oewohnhells- 
rechte  »ondeni  ist  es  eine  gesetzliche  Bestimmung. 

Noch  roiiss  tu  unserm  §.  erwähnt  werden,  doss  die  ge- 
wohnlichen Formulare,  die  die  Sehrelhcr  (tabelUones)  tn  msn- 
chen  Orten  Pär  Urkunden  haben,  ebenfalls  verbindlich  siiidl 
und  muss  sich  Product  den  in  ihnen  enthallenen  Verpflich^ 
tungen  unterwerfen.  Vgl.  Cho8ch.  Mischp.  e.  61.  $^.  5.  nach 
J.  ben  Schesehet  respans.  105.  345.  Letzterer  fuhrt  an,  dm» 
an  Orten,  wo  die  Acquisition  auf  andere  Weise  als  dnrch 
Ansichsiehen  oder  die  symbolische  Tradition  ff.  geschiehel 
(Tgl.  oben  S.  362),  diese  Art  Erwerbung  eine  gi^ltige  sei: 
und  hebt  in  solchen  Dingen  der  Gebrauch  (Minhag)  die  Rechts- 
norm (Halacha)  auf.  Vgl.  auch  Chosch.  Mischp.  c.  201.  $. 
1.  2.,  femer  jerus.  Talmud  B<iba  Mezia  19. 


Wir  fögen  noch  zum  Schlüsse  einige  Worte  über  das 
Wesen  der  Uricundc  an.  Im  talmudisclien  Rechte  muss,  wie 
zu  §.  184.  bemerkt  wurde,  Torzuglich  der  Gesichtspunct»  die 
Urkunde  sei  ein  Zeugniss,  festgehalten  werden,  da  hier  die 
Urkunde  gewöhnlich  Ton  den  Zeugen  ausgestellt  wird :  auch  nur 
die  Ton  Zeugen  unterschriebene  Urkunde  rolle  Rechtskrafl 
hat  (§.  138.).  Aber  dieses  Zeugniss  ist  schriftlich:  nud  ao 
entstehet  denn  die  Frage,  wie  überhaupt  Urkunden  Gel- 
tung haben,  da  doch  jedes  Zeugniss  mündlich  abgele|^ 
werden  muss?  Maimonides  (vergl.  oben  zu  <J.  5.)  wollte 
daher  in  der  That  in  dem  Gebrauche  der  Urkunden  nor~ 
eine  Concession  zur  Erleichterung  des  Verkehres  erblik- 
ken.  Allein  es  wird  ihm  Ton  vielen  Autoren  nachgewie- 
sen, dass  auch  im  Rituellen,  wie  bei  Ehescheidungen  AT., 
wo  solcher  Rücksicht  nichts  eingeräumt  werden  kann,  eben- 
falls schriftliche  Urkunden  Gültigkeit  haben.  Diese  Frage 
dürfte  übrigens  auch  auf  dem  Boden  des  gemeinen  ReiAts 
auftauchen.  Hier  zwar  nicht  in  solchem  Umfange,  wie. in 
talmudischen  Recht;  im  gemeinen  Rechte  nnterzeiehiicl 
auch  da,  wo  Zeugenunterschrift  erfordert  wird,  wie  bei  Kanf- 
urkunden  fi".,  Product  die  Urkunde,  ist  sie  also  nicht  wfierfa 
jenem  ein  absolutes  Zeugniss;  aber  doch  erhält  sie  erst  dnrdi 
dite   Mitanterschrift   der    Zeugen    ihre   Gültigkeit  und  ist   also 
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aach  hier  das  Zeugniat  t  chrifilich.  Wir  haben  au  §•  5. 
den  Uaterschied  aaf|^8ucfat,  daaa  bei  der  Urkunde  der  Oe- 
geoatand  schon  vor  dem  Beginn  jeder  Einrede  eonstatirt  iat. 
Zeugnigs  ist  nämlich  daa  Wiedergeben  einer  Wahrnehmung 
(vgl.  an  $.  3):  und  will  es  entweder  eine  Einrede  oder  ei- 
nen Zweifel  etitkriften  (das  Zeugniss  Beweis),  oder  es  will 
vorbeugen,  dsss  keine  Einrede  oder  Zweifel  erhoben  werde 
(hier  eigentlich  das  Zeugniss  Bestätigung):  letateres  ist 
der  Zweck  der  Zeugenunterschrift  auf  Urkunden.  Ein- 
wendung und  Zweifei  werden  nur  mündiich  entkräftet,  vor 
dem  Forum  dea  Richters  rouss  Behauptung  und  Gegensata 
ausgekämpft  werden;  selbst  wenn  es  nur  eine  Thatsache,  eine 
Auskunft  (Thatfrage,  wir  benannten  dieses  §.  3.  „Umstand^^)  gilt, 
aobald  dem  Richter  über  etwas  Gewissheit  werden  soll,  muss 
sie  ihm  mündiich  werden:  eine  schriftliche  Aussage  vermag 
nicht  solche  Klarheit  zu  geben;  und  rouss  daher  der  Be- 
weisaeuge  mündlich  vor  Gericht  auacagen.  Hingegen  er- 
wacht bei  der  „Bestätigung  ^  um  jeder  Einrede  voraubeugen^^ 
(Instruments-Zeugniss)  in  der  Seele  des  Richters  kein  Zwei- 
fel; ist  doch  das  Wesen  dieser  Bestätigung,  dass  von  vom 
herein  Gewissheit  seit  — •  Aber  es  ergibt  sich  auch  hieraus, 
dass  sicher  gestellt  sein  muss,  dass  wirklich  Zeugen  bestäti- 
gen und  zwar,  was  die  Urkimde  besagt,  bestätigen;  daher 
die  Recognitlon;  daher  auch  im  taimudischen  Rechte  die  Nor- 
men über  den  Zwischenraum  zwischen  Urkunde  und  Zeugen- 
unterschrift (§.  160  ff.)»  ^^^^  ferner  hier  auch  die  Rück- 
sicht, die  das  talmudische  Recht  bei  Civilsachen  hinsichtlich 
des  Zeugenverhörea  nimmt  (§.  22.  vgl.  das.),  zurück  und  sind 
hier,  so  lange  nicht  die  Urkunde  recognoscirt ,  viele  Einre- 
den, ohne  daaa  es  dea  DifTessionseidee  bedarf,  gestattet  (au 
§.  186.),  weil  vor  Allem  sich  ergeben  muss,  daaa  hier  ein 
Zeugniss  vorliege. 

Die  Urkunde  wird  ferner  (zu  §.  184)^  wenn  sie  vom  Producten 
(ohne  Zeugen)  unterschrieben  ist,  als  E Inges tändniss  be- 
trachtet. Ist  auch  im  taimudischen  Rechte  diese  Urkunde  nicht 
sehr  gewichtig,  da  hier  gewöhnlich  Syngraphen  ausgestellt 
werden  (vgl.  zu  §.  186.),  so  ist  um  so  mehr  die  im  tai- 
mudischen Rechte  besprochene  Beglaubigungsurkunde  zu 
erwähnen.      Dieses  ist  eine  Urkunde,    in  weicher  Produet  sagt^ 
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dass  Producent  su  jeder  Zeit  beglaubigt  «ein  soll,  daaa  er 
ihm  noch  nicht  gezahlt,  und  findet  gegen  sie  keine  Ein- 
rede, dua.sie  eine  Vertrauungaurkunde  ff.  sei,  statt.  Nach 
Haittnr  lann  selbst  gegen  die  nicht  recognoscirte  Beglau- 
bigungsurkunde eine  derartige  Einrede  nicht  eingewendet  wer- 
den; Hattrumot,  dem  auch  Tur  c.  46.  82.  beistimmt,  mn- 
chen  jedoch  die  Recognition  zur  Bedingung.  Die  Beglaubi- 
gung (rrocfec)  findet  auch  bei  einer  mündlichen  Schuld  statt: 
und  hat  Product  zugestanden,  dass  das  Wort  des  Producen- 
ten  so  viel  gelten  soll  wie  eine  Zeugenaussage,  so  ist  die- 
ser beglaubigt,  wenn  auch  zwei  Zeugen  bezeugen,  dass  Pro- 
duct vor  ihnen  bezahlt  habe  *)-  Die  Beglaubigungsnrkuade 
bleibt  übrigens  nur  in  ihrer  Kraft  gegen  den  Schuldner  selbst ; 
producirt  sie  Producent  gegen  dessen  Erben  oder  gegen  die 
Käufer  der  Immobilien  des  Schuldners  (zum  Behufe  der  Evin- 
cirung),  so  muss  er  wie  gewöhnlich  den  mischnischen  Eid, 
dass  er  noch  nichts  empfangen  habe,  schwören  (vgl.  zu  §.  80.). 
Jedoch  ist  er  bei  den  Erben  dieses  Eides  entlassen,  wenn 
in  der  Urkunde  ausdrucklich  stehet,  dass  Product  sowohl  In 
Bezug  zu  sich  als  zu  seinen  Erben  den  Producenten  der  Ei- 
desleistung enthebt.  —  Die  Beglaubigungsurkunde  verliert  Ibre 
Kiaft,  wenn  sich,  sei  es  auch  von  einer  andern  Seite,  aus- 
gewiesen, dass  Producent  ein  unehrlicher  Mann  ist;  denn 
Product  wendet  mit  Recht  ein,  dass  er  ihm  nur  in  der  Vor-^ 
aussetzung  Glauben  geschenkt,  dass  er  es  mit  einem  Redli- 
chen zu  thun  habe.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  auwetlen 
auch  der  Gläubiger  eine  Beglaubigung  an  den  Schuldner  gfbi, 
die  schriftliche  oder  mündliche  Zusicherung  nämlich,  data  er 
mit  der  Einrede,  er  habe  schon  gezahlt,  gehört  werden  aoU. 
—  Ausführlich  wird  die  Beglaubigung  besprochen  Sehebuai 
42"*  j^lfasi  ad  loc.  und  zu  Ketubot  87.  Maimonid.  Mahn 
c.  15.  <$.  4  ff.    Hattrumot  26.  27.  Pforte.   Chmch.  Mischp.  c.  71. 


*)  Doch  bemerkt  Schach  c.  7 J .  Anmerk.  3. ,  dass  in  diesem  Palte  die 
Beglaubigung  nur  dann  dem  Producenten  zu  statten  kommt,  wem  ar 
▼orgibt,  jenes  sei  Bezahlung  auf  eine  andere  Schuld  gewesen. 
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Zum    vierten  Titel. 

Eine  begiimmle  talmudigche  Quelle,  wo  über  diese  Be- 
weiMirt  besonders  abgehandeU  wurde,  findet  sich  zwar  nicht, 
aber  sie  erscheint  als  Aiiom  an  unzähligen  Stellen  des  Tal- 
muds, und  wird  allenthalben  bei  der  Exception  auf  sie  Ge- 
wicht gelegt.  Als  abgegrenite,  in  Regeln  gebrachte  Dlsei- 
plln  erscheint  sie  zuerst  in  S€fer  Hakkeriiut  des  R,  Simson 
aus  Ciiinoa  (13.  Jahrb.);  sfiater  bei  R.  Joseph  ben  Leb  {16. 
Jahrb.)  respons.  Tom,  L  zu  Ende  und  an  anderen  Stellen; 
ferner  im  Jahin  Sckemua  des  R.'  Salom.  Algan  (16.  Jahrb.), 
Schach  Anhang  zu  Chosch.  Mischp.  e*  82.,  Keneset  Ilagge- 
dola  an  diesem  Orte  und  kurz  ausgezogen  bei  Urim  Wetu- 
mim^  mit  Anmerkungen  des  letztem  Verfassers.  Andere 
spätere  Werke,  als:  Bei  Lewi^  Schebui  Jacob^  Schoresch  Joseph 
u.  a.  sind  theilweise  oder  ganz  diesem  Gegenstande  gewidmet. 

Da  die  Miggo  zu  den  Prisumtionen  gehörl,  so  lie- 
merken  wir  hier  vorerst  Manches  über  letztere  im  Allgen^el- 
nen  und  wie  sie  im  talmudischen  Rechte  hervortreten. 

Präsumtion  —  Vermulhung  —  ist  das  auf  Gründen 
der  Wahrscheinlichkeit  beruhende  Dafürhalten  eines  Gesciie- 
henen  oder  Nichtgeschehenen.  Da  die  Grade  der  Wahrschein- 
lichkeit selir  verschieden  sind,  so  sind  diesem  gemäss  auch 
die  Vermuthungen  bald  von  grösserm,  bald  von  miiiderm  Ge- 
wicht: manche  nähern  sich  der  Gewissheit,  manche  gelien 
nur  etwas  über  den  Zweifel  hinaus.  Bei  dem  Inquisitions- 
princip,  das  sich  veranlasst  siebet,  durch  feste  Gesetze  dem 
subjectiven  Urtheiie  des  Richters  vorzubeugen,  miisslen  auch 
über  die  Vermuthungen  feste  Normen  aufgestellt  werden.  Al- 
lein sowie  die  Wahrscheinlichkeit  sich  nicht  nacli  statischen 
Graden  fixiren  lässt  und  sie  sich  nach  jedem  vorliegenden 
Falle  verändert,  so  sind  auch  die  Vermuthungen  sehr  schwer 
unter  bestimmte  Categorien  zu  bringen:  daher  haben  die  Ge- 
setzgebungen selbst  die  Vermuthungen  bei  gegebenen  Fällen 
herausgehoben  und  sie  ah  Rechts  vermuthungen,  die 
gesetzlich  einen  Beweis  bilden,  sanctionirt.  Es  bleibt  also 
der  Tliätigkeit  des  Richters  hierbei  gar  nichts  eingeräumt; 
gründet  sich  auch  das  Gkaetz  nur  auf  Vermuthungen  für  ihn 
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igt  es  ebenso  Gesetz ,  als  wenn  dessen  Basis  Gewissheit  wäre  (t^. 
Weber  a.  a.  O.  S.  116  ff.    Mählenbruch  Lehrbuch  des  Pandecteu- 
rechts  §.146.  Anm.  13.   Borst  über  die  Bcweisiast  im  Civii^irocess 
§.  38.).  Doch  nnte.  scheiden  sich  diese  RechtsvermathungeR  in  ge- 
meine  {praesumtionea  jurü)  und  in  unumstössliche  Gewissheit 
habende   Rechtsvermath^ingen  (praesumt.  juris  et  de  jure)  i  er- 
stere  feiten  zwar  fär    einen    Tollstandiffen    Beweis^    schiiesteo 
jedoch  nicht  den    Beweis    des    Gegcntheils    tus;    die   anderen 
lassen  auch  den  Beweis  des   Gegentbeiis    nicht  zu.     So  wird 
z.  B.   der  zehn  Monate  nach  dem  Absterben  des  Gatten  die- 
ser   Frau   Gebome    nicht  zu    der    Erbschaft    des   Verschiede- 
nen zugelassen  (L.  3.   §.   11.  A  38.   16.    vergi.  auch  L.   6. 
D*    1.    6.):    hier   ist    eine    unumstösdliche    RechtsTermnlhmi^. 
Hingegen    ist   die    Vermnthung,    dass^    wenn    Gläubiger    die 
Schnldurkunde   zurückgegeben,    er    aaf    die    Forderung    Ver- 
zicht geleistet    (L.  2.   §.   1.  I}.  2.   14.),    dass   von    der  Til- 
gung der  Handschrift  auf  die  Aufhebung  der  Schuld  zu  «chlies- 
sen   sei    (L.  24.   IJ.  22.  3.),    dass,    wenn    der   Mann    durch 
Unwohlsein  längere  Zeit  am  Beischlaf  behindert  gewesen,  iam 
Kind,    dessen  Scliwaugerschaft  in  diesen  ZcitpnncI  fallt,    ala 
illegitim    zu    betrachten    sei    ( L,  6.    Iß.   1.  6.)    u.  a.    in.  nur 
eine  gemeine  Rechtsvermuthung,    die  nur  so  lange  nicht  das 
Gegentheil  nicht    erwiesen    ist,    als    Beweis   gilt.      Bei    dieaer 
letztem  Art  ist  zuweilen   die    Vermuthung    nur    schwach    nnd 
hat  das  Gesetz  sie  angenommen,  weil  es  sonst  an  jeder  Ana- 
knnft    fehlen    würde;    zuweilen    gehet    sie    selbst    über    einen 
Zweifel  nicht  hinaus  (hier  passt  demnach  auch  gar  nicht  der 
Ausdruck  „Vermuthung^^)    und    stützt    das    Gesetz    aich  mdiir 
auf  einen  Billigkeitsgrund,  ist  es  zum  Besten  schutzloaer  Per- 
sonen statuirt.     So  z.  B.   wird,  wenn   Vater  und  Sohn   (oder 
Mutter   nnd    Sohn)    In   einem    SchlflTbruch    umgekommen    nnd 
zweifelhaft  ist,    wer  zuerst   gestorben,    der    Sohn,    wenn' er 
mündig  ist,  als  überlebend,  ist  er  unmündig,  der  Vater  (die 
Mutter)  als  überlebend   angenommen  {L.  9.  §.  4.  L.  22.  23. 
J}.  34.  5.);  bei  dem  Beischlafe  des  Gatten  und   einea  andeiv 
Mannes  wird  das  Kind    als    legitim    angesehen    (vergl.    t0^e6er 
S.   113.  146).    —    Ausser   den    Reclitsvermnthungen    gibt    ea 
gemeine   Vcrmuthungen   (praes.    famiinis)^   die  nwaor  anC 
Wahrscheinlichkeit  beruhen,   aber  nicht  vom  Gesetse 
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nirt   und,    und   nur  als  .  Beweisgrund  mit  angewandl  werden 
liönuen  *), 

Das  talmudische  Rechl,  das  allenthalben  vom  Accust- 
tlonsprincip  durdidrungen  ist,  verfolgt  liier  manche  andere 
Norm,  stellt  niebt  sowolil  Gesetie  als  Vernunftgriinde  für  die 
Vermuthungen  anf ,  nach  denen  der  Richter  in  vorkommenden 
Fällen  au  urtheiien  hat.  Daher  hat  es  auch  nicht  Prisum- 
tionen,  wie  die  auletst  gedachten,  fnr  die  entweder  gar  keine 
oder  nur  ein  sehr  geringer  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  spricht, 
sondern  gilt  ihm  nur  das  als  Prisurotion,  was  in  sich  als 
Vermuthung  begründet  ist.  Wir  führen  hier  mehrere  Arten 
dieser  Vermuthuogen  au,  die  auch  im  Criminalrecht  und  Im 
Rituellen  zuweilen  Geltung  haben;  und  wird  sich  auch  hier- 
aus Aufschluss  über  die  Verbindlichkeit  sur  Beweisführung, 
welcher  Partei  nämlich  die  Bewefailast  obliege,  ecgebed. 

Als  gegründete  Vermuthung  wird  angenommen,  was  bei 
bekannten  Verhältnissen  sich  in  dieser  Gestalt  und  Besiehung 
darstellt.  So  wenn  s.  B.  zwei  unbekannte  Personen  als  Bru- 
der und  Schwester  lusaminenleben ,  sie  in  ihren  gegenseiti- 
gen Beziehungen,  In  Umgang,  Liebe,  'Theiliiahme,  Vorsorge 
u.  s.  w.  sich  als  Geschwister  zeigen ,  so  werden  sie  als  solche 
auch  in  jeder  Hinsicht  angenommen  (Maimonid.  hsure  Biu 
c.  1.  %.  20.).  AüUuschin  80"*  ivird  folgendes  Factum  aus 
der  Zeit,  als  noch  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  geübt  wurde, 
erzahlt.  Eine  Frau  kam  nach  Jerusalem  mit  einem  Kinde 
auf  Ihrem  Arm,  das  sie  als  ihren  Sohn  ausgab  und  gross- 
zog.     Dieser  beschlief,    als  er  erwachsen  wsr,  (diese)   seine 


*}  Schneider  bat  a.  a.  O.  $.,  15  —  50  feate  Normen  über  die  rechtli- 
eben  Vermnthangen  aufzastellen  versucbt,  wobei  er  aber  bäufig  in  Con- 
flict  mit  den  Recbtavermutkongeii  des  gem.  R.  gerieib.  Br  wurde  daber 
aus  diesem  GesichUpuncte  heftig  aagagriffeo  (welches  aber  für  ihn,  der 
eine  absolute  Theorie  geben- wollte,  keinen  eigentiichen  Angriff  bildet), 
theils  wurde  ihm  Manches  als  unbegründet  nachgewiesen.  Vgl.  Web^r  4. 
5.  Abschnitt.  Doch  wenn  es  audi  der  Schneider'schen  Theorie  von  man- 
cher Seite  an  logischer  Schärfe  fehlt  und  er  auch  IVtanches  hätte  bündi- 
ger motiviren  können y  so  durfte  doch  im  Gänsen,  wenn  aian  ober  di'e 
Empirie  und  das  so  häufig  hier  in  Dunkelheit  lassende  positive  Gesetz 
hinausgehen  und  zu  einer  rationellen  Auffassung  der  Vermuthungen-  ge- 
langen will,  diese  Theorie  eher  verbessert  und  vervollkommnet,  als  durch 
mitunter  gesuchte  Einwurfe  verworCen  werden. 
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Usucapion.  Uiesem  analog  heissl  öbcrliaiipt  der  Beaits  Cha- 
aaka.  Diese  Benenoung  dient  auch  ferner  fAr  die  Annahme 
der  Fortdauer  eines  beitannten  friihern  Ziiatandes,  über  des- 
■en  noch  Vorhandensein  ein  Zweifel  obwaltet,  oder  der  zwar 
schon  aufgebort,  es  herrscht  aber  Ungewissheit  über  den 
Moment  des  Aufliörens.  Sowohl  Im  ersten  als  im  zweiten 
Fialle  gilt  der  Begriff  Festhaltung;  dort  wird  das  noch 
Vorhandensein,  hier  die  lingstmögliche  Dauer,  also  allent- 
halben die  Festhaltung  eines  gegebenen  Zustandes  angenom- 
men. Endlich  bedeutet  Chasaka  ein  Dafürhalten,  eine  auf 
Vermuthung  gestütite  Annahme  oder  Voraussetzung  (prae- 
sumthy.  welche,  wie  sich  weiter  zeigen  wird,  ebenfalls  auf 
den  Begriff  „Festhaltend^   zurückzuführen  ist. 

Gehen  wir  auf  die  Praaumtiou  der  Festhaltung  ein,  so 
ist  der  hier  zu  Grunde  liegende  Gedanke:  eine  Gewissheit 
kann  nur  durch  eine  ihr  gegenüberstehende  sie  Tcmelnende 
Gewissheit  aufgehoben  werden;  oder:  die  Eigenschaft,  die 
Jemand  naturgemass  besitzt,  kann  zu  keiner  Zeit  ihm  eines 
Zweifeis  wegen  abgesprochen  werden.  Diese  Chasaka  liegt 
mehreren  Sitzen  zu  Grunde.  So  überreicht  Derjenige,  der 
▼on  einem  Ehemann  den  Auftrag  erhält,  seiner  in  weiter 
Feme  lebenden  Frau  den  Scheidebrief  zu  überbringen,  ihr 
denselben  in  der  Voraussetzung,  dass  Mandant  (obschon  län- 
gere Zeit  auf  der  Reise  Tcrflossen)  noch  lebt  {Gittm  28**). 
~  Eine  Jungfran  hat  Paraphernen  Ton  200  Sus,  ein  vor  der 
Verlobung  gefaili.es  oder  genothzüchtigtes  Mädchen,  das  hi 
der  Voraussetzung,  dass  sie  Jungfrau  sei,  gehcirathet  wurde, 
hat  keine  Faraplif^nen ;  wurde  jedoch  die  Braut  zwischen  der 
Verlobung  und  der  Verehelichung  genothzüchtigt,  so  hat  sie 
die  gewöhnlichen  Paraphernen.  Waltet  ein  Zweifel,  ob  die 
Nothzüchtlgung  vor  oder  nach  eingegangener  Verlobung  statt- 
gefunden, 80  wird  letzteres  angenommen;  weil  das  Mädchen 
primitiv  in  dem'  Zustand  der  Keuschheit  war,  hierfür  also 
Gewissheit  vorliegt:  und  wird  sie  bis  zu  dem  Moment,  wo 
eine  entgegengesetzte  Gewissheit  eintritt,  als  in  dem  frühem 
Zustande  verharrend  betrachtet  (vgl.  Ketudot  12.  75.  vgl. 
audi  Boehnier  escercUt,  ad  Pandect  T,  IV.  escercUt.  56. 
c.  1.  §.  3.).  Aus  dem  zuletzt  gedachten  Falle  ist  übrigens 
auch  zu  erkennen,    dass  die  Präsumtion  der  Fortdauer  eines 
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fröhera  Zuttiiicles  auch  dann  angenommen  wird^  wenn  die 
fegenwärtife  Sachlage  aeigl,  daaa  der  frühere  Zuatand  aof- 
gehört;  die  jetzige  Gewiaaheit  iat  nicht  rückwirkend  und  ale- 
het  bia  au  dem  Zeitpunct,  wo  aie  erlangt  wurde,  nur  ein 
Zweifel  der  einstigen  Gewiaaheit  gegenüber.  Dieaem  gemiaa 
wird,  wenn  bei  einem  nun  Veratorbenen  die  Zeit  dea  Hin- 
acheidena  zweifelhaft  iat,  der  apatere  Zeitpunct  angenommen; 
well  die  Gewiaaheit  dea  Lebena  einst  Yorhanden  war  (vergl. 
Toeefot  Ketubot  !&"  und  Nidda  2''*  Türe  Sahab  zu  Jore 
Dea  e.  397.  Anmerk.  2.  und  Schach  Nekudot  Hakkeeef  daa.). 
Ebenso  wird,  wenn  an  einer  erkauften  Sache  ein  Fehler  ge- 
funden wird  (Tgl.  oben  S,  366)  und  ein  Zweifel  torliegt,  ob 
dieser  Fehler  Tor  oder  nach  dem  Verkaufe  entstanden,  lets- 
terea  angenommen;  weil  die  durch  den  primitiTen  unverlets- 
len  Zustand  entstandene  Gewiaaheit  nicht  durch  einen  Zwei- 
fel aufgehoben  werden  kann  (vgl.  Keiubot  76.  vgl.  auch 
L.  4.  D.  22.  3.  und  werden  wir  weiter  noch  hierauf  zu- 
rückkommen). —  So  wird  auch  nach  der  Praaumtion,  dnaa 
Jedermann  für  religiös  gut  zu  halten  aei  (im  gemeinen  Rechte 
die  Vermuthung:  qtiüibet  praesumiiur  öatius)^  aelbst  bei  ei- 
nem Rellgionawechsel  daa  Individuum  bia  zu  der  Zeit,  wo 
der  Wechael  Torgegangen,  als  reUgiös  angenommen,  ala  ver- 
bleibend  nimiich  in  aeinem  frühem  Zuatande  (vgl.  Bei  Jo- 
eeph  zu  Jore  Dea  c.   119.)  *), 

Die   Präsumtion  des  Besitzes  ilieast  natürlich  auch  nua 
dem  obigen  Grundsatz  dea  „Feathaltens^^;  und  wird  ala  Aiiom 


*)  Nor  dürfte  hier  zu  berücksichtigen  sein,  dais  eine  derartige  Sln- 
Bcsandernng  nicht  pldtelicb,  sondern  nur  allm&lig  antritt  (vgl.  TVire  Sä- 
hüh  ZQ  Jore  Dea  r.  1.  Anmoric  6).  —  Das  aUgeoieine  Recht  stimint  übrigens 
aBcb  der  Grundlage  unseres  Textes  beL  Zu  der  gedachten  Präsumtion 
f«iii6ei  ptaesumitur  etc.  etc.  wird  hinzugefügt:  cfonec  probelur  contra^ 
rimn.  Dieses  cfonec  ist  auch  als  Zeitverhältnlss  zu  nehmen:  bis  zu  dein 
Zeitpunct,  wo  sich  das  Gegentheil  herausstellt.  Wenn  z.  B.  Jemand  sich 
!■  Monat  Juni  eines  Betruges  schuldig  gemacht,  so  wirkt  diese  heutige 
GettaltODg  nicht  zurück,  dass  auch  iu  der  frühern  Zeit  seine  Handliin-' 
gio,  als  sein  Zeugniss  u.  dgL  als  unredliche  betrachtet  würden  und  die 
Prisumtion  des  qutUbet  bonua  nicht  damals  für  ihn  ihre  Kraft  hatte.  Nur 
wird  nach  Erforschung  der  Umstände  darauf  ankommen ,  Ton  welclier  Zeit 
diese  Präsumtion  an  Gewitht  Terloren  hat,  so  z.  B.  wo  schon  Beklagter 
erweislich  mit  betrügerischen  Vorsätzen  umgegangen  u.  s.  w. 
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aufgestellt:  ^^Wer  Jemanden  aiu  einem  Bedts  Terdriagen 
(Etwas  ent2siebeu)  will,  dem  liegt  der  Beweis  ob  (m"^]»«! 
rr^K*-n  r^h:^  rama)  *).  Ist  dieses  xwar  In  sich  selbst  genug* 
sam  begründet,  da  es  doch  vernunftwidrig  wäre,  den  gegen* 
wirtigen  Besitser  auf  Grund  einer  Klage,  der  jeder  Beweis 
abgehet,  cur  Herausgabe  au  swingen  (vergl.  Webet  a.,a.  ,0. 
S.  132),  so  bat  dieser  SaU  in  seinen  weitem  Folgen  eiMa 
ungemeinen  Einfluss,  wo  auch  das  Recht  zu  besitxeo  keinea- 
wegs  gans  unangefochten  erscheint.  So  wurde  ol>en  bei  Ge- 
legenheit des  Eides  erwihnt^  dass  der  Besitz  —  dort  Eigen- 
Ihum  —  nicht  durch  einen  Eid  aufgehoben  werden  kann,  selbei 
wenn  Kliger  einen  halben  Beweis  hat  (vgl.  S.  306).  Femer  wird, 
wenn  Beklagter  der  Gewissheit  des  KHgers  nur  einen  Zwei- 
fel eatgegensusetsen  hat,  letxterm  dennoch  nicht  ein  Bid, 
um  den  Besitx  des  erstem  aufzuheben,  zugestanden  (vgl  an 
§.  80.).  Wenn  bei  dem  Kaufe  eüies  Gegenstandes  Käufer 
behauptet,  dass  Verkäufer  ihm  mehr  zugestanden  oder  noch 
etwas  ausbednngen  worden  sei  u.  dgl.  m.,  so  liegt,  weM 
Verkäufer  das  Kaufpretium  erhalten,  er  also  nun  der  BeaitaMT 
ist,  dem  Käufer  der  Beweis  ob,  im  entgegengesetzten  Falle 
dem  Verkäufer  (Maimomd.  Meehira  c.  70.  §.  5.   Chosch.  Miadip. 

c.  2Si2.  §.  4.).  —  Hervorzuheben  ist  noch,  dass,  selbst  wenn  nickl 
über  der  vom  Kliger  vorgebrachten  Thatsache,  sondem  nur^  ob  in 
der  Weise,  wie  sie  Kläger  vorbringt,  ein  Zweifel  waltet,  auch  da 
die  mit  Gewissheit  vorgebrachte  Klage,  aelbst  wenn  Beklagter  nur 
einen  Zweifel  entgegensetzt,  nicht  den  Besitz  aufzuheben  vermag. 
So  z.  B.  der  Ochs  des  A  stiess  die  schwangere  Kuh  des  B, 
und  man  findet  nun  die  verlorne  Frucht  an  deren  Seite.  Be» 
klagter  räumt  zwar  ein,  dass  sein  Ochs  gestossen  und  er  also 
zum  Schadenersatz  für  die  Kuh  (nach  Exod.  21,  36.)  ver* 
pflichtet  sei;  hmsichtlich  der  Frucht  bezweifelt  er  jedoch, 
ob  nicht  der  Abortus  sich  schon  früher  ereignet  Die  Misiten 
Baöa    Koma  46'''    will,    dass    Kläger    und    Beklagter   theUen, 

d.  I.  jeder  die  Hälfte  des  Schsdens  trage;  und  iat  dieses  die 


*)  Es  dürfte  vielleicbt  die  vorbergedachte  PriUointioii  des  Festbai» 
tens  unprüngtich  gerade  aas  der  PrSsooitioa  des  Besitses,  d.  i.  ,,dasi, 
UB  MS  dem  Besitx  za  verdrängen,  es  natdrlich  eines  Beweises  bedarf^ 
hennileiten  sein:  auch  die  Eigenschaft  ist  ein  Besitz  nnd  weicht  sie  nisbi 
einer  Ungewissheit. 


444 

Meinung  des  mbcliuisdien  Autors  Symmachus,  der  bei  je- 
dem an  sich  be^prundeieii  Zweifel  die  gedachte  TlieUung  will 
(Tgi.  Baba  Meaia  2^  ).  Andere  roischnichö  Autoren  hingegen  Kul- 
ten dafür,  dasa,  selbst  wenn  Kläger  mit  Gewissheit  behauptet,  der 
Aliortus  sei  eine  Folge  des  Stosses,  der  im  Besitse  sich  i>e- 
findende  Bel^lagte  nur  erst  auf  einen  vollständigen  Beweis  sum 
Schadenersati  angeliaUen  wird  (igl.  Baba  Kania  L  L  Baba 
Baira  dS").  Ein  iUinlicher  FaU  wird  Mischna  Baba  Mexia 
100"'  angeführt.  Jemand  verliaufte  sehie  abwesende  schwma- 
gere  Sdavin.  Da  Sciaven  durch  Geld  allein,  ohne  dass  es 
einer  andern  Apprehension  bedarf,  acquirirt  werden  (also 
wie  Inunobüien  Tgl.  oben  S.  365  und  Kidduschin  22^),  no 
gehört  die  Sdavin  dem  Käufer  von  der  Zeit  an,  wo  er  da« 
Geld  gegeben.  Die  Sclavin  ist  inzwischen  damiedei|pekoiii* 
men:  der  Veri^äufer  behauptet  vor  dem  Verkaufe,  (und  ge- 
höre das  Kind  ihm),  der  Käufer  nach  dem  Verkaufe;  oder 
es  zweifeln  beide,  ob  vor  oder  nach  dem  Verkaufe.  Die 
Mischna  will,  wie  gedachter  Symmachus,  dass  Käufer  und 
Verkäufer  mit  einander  theilen;  nach  anderen  Autoren  (dat.) 
muss  Käufer  einen  vollen  Beweis  führen;  der  Verkäufer,  der 
bisher  im  Besitze  war,  hat  so  lange  die  Präsumtion  des  Be- 
dtaes  für  sich,  bis  das  Gegen theil  erwiesen  ist  *). 

Noch  bemerkenswerther  tritt  das  Recht  des  Besltaes^ 
in  einer  andern  Hinsicht  hervor.  Bekannt  ist,  dass  Bedta 
(possessio)  und  Eigenthum  (proprietas)  zwei  verschiedene  Be- 
griffe sind,  die  nicht  mit  einander  verwechselt  werden  dftr- 
fen  (vgl.  li.  12.  §.  1.  L.  53.  IJ.  41.  2.),  da  Jemand  den 
Besitz  einer  Sache  haben  kann,  ohne  deren  Eigenthümer  zu 
sein  und  umgekehrt.  Auch  macht  nach  allgemeinem  Rechte 
der  factische  Zustand ,  dass  Jemand  ^  eine  Sache  in  seiner  Ge- 
wdt  hat  und  auf  sie  nach  Belieben  einwirken  kann  ( Deten- 
tioa),  noch  nicht  den  Besitz,    sondern  muss  der  Inhaber  die 


*)  Die  frfiher  erwähnte  Präsamtion  der  Fcsthaltung  eines  Zoftandea 
wurde  zwar  liier  filr  den  Käufer  sprechen,  nämlich  das  möglichst  lan^re 
Verbleiben  in  dem  Zustande  der  Schwangerschaft  und  das  spätere  Her- 
austreten aus  demselben  (vgl.  Totefoi  das.).  Allein  es  scheint,  da  die- 
ser Zustand  nicht  lange  anlialt  und  häufigem  Wechsel  unterworfen  iai, 
dass  man  hier  keine  hinlängliche  Unterlage  zu  einer  Präsumtion  fand. 
Vergl    ISidda  26. 
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AMcht  (animus)  habea,  sie  als  sein  Ei|^enÜitim  sii  hAm 
(jiirislischer  Besiti).  Im  rSnif sehen  Reehtc  sind,  abgesehen 
?on  jedem  Eigenthiim,  Folgen  des  Besities:  Intcrdicte  und 
Usiicapion  (ygl.  Savtgny^  das  Recht  des  Besiites  §.  1  AT. 
Fünfte  Auflage).  Bei  der  Usucapion  ist  der  blosse  BetÜi 
nnabhinglg  ron  allem  Recht,  Omnd  des  -EigeDthnms  selbst; 
nor  miiss  der  Besitz  auf  eine  besondere  Weise  (dnrch  einen 
iüidws)  begonnen  haben  (posäessio  civilis}'f  der  Besita  ist  fer* 
ner  der  Grund  f&r  die  possessorischen  Interdicte,  und  xwar 
ohne  Rücksicht,  ob  der  das  Tnterdict  Ansprechende  sich 
recht-  oder  unrechtmässig  in  Besitz  gesetzt  hat  (pü8ses9io 
schlechthin  oder  auch  possessio  naturalis):  in  der  gewaRan- 
men  Störung  des  Besitzes  liegt^  da  jede  Gewalithitiglieit  wi- 
derrechtlich ist,  eine  Rechtsrerletzung,  die  das  Interdict  auf* 
heben  will  (vgl.  Savigny  §.  2.  3.  7.).  Was  das  talmudische 
Recht  anbelangt,  so  wurde  über  Usucapion  schon  oben  an 
mehreren  Stellen  gesprochen;  und  weicht  es  auch  in  der 
Zeitdauer  (der  praescriptw  longi  temporis)  Tom  römiseiien 
Rechte  ab ,  so  stimmt  es  wie  natürlich  hinsichtlich  des  Redita 
des  Besitzes  mit  diesem  überein.  Hingegen  kennt  das  tal- 
mudische  Recht  kein  Interdict  zu  Gunsten  eines  unrechtmifr* 
sigcn  Besitzers  *).  Aber  es  macht  zuweilen  im  talmudischen 
Rechte  die  Besitzergreifung  das  Eigenthumsrecht ,  das  Redit 
zu  besitzen,  gleichsam  den  jusius  titulus.  Dieses  ist  der 
Fall,  wenn  die  Ansprüche  beider  Parteien  von  gleichem  Ge- 
wichte sind  und  das  Object  sich  weder  in  dem  Besitze  des 
Einen  noch  des  Andern  befindet  So  wird  Baba  Batra  34^ 
ein  Factum  referirt:  Es  stritten  zwei  um  ein  Schiff,  Jeder 
behauptete,  es  gehöre  ihm;  der  Richter  (R.  Nachman)  ent- 
schied, wer  zuerst  Besitz  ergreift,  dem  Tcrblelbt  das  Schiff 
(nach  dem  dortigen  Ausdrucke  „^n:i   n'^ix^    te",  „wer  starker 


*)  Von  dem  Interdict  uti  ponidetü  heisst  es  L.2.  D,  43.  17:  JmHa 
enhn  an  injusta  advenus  caetero»  poitenio  «it,  in  hoe  interäicto  nihil 
refert:  qualiseumque  enim  postenor,  hoe  ipso  quod  possidet  plus  jurit 
habet  quam  ille,  qui  non  ponidei.  Dem  talm.  Rechte  sind  zwar  Inter- 
diete  im  Sinne  des  rdm.  Rechts  nberhsapt  unbekannt  und  hat  es  nur  iü- 
gentliche  Actlonen^  doch  bleiben  wir  hier  bei  obiger  Benennnng  stehen, 
insoweit  hier  ein  gerichtliches  Einschreiten  för  den  mit  Unrecht  Besitsen- 
den  begriffen  ist. 
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ist  —  sich  iu  den  Beaiti  setzen  kann  —   der  siegt^).    Doch 
ist  dieser  Spruch  mir  als  ein  Interiinistlsclier  anzusehen  oder 
vielmehr  als    ein   Belassen    (das.):     der   Richter   enthilt   sich 
hier  jedes  Spruches,    da  es  nicht  unwahrscheinlich  ist,    dam 
sich  von  einer  andern  Seite  ein  Beweis  für  eine  der  Parteien 
herausstellen  wird* und  enthielte  Tielleicht  der  heutig  Spruch 
ein  Unrecht   gegen  den,   der   später  den  Beweis  bringt.     Bei 
Fällen,  wo  ersichtlich,  dass  von  keiner  Partei  ein  Beweis  wird 
gefiihrt  werden  können,    entscheidet  das  Ermessen  des  Ricli- 
ters.    So  wenn  i.  B.   A  und  B  jeder'  eine  Schenkungsurkunde 
auf  dasselbe  Grundstück  an  einem  und  demselben  Tage  aus- 
gestellt,   produciren.     Nach  talmudischem  Rechte  haben    die 
an  demselben  Tage  ausgestellten  Urkunden  gleiche  Kraft  und 
kann    auch    der   vielleicht    um    manche    Stunden    ältere    eine 
Priorität  nicht  zugestanden    werden    (vgl.  Kclubot  95.).      Das 
Ermessen  des  Richters  entscheidet,    welcher    von  beiden   Be- 
schenkten   dem    Donator    näher   gestanden   und    wem   er   die 
Schenkung  wirklich    zugedacht   liabe    (vergl.   Raachi  das.  und 
Ckosch.  Mischp.  c.  240.  §.  3.)  ^).    Ist  übrigens  bei  dem  zuerst 
erwähnten  Falle  der  Gegenstand  (dort  das  Schiff)    dem  Ge- 
richte übergeben  worden,  so  bleibt  er  bei  diesem  bis  zur  toI- 
ligeu  Beweisbeibringung  deponirt  und  wird   er  nicht  den  Par- 
teien zur   Besitzergreifung  ausgeliefert  ^^'). 

Eine  neue  Seite  des  talmudischen  Rechts  ist,  daaa  bei 
einander  gegenüberstehenden  gleichgewichtigen  Gründen  die 
Besitzergreifung  ein  Recht  gegen  den  frühem  rechtmässigen 
Besitzer  begründet.  So  wenn  zwei  Zeugen  aussagen,  A 
schulde  an  B  und  B  gelangte  zur  Bezahlung.     Hierauf  sagen 


*)  Vgl.  aach  Taefoi  Baha  Batra  626.  nber  richterliches  EnneMen,  Th^- 
long  und  Präsumtion  des  bisherigen  Besitzes.  Die  richterliche  Rnts<diei- 
dang  durch  das  Loos(vgl.  Schneider  S- 27.),  ein  Ausweg,  der  dem  Rechte 
wohl  am  entferntsten  stehet,    kennt  das  talm.  Recht  nicht. 

**)  Btt  diesem  soerst  gedachten  Falle  tritt  auch  eine  Art  laterdict 
gegen  einen  Dritten,  der  sich  der  Sache  bemächtigen  will,  ein,  so  dsfSp 
wenn  er  sie  an  sich  gerissen,  er  die  Sache  an  jede  der  Parteien  sahlsn 
muss;  denn  es  ist  Regel,  wenn  Jemand  einen  Gegenstand  Einem  notsr 
Mehrem  gestohlen  und  er  weiss  nicht,  wen  er  bestohlen,  so  mnss  er  UM 
an  jeden  von  diesen  zunickgeben.  Vergl.  Ba^a  Balra  55k  und  IM« 
Ifoflia  103. 
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iwei  Zengoi  das  OegenUieU:  \  schulde  nicht  an  B.  Da 
Zwei  gegen  Zwei  einen  Zweifel  machen  (rgl.  oben  au  §.  14. 
56.),  80  w&rde,  wenn  A  »ich  im  Beaitae  iiefände  (noch  nicht 
gcsahlt  hitte),  er  ferner  in  demselben  bleiben:  ein  Zweifel 
vermag  nicht  das  Recht  des  Beaitsea  und  hierdurch  das  Bf- 
genthiim  aufaubeben.  Aber  In  unserm  FaHe  befindet  sich 
B  im  Besils:  sein  Recht  an  besitaeii  (jus  possUtendi)  ist 
zwar  ineifelhaft,  wihrend  A  ein  solches  einst  unbestritten 
hatte;  es  entscheidet  aber  doch  der  ^egenwirtlge  Besitz  und 
kann  also  B  nicht  zur  Zurftckgabe  veranlasst  werden  (vergl. 
Ketubot  20^'  Toaefot  das«  vgl.  auch  R,  Jona  bei  R.  Ascher 
das.)  ^).  —  Beruhen  die  bisher  erwähnten  sich  gleichgewich- 
tig einander  gegen&ber  atehenden  Gr&nde  auf  Oewissheit,  so 
kommt  au  erörtern,  welches  Recht  der  Besitz  gab,  wenn 
Klage  und  Einrede  nur  Zweifel  zur  Basis  haben.  Das  tal* 
roudische  Recht,  das  sich  frei  entwickelte  und  nicht  absolute  (im* 
peratorische)  Constitutionen  und  Rescripte  kennt,  lisst  manche 
Rechtsfrsge  suspendirt,  beleuchtet  den  Zweifel  nach  jeder  Seite 
und  es  kann  oft  auf  der  Waage  des  Rechts  nicht  die  Lösung  ge- 
funden werden.  Hat  nun  Klager  bei  einem  derartigen  Rechtsfalle 
Besitz  ergriffen,  so  sind  die  Meinungen  nachtalmudischer  Autoren 
sehr  gethellt:  Viele  wollen,  dass  er  zur  Zurückgabe  angehalten 


*)  Vgl.  auch  zu  $.  161.  cu  Ende,  wo  ebenfalls  die  Beaitzergrel- 
fung  dem  Produpentea  das  Besitzrecht  verschalTc.  Wir  ftigen  hier  noch 
hinzu,  dass  der  dortige  §.  auf  den  Fall  zu  beziehen  ist,  dass  in  der  Ur- 
kunde sich  ein  Widerspruch  hinsichtlich  der  Höhe  der  Summe  findet.  So 
wenn  die  Urkunde  lautet t  „A  hat  ausgeliehen  hundert  Susfm,  die  zwan- 
zig Selalm  machen*^  allein  es  machen  100  Suslm  25  SelaTm:  und  ist  also 
eine  Angabe  ungenau  (vgl.  auch  A.  Sam.  ien  Mf^r  Baha  Batra  1666. 
MUehna).  Scheint  zwar  die  Behauptung  des  Klagers  hier  nicht  so  ge- 
wichtig, wie  bei  dem  im  Text  gedachten  Pall,  wo  er  zwei  Zeugen  fQr 
sich  hat,  so  liegt  doch  jedenfalls  ein  sehr  gegründeter  Zweifel  Tor.  Hin- 
gegen Ist  die  Besitzergreifung  ganz  widerrechtlich  (und  wird  also  Pro- 
ducent  zur  Zurückgabe  Teranlasst),  wenn  in  der  Urkunde  keine  nähere 
Bestimmung  der  Summe  Ist  (vgl,  8.  390) 5  hier  scheint  der  nicht  naher 
bestimmte  Plural  („SelaTm^  oder  „Sasim")  selbst  darauf  hinzudeuten, 
dass  nur  zwei  gemeint  seien  (CikoscA.  Mi$chp,  c,  42  g.  19.)*  Ueber- 
haupt  findet,  wo  nicht  die  Urkunde  selbst  Antass  zu  gerechtem  Zweifel 
über  die  Summe  gibt,  eine  Besitzergreifong  nfcht  statt;  und  will  Nimüke 
Joieph  (Baba  Mesia  17)  sie  selbst  bei  dem  Falle  „100  Sosim,  die  90 
SelaTm  nuichen^,  nicht  gelten  lassen. 
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werde,  Andere  woileo  atich  hier  durcli  die  Beskiergreiftittg 
eio  Besitzrechi  ziigestehen  *),  —  Von .  gleicher  Bedeutang  ist 
der  Fall,  wenn  bei  einer  Rechtoregel  verschiedene  Mehnm- 
gen  sich  gegenüberstehen  und  die  eigentliche  GeeetsBonn 
Uerdiirch  zweifelhaft  bleibt  '*'!^).  Ob  nun  Besitsergreifnng  nn- 
ler  Berufung  auf  die  für  den  Kläger  sprechenden  Autorititeii 
nintze,  wird  von  späteren  Autoren  weitläu6g  abgehandelt^*^). 
Die  Besitzergreifung  ist  •  auf  verschiedene  Art  denkbar 
und  ist  hier  der  Modus  genau  zu  erörtern.  Es  ging  die 
Beaitzcrgreifung  vor  sich,  ehe  noch  irgend  ein  Zweifel  ent- 
standen war.  So  z.  B.  bei  dem  Falle  gegen  einander  anasa- 
gender Zeugen.  Producent  brachte  eine  von  Zeugen  nnter* 
schriebene  und  gehörig  reco^noscirte  Urkunde  vor  und  gelangte 
hierdurch  zu  der  Bezahlung  seiner  Forderung.  Hierauf  treten 
Zeugen  auf,  die  die  Instrumentszeugen  als  unfähig  erkliren 
(vgl.  zu  §.  185):  zur  Zeit  der  Besitzergreifung  waltete  noch 
kein  Zweifel  ob  und  war  sie  in  rechtmässiger  Weise****). 
Der  Besitzergreifung  kann  ferner  in  so  weit  ein  Wille  den 
frühem  Besitzers  vorausgegangen  sein,  als  er  zwar  den  Ge- 
genstand an  den  jetzigen  Besitzer  übergab,  jedoch  ni^ht  in 
der  Absicht,  dass  er  sich  dessen  bemächtige.  So  z.  B  wenn 
A  an  B  einen  Gegenstand  zur  Aufbewahrung  übergab  und 
B  bei  seiner  nunmehrigen  Forderung  an  A,  wo,  wie  oben 
Klage  und  Einrede  von  gleichem   Gewichte  sind,  sich  an  die- 


*)  Vgl.  Schach^  TkafOj  gewohnlich  Tokfo  Cohen  (dieses  ist  der  Tl. 
tel  einer  eigenen,  iiber  diese  Materie  von  Schach  verfassten  Abhandlung) 
§«  8.  71.  73.  Schach  meint  (§.  78.),  dass  das  Ermessen  des  Richters 
entscheide;  Tumim  (der  zn  Chonh.  Mischp,  c.  25.  die  gedachte  Ab- 
bandlnng  des  Schach  in  Auszog  wiedergibt  und  mit  viden  Anmerkungen 
bereichert)  hält  jedoch  die  erstere  Meinung  für  begründeter. 

**)  Es  wurde  schon  oben  S.  100. 101.  bemerkt,  dass  es  bis  auf  Maimonides 
einen  eigentlichen  Rechtscodex  nicht  gab.  Die  Forschung  blieb  zwar  hier- 
durch frei,  doch  war  die  Norm  zuweilen  schwankend. 

***)  Vgl.  Schach  l.  l  §.  79  ff.  Tumim  halt  hier  ebenfalls  die  Be- 
sitzergreifung für  kraftlos.  Vgl.  auch  M.  Mendelssohn  Ritualgesetze  der 
Joden  10.  Abschnitt  §.  4.  Anmerk.  B. 

****)  Schach  1 1.§.  16.  will  nur  bei  diesem  Falle,  wo  Producent  doe 
Urkunde  in  Händen  hat,  die  Besitzergreifung  gelten  lassen;  aber  nicht, 
wenn,  wie  früher  bemerkt  wurde,  nur  Zeugen  und  Zeugen  einander  ge- 
genüberstehen.    Doch  gehet  er  selbst  zuletzt  Ton  dieser  Meinung  ab. 
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sen  in  geinem  Besilie  befindenden  Gegenstand  halt.  Diese 
Besifsergreifnng  wird  als  reclitswidrig  und  daher  ungültig  an- 
gesehen *y»  —  Eine  andere  Art  der  Besitzergreifung  mit  dem 
Willen  des  frühem  Beaitsers  ist^  wenn  dieser  den  Gegend 
stand  dem  jetzigen  Besitzer  fibergeben  hat^  dass  er  ihn  be- 
sitze, es  waltet  aber  iiber  dem  Wie  dieses  Willetls  ein  Zwef- 
fei.  So  ist  die  Regel^  dass  ein  Gegenstand  nicht  theiiweise 
erktfuft  wird:  wenn  z.  B.  A  an  B  einen  Kur  Weizen  ver- 
kanflt  (Kur  identisch  mit  dem  biblischen  Chomer,  ist 
ein  Trockmaass,  ungefähr  wie  unser  Scheffel  und  enthaft 
dreissig  Saln)  und  Kiufer  hat  eine  Saa  apprehendirt,  aö 
ist  ^er  Kauf  noch  nicht  gültig  und  kann  Verkaufer  noch  zu>- 
rücktreten,  bis  er  ihm  den  ganzen  Kur  zugemessen.  Nnn 
sagte  aber  Verkäufer  zum  Kiufer  ,,er  verkauft  ihm  den  Kur 
zu  dreissig  Seiaim,  die  Saa  zu  einem  Sela^^;  und  er  hat  ihm 
mehrere  Saa  zugemessen.  Hier  ist  in  der  Redeweise  des 
Verkäufers  ein  Zweifel  (Widerspruch):  nach  dem  ersten  Ana- 
druck  (,,den  Kur  zu  30  Selaim^^)  will  er  den  Gegenstand 
nur  im  Gai^zen,  nach  dem  andern  Ausdruck  (,,die  Saa  zu  el^ 
nem  Sela^^)  ihn  auch  theiiweise  Terkaufen.  Die  Besitzergrei*- 
fung  war  mit  seinem  Willen  (er  hat  dem  Käufer  die  Sat 
zugemessen):  und  so  wird  der  Käufer  rechtmässiger  Besitzer, 
und  kann  jener  hinsichtlicli  der  zugemessenen  Sain  den  Ver- 
kauf nicht  rückgängig  machen  {Babä  Batra  105.  vgl.  Nimuke 
Joseph  i.  L  angeführt  bei  Sehach  L  L  $.  53 ).  Ein  der- 
artiger Fall  findet  sich  auch  bei  Miethen  und  wird  er 
Baba  Mezia  102.  ausführlicli  besprochen.  Die  Mischna  gibt 
das.  als  Norm  an :  Bei  der  jährlichen  .  Miethe  kommt  der 
Schaitmonat  (da  der  jüdische  Calender  nach  Mondmonaten 
und  Mondjahren  rechnet,  so  werden,  um  Mond-  und  Soa*- 
nenjahre  mit  einander  auszugleichen,  in  jedem  Sonnencyclua 
—  19  Jahre  —  sieben  Monate  eingeschaltet  imd  entstehen 
also  sieben  Schaltjahre  von  je  13  Monaten)   dem   Ermiether, 


*)  Sekttch  i.  l  §.  60.  Dieseis  gilt  tiath  tumim  l  t,  Atiitierk.  6^ 
auch  iur  das  Darlehn.  —  Das  romische  Rpcht  hat  zwar  ebenfalls:  fiemo 
sibi  eamsam  poMteasionis  mntare  polest  (6.  3.  $.  19.  D,  41.  2.);  doch 
bezog  sich  dieses  arsprünglicb  auf  die  iitvcopio  pro  kcrede  (Tgl.  SaTignjr 
S.  56). 

29 
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bei  der  monaiiicheu  dem  Vermiether  tu  Otite«  Nun  ereig- 
nete sieh,  dasfl  Jemand  bei  der  Vermietbung  feeigt  ,,er  ver- 
niiethe  für  swolf  Ooiditiicke  das  Jabr,  nonatiicb  twf  ein 
Goldatück^^ ;  imd  daa  Jahr  war  ein  Schailjabr.  Rinige  Leb- 
rer  halten  in  der  Mischna  dafür,  daaa,  da  der  Sinn  dieser 
Redeweise  iweifeihafi  ist  (einen  Widerspnicli  wie  eben  ent- 
hält)^ der  Sehaitraoiiat  getheilt  werde  (d.  i.  der  Vermiether 
belcommt  für  diesen  Monat  ein  lialbes  Geldstüel^).  Diese 
Meinnng  wird  aber  (das.)  nur  für  den  Fali  angenommen,  imm 
Yermether  in  der  Mitte  des  Monats  mit  seiner  Kiage  auf- 
tritt; gesciüeliet  dieses  aber  zu  Anfang  des  Schaltmonatea, 
80  Icomnt  er  ihm  zn  Gute,  Itlagt  er  liingegen  erst  zu  Ende  des  Mo- 
nates, so  hat  Erraiether,  da  er  vom  Anfange  an  rechtiaifl- 
sig  —  mit  Bewilligung  des  Vermiethers  —  sieh  in  den  Ge- 
miss  gesetzt  (dieses  Haus  bezogen)  hatte,  den  8chaltiM>mt 
nicht  zu  erstatten  *).  Nur  bei  Miethe  von  Immobilien  wird 
dieses  abgelelmt  und  muss  Ermietlier  io  jedem  Falle  den 
Schaltmonat  bezalden,  weil  GrundsCüicke  immer  in  dem 
tlize  des  Eigenthüroers  verbleiben  nnd  nberhaupi  ein« 
Sitzergreifung  bei  ihnen  nicht  stattfindet  (vergL  das.  j1lf§ 
ß.  Sttm.  ben  Mei'r  zu  BuAa  Bafra  l.  /.  Nimuke  Joseph  l.  /.)  **), 


'^)'H»cr  kommt  noch  der  Umstand  hinzu,  daM,  da  der  Vermietkar 
bis  Ende  des  Schaltmonates  geschwiegen,  er  diesen  gleichsam  dem  Er- 
miether  zugestanden  hat.  Vgl.  Totefot  Baba  Batra  106a.  R.  Ateker  zu 
Baha  Mezia  7.  —  In  gewisser  Beziehung  ist  der  Fall  unseres  Textes  eine 
Negatorienklage,  über  die  auch  die  Meinung  neuerer  Rechtslehrer 
verschieden  ist.  Ks  befindet  sich  Jemand  hn  Besitze  einer  Serritut  an 
dem  Cigenftbum  seines  Nachbars  nnd  das  Recht  hierzu  wird  Ihm  von  dvm 
Kigoitlämer  streitig  gemacht:  wem  liegt  hier  der  Beweis  ob?  Bflis»  der 
Qaasipossessor  dem  EigenthQmer  gegenüber  sein  Recht  der  Servitut  (be- 
weisen oder  muss  Klager  beweisen,  da  Jener  sich  im  Besitze  befindet? 
Vergl.  bei  Borslt  „über  die  Beweislast  im  Civilprocesse*'  §.  84  ff,  die  verachie- 
denen  Meinungen,  ob  die  Rechtsyermutbnng  de§  Besitzes  oder  das  Bf- 
genthurosrecht  prävalire.  Was  das  talmudische  Recht  hier  lehrt,  wird 
sich  weiter  ergeben. 

**)  Der  Besitz   gibt,    wie   aus  vielen  hier  angeführten  Beispielen  zu 

ersehen   ist,    ein    Eigenthurasreeht   und   legt  die  Beweisiait  dem  frAhMro 

Besitzer  auf  (ygl.  folg.  Anmerk.).    &s  tritt  also  im  talraudischea  Rechte  «a 

.Beoes  Recht  des  Besüaee   hervor:    Verweigening  der  Zurückgabe  na  d«n 

frühem  Kigenthümer  bei  z\yeifelhaften  P&lkn.     Dieses  ist  in  d^m  oben 
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—  Diesei  für  BetiUergmfunf  mit  Willen  dei  frühern  Be- 
ttisers:  hat  aber  Pr^ikiccnt  sii^  ohne  deniien  Willen  in  Be- 
»iiz  gesellt  (einen  dem  Ledfern  gelmrenden  Gegenstand  auf 
Grand  einer  Fordening  obiger  Art  an  sich  gebracht),  so 
wird  von  vielen  Autoren  diese  Beidtsergreifiing  als  wider- 
rechtlich, Ton  Andern  als  gtiltig  angesehen  *). 


S.  443  angeführten  Axiom  aosgedruckt:  „Wer  Jemanden  aus  dnern  Be- 
litae  verdrängen  will,  dem  liegt  der  Bewei«  of ;  und  gilt  dieses  aach 
hinsichtlicb  des  frfihern  Besitaers  in  Beaug  %u  dem,  der  gegenwärtig  be- 
sitzt. Daher  auch  die  dortige  Regel,  dass,  wenn  Verkäufer  das  Kauf- 
prKium  erlialten,  dem  Käufer  bei  jeder  Einrede  der  Beweis  obliege,  ood 
andere  Tiel«  dtrartige  Fälle.  Dieses  gilt  aber  nnr  fQr  MobiUen.  Hier  ge- 
bet ein  Besitzen  (Haltetf  in  seiner  Gewahrsam,  Detention)  an;  Immobi- 
liea  hingegen  werden  im  talmudiscben  Rechte  laHner  als  im  Besitze  (Ge- 
walt) des  fr&bern  Besitzers,  so  lange  er  sich  nicht  seines  Rechts  dar- 
auf freiwillig  entsagt,  angesehen.  Es  findet  daher  hier  auch  eine  Di^ 
jection  frgl.  L.  36.  $.  3.  D.  41.  2.  L.  5.  I>.  41.  3.  und  SaTigny  8.360) 
nicht  statt,  Und  gilt  die  Regel:  ImBM>bilien  können  nicht  geraubt  (ent- 
rissen) werden  (Buhm  Kamm  117).  Hierauf  grfindet  sich  der  Unterschied 
des  Texte«  ZfViscIien  der  Vermietbung  von  Mebilieil  und  Imanobilien.  Vgl. 
R.  Sam.  ben  Meir  I.  f. 

*)  Vgl.  Sehach  i.  I.  Ktneiet  Haggedoia  e.  26.  zu  Btt  Joseph  §.6  ff. 
—  Durch  den  Besitz  wird  gleichsam  Proddtent  Beklagter  und  Prodocent 
Kläger;  und  ist  hier  die  Regel  anwendbar,  die  das  römische  Recht  in 
anderen  Fällen  aufstellt:  in  ejreejM ionifrat  ilictndum  Ml,  retim  partihui 
aeiorit  fmngi  opporlere  (L.  19.  pr.  D.  22.  3.).  Doch  dürfte  das  römische 
Recht  nach  seiner  Norm :  „ei  incumhit  probatio,  qui  dicit :  non^  qui  negat^ 
( L.  2.  h.  f.)  hier  abweichen,  da  der  Besitzer  den  Grund  der  Klage  zuge- 
stehet, einräumt,  dass  der  in  seinem  BeHiiz  sich  befindende  Gegenstand 
ihm  ursprünglich  nicht  gehört  habe  nnd  er  ihn  erst  auf  Grund  seiner 
Forderung  zu  seinem  Rigenthum  machen  will  ( vgl.  weiter  die  Definition 
des  f«i  dieii).  Auch  dürfte  nach  dem  römischen  Rechte  in  manchen  der 
obengedachten  Fälle  die  Besitzergreifung  als  Selbstbülfe  (vis)  und  also 
rechtswidrig  erscheinen  (L.  176.  pr.  D.  60.  17.).  Das  talmudische  Recht, 
das  zwar  ebenfalls  die  Selbsthülfe  in  den  meisten  Fällen  nicht  zugibt, 
aber  doch  eine  andere  Norm  verfolgt  (vgl.  Baha  Kaima  27«  R,  Aschtr 
das.    Chosth.  Mi$chp,  c  4.),  räumte  mehr  der  Besitzergreifung  ein. 

Uebersiehet  man  die  im  Texte  angeführten  Regeln  und  Fälle,  so 
stellt  sich  im  talmudiscben  Rechte  folgendes  Verhältniss  über  das  Recht 
des  Besitzes  hfraus.  Der  BesiU  an  sich  selbst  ist  hier  von  zweierlei 
Art.  Es  soll  znweilen  durch  ihn  znjglcich  ein  Eigentbumirecht  entstehen ,  das 
Bigenthiim  selbst  wird  Object  des  Prooesses;  der  Produoent  hält  sieb  aa 
den  in  seinem  Besitze  befindenden  Gegenstand,  und  will,  da  unentschie- 
den ist.  wen  er  zugesprochen  werden  soll  (so  z.  B.  bei  dem  Falle,  es 

^    ^  '29* 
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Wir  kommen  nun  noch  zu  der  Chasakt  in  der  eigent- 
lichen Bedeutun/^  der  Präsumtion  (Dafürhaltung).  Hierher  iat  su 
beliehen  die  Präsumtion  ^^daas  man  nicht  vor  der  Zahlungsxeil 
zahlt^^  Wenn  also  Jemand  eine  Summe  auf  ein  Jahr  auageborgt^ 
Gläubiger  fordert  die  Zurückzalilung  im  neunten  Monat  nnd 
Schuldner  bringt  die  Einrede  vor,  er  habe  schon  geiahlt,  so  wird 


widersprechen   spätere   Zeugen   den   früheren   Zeugen   und  Schuldner  bat 
schon   gezahlt)  ihn  nun  als  sein  Eigcnthum   betrachten.     Es  bildet  aber 
auch  der  Besitz  allein   Object  des  Proccsscs  und  bleibt  der  Gegenstand 
selbst   nach   der   Behauptung    des    Besitzers    noch  ferner  Eigenthum   des 
Klagers  (wie  bei  der  Miethe):    hier  wird  für  den  Eigenthümer   (oben  fBr 
den  Vermiether)    entschieden;   nur  niuss,    wenn    die  Klage  sich  auch   anf 
die  Vergangenheit  beziehet,  Beklagter  zurückerstatten   soll  was  er  schon 
besessen,  Klager  beweisen,  da  Beklagter  an  seinem  Vermögen,  aus  deai 
er  bezahlen   soll,   Eigenthümer  ist   und  gilt  also  obiges  Axiom    9,wer  Je- 
manden   ans  dem  Besitze  —  hier  Eigenthum  —  verdrangen  wIlF  ff.,    der 
muss  beweisen/'    Doch  zeigt  der  Fall  des  Textes  nur,  wenn  der  BeaitBer 
nicht  eine  bestimmte  Behauptung  entgegensetzt:    es   liegt  in  der  gedach- 
ten Redeweise  selbst  ein  Zweifel,  und  kann  der  Ermiether  nicht  aift  Ge- 
wissbeit   behaupten,   dass    der   Gegenstand   ihm  auf  dreizehn  Monate  aei 
vermiethet   worden.     Tritt   aber   Besitzer   mit   einer  bestimmten  Behaup- 
tung hervor,  so  gibt  der  Besitz  ihm  ein  überwiegenderes  Recht  vor  dea 
des  Eigenthümers   (vgl.  R,  Jtcher  zu  Baha  Mezia  7).     Docl\  gilt   dieaes 
nur,   insofern  vom  Anfang  ihm  ein  Recht  zugestanden  wurde  and  es  sich 
um  die  Dauer  handelt  oder  um  einen  erweiterten  oder   beschr&okten    Ge< 
brauch   (vergl.  Jiaba  Mczia  103a.,    wo    zwar  auch  bei  der  unbestimmten 
Behauptung   des    Ausicihers    einer   nicht  fungibcln    Sache   der  Besits  ein 
Recht  bei  dem  Zweifel  über  den  Gebrauch  gibt — vgl.  ToMtfot  A.  Ancktr 
das.  — ;   doch    scheint   dort  mitzuwirken,    dass  der  Eigelithflmer ,    ab  er 
das   Recht   einräumte,   sich  nicht  bestimmt  ausdrückte  und  dem  Besitaer 
also  den  beliebigen  Gebrauch  anheimstellte).     Der   Besitz   gibt    aber  nur 
ein  Recht   bei    Gegenstanden,    die    sich  in  der  Disposition  des  Besitxera 
befinden  5  nur  bei  Mobilien,   die  ganz  aus  dem  Besitze   des  Eigeofhümera 
heraus-  und  in  den  des  Besitzers  hineingehen,  der  Besitzer  also  gaoi  f%r 
eine  gewisse  Zeit  an  die  Stelle  des  Eigenthümers   tritt.      Bei   Immobilien 
hingegen  — -  hier  gehet  nicht  der  Gegenstand   in  den   Besits  über,    son- 
dern der  Besitz  triU  zu  ihm,   er  selbst  verbleibt  wie  früher  und  liegt  die 
jemalige  Veränderung  (wie  bei  Verkauf,  Schenkung)  nur  in  der  SobatiCidning 
eines  Rechts  an  die  Stelle  des  andern,  daher  auch  keine  Dejection  im  taünndi- 

sehen  Rechte  stattfindet  und  das  Eigenthumsrecht  nichts  erlöschen  lc»«^^| 

erzeugt  der  Besitz  keine  Rechtsvermuthung  und  muss  der  Besitaer  be- 
weisen. Das  talmudische  Recht  legt  daher  auch  bei  der  Negatorienklage 
dem  Besitzer  der  Servitut  den  Beweis  auf.  Vgl,  CÄoscA.  Miwhp.  c..  317. 
9«  2, 
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er  nicht  gehört,  da  gedachte  PriUnmtion  gegen  ihn  spricht 
(Babh  Batra  5^*).  Femer  mehrere  moralische  Prasiimtior 
Men;  als:  ,,Ea  M^agt  Niemand  zu  fordern,  wenn  er  nicht 
Grund  hierzu  hat^^:  hierauf  baairt  der  rabbinisclie  Eid  bei 
ginzlicher  Ableugnung  (vgl.  oben  zu  §.  82.).  Die  Präaum- 
tion:  ,,E8  ist  Niemand  ao  frech,  eine  Schuld  ganz  abzuleug* 
nen'^;  und  veranlasst  daher  das  theilweise  Gestandniss  einen 
Eid  (vgl.  zu  %.  79.  126).  Die  Prisumtion:  „Eine  nicht  ge- 
schiedene Frau  hat  nicht  die  Frechheit,  ihrem  Manne  in'a 
Gesicht  zu  sagen,  sie  sei  von  ihm  geschieden^^;  daher  findet 
sie,  wenn  sie  ihrem  Manne  gegenüber  mit  einer  solchen  Be- 
hauptung vor  Geridit  auftritt,  Glauben  (Kettiöot  23').  Vgl. 
eine  andere  derartige  Präsumtion  Baba  Batra  33'*  So  gilt 
femer  als  Präsumtion,  dass  Zeugen  nicht  eine  Urkunde  un- 
terschreiben, wenn  nicht  die  Parteien  das  zu  einem  Rechta- 
geschäfte gehörige  Alter  haben;  femer,  dass  Gläubiger  und 
Käufer  nur  fähige  Zeugen  aufsuchen  {Ketubat  18.  19.  Babu 
Batra  ISS"")  u.   a.  m.  ♦). 

Die  Präsumtionen  collidiren  zuweilen  in  der  Weise,  dass 
auf  beiden  Seiten  sich  Vermuthungen  aufdrängen  und  die 
Frage  entstehet,  welche  Vermuthung  als  die  stärkere  anzu- 
nehmen sei  **)'^  Das  talmudische  Recht  führt  manche  Colli- 
sionen  an.  So  stehet  bei  dem  oben  S.  441  gedachten  Zwei- 
fel iiber  die  Zeit  der  Nothziichtigung  der  Präsumtion  der 
Fortdauer  eines  natürlichen  Zustandes  die  Präsumtion  des 
Besitzes  (der  Gatte,  der  die  Parapheraen  zahlen  soll,  ist  im 
Besitze)  gegenüber:  es  überwiegt  jedoch  die  erstere  Präsum- 
tion. Dieses  gilt  auch  bei  dem  daselbst  gedachten  Falle  des 
entdeckten  Fehlers  an  einer  erkauften  Sache:  hat  Käufer  eine 
Apprehension  gemacht,  aber  noch  nicht  das  Kaufpretium  be- 
zahlt,   so  spricht  zwar  fax  ihn  die  Präsumtion^  des   Besitze« 


*)  Es  ist  leicht  zu  erkennen,  dass  auch  hier  der  Begriff  „Fesihal- 
tung^*  eines  moralischen  Zustandes ,  gewöhnlichen  Ereignisses  u.  d.  m. 
anwendbar  sei. 

**)  Böhmer  hat  in  der  oben  gedachten  Abhandlung  die  Collision 
der  Präsumtionen  näher  besprochen;  vergl.  hingegen  Weher  a.  a.  O^ 
S.  150  ff.,  der  eine  eigentliche  CoUision  in  Abrede  stellt  Im  talmudi- 
schen Rechte,  das  nicht  proet.  iuri$  mir  hat,  stellen  sich  wohl  manche 
CoUisionen  heraus. 
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(seines  Geldes);    es   liegt   aber   doch   liier  die 
dem  Käufer  ob^  denn  es  wird  angenommen:    .^dort,    wd   man 
den    Fehler  gefunden,    dort  ist  er  zu  suchen'*^   und  gilt  die« 
ses  auch  für  den  ersten  Fall   (vgl.  Ketubot  75.  76.     Clm%eh. 
Minchp.  c.  224.  232.  §.  11).    Eine  andere  Colliaion:  A  kauft« 
\ou  B   einen    Ochsen   gegen    Beiahlung.     Seine    Absicht    war. 
Ihn  zum  Pfluge    zu    verwenden  und    werden   an    dieaem    Orte 
gewöhnlich  nur  zu  diesem  Behufe  (als  Zugvieh)   Ocliacn    g»* 
kauft.      Der  Oclis  ist  nun  aber  zum  Pfluge  untauglich   und  I 
wendet  ein    (da    A  nicht  gesagt,    in  welcher  Absicht   er    ihn 
kaufe),    er  habe  den  Ochsen  zum    Schlachten  verkauft.       Für 
A  spricht  die  Präsumtion  des  Gewöhnlichen  (Mehrheit    vergl. 
oben  S.  440),    für  B,  der  schon  die  Kaufsummc  empffangaai, 
der   Besitz.      Hierüber  ist  nun  zwar  {Baha  Batra  92"')    Mei- 
nungsverschiedenheit,   es    wird    aber   die    Meinung    ak     Nom 
angenommen,  dass  in  Ci^iisachen  die  Präsumtion  des  Besitses 
mehr  Gewicht  als  die  des  Gewöhnlichen  (Mehrheit)   hat.     An* 
dere    CoUisionou    noch    an    anderen    Orten,    und    werden    «lir 
weiter  noch   Manches  hierüber  anführen. 

Eine  Vergleichung  derPrüsumtionendes  talmudiscfacn Rechte 
mit  denen  des  römischen  Rechts  und  wie  die  Bcweiülaat  aich  hier 
und  dort  gestaltet,  dürfte  manches  hiteressc  bieten.  6i«  ttim« 
meu  häufig  überein,  wo  die  Präsumtion  rationellen  Orund  iMt 
und  die  gemeine  Vermuthung  ( prae»,  ?iomims)  dasselhe  Re- 
sultat wie  die  Rechtsvermuthung  (praes.  juris)  liefert.  Fla* 
den  zwar  manche  Fälle,  wie  bei  Erbschaften  und  Tetlamca« 
ten  im  talmudischen  Rechte,  das  weder  dem  Fiscusi  noch  ei- 
ner dritten  fremden  Person  (wie  etwa  dem  patronus  im  ro« 
mischen  Rechte)  ein  Recht  zugestehet,  also  eine  fraudcrm  Im- 
gu^  oder  peraouae  nicht  zu  berücksichtigen  bat,  nicht  »tetl, 
so  würde  doch  unter  gegebenen  gleichen  Bedingungen  des  talnia« 
dische  Recht  wie  das  römische  Recht  präsumiren  und  wie  dieaes 
die  Beweislast  auflegen  ^).     Hingegen  weicht,   wie  Bchpa  oben 


*)  Gehet  man  den  Titel  <fc  prohationibus  et  praewmtionihus  (O.  21 
3.)  aufmerksam  durch,  so  gewahrt  man  häufig  diese  UeberelnBUmanH. 
So  L.  ].  und  Ketuhoi  136.,  wo  ebenfalls  wer  den  Grund  seiner  KkiM  m 
eine  Verwandtschaft  oder  Herkunft  setzt  (wie  dieses  bei  L,  1.  vgl.  Crfddk 
21.  ThI.  S.  240  iT.)  beweisen  muss:    auch  gehet  es  aus  dem  Axiom     wer 
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trwf'ümi  wurde,  dt«  tftbniidiiiche  Recht  gatti  ab,  wo  da0  rö* 
nificbe  R«clit  uicbi  eine  VennuUiiiiig,  sondern  einen  Aua- 
iprucb  seift '^).  —  Aber  es  zeigt  sich  gerade  hier  eine  neue 


Jemanden  au«  d«m  üeiiiUe  verdrängen  will  ff/'  von  selbst  hervor. -- L^  3. 
das.  liegt  auch  nach  talinudiscbem  Rechte  dem  Erben,  der  schon  einnal 
erwiesenermassen  in  fraudem  l0gi$  mit  einem  tadium  fidcieommuBwn  dn- 
verstanden  war,  die  prohaiio  mutatae  voluntatu  ob,  und  zwar  nach  der 
(oben  S.  3*20  angeführten)  talmudischen  Regel,  dass,  wer  sich  einmal  als 
Ableugiier  herausstellt,  dem  stehet  in  dieser  Angelegenheit  mehr  kein 
Glauben  zu.  —  L.  4.  das.  ist  fast  der  oben  erwähnte  Fall  des  viUmn 
bei  einem  erkauften  Gegenstände:  der  Käufer  muss  beweisen,  dass  der 
Sdave  schon  früher  ein  fugiiivu»  war.  —  L.  5.  fr.  L.  6.  war  Jeman- 
den als  «nfäbig  zu  einem  Rechte  erklärt  oder  dass  er  zu  seinem  Nach- 
theile etwas  unternommen,  der  muss  „beweisen*'  bedarf  fast  keiner  Er- 
wähnung: und  gehet  die  Uebereinstlmmung  des  talmudisofaen  Rechts  aus 
dem,  was  oben  über  Chasaka  gesagt  wurde,  deutlich  hervor.  —  L. 8. 
und  14.  fliessen  ebenfalls  aus  der  oben  erwähnten  talmudischon  Präsamtion 
Ober  die  Dauer  eines  primitiven  Zustandes :  wer  ihn  also  aufheben  wiU,  der 
muss  beweisen.  —  Dieses  Verhältniss  stellt  sich  auch  bei  anderen  Legg* 
heraus.  Zuweilen  hat  jedoch  das  talmudische  Recht  eine  andere  Präsiun- 
tion.  So  würde  z.  B.  L.  123.  §.  1.  D,  30.  1.,  wo  Testirer  den  te- 
stamentarischen Erben  im  Testamente  gebeten,  die  Erbschaft  einem  Er- 
ben, der  hier  nicht  genannt  ist,  zu  restitoiren,  nach  tahnudischem  Rechte 
ein  taeitum  fideieommiaum  noch  nicht  mit  Sicherheit  angenommen  wer- 
den können,  da  im  talmudischen  Recht  der  Absicht  „seine  Kinder  nicht 
fftr  reich  auszugegeben*'  Manches  eingeräumt  wird  (vgl  oben  S.  314); 
der  Testirer  also  nicht  in  fraudem  legU  gehandelt  und  einen  ineapmx  ge- 
meint, sondern  die  nichtgedachte  Person  sein  nächster  Intestaterbe  sein 
mag.  —  Die  vielbesprochene  L.  26.  D,  22.  3.  kommt  schon  in  sehr  frü- 
her Zeit  In  etwas  veränderter  Form,  in  der  Mischna  Ketubot  110«. 
vor,  Product  producirt  eine  Schuldurkuode ,  die  der  angebliche  Gläubi- 
ger ihm  ausgestellt  und  will  daraus  beweisen ,  dass  er  diesem  nicht  schulde, 
denn  sonst  würde  dieser  Gläubiger  nicht  von  ihm  ausgeborgt,  sondern  die 
Summe  als  Abzahlung  genommen  haben.  Diese  Einrede  wird  jedoch  (ge- 
gen die  Eiazebiokeinung  eines  sehr  frühen  Autors,  der  Präsident  des  oben 
S.  96  erwähnten  Gesetzgebungstribunals  zu  Jerusalem  gewesen  zu  sein 
scheint)  zurückgewiesen,  und  bebalten  beide  Urkunden  ihre  Gültigkeit 
(vergl.  das,  ausführlich).  —  Auch  hinsichtlich  L,  2.  D,  22.  3.  wird  sich 
weiter  eine  andere  Norm  des  taimudischen  Rechts  zeigen. 

*)  Es  wurde  schon  oben  S.  438  der  Norm  des  römischen  Rechts  ge- 
dacht bei  dem  gleichzeitig  erfolgten  Tode  des  Vaters  und  des  Sohnes.  Diese 
Lehre  kommt  mehreremal  vor  und  wird  L,  26.  pr,  D,  23, 4.  die  schwache 
Vermothung  aofgestellt  „fvia  verüimile  videbaiur  tmie  mtürem  imfantem 
jMriMSf*'!  und  noch  anbefriedigeader  bei  dem  mündigen  Sehn  2r.  31. 17. 34. 


456 

Seite  des  «almudigchen  Rechts^    das   sicli   nur  an  Praaomllo* 
nen  hält,  die  einen  ralioDellea  Grund  haben.  .  DIeae  Pcianm* 

5.  ^M'nfinius  ese  filium  diutiu»  vürisse/^  Das  Ulmudische  Redit  kennt 
keine  derartige  Vermuthung,  sondern  bleibt  bei  dem  Satze  stellen  ,»wer 
Jemanden  aus  dem  Besitze  verdrängen  (den  bisherigen  Besitz  aufheben) 
wfll,  der  muss  beweisen",  so  wie  „ein  Zweifel  kann  nicht  die  Gewiss- 
heit aufbeben.'*  Daher  der  Fall:  Bs  ist*ein  Haus  über  Vater  und  (sei- 
nen unyerheiratheten )  Sohn  zusammengestürzt;  die  Brüder  sagen,  der 
Vater  habe  den  Sohn  überlebt  und  hat  dieser  nie  geerbt,  die  Gläubiger 
des  Sohnes  sagen/  er  habe  den  Vater  überlebt  und  war  er  also  in  die  Erb- 
schaft getreten.  Eine  Schule  (die  des  Schamai)  will,  dass  beide  Par- 
teien, da  hier  wie  dort  ein  Zweifel  ist,  theilen.  Nach  der  Schule  des 
Hillel  aber  haben  die  Brüder  in  jedem  Falle,  mag  der  Vater  oder  der 
Sohn  zuerst  gestorben  sein ,  einen  Anspruch  ( auch  wenn  der  Vater  zu- 
erst gestorben,  sind  sie  Erben,  nur  dass  hier  das  Recht  der  Gläubiger 
vorangehet),  der  Gläubiger  aber  nur  in  dem  Falle,  dass  der  Sohn  den 
Vater  überlebt  hat:  ein  Zweifel  kann  aber  nicht  die  Gewissheit  aufheben, 
und  müssen  also  die  Gläubiger  beweisen  (Baha  Batra  157a.  vgl.  R,Sam. 
ben  Meir  das.).  Ein  anderer  Fall :  Es  ist  ein  Haus  über  Gatte  und  Gat- 
tin zusammengestürzt  und  sie  haben  kein  Kind  hinterlassen;  die  beider- 
seitigen Erben  stehen  mit  der  Behauptung  des  frühem  und  späten  Todes 
einander  gegenüber.  (Bekanntlich  ist  im  talmudischen  Rechte  der  Mann  aus- 
schliesslicher Erbe  der  Frau.)  Nach  dem  Grundsatze  „wer  aus  dem  Besitze 
verdrängen  will  ff.'*  zahlen  die  Erben  des  Gatten  die  Kctuha  (Morgengabe, 
die  der  Mann  der  Frau  für  den  Fall  seines  Todes  oder  einer  Ehescheidung 
verspricht)  nicht  aus.  Hingegen  bekommen  die  Erben  der  Gattin  die  bona 
pmraphemaf  da  von  diesen  die  Frau  als  Besitzerin  auch  beim  Leben  ih- 
res Mannes  angesehen  wird  und  er  sie  nicht  veräussem  darf.  Die  Dom 
aber,  die  zwar  ebenfalls  Vermögen  der  Frau  ist,  der  Mann  jedoch  sie 
veräussem  kann,  aber  dafür  einstehen  muss,  bleibt  zweifelhaft  (als  wes- 
sen Eigenthum  sie  nämlich  anzusehen  sei )  und  theilen  die  beiderseitigen 
Erben  zusammen  (das.  158).  Sind  ^ber  Mutter  (die  \VitH%-e  ist)  und 
(einsiger  kinderloser)  Sohn  zugleich  gestorben  und  die  Erben  jener  und 
dieses  stehen  sich  in  ihrer  Behauptung  des  frühern  Todes  gegenüber,  so 
erben  die  mütterlichen  Verwandten  ;  da ,  sobald  der  Mann  gestorben ,  die 
Wittwe  zu  ihrer  Familie  gerechnet  und  das  Vermögen  als  im  Besitze  die- 
ser Familie  sich  befindend  angesehen  wird  (vgl.  ausführlich  das.  158fr.). 
— '  So  vrird  auch  bei  dem  Zwdfel,  welchem  Vater  das  Kind  angehöre 
fes  hat  eine  Frau  wiedergesetzlich  zwei  Monate  nach  dem  Tode  ihres 
Mannes  geheirathet  und  ist  ein  Zweifel,  ob  das  Kind  vom  ersten  Manne, 
ein  neunmonatlicbes ,  oder  vom  zweiten  Manne,  ein  siebenmonatliches  sei), 
das  Kind  von  beiden  Erbschaften  zurückgewiesen:  weil  es  hier  wie  dort 
gegen  die  gewissen  Erben  nur  mit  einem  Z weife  auftreten  kann  (vgl.  Jebamot 
100fr.).  Die  BilligkeitsvermatbuDgen,  die  neuere  Rechtslebrer  in 
diesem  Terwandten  Pillen  für  eine  legitine  Abkvnfl  des  Kindes   aufstellen 
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tioneu  werden  nämlich  nicht  nur  aus  dem  gewöhnlichen  Ltufo 
der  Begefoeuheiteu  und  der  Naturerscheinungen^  aus  dem  ße- 
sitze  und  der  Dauer  u.  f.  w.  hergeholt^  aondem  es  bilt  das 
talmudische  Recht  sich  auch  an  Jene,  lu  denen  man  erst 
durch  Schlüsse  gelangen  muss,  bleibt  nicht  nur  bei  der  gegen- 
wärtigen Einrede  des  Beklagten  stehen,  sondern  berücksichtigt 
auch,  ob  er  nicht  manclie  Einrede  von  grosserem  Nutaen  bitte 
vorbringen  können  und  findet  hierin  manche  Präsumtion.  Daa 
römische  Recht  legt  hierauf  kein  Gewicht:  es  befasst  sich  genaa 
mit  den  Actionen  und  bestimmt,  mit  welcher  Action  Beklag'« 
ter  belangt  werden  kann'*');  hält  sich  aber  nur  an  die  Exoep- 
tion  wie  sie  Beklagter  vorbringt,  und  untersucht  blos,  ob  hier 
ein  Ableugnen  oder  Zugeständniss  des  Klagepunctea  ( L.  2. 
L.  19.  prn  D.  22.  3.)  oder  ob  in  der  verschiedenartig  angebrachten 
Action  selbst  eine  Exception  liege  (£.  7.  D.  44.  2.).  Das 
römische  Recht  gehet  nur  vom  Fac tischen  ans,  das  talmndi- 
sche  Recht  räumt  auch  Manches  dem  Schlüsse  des  Richters 
ein:  und  seigt  sich  hier  die  Einwirkung  des  Accusationsprin« 
cipes,  nach  welchem  der  Richter  nicht  bloss  bei  den  Ans- 
sagen  der  Parteien  und  dem  Einblick  in  das  Gesetzbuch  ste- 
hen bleibt,  sondern  bei  sich  über  diese  Aussagen  urtheilt,  sie 


(vgl.  Sekncidcf  $.  40.),  sind  Zugestandnisse  auf  Kosten  des  Rechts)  and 
wenn  Weber  (S.  146  ff.)  will,  dass  trotz  dass  Beklagter  selbst  elngo- 
räunit,  er  habe  sich  mit  der  Ehefrau  des  Klagers  zwei  Monate  vor  deren 
Vcrheirathong  fleischlich  vermischt,  das  Kind  als  ein  siebenmonatliches 
angenommen  und  dem  Kläger  (dem  gegenwärtigen  Gatten)  die  Alimenta- 
tionskostcn  des  Kindes  zuerkannt  werden  sollen,  so  beisst  dieses  wobt 
aus  dem  Recht   ein  Unrecht  herauademonstriren.     Entweder  w&ron   beide 

* 

Väter,  da  gegen  keinen  von  ihnen  mit  Gewissheit  aufgetreten  werdeo 
kann,  von  der  Alimentation  zu  befreien,  das  Kind  fiele  dann  in  die  Ca- 
tegorie  der  Findelkinder  und  Vkg^  dessen  Ernährung  dem  Staate  ob:  oder, 
da  von  beiden  das  Factum  —  der  Beischlaf  —  eingestanden  wurde,  so 
liegt  dem  Staate  gegenüber  Jedem  Ton  ihnen  die  Beweislast  ob;  und  da 
Keiner  den  Beweis  fahren  kann,  so  tragen  sie  die  Alimentationskostea 
gemeinschaftlich.  —  Mehr  über  derartige  Präsumtionen  und  wie  das  tal- 
mudischc  Recht  urtheilt,  kann,  ohne  die  Grenzen  dieses  Werkes  zu  über- 
schreiten, hier  nicht  gegeben  werden. 

'*')  Sowie  es  auch  zu  dessen  Gunsten,  dass  er  entweder  die  Sache 
gütlich  beilege  oder  gehörig  Torbcreitet  au  der  gerichtlichen  Verhaadluog 
komme,  die  Edition  der  Actioa  rerlangt    L.  1.  pr.  D,  3.  13. 
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umm  eiiMiider  abwägt  iiud  zu  erforschen  tirebt,  auf  welcher 
Seite  fiidi  ihm  WahriialUg keil  Jierauiwtelle.  Dieie«  die  fonneiie 
Grundiage  der  Miggo:  und  erwähiieu  wir,  elie  wir  weiter 
auf  aie  finfeheH^  suer»!  Manches  über  deren  Uiymologie  und 
Uotwiekeiung. 

Das  Wort  Miggo  (*ia*^)3,    aus,    von)    hat   Sie  juriatUcbe 
Bedeutung    dadurch,    daraus    (es-  eo  qrwd)^    und   iht    ein 
teciiuisobcr  Ausdruck  für  «^dadarch,    dass   Jemand  hatte  eine 
beiMMre  Einrede   (selten  Klage,    vgl.  weiter)   vorbringen  kön* 
nen.^     Wo  es  also  heisst   ^«Beklagter  hat  eine   Miggo^**   wird 
liierdurcb   angedeutet:    ihm  stand    eine  bessere   Kinrede,    die 
Glnubeo  gefiinden  hatte,  su  Gebote;    und   „er  ist  beglaubigt 
dprdi  die  Miggo^S  es  wird  der  Präsumtion  der  bessern  Eui* 
rede  Glauben  beigemessen  t).     Die  Mischna  kennt  nicht  dien 
Ausdruck  Miggo  (der  aramäisch  ist),    und  wendet  überhaupt 
diese  Prasumtjon  auf  Falle  an,  wo  eine  eigentlidie  Klage  gar 
nicht    vorhergegangen.       So    Keiuiot   15**:    „Wenn    Jemand 
sagt,  dieses  Feld  gehörte  deinem  Vater  und  ich  habe  es  von 
ihm    gekauft,    so   ist   er    beglaubigte^  und    wird    hinaugefiigt: 
„denn  der  Mund,  der  gebunden,  der  hat  auch  gelöset^',  d.  i. 
er  selbst  hat  erst  aufmerksam  geraaclit,   dass  das  Feld  eiuat 
einem  Andern    gehört   und    er   hat    gleich    hinzugefügt,    jetat 
gehöre  es  ihm:    hätte   er   geschwiegen,    so    wäre    hier  keine 
Klage  gewesen.     So  auch  das.  22^*:     „Wenn    eine   dem    Ge- 
richte  unbekannte  Frau  sagt:    ich    war   eine    Ehefrau    (hatte 
einen  Gatten)   und  bin  jetzt  geschieden,  so  ist  sie  beglaubigt 
(darf  eine  Ehe  eingehen),  denn  der  3Iuiid  der  bindet,  löset.^^ 
Hier  und  an  ersterer  Stelle   wird  jedoch   hinzugefügt:    „Sind 
Zeugen  da  (dass  das  Feld  einst  dem  Vater  gehört  habe,  die«« 
Ehefrau  eine  Ehefrau  gewesen),  dann  ist  Jener  oder  Jene  nicht 
beglaubigtem  (vgl.  auch  Demai  S.  11).    Ein  ähnliches  Verhäiiiiisa 
seigt  die  Mischna  Gittin^**':  „Wer  etwas  findet,  der  adiwört 
uicbt^Sd.!,  wenn  Jemand  eine  gefundene  Sache  zurückgibt  und  der 
Elgeothimer  behauptet,    er  habe  mehr  verloren,    so  braucht 
der  Finder  nicht  su  schwören,  dass  er  nicht  mehr  gefuiidea 


*)  Andere  nicht  hierher  gehdrende  Anwendungen  der  Miggo  Tgl.  Se- 
f9f  HmlOMriM  rag.  193.  nnd  ireneMl  HaggfäfOm  su  0.  81  f.  216  Ua 
331*    Aach  in  Rltaejlen  konmt  MIggo  vor. 
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habe.  Dleies  wird  aiich  ia  dem  Fill  iiigenoaunen,  da«  Je* 
Der  angibt^  er  habe  iwei  luaammeiigebuiidene  Beulel  Terio* 
reu,  der  Zmttckgebcr  wiU  aber  nur  eiaeo  gefmden  haben 
(vgl.  51'-  dat.  und  Alfa%()i  er  braucht  niehl  sn  acbwiteem 
denn  er  hätte  den  Fund  fiberhaupt  verachwefgen  kSnnen  (vgl. 
Tosefi^  Ketuböt  16*^).  Die  Mlachna  ftgt  jedoeh  hlniu :  ,,we- 
gen  des  Nutaena  dea  Allgemeinen^:  aihe  aich  nimlieh  der 
Finder  der  Beachwerlichkeit  einer  Eidealeiatung  anageaetct,  ,ee 
wttrde  Niemand  eine  Teriome  Sache  an  aich  nehmen,  eondern 
aie  liegen  laasen.  Andere  Fiiie,  die  in  der  Miaehna  vor- 
keramen  (vgl.  KehiM  12**  IT.)  haben  noch  andere  Prftaumtie» 
nen  ala  die  der  Miggo  ivr  aich  ^).  —  Der  Sati  ,,wer  eine 
ferlome  Sache  zurückgibt,  der  braucht  nicht  an  achwöra«^ 
wurde  zu  einem  Axiom  erhoben ;  und  wird  er  von  der  BeraÜa 
Baha  Menia  4**  in  einem  Falle  angewendet,  wo  sehen  die 
^hi^ '  clnlgermaasfen  lum  Voiechein  kommt.  B  prodaeirt 
eine  Urkunde,  in  der  ea  heisat,  A  schulde  ihm  Be« 
laim,  die  Summe  iat  aber  nicht  benannt;  Produeent  behavp« 
tet,  die  Schuldsumme  sei  finf  Selaira,  Product  drei.  Die 
Urkunde  an  sich  besagt,  da  keine  nihere  Bestimmung  der 
Summe  angegeben,  nur  die  geringste  Zahl  dea  Plurals:  swel 
(vgl.  %.  149.  und  S.  390).  Es  hat  also  Schuldner,  da  er 
drei  einräumt,  Etwas  zugestanden,  was  die  Urkunde  «lehi 
angibt;  und  bitte  nach  der  Norm  iiber  daa  tlieilwelae  Oe- 
stSndniss  (<^.  79'')  den  biblischen  Eid  zu  leisten.  Dieses  tat 
auch  die  Meinung  eines  in  dieser  Beraita  angeftthrten  An« 
tors;  dem  aber  ein  andrer  Antor  entgegnet:  „Schuldner  iat 
wie  Zurl^ckgeber  einer  verlornen  Sache  zu  betrachten  und  4m* 
her  der  Eidesleistung  ledig^,  d.  i.  daas  Schuldner  den  drit« 
ten  Sela  zugestanden  imd  es  nicht  bei  der  Urkunde,  die  mir 
auf  zwei  ausweist,  hat  bewenden  lassen  (wobei  er  ebenfbNa 
keinen  Eid  bitte  zu  leisten  gehabt)  spricht  für  sefaie  Red- 
lichkeit. —  Dieses  ist  schon  annihemd  die  Miggo;  doch 
tritt,  wie  das.  bemerkt  wird,  hier  noch  der  Umstand  hhisd, 
dasa  die  Urkunde  selbst  für  den  Schuldner  spricht:  bitte 
Glaubiger  eine  grössere  Summe  als  zwei  zu  fordern,  so  würde 


***)  In  der  Mi8chn|i  üferitul  116.  liegt  scheinbar  eine   Mif^go  im  Ri- 
tnellen  vor;  vgl.  j^och  Towfot  Jehamot  88a.  Bahn  Mvtia  36. 
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er  sie  kiben  ia  die  Urkunde  setsen  Itsgeo^  da  Torauflsiiseheu 
war,  das«  der  Richter  auf  UnbesCiinmUieit  nicht  mehr  als 
swei  werde  sueriLennen.  (Datier  braucht  der  Schuldner  hier 
a|idi  den  rabbinischen  Eid,  der  sonst  bei  Miggo  aufgelegt 
wird  9  nicht  su  leisten.  Choseh.  Mischp.  c.  88.  §•  32.).  — - 
Auch  Im  jerusalemischen  Talmud  bricht  die  Miggo  noch  nicht 
»  deutlich  hervor:  vielmehr  wird  sie  dort,  wo  sie  auftaucht, 
surückgewiesen.  So  wollen  jer.  Schebuot  c:  6.  zu  Halacha 
1.  Bwei  Autoren,  dass,  wenn  Jemand  ]00  ausgeliehen  nnd  tar 
auf  die  Eiufordenmg  des  Gläubigers  behauptet:  er  habe  schon 
die  Hälfte  zurückerstattet,  er  beglaubigt  sei.  Ein  anderer 
Autor  '^  R.  Judan  —  entgegnet  jedoch:  „bei  Geld  (Civil- 
Sachen)  wird  nicht  weil  (^^(«,  der  jerns.  Talmud  hat  die» 
Ben  mehr  hebr.,  der  babyl.  Talmud  den  aram.  Ausdruck  "d*^) 
angenommen :  „weil  er  hätte  einwenden  können,  du  hast  mir  nicht 
,4(eliehen,  sollte  er  auch  einwenden  können,  du  hast  mir  zwar  ge- 
„liehen,'  Ich  habe  aber  schon  die  Hälfte  zurückerstattet^^  (die- 
sea  wird  nicht  angenommen).  Ferner  das.  r.  4.  zu  Unlacha 
5.  „Wenn  Jemand  sagt,  du  hast  meinen  Ochsen  todtgeschla- 
gen,  meine  Pflanzen  umgehauen  und  Beklagter  antwortet, Meli 
habe  es  in  deinem  Auftrage  gethan,  so  richtet  man  sich  nach 
der  Mehrheit  der  Anklage,  d«  i.  wie  die  Anklage  gegründet 
erschelnt^^  '*').  Dieses  wird  daselbst  erklärt,  war  der  Od» 
ein  stössiger  (der  nach  Exod.  21.  28.  ohnedless  umgebracht 
werden  muss),  waren  es  unnütze  Pflanzen  (die  er  selbst  weg[- 
gdiauen  hätte),  so  ist  anzunehmen,  dass  Kläger  selbst  es 
Beklagtem  geheissen  (vergl.  auch  Baba  Kmna  91^).  Hiersu 
bemerkt  R.  Judan:  „Bei  Geld  wird  nicht  weil  angenom- 
„men;  well  Beklagter  hätte  einwenden  können^  du  hast  mich 
„beauftragt,  soll  er  auch  Glauben  finden,  wenn  er  einwen- 
^det,  ich  habe  gar  nicht  den  Ochsen  todtgeschlagen,  nidit 
„die  Pflanzen  umgebauen^^  (hier  ist  wahrscheinlich  gemeinti 
wem  manches  Andere  dafür  spricht,  dass  Beklagter  es  ge- 
than,  da  bei  einer  völligen  Ableugnung  die  Mischna  selbst 
c.  6.  §.  1*  den  Beklagten  von  der  Beweislast  losspricht.  Vgl« 

♦)  Die  Lescact  '^•»r.V'^as  yn  ^.nx  ist  onstreitig  ein  Druclc fehler,  da 
dieses  keine  Erwiderung  auf  räVi  '^Mr  ist:  sondern  muss  sein  '^  'm 
V»rYfi5ö ,  wie  auch  To9^ta  Synhedr.  c.  6.  hat  ro^Lh  ^ItT»  ^Vn  Von. 
Das  an  ist  ia  jedam  Falle  etwas  befremdend. 
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auch  jR.  Sal.  Luria  %\i  Baba  Koma  L  L).  Noch  koMOit  eine 
Steile  das.  c,  7.  xu  Halaeha  1.  ror,  wo  ebenfalls  behauptet 
wird:  ,,bei  Geld  sagt  man  nicht  weil^*).  -f-  Erst  die  babyL 
Schule  hat  diese  Theorie  ansgebildet,  die  jedoch  weit  hin* 
aufreicht,  da  schon  der  Vater  des  bald  nach  der  tana'iti- 
sehen  Periode  lebenden  Samuel  auf  sie  eine  Entsdieidnng 
bei  einem  vorkommenden  Factum  basirt  (Baba  Batra  SÖ**), 
sowie-  die  frühern  Autoren  R.  Chia  (das.  41^),  Rah,  der 
erwähnte  und  als  Rechtslehrer  Autorität  habende  Samuel 
(TgLS.  103),  R.  Jochanan,  der  ebenfalls  in  der  Rechtalehre  ab 
Autoriat  geltende  R.  Nach  mann  (S.  103)  u.  A.  (vgl  Sehe- 
huot  45  )  sie  als  bekannt  aussprechen:  und  so  wurde  diese 
Theorie  weiter  ausgearbeitet,  auch  thellweise  beschiinkt. 

Untersuehen  wir  etwas  naher  den  Grund  dieses  Beweis  • 
mittels  im  talmudischen  Recht.  Die  Miggo  oder  Beweis  ana 
der  zu  Gebote  stehenden  bessern  Einrede  besagt  schon  an 
sich,  dtfss  Product  Etwas  zugestanden,  das  er  so  gut  hätte 
ableugnen  können,  und  das  seiner  Einrede  noch  mehr  Ge* 
wicht  gegeben  hätte.  Mendelssohn  (a.  a.  O.  10.  Abschnitt 
Anmerli.)  stehet  als  Grund  hierfür  an  „damit  Terhindert  werde; 
dass  ein  Schuldner,  der  wirklich  bezahlt  hat  und  die  Bezah* 
lung  nicht  beweisen^  kann,  nicht  gleichsam  durch  die  Rechte 
selbst  gezwungen  werde,  sich  eines  lügenhaften  Vorwandes 
zu  bedienen  und  am  Ende  zu  beschwören,  wenn  er  nicht 
vor  Gerichjt  unterliegen  und  zum  zweitenmal  diese  Schiildpoal 
bezahlen  will.  Man  hat  daher  für  dienlich  gefunden,  die 
Einrichtung  so  zu  machen,  dass  Niemand  in  Gefahr  sei  aus 
Liebe  zur  Walirheit  Ton  seinem  Rechte  zu  Terlieren.^^  Aehn* 
lieh  spricht  sich  Schneider  (critische  Anmerk.  29)  über  das 
einschränkende  Geständniss  aus:  „Eine  Gesetzgebung,  welche 
dön  redlichen  Mann,  der  sich  bewusst  ist,  eine  Schuld  he* 
zahlt  zu  haben,  ohne  darüber  Beweismittel  zu'  besitzen,  in 
die  Verlegenheit  setzt,  entweder  die  urqprüngliche  Existens 
der  Schuld,  der  Wahrheit  zuwider  zu  leugnen  oder  sie  zum 
zweitenmal  zu  bezahlen,  muss  nothwendig  der  Mqraütät  naeh- 
theilig  sein.^  Dieses  wäre  also  eine  Billlgkeitsr&cksieht^ 
nicht  sowohl  rationell,  direct  aus  dem  Recht  hervorgegangen, 


*)  Bier  ist  zu  IsMn  pv  ^  mi  nicht  wie  in  dstt  Afwgabsn  ipm  \ 
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all  vidiariir  Vorbeugung  eines  UorechUi.  Mag  nun  atich  die« 
«er  Berlickalchligting  Manches  einger&umt  werden  i»  so  aeheteC 
doch  dieser  Beweis  (dieMiggo)  im  ialmudischen  Recht  eineanierc 
Grundlage  lu  haben:  eine  sich  hier  ergebende  Prä- 
santion  für  die  Wahrhafliglieit  der  vorgebrach- 
ten Einrede.  Gehen  wir  näinlich  überhaupt  auf  Pridum- 
tionen  surück,  so  geben  sie  da  den  Ausschlag,  wo  der  Be- 
hauptung eines  Thatsatses  der  einen  Partei  die  efitgegcnge-^ 
setste  Behauptong  der  andern  Partei  gegenüberstehet:  der 
Richter  weiss  nicht  wohin  sich  wenden,  >irer  von  beiden  Par- 
teien die  Wahrheit  vorbringt;  bietet  sich  ihm  Kiwas  dar,  wo- 
durch hier  mehr  Wahrheit  als  dort  su  sein  scheint,  so  neigt 
sich  die  Waage  auf  diese  Seite  hin.  Einen  solclien  AnsscUag 
zeigt  die  Miggo:  Product  zeigt  sich  hier  sdion  durch  das, 
was  er  zugestanden,  als  redlichen  Mann;  und  ist  auf  aeiiier 
Seite  Wahrhaftigkeit  wahrzunehmen,  da,  wäre  es  ihm  uai 
Unwahrheit  zu  thun,  er  gar  kein  Zugeständiiiss  gemacht  (uid 
doch  Giauben  gefunden)  hatte.  So  z.  B.  Producenl  ferdert 
eine  Summe,  die  er  geliehen;  Prodnct  wendet  ein,  er  habe 
zwar  ausgeliehen,  habe  aber  sclion  zurückgezahlt.  Prodnct  gerirl 
sich  hier  als  redliclien  Mann:  wire  er  unwahrhaft,  so  würde  er 
den  Klagepunct  gar  nicht  eingeräumt,  sondern  Alles  in  Abrede 
gestellt  und  sich  so  jeder  Entgegnung  überhoben  haben.  Dta 
tairnndisehe  Recht  erbückt  daher  in  diesem  Falle  eine  Piü- 
snmtion  für  Producten  und  spricht  ihn  von  der  Bewcislatt 
frei  *)*     Ein  ähnliches  Verhältniss    zeigt   auch    der   oben   mi- 


*)  Nor  dasfl  er  nach  «p&tcrer  ßfnrichtting  den  rabbiniächen  Kid,  \^\e 
fiberhaopt  bei  der  Miggo ,  schwören  mos«.  Choseh,  Mischp.  r«  70.  $  1 .  — 
Aock  Schneider  leitet  a.  a,  O.  aus  diesem  Grande  die  G&Jtigkeit  des  «in- 
schränkenden  Geständnisses  her  (vgl.  oben  S.  350);  und  will  er  ebenfalls 
({« 46.),  dass,  w'ßr  einer  vertragsmässigen  Verbindlichkeit,  über  die  er  ein 
schriftliches  Bekenntniss  nicht  ausgestellt  hat,  sich  wieder  entledigt  zu  haben 
behauptet,  die  rechtliche  Vermathung  ftir  sich  hat.  (Dieser  Antor,  der  eine  ra- 
t  fol^e  1 1  e  Theorie  Aber  PrSsumtionen  aufstellte  und  gerade  dessbalb  sehr  Diige^ 
fochten  wurde,  vgl.  8.439  Anmerk.,  gelangte,  obschon  noch  dnnkel,  an  der  Uer 
iia  Texte  besprochenen  Präsumtion).  Das  römische  Recht  stellt  (L.  2.  D.SSL  3.) 
die  Norm  auf:  ei  ineumhit  probaiio  qui  dicit :  non  quinegat:  der  Beklagte 
ist  aber  nur  dann  der  qui  negat,  wenn  er  den  factischen  Grund  der 
Klage  leugnet;  gestehet  er  ihn  zu,  so  ist  er  der  qui  dicii  (vgl.  ff^eber 
8.  W.  9M   m^k  a.  a.  Q.  ».  M5  fC.).    Nach  dieser  Norm  liegt  dem 
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ftfuhrle  Fall,  wo  SchnidMr  drei  Selaim  siigetliodatts  wirt 
er  YunredHcht   sa  wird«  ^  ea  M  dm  habe»  towaade«  laa- 
atn,    waa   die   Urkwide    beaagt.     So  wird  Bvcli  Ba6a   Batra 
41^'   angeführt:    Jemand  wohnte  im  einen  Haine  vfor  Jahre: 
mid  ala  der  früher  fAr  den  Eigenthümer  Geltende  um  fragte, 
out   welchem    ReeMe  er    darin   wohMv    umwertete    er,    ieh 
habe  es   von  A  gekauft,    der   (mir  gesagt^    daaa  er)  e«  ton 
diir  gekauft.    Hkr  war  hkiaichtlich  der  Stoit  eint  hhiMlngliehe 
Uiueapion,    aUeifi   der   Nachweis    des   reeblasiaaigen    BeaMtea 
(Jmtus  tüuUta)    fehlte^    da    der  gegeimrirlige   BaaMaer  fitebC 
behaupten  konnte,   daas  der,    von  dem  er  daa  Hans  gekauft; 
ea  mit  Reehl  besesien  habe  und  wfard  daher   dort  ehi  ande- 
rer Nachweis  terlangt.     Ea  wird  non  daa.  huiaogefigt:  wenn 
ia    obigem    Falle   der    jetaige    BeaiUer  aagle:     do  haai  daa 
Haus  in  meiner  (Gegenwart  a»  ihn  (ron   dem   ich  es  erwer- 
ben) f erkauft,  so  wire   er  be^anbigt;  denn  wire  dteaea  mir 
ein  tri^gerischer  Verwaod,    um  ehie»  jmtws  iUulU6  anfkttlln- 
den,  ao   wurde  er  kurz  gesagt   habe»:    ,^kfa  habe  daa  Ha«i 
TW   dir    gekauftes    wo  ea  dann,  d»   die    dreijUirige  Uauett- 
pion    achon    alattgefnnden,    keinen   weitem    Beweiaea   iiedtirfl 
hatte.  —  80  wenn  Jemand  etwaa  in  Verwahrung  gegeben  und 
der   Depositar   nach   einiger   Zeit   behauptet,    daa   De|N>sitMil 
wieder  luriickeraisttet  au  Iniben:    wire   es  ihm  um  Unwahr» 
helt  SU  thun,  ao  würde  er  das  ganse  Factum  hi  Abrede  ge- 
atettt  und  erwidert   haben,    es   sei   nichts  bei   ihm  deponfrl 
worden   (vergi.  hieriiber  Mehreres  /.  L  45.   46.  70.).   — ^  So 
femer  Baha  Mezia  110^':    Jemand  hatte  eine  Summe  ansge* 
borgt   und    dafür   aein    Feld,  tum    Nieaabraiiche  auf   mehrere 
Jahre  gegeben  (vgt.  oben  S.  300).     Der    Gläubiger  behauptete, 
dass  ihm  ein  fiinfjähriger  Niessbrauch  sei  zugestanden  worden,  der 
Schuldner  wollte  nur  einen  dreijährigen  zugestanden  haben.     Da 
Glaubiger  schon  eine  Reibe  ron  Jahren  «das  Feld  zum  Niess- 
brauch besessen,  so  hätte  er,    wäre  er  unredlich,  nicht  nur 
einen  fünQiUirigen  Niessbrauch,    sondern,   da  die  Usucapiona" 
jähre  aehan  rerfloasen  waren,    den  gtilaan  Beaita  des  FeMM 
behaupten  kSnnen:  der  Richter  sehfoss  hieraus,  daaa  es  die* 


Beklagtea,  wean  er  behatfptat,  bataklt  au  halMm,  die  fttw^iids^t  ob:  dnd 
lagt  4ie9e8  l,  h  C,  4,  19.  £f,  25.  C.  8.  43.  auydrücklich. 
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Sem  Gläubiger  um  keine  Unredlichkeit  su  thuu  ici  und  der 
Schuldner  ihm  den  fünfjährigen  Lsusfructus  xugestinden  liatte  ^). 
—  In  solcher  Weise  und  auf  dieser  Grundlage  erscheint  dip 
miggo  an  sehr  vielen  Orten. 

Doch  ist  diese  Präsumtion  aus  der  dargelegten  Redlich- 
keit nicht  allenthalben  anzunehmen,  sondern  ist  ^enau  zu  un- 
tersuchen, ob  nicht  bei  dem  Producten  noch  ein  anderes 
Motiv  Torwaltet.  So  ist  zwischen  der  geheimen,  Miemanden 
bekannten  Unredlichkeit  und  der,  der  Gegenpartei  bekannten 
Lügenhaftigkeit  ein  grosser  Unterschied:  Mancher,  der  wolil 
zu  jener  geneigt  sein  dürfte,  besitzt  doch  nicht  den  Grad 
von  Unverschimtheit ,  die  Wahrlieit  im  Angesichte  dessen  zu 
verhöhnen,  dem  dieser  Hohn  bekannt  ist.  Es  wurde  oben 
bei  mehreren  Gelegenheiten  nacligewiesen,  wie  im -Accus«- 
tiousprocesse  auf  diesen  Umstand  Gewicht  gelegt  wird  und 
wie  gerade  diese  Berücksichtigung  den  Wcrtti  der  gedachten 
Processform  erhöhet;  und  so  will  auch  das  talmudische  Recht, 
dass  bei  der  Miggo  sich  herausstelle,  ob  die  zu  Gebote  ste- 
hende Einrede  nicht  Etwas  in  sich  habe,  das  ein  Mensch^ 
obschon  von  schwachem,  aber  nicht  von  völlig  verdorbenem 
Gewissen  nicht  gern  vorbringt.  Es  muss  daher  dißr  Deposi- 
tor, der  vorgibt,  das  Depositum  sei  ohne  seine  Schuld  zu 
Grunde  gegangen,  den  biblischen  Eid  leisten  (§.  79c..):  es 
stehet  ihm  zwar  die  bessere  Einrede,  es  sei  bei  ihm  gar 
nichta  deponirt  worden  —  wo  er  also  gar  keinen  Klagepunct 
einräumt  —  zu  Gebote;  allein  dieses  ist  eine  der  Gegen- 
partei bekannte  Lüge,  zu  der  auch  der  minder  Gewissenhafte 
(wie  hier  Depositor  beargwöhnt  wird)  sich  nicht  eutscliliesst 
(vgl.  R.   Ascher  zu  Schebttot  45).      Eine    ähnliche    Rückai^t 


'*')  Bei  der  Verpfandung  eines  Grundstückes  zum  Niessbraache ,  wie 
bei  der  suritanischen  entrichtet  der  Schuldner  die  Taska  (S.  56  An- 
merk.)  und  beugt  hierdurch  vor,  dass  Gläubiger  nicht  usucapiren  könne; 
oder  er  wehrt  in  den  drei  Jahren,  d.  i.  spricht  vor  Leuten  aus,  dieses 
Grundstück  gehört  nir  und  Ist  nur  bei  Jenem  verpfändet  (TülMm  L  I.)« 
Beides  hatte  Schuldner  im  obigen  Falle  unterlassen.  —  Waren  Gbrigeoa 
Zeugen  bei  der  Verpfandung  zum  Niessbrauch  gegenwärtig,  so  findet  die 
Usncapion,  möge  Gläubiger  das  Feld  noch  so  lange  besessen  haben,, nicht 
aUtt  Baba  Bmtra  38«.  und  Toic/ot  da«.  Chwh,  Mitchp.  e.  15o/  $.  3. 
9.  317.  S.  4, 
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waliel  tuch  bei  dem  Uieilweisen  Zügesitiadaws  ob:  Product 
mis8  hier  den  biblischen  Eid  leisten  ($.  19e,),  troti  dats  sein 
Gestindniss  scheinbar  von  Redlichkeit  spricht;  er  mag  eben 
In  diesem  scheinbaren  Zugestandnisse  Beruhigung  suchen,  und 
ragmi  das  talmudische  Recht  hier  w,eniger  als  das  gemeine 
Recht  ein  (vgl  oben  S.  360)  *).  —  Ebenso  findet  die  Miggo 
nicht  Anwendung,  wenn  nicht  sowohl  aus  Misstrauen  gegen 
die  Redlichkeit  der  Partei  als  aus  Zweifel,  ob  sie  nicht  irre, 
Ihre  Behauptung  beanstandet  wird.  Es  producirt  Gliubiger 
eine  Urkunde,  die  nach  seinem  eigenen  Vorgeben  schon  sum 
Theile  besahlt  ist;  Schuldner  aber- behauptet,  sie  sei  gans 
beaahlt.  Hier  spricht  swar  f&r  den  Gläubiger,  dass,  so  er 
unredlich  wäre,  er  die  in  d^  Urkunde  verseichnete  Schuld 
in  ihrem  ganzen  Umfang  geltend  gemacht  haben  würde.  Allein  es 
wird  angenommen  {Keiubot  87^),  dass  der  die  BesalJiing 
Empfangende  sich  suweilen  irrt,  und  vermeint  er  nur  einen 
Theil  empfangen  zu  haben  (hier  kommt  wohl  der  ihn  In  die- 
sem Irrthum  bestärkende  Umstand  hinzu,  d^ss  er  die  Ur- 
kunde in  Hinden  hst)  \  es  wird  daher  dem  Gl&ubiger  der  Eid 
auferlegt,  vor  dessen  Ableistung  er  sich  wohl  das  elgent- 
li^ie  Verhältniss  genau  zurückrufen  wird.  —  Dasselbe  gilt 
auch  bei  dem  Falle,  dsss  eine  Ehefrau  aussagt,  ihr  Mann  sei 
in  einer  Schlacht  umgekommen:  sie  darf  nicht  heirathen,  weil 
eine  solche  Ausssge  zuweilen  nur  auf  einem  Schein  beruhet 
{Jebamotlib")*.  es  kamen  viele  Krieger  um,  und  da  ihr 
Mann  dort  stand,  hielt  sie  dafür,  dass  auch  er  umgekom- 
men u.  s.  w.  (vgl.  oben  S.  146).  Zwar  findet  eine  Ehe* 
frau,  die  bei  Gericht  aussagt,  ihr  Mann  sei  gestorben,  Glau- 
ben (vgl.  zu  §.  33);  aber  diese  bessere  Aussage  kommt  nicht 
jener  andern  zu  statten ,  da  nicht  eine  Unwahrheit ,  sondern 
ein  Irrthum  geargwohnt  wird  (vgl.  Toaefot  7.  l,  Sefer  Hak- 
keritut  reg.  102.  Schach  %.  9).  —  Es  tritt  also  auch  hier 
ganz  das  obeiigedachte  Princip  der  Miggo  hervor.     Der  Rieh- 


'*')  Die  zwar  beafere»  aber  eine  Uttverüchämtheit  involvirende  Bia* 
rede  wird  von  früheren  and  späteren  nachtalmudiscben  Autoren  viel  be- 
sprochen: Manche  verwerfen  sie  durchaus ,  Andere  reflectiren  auf  sie, 
Wenn  Product  auf  seine  gegenwärtige  Einrede  einen  Bid  zu  leisten  hat. 
Vgl.  ausfahrlich  Stfw  Hakker,  reg.  188.  Sehach  $.  6.  Kenetet  Huggedola 
$.  nir^lda.   Tumim  za  $•  72-92.  u.  A. 
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ter  siebet  bei  gewfthnlicher  KItge  B^anptang  gegen  Behi«|p*- 
tnng  gegenftberstehen ;  auf  welcher  Seite  die  Unwahrheit  «lek 
finde,  vermag  er  nicht  zu  entscheiden:  hat  nun  eine  hrtef 
einen  Beweis  der  Redlichlceit  abgelegt,  so  vemiindert  sieh 
der  Verdaclit  auf  dieser  und  Termehrt  sich  auf  jener  Seite. 
Ist  aber  diese  Partei  selbst  etwa  im  Irrthnm  begriffen,  so 
mag  ihr  swar  Redlichkeit,  aber  nocli  immer  nicht  Wahrhaft 
tigi^eit  lugestanden  werden:  sie  behauptet,  sich  selbst  dessen 
nicht  bewusst,  Unwahrheit.  —  Die  Miggo  erleidet  noch  manche 
andere  Modiflcationen.  So  wird  nach  Mehreren  eine  Mint 
in  Gebote  stellende  bessere  aber  seltene  Einrede  nicht  als 
Prisumtion  —  Miggo  —  angenommen  {Stfer  Hakkerit.  reg. 
187.  Tgl.  Scfiaek  $.22^;  so  kommt  ferner,  wenn  das  Gerieht  die 
jetaige  Einrede  nicht  annehmen  kann ,  der  Partei  nicht  tu  stattai^ 
dass  früher  eine  bessere  Einrede  ihr  zu  Gebote  gestanden  (vgL 
To$efot  au  Ketubut  85"'  Baba  Batra  30* )  n.  a.  m. ,  worfiber 
die  folg.  $$.  Manches  bringen. 

Za  §.  1»3-  195. 
Haben  obige  Beispiele  zumeist  nur  die  PrIsumUon  Ar 
die  Wahrhaftigkeit  hinsichtlich  der  Einrede  besprochen,  so 
Ist  zu  erwägen,  ob  diese  INrisumtion  auch  dem  Kliger  tu 
statten  komme,  ob  seine  aus  der  Klage  herrortretende  Red- 
lichkeit ihn  Tom  Beweise  entlastet  1  Die  meisten  frQhereii 
und  spateren  nachtalmudischen  Autoren  (vgl.  Schonesck  Joseph 
ntdis  6.  1)  verneinen  es  und  so  wird  auch  Chosch.  Misckp. 
c.  82.  §.  12.  dieses  angenommen.  Und  dieses  ist  auch  in  sich 
selbst  begründet.  Die  Miggo  ist  als  ein  Judicium,  wie  Ober- 
haupt alle  Prisumtionen  (vgl.  oben),  zu  betrachten:  ein  Jn- 
diciom  mag  wohl  den  Ausschlag  geben  för  ein  Verbleiben 
in  einem  Besitze,  Kr  ein  bisher  bestandenes  Recht,  ist  aber 
nicht  geeignet  einen  Besitz  aufzuheben,  es  sei  denn,  cl^sa 
es  sich  an  Evidenz  nahe,  einen  unwiderlegbaren  Beweis  (wie 
oben  S.  310)  liefere.  —  Wir  flkhren  einen  Fall  an,  wo 
diese  Präsumtion  sich  auf  Seiten  des  Klägers  zeigt.  A  pro- 
ducirt  eine  recogniscirte  Schuldurkunde  gegen  B.  Product 
wendet  ein,  es  sei  eine  geheime,  von  dem  Producenten  bu 
erfiUlende  Bedingung  hiermit  verbunden  gewesen,  der  er  aber 
noch  nicht  nacligekommen:  und  Producent  gestehet  die  ge- 
heime Bedingung  ein,    ssgt  aber)  er  hsbe  it«  iM^bw  erAllt^ 
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Hier  tpridit  dto  Pfisatttlon  der  WihrlMifltIgkclt  (Redlichkeit) 
flllr  den  ProdueenteD:  %lre  et  Ihill  um  ellie  Lü^e  za  thiin, 
M  >viirde  er  das  VorhandeiMein  der  gelieimeil  Claiigei  gtmt  in 
Abrede  ifeelellt  haben  and  bitte  er  unter  Ablebtung  eines 
mfachiiiaehen  Eides  (ErfQilungseldes)  Oianbett  gefanden  ^). 
Allein  eine  Miggo  um  einen  Besitt  aufkuheben  (nach  taU 
mudiBchem  Ausdrucke  vererb  'U'^a'  i^Miggo  um  sn  entslehen^)  \vird 
nicht  angenommen,  und  muss  also  Gläubiger  einen  roilstin- 
df^tt  Beweis  fuhren  (CtoscA.  MUchp,  L  L  nach  Hattmmot 
21.  Pforte  3.  Abthetl.  $.  2)  *^). 

Doch  kommt  diö  MIggo  auch  unter  manchen  UmstSnden 
dem  Producenten  «u  statten.  Hierher  gehdrt  (f.  IM),  wenn 
er  eine  unbestrittene  Urkunde  (also  nicht  wie  vorher,  wo  die 
GUtigkeit  der  Urkunde  durch  die  Behauptung  einer  geheimen 
Bedingung'  angefochten  wird)  in  Händen  hat  (Hatirumot  17. 
Pforte  ±  Abtheil.  §.  1).  So  wird  Schebuot  42'*  berichtet: 
Jemand  prodncirte  eine  Schuldurkunde,  Product  wendete  ein, 
er  habe  schon  besahlt,  Producent  entgegnete,  die  Abzahlung 
nei  auf  eine  andere  Schuld,  die  er  beim  Producten  gehabt, 
geleistet  worden.  Es  wird  nun  folgende  Decislon^  angeführt : 
Zahlte  Product  in  Gegenwsrt  von  Zeugen,  so  wird  Producent 
nicht   gehört;   hat   er  aber   ohne   Zeisgen    besahlt,   so  findet 

*)  Di6  NohD  Lit  nämlich  t  bringt  bei  einer  recognoscirten  Urkunde 
Produa  eine  Einrede  vor,  die  die  Urkunde  ungültig  macht,  als,  sie  wA 
verfälscht  eder  sie  sei  eine  Vertrauungsurkunde  (no*  fittmtfra(0  pecuniaj, 
so  muss  er  bezahlen  und  leistet  Producent  im  ersten  Falle  gar  keinen^ 
im  andern  den  rabblnischen  Eid.  Wendet  aber  Product  das  Vorhanden- 
sein einer  geheimen  Clausel  ein,  so  muss,  da  hierdurch  die  Uricunde  flicht 
atifgeboben  wird  —  vgl.  eben  8.  434  —  Producent  einen  misobniscbea 
Bid  leisten.  CkoscA.  MUckp,  I.  I.  §.  10.  vgl  auch  s.  233.  %.  4.  ^  Das 
r6aische  Recht  legt  (L.  19.  pr.  D.  23.  3.)  bei  der  Einrede  des  paeii 
convcutt  dem  Schuldner  die  Beweislast  auf. 

**)  Nach  römischem  Rechte,  das  zwar  die  Präsumtion  dieses  Titelt 
fiberhanpt  nicht  Icennt,  Hegt  hier  ebenfafls  die  BeWelslAst  dem  Kläger  ob. 
Zwar  spricht  das  ronische  Recht  nur  davon,  wenn  der  Kläger  einen  io^ 
lu$  nuUM8  entgegensetzt  (L.  7«  S«  11.  D,  3.  14.):  dieser  muss  natür- 
lich bewiesen  werden,  da  es  höchst  ungerecht,  eben  Dolus  ohne  Beweis 
anzunehmen,  und  gilt  doch  dieses  auch  bei  der  Exception  (L.  18.  §.  1. 
D,  33.  3.).  Allein  auch  bei  der  Replik  des  Klägers ,  dass  die  Bedingung 
schon  erfüllt  sd,  muss  er  nach  L,  3.  k,  U  beweisen,  da  er  der  qni  diett 
ist«    Vgl,  obfn  9«  364«  iüneriiwig. 

80* 


468. 

Produeeut  unter  Ableitiung  des  mitduiiseheu  Eides  Glauben, 
da  ihm  die  bessere  Replik  lu  Gebote  stand:  er  habe  gar 
nichts  empfangen  (rgl.  Chonch.  Müchp.  c.  52.  §.  1.  2.).  Hier 
kommt  SU  demlndicium,  das  die  Miggo  bietet,  noch  ein  Be- 
weis hinsu:  die  producirte  Urkunde;  wäre  auf  sie  Absahluiig 
geleistet  worden,  so  würde  sie  Product  aurückverlangt  und 
sie  nicht  in  den  Händen  des  Produccnten  gelassen  haben  (vgL 
Tumhn  Anmerk.  8).  Ucberhaupt  wird,  wo  su  der  Miggo 
noch  eine  Präsumtion  hinzukommt,  dieselbe  auch  su  Gunsten 
des  Klägers  augewendet  {Hattrumot  45.  Pforte  J .  Abth.  <i.  22. 
R.  Ascher  zu  Baba  Batra  32^ }. 

Auch  wenn  Producent  im  Besitze  ist  ($.  195)  wird, 
wenn  ihm  eine  Miggo  zu  Gebote  stdiet,  dieselbe  zu  seinen 
Gunsten  angewendet.  Ein  derartiger  Fall  findet  sich  Baba 
Batra  32^*.  Gegen  den  Besitzer  eines  Grundstiickes  (der 
iK>ch  nicht  drei  Jahre  im  Besitze  war)  trat  der  friihere  Ei- 
genthümcr  auf,  wie  er  denn  zum  Besitze  komme I  Er  antwortete, 
er  habe  das  Grundstück  von  ihm  gekauft  und  producirte  eine 
Kaufsurkuude.  Jener  stellte  die  Richtigkeit  der  Urkunde  in 
Abrede,  worauf  der  Producent  dem  Richter  im  Geheimen 
vertraute,  dass  diese  Urkunde  zwar  eine  ungültige  sei  (eine 
Vertrauungsuiiunde,  vgl.  B.  Sam.  ben  Meir  und  Alfasi  ad 
loc.)^  allein  er  habe  eUie  vollkommen  gültige  Urkunde  gehabt, 
die  aber  abhanden  gekommen  sei.  Hier  findet  sich  nun  eine 
Präsumtion  der  Wahrhaftigkeit:  wäre  es  dem  jetzigen  Be- 
sitzer um  eine  Lüge  zu  thun,  so  würde  er  bei  der  Behaup- 
tung stehen  geblieben  sein,  die  producirte  Urkunde  ist  eine 
rechtskräftige.  Auch  befindet  er  sich  im  actuellen  Besitse. 
Hingegen  hat  der  frühere  Eigenthümer  für  «ich  das  Eigen- 
Ihumsrecht,  da  Jener  noch  nicht  drei  Jahre  besessen  hatte. 
Es  wird  nun  daselbst  entstliieden ,  dass  in  wessen  Besitz  älch 
jetzt  das  Grundstück  befindet,  dort  bleibt  es.  Die  Miggo 
ist  liier  im  Gruude  für  ein  Verbleiben,  so  wie  es  sich 
hier  überhaupt  mehr  um  eine  Einrede  als  um  eine  Klage  su 
handeln  scheint;  allein  da  das  Object  erst  Eigentlium  des  die 
Urkunde  Producirenden  und  noch  nicht  drei  Jahre  Besitzoiden 
— ein  Recht  des  Besitzes  ist  hier  also  noch  nicht  eingetreten  — 
werden  soll,  so  ist  es  als  ein  Entziehen  zu  betrachten. 

Der  andere  Tlieil  dieses  §.  ist  auf  K^ub9(  IV'  bMirt: 
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wenn  der  bcstiniiiiien  Behauptung  des  Prodiieenten  Produet 
nur  eine  zwejfeUwfte  Einrede  entgegensetzt  (Tgl.  oben  S.  308), 
dem  Produoenten  •  noeli  überdies  eine  bessere  Kiige  su  Ge^ 
böte  stehet,  so  bedarf  es  keines  weitern  Beweises. 

Zu  %.  196. 
Die  Prisumtion  dieses  $.  ist  die  Chasaka;  und  da  die 
Miggo  auch  eine  Prisumtion  ist,  so  wollen  wir  mit  einigen 
Worten  auf  den  Unterschied  swischen  beiden  aufmerksam 
machen  und  hierdurch  nochmals  -  etwas  näher  auf  die  Diver- 
gern  des  talmudischen  und  romischen  Rechts  eingehen.  Die 
Präsumtion  stützt  sich,  wie  oben  bemerkt  wurde,  entweder 
auf  ein  natürliches  Verhflituiss  oder  auf  das  im  Leben  sich 
auf  diese  Weise  Ereignende  und  mit  diesen  Umstanden,  Wir- 
kungen und  Folgen  Zusammenhingende  if.  So  z.  B.,  wer 
steh  im  Besitze  befindet,  kann  nicht  auf  die  ohne  Beweis 
geführte  Klage  daraus  Tertrieben  werden;  so  die  Prisumtion 
der  Verwandtschaft  aus  dem  Zusammenleben  u.  s.  w.  Diese 
Priisumtionen  sind  gewissermassen  objectiv;  sie  wurden  nicht 
erst  aus  dem  Tor  dem  Richter  vorgehenden  Kampfe  der  Par« 
teien  hergeholt,  sondern '  bestehen  sie  an  sich,  haben  ihren 
Grund  in  anderen  sich  ereignenden  Thatsachen.  Dieses  nun 
ist  die  Chaaaka  des  talmudischen  und  die' Prisumtion  dea 
romischen  Rechts:  nur  dass  letzteres  das  Gesetz  zur  Grund« 
läge  macht  und  auf  einen  rationellen  Grund  mitunter  weniger 
eingehet.  Es  gibt  aber  auch  eine  Präsumtion^  die  nicht  aus 
Verhiltnissen  und  anderseitigen  Thatsachen  und  Vorgingen  ab- 
geholt wird,  sondern  die  aus  dem  gegenwartigen  Kampfe  der 
Parteien,  aus  der  Klage  imd  Einrede  sich  dem  Riditer  auf- 
drigt.  Dieses  ist  die  Miggo,  die  schon  an  sich  mehr  der 
orientalischen  als  der  ocddentalischen  Geistesthitigkeit  zu- 
sagend (vgl.  oben  S.  59)  dem  römischen  Recht,  das  nur  zu 
bald  seine  abgesteckten  Grenzen  hatte  und  sich  endlich  ganz 
zum  Inquisitionsprincipe  hinneigte,  unbekannt  bleiben  musste, 
vom  talmudischen  Rechte  hingegen,  das  dem  Accusationspro- 
cesse  treu  blieb,  begünstigt  wurde.  —  Unser  §.  bespricht 
nun,  wenn  Chasaka  imd  Miggo,  die  Prisumtion  aus  gewöhnlichen 
Thatsachen  und  die  aus  dem  Kampfe  der  Partelen  sich  er- 
gebende Prisumtion  einander  gegenüberstehen:  die  Chasaka 
spricht  für  den  Producenten,  die  Miggo  für  ^den  Producten. 
Ein  solcher  Fall    wird   Baha  Baira  5*    angeführt.      Es  gilt 
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wi0  oben  erwihnt  wurde,  »b  CluMtlu,  dtii  mtn  lücht  for 
der  Zeit,  sondern  erat  xur  VcrftUaeit  nhll.  Nun  hat  A 
an  B  auf  drei  Monate  gettehen,  und  da  er  im  vierten  MmM 
seine  Schuld  Indert,  «endet  B  ein,  er  babe  adion  vor  nnwl 
Monaten  geiahlt.  Dieser  Bebavptnng  stehet  nun  die  gedachte 
CbaaalLa  entgegen:  hingegen  hat  Producl  fdr  sich  tino  Miggo: 
er  hatte  einwenden  können,  er  habe  am  Ende  der  drei  Bio- 
nate  (A  liat  erst  bi  der  Mitte  des  vierten  Moäats  gefiKdert, 
vgl.  auch  To$efoi  das.)  gesohlt  und  da  es  ebie  m&ndUahc 
Schuld  ist,  so  wire  er,  wie  liben  häufig  bemerkt  wurde,  be- 
glaubigt. Es  wird  daher  die  Frage  au^foworfen ,  ist  Cihaittka 
oder  ist  Miggo  besser?  Diese  Frsge  bleibt  nwsr  dsselhn 
unentschieden  und  kann  Prodnet  niobt  our  Beasblung  fenmr 
lasst  werden  1  doch  erklsren  die  nachtalmudlschen  Antovsn, 
dasa  dieses  nur  von  die« er  Chosaka  gilt,  die  awav  Manehf« 
(Sr  dch  bat,  aber  doch  nicht  au  den  starken  <festbfigrnndelen) 
Präsumtionen  gehört;  bei  letateren  wird  auf  die  gegeohbiecs 
atehende  Miggo  kein  Gewicht  gelegt  (ist  also  die  iddeetfre 
Präsumtion  gewichtiger  als  die  subjectire).  So  wenn  Pfodnel 
vom  Gericht  ^iir  Besabituig  verurtbeilt  wurde  und  sieb  dam 
Uftel  untersog,  «od  als  er  «ur  Veaabluag  belangt  wisd  erhekt 
er  die  Ehirede,  dass  er  nichta  sisbiMic  gewesen,  da  OHlnbignt 
eine  gleich  grosse  Summe  an  unreflhUi«hcn;$inaen  von  ihm  ffennm^ 
meii  f.  Hier  spricht  gegen  Um  die  sehr  gegrlndete  Cbasaiii« 
d«S0,  verhielte  ea  aiph  wie  paine  Ginrede  er  sich  niohl  dWi 
LIrtheU  nnterfog^n,  sondern  ^Ifse  Pnrede  gleich  vof|flMrp<da 
haben  würde,  u^d  diese  Chasaka  überwiegt  die  gegmlbev^ 
stehende  Hiiggo,  dass  ff^u^  blMe  sagen  kömfton^  er  ael 
sehoR  dem  Urtheil  naebgekomnien  iu|d  habe  besablt  (vgl.  abAü 
S.  354).  M.  Salom.  bm  Äderet  t|i  re8p0ns.  bei  Me$  JpßfpA 
0.  75.  §.  22.  Cko$ck.  Mi8chp.  c  79.  §.  14  Glosse.  —  Abi 
eine  sehr  gegründete  Chasaka  woltep  ^uch  Einige  (^  AfSaa, 
ben  Nßchman  bei  Afaggid  Misqltm^  ^Mw^  c«  1,  §.  4)  nn-^ 
sehen,  dass  was  Jemand  in  jBciaeifi  Besitfe  hf^t  a|s  s^in  Eis^-* 
tt^um  befrachtet  werde,  so  knge  er  nicht  das  Gegentbeil  h^ 
wiesen.  Daher  wird  der  SehuMn^,  der  be}  der  Auvfandimg 
angibt,  dass  einige  Gegenstande  ausgeboxt  oder  Deposita 
seien,  nicht  gehört,  aelb^  wenn  ehie  Miggo  ihm  <ur  Seitn 
s^^  u,  dgL  m.  (vgl«  auch  ftattmmi  &  Pforte,  1,  AbtMi. 
%.  4.  Cko9ch.  Miicf^.  c.  00.  %.  1  ^loiae.  Jßkbi,  Schemua  raf  t554). 
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Zu  §•  197. 
Der  erste  Theil  des  §.  stellt  eine  objective  IVSsumtion 
—  das  Gewöholicbe,  der  Gebrauch  in  diesem  Orte  —  der  sub- 
jectiven  entgegen:  und  gibt  Mfie  im  Tor.  $.  der  objectifen 
Prisumtion  den  Vorzug.  Diese  Norm  fuhrt  suerst  B.  Hai 
Mi9€hpete  Sckebuoi  1.  Abthl.  5«  Pforte  (der  jedoch  nichts 
^on  Miggo  erwähnt)  nach  Baba  Mezia  110'*  an.  Daselbst 
beisst  es:  Wenn  der  Pächter  (Gärtner)  behauptet,  er  habe 
das  Feld,  dass  er  die  Hälfte  des  .Ertrages  besiehe,  xur  Be- 
arbeitung übernommen,  der  Eigenthomer  behauptet  aber,  das» 
er  ihm  nur  ein  Drittel  des  Ertrages  iugesagt,  so  Itommt  Alles 
auf  den  Ortsgebrauch  an:  pflegt  der  Pächter  gewöhnlich  di& 
Hälfte  SU  bekommen,  so  wird  seine  Behauptung  als  die  rich- 
tige angenommen.  Hier  hat,  wie  die  nachtalmudischen  Au^ 
toren  bemeilen,  der  Eigenthiimer  awar  eine  Miggo:  er  hätte 
gana  in  Abrede  stellen  können,  dass  er  gar  das  Feld  ver- 
pachtet, sondern  habe  der  TorgebUche  Pächter  nur  als  Tage- 
löhner das  Feld  bearbeitet.  Allein  es  wird  hierauf  nichts 
gegeben,  da  der  gegenwärtigen  Behauptung  der  Ortsgebraucli 
entgegenstehet.     Vgl.   auch    Tosefot  Baba  Baira  2'' 

Der  andere  Theil  des  §*  wird  viel  von  den  späteren  nach* 
talmudischen  Autoren  besprochen  und  führen  wir  hier  ehiige 
FäUe  an.  Baia  Batra  ai"*-  33^*  wkd  berichtet:  Zwei  stritten 
um  ein  Feld,  jeder  behauptete,  es  habe  seinen  Eltern  gehört; 
(und  er  habe  es  von  ihnen  geerbt);  A  brachte  hierauf  Zeu- 
gen, dass  er  es  schon  durch  drei  Jahre  besessen,  B  Zeugen, 
dass  es  seinen  Eltern  gehört  habe.  Ein  Autor  meint  nun» 
wollte  A  lügen,  so  würde  er  kurs  gesagt  haben,  er  habe  es 
von  B  gekauft  (und  wäre  er  durch  die  Usueapion  im  Besits 
gebliehen).  Es  wird  aber  entgegnet,  dass  wo  Zeugen  sind 
auf  das  „was  brauchte  er  su  lügen^^  (ein  Ausdruck  für  Miggo) 
nicht  gehört  wird.  Der  Zeugenbeweis  ist  natürlich  evidenter 
als  jede  Präsumtion.  —  Diese  an  sich  sehr  einleuchtende  Norm 
gilt  übrigens  nicht  nur  für  den  wirklichen  Zeugenbeweis,  son- 
dern auch  da,  wo  die  gewöhnlichen  Ereignisse  gegen  eine 
Behauptung,  die  sonst  durch  eine  Miggo  gestützt  wird,  spre- 
chen. Dieses  wird  ausgedrückt:  „wir  sind  Zeugen ^^  d.  i. 
das  Gericht  verwirft  diese  Behauptung,  als  wäre  es  selbst 
Zeuge  des  Gegentbeils  gewesen,  wäre  das  Gegentheil  evident 
erwiesen.     So  wird  Baba  Me%ta  81*-  angefahrt:   Jemand  ver- 
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niiethete  einen  Egel,  warnte  aber  den  ErmietKer  nicht  auf 
der  Strasse  am  Strome  Pakod  zn  gehen,  da  dort  gew5hnlich 
Walser  zu  sein  pflegt.  Der  Esel  reningliickte  auf  dem  Wege 
und  Ermiether  sagte:  ich  bin  zwar  am  Strome  Pakod  ge- 
gegangen, die  Strasse  war  aber  trocken  (fiir  unverschuldete 
Todesfdile  braucht  ein  Ermiether  nicht  einzustehen).  Hier 
liegt  zwar  eine  Präsumtion  für  die  Wahrhaftigkeit  seiner  Be- 
hauptung vor,  da  er  bitte  sagen  können,  er  sei  gar  nicht 
auf  diesem  Wege  gegangen.  Allein  es  wird  das.  decidirt:  eine 
Miggo  bei  entgegenstehenden  Zeugen  wird  nicht  angenommen. 
Die  Strasse  am  Pakod  hat  immer  (gewöhnlich)  Wasser  und  ist's 
■ovicl  als  wenn  das  Gericht  Zeuge  wäre  (sich  durch  riditer- 
liehen  Augenschein  überzeugt  hätte),  dass  es  auch  an  jenem 
Tage  dort  gewesen  (vgl.  auch  Ketubat  27^*  u.  dgl.  m.)  ^).  — 
Auch  wenn  ein  Gerücht  gegen  die  gegenwärtige  Behaup- 
tung spricht  oder  die  bessere  Einrede  gegen  ein  Gerücht 
▼erstossen  würde,  wird  auf  die  Miggo  nach  mehreren  Auto- 
ren nicht  gehört.      Vgl.  Kereset  Hagedola   reg,  84.  85. 

Wir  führen  noch  hier  an,  dass  bei  Zweien  —  wenn 
Zwei  die  Beklagten  sind  und  ihnen  eine  bessere  Einrede  zu 
Gebote  stehet,  oder  wenn  zwei  Zeugen  und  sie  bitten  eine 
bessere  Aussage  vorbringen  können  — •  eine  Miggo  nicht  ange- 
nommen wird;  denn  wie  kennt  Einer  die  Gesinnung  des  An- 
dern 1    To€efot  Ketubat  19* .      Hakkerüut  reg.    185.   u.  A. 

Zu  §.  19?^. 

Diese  Norm  wurde  erst  von  den  Geonim  aufgestellt. 
Wenn  die  gegenwärtige  Behauptung,  auch  wenn  auf  sie  ein- 
gegangen wird  noch  immer  einen  Eid  invohirt,  so  kann,  wenn 
auch  eine  Miggo  ihr  zur  Seite  stehet  der  Eid  nicht  er- 
lassen werden.  A  verpfändete  bei  B  einen  Gegenstand:  nun 
behauptet  B,  er  habe  200  darauf  geliehen  (der  Gegenstand 
hat  diesen  Werth),  A  aber  behauptet,  er  habe  nur  100  aus- 


♦)  Selbst  zu  einer  günstigen  Interpretation  kommt  übrigens  bei  ent- 
gegenstehenden ZeHgen  die  Miggo  nicht  zu  statten.  So  könnte  bei  dem 
ersten  Falle  interpretirt  werden:  „es  gehörte  meinen  BUern,  die  es  von 
den  deinigen  erkauft'S  und  wäre  also  die  Aussage  der  Zeugen  keine  Wi- 
derlegung der  Behauptung  dei  A.  Allein  dann  hätte  er  anfuhren  müf* 
sen:  ich  habe  es  von  meinen  Eltern  geerbt;  seine  jetzigen  Worte  deutoa 
an,  es  habe  immer  seinen  Eltern  gehört,  diesem  st^en  aber  Zengen  ent- 
gegen.   Vgl.  Wmnin  Uitpk  ad  ha 
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geliehen.  Die  Norm  ist,  diss  in  dolchen  Falle  der  Pfand- 
empianger  einen  mischhiscben  Eid  leistet.  Nun  hat  aher  A 
ohne  Zeugen  ausgeliehen;  hier  stehet  B  eine  Miggo  mi  Ge- 
bote: er  hatte  das  Pfand  gans  abfeugnen  oder  erwidern  kftu- 
•  nen,  er  habe  es  von  A  gekauft.  Er  muss  aber  doch  nichts- 
.  destoweniger  eben  jenen  Eid  leisten,  denn  eine  Miggo  entlastet 
nicht  vom  Eide.  Vgl.  R,  Mos*  ben  Nachman  sn  Baba  Batrü 
33"*'  R,  Ascher  su  Schebnot  44.  Chosrh.  Mischp.  c.  72.  %. 
17.  r.  93.  §.  2.  ^  (Die  subjective  Prdtumtion  hat  ihren  Gnmd 
nur  in  dem  Gleichgewicht  der  Klage  und  Einrede  und  hebt 
sie  zu  Gunsten  dessen,  fQr  den  sie  spricht,  dieses  Gleichge- 
wicht auf.  Wo  aber  an  sich  gesetslich  ein  Beweis  verlangt 
wird,  das  Gesetz  eine  Partei  mit  dem  Eide  belastet,  so  ist  das 
Gleichgewicht  von  vom  herein  aufgehoben,  da  doch  von  dieser 
Seite  erst  bewiesen  werden  muss:  und  fehlt  also  die  eigentliche 
Gmndlage  zur  Geltendmachung  der  sobjectiven  Präsumtion.) 

Zu  S.  190. 
Es  wurde  schon  oben  der  Grundsatz  der  Mischna  her- 
vorgehoben: „der  Mund  der  bindet  loset ^^  d.  i.  wenn  Jemand 
gegen  sich  Nachtheiliges  aussagt  und  einen  Umstand  hinzuü&gt, 
der  dieses  Nachtheilige  anflicht^  so  findet  er  Glauben:  den« 
er  bitte  nur  zu  schweigen  gebraucht.  (Vgl.  die  oben  ange- 
führten Beispiele.)  Hier  bildet  also  das  Schweigen  eine  Miggo. 
Dieses  findet  aber  natürlich  nur  statt,  wenn  nicht  diie  Klage 
vorausgegangen,  sondern  —  dass  wir  uns  des  Ausdruckes  lie- 
dienen  —  Kläger  und  Beklagter  eine  Person  sind.  Indess  kann 
selbst  in  diesem  Falle  die  Miggo  des  Schweigens  zuweilen 
nichts  beweisen,  wenn  nimlich  durch  die  jetzige  Aussage  ein 
Resultat  erzielt  wird,  das  aus  dem  Schweigen  nicht  hervor* 
gegangen  wäre.  Dieses  wird  aus  Ketubot  23**  gefolgert,  wo- 
selbst es  heist:  Wenn  über  eine  dem  Gerichte  unbekannte 
Frauensperson  ein  Zeuge  aussagt,  sie  sei  verheirathet,  ein 
anderer  Zeuge  sie  sei  verheirathet  gewesen,  sei  aber  nun  ge- 
schieden, so  sind  für  die  Verheirathung  zwei  Zeugen,  da 
auch  der  andere  Zeuge  das  einstige  Dasein  eines  solchen  Zustan- 
des  zugestehet;  für  die  Scheidung  aber  ist  nur  ein  Zeuge:  und 
wird  sie  daher  als  Ehefrau  betrachtet  (darf  sie  nicht  heirathen). 
Hierzu  wird  nun  von  nachtafmndischen  Autoren  {Tosefoi  und 
Hakkeritut  reg.  186)  bemerkt,  dasi  hier  eigentlich  dem  Sen- 
gen der  für  die  Scheidung  aussagt,  die  Miggo  des  Schweigens 
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la  Gebote  g^iaiidea  habet  er  biUte  nur  gar  kein  SSeugnisa 
abiol^en  gebrnocht,  so  wäre  uur  jener  Eine  Zeuge  für  die 
Verheifatliang  dagewesen,  und  Ein  Zeuge  ist  —  wie  aus  dem 
eriien  Abaebnitt  sur  lienige  bekannt  —  nicbi.  begUubigt. 
iUlelii  ii/^  aussage  des  Zeugen  ergibt  ein  anderes  Resultat 
%lf\  4|C|te  Schwelgen:  nach  diesem  würde  sie  für  un?erheiratbet, 
9ja^  seiner  Aussage  soll  sie  als  Geschiedene  angesehen  wcrdeu 
(diesei  bi|t  vielen  Einfluss  liei  ihrer  abennaligen  Verheiratbung). 
ÜH  ^,M  dfher  hieraus«  auch  für  Einreden  die  Regel  abge« 
luitef ,  4j|8s  wo  4ie  Aussage  Anderes  als  das  Schweigen  ergibt 
di(a  ^ua  dem  su  Gebote  stehenden  Schweigen  hergeholte  Ein- 
n^  nichts  beweist    Vgl.  jSCenesei  H^ggedola  reg.   147. 

Per  andere  Theil  dea  §.  wird  Tosefot  Baba  Mezia  98'- 
eilgefvhvt ;  Niebt^issen  wird  nicht  als  Miggo  betrachtet  (vgl. 
^llhen  &  308),  weil  eine  solche  Entgegnung  schon  einen  Ver* 
dacht  auf  den  froducte^  wirft  und  sie  daher  Niemand  gern 
anwendet.     Vgi.  auch  Schaeh  §.  3. 

Z?  §.  200. 

Ks  ergibt  sich  aus  dem  bisher  Gedachten,  dafs  die 
BllggO  9ebr  vielen  Bescbrihikungen  unterworfen  ist,  und  naiaii 
^M^  4eni  subjektiven  Ermessen  anviel  anheimgeben  wollte. 
Es  4n4en  sich  auch  noeb  vielfache  andete  Beschraid&ungen: 
so  wird  die  awar  bessere  aber  entfernt  liegende  (seltene)  Ein- 
rede nMrt  berfickaichtigt;  ferner  die  Einrede  durch  die  Je- 
mnnd  sieh  in  ein  schlechtes  Ucht  setaen  wiirde,  die  Ein- 
fod^i  die  nur  dem  Recbtsgelehrten  bekannt  ist  und  auf  die 
4iar  Nifilitgelebrte  schwer  fallt  u.  a.  m.  (vgl  die  hn  Eingange  ge- 
deehten  Autoren).  Daher  stellt  Schach  §.  32  die  Norm  un- 
aefea  %.  auf.  -- 

Ist  hbrigens  richtig,  dass  nur  mit  grosser  Vorsicht  der 
PriUramtioA  dieses  Titels  —  der  Miggo  —  Gewicht  beigelegt 
werden  kann«  ao  dftrfte  sich  wieder  von  der  andere  Seite  er- 
geben^ dssa  ihr  nicht  alle«  Gewieht  absesprechen  sei.  Wird 
unser  Civilprooess,  wie  von  mehreren  Seiten  beabsichtigt  wird, 
sieh  mehr  dem  Aeeuaationaprincip  imd  dem  Geschwemeng<i- 
riebt  annähern,  dann  wird  wohl  auch  die  pra€aut§Uh  hrnrnmü 
sur  Geltung  gelangen  und  mit  ihr  die  Prisumtion  der  besseria 
Bmrede,  die  bei  dem  den  lUehter  eng  beaebr&nkenden  sebrift-* 
ItdMHi  Verisisra»  keum  Veriwkslebtigiing  Baden  konnte. 


Ueber 


die  Preussische  Gesetzgebung 


hinsichtlich 


des  Zeugnisses  der  Juden. 


•  / 


Mfer  Torhergeh«ade  Theil  hat  die  moMifalsh-ttliBudifciie  Theo* 
rie  über  den  gerichtlichen  Beweis  gebracht.  Jttdiadiea  Gericht 
lind  Jttdiichea  Recht  alnd  in  dem  gröaten  Theile  Europa^s 
ausser  Wirksamkeit  getreien;  der  Jude  bildet  nicht  mehr  einen 
Staat  im  Staate,  sondern  haben  die  allgemeinen  Gesetse  und 
das  allgemeine  Recht  f&r  ihn,  wie  för  jeden  andern  Bttr« 
ger  ihre  bindende  Kraft  *).  Nur  wurde  beim  Eide,  da  der 
Eid  religiöser  Natur  ist,  die  jikdische  Religlonslehre  be- 
rücksichtigt: es  wurde  gefragt,  welche  Theorie- Tom  Eide  sie 
aufstelle  und  durch  welche  Formen  sie  die  Heiligkeit  der 
Eidesleistung  erhöhet  wissen  will.  Das  j&dlsche  Recht  hin- 
gegen, In  welchen  Fällen  im  Jndenthume  ein  Eid  anerkannt, 
welcher  Eid  ob  Reinigunga-  oder  Erf&llungseid  aufgelegt 
werde,  so  wie  fiberhaupt  die  rechtliche  Seite  des  Bidesbewei- 
ses  konnte  hier  nicht  sur  Geltung  kommen,  wenn  man  nicht 
mit  dem  Grundsatze,  dass  es  nur  Eine  Rechtlehre  und  Ein 
Gesetz  für  alle  Staatriyfirger  gebe,  in  Widerspruch  gerathen 
wollte.  Dass  andere  Elemente,  wie  die  des  Judenhasses  und 
des  Misstrauens  hinzutraten  und  die  Eidesableistung  Ihre  ur- 
sprüngliche Form  verlor  (rgl.  Eidesidstung  8.  69  ff),  war 
mehr  ein  Aeusseriiches,   datf  die   Lieblosigkeit   der  Zeit   und 


*)  In  Deutschland  (mit  Ausnahme  Altona^s),  Frankreich ,  Holland  u. 
s.  w.  hat  die  jüdische  C^yiljarisdiction  ao^hdrt.  In  der  Türkei  wird  sie 
noch  geübt  and  Ist  nach  dem  Zostande  der  tfirklMliea  Justiz  woU  noch 
Bedärfniss.  Wird  die  OMirte  'von  Gilhane  eine  Wahriieit  werden,  dann 
dürften  wahrscheinlich  auch  dort  die  Juden  sich  ihrer  Jurisdiction  begeben« 
In  Russland  w&re  nach  der  bekannten  Verk&uflichkeit  der  dortigen  Be- 
amten für  die  Juden  wohl  vortbeilhaffter  ihre  Processe  vor  jüdischen  Ge- 
richtshöfen auszumachen ;  und  dass  man  sie  nicht  als  Bürger  des  Staates 
betrachtet,  zeigen  doch  nur  zo  daatlich  die  gegen  «ie  erlzMeoea,  Boropa 
mit  Trauer  fifüflemita  VkSfe. 
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Jhre  Voniriheile  aDgesetit  hatte.  Auch  bei  der  Zeogentim- 
sage  eines  Juden  wurden  diese  Elemente  vorwiegend  und  hatte 
das  gemeine  Recht  Ausnahmegesetie  beim  jüdischen  Zeugnisse : 
welches,  da  man  einmal  auf  dem  Boden  des  Hasses  und  des 
Vonirtheik  stand,  nicht  befremdend  ist.  Hingegen  fand  sich 
hier  keineVeranlassnng  der  jüdischen  Religionslehre  und  dem  jüdi- 
schen Rechte  etwas  einzuHlnmen;  denn  dass,  da  jedes  Zeug- 
niss  nach  gemeinem  Rechte  beschworen  sein  muss,  der  jü- 
dische Zeuge  den  BId,  wie  die  jüdische  Eidesleistung  es  t^t- 
schreibt,  abkige^  geh5rte  in  das  Gebiet  der  Eidesleistung  uad 
blidete  bebn  Beweise  durch  Zeuget  keine  besondere  Rubrik. 
Um  so  auflUiender  ist  dianche  Berücksichtigung,  die  die 
Preusslaebe  Gesetigebung  bei  den  Zeugnisse  der  Juden  ein- 
treten und  die  verschiedenartigsten  Bestandtheiie  vorwalten 
Bist. 

Die  Preussische   Crim^inal-Ordnung  hat    unter    der 
Rubrft  „Vereidung  der  Zeugen''  $.  332— 339.  Folgendee: 
%  335.  Nro.  7.   «„Jeden  können  lur  Ablegung  eines  eidlichen 
Zeugnisses  nicht  gittzwungen    werden,    wenn   die  Strafe^ 
welche   den   AngeiehaUUlgteH   treffen    kann«    eine   G<dd- 
bnsse  bis  fitttCrig  Thaler,  oder  GeTängnissstrafe  bis  seche 
Wochen  übersteigt     Wollen  sie  aber  den  Eid  in  Sachen, 
worin  eine   hirtere  Strafe  .statt  findet,  freiwillig  leisten, 
so  kann  solches  geschehen   (§«  357.  M.  8)/' 
in  diesem  %.  357,  weleher  die  Ueberschrift  führt:  „V^m 
jSeugen,  welche  sur  näheren  Erkundlgmig  vernommen  werden 
kennen''  heisst  tn  Nro.  8: 

„Joden  ohne  Unterschied,  ob  der  Angeschuldigte  ein  Jode 
iM  oder  nkfat,  und  ob  einer  ihrer  Gkubensgenosnen 
ein  Interesse  bei  der  Sache  hat  oder  nicht,  sobald  es 
'  auf  eine  hirtere  Strafe  als  ftmfsig  Thaler  oder  sechs- 
wüchentiiches  Gefingniss  ankommt,  wenn  sie  sich 
euch  nur  Abiegnng  des  Zeugeneides  freiwillig  erbieten. 
Kommt  ei  aber  nur  anf  die  gedachte  oder  eine  ii#eh 
geBndere  Strafe  an,  mi  ist  der  Angeschuldigte  ehi  Jude; 
so  beweiset  Ihre  eidlich  bekriftigte  Aussage  gegen  ^6* 
sen  voUstindig  ($.  335.  N.  7.). 
IMePfenai«  Allgemeine  Gerichts-Qrdnung  hat  l.TU. 

10.  TUd  4  Abiduiitt  ^Beweis  diurcb  Zülgc«^  Ffigwdci« 
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$.  39(X  ^Zn  d^DJeiiigeit  Peftoneii,  w^Mie  m^wfr  tök^tehen- 
dkn,  tWar  nltellt  alt  BewdMtfigei»,  n^fiM  ütltr  4er  Er- 
kundigung wegHl,  dbgebotl  Irerddi  können,  gehören 
femer: 

12)  Juden,  wenn  rie  in  einem  Pretesie  iwlsch^  einen^ 
Clirftten  und  eineltt  Ihref  OliubcMgtJnoHen  ton  letiterm 
vorgeschlagen  werden.  Wenn  jedo^  der  tofgeiiehlagene 
jtidische  Zeuge  ein  einlindischer  dchutijode  Im,  und 
/  durch  eili  Attest  aeiner  Obrigkeit  beadiein%t  wird,  dasa 
er  noch  nie  eines  Verbrechens  wegen  fai  'üftiferaachnng 
gewesen  ad;  ftbrigena  aber  aiia  den  UmMlidiM  erfreliet, 
dass  derselbe  von  der  Sache  hat  Wiasenschaft  'erhaltlAi 
können;  so  kanQ  die  eMIiche  Abhörmig  auch  auf  den 
Vorschiag  der  jüdisdien  Partei  erfolgen.  Bodi  können 
dergleichen  jUdiaclie  Zengen,  selbsf  wenn  ihH»r  mehrere 
sind ,  niemals  ehien  volley  BeWels,  mm  besten  der  jttdi* 
sehen  Partei  g^gen  einen  Ghdsteii  bewidcen;  sondern 
ihre  Aussagen  verdienen  nur  in  so  wdt  Rftekricht,  als 
de  mit  den  Angaben  eines  andern  diristUchen  Zeugen 
fibcrdostlmmen.  Der  christllefaen  Parte!  stehet  es  frei, 
jüdische  Zeugen  In  Vorschia|^  an  brkigen,  welche  Jedoch 
ebenfalls  als  vollgültige  Zeugen  nicht  su  betraditi^h  alnd. 
Diese  QnallUt  geMilrtt  Ihnen  nur  alsAnn,  wenn  der 
Prozess,  in  wdcfaem  sie  ab^^hSrt  werden,  bMsa  unter 
Partden     ihrer     Nation     geführt     wird.  Uebrigens 

macht  CS  bei  der  Beurthellnng:  ob  ein  jfidfscher  Zeuge 
gültig  sei,  und  welches  Gewicht  seine  Aussage  habe, 
keinen  Unterschied,  wenn  auch  dem  Zeugen  oder  der 
Partei  Rechte  diriatllcher  Kanflente  beigelegt  wireA. 
Wohl  aber  steht  einem  Juden,  welchem  die  Rechte 
christlieher  Bürger  überhaupt  nach  ihrem  ganten  Umfange 
bdgeiegt  worden  afnd,  seine  ReHglon,  in  Rüekskht  dtiea 
in  büi^gerlichen  Rechtsatigelegenhdttn  absniegenden  Zeog« 
niases,  nidit  entgegen^ 

Anh.  $.  88.  „Jff rieft,  ttelcke  die  Rethte  der  Premsischt^ 
Staatsbürger  erlangt  haben  ^  können  in  Civilproxessen^ 
auch  wenn  sie  von  einem  ihrer  Glaubensgenossen  gegen 
einen  Christen  tui  Zeugen  vorgeschlagen  worden  sind^ 
eben  so  wie  andere  Sl0at$Mrfer  uk  ßewHemugen  ^- 
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gehört   werden*^'       (Dieser    $.   Ist    nach   ]E|escripft    vom 
30.  Mai  und  12.  October  1812,  welches  beatlmmt,  dam 
nach    §.  20.    des    Edicts   der    bürgerlichen    Ve'rhiltniase 
der  Juden  11.  März  1812,  welches  die  Regel  festsetst, 
dass    die   privatrechilichen  Verhältnisse   der    Juden    nach 
eben  den  ÖeseUen  su  beurtheilen  seien,   welche  anderen 
preussischen  Staatsbürfem  zur  Richtschnur  dienen,  Juden 
vollständige    Zeugen    in     Civilsachen   sind.         V^l.     bei 
Mannkopf    Allg.    Ger.-Ordn.    für    die    Preuss.    Staaten. 
1.  Rand.  S.  500.) 
In  demselben  Titel  5.  Abschnitt  ,,Reweis  durch  den  Eid^^ 
heisst  es: 
§.  343.      ,,In  Sachen  der  Juden  §egen  Juden  bedarf  es  bei 
jüdischen  Zeugen  keines  Eides,  sondern  es  werden  dem 
Zeugen    nur    die    zehn  Gebote    und    die    im    mosaischen 
Gesetze  ausdrucklich    befohlene    Pflicht,     als  Zeuge   die 
Wahrheit  ^u   sagen,  Ton  dem  Rabbiner  oder  Gelehrten, 
ernstlich  zu   Gemüthe  gefuhrt. 
§.  344.     Wenn  Christen  bei  einer  Reclitssache  ein  Interesse 
haben;   so  können    auch    die  judisehen  Zeugen  der  Ab- 
leistung   des    förmlichen     Zeugeneides    sich    nicht    ent- 
ziehen. 
§.  351.     Die  Glaubwiirdigkeit  und  Reweiskraft  des  von  einer 
Jüdin  abgelegten  Zeugnisses  soll  lediglich   nach  den  Ge- 
setzen des  Staats,    ohne  Rücksicht  auf  den  Unterschied 
des  Geschlechts,  beurtheilt  werden.  ^^ 
f!he    wir   zur    weitern    Retrachtung     dieser    Gesetze   über 
Criminal-    und  Civilrecht  übergehen,   dürften  einige  historische 
Notizen    über    Glaubwürdigkeit    jüdischer     Zeugen     Toraussu- 
schicken  sein. 

Nach  früherm  römischen  Rechte  waren  Juden  unstreitig 
Tollständige  Zeugen.  ,,Wer  im  römischen  Reiche  lebt  ist  römischer 
Bürger  ^%  erklärte  Antoninus  in  einer  Constitution  *\  Aus- 
drücklich  wurde  Ton  ScTerus  und  Antoninus  den  Juden  Fähig- 
keit Staatsämter    zp  erlangen  zuerkannt:  und  waren  sie  dem- 


*)  L.  17,  D.  1.  5f  in  othe  R&mano  9111  •iint,  ex  ConsUiuii&ne  im^ 
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gemfiM  doch  wolil  «vch  befähigt  Zeugmss  ^bsufeben  *). 
Rom  nahm  das  Chrigtentham  an^  und  seinb  Imperatoren  er- 
blickte» die  Erfüllung  ihrer  Rcgenlenpflicht  in  der  Verfolgung 
Andersglatibender :  welche  Gesetae  erlässt  schon  Constantin, 
der  erst  unläjigst  das  Christenthum  angenommen  halte,  geg^ 
Häretiker !  Gegen  die  Juden'  zeigen  sich  jedoch  Constantin  und 
Theodosius  der  Grosse  tolerant  *'^)^  Arcadius  und  Honorius 
schwanken  hin  und  her  ***)^  aber  sie  erlassen  (418)  das  den 
Juden  als  Staatsburger  tiefverletzende  Gesetz,'  dass  kein  Jude 
¥on  mm  an  in  den  Kriegsdienst  aufgenommen  werde,  obschon 
sie  ihm  andere  Aemter,  so  wie  die  Advocatur  ausdröekllcfa 
crlanben  (fj.  22.  C.  Theod.  h  U).  Unter  Theodosius  dem  Zweiten 
werden  (439)  die  Juden  Ton  allen  Ehrenämtern  ausgeschlosste 
(£r.  19.  €.  1.  9);  Justinian  bestätigt  nicht  nur  dieses  Geseti, 
sondern  will  audi,  dasa  obschon  die  Ausgeschlossenen  nfdiC 
gleiche  Rechte  haben,  aie  doch  gleiche  Staatslasten  tragen 
müssen  (NovelL  45.  Proef,\  ,,denn^^  flhrt  er  mit  scharfsin- 
niger Logik  fort,  ,,wenn  es  Menschen  gibt,  die  für  ihren 
fortdauernden  Unsinn  Belohnungen  beanspruchen,  die  wir  für 
die  höchsten  Würden  anff^ren  (Immunität  von  Staatslastea, 
die  aber  die  Juden  eben  desshalb  verlangten,  weil  sie  Ton 
Würden  ausgeschlossen  «raren);  wen  sollte  nicht  diese  Un- 
verschämtheit empören?  Sie  sollen  persönliche  Dienste  und 
Abgalten  leisten,  kein  Gesetz  sdl  de  davon  frei  machen; 
Ehre  aber  sollen  sie  nicht  geniessen,  sondern  sie  mögen  lü 
dem  verächtlichen  Stmde  verbleiben,   in  welchem  sie  wollen, 


*)  Xf.  3.  §.  3.  P.  60.  2:  ew  qui  Jndaicam  BupcrtUtionem  aequuniur^ 
D,  Severm§  et  Jntoninu»  honore§  adipkci  ptrmiseruntt  Med  et  fCeeessitofet 
eU  impoBuerunt  quae  9upertUthu€m  e^rum  «fs  loederenU  Ein  Nach- 
klang der  toleranten  Gesinaung  dei  zweiten  Tbeiles  dieser  Lex  (vgl.  aadi 
L.  3.  C.  1. 9.)  findet  aioh  noch  anter  Arcadios  und  Honorius.  Vgl.  L.  20« 
§.  1.  Cod.  Thßod.  de  Judaeh  (16.  8.  Edit,  Haenel.  hipe,  1842)  L.  13.. 
C.  L  9. 

**)  Constantin  vgl  L.  2.  3.  4.  Cod.  Theod,  h.  t.  (Jostkian  nahm 
h.  3.  C.  1.  9.  nur  die  feindlicbe  L.  I.  ibid.  aaQ.  Theodosius  Tgl.  h. 
8.  9.  Cod.  Tkeod.  k.  i.  (mit  L.  8.  iebeint  die  L.  7.  C.  1.  9.  in  Widar- 
spmch  SU  stehen). 

^**)  Vgl  L.  11.  12.  13.  16.  20.  21.  23.  25.  26.  27.  Cod.  Tkeod.  h. 
U  L,  14.  C.  1.  9.  Doch '  spridit  «ch  auch  hier  h&ufig-  ein  CeindUdier 
Sinn  aas, 
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dass  ihre  Seeic  sei^^(i^W.).      In   dietem   Geiste   erUete  encb 
der  fanatische   Juatinian   ein    Geaets   (S32),    welches  die  Va^ 
fihigkeit  der  Juden,    ein  Zeugniaa  gegen    Christen    absuie^en 
ansspricht:   und    so   war   nun   hiermit   die  gansliche  Ehrioaig* 
Iteit  der  Joden  erliiärt.     Dieses  CSesetz  sagt:     ,,Auf  die  A»- 
ffrage  vieler  unaeres  Spruches  harrenden.  Richter,    wie  es   mit 
ketzerischen  Zeugen    zu  halten  sei,    ob    ihre  Zeugnisse .  ange- 
Dommen  Oder  zurückgewiesen  werden  sollen,  stellen  wir  fest: 
Keki  Ketzer,  s6  wie  Jene  die  dein  jüdischen  Glauben  anhangen 
haben    in    dem    Prosesse    Rechtgläubiger     einen    Zutritt    als 
Zeugen:     mögen     beide    Parteien,    möge   eine    Partei    rechi* 
gläubig   sein.      In  dem  Streite    der  Ketzer    oder  Juden  luCer 
aich  geben  wir  den  gleichen  Bund  zu:  die  Streitenden  mögen 
diese  ihrer  würdigen  Zeugen  anfuhren^^ '*').      Esuird  nicht 
dem  Gesetze  zur  Grundlage  gegeben,  weil  Ketzer  und  Joden 
geneigt   zur    Lüge    seien    und   man  ihrem  Worte  nicht  trauen 
kann^  noch   weil  man  wegen   eines  etwa   bei  ihnen  Toraoaso- 
setzenden   Hassca    gegen     die    Rechtgläubigen    Unwahrheit    su 
befürchten  habe  (denn  warum  dürften  in  letzterem  Falle  Jene 
nicht    Zengniss   ablegen,    wenn    beide    Parteien    Rechtglänbign 
sind,  die  Wage  also  hier   im  Gleichgewicht  bleibt  1),  sondern 
es  spricht  hier  der  tückische  Bigotismus^  der  seine  fromme  Freude 
daran  findet,  den  in  Religionsmeinungen  Abweichenden  zn  verletsea 
lind  ihn  mit  Schmach  und  Hohn  zn  bedecken,  wie  ihn  der  zweite» 
bei  den  mittelalterlichen  Juristen  zum  Stich-  und  Witzworte  ge- 
wordene Satz  offen  anspricht.      Dass  Fanatismus  allein  daa  M«»tiv 
des  Gesetzes  sei,  bewährt  auch  der  weitere  Verfolg,  in  welchem 
Justinlan   erklärt  „dass  da  wo  nothgedrungen  ihr  (der  Ketzer 
und  Juden)    Zeugniss  benutzt  werden  müsse,    wie  bei  Teata* 
menten,  bei  letzten  Willensmeinutigen  oder  bei  Vertilgen  ihr 


*)  L.  2h  C.  1.  &.  qwmium  mnlti  Jmdieei  in  dirimendU  liffg-iw  n^ 
interpellaverunty  noatro  indigente$  oraculo,  tU  €<»  refferretuTy  quid  d€ 
tmiihma  hatntiei»  statuendum  Bit,  utrnmne  aceipiantnr  eotum  testimania 
tm  respuantury  toneiini»,  contra  ortkodoxbi  quidem  Utiguntes  nemini 
AaerelJco,  vel  hi$  etiim,  qui  jvdaieam  svperstitionem  eolunt,  e»$€  im 
teitimonia  communionem:  tive  utraque  para  orthodoxa  fit,  tioe  diC«r«k 
Aller  M  autem,  haerHictB  et  Judaeia^  nhi  Utigandnm  exiitimtwerintj  eon- 
cMlMHiff  foedm  pernüxtnm^  et  dignoa  UtigaiorihuB  etiam  teatte  htttwäu- 
€ert.    Vgl.  auch  Novell  46.  C.  1. 
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ZeugDitt,    damit    der  Beweis    nkht   been^  werde',   QHMtIgkeil 
luibe^*  % 

DasB  das  canoaiache  Recht  auf  diese  Basis  fortbaate  iat 
leicht  «u  erra'heo.  Es  laset  sich  sogar  für  dasselbe  noch 
eher  Entschuldigung  als  für  das  römische  Recht  aufsuchen. 
Das  canouische  Recht  gab  sich  als  ein  kircliiiches ,  suchte  also 
eine  religiöse  Grundlage;  wer  diese  nicht  mit  ihm  theilte,  der 
stehet  ausser  seinem  Rechte.  Allein  abgesehen  davon,  dasa 
das  canonische  Recht  sich  su  einem  weltlichen  machte,  aus 
dem  religiösen  Gebiete  des  Christenthums  das  nur  Tugend- 
lehren aufslellt,  keinesfalls  aber  Norm  für  Staats^erfaaanng 
und  Staatsgesetzgebung  sein  will  (vgl.  oben  S.  13),  heraus- 
trat und  das  römische  Recht,  dessen  Gesetze  so  oft  ange« 
ftthrf  und  befolgt  werden,  die  eigentliche  Basis  bildet,  ao 
stehet  das  canonisdie  Recht,  da  es  eine  EidesableistUng  M 
jedem  Zeugnisse  verlangt,  ja  sogar  dieses  ohne  jene  gar  nicht 
gehen  lassen  will  (c.  51.  AT.  2.  20),  schon  aus  diea^  Rüokalcbl 
nicht  auf  religiösem  Gebiete  (vgl.  oben  S.  203.  204),  son- 
dern betrachtet  das  wahrhafte  Zeugniss  als  eine,  aus  dev 
Sittlichkeit  hervorgegangene  Verpflichtimg,  die  durch  die 
religiöse,  den  Eid,  gehoben  werden  soll.  Warum  weiset  also 
dennoch  das  canonische  Recht  das  Zeugniss  Andersglauben- 
der zurück  =*'^)?  Lassen  wir  es  selbst  sprechen:  ^^W^il, 
wer  dem  göttlichen  Zeugnisse  nicht  folgt,  das  Gewicht  menedi- 
llcher  Zeugnisse  verloren  lat^^  '^^^).  „Jenem  nicht  gana  an 
glauben  ist,  der  nicht  den  wahren  Glauben  erkennt ^^  f)! 
—  Doch  scheint  das  canouische  Gesetz  lange  Zeit  nicht  zur 
Ausführung  gekommen    zu  sein  ff);    und  es    fand  sich  noch 


^)  Ibid,  Caetcrum  testoncMorta  te$Umimi9  eormn,  et  fume  m  vMmiw 
€lagii$  vßl  C9nirmctibus' eonMitiunty  fropttr  utUiiatem  nee€$$arii  nsvi^  eU 
8in€  nllß  diitimctimie  permittimus,  ne  probationmtn  /aeiillof  oogutletiir.- 

•  **)  J>ai  canoniscbe  Recht  gestattet  Andersglaabenden  and  sogar  Hel- 
dea  eben  Eid.    Vgl.  den  nerk würdigen  eoti.  28.  Caua,  32.  911.  l."* 

***)  Can,  21.  Com.  2S.  fH.  4:  qui  enim  divina  i€$Umonia  non  8e- 
qumtur^  pondu$  humami  tmtimQfäi  perdidermii, 

f)  C  1.  X.  5» -7:  Dubim  m  ßde  u^fidelif  eit.  iVee  eh  amnine  tre- 
deadtifa  eit ,  qui  ßdem  veritaiü  ignerant, 

ff)  Höobst  bemerkenswerth  ist,  dass  oo«.  26.  Ctnu.  9.  911.  7.,  der- 
die  gadaekte  L.  21.'CL  1.  6.  wiedergibt,  nur  HaereUnu  aber  nleht  Ja-" 
dodHt  (wie  in  der  L.  C.)  erwikat  wqd.     Vgl.  jedoch   ««n.  25.  Caui;  % 

31  ♦ 
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der  Papet  Alexander  III.  im  J.  1179  so  Terordiien  fertnlaMt: 
,,Zeugnt88  der  Christen  gegen  Juden  soll,  da  sie  (die  Jiidea) 
•ich  lierausnehmen  sich  ihrer  Zeugen  gegen  Chriaien  su  be- 
dienen, angenommen  werden,  und  wird  der  in  den  Bann  er- 
klärt, der  hier  die  Juden  den  Christen  voraiehen  wollte,  da 
doch  erstere  den  letzteren  unterworfen  sein  tollen  und  aie 
■nr  aus  Menschlichkeit  geduldet  werden  ^^  *).  Bemerkenswerih 
ist,  dass  man  den  Juden  scheint  anch  das  Recht  eingeriumt 
in  haben,  mit  Einem  Zeugen  die  christliche  Partei  über- 
flhren  zu  können;  welches  ebenfalls  der  gedachte  Papsi  ab- 
geschafft wissen  will  **). 

Wir  gehen  nun  auf  das  alte  germanische  Recht  über. 
Die  Capitnlarien  haben  manche  merkwürdige  Vorschriften  über 
Zeugenverhör,  über  Widerspruch  der  Zeugenparteien,  über 
Bestrafung  falscher  Zeugen,  die  theils  aus  dem  bei  den 
Deutschen  üblichen  Accusationsprocess,  theils  aus  dem  jenes 
Zeitalter  characterisirenden  Geiste  hervorgingen  ***).    Von  der 


fm,  l.i    Pagani  vel  Hittretiei  üel  Judaei  non  poBtunt  Chr$ttiano$  aeensmre^ 
mrni  vocem  eit  infamationu  inferre, 

*)  C  21.  Jf.  2.  20.  Teitimonium  quo^e  Chrittittnorum  adoenna 
JudaeoB  in  omnibtu  cßUMis  (cum  ilti  advenui  ChrUtianot  tatibut  tuit  «It 
praefiiflianO«  recipiendum  eue  cememui.  Et  anathemaie  decernimu»  ft- 
rkndoij  quicunque  Judaeot  ChristianU  voluerint  in  hae  parte  praeferres 
am  908  Chriitianit  Buhjacere  opporteaty  et  ah  ei$  pro  tote  humoHiiaie 
foveri. 

**)  C.  23,  h,  t:  Quia  non  eit  licitum  alicui  Christianoy  ut  muUo 
minuB  erucia  Christi  inimico,  ut  cauaae  $uae  uniu$  tantum  quaiilegitimo 
teiiimonio  finem  imponat :  Mandamut ,  quatenut  si  inter  vo$  et  quo»eun^ 
que  Judaeos  emer$erit  quaestioy  in  qualibet  causa  Christiani  et  maxime 
CUrici,  non  minu$  quam  duprum  vel  trium  virorum^  qui  sint  probtiiae 
viUit  et  ßdelU  conver$ationi9  teatimonium^  admittatit, 

***)  Wir  fuhren  hier  aU  Ergänzung  der  oben  im  ersten  Abschnitte 
gedachten  verschiedenen  Gesetsgebongen  diese  Capitnlarien  an,  wie  sie  ^ 
bei  PertM  Monumenta  Germaniae  hiatoriea  Tom,  HL  abgedmckt  sind. 
Ueber  Zeugenverhör  aus  den  Capitularien  Ludwigs  und  Lothars (833>. 
C.  17.  ijDe  perjuriis  ut  caveantur  ut  non  admittantur  tetfe«  ad  ju- 
ramentum  antequam  discutiantur.  Et  n  aliter  diicuti  non  poeeunt^  #•- 
parenf  nr  ab  invicem  et  singulariter  mquirantur^  ut  non  solum  acemut^ri 
tieeat  testet  eligere  abaentes  suoe  eautatoret.  Et  omnino  nulhu  mioi 
fsiamis  ad  juramentum  vel  ad  teitimonium  mdmittatur.  Et  iUe  qui  ad 
iotjtim^niuM  addueitur  $i  refutatur^  dicat  üle  qui  emn  refutat  et  probai^ 
qimrt  iUmn  reoipcre  noUt.    Et  de  ipeopago  fcflaf  sifgaMiir,  nitt  langimt 
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Unflhigkeii  einet  Juden  tum  Zeufnitse  wird  weder  in  diesen 
■iemlich  aueffthrlicben  Capitularfen,  nodi  in  einem  ailderen 
Capitniar,  wo  die  Form  des  Judeneides  vorgesehrieben  wird  ^\ 
Erwilinnng  geilian. 

Ein  besonderes  Gesets  über  Zeugniss  des  Juden  tritt 
erst  im  säclisiselien  Weichbild,  im  Sachsenspiegel 
und  im  Schwabenspiegel  hervor. 

Das  WeichbUd  hat  AHtl[.  137.  (Ausgabe  1547.  ohne 
Angabe  des  Druckortes  und  des  Verlegers): 

,^BeLlagt  aber  ein  Christ  ein  Jlkden  ymb  Schuld,  mit 
Geseug,  er  sol  jn  Tberseugen  selb  drit,  mit  aweien  Cliri- 
sten  vnd  einem  Juden.  Die  Juden  vbenseugen  den  Cliristen 
auch  also,  mit  sweien  Juden  vnd  eineni  Christen.^ 

Dieses  von  einem  sehr  gerechten  Geiste  dictirte  Geseta 
will  dem,  der  wahrhaften  Aussage  entgegenstehenden  Moment 
der  Feindschaft,  welche  Christen  und  Juden  gegen  einander 
hegten,    vorbeugen.     Der   Glaube    kommt   hier   nicht  in    Au- 


txita  comitatiim  ca^ua  tii  inquirenda.  Et  ti  quit  eonvietms  fmerit^  per-r 
dut  manum  aut  redimat  (Peru  S  363).  Ueber  Widerspruch  der  Zeugen 
ff.  aus  den  Capitul,  Ludwig  des  Frommen  (816):  Si  duo  tettimonta 
d9  qualibet  re  teitimoniaverint  et  inter  se  ditcordanty  tune  comis  digat 
unum  ex  uika  parte  et  alium  ex  alia  parte,  ut  tili  duo  tettei  decerteni 
cum  eeutin  et  fu$tihu$.  Nam  si  flehilktreB  ip$i  teateB  fuerint,  timc  ad 
cmcem  examinentur.  Quod  $1  majorie  aetatis  sunt  et  non  pa$tnnt  ad 
erueem  »tare  tunc  mittant  aut  filio»  suoa  aut  qualemcunque  fhominem 
potfimt,  qui  pro  ei$  contendant.  Et  ille  qui  de  faUitate  eonvietue 
fUerit,  dextrum  manum  perdat  (ibid.  p.  195.).  —  Wir  geben  hier  auch 
wieder  die  bei  L&ssig,  Sammlung  der  Notariatsgesetze  2.  Auflage  S.  344 
angefahrten  hierher  gehdrendeii  Langobard lachen  Gesetze.  Tit.  XLUL 
De  tettimonUe  falais,  circ.  an,  724  et  regni  12.  §.  /.  Si  qui$  testimonium 
faUum  contra  quemeunque  redidderit  aut  in  ehartula  falsa  goienti  manu 
poeuerity  et  ipta  fraut  manifeata  fuerit,  componat  Vuidrigeld  (dieses  ist 
nach  einer  dortigen  Bemerkung,  wie  aus  dem  Worte  selbst  herrorgehet, 
eine  Geldstrafe)  rao  medieiatem  regi^  et  medietatem  eujue  eaasa  fuerit, 
J.  IL  Et  ai  talie  persona  fuerit ,  qnae  non  habeat  unde  componat ,  tmne 
fuhticua  debeat  eum  dare,  pro  aervo,  in  manua  ejua,  eujua  eulpam  feeit^ 
et  ipae  eum  de^erviat  aicut  aervua,  §.  UL  Et  iUcy  qui  alioa  rogat  teati- 
monium  dieere,  out  pro  eauaa  «ua,  manum  in  chartulam  falaatß  ponere^ 
aie  componat  f  aicut  ipaoa  faUoa  teatea  juBemua  eomponere  pro  eo,  quod 
ipamm  malum  per  ipavmfuit,  in  quo  actum, 

"")  Von  Karl  dem  Grossen  und  Ludwig  (814)^  Pertz  S.  1^. 
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•ehiag:  80  wie  Jndeii  nidit  gegen  Chritten,  Mmwtn  Mich 
Ctiristen  nicht  gegen  Juden  Zeagnim  ablegen.  Ihia  Oenels 
rechnet  swei  Terdicbtige  Zengeii  für  einen  dasaieclien  iSen« 
gen*);  daher  wenn  der  Christ  einen  Jnden  aniciagt  tmd  Zen« 
gen  fär  den  Kläger  aussagen^  müaaen  swei  Chriattn  (da 
Chriaten  gegen  den  Juden  Terdachtige  Zeugen  aind)  nebal 
einem  Juden  (gegen  den  Juden  Ist  der  Jude  ein  daMieclicr 
Zenge)  ansaagen,  und  umgekehrt  zwei  Juden  und  ein  Chriai. 

Der  Sachsenspiegel  (Leipzig  1614.  Voegelin.  Mit  An- 
tnerkungen  Ton  Zobel)  spricht  aidi  zwar  nicht'  deiititch  an«, 
scikeint  sich  a1>er  auf  das  Weichbild  zurück  zn  beslefaen. 
fia  hdast  4.  Buch  7.  Artikel: 

,,Kofft  ok  ejn  Yode  oder  Waduwe  kalke,  hohe,  oder 
Gewand,  vnd  ujmen  waren  en  Ilefft,  vind  men  id  an  siner 
wer,  man  richtet  oyer  ene,  als  ouer  eynen  diff.  Wat  he 
aner  dinge»  kopet,  by  jdages  lechte,  TUTerholen  vnd  nicht  In 
bealotetien  Hus,  mach  hey  dat  tugcn  «cKT  drede,  he  bebol- 
dct  seine  penninge  daranc,  de  her  dar  umme  gaff,  oder  rp 
dede  myt  sinen  ode,  offtc  id  rerslolen  19.  Bret  auer  ome 
an  deme  Tuge  he  Terluset  <eine  penningc.^^  (Ilochdcntache 
Oebersetzung:  ,,Kaufi^t  ein  Jude  oder  nimmet  zu  pfände 
Kelch,  Bücher  oder  Kirchengerede,  da  er  keine  gewehreu  au 
hat,  findet  man  es  in  seinen  gewehren,  man  sol  vber  iho 
richten,  als  Tber  einen  dieb.  Was  aber  der  Jude  anders 
dings  kaüift,  oder  zu  pfände  nimmt,  vnverholen  md  rnver- 
stöhlen,  bei  tages  liccht,  Tnd  nicht  in  beschlossenen  Häusern*, 
Tnd  mag  er  das  gezeugen  selb  dritte,  er  behalt  seine  Pfen- 
ninge daran,  die  er  darumb  gab  oder  darauff  that,  adt  sei- 
nem eyde,  ob  es  wol  gestohlen  Ist.  Gebricht  es  ihm  aber 
an  den  gezeugen,  er  rerleust  seine  pfenninge^S)  Das  Gebets 
bestimmt  nicht,  wer  die  „sellf  drede^^  seieu;  doch  bemerkt 
die  Glosse  zum  ersten  Artikel  dieses  Buche?,  daas  hier  swei 
Juden  und  ein  Christ   if.,    wie  im  Weichbild,  gemeint  seien. 


*)  Doch  dQrfte  deshalb  noch  nicht  daraus  za  schliessen  sein,  dasä 
vier  Terdachtige  Zeugen  eioen  vollständigen  Beweis  liefern:  also  vier 
Christen  gegen  einen  Juden,  oder  vier  Juden  gegen  einen  Christen  voll- 
standig  beweisen  (wie  Ilommel  Rhapsodia  observatt.  211.  voe,  Jiiilcret 
meint).      Vgl.  oben   zu    $.14. 
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Etwas  hirter  «ii  du  Mcfaskche  WeiekbiU  hai  Schwa- 
,  Laadrecbi  260  (Aiuigabc  fon  Lassbei^,   TÜingOM 
1846,  Fim)s' 

^fUiide  gii  ein  jade  einem  cristen  ilit  sekouffenne  .  oder 
schaffet  er  anders  mit  im  iht  .  er  sol  dei  eristedea  gewer 
sin  in  cristenlidiem  rehte  .  vnd  eb  der  cristen  lougent  .  des 
sei  in  der  Jade  vber  komen  mit  drin  eristenen  mannen  .  kei* 
nes  ifden  eit  gat  ^ber  einen  criaten  man  •  mit  rehte  •  wH 
•man  oadi  einen  Juden  ^htt  ivgen  .  so  m?s  man  zem  min- 
sten  einen 'ifden  hsn  der  da  si  gewesen  .  das  reht  hant  in 
die  Boemescbon  Kvnige  gegeben.  Swas  si  gnaden  ▼nde.rehten 
hant  .  das  er  warp  im  losephus  •  Tmbe  den  kivnig  tjtvm  *) . 
das  geschach  do  lerasalem  gewonnen  wart  •  do  nerte  si  h- 
sephiis  swsz  Ir  dannoch  leliete.  Der  Jaden  war!  i^esessen  In 
lerosalem  dristvnt  ahaeg  trsent^^)  .  der  sUip  ein- teil  bvn* 
gers  .  das  ander  teii  wart  erslagen  .  das  dritte  nerte  lo- 
sephus .  doch  fürte  man.  die  selben  vetle  •  vade  gab  ie 
driszeg  vmbe  einen  boesen  phenning  .  die  selben  gab  der 
k?nig  tjtus  ne  eigen  in  des  kirniges  kamer  .  vnd  da  von 
svitt  si  sin  des  Riches  knechte  •  vude  er  sol  si  schirmen  . 
▼nde  sieht  ein  ivde  einen  cristen  man  .  oder  tvt  er  ander 
vngerihte  ^  wen  ribtet  vber  in  alse  vber  einen  andren  cri- 
sten man  .  vode  lougeni  der  Jude  •  vnd  hat  es  Juden  vnd 
cristen  gesehen  .  so  sol  man  sem  minsten  einen  Juden  hsn  . 
se  gesirge  .  vnde  ist  es  also  das  UTt  Irden  da  sint  gewe- 
sen .  wen  erzivget  es  wol  mit  einhalten  eriaCenen  mannen  . 
dis  ist  aber  niwan  reht  ^*^)  .  swer  an  einen  ivden  vrev^lL 
Sieht  ovch  ein  cristen  man  ciuen  ivden  •  wen  rihtet  vhet 
in  •  alse   ob    er   einen   cristen   msn   hette  geslagen  .  das  ist 


*)  Der  Rechtstitel  der  Juden  gründete  sich  auf  die  Fiction,  dass  Jo- 
sephos  durch  sein  Verdienst  um  Titus  den  Juden  d^  Schutz  ^er  romi- 
adMn  Kaiser  erwarb  (irgl.  auch  Sachsenspiegel  Eingang  des  obigen  Art.). 
Pafur  sind  sie  -aoch^  vrie  hier  weiter  folgte  des  Königs  nnd  Reicbea 
Knecht.  Vgl.  Buob  l^chbornU  deuuche  Staats-  Jmd  Rechts- Geschichte. 
2.  Thl.  §.  297.    , 

**^  P«  f.  dreimal  achtzig  Tausend.. 

***)  D.  V  ,^ieses  ist  aber  nur  recht,  wenn  ein  Jude  freyeit''  (hoc 
tamiummQdo  juris  est  st  Judaeu»  ddinquit  hat  die  lateinische  Uebersetzung 
bei  KoenigHkal  Corp,  Jnr.  Ofrm.«  wo  jedoch  für  swer  ff.  eine  andere  Leseart). 
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dar  Tmbe  genetset  .  das   ai   der   kivuig  io  aiM  ▼rMe  geno- 
■ea  bat  .  Tnde   longeol   aber   der   cristen   maa  wen  ■!▼»  fa 
▼ber  sifgen  mit  cristenen  Ivten  .  deheines  jndea  eil  gU  g»-  ' 
gen   cristeiien  Ivten  .   wil  aber  ein  criaten  man  .  es  idtb  ein 
frde  mit  im  kemphen.^ 

Nach  diesem  Geaetie  kann  ein  Jude  gegen  efaien  Chri- 
sten auch  in  Verbindung   mit    anderen  Christen  nichl  seiifcs, 
nnd  ist  sonderbar  genug,    dass,   wie   es    Im  Eingange   heinali 
wenn  der  Christ   leugnet   (dieses  besiehet  sich  wahrscheinlich 
darauf,    dass   der  Jude    von  ihm  gekauft  und  er  die  Gewibr 
schuldig   sei),    der    Jude    drei    Christen    su    Zeugen    haben 
muss;  zwei  also  nicht  genügen.    Wird  ein  Jude  angeklagt,  so 
aall,  wenn  es  angehet,  mindestens  ein  Jude  Zeuge  sein;  wo 
nicht  so  genügen  christliche  Zeugen.      Und  hier  gegen  de« 
Juden   werden    nicht    drei    Zeugen    verlangt;    welcher   Wider- 
spruch! —  Als  Grund,  dass  Juden  nicht  gegen  Christen  Zeug- 
niss   ablegen   können,    wird    angegeben,    weil    der    Eid    eines 
Juden    gegen  einen  Christen  nicht  gültig  ist    (jedes  Zengninn 
aber   beschworen  sein  muss).      Um    so    mehr    ist    261    diegem 
Landrechts  hervorzuheben.      Dort  wird  gesagt,  dass  die  Juden 
von  den  Königen  das  Recht  erkauft,  dass,  wenn  ein  Jude  auf 
gestohlenes    dder    geraubtes    Gut   geliehen,    der   Eigenthumcnr 
nur  gegen  Ersatz  dessen,  was  der  Jode  darauf  geliehen^  sein 
Eigenthum  zuruckerlangen  könne.     Der    Jude    muss   aber    die 
Sache  öffentlich  erkauft  haben,  „bi  schönem  tage  .  vnde  ror 
siner  tvr  an  offener  strazze^^  (vgl.  oben  Sachsenspiegel).     Da 
heisst  es  nun  weiter:  „vnde  gibt  der  ivde  .  er  habe  vor  siner 
tvr  drvf  gellhen    offenliche  .  daz   sol   er   erzivgen   mü   sweln 
mannen  .  die   ovch    ivden    sin   zv  im   .  vnd  hat  er  der  nvt  • 
so    neme    einen   ivden   vnde  einen  cristenen/^    Hier  wird  nino 
(für  den  Juden)  zwei  jüdischen  Zeugen  der  Vorzug  gegeben 
vor  einem  jüdischen  und  einem  christlichen  Zeugen  *) ! 

Gehen  wir  von  diesen  Gesetzbüchern  zu  den  deutscüiea 
Reichs-  und  Particulargesetzen  über,  so  begegnen  wir  zuersri 
dem  von  Heinrich  dem  Erlauchten  im   J.  1245  erlnnne- 


*)  Vielleicht  hatten  sie  auch  dieses  Recht  erkaoft.  Oder  es  mochte^ 
weil  die  Juden  in  abgesonderten  Judengassen  wohnten,  schwer  falle«, 
einen  christlichen  Zeugen  bei  einem  derartigen  Kaufe  aniziifiiidso. 
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nen  Judengeselie,  weldies  sehr  miMe  Beetinmiai^ai  «nlliilt^). 
Klagt  ein  Jude  gege»  einen  Cbrteten,  so  muss  er  iwei  chrtol- 
Uche  und  einen  judlgchen  Zeugen  bringen;  Itt  der  CMit  der 
KÜger,  to  mm9  er  bringen  zwei  jüdische  und  einen  chritt- 
llchen  Zeugen.  Der  christliche  Zeuge  schwört  nach  seiner  Weiseti 
der  jüdische  Zeuge  bei  seinem  Bncbe'^'*').  Wenn  ein  Jude 
Etwas  snm  Pfände  genommen  und  der  Christ  es  ala  Dieb- 
stahl  angibt,  so  wird  dem  Juden  eher  der  Reinignngseld  nla 
dem  Christen  der  Brflillungseid  anerkannt  ^^*).  —  Befragt 


/ 


*)  Bei  Goldast  CoMiüut.  Imperator.  T.  HL  p.  399.  Er  föhrt  zwar 
dieses  Gesetz  als  Imperiales  Henrici  VUL  Thuringi  regis  Romanorum 
heget  JuüatiM  iraditae  an,  beftierkt  aber  selbst  dabei:  jipnd  (7.  FaM- 
ehan  jinmai,  Misnene,  Hb.  1.  jinno  1966.  legHur  haee  hueripiio:  IVot 
HtsNricuB  Dei  gratia  Aflmenttt  et  Orieniali»  Marehio  qui  pottea  faeim» 
eil  Lantgraviue  Thuringiae.  Ergo  Biuniae  et  Ostlandiae  daiae  hae  lege»^ 
non  sunt  Imperiales^  sed  Munieipales,  In  welchem  grellen  Widerspruche 
stehet  mit  dem,  in  dieser  für  die  Markgrafschaft  Meissen  im  13.  Jahrhan- 
dert  erlassenen  Judenordnung  sich  kundgebenden  Geiste  das  Judengesets 
des  Codex  Augutteus  vom  J.  1746,  auf  das  man  in  Sachsen  noch  heute 
sich  bei  Gelegenheiten  beruft! 

**)  Dieses  Gesetz  ist'yerschieden  Ton  den  des  Weichbildes,  das 
wenn  der  Jude  der  Beklagte  ist,  zwei  christliche  und  einen  Jüdischen 
Zeugen,  wenn  der  Christ  der  Beklagte,  zwei  jüdische  und  einen  christli- 
chen Zeugen  rerlangt.  Das  Weichbild  gehet  rationeller  als  obig«  Ver-. 
Ordnung  zu  Werke:  es  halt  je  den«  der  andern  Glaubens  als  der  Be- 
klagte ist,  für  verdächtig  gegen  denselben,  und  sieliet  daher  zwei  Zeu- 
gen dieser  andern  Confession  nur  ftir  einen  claasbchea  Zeugen  an« 
Vielieicht  ist  hier  etwas  verschriieben  und  fuhren  wie  die  dortigen  Worte 
an:  1)  SiJudaeus  contestari  voluerit  super  Christiane  de  dehitOy  «el  de  alim 
eaasfl,  contestari  dehet  cum  duohus  Ckristianisy  ei  uno  Judaee^  «eract» 
bu$  et  honsK  famaey  Christianis  jurantihu»  suo  more  et  Judaeo  jurante 
m  suo  lihro.  2)  Si  Chriatianu»  contestari  voluerit  euper  Judaee  de  de- 
6iio,  vel  de  älia  causa,  contestmri  debet  cum  duobue  Judaeis  et  tmo  Ckri- 
aitiano  veracibus  et  bonae  fideL 

***)  Ibid. !  5)  Omne  pignui^  quod  Judaeus  aeceperit,  si  de  eo  iam- 
quam  de  furto  Christianus  aliquie  impetierit,  Judaeue  potiu»  obtimMt 
cum  Juramento,  quod  in  pignore  aeceperat,  quam  Chrietianua  id  aufermi 
cum  juramento..  Dieses  Judengesetz  enthält  noch  andere  sehr  günstige 
Bestimmungen  für  die  Juden,  die  wir  jedoch  als  zu  dem  Zwecke  dieser 
Abhandlung  nicht  gehörend  hier  übergehen.  Bemerkenswen^h  ist,  daas 
diese  Judenordnung  Heinrich  des  Erlauchten  auch  in  die  polnische  Gesatz- 
gebung  um  diese  Zeit  fibergegangen  ist.  Boleslaw  der  Fromme,  Hersog 
von  Kaiisch  und  Gnesen,   erlieis  1264  Statuten,  die  Casimir  der  Grosts 
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DUO  weiter  die  Reicliskaiiiiiierfesetie,  90.li«l  dlie.peialiclia  Ge- 
richisordiiuDg  Karl  V.  durehaut  nichU  üb«r  die  IriiaMlitit 
des  Joden  lam  Zeugniiwe.  Sie  ngi  Artikel  66:  ^GenufMine 
Zeugen  aind  die  iin?erleunibdt  und  aonsl  mii  keiner  rechf- 
nulwlgen  Ursaeli  bu  verwerifen  seynd.^^  Ebenso  seilte  Scjiwar- 
senberg  in  die  Bamburgensis,  Art^  77:  ,Jteni  die  «eugea 
soUnn  unverleymant  leut,  vnd  nit  unter  iwantsig  J4ire9  alt| 
auch  nii  Welbssbild  seini.'^  VSelleichi;  sind  die  Juden  ak  ^i 
l^mani  leui^^  angesehen;  doch^ürde  das  Geseti  dieses  ndi^ 
lieh  unerwähnt  gelassen  haben.  —  Die  Reichskammerge- 
richtsordnung  hat  ebenfalls  nichts  über  Unzulässigkeit  eines 
j&dischen  Zeugen.  Zwar  wird  Theil  I.  Tit.  95  die  Foraiel  lur 
den  Zeugeneid  iolgendermassen  angeführt:  ,,Ihr  sollet  schwo- 
ren einen  Eyd  su  Gott  und  auf  das  Heilige  Evaageliimi, 
dass  ihr  auf  die  Articul  mit  Recht  sugelassen  ff.,^^  ohne  dass 
eine  Eidesformel  für  den  judischen  Zeugen  Torgescfariebeo 
ist;  hingegen  findet  sich  daselbst  Tit.  86.  die  Formel  für  den 
Reinigungseid  des  Juden  (angeführt  EldesLeistung  S.  75.):  woraus 


für  das  ganze  Reich  beatätigt,  und  dße  ebenfalls  bei  Anklagen  das  Zeug- 
nisa  zweier  Christen  and  eines  Juden  fl  (aber  wie  das  Weichbild  ▼origer 
Anmerkung)  rerlangen,  der  Jude  hat  das  Vorrecht  eines  Reinignng8«ides  fSL 
In  unserer  Zeitschrift  fßr  die  Interessen  des  Judenthums,  3.  Jahrg ,  8.  94S 
glaubten  wir,  dass  dieser  Umstand  aus  dem,  von  den  polnischen  KdnigieB 
gegen  das  in  der  poinbdien  ReichsTerfassung  begründete  und  jedes  Maas 
Aberschreitende  Fendalwesen  und  Leibeigenschaft  hän(ig  angewendete 
jus  TeuteaicttfN  herzuleiten  sei.  Hervorzuheben  ist  noch  folgendes  Gesetc 
der  gedachten  polnischen  Legislation:  „Bd  einer  Anklage  gegen  einen 
Joden,  dass  er  ein  Cbristenkind  ermordet,  bedarf  es  drei  christlicher 
und  eben  so  viel  jüdischer  Zeugen.  Kann  der  Ankläger,  dss 
Verbrechen  nicht  beweisen ,  so  hat  er  dieselbe  Strafe  zu  erleiden,  die  der 
Angeklagte  im  Falle  der  Ueberführung  hätte  erleiden  müssen.*'  Hitte 
Deutschland  oin  solches  Gesetz  gehabt,  wie  viel  unschuldiges  Blnt  wfcn» 
weniger  vergossen  worden!  Vgl.  L.  noUaendenki  les  hra^Utei  en  Po- 
lagne.  Forts  1846.  Dagetau  ei  Comp.  Obige  Zeitschrift,  S.  ^19.  Vgl. 
aach  die  Urkunde  Herzog  Heinrich^s  III.  zn  Glogau  vom  J.  1399,  ange- 
führt bei  Rönne  und  Simon  „die  früheren  und  gegenwärtigen  VerhältniieB 
der  Juden  des  Preosnschen  Staates,**  S.  216  ff. ,  die  das  Meiste  aoa  dan 
Statuten  Bolsslaw^s  abholt  (die  Herzoge  von  Glogau  standen  wie  bekenat 
in  naber  Beziehung  zu  Polen);  doch  sagt  §.1.;  „In  Klagesacben  wider 
einen  Juden  toll  niemals  ein  Christ  alldn,  sondern  «n  Christ  uad 
Jede  gegen  den  Joden  Zeagdss  abk^gen.** 
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SU  schliesteti  wire^  d«88  ein  Jifde  den  ersleren  Eid  aidii 
SU  leislai  hat,  weil  er  alt  ZeHge'  nicht  ^ugehstea-  wird. 
Allein  die  Retchsktfmnergerichtsordflteg  hat  Tit  06.  den 
Armcneld  (wenn  eine  Partei  aieh  da  mitlellefl  angibt  und 
fierichta-  und  Advokateolastfen  nicht  bezahlen  kann)  nnd  auch 
hier  nur  jaie  thristiiche  Eideafinrnfi.'  Ea  acheint  afts^,  daaa 
der  Geaetageber  ea  den  Richter  überlaiaen^  daaa  tt  nach 
Maeagabe  der  jüiditchen  Eidetfomiel  Tit  86.  den  Eid  je 
nädi  dem  Torliegenden  Erfiariemlaie  wie  bei  Zeugen  ff.  ein« 
richten  werde.  -^  Hingegen  durfte  die  Zeugeninhabililit  der 
Juden  aua  der'  Notariatsordnnng  Maicimlliana  L  (1512)  in 
tohlieaaen  sein,  woselbat  es  $«  2.  ,,Wer  nicht  Notariui  sein 
kHmn^  lielsst:  ^^Gntlich  ordnen  wh%  daas  unter  den  Perabnen, 
ao  approbirt  oder  von  neuen  Instruirt  werden^  ihres  Standes 
und  Wesen  halber,  Unterschied  gehalten  und  Aufmerlcnng 
gehabt  werde ^  damit  «icht  die,  so  daran  Ton  den  Rechten 
▼erboten,  als  uugllubig^  eygenleut,  ehrtoas,  infames  genandt^ 
oder  dieser  unser  Ordnung  und  anders,  so  nu  Uebnng  dier 
aea  Ambta  zu  wissen  noth  ist,  nicht  berichtet,  oder  im  geist-» 
liehen  Bann*,  oder  in  unser  und  des  Reiches  Acht  wareir, 
tfnd  in  Summa,  alte  die  hi  Rechten  au  zeugen  verworfen 
werden,  dieweü  sie  anstatt  der  Zeugen  gebraucht  werden^  '^). 
Ba  werden  also  hier  Ungläubige  vom  Notariat  au^ieachloascn, 
^^ell  sie  in  Rechten  zu  zeugen  verworfen  werden^.  AUafn 
ea  dürfte  noch  immer  ahi  erweisen  sein,  oh  „Uogläabigc^ 
der  Auädruclc  für  Juden  sei,  da  diese  in  den  Gesetzen  ge* 
wohnlich  mit  ihrem  Namen  „Juden^^  benannt  werden. 

Doch  die  Gerichtspraxis  stellte  fest,  der  Jude  ist  nicht 
fähig  Zeugniss  abzulegen.  Wie  überhaupt  der  Judenhass  sich 
bis  zu  den  Stätten  der  Gerechtigkeit  seinen  Weg  gdwhnt, 
legen  die  Formen  für  die  Eidesleistnng  des  Juden  genf^gend  an 
den  Tag"*"^).  Für  die  Juden  hatten  die  Priester  des  Rechts  sich 
in  Pfleger  des  Unrechts  lungcwandelt,  aus  ihren  Codices  zu 
demoostrircn  gesucht,,  dasa  die  drückendsten  Gesetze  .„dar 
Juden    Recht    sejnd^^;    da   galt  als    Grundsatz:    ^^Judaeorum 


*)  Bei  Lässig  a.   a.  O.  S.  135. 
**)  Vgl.  Eidesleistung  S.  69  ff. 
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ettH$ae  f»on  ex  aefuitate  sed  rigore  jurh  äeddendoe  Mumi^^^yi 
«od  wire  man  wenifttem  bei  der  Strenge  des  RedrtM  (r#- 
gor  juru)  stehen  geblieben!  Die  Rechtsgdehrten  waren  es 
nach,  die  die  Gerichtspraxis  von  der  Zeugeaunfiihigkeit  der 
Joden  nicht'  nur  für  unantastbar  hielten,  sondern  aneh  noeh 
▼ide  Oriiinde  hierfür  aufsofinden  wossten.  Vergteicht  naaa 
die  Schriften  eines  Farinacins '^*)  und  der  bei  Üun  angefUir- 
ten  Autoren,  eines  Menoch*^^),  ZilleCtus'^^*),  Maa- 
cardf),  Ziegler  ff),  Dinglinger  u.  A.  so  ist  es  baU 
weil  die  Juden  Ungläubige,  bald  weil  sie  Wucherer  und  tob 
entehrtem  Staude  (vileg  perMonae)  sind  und  dem  nutblge 
ein  Absengen  auf  ihren  Kleidern  tragen  müssen,  ferner  weil 
sie  Haas  gegen  die  Christen  hegen  u.  dgl.  m.  Da  wurde 
nun  festgesetst,  in  welchen  Fillen  das  Zeugniss  eines  Judee 
adminiculirend  sei  und  ein  Indicium  gebe,  wie  in  Criminalsacben 
lu  Terfahren,  wenn  auf  andere  Weise  als  durch  jüdisclie  Zeugea 
die  Wahrheit  zu  erhalten  sei  fff ) ,  welche  Glaubw&rdigkelt  des 
Zeugniss  eines  Getauften  habe,  dass  der  Jude  ein  gültiger  Zeuge 
durch  die  Tortur  sei  (ganz  wie  bei  den  Römern  der  Seiare, 
Tgl.  oben  S.  257;  waren  doch  die  Juden  viles  permmae  und 
Kanunerknechte);  und  suchte  man  sogar  auch  die  £.21.  C  I. 
5.  zugestandene  Zeugenhabilitat  der  Juden  bei  Testamenten^ 
Bu  beschrinken  ffif).  Doch  gingen  einige  Rechtslehrer  bei 
etnem  Prozesse  der  Christen  unter  sich  tou  der  Vorschrift 
des  C.  ab  und  hielten  hier  Juden  für  fÜhlge  Zeugen,  „da 
der  Ilass,   welchen    der  Jude  gegen   beide  Parteien  hat,    den 


*)  Dinglinger  Dineriat.  de  jur,  $ingvl.  circa  Judaeoi  masimn  in 
Oermanio  c.  9. 

**)  De  TM.  fuaest.  56.  Ne.  205.  306. 

***)  Lib.  2.  de  arbit.  cot.  239. 

*♦♦♦)  Tracf.  de  Test  es  Crotto  part.  4.  No.  136. 

f)  De  probat,  volum,  U,  condui.  945.  Drollig  ist  die  daselbst  Ten- 
tiürte  Frage,  ob  der  Jude  den  Eid  „bei  Jeans  Christas'*  schwören  boI. 

ff)  DieBeri,  de  Jur,  Judaeerum  c.  6. 

tff)  In  diesem  Falle  muss  nach  Berger  (Oeeonomia  }uri»  p,  1061} 
der  angeklagte  Christ  einen  Reinigangseid  schworen.  Nach  Mascard  (I. 
I.  No,  9.)  ist  der  Jud^  ein  gültiger  Zeage  bei  der  Anlilage  der  H&resie« 
Simonie  und  Majestatsverletzong. 

tttt)  Afotcord  I  I.  No.  6. 
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Oldchgewichl    wieder    bentellt^S     ferner    weso    die    diriet* 
ilche  Partei  «eibst  den  jüdischen  Zeugen  producirt  *). 

Erst  mit  J.  H.  Boelinier,  dem  Schöpfer  de«  prote* 
•tintitclien  Kirchenrechts,  trat  eine  rali'oneiiere  und  humanere 
Theode  in*8  Leben  **y  Die  Lehre,  daaa  Ketier  unfähig  mm 
Zeugnisse  seien,  war  durch  den  westphiiisdien  Frieden  ge- 
lallen, da  nach  den  dortigen  Bestimmungen  den  im  deutsehen 
Reiche  anerkannten  christlichen  Confessionen  «die  gleiche  Zeu- 
genhabilitit  suerkaniit  wurde.  Gegen  Heiden  und  Juden 
glaubte  man  jedoch  noch  das  alte  Gesets  anwenden  su  mfissen. 
„Zeigt  nicht  diese  ungereimte  Philosophie,^^  ruft  Boehmer  ***yt 
„dass  man  alle  gesunde  Vernunft  abgeschworen  habe!  Man 
vermengt  die  theologische  mit  der  juristischen  Glaub wfkrdig' 
keit,  welche  doch  himmelweit  von  dnander  abstehen.  Es 
kann  Jemand  theologische  Glaubwürdigkeit  haben,  und  als 
Orthodoxer  geiihlt  werden,  und  doch  habgierig  und  ron 
sdilechte«  Sitten  sein,  so  dass  er  juristische  Glaubwürdigkeit 
nicht  besitst.  Umgekehrt  kann  der,  der  nicht  Christ  oder 
Rechtgläubiger  ist,  also  theologische  Glaubvnirdigkeit  nichl 
hat,  mit  Aufrichtigkeit,  begabt,  wenigstens  ein  redlicher  SUnn 
sein,  so  dass  juristische  Glaubwürdigkeit  ihm  nicht  abgeapro- 
ehen  werden  kann.  Unter  Protestanten  können  Ketaer  als 
solche  nicht  surückgewiesen  werden,  Toniiglicfa  wenn  sie  den 
SchutB  des  Staates  geniessen  und  also  der  gemelnschalUichen 
Rechte  theilhaftig  sind.  Die  Verschiedenheit  der  Religion 
▼ermindert  nicht  die  Ghubwnrdigkeit ;  es  sei  denn  dass  von 
einer  anderen  Seite  her  sich  ein  geringerer  Grad  seige,  wie 
aus  def  Vermuthung  des  Hasses,  den  man  gewöhnlich  desi 
Juden  anschreibt,  so  dass  sie  gegen  Christen  nicht  (ab  Zeu* 
gen)  angeführt  werden  können.^^  Ueber  diesen  letsteren 
Punct  spricht  sich  aber  Boehmer  an  einem  anderen  Orte^^**) 
aus.  „Das  canomsche  Recht  will,  dass  Juden  nicht  gegen 
Christen,   wohl   aber  Christen   gegen   Juden    in   allen    Fallen 


♦)  Ziegler  I.  I.  §.  d. 

**)   Pi^endotff  T.  //.  Ohaerv.  109.   ist  noch  lefar  befangso.     Vgl. 
aadi  das.  die  Urtel  des  Celler  Tribonsls. 

***)  Jus  ProUBt  eeelet.  T.  /.  L.  %  tt«.90.  5.  3. 
***^  IMU  Tosi.  4.  Uk.  5.  fit.  6.  S-  70. 
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Zeugeu  »ebi  können^  d«  die  Judcu  den  Cliriiten  unterworfen 
sein  mu8seii  fT.^  (vgU  oben).  ^So  pliilotoplurt  der  Pep«t 
und  gicbl  sich  sonderbtier  Weiae  gans  ieiocin  Hatte  gegen 
das  jüdische  Volk  hin.  Angeuommcn,  data  die  Juden  eine 
unfreundliche,  ja  suweilcn  sogar  feindliche  Gesinnung  gegen 
die  Christen  haben,  augenomuien ,  dasa  sie  hierdurcli  Ter- 
dachtig  (ala  Zeugen)  seien;  aber  auch  die  Christen,  die  wie 
die  Geschichte  sagt,  nur  su  häußg  feindiicheii  Sinnes  gegen 
die  Juden  warien,  sind  walirlich  ebenfalla  häuflg  Terdiclitigi 
ao  daaa  ein  ao  grosser  Unterschied  nicht  angenommen  wer- 
den sollte  {aat  aane  eiiam  Christ iani^  gui  teste  historia^  im- 
fenso  ut  plurimum  fuerunt  auimo  in  Judaeosj  auspedi  Müai^ 
ut  tatita  lUveraitaa  indiici  non  dtbtdsset)^  Es  Ist  dalier  dein 
Ermessen  dea  Richters  überlassen  und  sind  die  Juden  ni«:ht 
allenthalben  absolut  vom  Zeugnisse  gegen  CJiristen  ausan- 
achliessen,  so  dass  in  der  Kammer  (Ueichskammergericbt) 
Juden  in  eiucm  Processe  mit  Christen  cuweilen  der  ErfiU- 
lungseid  zugestanden  wird,  um  wieviel  mehr  können  nie,  mit 
Ausnahme  wie  oben  (wenn  nicht  Ilass  hervortritt)  ab  Zeugen 
angelassen  wcrden.^^  Boehmer  selbst  führt  an  eraterem  Orte 
(S.  1200.)  ein  Urtel  der  Juristenfacultät  zu  Halle  im  Jahre 
1706  an,  welches  jüdische  Zeugen  als  zulässig  erkennt,  und 
enüehncn  wir  hieraus  folgende  auch  für  Beeidigung  der  Zeu- 
gen wichtige  Stelle.  „Weil . .  •  •  vornehmlich  auch  eine  bloeee 
Civil-eonstitutlon  ist,  dass  ein  gültiger  Beweias  nicht  andern 
ala  durch  beendigte  Zeugen  geführet,  und  einige  liienu  un- 
tüchtig gelialten  werden,  da  aoust  die  Wahrheit  der  Zeugen- 
Autsagen  vielmehr  aus  der  Confonnität  ihrer  Antwort  über 
alle  von  ihnen  dabei  gefragte  Umstände,  so  in  denen  Inter^ 
rogatorOa  verfaaset  zu  werden  pflegen,  abzunehmen  ist,  und 
aus  aolcher  Uraadi  das  göttliche  Gesetz  zu  Bekräftigung  der 
Wahrheit  aweyer  oder  dreyer  Zeugen  Mund,  oder  gegenwir-^ 
tige  mündliclie  Aussage,  nicht  aber  der  Zeugen  abzuatntten- 
den  Eyd  erfordert,  so  dann  der  Vermuthuug  eines  JüdiscJien 
wider  einen  Christen  zu  begegnenden  Mcyn  Eyds  durch  die 
in  denen  Reichs- Co/i«/iVtt//o7iefi  vorgeschriebene  und  ikbllcbe 
Form  eines  Juden -Ejds  begegnet  ist.^^  Hier  sind  also  xwel 
wichtige  Behauptungen  aufgestellt:  a)  nicht  die  Beeidigung, 
sondern  die  genaue  Erforacbung  der  Zeugenaustage  (U^nt  daa 
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FaBdtmenl  det  Vertrauens  sii  der  Wahrhaftigkeit  der  Keagen 
(?gL  oben  su  §.  24.);   6)    erkennt    einmal    die    Gesetigebung 
den  Eid  des  Joden  ala  wahrhaft   an,  so  mu»   sie  auch  sein 
Kengnlss,   da   doch   einmal   jedes   Zeugniss    beschworen   wtrd^ 
als  g'öltig  anerkennen.     Dieses  Argument  gewinnt  noch  dureh 
die  Bemerkung  an  KrafI,  dass  der  processirende  Theii  mehr 
im  Verdachte    die    Wahrheit   zu    verbergen   und   sogar    einen 
Meineid  zu   begehen  stehet,  als  der  Zeuge.     Jener  ist,  blei- 
''^  ben  wir  beim  Reinigimgseide  stehen,  der  Beklagte:  er  leugnet 
die  Rechtmässigkeit  der  Klage  ab    und    es  wird  ihm  ein  Bid 
auferlegt.     Er  muss  nun  entweder  \6n  seiner  ersten  Behaup- 
tung zurQcktreten  und  dann  muss  er  zahlen,   oder   bleibt   er 
bei  ihr  stehen,    so    muss  er  schwören.     Er  hat  also  ein  In« 
leresse   dartin,    gegen    die   Wahrheit   zu   handeln,    und    sogar 
einen  Eid  abzulegen;    und    ist   dasselbe   mit   geringer  Umän- 
derung auch  auf  den  ErTüllungseid  anzuwenden.     Der  Zeuge 
hingegen  ist  nicht  ein  Beklagter,  hat  sich  nicht  zu  reinigen, 
noch    ergibt    sich    dem    Richter,    dass    ihm   ein  Vortheil    ans 
seiner  Behauptung   entstehe.     Dieser  Vortheil   muss   erst  ge- 
argwöhnt    werden   (der  Zeuge    sei    vielleicht    bestochen,    sage 
aus  Haas  ff.);  wird  also  dort  dem  Eide  Ghiuben  eingeräumt, 
wie  erst  beim  Zeugnissei  (Vgl.  auch  Eidesleistung  S.  45.  ff.) 
Boehraer  ißuid,   wenn   auch  Schöppenstilhle  udd  Rechts« 
gdelirte  sich  nicht  von  dem  in*s  Recht  übergegangenen  Unrechte 
der    Justinianischen    Gesetzgebung    zu   trennen    vermochten  ^), 
'  bei    den   Helldenkenden   Eingang.     So   entschiedet   sich   auch 
Cramer"^*)    dafür,    dass  Juden  ein   gültiges  Zeugniss   able- 
gen können    und   führt   er   ein   Urtei   des   Hamburger   Btagi» 
atrats  vom  J.  17dO  an,   welches   sich  ebenfalb  darauf  stfttst, 
dass  durch  die  vorgeschriebene  und  übliche  Form  des  Juden- 
eides,   der  Vermuthnng    des    von    einem  Juden   bei  Ablegung 
eines  Zeugnisses   gegen   einen  Christen  zu   begehenden  Mein- 
eides vorgebeugt  sei.     Sehr  eifrig  spricht  sich  der  berühmte 
Hommei   für  Zeugenhabilität    der  Juden    aus;    und  nachdem 
er  in  dem  oben  mehrfach  erwähnten  Zeugencatalog  i>ocn  Ju- 
daeu^  Boebmer  anführt,    i>nft    er    aus:    ^jßaudeo  inter  itmu- 


*)  Vgl  Ahr.  Kaeitner  din^rtai,  de  fette  Judato, 
**)  0h$9rvat.  T.  //.  observ.  568. 
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merabüea    Juresofisultos    unnm    iandem    aligumido     tapms&e 
Halenueml  *)'" 

Dieees  war  der  SUud  der  ReGhi^wiateiiSGlitft  in  der 
Mitte  des  forigen  Jthrliundert«,  und  Iteliren  wir  nua  mu  tei 
oben  aDgeführten  Gesetsen  der  Preussischen  •  Oesetxgebiuiir 
Burüek.  >  Diese  Gesetze  wurden  zu  Tersdiiedenen  Zeiten  er- 
itssen  (die  Allg.  G.  O.  J.  1793,  die  C.  O.  J.  1805,  Anhang 
%.  88  der  Ailg.  G.  O.  J.  1812;;  und  bewälirt  der  Anhai« 
$.88,  dass  die  Pieussisclie  Legisiation  dem  VorurtlieUe  und 
dnem  inimmanen  Principe  Nielits  einräume,  und  es  ihr  EmcC 
sei,  vor  dem  Rechte  lieinen  Staatsbürger  ?or  dem  andern 
tu  bevorzugen.  Prüfen  wir  jedoch  genau  die  Gesetze  der 
C.  O.  und  der  Allg.  G.  O.,  so  steiit  sich  ein  dreiCadlier 
Mangel  in  der  Gesetzgebung  heraus:  Berücksichtigung 
eines  nicht  existirenden  Reiigionsgesetzes^  Bei- 
behaltung mittelalterlicher  Elemente,  Norroirnng 
nach  der  jüdischen  Rechtslehre  und  Wideriprach 
in  dieser  Normirung  selbst. 

Wir  wenden  uns  zuerst  zu  der  Crimiual-Ordniuig.  D>er 
Widerspruch,  der  zwischen  §.  335.  Nr.  7.  und  §.  357.  Nr. 
8.  zu  liegen  scheint,  indem  dort  bestimmt  wird,  dass  „wenn 
der  Jude  den  Eid  in  Sachen,  worin  eine  härtere  Strafe  (nia 
50  Thhr.  ff.)    sUttfindet,    freiwillig    leisten    wolle,    dieaca 


*)  Wir  fuhren  noch  eine  Stelle  aus  Ohterv.  3M).  an,  auf  welche  aich 

hier  Hommel  beziehet.    Ea  handelte  sich  darum,   ob  ein  Jude  znm  BrfHI- 

inngseide    zugelassen   werden   könnte.       Die   Juristenfacultat   za   Leipzig 

(J.  1774)  erkiftrte  sich  auf  Anrathen  Homroers  bejahend  und  fuhrt  in  ib- 

rem  Urtel  an:  „Da  es  unter  yerscbiedenen  Religionsrerwanden  Meineydig« 

zu  allen  Zeiten  gegeben,  wie  denn  der   ehemals  auf  das  höchste  gein^» 

bene  Saz  päpstlicher  Vorschriften,   dass  man  eher   den  Christen  als   den 

Ungläubigen  schwören  lassen  solle,   aus  einem  den  vorigen   Zeiten   nicht 

zur  Ehre  gereichenden   Verfolgungseifer  entstanden,  mithin,    über   seine 

Grenze  zur  Ungebühr  keineswegs  zu  erweitem,    vielmehr  die  Rrfahmag 

lehret,  dass  gewissenhafte  Juden  sehr  schwer  an  die  Ablegung  eines  ffi- 

des   zu  bringen  nnd    wenn  letztere  heimliche  Widersacher   der  Chrbtem 

sbd,  doch  eben  %o  wenig  diese  sich  schämen,  Ja  aus  Unverstand  es  woU 

gar  als  eine  yerdienstliche  Handlung  ansehen,  sich  auf  gleiche  Weite  alir 

derer  Juden  öffentliche  Feinde  zu  erklären,  mithin,   wenn   blos  der  Haas 

eine  widrige  Vermathung  abgeben  sollte,  auf  beiden  Theiien  gleishss  He-  ' 

deoiceQ  Vorhanden  sein  würde  n.  s.  w.** 
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gesohehen  kann^;  §*,d&7.  8.  den  Jedeii  als  B«weiazeugeo  bei 
einer  harlereo  Slrafe  ff.  nidit  gelteo  läaat^  y^wenn  sie  sich  auch 
sur  Ableguog  eines  Zeugeneidea  freiwillig  erbielen,^^  die  freiwil- 
Uge  Beeidigung  iiiils-  und  zwecUoa  iat,  welches  doch  §.  335. 
nicht  beabsichtigea  kann:  wird,  wie  ea  auch  daa  Griminalge- 
rieht  lu  Berlin  erkannte*)^  durch  C.  O.  §.  358.  gelibben.) 
woaellMt  ea  heiaat:  ,,h  wie  fem  diese  der  näheren  Erkundi- 
gung wegen  zu  vemehnienden  Personen,  besonders  im  Falle 
dea  Hochferraüiea,  der  Laodesverrätherei  und  der  beleidigten 
Majeatai  denno^  mit  dem  Zeugeneide  au  belegen  sind, 
l>ieibt  der  Beurtheiluug  dea  Richters  nach  der  Erheblichkeit 
Unrea  Zeugnisses  und  nach  der  Beschaffenheit  der  übrigen 
.Beweismittel  überlassen/^  Es  treten  aUo  in  den  Fällen  dea 
$.  358.  die  §.  357.  benannten  Peraonen  aus  der  Classe  der 
reinen  Informationsieugen  heraua,  und  lande  eine  Beeidigung 
der  Juden  nie  atatt,  so  würde  der  Jude  auch  bei  §.  358. 
nie  mehr  ala  einen  Informatioiiszeugen  abgeben  könndi.  .  Da- 
her bestimmt  §.  335.  7.,  daas  aein  freiwilliges  Zeugnisa  zu- 
lässig  ist,  und  ist  dieses  von  Einfluss  für  §.  358.  **).^  *~ 
Auch  liebt  sich  dieser  Widerspruch  durch  daa  dem  $•  230. 
Nr.  12.  der  Allg.  G.  .0.  zu  Grunde  liegende  Princip.  Diesea 
Oeaeta  wiU,  dass  der  gewöhnliche  Jude  nicht  als  Beweiszeuge, 
aondern  nur  der  Erkundigung  wegen  abgeliort  werden  kann^ 
Der  Inländische,  mit  einem  Atteste  der  VerbrechcnlosigkeU 
<f ersehene  Schutzjude  wird  ein  thellweiaer  Beweiszeuge,  und 
liefert  die  Aussage  mehrerer  jüdischen  Zeugen  mit  der  mit 
ihr  übereinstimmenden  Aussage  eines  christlichen  Zeugen  ei- 
nen vollen  Beweis.  Der  Jude^  befindet  sich  also  je-  nach 
Umatänden  entweder  in  der  Categorie  dea  reinen  Inlbrmationa- 
oder  dea  Tcrdächtigen  (halb  clasaiacheu)  Zeugen,  und  dieses 
auch  auf  die  C.  O.  angewendet,  ist  der  Widerspruch  swf- 
aehen  §.  335.  und  §.  357.  gehoben.  Der  Jude  kann  in  Cri« 
minalsachen  zum  Eide  nicht  gezwungen  werden  und  bleibt  er, 

*)  Vgl.  Criniinaliitische  Zeitung  f&r  den  Preussischen  Staat  1842. 
Nr.  1.  2.,  wdche  daa  Referat  des  Criminalgenchts  za  Berlin  dber  die 
gedachten  Gesetze  der  C.  O.  bringt.  Diese  Nummern  sind  auch  abge- 
drackt  lai  „Orient«  1842,  Hauptblatt  Nr.  10.  14.  15.  16.  Wir  citlrea 
hier  nach  dem  Oriente. 

♦♦)  Orient  S.  119. 
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io  lange'  er   nicht    schwört,    ein    lufemialioiisBeege:   wM    er 
freiwillig   4en    Eid   tblegen,    se   wird    er   ein   hiibdntel§ciiar, 
jedech   nie    ein   Tollttindiger    Beweisseuge.       Bratcre»   bengt 
S.    335.    7.;    TO«    vollttindigen    Bewcissengen    Bchlietet    Uui 
%  357.  8.   aus.     —    Aber   bochnt   anffallend   ist    die    gmsw 
Grandlage    des    Gesetzes,    das   annimmt^    Juden    können    snr 
Abiegung  eines  amtlichen  Zengnisses    in    Criminalssehe« '  nicht 
gemwungen  werden,  auffallend  was  den  Unterschied  der  liihe 
ren  nnd  geringeren  Strafe  Ton  50  Tlilm.  oder  sechswoehwit- 
liebem  Gefängnisse  motivire,    so    dass   in   letsterem  Falle  der 
Jvde    sur    Abiegung    eines    eidlichen    Zeugnisses     geswungen 
werden  kamil     Es  erlioben  sich  mehrere  Stimmen  gegen   das 
Mangelhafte   dieser    Vorscliriflen  *) :   und    es    brachteo  endlick 
die  Jahrbücher    für    die   preussische  Gesetxgebang 
(116.  Heft,  drittes  Stück)  eine  Mittlieilung  der  sam   groanan 
Theile  nodi  unbeksnnten  Verhandlungen,  ans  denen  die   Vor^ 
Schriften  über  Judeneid  und  Judenzengnisse  flössen.    Naclide» 
(S.  401-*- 408)  eine  karze  Uebersicht,    „wie    die   preiwsisdM 
Gesetzgebung  über   Judeneide  sicli  allmali^  gestaltet  haf,^^  vor- 
ausgeschickt  und  die  Bestimmungen,  eingeholten  Gotaditen^  Re- 
Scripte   nnd    Edicte    rom   J.  1709  bis  J.   1837    über  ,Juden- 
eide,  Jndenzengnisse,  jüdische  Ilsndelsbücher^  thefls  wftrtlidi, 
tiieils    in    Nschweisen    wiedergegeben    werden,    wird    auf    die 
wichtigen  Materialien,    die    dem   Gesetze  der  All.  O.  O.   uei 
der    C.    O.    zn    Gnmde    liegen,    ausfuhrlich    nnrückgekomaieni, 
und   liegen    liier   vollständig    die  Verliandinngen   Tor,    die    M 
Briassung  dieser  Gesetze  gepflogen  wnrden.    Im  J.  1782  wurde 
der  Assistenzrsth  Klein    beauftragt,   einen  Entwurf  Ober  die 
bei  den   jüdischen   Eidesleistungen  zu   beobachtenden  Fermali» 
titen  einzureichen.     Er    that,   wie   er   in  seinem  Berichte  na 
Friedrich    den    Grossen    Tom    7.    Juni    1782    sagt:    „sich    nsM 
M.  Mendelssohn    zusammen,    der    ihm    einen  Bericht 


♦)  Vgl  Mitterioaier  Beweis  S.  302.  Anmerk.  20.  Referat  de«  Her 
liaer  Crimiaalgerichts  zo  finde.  J.  A.  Fr&nkel:  da«  jQdiscIie  Rech!  er 
lanbt  nicht  nur  londern  fordert  sogar  den  Zeugeneid.  Orient  IMX  JA 
taraturblalt  S,  323-325.  Nach  dem  gedachten  Referate  hatte 
A.<  Geiger  eine  Abhandlung  fiber  den  Zeogeneid  der  Juden  hi 
fUlen  eingeireicbt. 
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llgte,  wte  der  EHd  dem  Talmud  gtinSn  in  judtoehen  CSe- 
iIcMmi  flkgftiommcii  wcrde^;  Bei  dieser  Bieraltiiiiig  ktm  «ach 
dtrfleugefieM  «Mr  Sprache^  und  werden  wir  auf  die  dortigen 
ftMiltste  et^as  genaöer  eingeiien.  ,  In  der  Anlage  I.  (Muri. 
ft  411.  ff.)  bringt  Klein  das  <3uUcliten  Mendebsehn«,  in 
wnlcliem  'dieser  über  den  Eid  aprlclit  ^.»Nacli  den  €)e0et«en 
doi  JndenUimM  findet  ein  gerichtliclier  Eid  niebt  ändert  wh 
in  Civiisnciien,  die  Celd  und  OddesweHli  Ibctreffen,  statt 
Detti  Zeojpen  wird  Icefn  Eid  euferiegt;  denn  das  Geaeti,  spvei* 
eben  die  Rabbfnenv^t  iilernber  deutlich  und  tpeatimmt-j^ 
iMig,  und  ako  Jeder  dnrcli  das  Getets  Mösia  hinlingtfch 
beeidigt  Tor  Gericht  die  Wahrheit  aussusagen  ff.^  (wie  misinre 
BIdealeisttHig  8.  46  ffl  imd  aben  en  mehreren  Steilen  eHIrteK 
wurde).  ,,Itti  kiquieitionfipfoceaae  (so  wird  dort  «der  Crimf- 
nnipn>ce0s  benannt)  findet  nach  jMischen  Recliten  die  Eides- 
leiatimg  um  so  weniger  statt,  da  nach  einem  Satie  der  Rab- 
binen:  Niemand  sieh  selbst  cum  Verbreeiier  nMclien  kann. 
Daher  auch  nach  der  Lehre  des  Judenthums  auf  dfts  Ge- 
slkndniss  des  Verbrechers  nichts  nnlcommt,  und  die  Sirche 
eintig  und  allein  dnrcfc  Aussage  der  Zeugen  evident  ra  ma^ 
men  sei^  (vgf.  oben  S.  IVJ  ff).  ,,Ja  der  Augenschein  selbst 
wfhrde  ohne  roindliches  Zevgniss  nicht  hlnreiciien,  Jemanden 
•trcfnilig  SU  erl^liren  **).  Es  bleiben  also  blosse  Gddfor- 
derungen^  in  weldien  die  Eide  stattfinden  ^  und  gibt  es  nach 
den  judischen  RecMen  in  Absicht  auf  dieselben  drei  Gvade. 
Der  erste  Grad  wird  der  Eid  des  mosaischen  Gesetaes  ge* 
nannt  nnd  wird  dem  Beklagten  gegeben  ff.  (vgl.  oben  $.  79i). 
Der  zweite  Grad  ist  4er  Eid  der  Misclina.  Diesen  Ilaben 
die  Lehrer  der  Mischna  dem  KWger  aufgelegt,  der  so  vM 
WfthrschehiliGhlceit  filr  sich  hat,  dass  dtr  Beictagte  nicht  wohl 


*)  Wir  haben  Bidesieiatmig  S.  118—136  di«  Prenuikcte  Gmiett- 
gsbeng  über  dl«  PMwalhftten  dw  Eidet  bssptxicbttn.  Durch  dis  teltgis« 
iMIten  Materialien  finden  wir  ans^  wie  die  bald  wn  ericbeineftde  aWmte 
Auflage  4er  £ide»leiitiiag  sagen  wird,  in  den  dortigen  Beli|iiipti|i|gei| 
noch  mehr  bestärkt. 

**)  M.  iftt  hier  ungenau.  Nur  bei  Capitalfällen  reicht  der  Augen- 
schein des  Aithters  nicht  hin  (v^.  oben-  B.  996)  ^  bei  geringeMA  Strafen 
(und  vielleicht  sogar  bei  Gdsselstraf^)  geMkgt  der' 
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durch  einai  Reinigimuseid  lu  befreiea  lel  *),  .  I>er  dhfttc 
Grad  aber  wird  der  Rabbinereid  genannt  und  dem  Beul- 
ten auferlegt  if.''  (Tgl.  oben  §.  82.).  — -  Die  iweite  AnlagB 
bringt  ein,  mehrere  Anfragen  auf  Gruud  dea  obiges  G«t- 
achtena  entlialtendes  Schreiben  Klein'«  an  Mendelaaoho,  nebst  des 
am  Rande  beigefügten  Antworten  dea  Letitereo.  Wir  heben 
aus  dieaer  Anlage  daa  aum  Zcugeueide  Gehörende  heraoa. 
^Endlich  ^"^  sagt  Klein  (Jahrb.  S.  417.  418),  ^da  nach  wmm- 
rer  Gerichtaverfaaaung  keinem  Zeugen  olme  Eid  Gtenben  bd- 
gemcaaen  wird ,  '  ob  nicht  in  Sachen  der  Juden  gegen  die 
Chriaten  und  der  Christen  unter  »ich  jüdische  Zeugea  verei- 
det werden  könnten  1''  M.  ,,Ja!^'  K.  ,,Wa8  die  bei  Inqni- 
aitionsproiesscn  abaulegenden  Eide  anbetrifft^  ao  aind  anbei 
folgende  drei  Arten  von  Eiden  lu   untersclieiden-: 

1)  die  Eide,    womit   der  Beschädigte  den  erlittenen    Scha- 
den beschwört; 

2)  die  Reinigungseide  des  Verdächtigen; 

3)  der  Zeugen. 

Der  ersterc  wiirde  einem  Erfiillungseide  gleich  so  »efa- 
ten  sein,  der  zweite  wiirde  keinem  Juden  luerkanat  werden 
können.  Und  was  die  Zeugen  anbelangt,  so  dürften  diese 
wohl  auch  infolge  derselben  Grundsätze  achwer  durch  einen 
Eid  zu  binden  sein.*'*-  Bleiben  wir,  ehe  wir  die  Antwort 
M*s.  hören,  bei  diesen  Folgerungen  stehen,  so  muiia  in  fir- 
staunen  setzen,  wie  in  so  wenigen  Sätzen  eine  solche  Reibe 
Ton  falschen  Schlüssen  enthalten  sein  könne.  ,i  Der  Reir 
nigungseid  des  Verdäclitigen  wurde  keinem  Juden  suerkanat 
werden  können''  Worauf  gründete  sich  dieser  Schiiiasl  Bf. 
hatte  in  seinem  Gutachten  gesagt,  dass  nach  jiidisehem 
Rechte  der  Angeklagte  nicht  im  Criminalprocesse  beeidet 
wird,  da  Selbstgeständniss  hier  keinen  Beweis  bildetw  Ilieius 
folgert  nun  Klein,  dass  einem  Juden,  der  als  Angeklagter 
in  einem  Criminalprocesse  ^or  einem  Pieussischen  Ge- 
richte stehet,  ebenfalls  nicht  ein  Reinigungseid  auferlegt 
werden  kann.  Warum  1  Hat  das  Prenssische  Redit  sich  nach 
j&dischem   Rechte   zu   richten,    ist    fOr    das   Preuaaiadie 


*)   Aüdk   hier  ist   M.  angeoau,  der   niiichnifche  Eid   ift^   wie    öbm 
§.  81.  zeigt,  auek  inwmlen  da  Reinigung«eid. 
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Redil  das  jüdische  Recht  die  Norm  bei  eioer  Anlthige  gegem 
einea  Judeol     Auf  diese   Weise  durfte  ja   das  Pr.  R.  eine« 
aBgekkgtea   Juden  nicht  inquiriren    und    auf  Selbstgestindniss 
dringen,   weil    das  jüdische  Recht  nicht   den  Angeklagten  In- 
qnirirt    und    sein    Selbstgestindniss    für    keinen    Beweis   halt!    ' 
Geschiehet    aber    mit   der   Inquiririuig    dem    Juden    kein    Ge- 
wissenseintrag, so  ist  nicht  absusehen,  warum  ihm  nicht  nndi 
der  Reinigungseid  in  Criminalsachen  zuerkannt  werden  könne. 
Sein    Reifgionsgesets    verbietet    ihm  nidit  den  Eid,    son- 
dern  sein    Rechtsgesets,   d.   I.    wenn    das  jlidische   Recht 
angewendet  wird,    sagt,    er    braucht   keinen  Eid,    legt    ihn 
nicht  auf,    folgert   nicht  wie  das  gemeine  Recht,    dass    wenn 
der   Augeklagte    ihn    nicht   leistet,    er    als     schuldig    erkannt 
werde  (vgl.  oben  S.  301).      Was  stehet  also  nach  dieser  Prä- 
misse,  da    wo   nicht    das    jüdische    Recht    angewendet    wird, 
dem  Eide  entgegen?  —  Es  haben  die  meisten  Staaten  den  Rei- 
nigungseid   in    Crinrinslsachen    abgeschafft   (vgl.   das.).      Wenn 
also   ein   Bürger  dieser  Staaten  einen  derartigen  Reinigungsdd 
in  einem  Staate  absuleisten   hätte,    wo  die  Gesetsgebung  ihn 
beibehalten,    würe   wohl    die  Folgerung   richtig:  weil  er  nach 
seinem  heiroathlicheii   Rechte  den  Reiuignngseid  nicht  absulei- 
slen    braucht,    so    darf    er   ihn    nicht    ableisten    und    kann 
ihm    der  Reiuigungseid    auch    da,    wo   er    beibehalten-  wurde, 
nicht  auferlegt  werden?   —   Es  bitte,  wollte  msn  irgend  ei- 
nen Zweifel    hegen,    die  Frage    aufgeworfen    werden   müssen: 
begehet  nicht  der  Staat    eine  Gewisseosverletaung,   indem    er 
den  Juden  nach  den  Staatsgesetsen  und  nicht  nach  jüdischem 
Rechte  richtet?     Aber  diese  Frsge  hatte  keinen  Grund;  der 
Jude  als  Unterthsn   und  Mitglied  des  Staates  muss  sich  nach 
den  Landesgesetxen  richten:  und  welclier  Zweifel  sollte  hiersu 
noch  beim  Verbrechen  obwalten,  das  nicht  als  eine  Privat-, 
sondern  als  eine  öffentliche  .Verletzung,  eine  Beeint  rieh  tlgung 
des  Staates  angesehen  werden  muss  (vgl.  oben  S.  2  und  sonst)! 
Ist  aber  unbeaweifelt,  dass  der  Jude  nicht  in  seinem  Gewis- 
sen verletzt  werde,   ^enn    er   nach    den    Laodesgesetsen    und 
nicht  nach  jüdisdiem  Recht  gerichtet  wird,  so  unterliegt  auch 
keinem    Zweifel,    dass    Nichts    der    Eidesleistung,    die    diese 
Landesgesetze  verlangen,  im  W^ge  steht.     Die  Lsndesgesetze 
werdai  wohl  bei  dem  Bide  als  religiösem  Acte  auf  das  Re- 


502 

§ ion8ge«elB  4m  Juden  Rid[9idit  nthaeDt  Um  dca  BU  ta 
jbr  Weise  «biegen    lawen^    wie   es    dhi   Rd^iontgVMfli 
CMb  i^er   das  jadiache   Rechtsf esetia   hiev  elnea  BM 
sdrcibt,   kam  nicht  in  Erwägtiag  ktMWBcn,   und   wird 
auch,   wie  oben   bemevlcl   wurde ^    beun  Gi?il|izocesae  nie  er- 
fragt, ob  und  weiB  die  jitdiHche   RechUidve  m  dioacm  Fallo 
ciMB  Eid  nerkenne!  —   Die  gedachte  unlogische  Folgaiiiga 
weise  Klehi's   tritt   auch    bei   der  dritten  Frag»  &ber  Zeii§e» 
ia  ihrem  gansen  Umfange  hervor.      Eletn  sagt:  ^^Und  wao  iiiö 
Zeugen  anbelangt,    sa   dürften    diese   wohl  audi  sufsJgedcr* 
selben  Gnind8its&  schwer   durch    einen  Eid  an  bindcii   oeia.^ 
Dieses  ^^sufolge^  ist  gar  nicht  absosdwik     M.  «hatte  io  sei- 
nem Gutachten   erklärt:   ^Dem  Zeugen  wird    kein  Eid   niifwr» 
kgt,   weil    schon  Jeder    durch    das    Geseta   Moais    hinlangiieh 
beeidigt  ist  vor  Gericht  die  Wahrheit  auszusagen^  ff.  (s.  okea). 
Das  jüdisdie  Recht  legt  also  keinen  Zeugeneid   auf:    er    Isl 
nicht    durch    ein    Religionsgesets   verboten,    sondern    die 
j&dische  Rechtslehre  verlsogt  ihn  nicht,   er   kommt    bcina  jS- 
daschen  Gerichte  nicht  znr  Anwendung.      Dass  auch    hier  die 
Laadesgesetze    sich   nicht    nach  jüdischem  Rechte    an   ricMsa 
haben,  ist  wohl  gewiss  und  wurde  auch  liierhber  kein   Zwei- 
fel angeregt:   es  stehet  also  der   Eidesleistung  "des  jüdisches 
Zeuffen  nichts  entgegen.      Dass   übrigens    das    ReligiomgeaelB 
den  Zeugeiieid  nicht  verbiete,    gehet    auch  ans  "den  oben  (8. 
212  ff.)  angcnfihrtcn  Gebrauche  der  jiidisclien  Gerichte- apiterer 
Zeit,  die  Zeugen  zuweilen  su  beeidigen  pflegten,  unwiderlegbar 
hervor;  die  jüdischen  Gerichte  würden    doch    woU  u*ofat  §e«* 
gen  das  Religionsgeseta  gehandelt  haben!     Endlich,  wnrde  de» 
Sprang   von    der   judisclien    Rechts  lehre  auf   das  jkdisGbe 
Religionsgesetz     und     vom     Niehtbrauchen     nsf    das 
Nichtdnrfen  gemacht,  so   durfte  Klein  für  Civilsachen  aieiil 
blas  anfragen,  „ob  nicht  ff.  jüdische  Zeugen  vereidel  Wi 
den    könnten?'^    und    für    den  Criminalprocess  verneinend 
mnthen,  „so  dürften  diese  wohl  ff.   schwer   durch  einen   Eid 
su   binden  sein"*;  sondern  hatte  die  Fragestellung  für  Crlninal* 
and    Ci^i^irocess   in    gleiche«    Weise    erfolgen    m&ssen:   „ttod 
hier  wie  dort  jüdische  Zeugen  sh  beeidigen?^** 

Hören  wnr  nun,  wie  M.  die  Fragen  beantworiet 
schon  die .  Folgerongen  Rldn's  auffiallend,   so   hat   die 
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WMrtoiig  M'fl.  Mock  n«hr  BefrenMkadhi^     A«f  die  Frage  6ber 
den  ReUgioMeU  -de«  VcrdtclUifeB  sagt  M.:   ^Der    iwette  (in 
Aar  FrageateUeng  Kieia'a)   kana   eiaeiB  Juden   sucrkaaot  wet- 
dea^  wenn  er  aich  dwnch  den  Eid  nm  einer  Geldbuase  oder 
einev  andern  leidMchen  Sirafe  befreien  «oll ;  denn  er  fuhrt  alt- 
dann  nail  ßUeo  einen  Civilproeeaa.    Gebet  es  aWr  um  harte 
Laiben-   eder   Lebensatrafe,    so   wiirde   ieh   acbwerlieh  einena 
Juden   trauen.^      Wir    wiaaen   nicht,    oh   nicht   lu  leaen   ist 
^einem  Jeden^^;  Ol.  wiirde  hier  die  fdee  dea  toa  ilun  ao  aefar 
geachaiate»  Beccarin   und   anderer  Phileaofihen    des  irrige« 
Jahrhunderte  Terireten  haben,  daaa  der  Rcinigungaeid   in  Cri> 
»hiaipmceaae   ein    Unding   aei,    da    liier  der  Schwörende  aidi 
in   einem   harten    Kmufife    awiachen    der   Wahrheit    und    der 
Seihaterlialtuag  befindet,  und  die   grösate  Gewiaaenhafligkeit  in 
dem  Inculpaten  Torauageseiit  werden  innsfi,  da  aonst  anzuaeb* 
men  ist,  dass  er  falsch  schwören  werde:    eine  Idee,  die  all- 
gemein  Eingang   gefunden    und    den    Reinigungseid     aus    den 
Qeaetsgebangen  verdrangt  hat  (?gl.  oben  S.  302).     Doch  wie 
hier   immer    zu  lesen  sei,    welchen  Zusammenhaag   hat   diese 
Antwort   mit    der    Aeusserung  M*s.    Ui    seinem    friUieren  Gut- 
aehten,    dass    nach  jüdischem    Hechte    eine    Eidesleistung    dea 
Inculpaten  nicht  atattfiudet  und  auf  das  Gestandnisa  dea  Ver- 
brechera  nichts  ankommt  ff.:  und  auf  diese  Aeusserung  hatte 
dach  Kieitt  aeine  Frage  geatfitst,  nicht  ob  dem  Juden  an  aid^ 
d.  i.  aia-  einem  infideli  oder  per  jure  j  ein   derartiger  Eid  sn- 
nntranen  sei  ^)1     Noch  sonderbarer  ist,  was  M.  anf  die  Frage 
ihber   Zeugen   antwortet.       „ä«eugen,^   aagt    er,   riSind    durch, 
den  Eid  in  Criminaisachen  allerdings  lu    iMuden,    in.  so    weit 
nicht  Lebensatralc  oder  eine  unausstehiiche  Leibesatrafe  daraua 
enlatehet.^^   Fikr  diqse .  Beantwortung  ist  noch  weniger  ein  ra- 
tioneller   Grund   ala   f&r   die   vorige    aufsufindcn.      M.  wurde 
nidit  nber  4^  Glaubwürdigkeit,    sondern  über    das,   was  aua 
dem  jüdischen  Gesetze  ^   wie    er  e»  in  seinem  Gutachten  an- 


*)  AUg.  G.  O.  §.  3&S.  sagt:  „In  wie  fem  bei  CriminalfiUen  Rei- 
nigungseide  fiberhaapt  und  inbetonderbeit  voa  jOdischen  Angeklagten 
stattfinden,  »oll  in  der  Criminalproceft^ordoong  naher  beetiinint  werden." 
iMe  C.  O.  aber  hat  nach  denr  oben  bemerkten  Gmndflatse  den  Reinigangt- 
eid  gar  mobt  aolliaaoaMBen  ^  und  war  alao  diese  Frage  von  selbst 
esMigt 
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gegeben   hatte,   für   Beeidigung   der    Zeugen   su   Mgem    «el« 
Und  selbst  wenn  M.  die  Gltnbwbrdigkeit  im  Auge  batte  oimI 
er  bei  der  früheren  Frage    —    Reinignngaeid  in  Crimlnalfil- 
len    — .  fnr    seine    Glanbensgeiioasen    bei    diei«r   gefifarlicIiCD 
und    in   Ihrem   Gesetze    niclit  begründeten  Gollision    »wfathcn 
Wahrheit  und  Selbsterhaltiuig    fürchtete,    dass   sie   in    dieBeoa 
harten  Kampfe  nicht  bestehen   würden,  so  genügt  dieses  docb 
immer   niclit    für   die    zweite   Beantwortung. '   Was  sollte   deo 
Zeugen,    wenn  es  auf    Lebensstrafe   ff.  .ankommt,    am    einem 
falschen  Eide  bewegen?      Selbst    die  schliramste  Seite    ftiige- 
nomnfen,   dass,  wenn   der  Angeklagte   ein    Jude,    der   jftdisdie 
Zeuge  ans  Liebe  zu  seinem  Glaubensgenossen  falsch  sehwSrea 
und  zeugen  werde,    so    wäre    doch  der  Jude  ein  glaubwilrdi« 
ger    Zeuge,    wenn    der    Angeklagte    einer    anderen    Confeoiiioii 
angehört'?      Oder    wird     hier    jenem    mittelalterlichen    Wahne 
des    Hasses    gegen    Chritüten    Etwas    eingeräumt,    dann     Mrire 
doch    wohl    dem    Zeugnisse    des    Juden,    auch    wenn     nicht 
Lebensstrafc  ff.   daraus  entstehet,    nicht  Glaubwürdigkeit   i»ei- 
aumessen*?      Doch    wozu    den  Worten    des  edlen  Mannes  eine 
Deutung    unterlegen,    der    der    ganze    Zusammenhang    wider- 
spricht.     M.  ging  irrigerweise  vom  jüdischen  Rechte  ans  (wie 
wir  auch  weiter  wahrnehmen   werden)    und    hatte    dieses    ein- 
seitig im  Auge.      So  hatten  auch  die    verschiedenen  Jnstismi^ 
nisterien    in    obigen  Worten  M's.  nicht    einen  Verdacht    einer 
Nichtglaubwürdigkeit    wahrgenommen,    sondern    da    M.    in  sei- 
nem  Gutachten   die  Normen  des  jüdischen  Gesetzes  angegeben 
hatte.    Klein    sich    auf    dieses    Gutachten    bezog   und    IM.   ntif 
Klein's  Fragen  seine  Antworten    einrichtete,    so    wurde   dalttr 
gehalten,    dass    diese     Antwort     M's.    ebenfalls    die    jodiaehe 
Satzung   wiedergebe   und    gestaltete    sich    die   Meinung,    ^der 
Jude  dürfe    nicht    bei    Lebensstrafe  if.   einen  -Zengeneld   able- 
gen^^      Diese  Ansiclit  wurde  zuerst  von  dem  Grosskanzler  Tdii 
Goldbeck  im  J.   1803  bei   Gelegenheit  des  Entwurfes  einer 
neuen   Criminal  G.  CK  ausgesprochen.      Dieser  Entwurf  wurde 
dem  König  Friedrich  Wilhelm  III.  vorgelegt,  welcher  ita   einem 
Schreiben    vom    12.  Mai   d.  J.  erklärte:    „/irf  §.  337.   No.   7. 
ist   e8    Mir   aufgefallen,    dass    die    Juden    in    Folcbeo    Fällen 
schlechthin  nicht  sollen  zum  Zeugnisse  geuöthigt  werden  kön- 
nen,   wesshalb    Ich    die   Gründe    zu    diesem    Gesetivoradila^ 
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von  Eiiefr  fernehtnen  will''  fjiiirb.  S.  445).  r.  Goldbeok 
erwledert^  (das.):  ,,1oh  leige  hierauf  allenintertfaiiii^t  «n,  diu 
bei  Anfertigung  der  G.  O.  und  bei  der  näheren  Bettiminnag 
der  Judeneide  dureh  da»  Circular  vom  1.  Mal  1786'*)  die 
lOTerliaaigen  Miigiicder  der  jüdischen  Gemeinde^  beoondera 
auch  Moses  Mendelssohn,  »igeaogen  wurden,  deren  GoUohieii 
dahin  ausfiel,  das«  es  den  Juden  nur  erlaubt  sei\  einen  Eid 
abzulegen  in  Fällen,  wenn  die  Icövperllche  Strafe  in  eine 
Geldstrafe  luifgewandelt  werden  ktöniie>^  In  einem  Rcscripl 
des  Minlstera  von  Kirch  eisen,  dO.  Mai  1812,  „betreffend 
die  Glaubwlirdig4celt  des  Zeugnisses  der  Juden  in  Criminal« 
sachen,^^  wird  dem  Kammergerichte  auf  die  Anfrage:  „ob-eeit 
Emanirung  des  Edicts  der  bürgerlichen  Verhältnisse  der  Ju^ 
den  vom  II.  März  1812  ein  Jude,  welcher  die  in  den  §.  1. 
und  2  dieses  Edicts  bestimmte  Eigerfschaften  hat,  ein  giil- 
tiger  Instnimentsxeuge  sei,^  eröffnet,  dass  die  aufgeworfene 
Frage  nach  §.  20.  des  Edicts  **)  zu  bejahen  sei,  und  ist  der 
dagegen  aus  dem  §.  2h,   des    angeführten   Edicts  ***)  herge?* 

*')  Kl^n  hatte  einen  „Entwarf  einer  Anweisung,  wie  et  nit  Almahaie 
der  Jodeneide  zu  halten  sei,"  auf  Grund  obiger  Rücksprache  mit  M. 
überreicht  ond  dieser  Entwurf  circulirte  auf  königlichem  Befehl  bei  denje- 
nigen Collegien,  „in  deren  Departements  sich  zahlreiche  Judengemeinden 
befinden,  und  soll  deren  Rabbinern  unJ  Aeltesten  communicirt  werden^' 
(Jahrb.  S.  426  u.  427).  Dem  Entwürfe  selbst  waren  die  Motive  Ww^ 
nidit  beigefügt,  sondern  heisst  es  b)oss  daselbst:  „$.  18.  In  Sachen,  wo 
es  auf  harte  Leibes*  oder  Lebeosstrafe  ankommt»  kana  dem  Juden  ein 
Reinigungs-  oder  Beugen-Eid  mit  einig<^  Zuversicht  dadurch  die  Wahr^ 
heit  zu  entdecken  nicht  abgenommen  werden '*  (Jahrb.  S.  423).  Bei  die- 
ser Fassung,  die  keinesfalls  besagt,  dass  man  hier  auf  der  jädischeii 
Lehre  fVisse,  sondern  die  Norm  eines  Staatsgesetzes  hinstellt  (and  d6r- 
gleiclien  Ausnahmsgesetze  waren  doch  den  danAligea  Juden  nichts  Uiig»> 
wöhntiches),  konnten  die  Judengemciadefl  kaum  abaeo,  dass  diesem  §.  eine  ' 
falsche  Folgerung  aus  ihrer  Lehre  zu  Grande  liege. 

*,*)  Edict  §•  20. :  „Die  privatcj^chtlichen  Verhältnisse  der  Juden  sind 
nach  eben  denselben  Gesetzen  zu  beurthellen,  welche  anderen  Preussischen 
Staatsbürgern  zur  Richtschnur  dienen.** 

.  '^**)  Ediat  S.  23.:  „Auch  noss  es  bei  der  Festsetzung  deiRAIL  G.O. 
Tb.  1.  Tit.  10.  §.  352.  und  der  Crimin.  O,  g.  335.  Nr.  7.  und  §.  367, 
Nr.  8. ;  dass  kein  Jude  in  den  benannten  Criminalfällen  zur  Ablegung 
eines  eidlichen  Zeugnisses  gezwungen  werden  darf,  so  wie  bei  den  da-  , 
selbst  bestimmten  Wirkunge«  eines  freiwillig  gelciftelMi  Zeogenddes,  künf- 
tig verbleiben." 
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Bontfieiie  Zweifel  gmi  unaMblich,  iKdem  düelfctt  dim  Zci^ 
■ksea  der  Juden  nur  in  Grimin^tflllen    die   volle  Okab- 
wftrdigkdt  und  iwer  denregen  abgesprochen  wird,    ^weil  na- 
Bnehmen  iet^  dtss  der  Jude  io  den  erwihnten  CritoinnMillMi 
nach   den   Grundaitsen    adaer   Religiott    in    elneai    ekttidbc» 
Zcugniaae  nicht  angehalten  werden,   eben   darum   aber  anlnjinL 
freiwilligen    Anaaagen   kein   TöUiger   Glanbe    beigelegt   werdkea 
kteae''^).      Alan    aUenthalbcn   die   In   Meodelaachn*«    Worten 
wahnnnehniende  Ansicht,  daaa   der  Jude  einen  -  ZengoneUl  in 
Criminaiaachen  nicht  leisten  darf.     Wir  yerehren  in  Mend«sla- 
aohn    den   Phiioaophen   und    den ,  erleuchteten  .  Lehrer    neiaeo 
Volkes,  der  nach  den  Finsternissen  der  teilten  Jahrhunderte 
einen  mächtigen  Anstoaa   in   deasen  Anfklining   gegeben    nndl 
aein  grosser  Wobltliater  wurde;    doch   es  gebührt  der  Wahr- 
heit ihr  Recht:   Mendeksohn  ist  hier  Menschliches  widerfuh- 
ren, er  hat  geirrt.     Wir  appelliren  nicht  an  den  HummilüAs 
aisBi,  nehmen    keinen    Philanthropismiia   in    Ansprache  soadi 
haben  es    aliein    mit  der  Gerechtigkeit    zu   thnn.     Sie 
die  zu   §.  24.  25.  angegebenen  Daten  ab,  wage  ab  das  Princlp 
des  mosaiachen  und  das  des  gemeinen  Rechts,  und  daas  dort 
dfe  Beeidigung   des  Zeugen  die3em  Prlncip   gemaas  nldit   finr 
nothwendig  erachtet,   hier  aber  auf  die  Beeidigimg  gedmngen 
werde;    sie   wage   ab,   dass   nicht  die  judische   Religionalehre 
den  Zeugeneid  verbietet,  sondern  nur  die  jüdische  Recbtalebre 
ihn    nidit   für   nothwendig   erachtet    und    dass    auch    jMinsbe 
Gerichte  den  Zeugen  den  Eid  auferlegten;    sie   wige  nb,    oh 
nach   der   im    ersten  Abschnitte   dargelegten  Theorie  dn  Un- 
terschied In  der  Weise  stattfinden  kann,  dass  im  CiTÜproeesoe 
der  Zeuge   schwören   kann,  aber   nicht   im   Criminalprooesoe« 
wige  ab,   ob  nicht,  da  daa  jüdiache  Recht  die  Untersnohuag 
und  Erforschung  der  Zeugen    bei   CriminaifSHen   in  weit   hö- 
herem Grade,    als  bei  Ci?llfiillen ,  verschärft  (vergleiclie  oben 
§.  17.  bis  19.  22.  23),    die    Beeidigung   des    Zeugen,    wird 
sie   in   Cifilfalien   zugestanden,    noch  melur    im 
atatdkiden  muao  (f ergleiche  oben  S.  212): 


*)  VgL  bei  Mawikopt  AUg .  Ord.  zu  Anbaag  $.  8&  Rdnna  and 
8.  495. 
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Biß^Ut   die   v^riirilieiUflvete;  ttiip«rtellMlie  Upmi€h^ 
ti||keU  .spreche!  .        . 

'  Nooh  miflstn  wir,  ehe  wür  «na  von  dfowr  gdiailiiiftqg 
Seite,  der  BeroeksIckllguBf  eine«  »iekt  eiifttlre»-* 
de»  ReLifiontf eietses,  aliiMsiidefi,  etnen  Ptmoi  kewOT^ 
hdkcB,  der  ebeafalb  ana  dieser  Ber&dskAtigoeg  floM  mid 
au  imncher  hedenklkheo  CenseqntM  Anlaas  geben  könnten 
Ihm  Geaeta  $.  357.  Nr.  8.  sagt:  .,,daa«  Juden,  aoliald  ea  auf 
.eine  kirtere  Strafe  ii.  a.  w.  ankeaant^  ala  Beweianaagen  niehl 
gelten,  wenn  aie  aidi  anck  sinr  AUegang  des  Zaayanaiiiaa 
frdwilHg  ecbkten.''  Daaa  aneh  der  frdwiUig  beeidete  jMI* 
adie  Zeuge  nicht  Beveiakraft  kake,  beruhet  auf  einem  Scfarafc- 
ken  des  Könlga  Friedrich  Wilheloa  IH^  16.  Mal  1803^  an  dm 
Groaakansler  von  CoMbeek.  Der  König  drückt  aich  auC  den 
eben  erwähnte»  Bericht  Ton  Goldbek  folgeadermaaaen  ana: 
„Da  der  §.  337.  Nr.  7.  der  neuea  Crfaninal-OrdMBg  rer- 
kamnieHde  Geaets^orachlag,  Juden  können  anr  AUegnng .  efaea 
eidlichen  Zengniaaea  nicht  geswnngen  werden,,  wenn  die  Slrafiov 
welche  den  Angeackuldigten  treffen  kann,  eine  wiUkiihrUche 
QM'  oder  Gefangniaalnife  übersteigt,  Bnrena  anderweitIgMi 
Bericht  tobi  13.  d.  M.  zufolge  aich  darauf  gründet,  daaa  ea 
den  Juden  nicht  erianbt  sein  aettr  in  aolchen  Fallen  ein  Zeqg- 
niaa  absulegen,  ao  wiU  Ich  demaeiben  zwar  meine  Genehr 
migung  ertheilen,  jedoch  weil  aneh  aladana  ein  Jude^  der 
aich  über  aeine  Rellgidnagrundaatze  In  dieaem  Stüdoo  w^ 
aetaen  wiU,  keinen  GUuben  Terdient,  hinaogefdgl  wiaaen,  daaa 
freiwHIige  Ausaagen  jodtacher  Zeuge«  im  aolchen  Fätten  nie« 
mala  einen  Tolten  Beweia  auamachen  aollea^^  (Jahrb.  8.  44äu 
447).  Dieaem  gemisa  .erhielt  nvn  der  $.  357.  Nr.  8.  aoiM 
endliche  Faaaung  und  ging  in  dieaer  iSeatait  in  die  GL  ;0u 
ober  (¥gl.  doa.  S.  448).  SoQte  nun  hieitna  gefolgert  werdea^ 
daaa  der  Jude,  der  nicht  atrict  nach  aeinen  Religianageaetaee 
lebt,  kein  toUatandiger  Zenge  aei,  weil  „wer  aich  üker 
aeln  Religionagesetz  wegaetzt,  deasen  Eid  verdient  nicht  Glau- 
ben,^ ao.wvrrde  hier  der  Staat  daa  aonderbaiate  Inqniaitfona' 
gericht  über  Glaubenaaachen  der  Joden  bitden.  Wird  dod» 
nicht  gefragt,  ob  Jemand  ala  frommer  Chrtat  lebe,  und  wird 
die  juriatiache  Glaubwündigkcit  von  der  religiöaen  völlig  ge- 
achiedeo.     Nur  wenn  der  Schwereade  daa  dgentUch  hlndfwdf 
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MomeiH'  det  Etdes,  da«  Dasein  Ootlea^  oder,  'wo  wie  gcwMwi- 
lieh   der    Eid   bei    der  Bibel   gfeleiatet  wird,    die   Offenbarmg 
in  Abrede  stelit  *) ,  dann  kann  natibrlich  aein  Eid  nicbl  OUu- 
ben  finden;    eine   einselne  UebertreCnng   hingegen    wird    iiciae 
Glaubwürdigkeit  nicht  schwiclien  (rgi.  oben  8.  252).      Wallte 
hier  daa  gemeine  Recht  aicli  auf  den  Standpunct  des  BiosaiadH 
talmndischen  Rechts  Tersetxen  (vgl.  $.  44.  92.X  so  wire    die- 
ses  eine   ofiTetibare  Vericennung   der  Verschiedenheit    de«   Bo- 
dens, auf  weichem  jene  Rechtslehre  und  die  gemeine  Recbte- 
lehre  stehet  (S.  251.  ff);  und  den  Juden- nach  den  jikdinchea 
Recht   SU    beurtheilen,    wäre    eine    Annahme,    die,    wie    oben 
bemeiiit  wurde,  der  Staat  von  aich  weist,  indem  er  daa  Land- 
recht,    in    so  "weit    nicht   das    Religionsgesets   der    Confesnioa 
beeintrichtigt  wird,  für  aiie  Laudesbewohner  gelten  laasen  wilL — 
Dsss  übrigens  die  Verletzung  eines  Religionsgebotes  nicht   un- 
flhig    zum    Eide   mache,    erlilärt   auch    ausdrücklich    ein    Re- 
acript  vom  9.  Jiuii  1812.      Ein  Jude ,    der    aus  dem-  Stamme 
Aaron    abstammend   eine    geschiedene   Frau    geheirathet    hatte 
—   was  nach  biblischem  Gesetze  Levit.  21.  7.  verboten  ist  — 
sollte  einen  Eid    ableisten,    und    der    Rabbiner    weigerte   aidi 
(nach  §.  44.)  au    assistiren.      Auf    eine  Appellation   hiergegco 
eriilärt    das    Rescript,    „da   diese   Meinung   (des    Appellanten) 
nach  dem  Gesetze  für  gegründet  zu  achten,  indem  die  Beur- 
thdlung  der  Fähigkeit  eines  Menschen  zur  Eidesleistung  nndl 
die  Wirkung  eines  geleisteten  Eides    keineswegs   von  der  an* 
maasslichen  Entscheidung  der  Rabbiner  und  jüdischen  Geiehr- 
ten  abhängig,    sondern  lediglich  dem  Ermessen  der  Obrigkeil 
nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  su  überlaiieii, 
Memach    aber    der  Jude    wegen    seiner   Verheirathung   ff.  Ar 
unfähig  zur  Ableistung  eines  Eides  nicht  zu   halten  u.  a.  w^ 
ao  hat  daa  Königl.  Ober-Landesgericht    die  Rabbiner  und    die 
jüdischen  Gelehrten  ausdrücklich   zurechtzuweisen    und   welter 
in  der  Sache  rechtlich  zu  verfahreu^^  **),    Wenn  also  daa  obige 


*)  Vgl.  Phillipps  in  dem  oben  anfefahrten  Worke  p.  19.  90.  ond 
nerkwürdigcn  RechUfall  daselbtt. 

*♦)  Vgl.  bei  Manakopf  AUg,  G.  O.  1.  ThL  10.  Tit.  sa  g.  3», 
Dieses  Rescript  scheint  ohne  üeferes  Eingehen  auf  die  Qoellen  der 
Preassiscben  Gesetxe  über  Judeneide  und  Judenprocesse  eriassca  war* 
dan  ZQ  sein ,  denii  sonift  wurde  man   wedec  eine  Annmtsang  där^ 
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Sdireiben  des  Königs  dennoch-  will,  n^^m  ein  Jude,  der 
•ich  fiber  seine  Glaiibensgriindsitae  in  diesem  Stücke  wegr 
seist,  keinem  Glaaben  verdiene,**^  so  scheint  die  Meinung  ror- 
gewaltet  sii  haben,,  dsss,  da  beim  Kid,  dessen  Unterlage  die 
Religion,  das  Religioniigesets  Im  Auge  au  behalten  Ist,  dieses 
aber  (▼ermeiullich)  einen  Zeugeneid  verbiete.  Jener  der  den 
Eid  dennoch  leisten  will  Im  Verdacht  stehet,  dass  er  den 
Eid  nach  seinem  Keligionsgesetae  nicht  hoch  genug  halte  und 
fehlt  also  die  Burgschaft  für  seine  Wahrhaftigkeit:  eine  Ai^ 
alcht,  die  wenn  die  i*rimisse  —  dass  der  Jude  den  ZeugeifT 
eid  nicht  leisten  darf  —  richtig  wire  Manches  fdr  steh 
hat  *).     > 


gireodeo  Rabbiner  gefuaden,  noch  sie  ausdrücklich  sorechtgewiessa  baban: 
sie  hatten  in  dem  gedachten  Gesetze  der  C.  O.  und  ki  dem  Grond,  den 
der  König  hierfür  angibt,  einen  mehr  als  scheinbaren  und  —  >(vie  sich 
weiter  zeigen  wird  —  in  einem  anderen  Gesetze  einen  wirklichen 
Anhalt 

^)  Hingegen  dfirfte  die  Meinong  der  MinoritAt  des  Berliner  CrimiaaU 
gerichteSy  nach  der  der  Zwang  euies  judischen  Zeugen  aum  Eide  gestattet 
ist,  wenn  dadurch  ein  Staat«zweck  erreicht  werden  kann,  der  hoher 
stehet  als  die  Räcksicht  auf  Religionsansichten  (vgl.  Orient  S.  79),  ent- 
schieden zurückzuweisen  sein.  Hat  auch  an  sich  die  Meinung  der  Mino- 
ritit,  die  einen  Unterschied  zwischen  Aussagen  über  Thatbestand  und 
Aussagen  über  Thftterschaft  macht,  Vieles  für  sich,  so  ist  ein  Zwang 
aum  Eide  gegen  die  Religionsansi^ht  des  Schwörenden  sehr  bedeokliok 
Der  Eid  ist  Sache  der  Religion  und  des  Gewissens  und  moss  gerade  Ra^ 
ligion  und  Gewissen  den  unbedingtesten  freien  Raum  haben  ^  wie  will  man 
auf  Grundlage  dieser  Hauptpotenzen  Wahrheit  erlangen,  wenn  man  im 
Voraus  den  Schwörenden  zwingt,  gegen  sie  zu  bandeln?  Gerade  je  höher 
der  Staatszweck  ist  und  je  mehr  also  an  der  Wahrhnt  gelegen,  desto 
frmer,  unverletzter  muss  Religion  und  Gewissen  ^bleiben  ?  —  Wir  i&hrao 
hier  noch  an,  dass,  wenn  in  dem  gedachten  Referat  (Orient  S.  112)' ans 
unserer  Eidesleistung,  woselbst  S,  44  heisst:  „die  jüdische  Rechtslehre 
kennt  den  Eid  ni^r  für  Civilsachen,  dier  Zeugeneid  kommt  in  ihr  nicht 
Tor  if.''  S.  46:  „Die  jüdische  Rechtslehre  ist  in  der  Offenbarung  begrüir- 
det ;  du  sollst  nicht  rauben,  nicht  stehlen,  kein  falsches  Zeugniss  sagen  fL 
sind  geoffenbarte  Verbote :  wer  dagegen  handelt  begehet  nicht  minder 
eine  religiöse  Sünde,  als  der  welcher  einen  Meineid  schwört  ff."  (vgl.  auch 
eben  S.  203.  204.  296.)»  gefolgert  wird:  „Erklärt  sich  hiernach  aUo 
Frankel  auf  Grund  der  jüdis^en  Rechtslehre  gegen  den  Zeugeneidy  so 
anisa  letztere  um  so  mehr  gegen  den  Zwang  zum  Eide  sein*'  — 
diese  Schlussfolgemng  für.  die  dort  angeregte  Frage  —  Juden  nach, 
Preussischem   Recht  und  vor  Preassischen  Gericht  —  sehr  bafrasidaad 
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Wir  kmniiieii  min  lu  der  andern  Seile  dieeer 
Beibelialtiing  mittelalteriiclier  Biemente.  C.  <K 
$.  857.  Nr.  8  triU  ein  derartigea  Bieinent  offenliar  hermr^ 
da  es  daaellisi  helaat:  ^^  Kommt  es  alicr  nur  auf  die  ge- 
dadite  oder  eine  nocli  gelindere  Strafe  an  imd  iat  der  Angcachwl- 
digte  ein  Jnde,  m  beweiaet  ihre  eidliclie  Anaaage  gegiftn 
diesen  ToHatandig.«^  Das  Gesett  läsat  also  in  dieaem  Palte 
nnr  gegen  den  Juden  den  Juden  als  gültigen  Zeugen  au,  nbcr 
nicht  gegen  den  Christen  ^),  gans  wie  daa  Mittelalter ,  nur 
daaa  dieses  gerechter  wsr  und  —  wie  Weiclibiid  sagt  -— 
auch  den  Christen  nicht  gegen  den  Juden  als  ToHstindigea 
Zeugen  auftreten  Hess,  welches  die  Pr.  C.  O.  nirgends  hat. 
Uebrigens  ist  diese  Bestimmtiug  in  gänslichem  Widerspruche 
mit  Anhang  §.  88.  der  Allg.  G.  O.  Nach  diesem  $.  sind 
Juden  in  CiTilprocessen  auch  gegen  Christen  Beweissetigen: 
und  da  der  jüdische  Zeuge  in  Crimiualsachen^  wobei  es  auf 
eine  härtere  Strafe  als  fünfzig  Thaler  u.  s.  w.  nicht  anlcomnit 
nur  desshalb  ala  gültig  gedacht  werden  kann^  well  ein  aot- 
dier  Fall  als  eine  Civllsache  angesehen  wird  (,,er  fuhrt  mit 
FUco  einen  Civilprocess^^  drückte  sich  Mendelssohn  oben  S. 
503  aus),  so  folgt  von  selbst  hieraus,  dass  der  Jode  hier 
auch  gegen  den  Christen  einen  vollständigen  Beweisseugen 
abgebe.  Es  ist  daher  nicht  weuig  su  verwimdem,  daaa  trots 
dea  Edicts  Tom  J.  1812  und  jenes  $.  8^  der  Allg.  G.  O. 
■och  kehl  Rescript  den  <$.  357.  8.  der  C.  O.  abänderte'^). 
Bin  anderes  noch  mehr    als   mittelalterliches  Element   entUit 


ist  and  auch  In  diesem  Referat  die  sonderbare  Vermengung  der  JQdlscIien 
Reditslekre  und  des  Jüdischen  Religionsgesetzes  henrortritt.  Das  gem^ne 
Rächt  nimait  nnr  Rücksicht  auf  das  Religionsgesetz ,  durch  das  |fldisebe 
Redit  fEiblt  es  sich  nicht  gebunden.  Und  dass  auch  das  jüdische  Recht 
den  Zengeneid  nicht  verbiete  und  der  Jude,  wenn  das  gemeine  Recht 
Zengeneid  vorschreibt,  hierzu  verpflichtet  sei  und  er  ihn  unter  kdni 
▼orwande  abidinen,  noch  ihn  als  aufgezwungen  betrachten  k5nne,  Ist  Tier 
Mtea  spater  (Bidealeistung  6.  50)  ausdrücklich  gesagt:  und  vfÜsstea  ^nrlr 
dabsr  rieht  sa  ^em  derartigen  Irrthnme  Anlass  gegeben  su  haben. 

*")  VgL  den  Entwurf  des  Directors  von  Schleehtendahl  und  den  BxtrsMr 
efaiei  diitten  Entwurfes  der  C.  O.  1800^   Jahrb.  S.  442.  443. 

^*)  Noch  mehr  ist  au  verwundem,  dass,  öbschon  §.  23  des  Edhltoa 
sdhst  aar  diesen  $.  Rückneht  nahm  (vgL  oben),  es  den  beregten  Panelr 
dach  gaaa  nnberihrt  liessf  -«  * 


Sil 

«.  228  4er  AHg.  O.  O.v  der  wmwt  ftr  J^iea^  ireldM  die 
Aeciiie  pwM»ieehqr  Staetofclrger  erlaa^  heben,  eeeter  .KnJt 
geiretee  iel;  und  de  necli  GeeeCs  Fem  1.  Jiml  1883  aiiflii 
filr  die  ivden  des  GrenibenegtlMuns  Peeea  das  Edict  ▼es 
1812  in  Anwendung  gekommen,  so  dürfte  er  (nr  die  preoisl* 
sebea  Jiidea  selbst  eine  Antike  gewerdea  sein :  doch  ist  diese 
Bcastiauniiag  von  EHiifluss  für  Jaden,  idie  nichl  das  P^eossiscb^ 
fifirgerrecbl  erworbea.*  Ist  nun  schon  dieser  ganse  §.  voll  .-des 
grisstcD  Aiisstraneus  gegen  den  iudea,  eo  Ist  voraugUch  die 
Stelle  aaf&lleiid,  wo  ea  heiest:  „Der  ehristllchea  Partie 
atehet  es  frel^  jüdische  Zeugen  In  Verschlag  an  hriagen^ 
tpdche  jedoch  ebenfalls  als  gültige  Zengen  nkfat  au  beindt' 
tea  sind.  Diese  Qaalität  gebührt  ihnen  nar  alsdann,  wean 
der  Frocess,  in  welchem  sie  abgehört  werden,  bleaa  unter 
Parteien  itarer  Nslisn  geführt  wird.""  Wenn  min  eher  die  christ- 
liche Partei  selbst  den  Juden  als  Zeugen  in  VoradUag  briagl^ 
was  könnte  nun  dessen  Glaubwürdigkeit  melH:  im  Wege  stor 
henl  Und  warum  sind  sie  gültige  Zeugen  bloss  unter  Part 
te^  ihrer  Nationen  und  nicht  anch  wenn  beide  ParteM 
christiichen  Glaubens  siad!  Söwoiii  ia  dem  erstem  als  den 
lelitern  Falle  hahen,  wie  eben .  angeführt  wurde,  auch  die 
judenfeindlicheren  Juristen  der  Torigeo  Jahrhunderte  dem  Juden 
Glauhenawürdigkeit  angeataudea.  £Ulte  vielleiGiit  jenes  famn 
tiacfae  Geaets  Justinian's,  nadi  welchem  ein  Ketaer  oder  Jude, 
wean  beide  Parteien  reelilglüuhig  sind  oder  wenn  nucb  nur 
eine  Partei  rechtgläubig  ist,  nicht  Zeuge  aeiu  kann  (oben 
&  482)  die  Norm  abgegebea  habend  *)  —  Uebarhaopt  wIMe 
nur  dann  ^  sich  bewälurt  Jiaben ,  dass  amn  dem  -  Voran» 
thell  Nkhta  einräume,  wenn  bei  der  Anialune,  dasa  Juden 
den   Zengcaeid   tu   GrimiualsaciMtt   nicht   leisten   dürfen, ^  daa 


*)  Befremdend  genug  ist,  daM  die  Pr.  Attg.  O.  O.  offenbar  zarfick- 
geachHtten,  da  die  Nene  Kammergerfchta  -  OrdiMng  Tom  1.  MSrz  17<id 
TU.  38  S.  9  aiifdr«eklldh  sagt :  „Mfih  dean  aaeh  gtffahuqftitafc  tfn  J^id^,' 
wann  sweea  Christea  mit  «aaadar  Pcoceas  lUmn,  iinr  "ttikifSiig  situui 
Geiengoiaaes  so  admittireni ''  (Jahrb.  S.  403);  und  Rescript  Tom  13. 
October  1775  erkl&rt:  »«dass  die  Voracbrift  der  Kammergerichta  -  Ordnung 
Tom  1.  Man  1709  Tit.  38  S.  9.  fo  wie  der  Scblesbcben  Gesetsordnung 
darch  den  Cadsjr  fWdtfieiaa.'  nicht  auljgehdben  vnd  Sm  £.  Sl.  €.  de 
hmeretieii  nicht  anwendbar  fei  (Jahrb.  8.  405). 
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Prindp  snr  Graodlage  ^dkiit  hStle,  nach  wdciieBi  bei  den 
MeonoBlten,  statl  der  nach  ihren  Gmodiiteea  iHnnii»- 
eigea  Eidesleiatung ,  die  bei  iliuen  öbliche  BekrÜtigiug»- 
formcl  und  Oandachiag  ala  Eidcaleistiing  angenomineii  wer- 
den *). 

Ukse  Oesetie  haben  endlidi  daa  Auffallende ,  da»«  die 
jädlache  Rechtalehre  sur  Norm  genommen  wurde, 
und  man  aelbsl  in  dieser  Normirnng  aich  nicht 
treu  blieb«  Wir  haben  achon  bemerkt,  wie  man  bei  der 
C  -O.  Ton  der  jüdischen  Uecht«lehre,  die  den  Zeugen  nidit 
beddigt,  ausging  und  einen  Sprung  vom  ^i  cht  brau  eben 
auf  Michtdfirfen  machte.  Noch  iiberraachender  tritt  dieae 
Normirung  AUg.  G.  O.  <$.  343  henor.  ,,In  Sachen  der  Juden 
gegen  Juden  bedarf  es  bei  jüdischen  Zeugen  keines  didea 
u.  a.  w.^  (oben  S.  480).  Klein  hatte  in  dem  obigen  Schrei* 
ben  bei  Mendelssohn  angefragt:  ^Wie  es  bu  haiten  ad, 
wenn  ein  Jude,  in  Sachen  eiuea  Juden  als  Zenge  nnftritt?^ 
und  M.  antwortete  hierauf:  ,,Da  Ist  die  bloaae  Admooitien 
bhireicheud ''  (Jahrb.  S.  418.  419)  und  hierauf  gründet  aidb 
dieses  Gesetz.  Das  Gesetz  lässt  also  bei  Proceaaen  anriaeiien 
Juden  und  Juden  daa  jüdisdie  Recht  gdtea,  und  da  dienen 
keine  Zeugeneide  hat,  so  wird  Auch  hier  der  Zenge  nicht 
beddigt.  Allein  —  abgeaehen  von  der  dem  ganzen  Weaen  dea 
Staatea  widersprechenden  Anomalie  —  soll  der  Sals  aufge- 
atellt  werden,  dass  bei  Proceaaen  awischen  Juden  and  Juden 
das  jüdische  Recht  als  Norm  gelte ,  so  müsste  das  Preusaiache 
Recht  für  derartige  Procease  einen  ganz  andern  Codex  ala 
den  in  Preuasen  angewendeten  Ina  Leben  treten  lassen,  müsatcn 
jUdische  Gerichte  für  Cifilprocesse  der  Juden  unter  dnander 
aiedergesetxt  werden,  oder  wenigstens  die  christlichen  Gerichte 
nach  dem  Choschen  Mischpat  sprechen!  Noch  mehr!  Die- 
aer  §.  tragt  In  sich  selbst  einen  mit  einem  grossen  Unrecht 
verbundenen  Widerspruch.  Beurtheile  man  auch  den  Juden 
nach  aeiner  Rechtslehii^e,  so  muss  doch  dieses  ganz  mit  den- 
jenigen Yoraichtamassregehi    und    Bedingungen   gesehebeo,    die 


*)  Vgl.  C.  O.  S.  d37.  No.  4  und  hierzu  Verordaung  ton  i9.  ifirs 
I8S7.  f.  3. 
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die  j&dliche  Rcehttlebre  vorichrellii.  Das  •  jidianlie  Rtcbl 
verlangt  keinea  ZeugeHeid,  weil,  ea-  akh  auf  dem  BMen  dei 
geofTenbartea  Geaetsea  befiodei:  ea  aclüieaat  aber  ala^naMf- 
liehe.  Folge  den  der  ein  blbliaehea  Gebot  4UbertriU  voll -der 
Zeugenliabilitat  aus  u.  dgL  m.  (vgl.  cüben  §.  44  ff.).  Picaem 
geouba  niü»9le .  ein  derartiger  •  jndiaclier  Zenge  in  dem  Fro- 
eeaae  der  Juden  .  nnter  einander  als  unfähig  erklärt  vrerdcta; 
roüasten  alle  Auambaien,  die  ^-daa ':jdritte  Ca^el  desperaten 
Abachnittea  brachte,  sur  GeUiin^  kemna^v  dn  i^rade  well  der 
Zeuge  nicht' acliwört  das  talm.  ttecbt  die  grdaate  Voralebt  an^ 
wandte  (vgL  oben  die  Anmerk.  Buin  3.  Capitei).  .  Aber  der  %,  343 
der  Allg.  G.' O.  spricht  von  keinen  besonderen  Bedingungen 
dieses  nicht  beeidigten. Zeugen ,  'wendet  also  auf  ihn  blos  die 
gewöhnlichen  Vorwbriften  ^ea  EireuaMscfaen  Reohts- am  wird 
hier  nicht  an  der  t  Patlei  gegen  die  der  Zeuge  •  auaaagt  ein 
offenbares  Unrecht  begangen  1  Das  Pieussiselie  Aceht  audit 
Sicherheit  im  Eid^  das  taimudische  Recht,  soelit  siegln  den 
von  ihm  aufgestellten  Vorslehtsmaaategeln :  und  man  liaat 
diese  und  jenen  iaWen,  gerith  in  Wider^ruch  mit  den  td^ 
roudisclien  Rechte  und  stellt  sieh  nirgends  ^egen  ein  falsches 
Zeugniss  sicher!  Weidier  Rechtsgrund  Iftaat  sieh  snlubren^ 
wenn  der  Rabbiner  sieh  weigert  die  ^  343  vorgcschrieliene 
Admonition  bei  einem  nach  jndischen  Recht  unfähigen  Zeugen 
vorsunehroen ,  oder  die  Partei  aelbst  gegen  die  dieser  Zeuge 
aussagt  ihn  aus  diesem  Gninde  r^dusirt;  welcher  Rfichts- 
grund  überhaupt,  wenn  der  Rabbiner  bei  vorkommenden 
Eiden,  vorsüglich  wenn  der  Process  a wischen  Juden  ist,  sich 
nach  jüdischem  Rechte  hält,  da  doch  der  Staat  selbst  daa 
jüdische  Recht  snerkennt?  Ist  nach  diesem  -Gmudsatse  die 
Behauptung  des  oben  angeführten  Rescrfptes  richtig,  „dasa 
die  Beurtheilung  der  Fähigkeit  eines  Menschen  (hier:  eines 
Juden)  zur  Eidesleistung  lediglich  dem  Ermessen  der  Obrig* 
lieU  nach  den  Vorsdiriften  des  bürgerlichen  Rechts  zu  über- 
Isssen  sein**?  —  Dass,  da  das  Geseta  nie  einen  Eid  von  dem  Jüdi- 
schen Zeugen  bd  Processen  der  Juden  unter  sich  verlangt, 
es  noch  eine  andere  Ungerechtigkdt  in  sich  trage,  ergibt  sich 
aus  dem,  was  so  häufig  angeführt .  wurde :  daas  die  jüdischen 
Gerichte  selbst  zuweilen  .den. 'Zeugen  beeidigen  und  ist  dieses 

33 
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den  richterlichen  Brmetnen  aBheingefielll  *).  —  la  olTcii- 
hirem  Wlder»priidi  nlt  dletein  {(.  siehel  fenwr  $.'3A1.  der 
Alig.  Q.  O.  y,We  Glaiibwihrdlglcelt  def  ifob  efaier  Jidhi  ab- 
gelegtea  Zewgiflwci  loli  nach  den  Cknetien  det  Staaten  be- 
nriheUt  werden."^  Auf  die  Anfrage  Kleina,  oh  ihcrbnnft 
J&dinnen  ein  g&ltiges  Zengniaa  ablegen  Ictanten,  antwiNrlnle 
Mcndelssolui  v,daaa  swar  aolchea  dem  elgentlicben  Cieadna 
nach  nicht  geteliehen  lidnne;  doch  hielten  ea  einige  Geanti- 
Ichrer  för  Hcrkoainiena,  in  Saclien,  die  hanptdlclilldi  Fmnen 
aiinmem  belcannt  in  sein  pücgen  ihr  Zengnlaa  gelten  nn 
lassen;  doch  wikrden  immer  swei  weibüche  Zeugen  nuf  eh 
ninniicben  gerechnet''  <Jahrb.  S.  436)  **).  Da  hilte 
das  Oeseti,  da  §.  343  das  talmudische  Recht  cur  Norm  fo* 
nommen  wurde,  auch  nur  bei  dem  von  M.  angefihrtcn  Fnll 
(^^Saclien,  die  hauptsiclilich  Frauensimmem  bel&annt  nn  nein 
pflegen'')  miissen  stehen  Irfeibcns  und  dieses  hier  nm  no  mehr, 
da  nach  $.  343  der  J&dische  Zeuge  bei  Processen  der  Juden 
unter  sich  nicht  beeidigt  wird;  die  Jidin  braucht  nicht' m 
schworen  und  ihr  Zeugnlss  ist  dennoch  gültig:  hier  also  wie- 
der die  Ar  den  Zeugen  günstige  Seite  des  jüdischen  Redile^ 
ohne  dessen  Vorsichtsmassregein,  Frauen  vom  Zengniise  mim- 
suschllessen  (vgl.  oben  S.  256.  257)  ♦*«). 


*)  AI«  der  Entwarf  darck  CirctiUur  des  jOdisciMO  GsaMudcn  mk«s- 
theilt  wurde,  meinte  ein  gewiMer  Fabian  Joseph  äalomon  aua  Starf^ard, 
„dans  es  doch  Fälle  gebe,  wo  es  auch  unter  den  Juden  dienlich  sein 
möchte  den  judischen  Zeugen  schworen  zu  lassen."  Mendelsaohn  erwi- 
derte hierauf;  „Dass  die  besondere  Meinung  eines  Binsigen,  der  wenig 
Kenntniss  Ton  den  jüdischen  Gesetzen  sa  haben  scheiiie,  cdaen  Pnnel 
nicht  ändern  konae,  welcher  durch  die  judischen  Gesetze  nnd  Gebrftaeh« 
klar  and  enUehieden  wäre''  (Jahrb.  8.  431.  436).  Und  doch  hat  dicaer 
Salomon  hier  besser   gesehen  als  Mendelssohn  1 

**)  Ueber  dieses  Herkommen  TgL  oben  §.  35  and  Anmerkong.  M. 
sagt  übrigens  anrichtig,  dass  zwei  wdbliche  Zeugen  auf  einen  mtonlidMa 
gerechnet  werden,  woraus  su  scbliessen  wäre,  dass  es  vier  w^blichcr 
Zeugen  bedarf,  die  aber  zwei  männlichen  gleichkoaunen.  Beides  faleehl 
So  lange  kein  Widerspruch  anderer  Zeugen,  werden  bei  diesen  Filiss 
die  weiblichen  ganz  wie  männliche  Zeugen  betrachtet  und  genügen  swei: 
widersprechen  aber  zwei  männliche  Zeugen,  so  wird  hierdurch  dio  Aas- 
sage  Ton  noch  ao  vielen  weiblichen  Zeugen  aufgehoben.  Vgl  ol>en  8. 

*^j  Vgl  auch  Bideileistuag  8.  139  ff. 


Uebcfiirht  «aii  da»  Gaine  der  Pwaalnhai  >  Cctda- 
gabwif  hlMichtficb  der  Zeiigeafiliigkett  der  Jadea,  ••  dfiogl 
^bIi  woM  die  UeberseHgiiBg  auf ^  dasa  die  seiiero  Qcaels« 
gabuiig  deoL  Venirtiieiie  und  der  Intoleraai  keiaea  Biaflwa 
gesUtlcie  *)^  wid  wo  neck  ttaaeke  alte  Spaiea ;  zurftckga- 
kUabeAi  liegt  der  Gniod  au  ihrer  Tlignog  aekea  vor,  aad  wird 
eine  naohiaalige  Revirieo  ale  völlig  verwbcbea«  A  ueh  die 
erbebende  Wahraelinifag  triU  hervar;,  daaa  aclbai  la  dea  le- 
acbriakuagea  die  Geaeiagebaag  par  Toa  Gewbaeaafreilielt  oad 
Scbopuag  dea  Glaubeaa  aaif^ffaagea  iai.  Illagi^gea  aelgt^aieh, 
daM  dieae  Geselae  ibeila  auf  einen  AUaBveraOadolne,  theiia  aaC 
eiaeai  aa  sieb  falaohea  Prfaicipe  berabea  and  daaa  aelhat  dieaea 
Priacip  nur  maagelhafl  dOTcb§efiibri  armtfa:  daber  Wider- 
aprach uad  Priaciploaigkelt  Sfaid  aber  Geaetaa  auf  derartige 
Cbrandlageo  anlgefiUirt  Jeder  ^aelara  Gcaetagabaag  nawftrdig, 
aa  kommi  bier  nocb  daa  UareabI  bhun^  der  aawabl  dem 
Jadea  ala  den  Staate  aaa  dieaea  Geaetaea  erwaebacade  Nacin 
tbeil«  Der  Jude  bebe  ala  BeacbMigter  keiae  andere  ala 
jftdiacbe  Zeugen;  ea  ad  io  einer  von  Jada  bewobaten  Straaaa 
ela  Einbruch  geadiehea«  idie  JUiadkea  Nachbarn  haben  die 
Tbataacbe  mit  angeaehen  uad  dea  Tkiter  erkannt:  ihr 
Zengniaaa  liefert  keinen  Beweia  oad  der  Beacbidigle  Wird  la- 
r&ckgewieaea,  nnaa  auf  dieaea  Beweiaadttel,  daa  roa  jeher 
ala  daa  fibeneugeadate.  aagetehen  wurde,  TendehtCD:  ca 
wirkt  nur  für  ihn,  wenn  die  2eugen  dirfatlichea  Glaubeaa 
aind!  Die  Erfahrung  bat  bei  nehrerea  Voilailea  fai  Preaa- 
aen  gelehrt,  in  welchen  NachtbeQe  aich  hier  der  Jude  be- 
findet. Wenn  ferner  die  Crininal  -  Ordnung  %.  191  bei 
einen  Raube  aagt:  99  Die  erlittene  Gewalt  nuaa  aber  der 
Beraubte  in  Entstehung  anderer  Bescheinigungsnittel  eidlich 
erhärten,  und  bleibt  ea  den  Richter  Torbehalten,  bein  et- 
wanigen  Leugnen  dea  Thäter^  den  Werth  dieaer  eidlichen 
Aussage  nach  den  unter  §.  357  u.  f.  vorkonnenden  Vor* 
achriften  featius^tien^,  so  wird  der  Jude,  ist  er  der  Beraubte 


^  So'scigt  es  AU«.  C  O.  Aobug  §«  88.  Ferner  d«i  Retcript  roai 
I.  M«i  1836  (•.  bei  KOMM  aad  fibaon  8.  5a#)t  JOdisdie  Zeogw  tack 
in  lojariensacfien  zuiulaMen. 

33*       ^ 
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nicht  beeidigt  undt  blctM  die  erliitenc  Gewalt  imerhirtert  «)! 
Und  ifld  et  nidit  eiicli  im  Nachliielle  -des  Stattet,  dam  dat 
Verbrechen  tingettraft  bleibe,  dtM  auf  ftlteh  au%ciMate  An- 
tiditen  der  Statt  tuf  einen  Tortugllchen  Beweit  Terslcht« 
ond  die  lland  aiir  Strafloti^eit  des  Verbrechens  bietet  — 
•Und  man  erwige  noch  den  moralischen  Naohthdl,  der  dmm 
Joden  und  dem  Staate  aus  bieten  Gesetien  erwiditt.  Der 
Jude  erteheint  hier,  mtg  tnch  in  der  ^irldichkeit.  ein  nn^ 
derer  Grund  tieh  finden,  als  minder  glanbwiirdig;  teine  Mitbiir> 
ger  uelimen  hier  wahr,  man  traue  nicht  seinem  Zeugnlane 
in  wichtigen  Criminalfilllen  **)\  Durfte  et  vielleicht  mitunter 
erwünscht  scheinen  dem  SSwange  tum  Zeugnisse  nicht  bii  unter- 
liegen und  mancher  Verautwortiidikelt  ftberhoben  an  sein, 
der  Jnde  verlangt  nicht  dietet  prioile^nm  faPorabUe^  nein 
Streben  gebet  nnr  nach  gleichen  Rediten,  aber  nicht  nach 
Bevorsngoug:  mid  da  Zeogniss  ablegen  mit  za  den  Pfliehtea 
eines  guten  Bürgers  gehört  (vgt.  oben  S.  82.  157),  to  ■»»■ 
es  ihm'  nur  kränkend  sein,  «eh  von  der  BrfiUlung  einer  tler 
edelsten  Bürgerpflichten  ausgeschlostei»  au  seilen.  Und  wci* 
eher  morallache  Nachthell  anch  für  den  Staat,  wenn  er  einen 
Thcii  der  Uiitcrthanen  in  den  Augen  der  anderen  aorÜM^tetsi, 
wenn  durch  ihn  das  Vornrtheil  genährt,  die  Undukteamkeit 
noch  ferner  grossgexogen  wird!  Gleichheit  vor  dem  Reelite  ist 
die  Grondhedingung  der  bürgerlichen  Gesdlschafl :  uaiil  es  ist 
Preussens  weiser  Legislatur  angemessen ,  dast  diese  Aiianahna- 
gesefte  sus  den  Gesetzbüchern  Preussens  scfawmden! 


Wir  lassen  hier   noch  eine    kurxe  Slatistik    andei^r   Ge- 
setzgebungen   über  Zcugniss    der   Juden    folgen,     in   Landern, 


*)  Vgl.  Orient  S.  111,  die  Meinung  der  Majorität  des  Beri.  Crin^ 
natgerichts. 

**)  Daher  aacb  die  Provinzialstande  der  Provinz  Preaasen  Landtag 
1845  die  Abachaffung  der  Beachränkung  dea  Zeugniaaes  der  Jaden  in 
CfininainUlen  beantragtea.  Vgl.  Bdfer,  Stinwiea  der  Prenas.  Provinsial- 
atände  dea  Jahrea  1845. 
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WO  die  Jndeu  cmtu^ipiri  sind  und  Reclii^gksiebli^,i  hf^rrhclit, 
•lud  sie  voHaandine  Zeng«n.  So  in  Fj^olland^  Fi«nkr<5i€li  (jv^, 
nun  judi  der  Eid  more  judbito  miiffehört}^  England  *}  u. 
«4  a.- O.  Anch  in  Tielen  devtachea  Stai^n  und  Slidton  *^) 
i«l  jede  Ausnahme  in.  dieser  Hinsicht  t«f||^ehoben«  Wir  err 
wühoen  daher  hier  nur  die  Gesetiigehyng  Oesterreichi^ 
Baierna,  Sachsens  und  Hannovera. 

Das  Oeslerrelehische  Geselabuch  über  Verbrechen 
und  schwere  Poliiei-Uebcrlretnngen  Tom.  J..  1803, .  »aelUet 
Ilanptstikclc  (vgl.  Tonuglich  §.  88»)  kennt  keine  Ausni^hn^fe 
Ipinsichtlich  jüdischer  Zeugen.  Hingegen  hnt  dio  Allgemein^ 
Gerichts -Ordnung  vom  Jahre  1781.  %  142:  .^BedcokUch 
aber  nicht  yerwerflich  aind  ein  Jyde^  für-  eiiien,,\ Juden  M-] 
am  einen  Christen."^  Bin  Hofdoeret  vom  IQ..  CMober  IBOl 
erklärt:  ^Flur  «daa  Crfaiuial  -  Verfahren  |)^«tehel'.  die  eigene, 
von  der: für  die  Civilangelegenheiten  besteh«pden  gana  ver7 
scbiedene- Qerichtaofdnung^  worin  die  verworflielien  oder  bf^ 
denklichen  '  Zeugen.. genau.  aufgefSlirt  urerd^;  unter^  dieaci^ 
aber  ist  die  Zeugenscliafl^  elnea.  Juden  fiir'€;inen  Juden,  gegei} 
cjnen  Cbriaten  nicht  begriffen ,.  eo  kann  alao  hier  . kern  anii7 
loger  Scliliiss  ans  den  Vorschriften  der  Civil  -  Gerichtsordnung 
allein  gezogen  werden  ***).^  In  Criminalfallen  also  der  Jude 
ein  dassischer,  in  Civilfilllen  ein. bedenkVdier  Zeuge!   , 

Dieselbe  befremdende  Grscheuiung  trkt  auch  in  der  Ge-* 
aetigebung  Balcrns  hervor.  Im  Codes  Jwr.  BatHtr.  Ju^ 
dieiar.  vom  J.  17&3  werden  10.  Cap.  f$.  11  die  Jndcn  als 
verdichtige  Zeugen  angeführt  ****);  das  Strafgesetabuch  vom 
Jalire  1813.  2.  ThI.  4.  Cap  kennt  keinen  durch  die  ReOgion 
veranlassten  Unterschied. 


*)  Vgl.  Pküipi^  l  I.  p.  19.  20. 

'^*)  Ueber  Hamburg  vgl  oben.  Die  alte  Fraakforter  Ordnung;  (der 
Sudt  Frankfurt  a.  M.  erdenerte  Reforamtion  1.  Tbl.  Tit  XL)  besagt  t 
^IteiD)  die  Juden  gegeo  and  wider  einen  Christen,  ^ynd  cur  Kund- 
achaft  nickt  zuläa^g^;  doch  wurden  durch  Geaetz  von  l.  September 
18SI#  alle  Ausnahmageeetze,  und  hierdurch  auch  obiges  aufgehoben. 

***)  Vgl.  G.  Bbaek,  Auszug  aller  im  K.  Böhmen  bestehciidea  Gesetze. 
5  Tbl  8.  467. 

****)  Vgl.  auch  Kreilermayers  Anmerkungen  über  den  Cod.  Jur.  Bav, 


518 

In  den    Sl^btltelfeen    Landen    sind      ntch    Knrt  *) 
Mkoliaiign  Zengen:     ^Jnden,  in  ProceMen    gegen   Chrinic«! 
nlMgenottmen,    wenn   ein  stiglefch   mit  einem    Christen  Zeng- 
idts  nblegen,   wo    rie    bloee   niehl   ?ollg1k!llg    «ind."*^      Wem 
nnn  nber  dieser  Antor   sich  «nf  das  Magdeburger  friichsiche) 
Wnicbbfld    bemik,    so    bitte    ebenso    gut    k5nnen   angeflilirt 
werden:    Unkniissige  Zengent     Clirlstcn  tn   Processen    gegen 
Jnden,   ansgenommen ,   wenn    sie    snglelcb    mit   ehern    Juden 
Eengniss  ablegen  n.  a.  w.  ¥gl.  oben  8*  485.     Und  dieses  uni 
äo  mehr  als  kori  sich   anf  Ilommel  bemft^  Hommel  selbst 
hber  diese  Rechlliehkelt  des  Weichbildes  hervorhebt  <^. 
MMT.  Haeretieus).       Femer   durften    JndiGfn    nicht   sIs   nnsu-^ 
llssign  Zeugen  angefbhrt  und   in   eine  Categorie   mit   tniib* 
afnmm  Cksbomen    und    inflimlrten    Personen   (vgl.  das.  8.  M) 
gestellt  werden,  da  Ilommel  selbst  will,  dass  vier  Juden  rtwn 
tollen  Beweis  Hefem  **).  —  Der  CWsjr  Auguatens  enthilt  kehie 
Ausnahme  hhslcfatlteh  der  Juden,  und  haben  auch   Im  Kfelg- 
tviche  Sachsen  factlsch,  wie  dem  Verlksser  von  hochgesteH- 
ten  Minnem  versichert  worden,   diese  unserer  Zeit  gewiss  mt- 
irlhrdi^  Ausnahmsgesetse  aofj^irt  Nach  Ackermann *^^)afaid 


*)  Theorie  des  SächBicben  bürger.  ProceMes  $.  46.  S.  97. 

**)  Un  fo  erfreulicher  Ist  mir  hier  folgendes  Schreiben  des  Herro 
Oberappellationsitith  Fr.  Kori,  Irt  weiehen  sich  dessen  eigenCKche  Gesia- 
wukg  aasspricht  adttheiien  m  kSnaen.  «,Tn  meiner  Theorie  des  8ieb. 
dschea  bSrgerKchen  Processes  habe  ich  die  Vorschrift  des  io  Rarhsm 
recipirten  Magdebarger  Weichbildes  mit  aufgenommen ,  wonach  JodcQ  in 
Processen  gegen  Christen,  wenn  sie  nicht  zagleich  mit  einen  Chriatai 
itum  Zeugniss  aufgerufen  sind,  ungQttige  Zeugen  sind,  und  zugleich  mich 
anf  die  Schriften  Ton  Hommel  und  Kind  beaogen,  welche  dieselbe  Vor- 
schrift ausheben.  Meine  Schrift  handelt  vom  Criminalprocesse  gar  nicht 
and  da  sie  blos  gesetzliche  Bestimmungen  zusammenstellt,  kein  philo- 
sophisches Recht,  So  war  dort  auch  nicht  der  Ort  darift>er  sa  philo- 
sophlren.  Wäre  Ich  Gesetsgeber,  so  hfitte  ich  jenes  alte  aaf  unsere  2M 
and  Sitten  nicht  passende  Geseti  Mngst  aufgehoben/' 

^^)  A.  a.  O.  S.  98.  Nur  thut  Ackermann  (das.)  dem  daroh  aeiae 
flumanitftt  allgemein  geschätzten  Oberappell atiortsrath  Dr.  F.  HAnel  Ihh 
recht,  wenn  er  in  dessen  Worten  in  der  Zeitschrift  för  Rechtapneg«. 
Nene  Folge.  2.  Band.  S.  311  wahrzunehmen  yermeint,  dass  Hftnel  Ja- 
den zu  den  verdächtigen  Zeugen  in  Crimioalfallen  rechnet  Bb  g^ 
naneres  Bbgehen  in  Häners  Aensserung  am  a.  O.  zeugt  gerade  das  Ge- 
gentheil. 
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sie  mnch  de  jure  erloschen,  d«  das  Gesels  vom  16.  August  1838 
mehrere  angemessene  Modificatloaen  In  den  bfirgerlichen  Ver- 
hihnissen  der  Juden  eintreten  Hess,  Urnen  auch  in  den  Stidten 
Dresden  und  Leipzig  die  Gewinnung  des  B&rger-  und  Mei* 
sterrechts,  mit  Ausnahme  der  besonderen  im  §.  65  der 
Stidteordnung  von  1832  angeführten  Rechte  gestattet,  und 
das  GeseU  vom  30.  Mai  1840.  %.  9;  d.  für  die  Zeugeneide 
der  Juden  ein  besondfres  YfgWttfßik  af^früdilich  vorschreibt. 
Von  der  Weisheit  der  Staatsregierung  Sachsens  ist  mit  Zu- 
versicht zu  hoffen,  dass  sie  in  Uebereinstimmnng  mit  den 
Stinden  such  den  Zweifel  lieseitigen  und  der  ungerediten  Ver- 
muthung  entgegnen  werde. 

Am  weitesten  stehet  Hannover  zuriiclc.  Dort  gelten 
nodi  —  mit  Ausnahme  Qstfrieshnds  und  anderer  Ar&her  ai|^ 
ier  Preussen  stehenden  Tlieile,  wo  das  Pr«  Landreoht  bei- 
behalten wurde  —  die  oben  angeführten  Lc|pes  des  Codes 
und  des.  canonischens  Redits!  Doch  )wt  der  G^ichtsgebrauch 
einige  Mpdificationen  heim  Civilprocesse  eingeführt:  a)  Jud^ 
werden  zum  Zeugnisse  gege^  Cluristea  zugelassen;  b)  doch 
macht  ihr  Zeugniss  zu  Gunsten  ihrer  Glaubensgenossen  kernen 
halben  Beweis;  c)  hlMgegcn  hat  die  Auasi^^e  eines  Juden 
voUen  Glauben,  wenn  sie  mit  4^  Aguaai^e  eines  Cbriften 
conform  ist  *>. 


*)  ^gl>  Oesterley  Handbuch  jdes  bürgerl.  und  peinl.  Proceases  für 
das  Königreich  Hannover.  2.  Thl  8.  212.  Wir  verdanken  die  Angaben 
über  Hannover  einem  harniover.  Rechtagdehrten. 


II.    Anhang. 


Jj|8  wurde  oben  tm  eidigen  Stellen  das  MalekitUche  Crimt- 
mitecht  tnge!Rihrt.  Da  die  Bekanntschaft  mit  diesem  Rechte 
ent  aus  der  neuesten  Zeit  durch  den  Franzosen  M.  B.  Vin- 
cent in  dessen  \¥erk  JStudes  sur  la  tot  Musulmane  (n't  de 
Mälek)  Legislation'  crhhineile^  Paris  1842  datirt,  so  dürften 
manche  AnszQ^  aus  dieser  In  Deutschland  wenl§[  Torbreitetcn 
Ehshrift  sur  weitem  Ausführung  des  oben  Angedeuteten  hier 
nicht  am  unrechten  Orte  sein.  Wir  werden  aber  diesem  ge- 
ndias  nur  wiedergeben,  was  sich  auf  den  Mord  als  Privat- 
▼  erbrechen  und  den  Beweis  beziehet:  und  schKesscn  der 
Klgenthümiichkeit  wegen  hieran  auch  Manches  über  Dolus 
und  Culpa  an. 

Das  Maiekitische  Recht,,  das  hieutigeu  Tages  bei  allen 
Musulmanen  Afrikas  geübt  wird,  schreibt  sich  her  von  Maick., 
dem  Stifter  einer  der  vier  Hauptschulen  des  sunnitischen  Is- 
lams ^).     Höchst  bemerkenswerth  ist  die  Weise,  wie  das  ma- 


*)  Diese  vier  Schulen  stammen  her  von  den  vier  Lehrern :  Abu 
Chanifa,  Malek,  Schafe!  und  Ihn  Cbanbel.  Die  Schule  des  Abu  Chanifa 
ist  die  ausgebrdtetste  und  bekennen  sich  zu  ihr  die  Gläubigen  Europa's 
und  die  grosse  Majorität  der  Glaubigen  Asiens.  Vgl.  ausführlich  über 
diese  Schulen  Sole  Preliminary  diteourse  zu  seiner  Uebersetzung  des  Ko- 
ran. Ueber  das  Chanifatische  Recht  Ut  Manches  bei  d'  Ohusson  Tablcau  dv 
Vempire  Ottomane  zu  finden.  Feuerbach  liat  in  GroUnann's  Uibliothek 
für  die  peinliche  R.  W.  4.  Th.  1.  lieft  über  das  Criminalrechl  des 
Koran  gescbriet>en ;  ich  konnte  aber  trotz  vieler  Anfragen  bei  mehreren 
Bibliotheken  dieses  Heft  nicht  zu  Gesichte  bekommen. 
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hofliedtiiisclic  Recht  überlitnpt  gich  bildete  iiud  Itsten  wir 
Makrfxi  (nach  eliiera  arabischen  Mamiscripte  der  kdnlg- 
liehen  Bibliothek  sii  Paris,  Nro,  680.  f.  244)  aiiaiiigswelie 
sprechen.  ^^Ala  Gott  unsefki  Propheten  Mahomed  geaandl 
hatte,  data  er  die-OlTcnbaning  der  GesammtbeU  der  Meu- 
achen,  Araber  und  Barbaren  mittheile,  welche  mit  Ansnalune 
der  kleinen  Aniahi  Kitdby  *)  sich  cum  Polytheism  bekanntet 
und  andere  Götter  aU  Gott  anbeteten,  fanden  die  bekanaite» 
Vorfitle  iwischen  ihm  und  den  Koralsch  statt,  denen  sdiie 
Flucht  von  Mecca  naeh  Medina  folgte^  Dort  %irar  er  ubh 
geben  von  den  Ashhäb  (Geführten,  einfach  Sahhib),  die  trota 
der  Sehnlerigkeit,  mit  der  sie  für  ihre  Bedürfnisse  an  sor- 
gen hatten,  er  stets  um  sieh  sah.  (3o  ernährten  sich  einige 
▼on  ihrer  Industrie,  Andere'  lebten  Ton  Gesehenken;  dbdl 
kamen  sie  jeden  Augenblick  sum  Propheten  und  fanden  rieh 
Manche  bei  ^ihm,  sobald  die  sie  schwer  drückende  Brodsorge 
ilmen  nur  ein  bischen  Messe  '■  gestattete.  Wenn  nun  ciäe 
Frage  ihm  vorgelegt  wurde,  wenn  er  eine  Entacheldung  gall, 
wenn  er  eine  Sache  befahl  oder  verbot,  oder  sie  selbst  tfaaii 
«o  erlangten  Jene  Keifntnlss  davon,  die  gerade  gegenwärtig 
waren,  den  Anderen  entging  sie.  So  wusste  Oman  nicht  Aus- 
kunft über  das  Die  ^*)  für  den  Foetus  der  Frail,  was  -^ki 
«Infiicher  Araber  aus  IlodoSl,  Hamel  bai  Malek  Ibn  En-Na- 
begha  wusste. 

Während  des  Lebens  des  Propheten  gaben  die  Ashhifcs 
Fetua  (Responsen):  dieses  waren  Abu  Bekr,  Omar,  Otamüi 
Ali  u.  A.  Nach  seinem  Tode  und  der  Erfiebung  Abu  Bekr^ 
Bum  Kalifat  tr<;nnteii  sich  die  AshliAb;  Einigt^  zogen  warn 
Kriege  gegen  Moseleima  und  die  abgefillenen  Musulmanei, 
Andere  begaben  sich  zum  Ifeerznge  naeh  Syrien,  Andere 
irum  Heerzuge  nach  Irak,  und  eine  gewisse  Anialii  blieb 
zu  Medina  beim  Kalifen.  Wenn  nun  während  dieser  Zeit 
über  eine  RechlsfVage  entscMeden  werde»  sollte,  so  orthellte 
Abu  Bekr  nach  dem  Koran  und  der  Sunna,  wenn  er  hier 
«iineu    Anhaltspunct     üiud;    wo    nicht,    so   bcrathschlagte    er 


,  1 


■  • 

'^)  Kitaby,    Leute    der    Schrift,   ^o  werden    die  Juden   und  Cliristan 
genannt. 

'^♦)  bebter  Di^  5.  weiter. 
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4ie  ikUiAb^  die  bei  ihm  waren;  kownien  diese  ihm  eisen 
Pimcl  angeben,  eo  nahm  er  ilm  snr  Basis  seiner  Decision; 
feiilie  auch  dieses,  so  nrlheUte  er  nach  einem  Idjlilidd  (Ar- 
gument, Combinilion).  Es  traf  sich  aber,  dass  über  einen 
Fnll  der  mit  Hülfe  des  Idjtihid  beurtbeilt  worden  war, 
einer  der  Asliiiib  eine  Decision  des  Propheten  wusste;  so 
Imf^  sich,  dass  der  Sililiib  Ton  Hedina  gegenwartig  bei  einem 
Falle  oder  einem  Gespradie  des  Propheten  gewesen  war,  wah- 
lead  der  SiÜihib  von  Egjpten  nicht  dort  war;  dasselbe  mit 
dem  EUÜihib  von  EgypAen  und  dem  von  Syrien  ii«  s.  w.  — 
Oieaes  war  nun  das  System  der  Jorisprndens  unter  den 
Ashhib.  Diesen  folgten  die  Tabyi,  ihre  Schaler;  und  da  jode 
Claase  der  Tabyi  der' oben  erwähnten  Linder  aich  nur  In  der 
Miule  der  Asehib  unterrichtet  liatte,  die  sieb  gerade  in  dem 
l^wde  befanden,  weidien  sie  angMmrte,  so  folgten  sie  nur 
Auren  Fetua,  mit  Ausnalmie  einer  Idefaien  Zalii  von  Fetua, 
4i»  von  anderen  Ashhib  iierstammten  und  deren  Kenntniss 
ÜB  SU  ihnen  gedrungen  war.  So  folgte  man  su  Medbrn  in  den 
meisten  Puneten  den  Fetua  des  Abd  Allah  bea  Omar^  nu 
Knfc  den  Fetua  des  Abd  Alfadi  lien  Me^ond,  xu  Heeca  den 
Fetua  des  Abd  Allah  ben  Abbas,  su  Egypien  den  Fatua  des 
uAmni  ben  Ei- Als. 

Nach  den  Tabyi  iamen  die  Reclitsgeielurten  der  grossen 
StSdte:  so  Abu  Chanifa,  Sofiln  und  Ihn  Aby  LeOn  aus  Xufa; 
Jbn  DJerihh  su  Mecca;  Maiek  imd  Ihn  Bl-Madjeschun  su 
JMedina';  Otaman  Et-Tendny  und  Sewir  su  Basn;  El  Aw- 
mfi  In  Syrien;  fil-Ldts  ben  Siad  in  Egypien:  und  in- 
äkna  man '  auf  diese  Weise  fortfuhr,  so  folgte  Jeder  dem 
JDntenieht  dec  Tabyi  seines  Landes,  soweit  er  f&r  diesen 
Fall  ausreiobte;  und  fand  sich  Nichts  hierüber,  so  nahm  man 
Ofine  Zuflucht  sum  Idjtibid  oder  so  dem  was  die  Tabyi  aus 
onAeren  Gegenden  Uer&ber  lehrten. 

Die.  Pilgerfahrten,  (nach  Meoca)  wurden  bierauf  häufig; 
die  M^nsolien  begegneten  sich,  sahen  sich  und  ?i(Ble  Ton 
flmen  gaben  sich  der  SorgCsIt  bin,  die  Traditionen  des  Pro- 
pheten SU  sammeb  und  sie  aufsuschrelben.  Der  Erste  der 
eine  Sammlung  veranstaltete  war  Mohamed  ben  Schchib  Es- 
Zohary ;  die  Ersten ,  die  eine  Classification  und  Eintlieilung  nach 
Capltehi  machten,  waren  SaSd  ben  Aaruba  und   Er-Aebii  ben 
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SeUhh  m  Batni  u  A.,  unter  denen  «ich  Afcu  Bdtr  ben  hkf 
ScMIni  ,  durcb  die  Anrnbi  seiner  Capttet,  die  richtige  Ver- 
theMiiDg  der  Materien  und  durch  das  Tticnl  Bit  welchcB -to 
(du  Werk)  siinmnieMetate,  auneidinete. 

80  wurden  nun  aus  den  enlfemteston  Gegenden  Jii 
Traditionen  des  Propheten  Jenen,  die  sie  nicht  kannten,  §ä^ 
offenbaret ,  und  wurden  sie  nur  auüientisehen  Nomi.^  Man 
gdangln  auch  aus  ihrer  Vereinigung  xur  Erkennlniis  dir 
Genauigkeit  der  unter  den  Tick«  Deutungen  geiungensteft  In- 
terpretation, die  man  ausser  dem  natiMiclMn  Sinne  den  Gtf- 
sprachen  des  Prophetmi  gegeben  hatte;  «an  lernte  in  dl< 
Interpretation  unterscheiden  das  Wahre  mm  Schein, 
die  Fehler  des  Idjtlhid,  weiches  das  Gegentheii  rm  din 
Worten  des  Propheten  und  seiner  Praxis  ehigef&iirt  hatlni 
Imd  es  Urte  durch  Ae  Kcmtniss  der  Tradition  nnd  faidoH 
sie  authentische  Rechtsnsnn  wurde  jede  Bntsolraldignng  Ar  itnOi 
dio  sich  bisher  noch  nioiit  nadl  ihr  geriohtci  hatten,  auf. 
He  AsdriiAb  und  die  Tabyl  «ntemshmen  grosse  Beisen  «ai 
a«di  nur  eine  einsefaie  Tradition  anfsnsucheni  dieses 
wer  die  Siedler  der  Tmditkn  gelenen  und  das  Loben 
AMAb  und  der  Tmhyi  kennt. 

Als  hierauf  HArun  Er-Rasdiid  snm  WMbt  «rhflban 
wurde  und  er  nadi  dem  Jahre  170  (der  Hegira)  Abn  Jusanf 
JAkub  ben  Ibrahim ,  einen  der  SchUer  des  ddm  Clnnifi^  mit 
der  Biohterwurde  bekleidet  Jiatte,  ernannte  er  anr  Jene'n 
einen  Sitae  in  Irak,  Kiiorassan,  Syrien  und  Egypten,  die  Abu 
Jussuf  ilun  sttgewieaen  md  ausgesucht  hatte*  In  Spanlnn 
sdiatate  El  Chakem  El  Movtedha  ben  Heochftm  ben  Abd  Br- 
finhman  ben  Moawia  ben  Heschto  ben  Abd  Ei  Mellk  km 
MerwAn  ben  El  Chakem,  der  nach  dem  Tode  feines  ViiiofS 
die  Zngel  der  Vegierung  ergriffen  hatle,  den  Spanier  Yadiin 
lieii  Yachi«  ben  Ketir  sehr  hoch.  Dieser  hatte  die  PSgnn* 
leise  gemacht,  die  Muettha  (Bandeoten)  mit  Ausnahme  eini» 
ger  Capitei  Ton  Malek  selbst  geh5ct,  und  unier  Ihn  Wntfci 
«nter  Ihn  Ei-Kassem  und  anderen  Lehrern  rdchea  Wfaaon 
erlangt.  Bei  seiner  Znrftckkunfl  in  sein  ^Vateriand  eAob  ^er 
sich  auf  eine  Stufe  von  Ansehung  lud  Achtung,  die  kefas  An- 
derer erreidit  hat;  von  ihm  flössen  dIeFetuaaus:  König  und 
Unterthanen   consultirten  ihn  und    Ileschim  ernannte  keiaen 
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Kidi  In  gini  'Spuilen,  den  niclil  er  vorgeschlagen  und  ans- 
gestellt  halte.  —  Dannila  verllesa  flian  in  Spanien  die  Lehre 
(Weite)  des  El  Awsayi  und  nahm  die  des  Malek  an^  welche 
übrigens  daselbst  schon  durch  Zejild  ben  Ahd  Kr-Racfaman, 
Wkannt  unter  dem  Namen  Schebtun^  eingeführt  worden  war: 
dkser  brachte  sie  zuerst  nach  Spanien.^ 

Wir  Terlassen  hier  den  weitem  weitliuflgen,  bei  Vincent 
angeführten  Bericht  MaiLrixi'f   und  geben   hier   nur   noch  fol- 
gende Notis   über    Maiek    und    das  -Malekitische    Gesetzbuch. 
Mtilek  ben  Anes  war  geboren  im  J.  95  und  starb  im  J.  179. 
fir  Terfässte  ein  Reehtswerk ,   in   welchem  er   nebst  den  vor- 
godachten   Traditionen,     die    er    nach    Capitel   ordnete,    Er- 
Ulrungen,  Schlüsse  ff.  gab.     Dieses  Werk  war 'aber  nur  Ton 
ndir  beschranktem   Umfange:  er  trug  seine  üechtalehren  zu- 
■Mb!  mündlich  Tori    und  sammelten   diese  seine  Sdiüler  und 
veribnnden  das  Einidne  zu  einem  Ganzen. 
i  :      ^bn  Hohamed  Abd   AUah    Ihn  Aby   Zeid   El-Keirwäny, 
der  sn   Keirwan    (Kirwan)   lehrte    und   im   Jahre    390  starb, 
iperfksste     tauter     mehreren    Werkek     sein    ResÜe*    (Conopen- 
4Uim)  über   das  Malekitisclie   Criminalrecht.       Dieses    RcsAle, 
das  Vincent  nach  einem  Manuscript   der  königiidien  Bibliothek 
gIM,   ist   durch   seine    ungemeine  Kürae   schwer  Terstindlich, 
tad*- wurden  Tide  Commentare  hierzu  geschrieben,  aus  denen 
Vincent  Mdirares    «usziehet.       Wir   haben,    da   es  4iier  nur 
nsf  ci*e   Einsloht    in    das  Malekitlsche   Redit  ankonmili,    die 
mfali    Verstandniss   des   Textes    nnumginglich   nüthigen  Erkli- 
nmgCH  mit  dem  Texte  verwebt  und  geben  dco  fnlwit. 
v'i.    ,,Es  kann   ihur'dann    Jemand    wegen   dnes  Mordes  um- 
gdbraeht    werden,'    wenn    entweder    fähige    Zeugen    oder 
Selbstgeständniss  oder  Kes&me  da  sind. 

* '  Unter  Mord  wird  hier  der  vonetzHche  Todschlag  Ter* 
stawleii;  auf  das  Instrument,  woraü  ilie  Thkt  liegangen  wurde 
koinmt  es  nicht  aii^  und  schiSgt  Jemand  aus  Feindschaft 
aicr  «aua  Zorn  mit  einem  Ringe  und  der.  tSeschlagene  stirbt 
von  diesem  Schlage,  so  wird  dieses  als  Torsetzlichel*  Mord 
angcsden.  Die  Verfdgung  des  Mordes  liegt  entweder  den 
Verwandten  (Aäsib)  des  Verstorbenen  oder  dem  Iman  (Richter) 
•ob.  Letzteres  beim  Raub-  und  Meuchelmord  (Giiile);  liier 
findet  kchie  :Sühne  statt,   sondern  muss  die  Wiederrergeltimg 
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(iidio)  geabt  werden:    det  fioniti^  Mord   wird  ron  den  Vclr* 
wnidten  verfolgt  und  finde!  hier  Di«^  sUlt.  >  •.:4 

Zur  Fälligkeit  (Aadäle)  eiiica  Zeugen  gehört,  date^er 
sei  frei,  mündig,  Hlüsuhnan^  und  Gottesfurcht  und  Wördigiieit 
"besitze  Frauen  'Sind  beim  TorsetzUehen  Morde  i,i  nnBhigi 
Zeugen.  Beim  unTortetalichen  Morde,  sowie  bei  Verwiiftr 
düngen  bilden  swei  weibliciie  Zeugen  Einen  Zeugen,  und- lief 
fert  üire  und  die  liinsugetretene  Aussage  eines  nMluniielMl 
Zetigen  einen  vollsüindigen  Beweis  *),  .'}   '       -v : 

Der  Kesäme  ist'  eine  Eidesleistung  Ton  fünfqg  ScbwiuwB« 
die  die  Verwandten  4es  Ermordeten  ablegen,  imd  .  wodtnndi 
sie  das  Recht  auf  Ersatz  (Schadlosiuiltuiig)  erwerben.«  Beutt 
Yorsetalielien  Morde  müssen  wenigstens  zwei  Afinner  den  .Eer 
s4me  ablegen. 

Durch  den  Kesäme  kann  nicht  mehr>  als  eine  Person  mit 
Tode  bestraft  werden,*,  und  findet  der  Kefsime  nur  statt,  wenn 
eine  dringende,  der  Wahrtieit  sich  nahende  Vemmlftung  (Lata) 
Torliegt.  Ist  mehr  als  solche  Vermuthung,  so  bedarf  es  taicbii 
des  Kesime;  ist  weniger  als  solche  Vermuthung,  so  beweist 
nidit  der  Kesdme.  Er  ist  daher  anwendbar  in  den  Falkft, 
wenn  der  Sterbende  gesagt  hat :  „  Dieser  und  •  Dieser  ImiI 
mein  Blut  vergossen^,  oder  wenn  Ein  Zeuge  gegen iidf»^ 
Tiiater  aussagt,  oder  wenn  zwei  Zeugen  erklären,  dass  sie  die 
Verwundimg  gesehen-  md  düss  nach  .dieser  Verwundung  der 
Verletzte  gelebt,  getrunken  und  gegessen  habe  (In  allen  dift- 
nea  Fällen  fehlt  Gewissheit,  wenn  sich  auch  Wahrscbeinltch- 
keit  findet:  und   soll  erst  der  Kesäme  Gewisaheit  rerscluiffea). 

Wenn  die  den  -  Ersatz  eines  Mordes  verfblgen  (die  Yuett 
wandten)  nicht  schwören  wollen,  so  leistet  der  Angeklagte 
fünfzig  Schwüre.  Dasselbe  gilt  auch,  wenn  der  Verwandte  kei- 
nen anderen  Verwandten  findet,  der  mit  ihm  schwöre,  und 
er  und  der  Angeklagte  also  einander  gegenüberstehen.  Döidk 
wird  der  Angeklagte,  da  efai  dringender  Verdacht  (ohne  wel; 
oben  überhaupt  keine  Gelegenheit  zum  Kesime  ist)  gegen  Uu| 
lierrscht   mit   hundert  Peitschenliieben '  und   einem   Jahr  Ge- 


*)  Doch  scheinen  Tier  wmbiiche  Zeugen  nicht  einen  ToUen  Beweis 
zu   liefern ,  und   spricht  dai  Gesetz  allenthalben  Ton  zwei  Wttblicbsn 
eioOK  m&ottlidien  Zeugen. 
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ttmgokm  lictlrafll  (I!).  —  Sinil  Mdnrore  eines  Mordes  ange- 
Utgt,  so  leistet  in  den  Torhergedacbten  Fillen  jeder  der  An- 
gsUigten  finfdlg  Schwfire. 

'  Bei  der  Verfolgung  eines  Torsetsliclien  Mordes  leisten 
Unfiig  mimUeiie  Verwandte  fonfsig  Eide;  sind  weniger  als  innf- 
lig  Verwandte  da,  so  tlieiJt  man  unter  ihnen  diese  Eide  und 
Hsst  die  ZaU  iteine  gldclie  Bintbeilnng  su,  so  entsdieldet  das 
iiooo.  Eine  Frau  kum  bein  vorsetsUclien  Mord  an  der  AIh 
Idstung  des  Kesäme  niclit  l'iieil  neluneo.  —  Bei  dem  Ke- 
aline  des  nnforselilichen  Mordes  leisten  die  Erben,  MSnner 
•der  Frauen,  die  Eide  in  dem  Verfailtnisse  in  wdcliem  sie 
das  Dl^  eriben;  und  wenn  ein  Eid  getheilt  werden  soll,  so 
wird  er  von  dem  geleistet,  dem  der  grossere  Tbeii'des  Die! 
sofiat  *). 

Wen  nur  ein  Tbeil  der  Erben  des  IM  des  unvor- 
osteücben  Mordes  anwesend  sind,  so  müssen  sie  sogleich  die 
Bide  des  Kesime  idsteo,  da  das  DU  nickt  anders  erhoben 
wwrden  Icann  als  wenn  die  Eide  geleistet  sind«  Die  Erben,  die 
Herauf  erscheinen^  leisten  die  Eide  in  dem  Verhiltnisse  als 
9mt  sie  die  Erbschaft  fallt.  Hat  der  Verwundete  Vermachtnuse 
nnsgesetat  oder  Schulden  surückgdasscn  und  die  Erben  wollen 
sieht  den  Kesime  leisten,  so  leisten  ihn  die  Legatarkn  oder 
die  Gliubiger.  Weigern  sieh  ausser  diesen  Fillen  die  Erben 
m»  schwören,  so  schwör!  der  Angeklagte  und  mit  ihm  die 
gmne  AAUb  **). 

Der  Kesime  findet  nicht  statt  bei  Verwundungen,  fer- 
ner bd  dem  Tode  eines  SdaTcn,  unter  im  Kitiby,  bd 
dem  Morde  dnes  Individuums,     welches   edn    Leben    bdm 


.    *)  Der  Mord   wird  (mit  Aofnalune  der  QhWe)  aU/  PnYatTerbrechen 
Ifnd  der  Ermordete   hinBichtiich   der  HinterlaM^en   als  Sache  betrachtet 
(▼gl.  obea  S.  17  ff.)  ^   daher  die  Krben  auch  bei  dem  TorsatzBchen  Morde 
das  IM^  annehmen  k5nnen.     Letzteres  iivird  aber  rein   als  Erbschaft 
betrachtet;  und  da  die  Verwandten  durch  den  Kesioie  lum  DI4  gelangen 
m  hat  natürlicb  der  mehr  Schwüre  an  leisten  der   einen  grossem  Thei 
des  hinterlassenen  Vermögens  erbt.     Wenn  Jemand  also  drei  Fünftel,  dei 
Andere  zwei  Fünftel  erbt,  so  Idstet  jener  dretssig  dieser  zwanzig  Eide. 
*^)  Die  Adkila  wird  gebildet  durch  die  StaamTerwandtschaft  und  die-* 
JMS  avff  Yenchiedene  Art:    ans  den  Aisib,  ans  den  Patrtnen   und  Frei* 
gelassenen,  aas  den  unter  demselben  öffentlichen  Eegifter  Bingelngeaen. 
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Kmoftenweler  Parteien  rerlorei»  fliat,  endlich  n|cht,  wein  die 
Ldclie  gefunden  wnfde  an  einem  Orte,  wo  viele  Medtcbefe 
binkommen. 

Der  Gemordete  hat  bei  einem  Toraetilichen  Morde  — 
mil  Ananahme  des  Gliile  —  daa  Reclit  aeinem  Morder-  mm 
vergeben;  doch  kann  .  bei  dem  unToraetslichen  Morde  dieaea 
Vergeben  aioh  nur  anC  den  dritten  Theil  deaaen,  worüber 
ilmi  in  aeinem  Testamente  an  achalten  freisteht,  erstreckea  ^>; 

Wenn  einer  der  Söhne  (des  Ermordeten)  yergeben  hat, 
ao  wird  die  Todesatrafe  nicht  vollführt  und  haben  die  andem 
ein  Reeht  an  Ihrem  Tbell  dea  Di^.  Die  Töchter  k5i 
nleht  Tergeben,  wenn  Söhne  da  aind.  Doch  iat  hier  Folgi 
dea  an  bemerken:  Sind  die  mlnnlichen  und  weiblichen  Vor* 
iivandten  In  gleichem  Grade  mit  dem  Ermordeten  vciwandt 
(wie  Söhne  und  Töchter,  BrQder  [dea  Ermordeten]  und 
Sckweatem),  ao  ateht  daa  Recht  den  Mord  au  vei^eben  oder 
au  verfolgen  bloss  den  minnlichen  Erben  zu.  Sind  aber 
die  Frauen  nlher  verwandt  als  die  Minner  (wie  s.  B.  Töch- 
ter und  Brikder),  ao  muaa  die  Vergebung  mindcatena  von 
einem  Manne  und  einer  Frau  auagehen.  —  Jener,  dem  der 
vorsetaiiche  Mord  vergeben  worden  isl,  unterliegt  jedoch  der 
Strafe  von  hundert  Peltachenhieben  und  einem  Jahre  Geflngniaa. 

Das  DId  bestehet,  wenn  es  von  Individuen  die  sn  Kamee» 
leo  habenden  Stimmen  gehören  mtrichtet  werden  aoil,  aus  Ka- 
meelen; bei  Stimmen,  deren  Desitsthum  in  Gold,  ans  tanaead 
Dinar;  bei  Stimmen,  deren  Bealtsthum  In  Silber,  aua  swölf 
tausend  Drachmen.  Das  DId  fir  einen  niraatzlichen  Moid 
*—  wenn  man  fbbereiogekotnmen  Ist  es  anzunehmen  —  be- 
atehet  aua  25  Ins  vierte  Jahr,  aus  25  Ins  Hlnfte  Jahr,  aua  95 
Ina  dritte  Jahr  und  aus  25  Ins  aweite  Jahr  tretenden  Ka- 
meelweibchen.  Das  Di^  bei  einem  nnvorsatilichen  Mord  her 
stehet  aus  20  Ins  vierte,  20  ins  filnfte,  20  ins  dritte,  20 
Ina  cwelte  Jahr  tretenden  Kameelwelbchen  und  aua  swanslg 
minnlichen  ins  dritte  Jahr  tretenden  Kameelen. 


*^  Weit  dai  Di^  mit  zo  der  HinteiiaMeiiAcbalt  gehört;  und  dabena 
onfreiwilligen  Mord  das  Vergeben  sieb  elgentUch  auf  da«  Did  benebet 
(da  keine  sonstige  Bestrafung  hier  stattfindet),  so  ist  dieses  Vergeben  ia 
obiger  Weise  beschränkt 
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Dieses  Di^.  wird  TerscItirCI,  wenn  ein  Vater  seiaen  Sohn 
iodieft.  Indem  er  auf  ihn  ein  zngespiUlea  Instrument  wirft*. 
Der  Vater  verfallt  zwar  hierdurch  nicht  in  die  Wiederrer* 
geltoagtatrafe;  du  Geacts  nimmt  an,  daaa  ein  Vater  gewiss 
nicht  die  Absicht  habe  seinen  Sohn  sn  (ödten  *)i  er  muss 
aber  dann  sohlen  den  Di^  >on  30  ins'  5.  Jahr  gebenden,  von 
äO  ins  4.  Jalir  gelieadeo  und  von  40  schwangeren  ;Karaeel- 
Weibchen. 

Das  Did  einer  Frau  ist  die  Iläl/te  von  dem  eimsa  Mannes; 
das  Di«;  eines  KiUb>  ist  die  Hllfte  von  dem- eines  Musul- 
man;  daa  Did  einer  KitAby  ist  die  Ilälfte  von  dem  des 
Utiby«  Das  Did  eines  Madjucy  (Feieranbeters,  Schülers  des 
Zovoaster,  Magief*; —  es  werden  aber  unter  diesem  Ausdruck 
Hoden  überhaupt  vtrstanden)  bestehet  autf  800  Drachmen; 
das  Did  dner  M adjuicy  ist  die  IläiAe  <  dieser  Summe«  Das- 
■elbe  Verliiitiusfl  tritt  auch  ein  bei  dem  Did  der  Verwun- 
dung. 

Das  obige  Did  wird  aucli  gezahlt  für  die  beiden  Ilinde, 
die  beiden  Füsse,  die  beiden  Augen.  Die  HäJfl^  Uervon  für 
eine  Hand,  einen  Fuss  und   ein  Auge. 

Das  Did  wird  gezahlt  für*  den  nicht  beinigen  Theil  der 
Nase,  für  das  Gehör,  für  den  Verstand  (d.  i.'  wenn  Jemand  durch 
einen  Scliiag  auf  daa  Gehirn  u.  s.  w.  den  Verstand  verloren 
bat),  für  einen  Bruch  der  Schenkel,  für.. die  Testikd,  für 
die  Spitae  des  Penis,  für  die  Zimge,  für  die  Sprache,  für 
die  Brüste  einer  Frtiu,  für  das  Auge,  eines  Biniugigen.  Für 
ttie  Mudieha,  d.  i.  eine  Verwundung,  durch  welolie  das  Bein 
entblösst  wurde,  zahlt  man  5  Kameele;  Ar  jeden  Zahn  5 
Karaeele;  für  jeden  Finger  10  Kameele,  für  jedes  Glied  des 
Fingers  3^^  Kameel;  iur  jedes  Glied  des  DaumeVM  5  Kameele. 
Für  die  Monakküa  zahlt  man  15  Kameele.  Monakkila  ist  eme 
Verwundung,  durch  weiche  ein  Theil  dea  Knochens  von  aei- 
■em  vorigen  Sitze  verdringt  wnrdc,   ohne   dasa  die  Verwun- 


*)  Der  Vater  wird  nur  dann  mit  Tod  für  den  Mord  an  seinem  Kmde 
bestraft,  wenn  seine  AbMcht  za  todten  evident  ist;  so  wenn  er  es  auf  die 
Erde  niederlegt  and  es  erwürgt  hat  u.  s.  w. ;  oder  wenn  er  selbst  diese 
Absiciit  gestehet.  Was  Tom  Vator»  gilt  auch  Ton  den  tätarliclMNi  und 
mutterlichen  Ascendenten.  .'.  /' 
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duo§[  bis  SU  der  Hülle  des  Gehirns  gliig,  denn  dann  belM>ranit 
sie  den  Namen  Mamuma  und  wird  ein  Drittel  des  Did  ^ 
sahU.  ■  Die  Djaifa ,  d.  i.  eine  Verwundung^  im  Bauch  oder  im  ' 
Rücken^  rerursacht  ein  Drittel  des  Di^.  Bei  Verwundungen, 
die  nicht  bis  auf  die  Mudicha  gehen,  so  wie  für  andere  Ver- 
letzungen findet  nur  eine  Abschätzung  statt.  Man  schätzt 
nämlich  ab,  wie  Yiel  der  körperliche  Werth  des  Verwundeten, 
wenn  er  ein  Sclave  wäre  und  nun  weiter  verkauft  werden  sollte, 
durch  diese  Verwundung  verloren  habe,  und  muss  der  Ver-- 
wunder  so  viel    bezahlen. 

Das  Die  \vird  nur  nach  der  Genesung  entrichtet;  und 
ging  diese  Verwundung  nicht  bis  auf  die  Mudicha  und  liess 
sie  keine  Spur  zurück,  so  wird  nichts   bezaliU. 

Die  Wiedervergeitung  findet  statt  bei  der  vörsetzlichea 
Verwundung,  mit. Ausnahme  jener,  die  den  Tod  veranlassen 
kann,  wie  bei  der  Mamuma,  der  Djaifa,  der  Monakkila  oder 
bei  dem  Schenkel,  den  Testikein,  den  Lenden  und  in  andern 
Fällen  dieser  Art;  für  diese  Verwundungen  wird  das  Di^  ge- 
zahlt, doch  unterliegt  der  Thäter  zugleich  einer  correctionei- 
len  Strafe. 

Weder  der  vorsätzliche  noch  der  unvorsätzliche  Mord, 
für  den  erst  aus  dem  Selbstgeständniss  der  Beweis  hervoi'geht,'^ 
fiUlt  der  Aäkila  zur  Last.  Unvorsetzliche  Wunden,  deren  Geldr 
ersatz  wenigstens  ein  Drittel  des  ganzen  Di^  beträgt,  fal- 
len ihr  zur  Last;  unter  einem  Drittel  fallen  sie  auf  den 
Thäter,  auf  seine  persönlichen  Güter.  Bei  der  vorsetzlichen 
Itlamuma  und  Djaifa  will  Malek,  dass  sie  der  A4klla  zur 
Last  fallen,  wenn  der  Thäter  nicht  zahlen  kann.  Die  Aäkila 
zahlt  nicht  das  Di^  Desjenigen  der  sich  vorsätzlich  oder  un- 
vorsitzlith  umgebracht. 

W^enn  mehrere  Individuen  einen  Menschen  umgebracht, 
so  erleiden  sie  alle  den  Tod. 

Wenn  Jemand  in  Trunkenheit  umbringt,  so  erleidet  er 
den  Tod. 

Wenn  Jemand  im  Wahnsinn  einen  Mord  begeht,  so  musa 
seine  Aftkila  das   Di^  tragen. 

Die  vorsetzHche  That  eines  Kindes  ist  gleich  einer  un- 
vorsätzlichen    That    (eines  Erwachsenen);    der  Geidersatz   fillt 
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seuier  AAkila    znr    Lasi^     wenn    «ic    ein    Drittel    des    ganzen 
Did  beträgt;  wo  nicht,   so  ßllt  me  anf  sein  Vermögen. 

Die  Frau  wird  hin^riclitet ,  wenn  sie  einen  Mord  an 
einem  Manne  iiiid  der  Mann,  wenn  er  einen  Mord  an  einer 
Fran    beengen. 

Die  Wiedcrrergcltung^strafe  wird  an  der  Fran  für  Ver- 
wundungen an  einem  Manne,  und  an  dem  Mann  für  Ver- 
wandungen an  einer  Frau  ansgeübi. 

Wenn  ein  freies  Individuum  einen  Sciaven  tödtet,  so 
wird  es  niclit  umgebraclit;  hingegen  wird  ein  Sciave  der  ein 
freies  Individuum  umgebracht,  getödtet 

Wenn  ein  Musulman  einen  Ungiänbigen  tödtet,  so  wird 
er  nicht  umgebracht,  sondern  wird  mit  lamdert  Peitsclienliiebcii 
und  einem  Jalir  (vefäiigiiiss  bestraft.  Tödtet  aber  ein  Üiigläu- 
Wger  einen   Musuiman,  so   wird   er  umgebracht. 

Die  WicdervergehuttgS8trafe  findet  nidit  statt  bei  Ver- 
wundungen die  ein  freies  Individuom  einem  Sciaveh,  noch  die 
ein  Musiüman  einem  Ungläubigen  Bugetngt  hat. 

Wer  ein  Reit-  oder  Lasttlnor  führt  und  hinter  oder 
Tor  demselben  geht  oder  auf  demselben  reitet,  ist  verantwort- 
lich iur  Sen  Schaden  den'  das  Thier  anrichtet.  Für  den 
Schaden  aber,  den  es  ohne  seine  Schuld  macht  oder  indem 
man  es  anhielt  und  ea  war  keine  sonstige  Veranlassung  da,  findet 
%hi  Eraats  nicht  statt. 

Ea  findet  kein  Ersatz  statte  wenn  Jemand  ohne  Ver- 
flchoiden  eines  Andern  den  Tod  in  einem  Bnmnen  oder  in 
einer  Mine  gefunden  hat 

Wenn  die  AäkiU  das  ganze  Dit^  zu  entrichten  hat,  so 
werden  ihr  Termine  innerlialb  dreier  Jahre  gestattet;  hat  sie 
nur  %  des  Dic^  zu  bezahlen,  so  muss  sie  Inniieii  einem  Jahre, 
und  hei  der  Hälfte  des  Did  binnen  zwei  Jahren  abzaldeii. 

Das  Die  kommt  an  die  Erben  nach  der  Norm,  die  das 
Gesetz  über  Erbfolge  festsetzt. 

Für   den    Fötus     einer    freien    Frau,    deren    Aliortirung 
Teranlasst  wurde,    zahlt  man    eine  Strafe    von    50  Dinar  oder 
600  Drachmen,  oder  man  giebt  einen  SclafCn  oder  eine  kleine 
Sdavln   von    demselben    Werthe.      Dieses    Strafgeld  '  fallt    den. 
Erben  nach  den  angegebenen  Regeln  zu.       - 

Der  voraetzlicfae  Mörder  kann  weder  das  Vermögen  noch 
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di8  Die  des    Ermordeten  erben.       Der  unTorsetaliche  Mörder 
kann  das   Vermögen  aber  nicht  daa  Di^  ßrben. 

Für  den  Fötus  einer  Sclavin^  die  Ton  ihrem  Herrn 
empfangen,  musa  derselbe  Ersatz  wie  für  den  Fötus  einer 
freien  Fran  geleistet  werden.  Hat  sie  von  einem  Andern  ala 
Ton  ihrem  Herrn  empfangen ,  so  bezahlt  man  den  zehnten  Tlieil 
von  dem    Werthe  der  Mutter. 

Wer  einen  Sclaven  umbringt ,  muss  seinen  Werth  be- 
zahlen. 

Wenn  Mehrere    Einen    durch   Meuchel-    und    Raubmord 
umbringen,    so    werden    Alle    ipU    Tod    bestraft,    selbst    wenn      "^ 
Bwr  einer  lon  ihnen  den  Todschlag  versetzt  hat 

Die  Abbüssung    eines   unvorsetzlichcn    Mordes    ist    iiner- 

•  -  * 

liaslich«  Sie  besteht  in  der  Befreiung  eines  musulmanischen 
Sclaven,  oder,  wenn  der  Mörder  diese  Befreiung  nicht  be- 
werkstelligen kann,  in  einem  Fasten  von  zwei  auf  Lander  fol-  , 
gendeii  Monaten.  Der  vorsätzliche  Mörder,  der  Vergebong 
erlangt  hat,  wird  aufgefordert  sich  ebenfalls  4lieser  Abbüa* 
sung  zu  unterzielien  und  es.  ist  gut  für  ihn,  weim  er  es 
Ibnt  (die  Abbüssung  ist  aber  nicht  für  ihn  obligatorisch). 

Für  einen  Räuber,  dessen  man  sich  '  bemächtigt  hat, 
gibt  CS  keine  Vergebung.  Hat  er  getödtet,  so  muss  er 
Uftwiderruflich  getödtet  werden,  liat  er  nicht  getödtet,  -so 
schätzt  der  Iman  ab  die  Grösse  seiner  Missethateii  und  die 
Dauer  seines  Verbrechens;  und  er  bestraft  ihn  entweder  mit 
dem  einfachen  Tode,  oder  mit  dem  Tode,,  nachdem  man 
ihn  an  einen  Galgen  angebunden,  oder  indem  man  ihm  den 
Fuss  von  der  einen  Seite  des  Körpers  und  die  Hand  von  der 
.andern  Seite  abhaut,  oder  mit  Exil  an  einen  Ort,  wo  er 
bis  KU  seiner  Reue  eingesperrt  bleibt.  Stellt  er  sich^  aber 
renfg  vor  Gericht,  ehe  man  sich  seiner  bemäditigt  hat,  so  ^' 
hört  gegen  ihn  das  göttliche  (öffentliche)  Recht  auf  und 
tritt  das  menschliche  Recht  (Privatrecht)  ein,  so  weit  es 
sich  auf  Menschen  und  Sachen  bezielit.  Es  findet  also  hier 
Vergebung  und  das^  Die  wie  oben  statt  * 

Jeder  aus  einer  Diebes-  oder  Räuberbande  (Lass)  ist 
verantwortlich  für  das   Gsnze,  das  alle  genommen  haben.  ^ 

•    Beim  Meuchel-  und    Raubmord,    der  an    einem    DImmy 
(d.  i.  einem  Ungläubigen    der  unter  dem  Schütze  der  musul- 

34* 
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minnisthen  Gesetze  lebet)   beg^aii^n  wurde,  wird   der  Miisiil- 
roao   mit  dem   Tode,  bestraft. 

Weuii  ein  Mann  bestraft  wird^  so  entkleidet  man  ihn, 
dass  er  die  Strafe  erhalte;  bei  einer  Frau  aber  entkleidet 
man  nur  den  Theil  wohin  die  Hiebe  gegeben  werden.  Beide 
empfangen  ihre  Strafe  sitzend.  Eine  schwangere  Frau  wtird 
Tor  ilirer  Niederkunft  nicht  körperlich  gezüchtigt;  so  wie 
auch  bei  einem  scliwer  Erkrankten  die  Bestrafung  bia  zur 
Genesung  aufgeschoben  wird.  Ist  er '  aber  zum  Tode  ver- 
«rtheilt,  so  wird  die  Strafe  sogleich  vollzogen. 

Wenn  wegen  Verwundungen  die  Wiederrergeltungsstrafe 
eintritt,  so  wird  ein  mit  dieser  Operation  Vertrauter  mit  der 
Execution  beauftragt.  Handelt  es  sich  aber  um  die  Wieder- 
Tergeltung  wegen  Mordes  (Todesstrafe) ,' so  kann  der  1  man  ent- 
weder einen  Dritten  mit  der  Execution  beauftragen,  oder  er 
übergibt  den  Mörder  den  Verwandten,  daas  sie  selbst  ihn 
todten.  Der  Mörder  hat  die  Todesart  zu  erleiden,  die  er 
an  dem  Ermordeten  ausführte:  so  wenn  er  ihn  mit  Stock- 
schlagen  zu  Tode  marterte,  so  kann  er  auf  dieselbe  Weise 
Ufngebracht  werden;  oder  wenn  er  ihn  Terbrannte  u.  s.  w., 
doch  darf  der  Tod  nicht  zu  langsam  aeio,  wie  z.  B.  der 
Hungertod.  Dieses  alles  findet  aber  nur  statt,  wenn  der 
Beweia  durch  Zeugen  oder  durch  Selbstgeatiiidniss  hergestellt 
ist;  bei  dem  Kesdme   ist  nur  Entliauptung  die  Todesstrafe.*^ 

Dieses  nun  ist  das  Malekitisclie  Criminalrecbt  über  Mord 
und  Verwundung.  Im  Ganzen  erstreckt  es  sich  über  folgen- 
de Verbrechen:  1)  Mord  und  Verwundungen;  2)  Apoatasie; 
3)  llaub;  4)  Fornication;  5)  Kadf  (d.  i.  wenn  Jemand  einem 
freien  Musulroaii  vorwirft,  dass  er  nicht  der  Sohn  seines  Va- 
ters sei,  oder  dass  er  eine  Fornication  oder  Sodomie  began- 
gen habe);  6)  Gebrauch  des  Weines;.  7)  Diebstahl.  Wir 
heben  noch  hier  heraus,  dass  bei  der  Fornication,  auf  die 
dieses  Criminairecht  Steiniginig  setzt.  Folgendes  den  Beweis 
bildet:  Selbstgeständniss ,  hervortretende  Schwangerschaft  (1), 
oder  vier  männliche  fähige  Zeugen,  qui  viderunt  cum  sicui 
Biylutn  in  pixuie  stibiL  Diese  vier  Zeugen  müssen  zur  selben 
Zeit  aussagen;  und  wenn  einer  von  ilinen  nicht  alle  ciiarak- 
teristischen  Umstände    der   Fornication   bestätigt,    so  erleiden 
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die  andern    drei    Zeugen    die    auf    den    Kadf   gesetzte    Strafe 
(welche  aus   80  Peitsdienliieben   besteht). 

Beim  Selbstgeständniss  bei  der  Fornication  ist  zu  bemer- 

ken,   dass  wenn  der  Inculpat  das  Gesländniss  wiederruft,  man  ihn 

entläs^it,  4ind    selbst    wenn    er    bei   der.  Steinigung  die  Flucht 

ergreift,  so  wird  dieses  als  ein  Widerruf  angesehen  und  kann 

''man  i|in   nicht  zurückholen. 

Weim  ein  Verbrecher  Todesstrafe  und  noch  andere 
Strafen  auszustehen  hat,  so  erleidet  er  die  Todesstrafe  allein; 
jedoch  bildet  der  Kadf  eine  Ausnahme:  hier  wird  diese 
Strafe -noch  vor  der  Hinrichtung  applicirt. 

Hinsichtlich  des  Diebstalils  will  das  Malekitische  Recht, 
dass  der  Werth  der  gestohlenen  '  Sache  sich  auf  drei  Drach- 
men belaufe  und  der  Diebstahl  in  einem  Chirs  (d.  i.  au 
einem  bewahrten  Orte)  vorgegangen  sei.  Die  Bestrafung 
ist  Amputation  der  rechten  Iland,  und  wird  der  Diebstahl 
wiederholt,  Amputation  des  linken  Fusses  u  s.  w.  Ist  der 
Dieb  im  Stande  zu  zahlen;  so  bleibt  er  neben  der  Ampu- 
tation Schuldner  des  Bestotilenen ;  Ist  er  aber,  insolvent,  so 
geuiigt  die  Amputation.  Auf  Selbstgestäudniss  folgt  ebenfalls 
Amputation.  Widerruft  der  Dieb  das  Geständuiss,  so  findet 
zwar  die  Amputation  nicht  statt,  doch  muss  er,  was  er  als 
gestohlen  eingestanden,  zurückerstatten.  Bei  einem  Kholsa 
(d.  i.  bei  einem  offenbaren  Diebstahl),  so  wie  bei  nicht  ge- 
fluteten Sachen,  wie  bei  am  Baume  hangenden  Früchten,  bd 
Schafen  auf  der  Weide  u.  s.  w.  wird  der  Diebstahl  nicht 
mit  Amputation  bestraft;  hingegen  bleibt  der  Dieb  Schuld- 
ner des  Bestohlenen,   wenn   er  auch  insolvent  Ist. 

Das  Selbstgcständuiss  eines  Sciaven  hat  da,  wo  es  auf 
körperliche  Strafe  und  Amputation  ankommt,  Kraft;  so  weit 
es  sich  aber  um  das  Eigenthnm  seiner  PersoA  handelt,  kann 
er   kein   Selbstgestäudniss  ablegen. 


Zusätze. 


Seite  37  Z.  21.   Vgl.   jedoch  oben  S.   20. 

,,  44  vierte  Anmerknng  zu  Knde.  Vgl.  welter  Eiuleitniig 
zum  3.  Titel. 

,,  56  erste  Anmerk.  zu  Ende.  Für  ..^zum  Pfände  geben^^ 
wird  *,hin,  von  dem  arabischen  '•/m  gebraucht.  Das 
arabische  Hauptwort  im  ,,Phnd^  kommt  jedoch 
nicht  TOr. 

,,  69  Anmerkung  zu  Ende.  Eine  andere  Ansicht  von  S, 
Sachs  über  Entstehung  des  S^-nhedrinms  vgl.  unsere 
Zeitschrift,   zweiten  Jahrg.  S.  301. 

,,  71  vierte  Anmerkung  zu  Ende.  Wfihrend  der  Aus- 
führung zur  Bichtstatte  stand  eip  Mann  an  der 
Thüre  des  Gerichtsaales,  wo  die  Beisitzer  des  S^n- 
hedriums  sich  um  diese  Zeit  verstmmelten  und 
über  das  Todesurtheil  besprachen,  und  in  einiger 
Entfernung  befand  sich  ein  Mann  zu  Pferde.  Fand 
nun  noch  jetzt  einer  der  Beisitzer  eine  mildernde 
Seite  auf,  so  gab  der  an  der  Thi|re  Stehende  eni 
Zeichen  mit  einem  Tuche  dem  zu  Pferde  Sitzenden, 
welcher  schnell  zur  Richtstätte  ritt  und  die  Exe- 
cution  sistirte. 

„      95  Die  späteren  Talmudlehrer,   in  deren  Zeit  im  römi- 

ischen    Recht    das    schriftliche    Verfahren  allgemein 

war,    perhorrescirten  dasselbe,    wie  ihre  Anwendung 

des  31.  V.  Ps.  08:      „Wehre  dem  Thiere  des  Rohres 

das      sich     streckt    auf     Silberbarren  ^% 

zeigt.      „Dieses    beziehet    sich    auf  Rom,     sagt    eiu 
ein   Lehrer;    es  schreibt  Alles    mit  der  Feder  (dem 
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Rohr)   und    lliut    Alles    für  GM.''     V^l.  JalkiU  ad 
loc.   PesacMin  118**  ßcfiemat    Uabba  c.  35. 
Sehe  05  iweite    Anmerkiiu^    zu    Kude.       Vgl.    auch    L.  22. 
CoH,    Theod,   de  Jtidaeis. 

^   103  Z.  2  vou   unten.         Wir    citireii    in    diesem   Werke 
nach    der    allgemein    verbreiteten    Livorner  Ausgabe  ^ 
1770  piii  dem  Commentar  Peiie  Moache. 

^y  110  Z.  5.  Ueber  den  als  Gelehrten  uqd  Dichter  gleich 
ausgezeichneten  ben  Giat  vgl.  M.  Saciis,  die  religiöse 
Poesie  der  Juden  in  Spanien. 

^^  110  Z..  ti  von  unten.  Dieser  Autor  wird  auch  häufig 
nur  R.  Salomon  den  Aderet  genannt;  und  führen 
Mfir  ihn  weiter  auch  nur  unter  dieser   Benennung  an. 

^,   111  Z.   6  zu  jß«  Niesim  ist  hinzuzurügen  lfe7i    Ruhen. 

,,  111  Z.  9  von  unten.  Respotig,  des  R,  Jiz.  Alfasi^ 
sehr  kurz  (nicht  von  verbürgter  Echtheit). 

^,  112  Anmerkung  zu  Ende.  Noch  sind  hierher  zu  be- 
ziehen: Coüalio  legum  Mosaicar.  el  Ronmnar. 
deren  Veriasser  nnbekaiuit  ist  und  im  4.  Jafirh. 
gelebt  haben  soll.  Diese  in  jüa^tcr  Zeit  mehrfach 
besprochene  CoUaiio  ist  von  sehr  untergeordnetem 
Wertiie.  Hierher  sind  ferner  zu  rechnen:  Samuel 
Sir^k  Leges  forenses  Mosaieae  imm  jure  Rotnano 
coUalae.  Audreas  Wegelein  CoUalio  L.  Mosaic. 
Roman,  el  JUicarum  u.  A.  —  Seldeii  de  Jrtre 
naluraU  et  Gentium  secundnm  praecepla  Hebiaeo- 
rum^  libri  ueptem.  Ferner  dessen  Uxor  Uehraicu., 
und  dessen  iraclatus  de  »ucces^ionibua.  —  5«/- 
vador  Histoire  des  ImtitfUions  de  Moi'se  et  du 
peuple  hebreu.  Paris  1828.  Dieses  Werk  kam 
mir  erst  zu  als  die  Einleitung  schon  gedruckt  war: 
Salvador  stimmt  In  der  Auffassiuig  mancher  Ge- 
setze mit  dem  das..  Gedachten  überein, 
.  „  161  Z.  7.  Nach  R.  Mos,  ben  Nachman  (bei  R.  Nissira 
zu  Sdiebuot  35' )  schciikt  jedoch  mit  Beziehung  auf 
jer.  Sckebuot  13"  (cap.  4  zu  lluUicha  1)  auch  in 
diesem  PaUft  den  Verwandten  keuie  Verpflichtung 
obzuliegen. 
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Seite  164  Z.  13.      Vgl.   auch  Ilommel  und  Ackermann  a. 
a.  O.  S.  57.  58. 
;,   171    Z.  23,      Vgl.  auch  weiter  S.  242  Anmerkung. 
„    174    letzte  Zeile.     Vgl.  Baha  Kama  90* 
,,   229    Z.   10  T.  u.      Nur  durfte,    da  hier  ein  Dolus,    die 
Strafe  für    den    Fall    der  Genesung    zu    gering  er- 
scheinen.     Vielleicht  liegt  in   dem  Verhaft  bis  zum 
Ausgange  der  Krankheit  und  in  der  Angst,    in  der 
der  Verhaftete  schwebt,  ob  der  Tod  Jenes  erfolgen 
und  ihm  Todesstrafe  werde  zuerkannt  werden,  eine 
genügende  Bestrafung.      Vgl.  auch  oben  S.  27. 
„   257    Ueber    Zeugniss    des     Sciavea    durch    Tortur    vgl. 
Cicero  pro  F,  Sidla  c.  28,    der  beredt   gegen  das 
Unvernünftige  eines  solchen  Zeugnisses  spricht:  ^•^Ula 
tomienta  gubernat  dolor^  moderatur  natura  enjusque. 
tum  aninti  tum    corporis;    regit    quaesifor,    flectil 
libido^   eorrumpit    spea^    infirmat  metus^    ut  in  tot 
rerum    angustiis    nihil    veritati   loci  relinquatur.  '^ 
Aber  Cicero    Ist   Rhetor    und    Anwalt    und    ergreift 
gern    jede    Gelegenheit,      um    snm    Vorthcilc    sei- 
nes   Cl^enten    das    gegenüberstehende    Zeugniss    zu  - 
schwächen.      Will  er   doch  pro  Ftacco  c,  4.,    dass 
man  den  Griechen  keine  Zeugenhabiii^   (dort  war 
ein   Grieche  Zeuge)    zugestehe    —    wobei    er    aber 
jedoch   durch  das,   wie  er  anführt,  bei  den  Griechen 
gewöhnliche    da   mihi   testitnoninm   mutuum ,    Man- 
ches für  sich   hat;    —   und  pro  Fkmiejö  c.  9.    10. 
sucht  er  seinen  dienten  dadurch    tu   retten,     dass 
er    den  Gallern  .die  Fähigkeit    ein   Zeugniss    abzu-  ' 
legen  abspricht. 
„   269   Z.   13.      Vgl.    Carolina    Art.    43.      „Unbekannte 
Zeugen  sollen  auff  Anfechtung  des  Gegentheils  nicht 
zugelassen  werden    (die  Hamburg.   Art.   75   hat  ein- 
fach:     „Item,    Unbekannte    zeugen    sollen    nit   zu- 
gelassen werden ^^),    es   würde    dann    durch   den,   so 
die    Zeugen    stellet,    stattlich    fürbracht.,    dass    sie 
redlich   und  unverleunibt  waren."      Vgl.  auch  Baier. 
Strafgesetzbuch    2.   Tbl.    §.    280,    wo   „eine,    dem 
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Gericht  vollkommen  iiiibekanute  Peraon^^  zu  den 
verdächtigen  Zeugen  gezähll  wird. 
Seite  306  Ende  des  §.  Die  Zeiteclirift  für  Rechtspflege 
Neue  Folge  2.  Band  bringt  Seite  309  eine  Ab- 
haiidlung  y,nber  die  Anwehdung  der  Legaleide  nach 
geführtem  Beweise  durch  sogenannte  verdächtige 
Zeugen  in  Civilsachen  ff.  vom  Oberappellationsrath 
D,  F.  Hänel.^^  Der  Verf.  gehet  tunächst  auf 
idie  Frage  ein,  ob  überhaupt  auf  die  überein- 
stimmende eidliche  Aussage  mehrerer  nicht  ganz 
vollgültiger  Zeugen,  wenn  dieselben  nicht  noch 
durch  andere  Beweismittel  unterstützt  werden,  ein 
Suppletoriiim  gegründet  werden  könne,  oder  ob 
ohne  Rücksicht  auf  die  grössere  oder  geringere 
Zalil  dieser  Zeugen  stets  nur  auf  «inen  von  dem 
Gegcntheile  zu  leistenden  Reinigungseid  zu  dringen 
sei.  Er  führt  die  Meinung  verschiedener  Autoren 
an,  nach  denen  zwei  verdächtige  Zeugen  einem 
classischcn  Zeugen  gleichkommen,  nach  Einigen 
mehrere  verdächtige  Zeugen  nach  Umständen,  und 
dem  Ermessen  des  Richtera  einen  vollständigen 
Beweis  bilden.  (Die  Aussage  des  verdächtigen  Zeu- 
gen-ist  häuGg  mindestens  ein  Indiciuro;  nach  der 
Lehre,  die  dem  künstlichen  [ladicien-]  Beweise  Be- 
weiskraft einräumt,  dürften  in  den  Aussagen  meh- 
rerer verdacliligen  zuweilen  ebenso  viele  dringende 
indicien  liegen,'  die  zusammengenommen  einen  vol- 
len Beweis  herstellen  [vgl.  oben  S.  249].  Aber 
freilich  dürfte  nicht  die  arithmetische  Berechnung: 
zwei  verdächtige  Zeugen  ==  einem  classischen 
Zeugen,  vier  verdächtige  Zeugen  =  zwei  classischen 
Zeugen  stattfinden ,  sondern  müsste  das  Eürmessen  des 
Richters  entscheiden,  welche  überzeugende  Indicien 
er  in  den  Aussagen  dieser  verdäditigen  Zeugen 
walirnimmt  [das.].  Aber  hier  erwaclien  die  Ein- 
würfe, die  überhaupt  gegen  den  Indicienbeweis  im 
Inquisitlonsverfabreii  erhoben  werden  [vgl.  oben  S. 
179];  und  sind  genaue  gesetzliche  Normen,  wie 
man  sie  für  andere  indicien  versucht  hat,  'hier  schwer- 
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Hell  aufzustellen.)  Der  Verf.  erhebt  nun  den  ge- 
wichtigen Einwurf,  ii^enn  mehrere  verdächtige  Zeu- 
gen eine  That«ache  eidlich  versichern  und  gleich- 
wohl  dagegen  anf  einen  Uelnigungfieid  erkannt  >\ird^ 
so  Ist  hier  Widerstreit  von  Eid  und, Eid ^  welcher 
doch  wohl  na<^  wohl  begründeter  Ilechtsansicht 
verhäthet  werden  muss.  I>ie8er  Grund,  der  Vieles 
nir  sich  hat,  scheint  auch  Veranlassung  gegeben  zu 
imben,  dass  bei  der  Aussage  eines  classischen  Zeu- 
gen auf  Suppletorium  erkannt  wird.  Nach  talmu- 
dischen Rechte,  wo  der  Zeuge  nicht  beeidigt  wird^ 
Tällt  dieser  Gnuid  weg,  der  aber  auch  im  gemei- 
nen Recht  *nicht  stichhaltig  ist.  Bleiben  wir  bei 
der  aufgeworfenen  Frage  des  Verf.  stehen,  neh- 
men aber  statt  mehrerer  verdächtigen  Zeugen  einen 
verdächtigen  Zeugen.  Auf  dessen  Aussage  wird 
nach  Aller  Meinung  nicht  auf.  Suppletorium  sondern 
auf  Purgatorium  erkannt.  Und  der  Zeuge  wurde 
doch  Torher  beeidet  und  stehet  Eid  und  Eid  ein- 
ander gegenüber!  Aber  ^s  ist  auch  nicht  abzu- 
sehen,   wie   das    Recht  welchen    soll  vor  der  Bil- 

'  ligkeits-    oder    Moralrücksicht.       Hat   Product    ein 

Recht  den  Eid  zu  leiaten,  so  kann  es  nicht  zu- 
rückgedrängt werden,  weil  in  almtraeto  Unmora- 
lisches, Eid  gegen  Eid,  hervortreten  wird.  Soll 
Unmoralisches  vermieden  werden,  so  lasse  die  Ge- 
setzgebnng  Einen  Zeugen  gar  niehi  schwören,  bis 
sich  mit  ihm  noch  ein  Zeuge  verbunden  (und  dann 
bedarf  es  auch  des  SoppIcioriiuDS  nicht)  oder 
durch  einen  noch  hinzutretenden  UnMtand  mehr  als 
semiplene  bewiesen  wird  (luid  dann. Suppletorium): 
bei  der  alleinigen  Austage  eines  Zeugen  sei 
^  otrenge  Befragung  und  Erforsdiung  und  werde  daim 
auf  Purgatorium  erkannt  Aber  die  Beeidigung  des 
Zeugen  liat  zu  festen  Fuss  gefasat,  als  dass  man 
ea  wagte  sich  von  ihr  zu  entfernen,  und  so  ist 
die   natürliche  Folge:    Unrecht  oder  Unmoralisches. 

8eite31l  Z.  8.  Bmba  Batra  wird  angeführt:  Jemand  hin- 
terlatss  mefarere  Söhue,    von   denci»    seine    eigene 
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Frtii  ilim  gestaiiden  hatte,  diks9  sie  mit  Ausnahme 
•  ehics  eiiizigai  simmtlich  B»tarde  aeien.  Vor  sei- 
nem Teile  sagte  er,  sefii  ^nxes  Vermögen  hinter- 
lasse er  Einem  Sohne.  Die  Söhne  kamen  vor  den 
Ricliter  und  beaiwpruelite  jeder  von  ihnen  die  Hin- 
terlassenschaft. Der  Richter  sagte,  sie  sollen  Jeder 
einen  Stock  nehmen  imd  auf  das  Orali  des  Vaters 
schlagen,  dass  er  Ihnen  sage,  wen  er  gemeint 
habe.  Sie  liefen  mm  Alle  hin  bla  auf  Einen  (den 
eine  gewisse  Ehrfurcht  Tor  dem  Verstorbenen  lu- 
rückliielt).  Diesem,  sprach  der  RIehter,  geliört  die 
Hinterlassenschaft.^  Doch  ist  dieae  Enäliiung,  so* 
wie  der  Antor  selbst  in  das  Reich  des  Sagenliaften 
zu  verweisen  (ygl.  das.);  das  taimndische  Clrilrecht 
hält  Judicien,  ausser  den  S.  300.  SlO  angeführten, 
nicht  für  einen  Beweis. 
Seite  335  Z.  21.  Vgl.  auch  S.  496  Aanerk. 
„   337    zu  Ende.      Vgl.  auch  L.  un.   C.  7.  50  und  Weber 

a.  a.  O.  S.  77  ff. 
„  340  zu  Ende.  Ueber  Stillschweigen  im  römbchen  Recht 
Tgl.  L.  142.  D.  50.  17. :  Stillschwelgen  zefgt  we- 
der eine  Einwilligung  noch  eine  Missbilligung  an.- 
Hingegen  beweiset  es,  wo  der  Stillschweigende 
hätte  ausdri'icklich  widersprechen  müssen,  wenn  er 
nicht  gewollt,  dass  sein  Schweigen  sn  seinem  Nach- 
theile erklärt  werde.  So  vor  Gericht,  und  zwar 
aus  Strafe  seines  Ungehorsams  (L,  11.  §.  4.  /^« 
11.  1.);  femer,  wenn*  er  gcwnsst,  dass  eine  ihm 
•  nachtheilige  Handlung  vorgehe, -die  er  durch  seine 
Einrede  hätte  abwenden  können:  ein  Sohn  sclireibt 
z!  B.  seinem  Vater,  dass  er  Geld  von  A  geborgt 
und  ersucht  den  Vater,  er  möchte  die  erborgte 
Summe  dem  Gläubiger  bezahlen  (L.  16.  /A  14.  6). 
Ferner,  wenn  das  Stillschweigen  keine  andere  ver- 
nünftige Auslegung,  als  dass  es  eine  Einwilligung 
sei,  leidet.  So  Ist  z.  B.  wer  wissentlich  ^ gesche- 
hen Usst,  dass  ein  Dritter  sich  seinen  Geschäf- 
ten unterzielie,  zur  Vertretung  elienso  gehalten,  als 
wenn    er    ihn    dazu    bevollmächtigt    hätte    (L.  16. 


540 

§•  2.  L.  18.  D.  17.  1.  L,  60.  IK  50.  17).  V^l. 
Glück  /.  /.  4.  ThI.  S.  90  ff. 
Seite  361  erste  Anmerk.  zu  Ende.  Vgl.  auch  R,  Salom,  heu 
Aderet  resporis,  1069,  dtss  selbst,  wenn  Jemand 
ausdrucklich  seine  Person  verpflichtet,  eine  Personai- 
haft  (Schul darrest) ,  selbst  im  Falle  eines  Unter- 
schleifcs  des  Vermögens,  uicht  stattfindet.  Interes- 
sant ist  auch  respons,  908.,  ob,  wenn  der  Schuld- 
ner  sein  Vermögen  verschwendet,  der  Gläubiger  vor 
eingetretener  Zahlungsaeit  die  Bezahlung  verlangen 
könne  1  Aderet  verneint  dieses  mif  Gewissheit: 
der  Gläubiger  hat  für  jetzt  noch  kein  Recht  den 
Schuldner  In  der  freien  Disposition  seines  Vermö- 
gens zu  stören,  und  wendet  Schuldner  ein,  dass 
er  bis  zur  Zalilungszeit  im  Stande  sein  werde,  die 
Abzahlung  zu  leisten.  Nur  in  dem  Falle,  dass  in 
den  Händen  des  Gläubigers  sich  eine  dem  ver- 
•  schweuderischen  Schuldner  gehörende  Summe  be- 
findet, dürfte,  fahrt  Aderet  fort,  dem  Gläubiger, 
weun  Schuldner  überdies  auch  arm  ist  (also  vor- 
auszusehen, dass  er  zur  Bezalilungszeit  insolvent 
sein  ^ werde),  zu  gestatten  sein,  dass  er  sich  an 
das  hl  seinen  Händen  Befindende  halte. 

„  386  Z.  7  von  unten.  Vgl.  auch  B.  Saiom.  btn  Äderet 
response  921,  der  es  ebenfalls  ab  unbezweifelt 
ausiehet,  dass  weini  es  in  der  Urkunde  hellst,  zahl- 
bar an  jeden  Producentcn,  sie  an  den  gezahlt  wer- 
den müsse,  der  'die  Urkunde  prodacirt. 

„  490  Ende  der  Anmerkung.  Der  uns  ao  oben  ;u  Ge- 
sichte gekommene  Wiener  Kalender  auf  das  Jahr 
5607  bringt  Seite  64 '  die  höchst  «merkwürdige 
Judenordnung  des  ungarischen  Königs  Bela  IV^ 
(123:)  — 1270),  aus  welcher  wir  hier  'S  1  an- 
führen: „in  keinem  das  Eigenthum  oder  die  Per- 
son betreffenden  Rechtshandei  gilt  das  alleinige 
Zeugniss  eines  Christen  wider  einen  .luden,  über- 
all  niuss  auch  ein  Jüdisclier  Zeuge  beigebracht 
werden.**" 
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Thybaut  1.  Thibaut.  —  Das.  Z.  4  v.  u.  Goldschmit  1.^  Goldschmidt.  — 
S.  103  Z.  18  Nachmann  I.  Nachman:  und  so  allenthalben.  —  8.  HO 
Z.  13  Tosefot  1.  Tosafot:  und  so  allenthalben.  Das.  Z.  15  Meir  1.  Mein 
und  so  allenthalben.  —  Das.  Z.  14  26.  Haittur  1.  HaTttur.  —  8.  119 
S.  36.  Z.  4  der  1.  ein  derartiger.  —  8.  121  §.  53  unrechten  I.  ungerech- 
ten. —  S.  128  S*  11^  ^*  ^  >^^  ^^  Komma  vor  „wie**  zu  viel.  —  8.  136 
S.  180.  Z.  2  Urkunden  I.  Urkunde.  —  8.  146  gehört  die  Anmerk.  so 
8.  147  Ende  des  S-  —  &  153  Z.  7  y.  u.  vor  „aber**  ein  Komma.  Z.  19 
▼.  u.  diesen  1.  diesem.  —  8.  159  Z.  3  Harmonäfsche  I.  Hasmonäische.  — 
8.  162  Z.  7  y.  u.  alle  I.  alte.  —  8.  166.  Z.  4  ist  „f&r**  zu  viel.  —  8. 
167  Z.  10  V.  u.  Haldäi«che  1.  chaldäische.  —  Das.  Z.  9  v.  n.  16.  1.  26. 
—  8.  177  Z.  3  statt.  Die  1.,  die.  ~  8.  186  Z.  15  v.  o.  andern  I.  ge- 
ringem. —  S.  201.  Z:  11  y.  u.  156.  1.  138.  —  8.  206  Z.  10  Tom.  I. 
I.  Vol,  U.  T.  1.  —  8.  228  Z.  20  aus  1.  ein.  —  8.  237  Z  3  N.  1.  19.  — 
8.  249  Z.  9  dass  I.  bei.  —  8.  293  Z.  6  pg.  1.  19.  —  8  301  Z.  17  y. 
n.  für  1.  im.  —  8.  302  Z.  4  MispeCe  I.  Miscbpete.  —  8.  305  Z.  IS 
Dieser  1.  Dieses.  —  8.  306  I.  Z.  v.  n.  auf  1.  durch.  -^  8.  308  Z.  2  ▼. 
n.  man  1.  dass.  —  8.  326  Z.  5  v.  u.  fehlt  ,,und**.  —  8.  361  Z.  5  dea 
I.  dem.  —  Das.  Z.  10  Abaja  1.  Abaji.  —  8.  366  Z.  14  y.  u.  geben  1. 
Geben.  —  8.  374  Z.  17  y.  u.  den  1.  dem.  Z.  16  ihn  1.  ihm.  Z.  15  sein 
1.  seinem.  —  8.  446  Z.  14  ältere  I.  altern.  —  8.  465  Z.  15  v.  n.  715 
1.  115.  —  8.  466  Z.  17  entlastet  1.  entlaste.  —  8.  486  Z.  14  uymen  U 
njmen.  —  8.  492  Z.  17  nach  „Wahrheit**  1.  „nicht**.  —  8.  496  Z.  1 
JuretoiiffiiKos  1.  JureconsuUoi.  —  8.  499  die  erste  Anmerk.  gehört  so 
Z.  4.  —  8.  503  Z.  8  V.  u.  nach  „Glaubwürdigkeit**  fehlt  „befragt**.— 
8.  504  Z.  7  doch  1.  noch.  ~  8.  511  Z.  10  Partie  1.  Partei.  —  Das. 
Z.  23  Glaubenswürdigkeit  1.  Glaubwürdigkeit. 


Druck  der  B.  G.  Tcubaer^fchea  OfTicIa  Ib  DrcMlen. 
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